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Die  Eheschliel^ung  von  Ausländern  im  Deiitsciien  Reiclie 

und  von  Deutsclien  im  Auslände  nach  Gesetzgebung  und 

Praxis  des  deutschen  internationalen  Privatrechts'). 

Von  Artlmr  Meyer^WltS,   Gerichtsreferendar  in  Königsbeig  L  Pi^ 

Die  Eingehung  einer  Ehe  ist  mit  Beziehung  auf  ihre  ZulXssigkeit 
nnd  Gültigkeit  aus  zwei  Gresichtspnnkten  zu  betrachten.  Man  hat  zu 
unterscheiden  die  materiellen  VoraoBsetzungen,  negativ  auBgedrttckt  die 
Ehehindemiflse ,  und  die  Form  der  Eheschliefsang.  Der  gewöhnliche 
Fall,  mit  dem  es  das  Recht  der  Eheschliefsang  eines  Staates  zu  thun 
hat,  ist  die  Eheschliefsung  von  Inlflndem  unter  einander  im  InLande. 
Die  vorliegende  Abhandlung  soll  die  besonderen  Fälle  der  „Ehe- 
schliefsang von  Ausländem  im  Inlande  und  von  Inländern  im  Auslande*' 
und  zvrar  speciell  nach  der  deutschen  G^etzgebung  .und  Praxis  zur 
Darstellung  bringen.  Selbstverständlich  kann  es  nicht  unsere  Au%abe 
sein,  die  Ehehindemisse  und  die  in  Betracht  kommende  Form  in  jedem 
einzelnen  Falle  festzustellen.  Es  handelt  sich  vielmehr  lediglich  um 
die  Frage,  welchem  Örtlichen  Rechte  f^  die  materiellen  Voraussetzungen 
und  für  die  Form  der  Eheschliefsung  von  Deutschen  im  Auslande  und 
von  Ausländem  im  Deutschen  Reiche  —  sei  es  unter  einander  oder 
mit  Fremden  —  nach  den  in  Deutschland  geltenden  Bestimmungen  der 
mafsgebende  Einflufs  zukommt.  Nur  das  deutsche  Recht  soll  zur  Dar- 
stellung gelangen.  Um  die  Bedeutung  dieses  Satzes  voll  zu  würdigen, 
mufs  man  vor  allem  im  Auge  behalten,  dafs  das  intemationale  Privat- 
recht lediglich  intemes  Recht  des  einzelnen  Staates  ist  und  da(s  die 
Reehtspflegeorgane  die  ihnen  vorliegenden  FuJUe  immer  nur  nach  den 
Vorschriften  ihres  eigenen  Rechts  zu  beurteilen  haben.  Angabe  des 
Standesbeamten  und  Richters  ist  es,  zu  untersuchen,  ob  in  dem  ge- 
gebenen Falle  besondere  Bestimmungen  seines  Heimatsstaates  bestehen, 
und  er  hat,  wenn  solches  nicht  der  Fall  ist,  die  in  seinem  einheimischen 
Rechte  geltenden  und  anerkannten  Regeln  des  internationalen  Privat- 
rechts zu  befolgen.  Letztere  allein  entscheiden  über  die  Zulässigkeit 
des  AbecUnsses  und  die  Gültigkeit  der  geschlossenen  Ehe  und  be- 
stimmen das  hierfür  mafsgebende  Recht  Abweichende  Gesetzes- 
bestimmungen eines  anderen  Staates  oder  Rechtsgebietes  sind  für  den 
deutschen  Richter  nicht  mafsgebend,  was  allerdings  die  Folge  haben 
kann,  dafs  über  die  Gültigkeit  einer  Eheschliefsung  von  den  Gerichten 
verschiedener  Staaten   oder  Rechtsgebiete  nach    verschiedenem  Rechte 


1)  Veizeiclmis  der  nur  mit  dem  Namen  des  Verfassers  dtierten  Schriften 
uind  sonstigen  Abkürzungen  veigl.  am  Ende  der  Abhandlung. 
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2  Arthur  Me^erowitz,  GerichtBreferendar  in  Königsbeig  i.  Pr., 

und  deshalb  auch  in  entgegengesetztem  Sinne  entschieden  wird^*). 
Der  traurige  Übelstand,  dafs  dieselbe  Ehe  möglicherweise  nach  dem 
Gesetze  des  einen  Staates  gtütig  und  nach  dem  Gresetze  vielleicht  des 
Nachbarstaates  unzulässig  ist,  ist  bei  dem  Stande  der  gegenwärtigen 
Gesetzgebung  nicht  zu  vermeiden.  Es  wurd  zur  Zeit  unmöglich  sein, 
«inen  Grundsatz  ao&usteUen,  nach  welchem  jeder  Ehe  die  gleiche  An* 
erkennung  in  allen  gesitteten  Staaten  sicher  ist'). 

Streng  logisch  wären  demnächst  die  materieUen  Voraussetzungen 
und  darauf  folgend  die  Form  der  Eheschlielkmg  zu  erttrtenL  Hit 
Rücksicht  darauf,  dafs  die  Form  der  Eheschliefsung  far  die  hier  zu 
'erörternden  Fragen  praktisch  wichtiger  und  interessanter  ist ,  soll  im 
Anschlufs  an  die  Anordnung,  die  auch  Neumann  in  seinem  preis- 
gekrönten „Tntemationalen  Privatrecht^  befolgt,  mit  der  Erörterung  der 
Form  der  Eheschliefsung  begonnen  werden. 

Erster  Teil: 

Die  Form  der  Ehesdüiefsang. 

§  !•    Allgremelne  Vorbemerkunsren. 

Was  die  Form  der  Eheschliefsung  angeht,  so  hat  hier  der  ^  die 
Form  der  Rechtsgeschäfte  überhaupt  bedeutungsvolle  Satz  locus  regit 
actirni  sein  recht  eigentliches  Anwendungsgebiet  Zum  Verständsis 
sollen  mnige  Bemerkungen  über  den  Sinn  der  obigen  Regel  voranf- 
geschickt  werden. 

Die  Form  eines  Rechtsgeschäfts  ist  eine  der  Voraussetzungen,  ist 
ein  Bestandteil  desselben.  Es  erscheint  demnach  angemessen,  die  er- 
forderliche Form  nach  demjenigen  örtlichen  Rechte  zu  beurteilen,  dem 
das  Rechtsgeschäft  überhaupt  unterliegt,  oder  genauer,  wo  das  in  Frage 
kommende  Rechtsverhältnis,  ftlr  welches  das  Rechtsgeschäft  nur  ein 
Durchbruchspunkt  ist,  seine  Wirkung  äufsert  Die  Rechtskonsequenz 
spricht  daher  für  den  Satz :  Die  Form  eines  Rechtsgeschäfts  kann  nur  nach 
demjenigen  Gesetze  beurteilt  werden,  welches  für  Begründung,  Auf- 
hebung oder 'Abänderung  des  in  Frage  kommenden  Rechtsverhältnisses 
mafsgebend  ist.  Nun  wird  es  oft  schwierig,  mitunter  sogar  unmöglich 
sein,  an  einem  vielleicht  weit  entfernten  Abschlufsorte  die  gesetzUchen 
Formen  des  Ortes,  dem  das  Rechtsgeschäft  angehört,  mit  Sicherheit  zu 
erfahren,  oder  wenn  man  sie  kennt,  zur  Anwendung  zu  bringen.  Die 
Erwägung,  dafs  unter  diesen  Umständen  ein  strenges  Festhalten  an 
obigem  Princip  vielßich  bereits  abgeschlossene  Verträge  ungültig  oder 
den  Abschlufs  selbst  überhaupt  unmöglich  machen  würde,  hat  bereits 
am  Ende  des  Mittelalters  ein  allgemeines  Gewohnheitsrecht  herbei- 
geführt, welches  sich  in  dem  Satze  ausdrückt:  locus  regU  adum^  d.  h. 
ein  Rechtsgeschäft  ist  in  Rücksicht  auf  seine  Form  als  gültig  zu  be- 


ll^) Vergl.  in  anderem  Zusammenhange  UrteU  des  O.L.G.  in  Stuttgart 
vom  12.  Juü  1895  in  Zeitschrift  Bd.  VH  S.  88  und  84,  insbes.  die  S.  84 
Anm.  1  angegebene  Litteratnr. 

2)  Klöppel  in  Zeitschrift  I  S.  201. 
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trachten,  wenn  die  Fonnvorachriften  des  ErrichtongBortes  beohachtet 
worden  sind.  Dieser  Satz  ist  mit  üs»t  völliger  Einhelligkeit  von  Theorie, 
Praxis  und  G^esetzgebang  aller  knltivierten  Länder  adoptiert  worden. 
Er  besieht  sich  aufserhidb  des  Sachenrechts  anf  alle  möglichen  Arten 
von  Rechtsgeschllften ,  nicht  nur  aof  obligatorische  Vertrttge,  sondern 
auch  auf  letztwillige  Verftlgangen  nnd  den  Akt  der  Eheschliefsnng '). 
Der  obige  Satz  ist  nicht  das  Qebot  joristischer  Konsequenz,  er  ver- 
dankt vielmehr  seine  Entstehung  nnd  Anerkennung  den  Bedürfnissen 
des  Vei^ehrs.  Die  obige  Regel  sollte  eine  Erleichterung  für  den 
Rechtsverkehr  schaffen,  eine  Begttnstigung  und  nicht  eine  Beschränkung 
daratellen.  Demgem&fs  kann  nach  allgemeiner  Anschauung  die  Hand- 
lung sowohl  in  den  Formen  der  lex  hd  aduSj  als  in  den  Formen  des 
ftlr  sie  allgemein  mafsgebenden  örtlichen  Rechts  rechtsgültig  vor- 
genommen werden.  Der  Satz  locus  regit  actum  hat  nur  eine  fakultative, 
nicht  eine  prohibitive,  zwingende  Bedeutung.  Dies  gilt  an  sich  auch 
f(Qs  die  Form  der  Eheschliefsung.  Die  Ehe  kann  gültig  in  der  am 
Eingehungsorte  oder  in  der  nach  den  Heimatsgesetzen  der  Eheleute 
vorgeschriebenen  Form  abgeschlossen  werden.  Unbedenklich  ist  es 
auch,  die  Abschliefsung  der  Ehe  in  der  Form  des  ^  die  persönlichen 
Verhdlltnisse  des  Ehemannes  mafsgebenden  örtlichen  Rechts  als  des- 
jenigen, wo  die  Ehe  iUre  Wirkung  ftufsert,  zu  gestatten^).  (Vergl. 
dagegen  bezüglich  der  materiellen  Voraussetzungen  S.  27  der  Abh.) 

Die  bisher  angeführten  Grundsätze  können  jedoch  nur  zur  An- 
wendung kommen,  soweit  nicht  die  positiven  Gesetzgebungen  oder 
Recbtsauf&ssungen  der  Staaten  ausdrücklich  oder  ihrem  Inhalte  nach 
sich  dieser  Auslegung  entziehen.  Es  kann  jeder  Staat  innerhalb  seines 
Gebietes  die  Anwendung  ausländischer  Formen  gültig  aussehliefsen  und 
die  Beobachtung  inländischer  Formen  auch  Ausländern  zur  Pflicht 
machen.  In  diesem  Falle  hat  die  Regel  locus  regit  ctctum  entgegen 
ihrem  ursprünglichen  Zwecke  und  ihrer  Entstehungsgeschichte  zwingende 
Bedeutung.  Der  fremde  Staat  hat  als  Gegenmittel  nur  die  Retorsion. 
Bei  Verkehrsgeschäften  werden  derartige  Ausnahmen  selten  vorkommen, 
da  die  Staaten  ein  Interesse  daran. haben,  den  Verkehr  möglichst  frei 
nnd  ungebunden  zu  gestalten.  Anders  ist  es  bei  der  Eheschliefsung, 
wo  das  öflentliche  Interesse  in  hervorragendem  Mafse  beteiligt  ist.  Die 
aufserordenüiche  Bedeutung  dieses  Instituts  für  das  öffentliche  Leben, 
die  Erwägung,  dals  unsichere  Formen  hier  leicht  entsittlichend  auf  das 
Volk  wirken  können,  sowie  zahlreiche  Rücksichten  staatsrechtlicber 
Natur  können  die  Gesetzgebung  des  Ortes  veranlassen,  über  die  Form 


8)  Zitelmann  U  S.  186  ff.  148  ff.  v.  Bar,  Theorie  I  S.  887,  858  ff.,  460. 
V,  Savigny  YIII  S.  850.  Niemeyer,  Vorschläge  S.  96  und  170.  Rocholl  in 
Zosammenst  VI  S.  21.  Stobhe  1  3.  248,  270.  Windseheid  I  S.  84  und 
Anm.  18.  Demburg  I  8.  109.  *Qierke  S.  281.  Über  die  Re^el  locus  regit 
actum  im  kanonischen  Recht  vergl.  v.  Scherer,  Rirchenr.  ll  (1899)  S.  209 
Anm.  214  (§  112). 

4)  Seuffert  Bd.  42  Nr.  214.  Regeleberger  S.  177.  Stobbe  I  8.  270. 
Hergenhahn  S.  188. 
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der  EheBchliefsimg  die  lokale  Souverllnität  unbedingt  entscheiden  bu 
lassen.  Ebenso  ist  es  möglich  und  kommt  vieliach  vor,  dafs  der 
heimatliche  G^etzgeber  die  Bestimmung  trifit,  dafs  eine  im  Auslande 
in  den  dortigen  Formen  geschloss^ie  Ehe  ungültig  sei.  Es  kann  dies 
SEu  internationalen  Schwierigkeiten  führen« 

Mit  Beziehung  auf  das  deutsche  internationale  Eheschliefsungsrecht 
mufs  hinsichtlich  der  Form  der  Eheschliefsung  die  Eingehung  derselben 
im  Inlande  und  im  Auslande  unterschieden  werden. 

§  2«    In  welcher  Form  können  Ausländer  im  Deutschen 
Reiche  eine  Bhe  eingrehen? 

a)    Die  deutschen  Formvorschriften  beireffend  die  Ehe- 
schliefsung haben  für  das  Gebiet  des  Deutschen  Reiches  zwingenden 

Charakter. 

Fttr  die  Ehen  im  Inlande  ist  die  Stellungnahme  zu  den  tlber  die 
Form  der  Eheschliefsung  geltenden  Grundsätzen  klar  gegeben.  Nach 
§  18  Abs.  3^)  des  EinfUhrongsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche 
in  Verbindung  mit  §  1817  des  Gesetzbuchs,  welche  den  im  Resultate 
auf  dasselbe  hinauskommenden  §  41^)  des  Personenstandsgesetzes  vom 
6.  Februar  1875  ablösen,  kann  —  abgesehen  von  dem  in  §  75  des 
genannten  Gesetzes  bezw.  Art  46  E.B.G.  vorgesehenen  unwesentlichen 
Ausnahmefalle  —  die  Ehe  gültig  nur  vor  dem  Standesbeamten  ge- 
schlossen werden^).  Danach  ist  die  obligatorische  Civilehe  die  allein 
rechtsgültige  Form  der  Eheschliefsung  für  das  gesamte  Gebiet  des 
Deutschen  Reiches.  Die  genannten  Bestimmungen  sind  von  dem  deut- 
schen Richter  auf  alle  Ehen  anzuwenden ,  welche  seit  dem  Zeitpunkte 
der  Geltung   des  Reichsgesetzes  vom   6.  Februar  1875   innerhalb   des 

5)  Vergl.  Entw.  Qebhard  §16  Abs.  2;  £.  II.  §  2245  Abs.  2;  £.B.  §  2870 
Abs.  2;  E.R.  Art  12  Abs.  3  des  E.G.  E.  I.  und  die  Motive  enthalten  nichts, 
was  zur  Erkläran^  des  Gesetzes  gebraucht  oder  mifsbraucht  werden  könnte, 
d.  h.  das  internationale  Privatrecht  ist  in  ihnen  nicht  behandelt.  Die  aus- 
gezeichneten (r«ÄAare/8chen  Motive  und  die  Rommisaionsprotokolle  II.  Lesung 
smd,  soweit  ihre  Erörterung  für  das  geltende  Recht  von  Interesse  ist,  an 
den  einschlägigen  Stellen  der  Abb.  citiert  Niedner  S.  86.  Niemeyer  S.  40. 
Bericht  der  Keichstagakommission  S.  180.  Barazetti  S.  59/60.  Keidel  in 
Zeitschrift  Vli  S.  239.  Achilles  S.  682.  Fischer  -  Herde  8.  1020.  Haidien 
IV  S.  426.    Leske  S.  17.    Mngdan  S.  282  f. 

6)  Vergl.  über  die  hierher  gehörigen  Fragen  v.  Sicherer  S.  846  zu 
§  41,  Hinsohius  S.  158  zu  §  41  Note  49.  Stiegele  S.  140  Anm.  175.  Stölzel 
8.  2.  Gebhard  8.  102.  v.  Bar,  Theorie  I  S.  463.  Neumann  S.  100.  Koch 
lU  S.  75  Anm.  21. 

7)  Art  13  Abs.  3  EG.B.;    „Die  Form  einer  Ehe,  die  im  Inlande  ge- 
schlossen wird,  bestimmt  sich  ausschliefslich  nach  den  deutschen  Gesetzen.*' 

§  1317  B.G.:  „Die  Ehe  wird  dadurch  seschlossen,  dafs  die  Verlobten 
vor  emem  Standesbeamten  persönlich  und  bei  gleichzeitiger  Anwesenheit 
erkl&ren,  die  Ehe  mit  einanaer  eingehen  zu  woUen  etc.^ 

§  41  des  G.  vom  6.  Februar  1875:  „Innerhalb  des  Gebietes  des 
Deutschen  Reiches  kann  eine  Ehe  rechtsgültig  nur  vor  dem  Standesbeamten 
geschlossen  werden.** 
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dentBehen  ReichggebieteB  eingegangen  sind.  Ausländer  unterstehen, 
wenn  sie  bei  uns  heiraten  woÜen,  genau  dem  gleichen  Rechte.  Durch 
die  Bestimmung  des  Art  18  Abs.  3  ELB.O.  ist  jeder  Zweifel  bezüglich 
der  exklusiven  Tendenz  der  Formvorschriften  tlber  die  Eheschliefsung 
ausgeschlossen.  Die  Regel  locus  regit  actum  hat  somit  für  die  Form 
der  in  Deutschland  abzuschliefsenden  Ehen  unbedingt  zwingende  Be- 
deutung. Nur  die  vor  dem  Standesbeamten  geschlossene  Ehe  ist  rechts- 
gültig, jede  in  anderer  Form  geschlossene  Ehe  ist  nichtig.  Dies  gilt 
insbesondere  von  den  durch  kirchliche  Einsegnung  vollzogenen  Ehe- 
bttndnissen  der  Fremden,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  die  Gesetzgebung 
des  fremden  Staates,  dem  die  Eheschliefsenden  angehören,  die  Be- 
obachtung der  kirchlichen  Form  unbedingt  fordern  sollte,  wie  dies 
seitens  Rufslands  hinsichtlich  der  Mitglieder  der  orthodoxen  Kirche 
geschieht®).  Derartige  Bestimmungen  sind  übrigens  durchaus  verkehrt 
und  unzweckmäfsig.  Kein  Staat  sollte  seinen  Unterthanen,  welche  eine 
Ehe  eingehen  wollen  und  kOnnen,  dieselbe  durch  das  Verlangen  sittlich- 
religi(feer  Förmlichkeiten,  welche  am  Orte  des  Aufenthalts  der  Nup- 
turienten  oft  nicht  einmal  erftlllt  werden  können,  erschweren  oder  un- 
inöglich  machen.  Man  sollte  die  Bedeutung  derartiger  Förmlichkeiten 
nicht  über  das  Mafs  steigern.  Von  Savigny  und  Th6t^)  wird  aller- 
dings die  AufiGMSung  vertreten,  dafs  ein  Gesetz,  welches  die  kirchliche 
Trauung  fordere,  eine  lex  cogens  sei.  Ebenso  hat  wunderbarerweise 
der  Haager  Kongrefs  in  Art  4  über  die  Bestimmungen  der  Ehe  den 
Satz  aufgenommen:  „Als  gültig  in  formeller  Hinsicht  wird  überall  jede 
Ehe  anerkannt,  die  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  wo  sie  statt- 
gefunden hat^  geschlossen  worden  ist.  Es  ist  jedoch  selbstverständlich, 
dafs  die  Ländtr,  nach  deren  Gesetzgebung  eine  religiöse  Trauung  er- 
forderlich ist,  die  Ehen  ihrer  Staatsangehörigen  nicht  als  gültig  erachten 
können,  sobald  jene  ohne  Beobachtung  dieser  Vorschrift  im  Auslande 
geschlossen  worden  sind^^)."  Der  letzte  Satz  ist  unzweifelhaft  un- 
richtig. Es  soll  nicht  verkannt  werden,  dafs  ein  christlicher  Staat 
konsequent  handelt,  wenn  er  der  Ehe,  seiner  Grundlage,  auch  recht- 
lich einen  christlichen  Charakter  vindiciert  Es  firagt  sich  indessen 
doch  jedenfalls,  ob  christliche  Ehen  ohne  kirchliche  Trauung  begrifflich, 
und  wesentlich  unmöglich  sind.  Diese  Frage  mufb  entschieden  verneint 
werden.  Die  Trauung  ist  nach  ihrem  geschichtlichen  Ursprünge  und 
nach  modemer  Auffassung  ein  weltlicher  Akt^^).  Auch  der  Geistliche, 
der  eine  Trauung  vornimmt,  thut  dies  mit  bürgerlich- rechtlicher  Wirkung 
immer  nur  kraft  der  Gesetze  des  Staates,  er  ist  also  insoweit  Givil- 
standsbeamter  des  Staates^'). 


8)  Bericht  der  Reichstagskommisnon  S.  181.    Oebhard  S.  102.    Donle 
S.  70  Amn.  2. 

9)  Savigny  VIH  S.  357.     Thöl  S  80. 

10)  Cahn,  „Zweiter  internationaler  Kongrefs  für  internationales  Privat- 
recht im  Haag«  (25.  Juni  bis  13.  Juli  1894)  in  Zeitschrift  V  S.  5. 

11)  Obertribnnal  XXIX  S.  388.    v,  Bar,  Theorie  I  8.  473. 

12)  Vortrefflich  bemerkt  Luther  in  seinem  Traubüchlein:    „So  maachs 
Land,  so  manche  Sitte**  sagt  das  gemeine  Sprichwort,  demnach  weil  die 
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Deatschland  also  erkennt  eine  im  Deutschen  Reiche  vorgenommene 
kirchliche  Trauung,  der  nicht  die  ciyile  vorangegangen  ist,  nicht  an. 
Nicht  zu  tlberaehen  ist,  dafs  sich  der  Einflufs  der  Bestimmung  der 
deutschen  Gesetze  nur  soweit  erstreckt,  als  die  Gültigkeit  solcher  Eben 
in  unserem  Staate  in  Frage  kommt,  während  der  Heimatsstaat  des 
Ausländers  die  in  seinen  Formen  bei  uns  vollzogene  Ehe  als  gtütig 
behandeln  kann.  Jedoch  wird  es  für  den  Ausländer  r^gelmäfsig  un- 
möglich sein,  die  Ehe  mit  Umgehung  der  deutschen  Formen,  in  den 
Formen  der  Heimat  einzugehen.  Den  Geistlichen  ist  durch  §  67  des 
Gesetzes  vom  6.  Februar  1875  bei  Strafe  verboten,  die  kirchliehe 
Trauung  vorzunehmen,  bevor  der  Nachweis  des  bereits  stattgefundenen 
Eheschlusses  vor  dem  Standesbeamten  geführt  ist  (vergl.  jedoch  den 
Abs.  2,  welchen  §  67  durch  Art.  46  des  Einf.G.  zum  B.G.B.  er- 
halten hat). 

Auch  Konsulatsehen  von  Ausländem  sind  im  Deutschen  Reiche 
principiell  ausgeschlossen.  Gegen  den  betreffenden  Konsul  würde  ohne 
weiteres  wegen  Amtsanmafsung  vorgegangen  werden.  Die  ausländischen 
diplomatischen  Vertreter  und  Konsuln  können  eine  Funktion  als  Civil- 
Standsbeamte  nur  auf  Grund  des  internen  Staatsrechtes  ausüben.  Die 
besondere  Zustimmung  des  Staates  zur  Vornahme  von  Eheschliefsungen 
seitens  der  bei  ihm  beglaubigten  diplomatischen  Agenten  und  Konsuln 
wird  deswegen  gefordert,  weil  diese  Vornahme,  als  Ausübung  einer 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  ohne  Genehmigung  des  Staates  mit  dessen 
Sonvetttnität  nicht  vereinbar  ist^^).  Dieser  Standpunkt  wird  in  den 
europäischen  Staaten,  in  denen  die  obligatorische  Civilehe  eingeführt 
ist,  ganz  allgemein  vertreten  (vergl.  z,-B.  Bericht  des  Bundesrats  etc., 
Schweiz.  Bundesblatt  1899  I  S.  361  [in  Zeitschrift  IX  S.  266],  worin 
die  Vornahme  civilstandsamtlicher  Funktionen  durch  die  Konsuln  aus- 
wärtiger Staaten  in  der  Schweiz  für  unzulässig  erklärt  wird). 

h)   Die  Möglichkeit  der  Umgehung  der  deutschen  Farm. 

Zwei  Möglichkeiten  sind  jedoch  gegeben,  auch  innerhalb  des 
Deutsehen  Reiches  die  deutsehen  Formen  zu  umgehen.     Bestimmt  ein 


Hochzeit  ein  weltlich  Geschäft  ist,  gebührt  uns  GMstlicken  oder  Kirchen- 
dienern nichts  darin  zu  ordnen  oder  rweren,  sondern  lassen  einer  i^chen 
Stadt  und  Land  hierin  ihren  Brauch  und  Gewohnheit,  wie  sie  gehen.  fStliche 
Ähren  die  Braut  zwei  Mal  zur  Kirchen,  bdde  des  Abends  und  des  Morgens, 
etliche  nur  einmal;  etliche  verkündisen's  und  bieten  sie  auf  auf  der  Kanzel, 
zwo  oder  drei  Wochen  zuvor;  solch^  alles  und  dergleichen  lass'  ich  Herren 
und  Rat  schaffen  und  machen,  wie  me  wollen,  es  geht  mich  nichts  an.  Aber 
so  man  von  uns  begehrt  für  der  Kirchen  oder  in  der  Kirchen  sie  zu  segnen, 
über  sie  zu  beten  Sder  sie  auch  zu  trauen,  sind  wir  schuldig  dasselbige  zu 
thun."  Freilich  nennt  er  die  kirchliche  Eheschlielsang  eine  „reine  und  ctuist- 
liche  Ordnung",  aber  er  stellt  die  Trauung  nicht  als  ein  Postulat  der  Kirche 
aufj  .sondern  vielmehr  als  eine  Erfüllung  eines  von  aufsen  her  an  die  Kirche 

gerichteten  Begehrens,  dem  sie  sich  nicht  entziehen  dürfe.    {Friedberg.  Recht 
er  EheschUeCrang  (1865)  S.  204.) 

18)  VerffL  MarioUe  im  „Archiv  für  öffentUches  Recht«*  XIU  (1897) 
S.  490,  der  die  Staats-  und  völkerrechtliche  Seite  der  Eheschliefsung  vor 
diplomatischen  Agenten  und  Konsuln  ebdgehend  erörtert. 
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StMt,  wie  a.  B.  die  nofdamerikaniBche  Union,  dab  seine  Unterthanen 
die  iihe  aaeb  formlos  oder  etwa  vor  Privatzeugen  eingehen  können, 
flo  wird  sie  der  deutsche  Staat  nicht  hindern  können,  ausschliefslich 
aoalindische  Formen  anaawenden  ^^).  Der  deutsche  Richter  würde 
eine  solche  Ehe,  wenn  er  in  die  I^ge  kommt,  ttber  deren  Gültigkeit 
zu  entscheiden  (vecgL  §  606  der  C.Pr.0.,  Fassung  vom  17.  Mai  1898^'^)), 
ftlr  nichtig  erkütren  müssen.  Auch  würde  er  die  Ehe  als  nicht  vor- 
hsmden  aiuusehen  haben,  in  allen  Fällen,  in  denen  die  Gültigkeit  der- 
selben eine  Vorfrage  wSre  für  die  Entscheidung  eines  anderen  Rechts- 
aoeprucha,  z,  B.  eines  Erbanspmchs. 

Eine  andere  Möglichkeit,  sich  über  die  deutschen  Formvorschriften 
hinwegzusetzen,  besteht  für  den  Ausländer  in  der  Eingehung  der  Ehe 
vor  dem  Gresandten  oder,  sofbm  es  sich  um  eine  kirchliche  Trauung 
handelt,  vor  dem  Gresandtschaftsprediger.  Die  diplomatischen  Vertreter 
genielsen  das  Privil^um  der  Exterritorialität  und  können  daher  nicht 
in  Strafe  genommen  werden.  Die  Vornahme  der  Ebeschliefsung  bleibt 
hier  zwar  straflos,  aber  sie  ist  nichts  destoweniger  unzulässig  und  nach 
deutschem  Rechte  ungültig,  die  betreffenden  Nupturienten  müfsten  denn 
Exterritoriale  sein  ^^).  Vor  der  Ungültigkeit  schützt  auch  die  Vornahme 
der  Ebeschliefsung  im  Gesandtschaftsgebäude  nicht  Auch  dieses  ist 
deutscher  Boden  und  den  deutschen  Gesetzen  unterworfen.  Für  die 
Gesandtschaftsgebäude  ist  Exterritorialität  nicht  begründet  ^^).  Wenn 
gleichwohl  von  einer  solchen  gesprochen  wird,  kann  dies  nur  in  dem 
Sinne  geschehen,  dafs  die  betreffenden  Gebäude  den  Behörden  des  In- 
landes unzugänglich  sind.  Die  rechtlichen  Beziehungen  derselben  be- 
stimmen sich  nach  inländischem  Rechte.  Soweit  der  Satz  locus  regü 
adum  in  Frage  kommt,  gelten  sie  als  Teile  des  Inlandes ,  nicht  des 
Auslandes.  Die  deutsche  Reichsregierung  hält  mit  Recht  streng  an 
dieser  Aufßusung  fest^®).  Der  entg^engesetzte  Standpunkt  würde 
auch  zu  der  widersinnigen  Konsequenz  führen,  dafs  jedes  beliebige 
Individuum,  insbesondere  auch  die  eigenen  Unterthanen  des  Deutschen 
Reiches  innerhalb  Deutschlands  eine  formell  gültige  Ehe  unter  den- 
selben Bedingungen  wie  im  Auslande  eingehen  könnten. 

c)   Eiwselheiten  über  die  formellen  Erfordernisse. 

Der  oben  aufgestellte  Satz,  wonach  die  Regel  locus  regit  actum 
für  die  Form  der  Ebeschliefsung  in  Deutschland  zwingende  Bedeutung 
hat,  bezieht  sich  auf  alle  formellen  Erfordernisse,  insbesondere  auch 
auf  das  Aufgebot     Auch  den  Ehen  der  Ausländer  soll   das  Aufgebot 


14)  V.  Bar,  Theorie  I  S.  464;  Lehrbuch  S.  73  Anm.  1. 

15)  Vergl.  dazu  MariolU    in  Zeitschrift  VIU  (1898)  S.  456  ff. 

16)  Zorn  in  Hirth,  Annalen  (1882)  S.  122.    Gebhard  S.  102. 

17)  Hinschius  S.  158  Note  49.    v.  Bar,  Theorie  I  S.  466.    Koeh  III 
&  75  Anm.  21. 

18)  Oebhard  S.  24  und   102  Anm.  1.    Dem  Resultate  nach  überein- 
stimmend auch  Marieiu,  Völkerr.  II  S.  804. 
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nach  den  VorBchriften  der  dentschen  Gesetsse  vorangehen.  Von  sonstigen 
OrdnnngSTorschriften  sind  in  diesem  Zusammenhange  zu  erwtthnen  die 
in  allen  Bundesstaaten  mit  Ausnahme  Bremens  bestehenden  Bestim- 
mungen, welche  die  Eheschliefsung  der  Ausländer  im  Inlande  entweder 
von  der  Beibringung  eines  Zeugnisses  abhängig  machen,  dafs  nach  dem 
Hechte  des  Heimatsstaates  der  beabsichtigten  Ehe  ein  Hindernis  nicht 
im  Wege  stehe  oder  von  einer  Erlaubnis  der  inländischen  Obrigkeit, 
deren  Erteilung  unter  anderem  durch  den  Nachweis  der  ZulMssigkeit 
der  Ehe  nach  dem  Rechte  des  Heimatstaates  bedingt  ist  Diese  Vor- 
schriften sind  nach  §  1315  Abs.  2  B.6.B.  unberUfajrt  geblieben  (vergL 
auch  §  38  Ges.  vom  6.  Februar  1875)  "  """^  "•).     Grund  und  Zweck 


19)  GesetKgebexische  Vorarbeiten:  £.  L  §  1243  Sats  2  und  Motive  IV 
S.  34.  E.  II.  §  1221  Satz  2;  £.B.  §  1300  Satz  2.  E.R.  1298  Abs.  2.  Litte- 
ratur:  Hinschius  S.  136  ff.  v.  Sicherer  S.  274  ff.  Planck,  B.G.B.  IV.  Bd. 
S.  18.  Vorbemerkunfif  zu  Buch  IV.  Zweiter  Titel  und  S.  34  zu  §  1315  Abs.  2. 
Die  durch  S  1315  Am.  2  in  Bezug  genommenen  Bestimmungen  der  Landes- 

Sesetze  sind  zumeist  in  den  von  den  einzelnen  Bundesstaaten  zur  Ausführung 
es  Buxgerlicben  Gesetzbuchs  gem&fs  Art.  3,  218  £G.  erlassenen  Gesetzen 
neu  geordnet.  VergL  u.  a.  a)  Preufsen:  Ges.  vom  20.  September  1899 
Art  Ö  §8  1—6  (GesSlg.  1899  Nr.  31  S.  203).  ß)  Württemberg:  Ges.  vom 
28.  Juli  1899  Art.  256  (Reg.Bl.  1899  Nr.  22  S.  511).  y)  Hessen:  Ges.  vom 
17.  JuU  1899  Art  104  (Reg.BL  1899  Nr.  24  S.  161,  162]^  (T)  Baden:  Ges. 
vom  17.  Juni  1899  Art.  32.  t)  Mecklenburg-Schwerin:  V.  vom  9.  April 
1899  §  207.  C)  Sachsen-Weimar-Eisenach:  G.  vom  5.  April  1899 
§§  175 ff.  ti)  Braunschweig:  G.  vom  12.  Juni  1899  §§  67—72.  9)  Anhalt: 
G.  vom  18.  April  1899  Art  56  §§  1-5.  *)  Lippe:  G.  vom  17.  November 
1899  §  34.  x)  Hamburg:  G.  vom  14.  Juli  1899  §  67.  Veigl.  zu  cf)-«) 
Becher  \  .Die  Ausfahmngsgesetze  zum  bürgerlichen  Gesetzbache."  Abt  II. 
S.25.  XI  S.  44.  XXI  S.  34.  35.  IV  S.  17.  18.  I  S.  25.  IX  S.  8.  9.  VH  S.  10. 
Far  Bayern  gilt  Art  34  (39  frühere  Fassuns)  des  Gesetzes  überHd- 
mat,  Verehelichung  und  Aufenthalt  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom 
80.  Juli  1899.  Vergl.  „Der  Standesbeamte''  1889.  S.  219  a.  £.  Für  Sachsen 
gilt  §  7  der  Verordnung  zur  Ausfuhrung  des  Reichsgesetzes  über  die  Be- 
urkundung des  Personenstandes  und  die  Eheschliefsung  vom  6  Februar  1875 
in  der  vom  1.  Januar  1900  geltenden  Fassung  vom  12.  JuU  1899.  Zeitschrift 
IX  S.  502. 

Die  in  den  citierten  Landesgesetzen  enthaltenen  Vorschriften,  welche 
Ausländer  verpflichten,  den  Nachweis  zu  fuhren,  dafs  sie  ihre  Staatsange- 
hörigkeit auf  ihre  Ehefrau  und  ihre  ehelichen  oder  durch  die  nachfolgende 
Ehe  legitimierten  Kinder  Übertragen,  finden  auf  Italiener,  Belgier  und 
Schweizer,  welche  mit  Deutschen  in  Deutschland  eine  Ehe  eingehen  wollen, 
keine  Anwendung.  Verci.  Übereinkunft  des  Dentschen  Reichs  mit  Italien 
vom  3.  Dezember  1874  (Centralblatt  für  das  Deutsche  Reich  1875  S.  155X 
mit  Belgien  vom  8.  Oktober  1875  (Centralblatt  1875  S.  719)  und  mit  der 
Schweiz  vom  4.  Juni  1886  (Centralblatt  1886  S.  232). 

19>)  Das  Preufs.  Ausf.Ges.  zum  B.G.B.  vom  22.  September  1899  Art  43 
bestimmt: 

§  1.  Wollen  AuslUnder  oder  Ausländerinnen  in  Preufsen  eine  Ehe 
eingehen,  so  haben  sie  ein  Zeugnis  der  zuständigen  Behörde  des  Staates, 
dem  sie  angehören,  darüber  beizubringen ,  dafs  der  Behörde  ein  nach  den 
Gesetzen  dieses  Staates  bestehendes  Ehehindemis  nicht  bekannt  ge- 
worden ist 

§  2.  Ausländer  haben  aufserdem  ein  Zeugnis  der  zuständigen  Be- 
hörde des  Staates,  dem  sie  angehören,  darüber  beizubrinffen,  dafs  sie  nach 
den  Gesetzen  dieses  Staates  ihre  Staatsangehörigkeit  nicnt  durch  die  Ehe- 


Die  EheBchlieftong  von  AoalSiidern  im  DeatBehen  S^cbe  etc  9 

dieser  Bestimmiingen  ÜDd  in  enter  Reihe  in  der  grofsen  Bedeutung  zu 
suchen,  welche  die  im  Inlande  geschlossenen  Ehen  der  Fremden  für 
die  Interessen  des  Inlandes  darum  haben,  weil  ihm  Inianderinnen, 
welche  eine  yom  Rechte  des  Mannes  nicht  anerkannte  Ehe  eingehen, 
leicht  in  der  Folge  samt  ihren  Kindern  zur  Last  fiiUen  kOnnen,  femer 
in  dem  Bestreben,  in  Wahrung  der  dem  Auslände  gegenüber  bestehenden 
Pflichten,  die  Eingehung  gesetzwidriger  Ehen  von  Ausländem  zu  ver- 
bflten  und  der  Umgehung  ausländischer  Gesetze  entgegen  zu  treten  '^). 
Die  auslandischen  Rechte  kennen  ähnliche  Vorschriften.  Es  handelt 
sieh  bei  diesen  Bestimmungen  in  der  Hauptsache  um  blofse  Ordnungs- 
vorschriften. Vom  Standpunkte  des  deutschen  Rechts  ist  ihre  £r- 
Alllung  in  erster  Reibe  Form.  (Dies  wird  von  Hinsehius  S.  170 
Anm.  94  zu  §  48  und  v.  Sicherer  S.  137  ff.  nicht  genflgend  beachtet) 

4)    Die  Befolgung  ausländischer  Formvorschriften  neben  den 
deutschen  bleibt  den  Interessenten  überlassen. 

Die  Formen  des  deutschen  Rechts  sind  erforderlich  und  ausreichend. 
Die  Berücksichtigung  des  Personalstatuts  der  Nupturienten  bezw.  des 
Mannes  allein  in  der  Weise,  dafs  neben  der  deutschen  Form  der  Ehe- 
scbliefsung  auch  die  durch  jenes  Personalstatut  vorgeschriebene  erforder- 
lich sein  solle,  vertragt  sich  nicht  mit  der  Rücksicht  auf  die  Autorität 
der  von  deutschen  Behörden  vorgenommenen  Amtshandlungen.  Ob 
Ausländer  mit  der  in  deutschen  Formen  abgeschlossenen  Ehe  ftlr  sich 
allein  nach  ihrem  heimischen  Rechte  bestehen  kOnnen  und  ob  es  viel- 
leicht ftir  sie  empfehlenswert  ist,  die  einheimische  Form  nachzuholen, 
ist  eine  andere  Frage.  Selbstverständlich  steht  es  den  Ausländem,  wie 
ja  auch  den  Deutschen  frei,  dem  standesamtlichen  Akte  die  kirchliche 
Trauung  folgen  zu  lassen.  Es  ist  auch  nicht  in  Abrede  zu  stellen, 
dafs  das  Volksbewufstsein  in  Deutschland  zur  vollständigen  Legitimität 
der  Ehe  noch  heute  die  kirchliche  Trauung  fordert.  Eine  Verpflichtung 
zu  letzterer  besteht  jedoch  nicht  Vom  Standpunkte  des  Gesetzgebers 
ist  die  kirchliche  Trauung  ein  sufperfti/mm. 

Die  gleichen  Grundsätze  wie  für  die  Form  der  Eheschliefsung 
überhaupt  gelten  ftlr  das  Aufgebot  Schliefsen  Ausländer  in  Deutsch- 
land eine  Ehe  ab,  bezüglich  deren  ihr  heimisches  Recht  Verkündung 
des  Aufgebots  in  der  Heimat  verlangt,  so  wird  es  lediglich  ihre  Sache 
sein,  die  Verkündung  herbeizuftlhren.  Für  das  Inland  kann  die  Zulässig- 
keit  der  Ehe  durch  ein  solches  Aufgebot  nicht  bedingt  sein,  es  kommen 
nur  die  inländischen  Au^botsvorschriften  in  Betracht. 


schlielflung  verlieren,  soudem  auf  ihre  Ehefrau  und  ihre  ehelichen  oder 
durch  die  nachfolgende  Ehe  legitimierten  Kinder  übertragen. 

§  3  triflt  Bestimmungen  über  die  zur  Ausstellung  der  in  §§  1  und  2 
verlangten  Zeuenisse  zuständiger  Behörden. 

§  4  giebt  dem  Justizminister  zu  §  1  fOr  den  Einzelfall  und  dem  Minister 
des  Inneren  zu  §  2  ein  allgemeineres  Dispensrecht 

§  5:  Die  ftir  die  Eheschliefsung  von  Ausländem  bisher  geltenden  landes- 
geBetzlichen  Yorscluiften  werden  aufgehoben. 

20)  Gebhard  S.  100.    Zeitschrift  VI  S.  161  ff.    Planck  S.  12& 
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Keidd  mifsbilligt  die  eben  erörterten  GrandsHtKe  beEQ^ch  der 
Form  der  Eheschlieisang  auf  das  entschiedenste  und  meint  insbesondere 
mit  Beziehung  auf  die  religiösen  Vorschriften  des  Auslandes:  „Wenn 
die  Staaten  sich  nicht  entschliefsen  können,  von  der  Forderung  der 
obligatorischen  Civilebe  fttr  diese  Fülle  abaugehen,  scheint  es  wesigstens 
geboten,  die  Erftlllung  der  religiösen  Förmlichkeiten  als  ein  materiell- 
rechtliches  Erfordernis  der  Eheschliefsung  zu  behandeln  und  die  Ehe, 
trotzdem  sie  in  den  den  Gresetzen  des  Eheschliefsungsortes  entsprechenden 
Formen  abgeschlossen  ist,  als  nichtig  zu  betrachten,  wie  dies  trotz  der 
formellen  OtllUgkeit  auch  sonst  beim  Mangel  der  inneren  Voxaossetzangen 
der  Ehe  geschieht '^).^  Dieser  Vorschlag  verdient  jedoch  keinen  Bei- 
fall. Wenn  es  sonst  vorkommt,  dafs  eine  formell  gültige  Ehe  sich  als 
materiell  ungültig  herausstellt,  so  liegen  in  solchen  Füllen  die  Verhält- 
nisse erheblich  anders.  Der  Orund  ist  dann  ein  sich  spftter  heraus- 
stellender Mangel.  Es  würe  aber  des  Oesetzgebers  unwürdig,  eine  Ehe 
trotz  eines  von  vornherein  bestimmten  Mangels  zuzulassen  und  sie  dann 
ftir  nichtig  zu  erklttren.  Die  bayerische  und  preufsische  Begierung 
haben  einen  anderen  Modus  gesucht  Das  bayerische  Staatsministerium 
des  Inneren  hat  in  einer  Entschliefsung  vom  18>  April  1890  mit  Be- 
ziehung auf  die  griechischen  und  russischen  Staatsangehörigen  bestimmt, 
dafs  ihnen  die  nach  bayerischem  Landesrecht  erforderliche  Erlaubnis 
zum  Abschlüsse  einer  Ehe  in  Bayern  nur  dann  erteilt  werden  solle, 
wenn  nach  Umständen  mit  Sicherheit  anzunehmen  ist,  dafs  dieselben 
nach  Vornahme  der  Eheschliefsung  vor  dem  Standesbeamten  den  Vor- 
schriften ihres  Nationalgesetzes  über  die  kirchliche  Trauung  genügen  '*). 

Die  preufsischen  Standesbeamten  sind  durch  ministerielle  An- 
ordnung angewiesen,  die  standesamtliche  Eheschliefsung  von  Nup- 
tnzienten  russischer  Staatsangehörigkeit  nur  nach  vorgängiger  ministe- 
rieller Erlaubnis  vorzunehmen,  und  diese  wird  nur  dann  erteilt,  wenn 
ca/u8a  oogmta  als  sichergestellt  erachtet  werden  kann,  dafs  der  standes- 
amtlichen Eheschliefsung  die  Trauung  durch  einen  Geistliehen  der 
Konfession  des  Bräutigams  folgen  werde  ^).  Derartige  Aushttllsmittel 
dürften  jedoch  schwerlich  befriedigen.  Es  liegt  auch  hierin  eine  Be- 
einträchtigung der  Autorität  der  von  deutsche  Behörden  vorzu- 
nehmenden Amtshandlungen. 

Richtig  ist,  dafs  bei  der  Auffassung  des  deutschen  Geeetzgebeis 
vielfach  Ehen  werden  geschlossen  werden,  die  in  der  Heimat  der  Nup- 
turienten  ungültig  sind.  Diesem  Obelstande  kann  wirksam  nur  dadurch 
begegnet  werden,  dafs  man  Fremde,  die  den  erwähnten  Ländern  an- 
gehören, in  Deutschland  zur  Eheschliefsung  überhaupt  nicht  zuläfst. 

c)    Ausnahmen  von  dem  jsu  a — d  erörterten  Princip. 

An  den  erörterten  Orundsätzen  wird  von  der  Gesetzgebung  principiell 
festgehalten.     Gesetzliche  Ausnahmen  sind  nattlrlich  möglich.    Von  einer 


21)  Keidel  in  ZeHschrift  VlI  8.  289  Anm.  7. 

22)  Keidel  a.  a.  O. 

28)  Bericht  der  Reichstagskommisrion  S.  180. 
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solchen  ist  sehen  am  Eingange  des  Paragraphen  die  Bede  gewesen.  §  75 
des  Ges.  vom  6.  Fehnuur  1875  bestimmt  in  der  Fassung,  die  er  dorch 
Art  46  t  V  des  Einführongsgesetaes  zom  Bfligerlichen  Oesetsbach  er- 
halten  hat:  „Innerhalb  solcher  Qrenxpfarreien ,  deren  Besirk  sich  in 
das  Ausland  erstreckt,  bleibt  das  bestehende  Recht  für  die  Form  und 
Beurkundung  derjenigen  Eheschliefsungen  ma&gebend,  fOr  welche  ein 
Standesbeamter  nach  d^  Vorschriften  des  Bttrgeiiichen  (Jesetsbuchs 
nicht  zuständig,  dagegen  nach  dem  bestehenden  Rechte  die  Zuständigkeit 
des  Geistlichen  be^rttndet  ist 

Im  Geltungsgebiete  des  prenfsischen  Ges.  vom  9.  Mftrz  1874  ist 
unter  dem  bestehenden  Rechte  dasjenige  Recht  zu  verstehen,  welches 
▼or  dem  Inkrafttreten  jenes  Gresetses  mafsgebend  war." 

„Diese  Ausnahmebestimmung  ist  durch  das  an  der  Reichsgrenie, 
namentlich  gegen  Osterreich,  vorkommende  eigentümliche  Verhültnis 
einer  Einpfanung  ausländischer  Gemeinden  in  eine  inlündische  Pfiur- 
kirche  geboten.  Die  solchergestalt  eingepfiurten  Ausländer  haben  das 
Recht,  zur  Vollziehung  ihrer  kirchlichen  Trauungsakte  die  inländische 
Pfarrkirche  zu  benutzen**)." 

Im  tlbrigen  können  Ausnahmen  nur  durch  Staatsvertrttge  geschaffen 
werden  ''^).  Es  ist  dies  geschehen  durch  die  folgenden  Verträge,  durch 
welche  die  von  den  betreffenden  ausländischen  Konsuln  auf  Grund 
ihrer  Landesgesetze  in  Deutschland  vorgenommenen  Eheschliefsungen 
ab  nach  deutschem  Rechte  gültige  anerkannt  werden. 

1.  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  Seiner 
Majestät  dem  Könige  von  Preufsen  im  Namen  des  Norddeutschen 
Bundes  und  des  Zollvereins  mit  dem  Freistaate  Salvador  vom  18.  Juni 
1870«  Verlängert  durch  die  Konvention  zwischem  dem  Freistaate  Sal- 
vador und  dem  Deutschen  Reiche  vom  12.  Januar  1888. 

Art  8  Abs.  2.  Die  Ehe  eines  Salvadoreners  soll  in  Deutsch- 
land und  die  Ehe  eines  Deutschen  soll  in  Salvador  ftlr  gtlltig  an- 
gesehen werden,  wenn  diese  Ehe  geschlossen  ist  gemäfli  den  Gesetzen 
seines  Heimatlandes  (R.G.B1.  1872  S.  377  ff.,  insb.  382  und  1889 
a  191). 

2.  Freundschafts-,  Handels-  und  SchifUirtsvertrag  zwischen  Seiner 
Majestät  dem  Deutschen  Kaiser,  Könige  von  Preufsen  im  Namen  des 
Deatachen  Reichs  und  dem  Freistaate  Costa  Rica  vom  18.  Mai  1875 
Art  9,    in  Verbindung  mit  der  Deklaration   in   dem   Protokolle  vom 

21.  November  1873  (R.G.BL  1877  8.  18  ff.,  insb.  18,  37,  38). 
Dieser  Vertrag  ist  infolge  Kündigung  mit  dem  31.  November  1897 
aulser  Kraft  getreten  (R.G.B1.  1897  S.  785).  VergL  ttber  die  unklare 
Fassung  des  aufser  Kraft  getretenen  Vertrages  v.  Süekerer  S.  346  Anm.  2. 

3«  Konsularvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Brasilien 
vom    10.    Januar   1882    (R.G.BL   1882  S.  69  ff.),    auiker  Kraft  seit 

22.  September  1887. 


24)  V.  Sicherer  S.  445.    Vergl  auch  Hinschitu  S. 

25)  Fiseher-HenU  S.  1020.     Cosack  11  8.  424. 
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Art  U  (R.G.B1.  8.  78/79):  Die  Oeneralkonfloln ,  Konsuln, 
Vicekonsoln  und  Konsolaragenten  haben,  soweit  sie  nach  den  (Jesetien 
des  vertragschliefsenden  Teiles,  der  sie  ernannt  hat,  dazu  beftigt 
sind,  das  Recht,  Eheschlieisongen  von  Angehörigen  dieses  Teiles 
vononehmen  nnd  die  Geborten,  Heiraten  and  Sterbeßüle  solcher 
Angehörigen  zu  beorknnden.  Selbstverstttndlich  kann  eine  Ehe- 
schliefsong  vor  dem  Konsularbeamten  mit  Rechtswirksamkeit  für  das 
Gebiet,  in  welchem  derselbe  seinen  Sitz  hat,  nicht  erfolgen,  wenn 
einer  der  Verlobten  Angehöriger  des  vertragschliefsenden  Teiles,  in 
dessen  Gebiete  die  Eheschliefsung  erfolgt  oder  eines  dritten 
Staates  ist 

4.  MeistbegOnstigungsvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und 
Paraguay  vom  21.  Juli  1887  (R.G.BL  1888  S.  178  ff.). 

Art  8  (R.G.B1.  S.  179/180):  Die  Generalkonsuln,  Konsuln 
und  Vicekonsuln  haben,  soweit  sie  nach  den  Gesetzen  des  vertrag- 
schliefsenden Teiles,  welcher  sie  ernannt  hat,  dazu  befogt  sind,  das 
Recht,  Eheschliefsungen  von  Angehörigen  dieses  Teiles  nach  Mafs- 
gäbe  der  Gesetze  desselben  vorzunehmen. 

Diese  Bestimmung  findet  nicht  auf  solche  Eheschliefsungen  An- 
wendung, bei  welchen  einer  der  Verlobten  Angehöriger  des  Staates 
ist,  in  welchem  der  Konsul  seinen  Sitz  hat. 

5.  Zusatzvertrag  zu  dem  Konsularvertrag  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Italien  vem  4.  Mai  1891  (R.G.B1.  S.  118  f.). 

Art  1  (ELG.Bl.  S.  114):  Die  beiderseitigen  Generalkonsuhi, 
Konsuln  und  Vicekonsuln  haben,  soweit  sie  nach  den  Gesetzen  des 
vertragschliefsenden  Teiles,  der  sie  ernannt  hat,  dazu  befugt  sind, 
das  Recht,  Eheschliefsungen  zwischen  Angehörigen  dieses  Teiles  vor- 
zunehmen und  solche  Eheschliefsungen  zu  beurkunden. 

6.  Konsnlarvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Japan 
vom  4.  April  1896  (R.G.BL  1896  S.  782  ff.). 

Art  11  (R.G.B1.  S.  785):  Diplomatische  Vertreter,  General- 
konsuln, Konsuln  nnd  Vicekonsuln  luiben,  soweit  sie  nach  den  Ge- 
setzen des  vertragschliefsenden  Teiles,  welcher  sie  ernannt  hat,  dazu 
befugt  sind,  das  Recht,  Eheschliefsungen  von  Angehörigen  dieses 
Teiles  nach  Mafsgabe  der  Gesetze  derselben  vorzunehmen. 

Diese  Bestimmung  findet  nicht  auf  solche  Eheschliefsungen  An- 
wendung, bei  welchen  einer  der  Verlobten  Angehöriger  desjenigen 
vertragschliefsenden  Teiles  ist,  in  dessen  Gebiet  der  betreffende 
Beamte  seinen  Sitz  hat 

Von  allen  nach  Mafsgabe  der  vorstehenden  Bestimmungen  vor- 
genommenen Eheschliefsungen  soll  der  betreffende  Beamte  den  Landes- 
behörden alsbald  Anzeige  erstatten. 

Dieser  Vertrag  ist  mit  dem  17.  Juli  1899  in  Wirksamkeit  ge- 
treten. (Vergl.  Bekanntmachung,  betreffend  das  Inkrafttreten  des 
Handels-  und  Schiffahrtsvertrages  und  des  Konsularvertrages  zwischen 
dem  Deutschen  Reiche  und  Japan  vom  14.  April  1896  im  R.G.BL  1899 
Nr.  28  S,  864.) 
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§  8.    In  den  Formen  welches  örtlichen  Rechts  können 
Deutsche  im  Auslande  eine  Bhe  einsrehen? 

a)    Deutsche  können  im  Auslände^  sei  es  unter  einander  oder  mit 

Fremden  j  in  den  Formen  des  ausländischen  ISieschliefsungsortes 

eine  nach  deutschem  Rechte  formell  gültige  Ehe  eingehen. 

Hinsichtlich  der  Ehen  Deutscher  im  AnsUmde  gilt  neben  den  be- 
sonders EU  erörternden'^),  durch  das  Bürgerliche  Oesetzbuch  nicht 
abgeilnderten'^)  VorBchriflen  der  §§  1  des  Oes.  vom  4.  Mai  1870  und 
85  des  Gres.  vom  6.  Februar  1875,  für  das  bisherige  Recht  und  für 
das  Bürgerliche  Oesetzbuch  der  schon  mehrfach  en^hnte  Satz  locus 
regit  actum  in  seiner  fakultativen  Bedeutung.  Fttr  das  Bürgerliche 
Gresetzbuch  folgt  dies  aus  Art  11  Abs.  1  des  Einführungsgesetzes,  der 
hier  yoUinhaltlich  in  Wirksamkeit  tritt '^). 

Art  11  Abs.  1:  Die  Form  eines  Rechtsgeschäfts  bestimmt  sich 
nach  den  Gesetzen,  welche  fUr  das  den  O^enstand  des  Rechts- 
geschftfls  bildende  Rechtsverhältnis  mafsgebend  sind.  Es  genügt 
jedoch  die  Beobachtung  der  Gesetze  des  Ortes,  an 
dem  das  Rechtsgeschäft  vorgenommen  wird. 
In  den  bisher  geltenden  Landesrechten  (vergL  Art  55  und  Art  198 
E.  B.O.B.)^')  sind  ähnliche  Bestimmungen  teils  allgemeinen,  teils 
speciellen  Inhalts  vorhanden.  [Vergl.  a)  Allgemeines  Landrecht  für 
die  preufsischen  Staaten  Teil  I  Tit  5  §  111*  Dazu  Erkenntnis  des 
Obertribunals  zu  Berlin  vom  15.  Januar  1855  über  eine  in  Schottland 
m  Gretna-Green  nach  schottischem  Rechte  vollzogene  Ehe.  Obertribunal 
Bd.  XXIX  S.  380  fi.  Seuffert  X  Nr.  122.  PräJudicien  des  Ober- 
tribunals 1849—1855  S.  4.  Vergl.  auch  Ko(^  I  S.  203  Anm.  12 
und  III  S.  75  Anm.  19;  femer  ein  Urteil  des  Reichsgerichts  vom 
20.  Oktober  1898  Bd.  XLII  (1899)  Nr.  78  S.  336.  ß)  Bayerische 
Gerichtsordnung  von  1753.  y)  §  10  des  sächsischen  Ges.  vom  5.  No- 
vember 1875.  S)  Art.  170  Code  ävü.  Dazu  Pdersen  S.  258/259. 
Zachariae  III  S.  23/24.  Laurent  HI  S.  36  ff.  Qebhard  S.  103. 
Hinsdiius  S.  157/158  Note  47  Abs.  2  und  Abs.  3  zu  §  41.  v.  Sicherer 
8.  349  Anm.  3.  e)  §  23  des  badischen  Ges.  vom  9.  Dezember  1875. 
Dazu  Hinschius  S.  282.]  Modifikationen  bezüglich  des  Angebots,  wie 
sie  der  code  dvü  und  das  badische  Landrecht  enthält  und  wie  sie  ins- 
besondere auch  der  Haager  Kongrefs  vorschlägt  ^^),  kennt  das  B.G.B. 
nicht     Das   Aufgebot  gehört  zu    den    formellen   Erfordernissen    einer 


26)  S.  16  ff.  der  Abb. 

27)  Vergl.  Art.  82.  40.  46.  E.Q. 

28)  VergL  Entwurf  Gebhard  §  9.  KU.  §g  2240,  2245  Abs.  2  SatE  2. 
EJB.  §§  2365,  2370  Abs.  2  Satz  2.  E.R.  Art.  10  Abs.  1  des  E.G.  Niedner 
8.  30  C  Barazeui  S.  59.  Engelmann^  B.G.B.  S.  32.  Bericht  der  Reichstags- 
kommission S.  180.    Mugdan  I  S.  272  ff.  310. 

29)  G.  vom  6.  Februar  1875  enthält  keine  Beetimmungen. 

30)  Cahn  in  Zeitschrift  V  S.  5. 
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Ehwehliflfsang.  Die  Notwendigkeit  und  der  VoUzng  desselben  sind 
nach  denselben  Gesetzen  za  beorteiien,  die  über  die  Form  der  Ehe- 
schliefsang  überhaupt  entscheiden.  Besondere  Gründe,  welche  an- 
gezeigt sein  lassen  könnten,  von  den  im  Auslande  heiratenden  Deut* 
sehen  zu  fordern,  dafs  sie  das  Aufj^bot  im  Gebiete  des  Deutschen 
Reichs  bewirken  lassen,  auch  wenn  das  Recht  des  Eingehungsortes  der 
Ehe  dies  nicht  verlangt,  sind  nicht  vorhanden.  Eine  Bestimmung  der 
gedachten  Art  würde  das  Mi&liche  haben,  dafs  sie  eine  weitgehende 
Belästigung  der  im  Auslande  lebenden  Deutschen  in  sich  schliefst,  und 
der  Androhung  von  Nachteilen  ungeachtet  immer  zu  den  Vorscluriftea 
gehören,  die  öfter  gebrochen  als  befolgt  werden ^^).  Ea  konnte  von 
besonderen  Vorschriften  über  das  Aufgebot  fUr  die  im  Auslande  statt- 
£ndendeu  Eheschliefsungen  um  so  eher  Abstand  genommen  werden,  als 
ja  selbst  für  die  im  Inlande  abgeschlossenen  Ehen  die  Geltung  der 
Ehe  durch  das  Au%ebot  nicht  bedingt  ist 

Es  können  also  Deutsche  im  Auslande  eine  nach  deutschem  Rechte 
formell  gültige  Ehe  in  den  durch  die  Gesetze  des  Aufenthaltsortes  vor- 
geschriebenen Formen  eingehen. 

Selbstverständlich  kann  ein  Europäer  sich  nicht  heidnischer  Formen 
bedienen.  Ebensowenig  können  die  islamitischen  Formen  fllr  aus- 
reichend angesehen  werden.  Die  tiefen  und  grundsätzlichen  Verschieden- 
heiten, die  zwischen  christlicher  und  islamitischer  Auffassung  in  Bezug 
auf  die  Ehe,  deren  öffentlich-  und  privatrechtliche,  religiöse,  sittliche 
und  sociale  Bedeutung  unüberbrückbar  bestehen  und  ihre  festen  und 
deshalb  unabänderlichen  Wurzeln  in  der  Geschichte,  Religion,  Heimat 
und  Organismus  des  Mohammedaners  haben,  verbieten  dem  Europäer, 
auch  jene  Formen  anzuwendend^). 

Von  diesen  selbstverständlichen  Ausnahmen  abgesehen,  ist  die  An- 
wendung der  ausländischen  Form   stets  als  ausreichend  zu  betrachten. 

Für  die  Anwendung  der  ausländischen  Form  ist  es  durchaus 
gleichgültig,  ob  in  dem  fremden  Staate  die  kirchliche  oder  büi^erliche 
Form  besteht  Es  ist  darüber  schon  gesprochen  worden  ^^);  hier  mag 
noch  eine  vortreffliche  Ausführung  v,  Bars  ihre  Stelle  finden:  „Dafs 
in  einem  Staate  die  Eheschliefsung  kirchliche,  in  dem  anderen  Staate 
staatliche  Sache  ist,  begründet  für  die  internationale  Behandlung  keinen 
Unterschied.  Im  internationalen  Rechte  kennen  wir  nur  das  Recht  der 
Staaten;  die  Kirchen  bilden  allgemeine  Institutionen  ohne  territoriale 
Abgrenzung;  wollte  man  das  Recht  der  einzelnen  Staaten  hier  mit  dem 
Rechte  der  Kirchen  auf  gleiche  Linie  stellen ,  so  würde  man  durchaus 
inkommensurable  Dinge  einander  gleich  stdlen.  Im  internationalen 
Recht  kann  das  Recht  der  Kirchen,  soweit  es  in  den  einzelnen  Staaten 
gilt,  nur  als  Recht  dieser  Staaten  in  Betracht  kommen.  Dieses  ergiebt 
sofort  jene  Antwort     Für  den  Staat  A,   in  welchem   staatliche  Ehe- 


81)  Haidien  III S.  29  ff.  zu  §  1316.    v.  Bar^  Lehrbuch  S.  75.   v.  Sicherer 
S.  857.     Gebhard  S.  103.    Neumann  S.  102. 

82)  Zeitschrift  V  S.  219. 
33)  Vergi.  S.  5  der  Abh. 
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eehliefemig  gilt,  kt  die  im  Staate  B  gelteDd«  kirchliche  Ehesohliefeaiig 
ebenfidk  nur  staatliche  Eheachliefanng;  der  Gtoiatliche,  der  dabei 
finigiert,  kt  insoweit  Qvilstandsbeainter^).'' 

Auch  die  Tbatsaehe,  dafs  die  ausländische  Form  eine  sehr  laxe 
ist,  Ändert  an  den  ausgesprochenen  GmndsStzen  nichts.  Die  Oretna- 
Oreen  -  Trauung  ist  schon  en^nt  worden.  Noch  interessanter  ist  ein 
Urteil  des  Civilgerichts  an  der  Seine  yom  8.  Augast  1894,  in  welchem 
nachstehende  Qrundsfttze  angestellt  werden: 

,1.  IHe  von  einem  Franzosen  im  Auslande  abgeschlossene  Ehe 
ist  in  Bezug  auf  die  Form  des  Abschlusses ,  sowie  die  Art  des  Nach- 
wetses  desselben  nach  der  Form  des  Ortes  der  Vornahme  der  Ehe- 
eehlieTsung  zu  beurteilen. 

2.  Nach  dem  Gesetze  des  Staates  New  Toxk  ist  hierttber  die 
Verabfiusung  eines  Civilstandsaktes  nicht  erforderlich,  um  die  Rechts- 
gflltigkeit  einer  Ehe  zu  beweisen.  Dieselbe  kann  durch  einen  Notoriettts- 
akt  festgestellt  werden. 

8.  Nach  dem  Rechte  und  der  Praxis  desselben  Staates  ttufsert 
das  einfache  Zusammenleben  von  zwei  Personen  verschiedenen  Geschlechts, 
das  längere  Zeit  hindurch  dauert,  dieselben  Wirkungen,  wie  eine  vor- 
schriftsmftfsig  eingegangene  Ehe.  In  dieser  Hinsicht  ist  ausreichend, 
dals  die  Frau  mit  dem  Manne  eine  gewisse  Zeit  hindurch  in  derselben 
Behausung  gelebt  hat,  dessen  Namen  trug,  bei  den  übrigen  Personen 
als  Ehegattin  galt,  d.  h.  alle  Rechte  und  Pflichten  ausübte,  die  nach 
französischem  Rechte  eine  legitime  Eheschliefsung  mit  sich  bringt 

4.  Für  die  Legitimität  der  Kinder  genügt  in  diesen  Fallen  der 
Nachweis,  dafs  das  Znsammenleben  der  Eltern  des  Kindes  nach  dem 
Rechte  des  Geburtsortes  als  ein  eheliches  gegolten  habe*'^).^ 

Ober  ein  ähnliches  Urteil  berichtet  Fiore.  Wie  dieser  einem  Ur- 
tdle  des  Kassattonshoft  in  Paris  entnimmt,  genügt  in  Pennsylvanien 
die  Tbatsaehe  des  Zusammenwohnens ,  ^avec  renommde  ptMigue  iäai 
de  mari  et  de  femme  legUime,*^  Der  Kassationshof  hat  kein  Bedenken 
getragen,  eine  solche  Ehe  als  gtlltig  zu  behandeln'*). 

Ob  die  deutsche  Praxis  soweit  gehen  würde,  erscheint  allerdings 
zweifelhaft. 

Die  im  Auslande  geschlossene  Ehe  ist  in  Rücksicht  auf  die  Form 
auch  dann  gültig,  wenn  sich  die  Nupturienten  nur  deshalb  ins  Ausland 
begeben  haben,  um  den  inländischen  Förmlichkeiten  zu  entgehen.  Es 
liegt  darin  keine  die  Gültigkeit  beeinträchtigende  Umgehung  des  Gesetzes 
und  ist  es  durchaus  unrichtig,  hier  von  einem  Handeln  in  fraudem 
legis  äomesticae  zu  sprechen.  Die  deutsche  Wissenschaft  und  Praxis 
lat  darüber  einig '^).     Wenn  das  Recht  einmal  die  Wahrung  der  am 


34)  V.  Bar,  Theorie  I  S.  472/73. 
85)  Zeitschrift  V  S.  517. 

36)  Oebhard  S.  103. 

37)  Niemeyer,  Vorschläge  S.  101.  v.  Bar,  Theorie  1 S.  350.  Oebhard  S.  50. 
EegeUherger  S.  170.   Stobbei  S.  270.  Züelmann  II  S.  151  a.  £.  152  Anm.  89. 
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Orte  der  Vornahme  erforderten  Formen  fUr  ausreichend  erachtet,  bo 
mnfs  es  als  ganz  gleichgültig  erscheinen,  ob  der  Handelnde  yon  dieser 
Erlaubnis  aus  dem  Grunde  Gebrauch  macht,  weil  er  sich  gerade  im 
Auslande  aufhält  und  ihm  yielleicht  keine  andere  Form  zu  Gebote 
steht,  oder  lediglich  deshalb,  weil  die  ausländische  Form  mit  weniger 
Unbequemlichkeiten  yerknüpft  ist  oder  ihm  aus  anderen  Grtlnden  mehr 
zusagt ^^).  Wenn  strenggläubige  Deutsche,  um  die  standesamtliche 
Eheschliefsang  zu  yermeiden,  die  Ehe  an  einem  Orte  eingehen,  wo 
eine  bürgerlich  wirksame  Eheschliefsung  yor  dem  Priester  anerkannt 
ist,  so  ist  dagegen  durchaus  nichts  einzuwenden. 

b)    Die  von  Deutschen  vor  dem  deutschen  Konsul  oder  dtplomor 
tischen  Vertreter  abgeschlossene  Ehe. 

Es  ist  bisher  erörtert  worden,  dafs  Ehen,  welche  yon  Deutschen 
im  Auslande  geschlossen  werden,  nach  der  am  Orte  yorgeschriebenen 
Form  gültig  eingegangen  werden  können.  Die  im  Auslande  ein- 
gegangenen Ehen  werden  aber  auch  dann  für  gültig  erachtet,  wenn 
die  im  Inlande  yorgeschriebene  Form  beobachtet  worden  ist  Die 
Deutschen  im  Auslande  sind  an  die  inländischen  Formyorschriften  nicht 
gebunden,  es  wird  ihnen  die  Anwendung  der  durch  das  ausländische 
Recht  yorgesehenen  Formen  freigegeben.  Aber  unzweifelhaft  können 
Deutsche  im  Auslande  auch  nach  den  deutschen  Formen  eine  wenigstens 
in  Deutschland  gültige  Ehe  eingehen,  sobald  die  faktische  Möglichkeit 
zur  Anwendung  der  inländischen  Formen  yorliegt.  Infolge  der  obliga- 
torischen Ciyilehe  ist  das  deutsche  Eheschliefsungsrecht  hinsichtlich  der 
Form  flir  Deutsche  im  Auslande  nur  in  Gestalt  der  diplomatischen  oder 
konsularischen  Eheschliefsung  anwendbar^'). 

Nach  §  1  des  Ges.  yom  4.  Mai  1870,  „betreffend  die  Eheschliefsung 
und  die  Beurkundung  des  Personenstandes  yon  Bundesangehörigen  im 
Auslände**,  können  Deutsche  im  Auslande  yor  einem  Gesandtschafts- 
beamten oder  Konsul  eine  Ehe  eingehen,   fidls  der  Reichskanzler  den- 


38)  „In  fraudem  legis  handelt  nur  derjenige,  welcher  seine  Handlung 
so  einrichtet,  dafs  sie,  äufserlich  genommen,  dem  Buchstaben  des  Gesetzes 
nicht  widerspricht,  während  sie  der  Sache  nach  das  enthält,  was  dem  Gebote 
des  Gesetzes,  seinem  wirklichen  wahren  Sinne  und  Willen  entgegensteht 
Wenn  unsere  Gesetze  dem  Bürger  gestatten,  sich  im  Aaslande  nacnlremdem 
Rechte  zu  richten,  so  kann  man  es  unmöglich  eine  in  fraudem  /egin  yor- 
genommene  Handlang  nennen,  wenn  unser  Bürger  ins  Ausland  geht,  um 
nach  dortigen  Gesetzen  zu  kontrahieren,  z.  B.  weil  es  ihm  yorteilhafter  und 
bequemer  ist,  die  auswärtige  Form  als  die  einheimische  zu  beobachten.  Er 
macht  hier  blofs  yon  jener  gesetzlichen  Erlaubnis  und  dem,  was  daraas  folgt, 
Gebrauch  und  will  keineswegs  etwas  yom  Gresetze  Verbotenes  unter  einer 
Scheinfbrm  zu  erreichen  streben  und  dadurch  ein  gesetzliches  Verbot  chika- 
nieren,  wie  z.  B.  der  es  thut,  welcher  wucherliche  Zinsen  unter  dem  Scheine 
eines  Verkaufs  oder  einer  Konventionalstrafe  sich  yersprechen  läfst^ 
Wächter  im  Archiy  f&r  die  civilistische  Praxis  XXV  S.  44. 

89)  Niemeyer^  Vorschläge  S.  198. 
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selben  die  Funktion  dasa  ttbertiagen  hat     Es  gentigt,   daTs  einer  der 
Nnptorienten  dentacher  Untertban  ist 

§  1.  Der  Bundeskanzler  kann  einen  diplomatischen  Vertreter  des 
Bundes  flir  das  ganze  Gebiet  des  Staates,  bei  dessen  Hofe  oder  Re- 
gierung derselbe  beglaubigt  ist,  und  einem  Bundeskonsul  für  dessen 
Amtsbezirk  die  allgemeine  Ermächtigung  erteilen,  bürgerlich  gültige 
Ehaschliefsungen  von  Bundesangehörigen  vorzunehmen. 

Die  Bestimmungen  des  §  1  dieses  Ges.  sind  gemäfs  §  85  des  G^ 
Tom  6.  Februar  1875  und  der  Art.  40  bezw.  46  des  EinfÜhrungs- 
gesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetsbuche  unverändert  geblieben,  haben  je- 
doch durch  §  85  Abs.  2  des  Ges.  vom  6.  Februar  1875  insoweit  eine 
Eigünzung  er&hren,  als  die  Ermfichtigung  zur  Vornahme  von  Ehe- 
sehliefinmgen  den  Konsuln  ebenso  wie  fUr  Reichsangehörige  auch  für 
Schntzgenossen  im  engeren  Sinne  erteilt  werden  kann. 

§  85   Abs.  2:     Der  Reichskanzler  kann  einem   diplomatischen 
Vertreter  oder  einem  Konsul   des  Deutschen  Reichs   die   allgemeine 
ErmSchtigung    zur   Vornahme    von    Eheschliefsungen    etc.    wie    für 
Reichsangehörige,  so  auch  für  Schutzgenossen  erteilen. 
Nur  diejenigen  Konsuln  haben   die  Befugnisse   der  Cüvilstandsbeamten, 
welchen  vom  Reichskanzler  die  entsprechende  Ermächtigung  erteilt  ist 
Die  früher  in  Bezug  auf  badische  Unterthanen    zugelassene  Ausnahme 
ist  ausdrücklich  aufgehoben ^^).     Durch  Oirkular  vom  21.  Januar  1876 
ist  atisgesprochen,   dafs   ifi  Zukunft  auch   bezüglich   der  Badenser   nur 
diejenigen  kaiserlichen  Konsuln   zur  Vornahme  der  betrefienden  Amts- 
handlungen   zuständig   sind,    denen    die  allgemeine  Ermächtigung  zur 
Vornahme  von  Eheschliefsungen   und  Standesakten   vom  Reichskanzler 
ausdrücklich  erteilt  ist  oder  noch  erteilt  wird. 

Diese  Befugnis  wird  immer  nur  erteilt  der  Person  und  nicht  dem 
Amt  Daher  können  die  Stellvertreter  eines  abwesenden  oder  sonst 
behinderten  Konsuls  nur  dann  Civilstandsakte  aufiiehmen,  wenn  sie 
dazu  von  dem  Reichskanzler  auch  ihrerseits  besonders  ermächtigt  sind. 
Von  der  gesetzlichen  Befugnis,  Konsuln  mit  den  Funktionen  von 
Standesbeamten  zu  betrauen,  wird  von  der  Reichsregierung  jedoch  nur 
in  beschränktem  Mafse  Gebrauch  gemacht  Indem  der  deutsche  Gesetz- 
geber für  sich  das  ausschliefsliche  Recht  in  Anspruch  nimmt,  die  Form 
der  im  Inlande  zu  bewirkenden  Eheschliefsung  zu  bestimmen,  hat  er 
sicher  jedem  Gesetzgeber  auch  das  gleiche  Recht  einräumen  wollen  ^^). 
Die  Reichsregierung  behandelt  demgemäfs  die  gesetzliche  Beftignis  nur 
als  eine  subsidiäre  und  erteilt  den  Konsuln  die  Ermächtigung  in  der 
Ri^el  nur  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Staates,  wo  diese  Beamten 
stationiert  sind,  und  in  Fällen  eines  vorhandenen  Bedürfnisses.  Die 
leitenden  Gesichtspunkte  sind  in  einer  im  auswärtigen  Amte  aus- 
gearbeiteten Denkschrift  vom   Februar  1878   wiedergegeben.     Danach 


40)  König  S.  126/127. 

41)  Neumann  S.  99. 

Zaitaehiift  f.  intern.  Priyai-  u.  StrafrMht  eto..  Band  X. 
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wird  von  der  gedachten  Beftignis  fUr  Länder,  welche,  wie  die  meisten 
europäischen  Staaten,  eine  für  In-  und  Ausländer  aller  Bekenntnisse 
allgemeine  und  gesetzliche  Form  der  Eheschliefsung  und  Standesakte 
besitzen,  princfpiell  kein  Gebrauch  gemacht,  da  die  in  den  betreffenden 
Ländern  wohnenden  Deutschen  in  der  durch  die  Landesgesetze  vor- 
geschriebenen Form,  sei  diese  nun  die  kirchliche  oder  die  bürgerliche, 
gemäfs  der  Regel  locus  regit  actum  nicht  nur  für  das  Land  ihres 
Aufenthaltes,  sondern  auch  fUr  Deutschland  formell  gültige  Ehen  ein- 
zugehen in  der  Lage  sind.  Für  diejenigen  Länder  dagegen,  welche 
entweder  wie  die  mohammedanischen  einer  für  In-  und  Ausländer  aller 
Konfessionen  allgemein  geordneten  Form  der  Eheschliefsungen  gänzlich 
ermangeln,  oder  solche  Rechtsformen  —  wie  gewisse  Staaten  Gentral- 
und  Südamerikas,  sowie  Südeuropas  —  nur  für  die  Angehörigen  be- 
stimmter Konfessionen  besitzen,  ist  allerdings  ein  Bedürfnis  vorhanden, 
den  daselbst  lebenden  Deutschen,  sofern  dieselben  von  der  gesetzlichen 
Form  keinen  Gebrauch  machen  können,^  durch  Übertragung  standes- 
amtlicher Funktionen  an  die  diesseitigen  Vertreter  und  Konsuln  die 
Vornahme  von  Eheschliefsungen  und  die  Beurkundung  des  Personen- 
standes in  einer  wenigstens  für  die  Heimat  gültigen  Rechtsform  zu  er- 
möglichen^^). Das  Ges.  vom  4.  Mai  1870  konnte  selbstverständlich 
die  Gültigkeit  der  von  den  Konsuln  auf  Grund  der  ihnen  erteilten 
Ermächtigung  vorgenommenen  Eheschliefsungen  und  Standesakte  nur 
für  das  Gebiet  des  Deutschen  Reiches  aussprachen.  Für  das  Land  des 
Aufenthalts  kann  eine  solche  Eheschliefsung  formelle  Rechtsgültigkeit 
nur  dann  beanspruchen,  wenn  diese  Gtlltigkeit  den  daselbst  wohnenden 
Deutschen  durch  besondere  Rechtstitel  gesichert  ist 

Es  besteht  in  dieser  Beziehung  folgender  Rechtszustand: 
In  Griechenland  wird  gegen  konsularische  Beurkundungen  flir 
Ausländer  nichts  erinnert  und  denselben  öffentlicher  Glauben  bei- 
gemessen. Portugal  erkennt  die  konsularischen  und  gesandtschaftlichen 
Eheschliefsungen  de  facto  an.  Ebenso  ist  deren  Gültigkeit  bisher, 
soviel  bekannt,  in  Ek^uador,  Bolivia  und  Peru  thatsächlich  nicht  be- 
anstandet worden.  In  Spanien  ist  die  Frage  eine  offene.  Für  Guate- 
mala erkennt  das  Landesgesetz  vom  2.  Oktober  1878  die  von  Fremden 
nach  ihren  Landesgesetzen  geschlossenen  Ehen  als  rechtsgültig  an^^). 
In  den  Konsularjurisdiktionsbezirken  folgt  aus  der  rechtlichen 
Sonderstellung,  welche  die  deutschen  Schutzbefohlenen  hier  einnehmen, 
auch,  dafs  dieselben  in  diesen  Ländern  ihre  Ehe  mit  voller  bürgerlicher 
Gtlltigkeit  nicht  nur  für  die  Heimat,  sondern  auch  für  das  betreffende 
Ausland  vor  den  beauftragten  deutschen  Konsuln  einzugehen  und  von 
diesen  ihren  Personenstand  gültig  beurkunden  zu  lassen  in  der  Lage 
sind.     Zu  diesen  Ländern  gehören  China,  Korea,  Samoa,  Siam,  Türkei 


42)  Cahn^  Anlage  37^,  Zorn^  Konsulargesetzgebnng  S.  146  ff.,  König 
S.  127. 

43)  König  S.  128,  130.    Zorn  a.  a.  O.  S.  147.    Gebhard  S.  27. 
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nebst  Ägypten,  Bulgarien,  Zanzibar,  Marokko  und  Persien^^).  Für 
Japan,  das  bisher  auch  zu  den  obengenannten  Staaten  gehörte,  wird 
durch  Art.  20  des  Handels-  und  Schiffifthrtsvertrages  zwischen  dem 
Deutschen  Kelche  und  Japan  yom  4*  April  1896  die  Ronsalargerichts- 
barkeit  aufgehoben  (yergl.  R.6.B1.  1896  S.  728,  731).  Dieser  inter- 
essante Vertrag,  das  Resultat  des  bedeuteamen  Aufschwunges,  den 
Japan  in  den  letzten  Jahrzehnten  anf  allen  Gebieten,  insbesondere  in 
der  Rechtspflege,  genommen  hat,  hat  mit  dem  17.  Juli  1899  zugleich 
mit  dem  Konsularvertrage  gleichen  Datums  Rechtswirksamkeit  erkngt 
(yergl.  S.  12  der  Abb.).  Die  EheschUefsong  yon  Deutschen  in  Japan 
wird  seitdem  durch  Art.  11  des  erwähnten  Konsnlaryertrages  geregelt  ^'^), 
wonach  Deutschen  in  Japan  und  umgekehrt  Japanern  in  Deutschland 
gestattet  ist,  yor  dem  zuständigen  Konsul  die  Ehe  einzugehen. 

Ähnliche  Staatsyerträge  sind  mit  Salyador,  (Costa  Rica),  Brasilien, 
Paraguay  und  Italien  abgeschlossen^^).  Aufser  den  genannten  Staaten 
haben  noch  Serbien  und  die  Südafrikanische  Republik  die  Anerkennung 
der  Rechtsgültigkeit  der  gesandtschafllichen  und  konsularischen  Ehe- 
achliefsungen  deutscher  Staatsangehöriger  in  ihren  Gebieten  durch  Staats- 
yertrag  gewährleistet 

1.  Konsularyertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Serbien 
vom  6.  Januar  1888  (R.G.B1.  1883  S.  62  ff.). 

Art  10  (R.G.B1.  S.  66):  Die  diplomatischen  Vertreter,  die 
Generalkonsuln,  Konsuln  und  Vicekonsuln  des  Deutschen  Reichs  in 
Serbien  haben,  soweit  sie  von  ihrer  Regierung  dazu  ermächtigt  sind, 
das  Recht,  daselbst  bürgerlich  gültige  Ehescbliefsungen  yon  An- 
gehörigen des  Deutschen  Reiches  nach  Mafsgabe  der  Gesetze  des 
letzteren  yorzunehmen. 

2.  Freundschafls-  und  Handelsvertrag  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  der  Südafirikanischen  Republik  vom  22.  Januar  1885 
(R.6.B1.  1886  S.  209  ff.). 

Art  16  (R.G.BL  1886  S.  220):  Die  Generalkonsuln,  Konsuln 
und  Vicekonsuln  des  Deutschen  Reiches  in  der  Südafrikanischen 
Republik  haben,  soweit  sie  von  ihrer  Regierung  dazu  ermächtigt 
sind,  das  Recht,  daselbst  bilrgerlich  gültige  Ehescbliefsungen  von 
Angehörigen  des  Deutschen  Reiches  nach  Mafsgabe  der  Gesetze  des 
letzteren  vorzunehmen,  sowie  die  Geburten,  Heiraten  und  Sterbefälle 
solcher  Angehörigen  zu  beurkunden. 

In   den  Verträgen   mit  Serbien  und   Südafrika   ist  jedoch   die   gleiche 

Berechtigung   für  die  in  Deutschland   von  Unterthanen   dieser  Staaten 

abzoschliefsenden  Ehen  nicht  gewährt 

Der  Vertrag  mit  Costa  Rica  ist,  wie  bemerkt,  aufgehoben.    Deutsche 

können  danach  in  Costa  Rica  eine  allgemein  gültige  Ehe  fortan  nur  in 


44)  Niemeyer,  d.  L  Dentschl.  gelt  int  Pr.  S.  60  ff. 

45)  Vergl.  S.  12  der  Abb. 

46)  Niemeuer,  d.  i.  Deutschl.  geltende  intern.  Pr.  S.  68.    Gebhard  8.  27 
und  Nachtrag  S.  7  und  insb.  S.  11  f.  der  Abb. 
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der  nach  den  OFtsvorschriften  yorgescbriebenen  Form  eingehen.  Schwierig- 
keiten dürften  Bich  daraoB  nicht  ergeben,  da  in  Costa  Rica  durch  Ges. 
vom  1.  Janaar  1888  die  obligatorische  Civilehe  eingeführt  ist^^)  und 
somit  auch  eine  to  Deutsche  brauchbare  Form  der  Eheschliefsung 
besteht. 

Die  deutsche  Regierung  hat  indessen  in  Costa  Rica  und  in  einer 
Reihe  von  aufsereuropttischen  Staaten,  in  denen  neuerdings  die  obliga- 
torische oder  wenigstens  die  fiiknltative  Qyilehe  eingeiührt  ist^^),  die 
den  diesseitigen  Vertretern  erteilte  Ermächtigung  nicht  aufgehoben,  ob- 
wohl in  einigen  dieser  Staaten,  wie  z.  6.  Argentinien,  solchen  Ehe- 
schliefsungen  die  Wirkung  ausdrücklich  abgesprochen  wird.  Wenn 
die  Regierung  von  Argentinien  der  Vornahme  der  Eheschliefsung 
seitens  der  deutschen  Konsuln  trotzdem  kein  Hindernis  in  den  Weg 
legt,  so  liegt  darin  nur  eine  stillschweigende  Duldung,  welche  der 
Frage  nach  der  Rechtsgültigkeit  einer  solchen  Ehe  in  Argentinien  nicht 
präjudiziert 

Die  Zahl  der  Staaten,  welche  die  yon  fremden  Konsuln  yor- 
genommenen  Ehen  als  gültig  anerkennt,  ist,  wie  die  Zusammenstellung 
eigiebt,  keine  besonders  grofse  und  steht  in  keinem  Verhältnis  zu  der 
Zahl  derjenigen  Länder,  in  denen  den  Konsuln  die  in  dem  citierten 
Gesetze  vorgesehene  Ermächtigung  erteilt  ist  Es  bestehen  etwa  siebzig 
Konsalate,  deren  Vertreter  mit  standesamtlichen  Funktionen  betraut 
sind*»).  "* 

In  lündem,  deren  Gesetze  die  vor  fremden  Konsuln  eingegangenen 
Eheschliefsangen  nicht  als  rechtsgültig  anerkennen  oder  wo  die  An- 
erkennung auch  nur  zweifelhaft  ist,  wird  es  sich  empfehlen,  vor  allem 
die  Nupturienten  auf  die  beschränkte  Wirksamkeit  der  konsularischen 
Amtshandlung  aufmerksam  zu  machen,  eventuell  ihnen  den  Rat  zu  er- 
teilen, die  Ehe  in  der  durch  die  Landesgesetze  vorgeschriebenen  Form 
abzuschliefsen.  Machen  sie  trotzdem  von  der  konsularischen  Form 
Gebrauch  und  haben  nicht  die  Absicht,  alsbald  in  die  deutsche  Heimat 
überzusiedeln,  so  wird  es  lediglich  ihre  Sache  sein,  fUr  die  Anerkennung 
ihrer  bezüglichen  Eheschliefsungen  und  Standesakte  Sorge  zu  tragen. 
Allerdings  ist  dieser  Standpunkt  nicht  ganz  unbedenklich**);  es  darf 
jedoch,  wie  König  ^^)  mit  Recht  hervorhebt,  nicht  aufser  Acht  gelassen 
werden,  dafs  es  sich  hier  nur  um  ein  Aushülfsmittel  bandelt,  welches 
durch  die  seitens  des  Deutschen  Reiches  nicht  zu  beseitigende  Rechts- 
auffassung  anderer   Staaten   notwendig   geworden   und   auch   in   seiner 


47)  König  S.  129.  ^ 

48)  Niemeyer  y  d.  i.  Deutschl.  gelt,  intern.  Pr.  S.  67/68.  Ober  die  im 
Jahre  1899  erteilten  Ermächtigungen  vergl.  Centralblatt  für  das  Deutsche 
Reich  SS.  1,  5,  17,  39,  54,  93,  103,  115,  123,  161,  191,  201,  261,  263,  287, 
302,  305,  325,  331,  341,  369,  409. 

49)  Zorn  in  HirtJu  Annalen  1882  S.  123.  Friedberg^  Kirchenreeht 
(1884)  S.  349  Anm.  13. 

50)  König  S.  127  Anm.  2.  MarioUe,  Archiv  für  öffentl.  Recht  XIH 
S.  464. 
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beBchxttnktereQ  Bedeatang  ftlr  die  Deatachen  im  Auslände  von  grofser 
Wichtigkeit  ist  Es  encheint  schon  ein  sehr  schätzenswertes  Ergebnis, 
an  die  Stelle  gesetzwidriger  Beziehungen  eine  eheliche  Verbindang  zu 
setzen,  die  in  Deatschland  gültig  ist,  und  auf  welche  alle  Mitglieder 
der  Familie  sich  bei  ihrer  Rückkehr  ins  Vaterland  berufen  können  ^^). 
Die  Bestimmungen  des  §  1  des  Ges.  vom  4.  Mai  1870  und  des 
§  85  Abs.  2  des  Ges.  yom  6.  Februar  1875  besagen  nur,  dafs  Deutsche 
in  denjenigen  ausländischen  Staaten  und  Konsulatsbezirken,  ftlr  welche 
dem  diplomatischen  Vertreter  oder  dem  Konsul  die  gedachte  £r- 
m&chtigung  erteilt  ist,  sich  neben  den  dureh  die  Gesetze  des  Ortes  be- 
stimmten Formen  auch  der  im  Ges.  vom  4.  Mai  1870  voigesehenen 
mit  der  Wirkung  bedienen  können,  dafs  ihre  £he  von  den  deutschen 
Gerichten  als  formell  gültig  anerkannt  wird.  Zu  der  weitergehenden 
Annahme,  dafs  die  in  den  betreffenden  Staaten  geschlossenen  Ehen 
deutscher  Reichsangehöriger  nur  dann  als  gültig  anzusehen  seien,  wenn 
sie  vor  dem  zur  Eheschliefsung  ermächtigten  Beamten  geschlossen  sind, 
nötigt  weder  der  §  1,  noch  der  §  8  des  Ges.,  welch  letzterer  von  dem 
Zeitpunkte  handelt,  in  dem  die  Gültigkeit  der  von  dem  Beamten  ge- 
schlossenen Ehe  eintritt"^).  Diese  Bestimmungen  hindern  danach  selbst- 
verständlich die  deutschen  Reichsangehörigen  nicht,  die  Eheschliefsung 
in  den  am  Orte  derselben  sonst  gesetzlich  anerkannten  Formen  einzu- 
gehen. Jede,  durch  die  Gesetze  des  Ortes  der  Eheschliefsung  aner- 
kannte Form  ist  ausreichend,  sofern  sie  mit  den  sittlichen,  rdigiösen 
und  socialen  Anschauungen  der  europäischen  Kultur  vereinbar  ist^'). 
Dieser  am  Eingange  des  Paragraphen  aufgestellte  Satz  gilt  auch  an 
denjenigen  Orten,  wo  der  deutsche  Gesandte  oder  Konsul  mit  der 
durch  das  Ges.  vom  4.  Mai  1870  gegebenen  Fakultät  ausgestattet  ist^^). 
Dementsprechend  hat  auch  das  Reichsgericht  in  einer  Entscheidung  vom 
6.  Februar  1891  nach  Einholung  einer  Auskunft  des  Auswärtigen 
Amtes  dahin  erkannt,  dafs  eine  in  der  Türkei  von  einem  Kirchendiener 
christlichen  Bekenntnisses  vorgenommene  kirchliche  Trauung  eines  christ- 
lichen Paares  ab  rechtsgültig  anzuerkennen  sei,  da  auf  Grund  türkischen 
Grewohnheitsrechtes  eine  solche  Eheschliefsung  von  den  ttlrkischen 
Landesbehörden  als  rechtsgtlltig  angesehen  werde  (E.  Bd.  XXVII 
S.  102  ff. ,  insb.  auch  Zeitschrift  11  S.  25  f.)-  Biese  Entscheidung  ist 
um  so  wichtiger,  als  es  sich  darin  um  einen  Konsularjnrisdiktionsb^irk 
handelt  und  von  diesem  gewöhnlich  angenommen  wird,  Deutsche,  die 


50)  König  S.  127  Anm.  2.  Martoüe,  Archiv  far  öffentl.  Recht  Xm 
S.  464. 

51)  £.  Bd.  XXVn  S.  108  und  Zeitschrift  U  S.  28. 

52)  Für  die  Schutzgebiete  ist  die  im  Ges.  vom  4.  Mai  1870  vorgesehene 
Form  der  Eheschliefsung  nach  §  4  des  Ges.  vom  19.  Mai  1888  im  Resultat 
die  allein  gültige  Ehescmiefsungsform,  da  ein  anderes  internationales  Ehe- 
achlieOrangsrecht  nicht  existiert  Niemeyer  y  d.  i.  Deutschl.  geltende  intern. 
Pr.  8.  25. 

58)  Zorn  in  Hirtha  Annalen  1882  S.  122. 
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sich   dort  aufhielten,    seien   exterritorial  and  danach  so  zu  behandeln, 
als  ob  sie  den  heimischen  Boden  niemals  verlassen  hätten  ^^). 

In  den  Gebieten,  in  denen  dnrch  das  am  Orte  geltende  Recht 
mannigfiiche  Formen  vorgesehen  sind,  stehen  diese  den  Naptorienten 
sämtlich  zur  YerfUgong.  So  besteht  in  Paraguay  neben  der  katholisch- 
kirchlichen Ehe  noch  für  Nichtkatholiken  die  Gvilehe  (Ges.  vom 
26.  September  1880)  und  die  kirchliche  nach  nicht  katholischem  Ritus 
geschlossene  Ehe  (Ges.  vom  27.  September  1887),  und  aufserdem  hat 
das  Deutsche  Reich  mit  Paraguay  im  Juli  1887  den  schon  erwähnten 
Meistbegttnstigungsvertrag  geschlossen,  welcher  den  durch  die  Konsuln 
vorgenommenen  Eheschliefsungen  die  Anerkennung  der  LandesbehOrden 
sichert,   sofern  keiner  der  Verlobten  Angehöriger  von  Paraguay  ist^^). 


Zweiter  TeiL 

Die  materiellen  Voraussetzungen  der  Eheschllefsung. 

Die  Voraussetzung,  von  der  die  Erörterung  über  die  Form  der 
Eheechliefsung  ausgeht,  ist,  dafs  den  Nupturienten  keine  Ehehindemisse 
entgegenstehen,  d.  h.  dafs  sie  eine  Ehe  eingehen  wollen  und  kOnnen. 
Wann  letzteres  der  Fall  ist,  ergiebt  die  Darstellung  der  materiellen  Voraus- 
setzungen der  Eheschliefsung.  In  jeder  Gesetzgebung  kOnnen  für  die  Ehe- 
schliefsung  von  Inländern  im  Auslande  und  von  Ausländem  im  Inlande 
wie  fUr  die  Form  der  Eheschliefsung,  auch  für  die  Beurteilung  der  Ehe- 
hindemisse verschiedene  Bestimmungen  getroffen  sein.  Das  deutsche  Recht 
behandelt,  soweit  es  sich  um  die  materiellen  Voraussetzungen  handelt, 
beide  Fälle  im  wesentlichen  nach  gleichen  Gesichtspunkten,  und  es  er- 
scheint daher  zweckmäfsig,  alle  praktisch  möglichen  Fälle  der  Ehe- 
schliefsung von  Deutschen  im  Auslände  und  von  Ausländern  im  Deut- 
schen Reiche,  soweit  es  sich  um  die  Beurteilung  der  materiellen  Voraus- 
setzungen handelt,  einer  gemeinsamen  ErOrterang  zu  unterziehen. 


54)  „Die  Sonderstellung,  welche  die  Angehörigen  fremder  Staaten  in 
der  Ttlrkei  und  in  anderen  Ländern  auf  Grund  von  Kapitulationen  ein- 
nehmen, wird  vielfach  als  Exterritorialität  bezeichnet,  und  letztere  ist  in  der 
älteren  Doktrin  auf  die  Fiktion  zurückgeführt  worden,  dafs  die  Ejiterritorialen 
so  anzusehen  seien,  als  hätten  sie  ihr  neimisches  Land  nie  verlassen,  woraus 
man  folgern  würde,  dafis  sie  lediglich  nach  ihrem  heimischen  Rechte  zu  be- 
urteilen wttren,  und  nach  welcher  die  Civilehe  für  die  Deutschen  in  der 
Türkei  nicht  minder  wie  für  die  Deutschen  im  Inlande  nach  §  41  Ges.  vom 
6.  Februar  1875  (bezw.  B.G.B.  §  1317,  E.G.B.  Art.  13  Abs.  3)  die  notwendige 
Form  der  Eheschliefsung  sein  würde.  Allein  jene  F^tion  ist  von  der  neueren 
Doktrin  aufgegeben.''  Die  Exterritorialität  wird  übrigens  auch  von  den- 
jenigen, welche  an  der  gedachten  Fiktion  festhalten,  nicht  dahin  verstanden, 
dafs  es  den  Exterritorialen  nicht  verstattet  sei,  ihre  Rechtsgeschäfte  in  den 
Formen  des  Gesetzes  des  Staates,  in  dem  sie  sich  aufhalten,  zu  schlieüsen 
(E.  Bd.  XXVII  S.  102.    Störk  S.  656,  667  Note  2). 

55)  König  S.  129. 
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Als  für  die  materiellen  Voraussetzangen  maTsgebende  Rechte 
kffmneii  in  Betracht  kommen: 

1.  Das  Gesetz  des  Ortes,  an  welchem  die  Ehesehliefsnng  erfolgt. 

2.  Das  Personalstatat  der  Naptnrienten. 

§  1.    Dem  am  Orte  der  EhesohUersune:  greltenden 

Heclite   kommt  für  die  BeurteUung:  der   materiellen 

Voraussetznngren   der    Eheschllellsime:  prlnolplell  ein 

Elnflufs  nloht  zu. 

Die  lex  loci  adu8  wird  noch  heute  von  der  nordamerikaniscben 
Jurisprudenz  als  für  die  Beurteilung  der  Ehehindemisse  mafsgebendes 
Recht  angesehen.  Das  am  Orte  der  Eheschliefsung  geltende  Recht  ist 
jedoch  für  die  Beurteilung  der  materiellen  Voraussetzungen  durchaus 
angeeignete^).  Es  ist  für  den  Standpunkt  des  amerikanischen  Rechts 
dessen  grofse  Ein£ichheit  geltend  gemacht  worden.  Allerdings  bietet 
die  Anwendong  der  am  Orte  der  Eheschliefsung  geltenden  Rechtsnormen 
gewisse  praktische  Vorteile.  Dasselbe  ist  unschwer  festzustellen,  seine 
Anwendung  geeignet,  Täuschungen  der  Verlobten  tlber  Ehehindemisse 
vorzubeugen.  Aber  wenn  man  daraus  auf  die  Einfiichheit  dieses 
Systems  schliefst,  so  verwechselt  man  damit,  wie  Dofüe  treffend  her- 
vorhebt, die  Einfachheit  der  Anwendung  und  i&r  Wirkung.  „Es  liegt 
nicht  im  Zwecke  des  Rechts  allein,  sich  möglichst  einfach  anwenden 
zu  lassen.  Es  sollen  vielmehr  die  hierdurch  geschaffenen  Rechtsverhält- 
nisse möglichst  klar  liegen.  Diesen  Zweck  verfolgt  und  erreicht  aber 
eine  Anwendung  von  locus  regit  actum  in  Beziehung  auf  die  persön- 
liche Fähigkeit  zur  Eheschliefsung  nicht  Im  Gegenteil,  die  verschiedenen 
g^enseitigen  Reklamationen  seitens  der  Staaten  würden  bald  aus  jeder 
im  Aaslande  geschlossenen  Ehe  eine  Unmenge  von  Beschlflssen ,  Ent- 
scheidungen hervorrufen^'^)."  Auch  dürften  niemals  praktische  Rück- 
sichten dazu  führen,  das  wahre  Bestimmungsmoment  hintan  zu  setzen 
und  die  Wahl  der  entscheidenden  Normen  der  Willkür  der  Parteien 
anheim  zu  geben.  Die  Vorschriften,  welche  die  Eingehung  einer  Ehe 
verbieten,  sind  ein  Bestandteil  der  öffentlichen  Rechtsordnung,  welcher 
sich  der  Landesangebörige  nicht  nach  Belieben  durch  eine  Reise  ins 
Ausland  entziehen  darf.  Sie  müssen  daher  von  dem  jeweilig  wechseln- 
den Aufenthalte  der  Person  unabhängig  sein. 

In  Gesetzgebung,  Praxis  und  Wissenschaft  Deutschlands  wird 
fibereinstimmend  daran  festgehalten,  dafs  dem  am  Orte  der  Ehe- 
schliefsung geltenden  Rechte  für  die  Beurteilung  der  materiellen  Voraus- 
setzungen principiell  ein  Einflufs  nicht  zukommt  ^^).  Dies  gilt  in  gleicher 
Weise  von  allen  Erfordernissen  der  Eheschliefsung,    insbesondere  auch 


56)  Neumann  S.  100,  110.    Stölzel  S.  2.     Gebhard  S.  98.    v.  Sicherer 
8.  181. 

57)  Donle  S.  2. 

58)  Savigny  VDI  S.  825. 
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von  den  Willenserfordemissen.  v.  Sicherer  ^^)  will  die  Wirksamkeit 
einer  Einwilligung  in  die  Ehe  unter  dem  Einflüsse  von  Zwang,  Betrog, 
Irrtum,  Simulation  nach  demjenigen  Rechte  beurteilt  wissen,  in  dessen 
Gebiet  die  Erklärung  vollzogen  wurde.  Ein  wirksamer  Grund  ftlr 
diese  Aufstellung  li^  nicht  vor.  Es  ist  nicht  abzusehen,  welche 
Veranlassung  oder  welches  Interesse  die  Gesetze  eines  Staates  haben 
sollten,  auf  die  Eheschliefsung  von  Personen,  die  sich  in  dem  Staate 
nur  vorübergehend  aufhalten,  lediglich  um  deswillen  normierend  einzu- 
wirken, weil  dieselben  zufällig  den  Eheschliefsungsakt  im  Staatsgebiete 
vollziehen  lassen  ^^).  Treffend  bemerkt  t;.  jBar;  „Der  Vertrag,  welcher 
die  Ehe  begründen  soll,  ist  nicht  mit  einem  gewöhnlichen  obligatorischen 
Vertrage  auf  gleiche  Linie  zu  stellen.  Er  bezieht  sich  vieknehr  auf 
die  dauernde  rechtliche  Stellung  der  Person  selbst  und  kann  also  eine 
von  dem  persönlichen  Rechte  derselben  getrennte  Beurteilung  nicht 
wohl  vertragen  ^^).^  Es  ist  daher  konsequent,  die  Willenserfordemisse 
nach  demselben  Rechte  zu  beurteilen,  wie  die  Ehehindemisse  über- 
haupt 

Wenn  aber  auch  piincipiell  auf  die  am  Orte  geltenden  Vorschriften 
über  die  Ehehindemisse  keine  Rücksicht  zu  nehmen  ist,  so  ist  damit 
doch'  nur  das  Prineip  ausgesprochen.  Der  Satz  gilt  nicht  ausnahmslos. 
Es  sind  der  Anwendung  ausländischen  Rechts  gewisse  Grenzen  gezogen. 
Der  deutsche  Standesbeamte  kann  nicht  die  Hand  bieten  zur  Eingehung 
aller  möglichen  Verbindungen  von  Ausländem  und  ohne  Rücksicht  auf 
unsere  Gesetze  und  die  bei  uns  geltenden  Ansichten  über  Sitte  und 
Anstand.  Das  zur  Anwendung  zu  bringende  Recht  kann  nicht  solche 
Vorschriften  des  Inlandes,  welche  Verbotsgesetze  enthalten  und  dem* 
nach  absolut  zwingender  Natur  sind,  durchbrechen  ^^).  Das  EinfUhrungs- 
gesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  bestimmt  mit  Beziehung  hierauf  in 
Art  30^^^):  „Die  Anwendung  eines  ausländischen  Gesetzes  ist  aus- 
geschlossen, wenn  die  Anwendung  gegen  die  guten  Sitten  oder  gegen 
den  Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  verstofsen  würde."  Eine  nähere 
Bestimmung  der  absoluten  Schranken,  welche  der  Anwendung  des  aus- 
ländischen Rechts  gewiesen  sind,  ist  weder  im  geltenden  noch  im 
künftigen  Rechte  enthalten,  trotzdem  es  wünschenswert  und  zweck- 
mäfsig  erscheint,  dem  Standesbeamten  hier  einen  sicheren  Halt  zu 
geben.  Die  Anwendung  ausländischen  Rechts  ist  selbstverständlich 
dann  ausgeschlossen,  wenn  die  Verbindung  nach  dem  im  Staate  gelten- 
den Rechte  strafrechtlich  verboten  ist  (Incest,  Polygamie  §§  1327,  1826 


59)  V.  Sicherer  8.  130,  ebenso  Hinachim  S.  171. 

60)  Gebhard  S.  102. 

61)  V.  Bar,  Theorie  I  S.  459. 

62)  V.  Bar,  Theorie  I  S.  449.    Gebhard  S.  101.    Zitdmann  I  S.  317  f. 
Neumann  S.  145.    Hinschiua  S.  171  zu  §  48. 

62»)  Yergl.   E.   H.   §  2264.    E.B.  §  2889.    KR.  Art.  29  KG.    Dazu 
Mugdan  I  S.  303  ff.  811. 
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B.6.B.).  Es  ist  klar,  dafs  der  Standesbeamte  in  diesen  Fällen,  in 
denen  ein  Verbrechen  im  Eheschlosse  liegen  würde,  zu  demselben 
nicht  gezwangen  werden  kann.  Er  wäre  ja  als  Teilnehmer  nach  §  49 
Str.G.B.  strafbar  (rergl.  auch  §  388  Str.G.B.).  Der  deutsche  Standes- 
beamte darf  zur  Eingehung  einer  polygamischen  Verbindung  im  Wider- 
spräche mit  §  1326  des  Bflrgerlichen  Gesetzbuchs  selbst  dann  nicht 
mitwiricen,  wenn  beide  Teile  Ländern  angehören,  in  welchen  poly- 
gamische Verbindungen  gesetzlich  zulässig  sind^). 

Die  feierliche  Verbindung  zweier  Personen  kann  aber  auch  dann, 
wenn  ihre  Vereinigung  ein  strafbares  Delikt  nicht  enthalten  sollte,  zu 
einem  öffentlichen  Skandal  werden.  Solche  Ehen  soll  der  deutsche 
Standesbeamte  nicht  schliefsen;  es  wird  sich  empfehlen,  ihm  tlber  die 
in  Betracht  kommenden  Fälle  genaue  Instruktionen  zu  erteilen.  Ich 
möchte  hierher  rechnen: 

a)  Die  Eheschliefsung  völlig  unreif  erscheinender  Personen. 

ß)  Die  Eheschliefsung  zwischen  dem  wegen  Ehebruchs  geschiedenen 
Ehegatten  und  dessen  Mitschuldigen  (§§  1312,  1328  B.G.B.)^«). 

y)  Die  Heirat  einer  Frau  unter  Verletzung  der  durch  §  1313  des 
B.G.B.  vorgesehenen  Wartezeit. 

Wenn  die  Eheschliefsung  eines  wegen  Ehebruchs  Geschiedenen  mit 
seinem  Mitschuldigen  und  einer  Witwe,  bezw.  einer  geschiedenen  Frau 
vor  Ablauf  des  zehnten  Monats  seit  Beendigung  ihrer  früheren  Ehe  auch 
unter  besonderen  Umständen  zugelassen  werden  kann  ^^)^  so  widerspricht 
sie  nichtsdestoweniger  doch  unseren  sittlichen  Anschauungen.  Nur  in 
AusnahmefUlen  soll  Dispens  erteilt  werden;  liegen  solche  vor,  so  mag 
auch  der  Ausländer  Dispensation  bei  der  Behörde  des  Ortes  der  Ehe- 
schliefsung, als  der  in  diesem  Falle  zuständigen,  nachsuchen. 

Damit  scheint  mir  die  Zahl  der  in  diesem  Sinne  in  Betracht 
kommenden  Ehehindemisse  erschöpft.  Weiter  wird  man  nicht  gehen 
dürfen  *^).  Völlig  verkehrt  wäre  es,  von  den  Ausländem  ganz  allgemein 
zum  mindesten  die  Erfüllung  der  Erfordernisse  des  deutschen  Rechts 
zu  verlangen  in  der  Annahme,  dafs  die  Befolgung  dieser  Erfordernisse 
ein  Gebot  der  öffentlichen  Ordnung  sei  (vergl.  die  wenig  glückliche 
Bestimmung  in  §  79  der  badischen  Dienstanweisung  für  die  Standes- 
beamten vom  11.  Dezember  1886^^)). 

Für  die  Prüfung  der  Rechtsbeständigkeit  der  geschlossenen  Ehe 
darf  die  lex  lod  actus  von  prozessualen  Fragen  abgesehen  niemals  in 
Betracht  gezogen  werden. 


63)  Züelmann  I  S.  365/67.    v.  Sicherer  S.  132.    Leske  S.  13. 

64)  Niemeyer,  Vorschläge  S.  192.    Haager  Konferenz  1894  bei  Neumann 
S.  225. 

65)  §  1322  B.G.B. 

66)  V.  Bar,  Theorie  I  S.  450. 

67)  Hinechius  S.  290.     Gebhard  S.  97. 
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§  2.    Das  Personalstatut  und  die  Ehesohllersung:. 

Wie  für  alle  rechüichen  ThatBachen,  welche  ihren  Schwerpunkt 
in  der  Person  haben,  kann  auch  für  die  Eheschliefsung  nur  das  Per- 
sonalstatut entscheidend  sein.  Es  wird  dies  ausnahmslos  von  Wissen- 
schaft, Praxis  und  Gesetzgebung  des  europäischen  Kontinents  anerkannt, 
und  ist  das  Personalstatut  nicht  nur  für  die  Geschäftsfllhigkeit,  sondern 
auch  für  die  sonstigen  Voraussetzungen  zu  Grunde  zu  legen.  Meinungs- 
verschiedenheiten bestehen  darüber,  ob  ausschliefslich  das  Personalstatut 
des  Mannes  zu  entscheiden  habe  oder  ob  den  Personalstatuten  beider 
Nupturienten  ein  gleicher  Einflufs  einzuräumen  sei;  femer  darüber,  ob 
sich  das  Personalstatut  nach  der  Staatsangehörigkeit  oder  nach  dem 
Wohnsitze  zu  bestimmen  habe,  ob  endlich  die  Eheschliefsungen  von 
Ausländem  im  Inlande  und  von  Inländern  im  Auslande  gleichmäfsig 
zu  behandeln  seien ^^).  In  letzterer  Beziehung  besteht,  wie  schon  er- 
wähnt, im  deutschen  Rechte  eine  unterschiedliche  Behandlung  nicht. 
Im  übrigen  sind  alle  möglichen  Anschauungen  in  den  deutschen 
Partikularrechten,  denen  vor  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs die  Regelung  der  in  diesem  Teile  zur  Erörterung  kommenden 
Fragen,  abgesehen  von  den  Bestimmungen  in  §  3  Abs.  1  und  §  10 
des  Ges.  vom  4.  Mai  1870,  überlassen  war,  vertreten.  Eine  ein- 
gehendere Erörterung  dieser  landesgesetzlichen  Bestimmungen  empfiehlt 
sich  um  so  mehr,  als  sie  in  weitestem  Umfange  Gelegenheit  zu  einer 
kritischen  Besprechung  bietet,  und  auch  die  partikularrechtlichen  Be- 
stimmungen mindestens  ein  Menschenalter  hindurch  praktisch  bleiben 
werden.  Zwar  sind  alle  Ehen,  die  seit  dem  1.  Januar  1900  ein- 
gegangen werden,  mit  Beziehung  auf  die  hier  aufgeworfenen  Fragen 
ausschliefslich  nach  dem  Büigerlichen  Gesetzbuche  zu  beurteilen,  aber 
für  die  bis  zum  1.  Januar  1900  eingegangenen  Ehen  bleiben  auch 
fernerhin    die   Partikularrechte  ^^)    mafsgebend,    sofern    nicht    die   Be- 


68)  Gebhard  8.  96. 

69)  Das  Reichsgesetz  vom  6.  Februar  1875  über  die  Beurkundung^ des 
Personenstandes  unadie  Eheschliefsung  hat  die  Ehehindemisse  für  die  Ehen 
von  Deutschen  untereinander  in  Deutschland  in  den  §§  28  ff.  einheitlich  ge- 
regelt. Die  Frage,  nach  welchem  Rechte  die  Ezfordemisse  in  den  durch  das 
Thema  aufjzeworfenen  Fällen  zu  beurteilen  sind,  ist  im  wesentlichen  un- 
erledigt geblieben.  Eine  direkte  Bestimmung  ist  in  dem  genannten  Gesetze 
überhaupt  nicht  getroffen  (vergl.  §  SS).  Das  Gesetz  enthält  nur  einen  Hin- 
weis auf  das  Ges.  vom  4.  Mai  ISIO  und  die  hier  getroffenen  Bestimmungen 
sind  nur  von  sehr  beschränktem  Umfange.  Nach  §  3  Abs.  1  und  S  10  dieses 
Ges.  sind  bei  Eheschlieüsungen  vor  einem  mit  etandesamtlichen  fSmktionen 
betrauten  diplomatischen  Vertreter  oder  Konsul  diesen  Beamten  die  zur  Ein- 
gehung einer  Ehe  nach  den  Gesetzen  der  Heimat  beider  Nupturienten  not- 
wendigen Erfordernisse  nachzuweisen.  Abgesehen  von  diesen  wenigen  Be- 
stimmungen hat  die  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches  bis  zum  B.G.B. 
sich  zu  den  Fragen  des  materiellen  internationalen  Eheschliefsungsrechts 
durchaus  passiv  verhalten.  Für  das  bisherige  Recht  kommen  demnach  die 
in  den  einzelnen  Bundesstaaten  geltenden  Bestimmungen  und  Grundsätze  in 
Betracht,  natürlich  nur  insoweit,  als  es  sich  um  die  Frage  handelt,  nach 
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sümmimgen  des  Bürgerlichen  Gesetsbachs  den  Naptorienten  günstiger 
dnd  (veigL  Art  198  £.G.  Dazn  Habicht:  „Die  Einwirkung  des 
Bürgerlichen  Gesetzbachs  auf  zuvor  entstandene  Rechtsverhältnisse  [1899] 
SS.  22,  879  ff.  382  a.  E.). 

L     Der   Rechtszustand    vor    dem   Bürgerlichen 
Gesetzbuch.     Die   einzelnen   Partikularrechte. 

a)  Nach  sächsischem  und  bayerischem  Rechte  entscheidet  über 
die  materiellen  Varaussetaungen  der  Eheschliefsung  das  Heimatsredit 

des  Ehemannes, 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  f\ir  das  Königreich  Sachsen  erklärt 
in  seinem  §  18  die  Gesetze  des  Staates  für  mafsgebend,  dem  der  Ehemann 
angehört 

§  13:  „Eingehung  und  Auflösung  der  Ehe  werden  nach  den 
Gesetzen  des  Staates  beurteilt,  dessen  Unterthan  der  Ehemann  ist^ 
Dieser  Paragraph  ist  abgeändert  durch  das  Ges.  vom  5.  November  1875, 
welches  es  jedoch  in  betreff  der  materiellen  Voraussetzungen  einer 
gültigen  Ehe  bei  der  Bestimmung  des  §  13  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs bewenden  läfst 

Denselben  Standpunkt  vertritt  auch  der  Entwurf  Mommsens  §  9. 
Als  Hauptargument  für  diese  Auüassung  wird  von  Mommsen  vor- 
gebracht, dafs  der  Mann  das  Haupt  der  Ehe  sei^®).  Die  Frau  tritt 
jedoch  erst  mit  Abschlufs  der  Ehe  in  die  Rechtssphäre  des  Mannes 
ein.  In  dem  Zeitpunkte  des  Eheabschlusses  ist  die  Stellung  des  Mannes 
als  Haupt  der  Ehe  noch  gar  nicht  vorhanden.  Die  Vorbedingung  Air 
diese  dominierende  Stellung  ist  eine  gültige  Ehe.  Ob  die  Voraus- 
setzungen einer  solchen  vorliegen,  kann  sachgemäfs  nur  geprüft  werden 
hinsichtlich  eines  jeden  der  Verlobten  nach  seinem  persönlichen  Recht 
Untersteht  der  Einzelne,  soweit  seine  persönliche  Stellung  in  Frage 
kommt,  den  Gresetzen  des  Staates,  welchem  er  angehört,  so  mufs  auch 
bei  dem  für  die  persönliche  Rechtsstellung  wichtigsten  Akte,  der  Ein- 
gehung der  Ehe,  in  Ansehung  eines  jeden  der  Beteiligten  das  Gesetz 
seines  Staates  zur  Geltung  kommen  ^^).  „Wenn  die  Erfordernisse  auf 
Seiten  der  Frau  einmal  nicht  vorhanden  sind,  so  können  die  vater- 
ländischen Gesetze  des  Mannes  sie  offenbar  nicht  ergänzen.  Denn 
wollte  man  wirklich  der  Ansicht  huldigen,  dafs  hinsichtlich  der  persön- 
lichen Eigenschaften  ausschliefslich  die  nationalen  Gesetze  des  Gatten 
ausschlaggebend  seien,  so  müfste  man  damit  anerkennen,  dafs  die 
Fähigkeit  einer  Frauensperson  zur  Eingehung  einer  Ehe  —  eine  Fähig- 


weichem Rechte  die  Erfoidemisae  für  die  Znlässigkeit  und  Gültigkeit  der 
Ehe  zu  beurteilen  sind.  Entscheidet  nach  dem  betreffenden  Partikmarrechte 
inländisches  Recht  über  die  Ehehindemisse ,  so  sind  hierunter  die  reichs- 
gesetzlichen  YorschriftoD  zu  verstehen  (vergl.  aber  §  89  des  Ges.  vom  6.  Fe- 
broar  1875). 

70)  Mammsen  S.  151. 

71)  Gebhard  S.  98.    Petersen  S.  420  Anm.  9. 
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keit,  die  unter  anderem  sich  nach  zureichendem  Lebensalter,  phyBiseher 
und  psychischer  Gesundheit  u.  s.  w.  bestimmt  —  sich  mit  dem  Ab- 
schlüsse einer  Ehe  derselben  mit  einem  Ausländer  zu  Kndem  ret' 
möge"^^)."  Konsequent  durchgeföhrt,  ergiebt  der  Standpunkt  des  säch- 
sischen Gesetzbuchs  ganz  sonderbare  Resultate.  Der  deutsche  Standes- 
beamte mtlfste  eine  Eheschliefsung  zwischen  einer  Deutschen  und  einem 
Ausländer  ablehnen  w€^en  eines  Hindernisses  in  der  Person  der  Braut, 
das  nach  deutschem  Rechte  nicht  yorhanden  und  nur  nach  dem  Heimat- 
rechte des  Mannes  begründet  ist,  und  dürfte  andererseits  seine  Mit- 
wirkung nicht  versagen,  wenn  ein  Ausländer  eine  Deutsche  heiraten 
will  und  der  letzteren  nach  inländischem  Rechte  Hindemisse  entgegen- 
stehen, die  dem  Rechte  des  Mannes  unbekannt  sind.  Auch  legt  diese 
Theorie  die  Gefahr  nahe,  dafs  Ehen  geschlossen  werden,  welche  der 
eine  Staat  ab  gültig,  der  andere  als  ungültig  ansieht  ^^). 

Von  gleichen  Auffassungen  wie  das  sächsische  Gesetzbuch  geht 
wohl  auch  das  bayerische  Ges.  vom  16.  April  1868,  in  neuer  Fassung 
vom  17.  März  1892  aus'*)  (vergl.  Art.  38  Abs.  1  in  Verbindung  mit 
Art.  39,  insb.  Abs.  2). 

b)  Nach  dem  code  civil,  dem  hadischen  und  dem  österreichischen 
Rechte  sind  die  Eheschliefsungen  von  Angehörigen  dieser  Rechts- 
gebiete  im  Auslande  und  von  Ausländem  in  diesen  Gebieten^  sei 
es  unter  einander  oder  mit  Fremden,  in  Ansehung  jedes  der  Ver- 
lobten materiell  nach  dessen  Heimatrecht  eu  beurteilen. 

1.    Der  code  ctviL 

Der  code  civil  erkennt  in  dem  Schlufssatze  des  Art  170  die  im 
Auslande  von  Franzosen  unter  einander  oder  mit  Ausländem  ab- 
geschlossenen Ehen  als  materiell  gültig  an,  wenn  der  Franzose  den 
materiellen  Vorschriften  des  französischen  Rechts  über  die  Ehehinder- 
nisse nicht  zuwider  gehandelt  hat'^).  Der  Art.  170  spricht  ebenso  wie 
der  allgemeinere  Art  3  Abs.  3  nur  von  Franzosen. 

Art  3  Abs.  3 :     Les  lois  concernant  Xetat    et  la  capa&U  des 
personnes  regissent  les  IVangais,  mSme  residant  en  pays  äranger. 

Aber  die  französische  Jurisprudenz  wendet  mit  Recht  hier  wie 
dort  das  gleiche  Princip  auch  auf  Ausländer  in  Frankreich  an.  Die 
Erhebung  der  Staatsangehörigkeit  zum  leitenden  Princip  hat  zur  not- 
wendigen Konsequenz,  dafs  dieselben  Principien  auch  für  den  Ausländer 
zur  Anwendung  zu  kommen  haben.  „Der  Gesetzgeber,  welcher  die 
im  Auslande  lebenden  Staatsangehörigen  seinen  Gesetzen,  als  denen 
des    Heimatstaates,    die   im   Inlande  wohnenden  Ausländer  aber    den 


72)  Marten8,  Völkerrecht  (1886)  U  S.  309. 

73)  Oebhard  S.  98.    Kommiasionsprotokolle  in  Zeitschrift  VI  S.  10  und 
bei  HaidUn  IV  S.  426:  bei  Mugdan  IS.  291  a.  £.  282. 

74)  Niemeyer,  d.  i.  Deutschi,  gelt  intern.  Pr.  S.  84. 

75)  Zachariae  l  S.  109/110.    Laurent  I  S.  130. 
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GresetEen  des  Wohnsitzes,  mithin  ebenfidls  seinen  Gesetzen  onterwerfen 
wollte,  würde  übersehen,  dafs  der  Staat  das,  was  er  für  sich  selbst 
als  sac^gemäTs  und  durch  sein  Interesse  geboten  erachtet,  auch  anderen 
Staaten  für  ihre  Sphäre  zugestehen  muTs  und  dafs  er  die  Anerkennung 
seiner  Gesetze  und  die  Achtung  der  Rechte  seiner  Bürger  von  fremden 
Staaten  nur  erwarten  darf,  wenn  er  den  Angehörigen  dieser  Staaten 
eine  gleiche  rechtliche  Behandlung  angedeihen  läfst^^).'' 

Möglicherweise  kann  der  Gesetzgeber  einen  entg^engesetzten 
Standpunkt  einnehmen,  eine  solche  Absicht  ist  jedenfalls  nicht  zu  ver- 
muten. Die  Praxis  der  deutschen  Länder  des  code  civü  ist  genau  die 
gleiche ''"'). 

2.    Badisches  Recht 

Die  gleichen  Grundsätze  vertritt  die  badische  Gesetzgebung  und 
Phuds  (veigl.  §  28  Abs.  3  in  Verbindung  mit  §  24  des  badischen 
G^s.  vom  9.  Dezember  1875,  betreffend  den  Vollzug  der  Einführung 
des  Reichgesetzes  vom  6.  Februar  1875). 

8«    Das  österreichische  Gesetzbuch. 

Das  österreichische  Gesetzbuch  verfügt  in  §  4  ähnlich  dem  code 
eivü  die  Verbindlichkeit  seiner  bürgerlichen  Gesetze  für  seine  Unter- 
thanen  auch  im  Auslande. 

§  4.     Die  bürgerlichen  Gesetze  verbinden  alle  Staatsbürger  der 
Länder,  für  welche  sie  kundgemacht  sind.     Die  Staatsbürger  bleiben 
auch  in  Handlungen  und  Geschäften,  die  sie  aufser  dem  Staatsgebiete 
vornehmen,-  an  diese  Gesetze  gebunden,  insoweit  als  ihre  persönliche 
Fähigkeit,  sie  zu  unternehmen,  dadurch  eingeschränkt  wird,  und  als 
diese  Handlungen   und  Geschäfte  zugleich   in  diesen  Ländern  recht- 
liche Folgen  hervorbringen  sollen.     Inwiefern  die  Fremden  an  diese 
Gesetze  gebunden  sind,  wird  in  dem  folgenden  Hauptstücke  bestimmt. 
Diese  Sätze  sind   auch  für   die   materiellen  Voraussetzungen   zum 
Abschlüsse  einer  Ehe  analog  anzuwenden.     Vollen  Beweis  hierfür  liefert 
für  die  österreichische  Praxis  ein  Urteil   des  obersten  Gerichtshofes  in 
Wien  vom   9.   November  1886:     Österreicher  bleiben   bei   Eingehung 
einer  Ehe   im  Auslande  an   die   Österreichischen   bürgerlichen   Gesetze, 
insoweit  als  ihre  persönliche  Fähigkeit,  eine  Ehe  zu  schliefsen,   durch 
sie  eingeschränkt  wird  und  als  diese  Eheschliefsung  im  Inlande  recht- 
liche Folgen  hervorbringen  soll,    daher   insbesondere   an  die   im  öster- 
reichischen Bürgerlichen  Gesetzbuche  aufgestellten  Ehehindemisse,  durch 
welche  die  persönliche  Fähigkeit,  die  Ehe  zu  schliefsen,  eingeschränkt 
wird,    gebunden.     Ein  solches  Ehehindemis   macht  die  Ehe  überhaupt 
für  das  Land  ungültig,  da  es  zur  Ungültigkeit  des  Vertrages  hinreicht. 


76)  Qebhard  S.  28. 

77)  Zachariati  \VL  S.  24.    Petersen  8.  259.    Böhlau  1  S.  470  Anm.  2. 
Himchius  S.  157  zu  §  41  Note  47  Abs.  2. 
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wenn   auch    nar   einem   der  yertragschliefenden  Teile  die   persönliche 
Fähigkeit  hierzu  mangelt  ^s). 

In  betreff  der  Auslander  bestimmt  der  §  34  des  Ö.B.6.  unzweifel- 
haft seinem  Wortlaute  nach  das  Domizil  ids  für  die  Beurteilung  der 
persönlichen  Verhältnisse  mafsgebend.  Nur  in  Ermangelung  eines  Wohn- 
sitzes soll  die  Natfonalität  entscheiden. 

§   34.     Die    persönliche    Fähigkeit    der    Fremden    zu    Rechts- 
geschäften ist   insgemein  nach   den  Gesetzen   des   Ortes,    denen   der 
Fremde  vermöge   seines  Wohnsitzes  oder,   wenn   er  keinen  eigent- 
lichen Wohnsitz  hat,  vermöge  seiner  Geburt  als  Unterthan  unterliegt, 
zu  beurteilen,  insofern  nicht  für  einzelne  Fälle  in  dem  Gesetze  etwas 
anderes  verordnet  ist 
Die   herrschende  Meinung  in   der   Theorie   und   vor  allem   die   öster- 
reichische Praxis   huldigt  jedoch   auch   in  betreff  der  Ausländer  dem 
Nationalitätsprincip ,    und   ist   danach   dieser  Gesetzesparagraph   in   das 
Licht  einer  anderen  Interpretation  gesetzt  worden,  ab  sie  dem  ursprüng- 
lichen Willen  des  Gesetzgebers  entspricht  ^^). 

c)    Nach   gemeinem  Rechte  tmd  nctch  preufsischem   Landrechte 

sind  die  Ehehindemisse  nach  dem  am  Wohnsitze  der  Nuptwrienten 

geltenden  Rechte  eu  beurteilen. 

1.    Das  gemeine  Becht 

In  den  Gebieten  des  gemeinen  Rechts  sind  ausdrückliche  Kolli- 
sionsnormen nicht  vorhanden.  Die  Theorie  ist  darüber  einig,  dafs  die 
römischen  und  kanonischen  Quellen  ftir  die  Fragen  des  internationalen 
Privatrechts  keine  Bestimmungen  getroffen  haben.  Es  gilt  hier  der 
Satz:  In  Ermangelung  besonderer  Kollisionsnormen  hat  der  Richter 
nach  freiem  Ermessen  dasjenige  Recht  zur  Anwendung  zu  bringen, 
dessen  Anwendung  gemäfs  dem  Wesen  und  der  Aufgabe  der  Rechts- 
pflege im  Sinne  friedlicher  und  gemeinsamer  Kulturarbeit  der  ver- 
schiedenen staatlichen  Verbände  vernünftig  erscheint  ^^).  Aus  diesen 
Gründen  erklärt  es  sich,  dafs  das  gemeine  Recht  der  Tummelplatz 
theoretischer  Erörterungen  ist  Eine  Anzahl  bedeutender  Schriftsteller 
wollen  das  Personalstatut  des  Ehemannes  allein  entscheiden  lassen  ^^). 
Es  ist  bereits  bei  Besprechung  des  sächsischen  Rechts  erörtert  worden, 
was  gegen  diese  AufPassung  spricht  Aus  den  gleichen  Gründen  sind 
auch  alle  diejenigen  Versuche  zurückzuweisen,  welche  einen  Teil  der 
Ehehindemisse  ausschliefslich   nach  dem  Rechte  des  Mannes  beurteilen 


78)  DofUe  S.  24/25. 

79)  Reatz  U  S.  477.  Donle  S.  19.  Gebhard  S.  20  und  96.  PütÜingen 
S.  208  fF. 

80)  Niemeyer,  d.  i.  Deutschi,  gelt  intern.  Pr.  S.  86. 

81)  Savigny  VIII  S.  826.  Gerber  S.  42.  Seuffert  XLII  Nr.  214.  Roth, 
bayerisches  Civilr.  I  S.  137  und  deutsches  Privatr.  1  S.  288.  Vierling  S.  364 
und  Gierke  S.  236  u.  Anm.  88. 
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wollen,  und  ebenso  die  Behandlang  der  dorch  das  Becht  der  Frau 
geforderten  Voraossetznngen  als  blofse  impedimenta  impedienÜa^  wie 
sie  Böhlau  vorschlttgt^^). 

Die  herrschende  Meinung  in  der  deutschen  Wissenschaft  und 
Praxis  nimmt  mit  Recht  an,  dafs  die  Ehe  nach  den  Grundsätzen  des 
gemeinen  Rechts  in  Ansehung  eines  jeden  Verlobten  nach  dessen 
Personalstatut  zu  beurteilen  sei  ^).  Eine  weitere  Meinungsverschieden- 
heit betrifft  die  Frage,  ob  sich  das  Personalstatut  nach  dem  am  Wohn- 
sitze geltenden  Rechte  oder  nach  der  Staatsangehörigkeit  zu  bestimmen 
habe.  Unzweifelhaft  verdient  das  Princip  der  Staatsangehörigkeit  hier 
den  Vorzug.  Es  hat  überhaupt  seine  grofsen  Bedenken,  das  Personal- 
atatut  nach  dem  Wohnsitze  zu  bestimmen.  Die  Verhältnisse  des  persön- 
lichen Rechts  fordern  ihrer  Natur  nach  eine  dem  Wechsel  möglichst 
entrttckte  Regelung;  sie  können  nicht  bald  von  diesem,  bald  von  jenem 
Rechte  beherrscht  werden.  Der  Wohnsitz  bietet  gegenüber  den  mehr 
und  mehr  zur  internationalen  Anerkennung  gelangenden  Principien  der 
Freizügigkeit,  der  Handels-  und  der  Gewerbefreiheit  und  der  damit 
Zusammenhängenden  Entwickelung  des  Verkehrs  nicht  mehr  die  stabile 
Grundlage  wie  ehedem.  Die  dauernde  Normierung  der  Verhältnisse 
des  persönlichen  Rechts  wird  daher  durch  die  Anlehnung  an  die  Staats- 
angehörigkeit weit  besser  erreicht  ab  durch  Anlehnung  an  den  Wohn- 
sitz ^^).  Vor  allem  aber,  und  dies  ist  wohl  am  wichtigsten,  hängt  die 
Staatsangehörigkeit  stärker  mit  der  gesamten  Persönlichkeit  zusammen 
als  der  Wohnsitz  ^'^).  Dies  tritt  insbesondere  bei  der  Eheschliefsnng 
hervor.  Die  Normen,  welche  die  materiellen  Voraussetzungen,  ins- 
besondere die  Ehefähigkeit  betreffen,  sind  vorwiegend  nationaler  Natur. 
Aus  der  Individualität  des  Volkes  hervorgegangen,  mit  dessen  sittlichen 
und  socialen  Anschauungen  und  dem  ganzen  Kulturleben  im  innigsten 
Zusamm'enhange  stehend,  sind  sie  recht  eigentlich  für  die  Angehörigen 
des  Staates  bestimmt,  und  es  entspricht  der  Würde  wie  den  politischen 
Interessen  desselben,  seinen  Untertbanen  zu  befehlen,  hier  das  nationale 
Recht  anzuwenden,  mögen  sie  die  Ehe  eingehen,  wo  sie  wollen. 

Dazu  kommt  noch  ein  weiteres  Moment  Die  Ehe  hat  eine  hervor- 
ragende Bedeutung  auch  für  das  öffentliche  Recht;  wenn  auch  kein 
Institut  desselben,  so  ist  doch  die  Eheschliefsung  der  für  den  staatlichen 
Organismus  wichtigste  privatrechtliche  Akt  „Er  ist  die  regelmäfsige 
Grundlage  für  die  Staatsangehörigkeit  selbst  Die  an  die  Staats- 
angehörigkeit sich  knüpfenden  privat-  und  öffentlichrechtlichen  Kon- 
sequenzen werden  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  durch  die  Eheschliefsung 
vermittelt  Für  die  aus  der  Ehe  hervorgehenden  Kinder  vermittelt  sie 
den  Erwerb,  für  die  Ehefrau  häufig  den  Verlust  einer  Staatsangehörig- 

82)  BöMau  I  S.  480. 

88)  Friedbergy  Kirchenrecht  (1884)  S.  297.  Petersen  S.  240  Anm.  9. 
Siobbe  I  S.  268  und  Anm.  2»  und  8.  Hineehius  S.  171.  Stölzel  S.  8,  ins- 
besondere Gebhard  S.  96. 

84)  Neumann  S.  37  ff.     Gebhard  S.  21,  98. 

85)  ZiUlinann  I  S.  888. 
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keit  Der  Staat  aber  kann  nicht  ataatareehtliehe  Wiikongen,  insbeBondere 
den  Erwerb  und  den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  an  einen  Vorgang 
knüpfen,  der  seinen  Nonnen  nicht  entspricht  besw.  mit  denselben!  in 
Widerspruch  steht««).* 

Dennoch  steht  das  Nationalitfttsprincip  im  G^gensatse  zu  der 
herTBchenden  Theorie  und  Praxis  des  gemeinen  Rechts,  die  in  GremäTs- 
heit  eines  deutschen  Grewohnheitsrechts  das  Peisonalstatut  auch  bei  der 
fiheschliefsung  nach  dem  Wohnsitze  der  betreffenden  Penonen  be- 
urteilt«^). Auch  das  Beichsgericht  hftlt  ftlr  das  gemeine  Recht  in  kon- 
stanter Praxis  daran  fest,  dafs  die  Personalstatuten  ganz  allgemein  nach 
dem  Wohnsitze  zu  beurteilen  sind.  So  heifst  es  in  einer  Entscheidung 
vom  29.  Januar  1883 :  Das  Personalstatut  ist  im  Gebiete  des  gemeinen 
deutschen  Rechts  nicht  das  Recht  des  Staates,  welchem  die  Person  durch 
das  Staatsbttigerrecht  rechtlich  angehört,  sondern  das  Recht  des  Staates, 
welchem  die  Peison  dadurch  angehört,  dafs  sie  ihren  Wohnsits  im 
Gebiete  desselben  hat  Dieser,  in  der  Theorie  noch  zuweilen  an- 
gefochtene, in  der  gemeinrechtlichen  Rechtsprechung  aber  völlig  fest- 
stehende Grundsatz  bedarf  hier  keiner  weiteren  Begründung««). 

Davon  bildet  auch  die  wichtige  und  interessante  Entscheidung  vom 
9.  Juni  1883  keine  Ausnahme.  Nachdem  in  dem  Urteile  darauf  hui- 
gewiesen  ist,  dafs  in  einzelnen  deutschen  Staaten  das  Staatsangehörigkeits- 
princip  schon  jetzt,  insbesondere  in  Ehesachen,  das  herrschende  sei, 
heifst  es  weiter:  „Die  allgemeine  Anerkennung  und  Durchbildung 
dieses  Princips  ist  verhindert  worden  durch  die  Rückwiricung  der  eigen- 
artigen früheren  staatsrechtlichen  Verhftltnisse  in  Deutschland  und  die 
(damit  im  Zusammenhang  stehende)  Neigung,  alle  Rechtsverhältnisse 
vom  Standpunkte  des  Privatrechts  zu  beurteilen,  auf  die  Rechtsbildung 
und  Rechtsauf&ssung  früherer  Zeit  Prüft  man  indessen  mit  Aufmerk- 
samkeit die  deutsche  Gesetzgebung-  und  die  legislativen  Voritrbeiten 
Deutschlands  in  der  neueren  Zeit,  so  bemerkt  man  eine  allmtthliche  Gravi- 
tation nach  der  höheren  Schätzung  der  Bedeutung  des  in  der  Staats- 
angehörigkeit liegenden  idealen  Bandes«^)."  Darin  kann  eine  Anerken- 
nung des  Staatsangebörigkeitsprincips,  wie  sie  Dofde  daraus  folgern 
will  ^^),  nicht  gefunden  werden.  Das  Reichsgericht  will  diese  Frage  durch- 
aus nicht  entscheiden,  es  berührt  sie  gelegentlich  der  Entscheidung  einer 
prozessualen  Frage,  die  uns  wiederum  hier  nichts  angeht.  Wenn  man 
aber  aus  dieser  Entscheidung  fbr  die  Beantwortung  der  vorliegenden 
Frage  Schlflsse  ziehen  will,  so  kann  man  dies  weit  eher  im  Sinne  der 
Wohnsitztheorie  als  des  Nationalitätsprincips. 


86)  Niemeyer,  VorscbUge  S.  186;  femer  Siebenhaar,  Kommentar  I 
S.  53. 

87)  Böhlau  I  S.  470.  Demburg  I  S.  106.  Windseheid  1  S.  80  ff.,  insb. 
S.  83  und  Anm.  10».  Stobbe  I  S.  268.  Gierke  8.  238  Anm.  38  contra 
Wächter,  Archiv  for  die  cir.  Praxis  XXV  S.  185  und  Württembergisches 
Privatrecbt  n  S.  98;  femer  Seuffert,  Archiv  Bd.  XXXI  Nr.  104  8.  131. 

88)  E  VIU  Nr.  37  8.  146;  vergl.  femer  E.  XIV  Nr.  43  S.  184. 

89)  E.  IX  S.  408  Nr.  116. 

90)  Donle  S.  18. 
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De  lege  ferenda  machte  sich  in  Dentschland  eine  entschiedene 
StrSmung  für  die  Zngnmdelegnng  des  Heimatrechts  geltend,  and  sswar 
wurde  das  Nationali^tsprincip  nicht  nur  fllr  die  Benrteilong  der  Ehe 
nnd  der  Familien-  and  erbrecbtlichen  Verhältnisse,  sondern  ganz  all- 
gemein bei  allen  das  Personalstatat  betreffenden  KoUisionsMen  des 
mtemationalen  Privatrechts  gefordert  ^^).  Es  handelte  sich  dabei  jedoch 
llberall  am  ErOrterangen  de  lege  ferenda,  die  für  das  Bürgerliche 
Gesetsboch  von  bestimmendem  Einflasse  gewesen  sind.  An  der  That- 
sache,  dafs  in  Theorie  and  Praxis  des  gemeinen  Rechts  das  Wohnorts- 
piincip  ganz  allgemein,  insbesondere  aach  fllr  die  Eheschliefsong  das 
henachende  ist,  wird  dadurch  nichts  gelindert  Darüber  besteht  aoch 
anter  denjenigen  Schri^tellem ,  die  diese  Theorie  bekämpfen,  nicht 
der  mindeste  Zweifel  ^^. 

Danach  ist  f^  das  gemeine  Recht  festzastellen,  dafs  die  Ehehinder- 
niase  in  Ansehang  jedes  Naptarienten  nach  dessen  Wohnsitz  im  Momente 
der  Eheechliefsang  za  bearteilen  sind. 

2,    Das  preafsiBohe  Recht 

Za  gleichem  Ei^bnis  kommt  die  Theorie  and  Praxis^)  des 
preofaischen  Landrechts  anf  Ghrand  der  §§  23  and  84  der  Einleitung 
des  allgemeinen  Landrechts  fUlr  die  prenfsischen  Staaten. 

§  23.     Die   persönlichen   Eigenschaften    and  Befiignisse   eines 

Menschen  werden  nach  den  Gresetzen   der  Gerichtsbariceit  beurteilt, 

anter  welchen  derselbe  seinen  eigentlichen  Wohnsitz  hat 

§  84.     Aach  Unterthanen  fremder  Staaten,   welche  in  hiesigen 

Landen    leben    oder    Geschäfte    treiben,    müssen    nach    obigen   Be- 

stimmangen  bearteilt  werdea. 
Die  Rechtsgleichheit  der  Einheimischen  and  der  Fremden  wird  also 
noch  besonders  aasgesprochen.  Aaf  Grand  dieser  Bestimmangen  wird 
von  der  prenfsischen  Praxis  das  Peisonalstatat  ganz  allgemein  and  aneh 
bei  der  Eheschliefsang  den  Gesetzen  des  Wohnsitzes  anterstellt  Nnn 
ordnet  aber  §  170  A.L.R.  11  1  an,  dafs,  wer  sich  in  fremdem  Lande 
tränen  lasse,  am  die  Gesetze  des  Landes  anwirksam  za  machen,  aoTser 
den  ttbrigen  Folgen  der  Nichtigkeit  oder  Ungültigkeit  einer  solchen' 
gesetzwidrigen  Ehe  eine  Geldstrafe  verwiriLt  habe.  Wenn  nan  aach 
die  letztere  Vorschrift  infolge  von  §  56  des  prenfsischen  Ges.  über  die 
Bearkandong  des  Personenstandes  sJs  anfgehoben  anznsehen  ist,  so  war 
damit  doch  der  civilrechtliche  Gedanke  nicht  anzugeben,  dafs  die  An- 
gehörigen  des  Landrechtsgebietes   bei   einer  Eheschliefsang  aafserhalb 


91)  Neumann  S.  87.    Deutscher  Joristentag  1886 ,  bei  Neumann  S.  41 
and  bei  Niemeyer,  Yorschläge  2.  Teil  S.  84.    v.  Bar,  Theorie  I  S.  266. 

92)  Begelsberger  S.  167.    Mommeen  S.  152.    Keidel  S.  237.    v.  Buchka 
S.  2.    Engelmann,  B.G.B.  S.  30. 

98)  Leeke  S.  11.    Fareter-Eccius  I  S.  64  Anm.  38».    Demburg,  pzeofiB. 
Priyatr.  I  S.  51. 

94)  Koch  in  S.  127.    Eehbein  and  Reincke  III  S.  36. 
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desaelben  an  die  materiellreehtlichen  Vorschriften  des  allgemeinen  Land- 
rechte  gebunden  bleiben  sollten.  Man  hKtte  daher  anf  Grand  dieser 
Bestimmnng  zu  einer  mit  den  Gebieten  des  eode  cwü  dorchans  ttberein« 
stimmenden  Praxis  kommen  können.  Theorie  nnd  Praxis  behandeln 
diese  Bestimmung  jedoch  als  völlig  antiquiert^)  und  nehmen  auf  Ghnnd 
der  §§  23  bezw.  84  E.  A.L.R  an,  dafs  das  Personalstatut  auch  bei 
der  Eheschliefsung  nach  dem  Wohnsitze  zu  beurteilen  sei,  nnd  zwar 
ist  der  Wohnsitz  beider  Nupturienten  gleiehmäfsig  zu  berOcksiehtigen^). 
Ftir  die  Auffiuwung,  dafs  nur  der  Wohnsitz  des  Mannes  in  Betracht  zu 
ziehen  sei,  wie  dies  auch  in  der  preufsischen  Praxis  mitunter^)  an- 
genommen wird,  bietet  das  Landrecht  keinen  Anhalt 

n.     Das   geltende    Recht 

Für    die    seit   dem   1.  Januar  1900    abgeschlossenen   und   absn- 
schliefsenden   Ehen  sind   erschöpfende  Bestimmungen   durch   das  Ein- 
ftihrungsgesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche  getroffen. 
Art  13  Abs.  1  bestimmt: 

Die  Eingehung  der  Ehe  wird,   sofern  auch  nur  einer  der  Ver^ 
lobten  ein  Deutscher  ist,  in   Ansehung  eines  jeden  der  Verlobten 
nach  den  Gesetzen  des  Staates  zu  beurteilt,   dem  er  angehört    Das 
Gleiche  gilt  für  Ausländer,  die  im  Inlande  eine  Ehe  eingehen'^). 
Die  Bestimmung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  umfofst  alle  im  In- 
lande geschlossenen  Ehen  und  alle  diejenigen,   bei  denen  ein  Inlinder 
beteiligt    ist.     „In    allen   diesen   Fftllen    sind    die  materiellen  Voraus- 
setzungen der  Eheschliefsung ,   welche  durch  die  Vorschriften  über  die 
Ehef^higkeit  und  Ehemündigkeit,  Ehehindemisse,  Zwang,  Irrtum,  Schein 
bestimmt  werden,  in  Ansehung  eines  jeden  Verlobten  nach  den  Gesetzen 
des  Staates  zu  beurteilen,  dem  der  betreffende  Verlobte  angehört     (Be- 
züglich der  deutschen  Nupturienten  vergl.  §§  1303 — 1315,  1322 — 1340, 
116—124  B.G.B.   Dazu  Cosack  TL  S.  410 — i24).''   Für  die  Angehörigen 
solcher  Staaten,  welche  in  Terschiedene  Rechtsgebiete  mit  verschiedener 


d5)  rörster-EcciuM  l  S.  64  Anm.  38».  StrietharMt  LXIX  S.  140  Nr.  22. 
Obertribnnal  LI  S.  250  Nr.  81.    E.  XLII  (1899)  S.  336  Nr.  78. 

m)Striethorst  XLIV  8.  244  ff.  Nr.  55.  GoUdammer,  Archiv  für  pieufs. 
Strafr.  Xm  S.  348. 

97)  Vergi.  Entwurf  Gebhard  §  16  Abs.  1.  K  II.  §  2245  Abs.  1.  E.  B. 
2870  Abs.  1.  £.  R.  Art  12  Abs.  1  des  £.  G.  Nieäner  S.  35  ff  Ni^m^tr 
17.  Mugdan  I  S.  281  f.  809>811.  Barazetti  S.  59.  Cosack  11  S.  424. 
Bericht  der  Reichstagskommission  zu  dem  genau  gleichlautenden  Art  12  der 
Reicbstagsvorlage  S.  180.  Fischer -Henle  S.  1019.  Haidien  IV  S.  426. 
o.  Buehka  S.  2.  F^rtsch  S.  4/5.  Die  Regelung  des  B.G.B.  ist  konform  mit 
derjenigen  der  meisten  ander^  europäiBGben  Gesetzgebungen  (vergl.  bezüg- 
lich Rufslands,  Frankreichs,  ÖBterreichs,  Spaniens,  Italiens  und  der  Nieder- 
lande Gebhard  S.  20  und  97);  sie  entspricht  auch  den  Beschlflssen  des 
zwdten  internationalen  Kongresses  für  intern.  Privatr.  im  Haag  (CryAn  in 
Zeitschrift  V  S.  5).  Ober  das  gegenwärtige  Geltungsgebiet  des  Wohnslts- 
prindpB  cf.  Niedner  8.  17. 
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Eh^gesetigebniig  zeifalleQ,   hat  natürlich  ttber  das  anzawendende  Beeht 
der  Wohiunta  iimeriiaib  des  Staatsgebietes  eu  entscheiden'®). 
Rttckverweisnng  ist  in  beschränktem  Umfange  znlttssig. 

Art  27:  Sind  nach  dem  Rechte  eines  fremden  Staates,  dessen 
Gesetze  in  .  .  .  dem  Art.  13  Abs.  1  für  mafsgebend  erklärt  sind,  die 
deutschen  Oesetze  anzuwenden,  so  finden  diese  Gesetze  Anwen- 
dung '*). 

Verweist  das  Recht  des  fremden  Staates,  dessen  Gesetze  in  Art  13 
f^  mafsgebend  erklärt  sind,  auf  das  deutsche  Gesetz,  so  kommt  dieses 
zur  Anwendung.  Diese  Bestimmung  wird  vorztiglich  für  solche  Per- 
sonen, welche  im  Gebiete  des  amerikanischen  Rechts  die  Staatsangehörig- 
keit besitzen  und  in  Deutschland  eine  Ehe  schliefsen  von  Bedeutung, 
da  das  amerikanische  Recht,  wie  erwähnt,  die  Gesetze  des  Ehe- 
schliefsungsortes  auch  hinsichtlich  der  materiellen  Erfordernisse  der 
Eheechliefsung  für  anwendbar  erklärt^ <><>). 

Die  Anwendung  der  Grundsätze  des  Art  13  Abs.  1  ist  einfach, 
wenn  die  Nupturienten  gleicher,  schwieriger,  wenn  sie  verschiedener 
Nationalität  sind.  In  letzterem  Falle  wird  die  Eheschlielsung  immer 
dann  zu  versagen  und  eventuell  für  ungültig  zu  eriilären  sein,  wenn 
die  Ehe  nach  dem  Gesetze  auch  nur  eines  Eheschliefsenden  unzu- 
lässig ist. 

Im  einzelnen  ist  jedoch  für  die  Beurteilung  zu  bemerken:  Die 
Ehemündigkeit  wird  regelmäfsig  für  jeden  Nupturienten  ausschlie&lich 
nach  dessen  Heimatrecht  zu  beurteilen  sein.  Eine  nach  ihrem  Heimat- 
rechte mit  15  Jahren  ehemündige  Ausländerin  könnte  also  nach  den 
Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  eine  gültige  Ehe  eingehen, 
ohne  Rücksicht  darauf,  mit  welchem  Alter  die  Ehemündigkeit  der  Frau 
nach  dem  Rechte  ihres  Ehemannes  eintritt  und  ebenso  umgekehrt  ein 
mit  vielleicht  17  Jahren  ehemündiger  Ausländer  ohne  Rücksicht  auf 
die  Bestimmungen  des  Heimatrechtes  der  Frau  über  die  Geschäfts- 
fähigkeit des  Mannes.     (Art  7.     E.G.) 

Ebenso  kann  unzweifelhaft  die  Frage,  ob  und  wie  der  elterliche 
Konsens  zu   erteilen   ist,    nur  nach   dem  Rechte   beantwortet  werden, 


98)  V,  Sicherer  S.  139.  Über  den  Biangel  jeder  Staatsangehöri^eit 
und  das  Vorkommen  mehrfacher  Staatsangehörigkeit  vmgl.  Art  29  E.G. 
B.G.,  femer  Niemeyer ,  Vorschläge  8.  122  ff.  Nemnan»  ST  45  ff .  Gebharä 
S.  149  f.    Baraaetü  in  Zeitschrift  VIII  S.  129. 

99)  Achillea  S.  682.  Barazetti  in  Zeitschrift  Vm  S.  94  ff.  und  S.  121. 
Weitergehend  die  zu  Note  97  citierten  gesetzgeberischen  Vorarbeiten. 

100)  Jede  weitergehende  Rückverweisnng  ist  damit  abgelehnt,  ins- 
besondere die  VerweisuDg  des  Heimatsreehts  aiu  ein  auCaerdeutsches  Domini, 
wie  sie  im  i^twurf  U  §  2245  zugelassen  war  (veigl.  Beschlüsse  der  zweiten 
Lesung  des  Entwurfs  in  Zeitschrift  VI  S.  10  und  Mugdan  I  S.  261),  un- 
statthaft. Die  ftufserst  schwierige  Fra^e  der  Rttckverweisnng  (vergL  dazu 
die  schwankende  Praxis  des  Reichsgerichts  bd  Neumann  S.  30  ff.,  femer 
V.  Bor  in  Zeitschrift  VIII  S.  177  ff.,  Bugaati  in  Zeitochrifl  Vm  S.  449  ff.) 
ist  damit  fOr  unser  Thema  positiv  erledigt 
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nach  welchem  die  vtlterlicbe  (Gewalt  normiert  ist  Es  darf  ToianggeBetzt 
werden,  dafs  jeder  Staat  in  diesen  Beeiehangen  nnr  seine  eigenen  Unter- 
thanen  verpflichten  will 

Auf  der  anderen  Seite  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dafs  die 
Rechte  beider  Nupturienten  gleichmäfsig  anzuwenden  sind,  soweit  es 
sich  um  das  wechselseitige  Verhältnis  der  Ehegatten  handelt  Wenn 
A  mit  der  Y  verwandt  ist,  kann  er  sie  nur  heiraten,  wenn  diese  Ver- 
wandtschaft weder  nach  dem  Rechte  des  A  noch  nach  den\jenigen  der 
Y  eine  zu  nahe  ist 

Dispensationen  von  Ehehindemissen  sind  von  denjenigen  Stellen 
zu  erteilen,  welche  hierzu  nach  dem  madsgebenden  Rechte  zuständig 
sind  101). 

Von  dem  Princip  des  Art.  13  Abs.  1  macht  der  Abs.  2,  wenn 
man  ihn  dem  Buchstaben  nach  interpretiert,  eine  völlig  unverständliche 
Ausnahme. 

Art  13  Abs.  2:  In  Ansehung  der  Ehefrau  eines  nach  Art.  9 
Abs.  3  ftlr  tot  erklärten  Ausländers  wird  die  Eingehung  der  Ehe 
nach  den  deutschen  Gesetzen  beurteilt 

Art  9  Abs.  3:     Hatte  ein  verschollener  ausländischer  Ehemann 
seinen  letzten  Wohnsitz  im  Inlande  und  ist  die  im  Inlande  zurttck- 
gebliebene  oder  dahin  zurückgekehrte  Ehefrau  Deutsche  oder  bis  zu 
ihrer  Verheiratung   mit   dem  Verschollenen    Deutsche   gewesen,    so 
kann  auf  ihren  Antrag  der  Verschollene  im  Inlande  nach  den  deut- 
schen Gesetzen  ohne  die  im  Abs.  2  bestimmte  Beschränkung  ftlr  tot 
erklärt  werden. 
Wenn  man  die  Bestimmung  des  Art  13  Abs.  2  ihrem  Wortlaute  nach 
nimmt,    so  gelangt  man  zu   dem   unbegreiflichen  Ergebnis,   dafs  hin- 
sichtlich der  eine  Ehe  eingehenden  Ehefrau  eines  nach  Art  9  Abs.  8 
ffSii  tot  erklärten  Ausländers  das  deutsche  Recht  in  betreff  der  materiellen 
Voraussetzungen  der  Eheeingehung  mafsgebend   sein   soll,    und   zwar 
selbst  dann,   wenn  sie  Ausländerin  geworden  und  geblieben   ist     Es 
kann  aber   mit  dieser  Bestimmung  unmöglich  gemeint  sein,   dafs   eine 
Ehefrau,  die  sich  einmal  in  der  Situation  des  Art  9  Abs.  3  befunden 
hat,  für  alle  Zeiten  hinsichtlich  der  Eheschliefsung  dem  deutschen  Recht 
unterworfen   sein   sollte.     Man  wird    demnach    mit  Baraeetti  ^^*)   den 
Abs,  2  des  Art  13   logisch  restriktiv   dahin  zu  interpretieren   haben: 
Die  Eingehung  der  Ehe  der  Ehefrau  eines  nach  Art  9  Abs.  3  für  tot 
erklärten  Ausländers   ist,   soweit  das  Verschollenheitsrecht  in  Betracht 
kommt,   lediglich  nach  deutschem  Recht,  in  allen  tlbrigen  Beziehungen 
auch   hier  hinsichtlich  jedes  der  Verlobten  nach   dessen  Heimatsrecht 
zu  beurteilen.     Art  18   E.   B.6.B.  trifft  keine  Bestimmung   darüber, 
welches  Recht  Platz  zu  greifen  habe,  für  die  Eheschliefsung  von  Aus- 
ländem im  Auslande.     Jeden&lls  sollen  für  solche  Ehen  die  deutschen 


101)  Neumann  S.  103.    Mugdan  I  S.  288. 

102)  Baraxetti  S.  59  und  61 ;  ebenso  Mariolle  in  Zeitschrift  IX  S.  104  ff. 
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Gesetie  nicht  mafsgebend  sein,  was  sich  nach  der  Fasanng  und  dem 
Zusammenhange  ganz  zweifellos  ergiebt  (BarasfdH  8.  59).  Der  Gesetz- 
geber ist  wohl  von  der  richtigen  VoraossetziUig  ausgegangen,  dafs  die 
inlandische  Gesetzgebung  kein  Recht  habe,  flir  diese  ElJle  Rechtsnormen 
zu  schafien.  Nun  werden  aber  auch  nach  §  606  der  C.Pr.0.  in  der 
Fassung  vom  17.  Mai  1898  eine  Reihe  solcher  Fälle  zur  Kognition 
der  deutschen  G^chte  kommen  (veigl.  dazu  MarioUe  in  Zeitschrift  VIII 
S.  456  fil).  Es  firagt  sich:  Sind  alsdann,  wie  dies  z.  B.  Mariolle  (in 
Seufferts  Blätter  für  Rechtsanwendnng ,  68.  Jahrgang  8.  121  ff.)  ab 
unzweifelhaft  annimmt,  die  Bestimmungen  des  Art  13  analog  anzu- 
wenden? Es  kann  dies  nicht  ohne  weiteres  zugegeben  werden.  Es 
sind  hier  nicht  die  materiellen  Gesetze  des  Auslandes  selbst,  sondern 
die  Bestimmungen  des  ausländischen  internationalen  Privatrechts  anzu- 
wenden. Anderenfalls  könnte  der  Fall  eintreten,  dafs  eine  von  dem 
Angehörigen  des  Staates  A  mit  einer  Angehörigen  des  Staates  B  in 
dem  Staate  C  geschlossene  Ehe,  trotzdem  sie  von  den  Staaten  A,  B 
und  G  als  gtlltig  behandelt  wird,  von  dem  Staate  D  (Deutschland),  der, 
wenn  man  auf  dem  Staatsangehörigkeitsprincip  steht,  mit  dieser  Ehe- 
Bchliefsnng  nicht  das  mindeste  zu  thun  hat,  als  ungültig  behandelt  wird. 
Dies  hat  der  Gesetzgeber,  der  von  den  Ehen  der  Ausländer  im  Aus- 
lande absichtlich  nicht  spricht,  gewifs  nicht  beabsichtigt  Es  handelt 
sich  bei  dieser  Auffassung  keineswegs  um  eine  Wiedereinftlhrung  des 
vom  Bürgerlichen  Gesetzbuche  zurüdcgewiesenen  Principe  der  Weiter- 
verweisung, sondern  um  die  Grenze  der  Kompetenz  der  deutschen 
Gesetzgebung,  die  sich  aus  der  Anerkennung  des  Staatsangehörigkeits- 
princips  ergiebt 

§  3.    Die  Anwendung:  auBlfindlsohen  Reohts  durch,  den 
deutschen  Standesbeamten. 

Nach  den  Erörterungen  des  zweiten  Teiles  der  Abhandlung  kann 
der  deutsche  Standesbeamte  bei  Beurteilung  der  materiellen  Voraus- 
setzungen einer  Ehe  im  weitestem  Umfiinge  zur  Anwendung  auslän- 
dischen Rechts  gehalten  sein.  Eine  Verpflichtung,  das  ausländische 
Becht  zu  kennen  oder  von  Amts  w^en  zu  erforschen,  besteht  für  den 
Standesbeamten  so  wenig  wie  für  den  Bichter.  Selbstverständlich  darf 
man  von  ihm  die  Kenntnis  seines  Rechts  voraussetzen,  und  er  mufs 
danach  insbesondere  wissen,  in  welchen  Fällen  inländisches  und  in 
welchen  ausländisches  Recht  mafsgebend  ist  Sind  die  Erfordernisse 
nach  ausländischem  Rechte  zu  beurteilen,  so  soll  er  bei  der  ihm  ob- 
hegenden  Prüfung  das  letztere  zu  Grunde  legen  ^^^),  und  sofern  er 
dasselbe  nicht  kennt,  von  den  Beteiligten  den  Nachweis  verlangen  ^^). 
Der  Nachweis  wird  gewöhnlich  geführt  durch  von  der  betreffenden 
ausländischen    Behörde    ausgestellte    Certifikate.      Die  S.   8    der   Ab- 


103)  §293  C.Pr.O.  vom  17.  Mai  1898  findet  hier  analoge  Anwendung. 

104)  Gebhard  8.  99. 
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handhing  erwtthnten  VorBchriften  der  LaadesgeaetM  bieten  dem  Standes- 
beamten  Bomeist  nnr  eine  nnTolbtllndige  Handhabe  ^^^).  Dieselben  sind 
zam  Teil  sehr  unvollstttndig ,  indem  sie  sich  hänfig  nnr  auf  AnslMnder 
männlichen  Geschlechts,  nicht  auch  auf  Aasländerinnen  beaiehen,  mit- 
unter auch  nur  auf  solche  Ausländer,  welche  Inländerinnen  su  ehe- 
lichen beabsichtigen.  Der  Standesbeamte  ist  natttrlich  berechtigt  und 
verpflichtet,  von  den  Nuptnrienten  auch  in  anderer  Weise,  eventuell 
auch  durch  weiteigehende  Atteste  den  Nachweis  su  verlangen,  daft 
ihnen  nach  dem  öffentlichen  und  bürgerlichen  Recht  ihrer  Heimat  ein 
bekanntes  Hindernis  nicht  entgegenstehe. 

Die  Beibringung  von  Attesten  kann  mitunter  den  Nuptnrienten 
grofse  Schwierigkeiten  verursachen,  da  in  vielen  Staaten  Behörden 
fehlen,  welche  zur  Ausstellung  derartiger  Urkunden  berechtigt  sind. 
So  wird  von  Oräad^^)  ein  FaU  aus  der  Praxis  mitgeteilt,  in  welchem 
ein  Österreicher  die  Verbindung  mit  seiner  deutschen  Braut  in  Deutschland 
auf  unabsehbare  Zeit  hinausschieben  mufste ,  weil  ihm  seine  Heimat- 
behörde erklärte,  ein  Attest,  wie  es  die  deutsche  Behörde  fordere,  sei 
sie  nicht  in  der  Lage  ausasustellen.  Es  ist  daher  su  wünschen,  daik 
Gesetze  oder  internationale  Verträge  immer  mit  Genauigkeit  und  Sorg* 
fidt  diejenigen  Behörden  bestimmen  möchten,  welche  zur  Ausstellung 
solcher  Gertifikate  im  stände  sein  sollen,  auch  mit  Rttcksicht  auf  sichere 
Gresetzeskenntnis. 


VerzeiohniB  der  nur  mit  dem  Namen  des  Verftussers 
oder  In  sonstisrer  Abkürzung:  oitierten  Schriften. 

Achilles:    Bürgerliches  Oesetsbuch.  ^Berlin  1896. 

V,  Bar :    a)  Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privatrechts.    Hannover 
1889. 
b)  Lehrbuch  des   internationalen  Privat-  und  Strafrechts.    Stntt- 
ffart  1892. 
Baraaetti:    Das   internationale  Privatreeht   im  Bürgerlichen   Gesetsbnche. 

Hannover  1897. 
Bericht  der  Beichstagskonmiission  über  den  Entwurf  eines  Bürgerlichen 

Gtesetzbuchs  and  Einfuhrongsgesetzes.    Berlin  1896. 
Böhlau:    Mecklenburgisches  Landrecht.    Weimar  1871. 
o.  Buchka:    Vergleichende  Darstellung  des  Bürgerlichen  (}eietzbuch8  und 

des  {gemeinen  Rechts.    Berlin  1897. 
Cahn:    Beichsgesetz  über  den  Erwerb  und  Verlust  der  Reichs-  und  Staats- 
angehörigkeit.   Berlin  1896. 
Cosach:   Liehrbuch  des  Deutschen  bürgerlichen  Rechts,  2.  Anfl.^  Jena  1899. 
Demburg:    a)  Pandekten,  5.  Aufl.    BerUn  1896/1897. 
b)  PreuTsisches  Privatrecht,  5.  Aufl.    1894. 


105)  Gebhard  S.  100.  Vergl.  die  Bestimmungen  der  AusfÜhrunffagesetie 
in  Anm.  19  oben.  Erschöpfend  sind  in  dieser  Beziehung  das  Preuis.  Ausf.- 
Ges.  (dazu  Cosachy  B.G.B.  U  S.  424,  Text  zu  Note  7X  sowie  die  Ausf.Gesetae 
von  Braunschweig  und  Sachsen- Weimar. 

106)  Zdtsdmft  V  S.  113  ff. 
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£><mU:  Über  internatioiude  EheechlieCBong  mit  besonderer  Berficksiehtiaiiiig 
der  gelteDden  Kodifikationen  in  der  deatKlMn  Zeitaehrift  für  Kiräen- 
recht    8.  Folge  Bd.  II  8.  1  ff. 

EL  «c  Entwurf  eines  Börgerliehen  Geeetzbnehs  fnr  des  Deuttfche  Beich. 

£.  L  »  Der  von  der  ersten  Kommission  anq^^earbeitete  Entwurf  1888. 

£»  IL  ■»  Der  von  der  zweiten  Kommission  m  erster  Beratimg  beschlossene, 
auf  amtliche  Yeranlassang  1894/1895  yeröffentlichte  Entwurf. 

£.  B.  »  Die  Bnndesratsvorlage  vom  22.  Oktober  1895. 

EL  B.  a-  Der  dem  Reichstage  1896  vorgelegte  Entwurf. 

R  G.  «  Einflihrungageeetz. 

£h  BS  Entscheidongen  des  Reichsgerichts  in  Cävilsachen. 

£ingelmann:   Das  alte  und  neue  bürgerliche  Recht  Deatsohlands.   Berlin  1897. 

Entwurf-Vorlagen  der  Redaktoren: 

a)  Allgemeiner  Teil:  Vorlage  des  Redaktors  Gebhard.  Internationales 
Privatrecht,  Abschnitt  1,  II  2  und  Nachtrag  lum  interaationaleii 
Privatrecht 

b)  FamiMenrecht:  Vorlage  des  Redaktors  PZaneJL- ,  Abschnitt  I  Titel  I 
Nr.  m  zu  §  21  S.  126  ff. 

Fächer  und  Hefde:    Bürgerliches  Gesetzbuch,  2.  Aufl.    1898. 
^önUr-EeciuB:    Preufsisches  Privatrecht,  7.  Aufl.    Berlin  1896/97. 
F'oriBch:    Veiigleichende  Darstellung  des  code  civil  und  des  Bürgerlichen 

Qesetsbuchs.    Berlin  1897. 
Gebhard:    Siehe  Entwurf -Vorlagen  der  Redaktoren. 
Gerber:    System  des  deutschen  Privatrechts,  neu  bearbdtet  von  Cosaek. 

Jena  1895. 
Gierke:    Deutsches  Privatrecht.    Leipsig  1895. 
IlaidUn:    Bürgerliches  Gesetsbnch.    Stuttgart  1897. 
Hergenhahn :    Das  Ebescbliefsungs-  und  Ebescheidunffsrecht,  dargestellt  nach 

der  Rechtsprechung  des  deutschen  Reichsgericnts  im  Magazin  fttr  das 

deutsche  Recht  der  Gegenwart    Bd.  VII  S.  129  ff. 
HinechiuB:    Das  Reichsgesetz  über  die  Beurkundung  des  Personenstandes 

und  die  Eheschlielsung  vom  6.  Februar  1875. 
Kaeh:    Kommentar  zum  Allgemeinen  Landrecht  für  die  preuisischen  Staaten, 

8.  Aufl.    Berlin  1884. 
Komg:    Handbuch  des  deutschen  Konsularwesens.    Berlin  1896. 
Lam-etU:    Prineipee  de  droit  cieiL    Berlin  1874. 
Leeke:    Versleiehende  Darstellung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  das 

Deutsche  Reich  und  des  Preufsischen  Allgemeinen  Landrechts. 
JLehr:    EUmenis  de  droit  civü  rusae.    Paris  1^7/1890. 
Martene:    Das  Konsularwesen.    Berlin  1874. 

MM:    a)  Die  Kodifikation  des  internationalen  Civil-  und  Handelsrechts. 
Leipzig  1891. 
b)  Geschichte  und  System  des  internationalen   Privatrechts.    1892. 
Motmneen:  Wie  ist  das  VerhiUtnis  des  inländischen  Rechts  zum  ausUndisdien 

zu  normieren?  im  Archiv  für  die  dv.  Praxis  Bd.  LXL 
Mugdan:    Die  gesamten  Materialien  zum  Burgeriichen  Gesetzbuch  fikr  da» 

Deutsche  Reich,  Bd.  L    Berlin  1899. 
Uewnamii:    Internationales  Privatrecht    Berlin  1896. 
Niedner:    Das  EinfSbrungsgesetz  in  Kommentar  zum  Burgeriichen  Gesetz- 
buche.   Berlin  1899.    Carl  Heymanns  Verlag. 
Niemeyer  i  Sammlung  von  Vorträgen  über  den  Entwurf  emes  Btlrfferlichen 

Gesetzbuchs  in  der  Fassung  der  dem  Reichstaffe  gemachten  Vorlage. 

Heft  VU.    Das  internationale  Privatrecht  von  Th,  Niemeyer. 
Niemeyer:    a)  Das    in   Deutschland    geltende    internationale    Privatrecht 
Leipzig  1894. 
b)  Vorschliige  und  Materialien  zur  Kodifikation  des  internatio- 
nalen Pnvatrechts.    Leipzig  1895. 
Obertribunal  »  Entscheidungen  des  Königliehen  Obertribunals. 
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FeUrsen:    a)  Der  eode  NapoUan  und  da»  deutsche  GiTilgeeetBlmch. 

b)   Welches  Recht  gut  bei  gemischten  Ehen  besfifflich  der  Frage 
der  Gültigkeit  der  Ehe  und  der  Ehescheidonff? 

Zu  a)  und  b)  in  der  Zeitschrift  für  Reicns-  and  Landes- 
recht Bd.  U  8.  220  beaw.  418  ff. 

Planck:    a)  Bürgerliches  G^esetzbuch,   Bd.   IV.     Viertes  Buch:   Familien- 
recht    Erste  und  zwmte  Aufl.    Berlin,  Gattentag  1899. 
b)  Siehe  Entwarf- Vorlagen  der  Redaktoren. 

V,  FüUUngen:  Handbach  des  in  Österreich-Ungarn  geltenden  internationalen 
Privatrechts.    2.  Aafl.    1878. 

Regelsberger :    Pandekten  I.    1898. 

Rehbein:    Entscheidangen  des  Obertribunals  Bd.  L 

Rehbein  und  Reincke:  Allgemeines  Landrecht  för  die  PreuDrischen  Staaten. 
5.  Aufl.    Berlin  1894. 

B.G.B1.  -»  ReichsgesetzbUtt 

Rosshirt:  Beitrag  zum  internationalen  Privatrecht  im  Archiv  für  die  dviU- 
Btische  Praxis,  Bd.  XLVl. 

Roth:    a)  Bayerisches  Civibrecht,  Bd.  I.    Tübingen  1871. 

b)  System  des  deutschen  Privatrechts,  Bd.  I.    Tübingen  1881. 

V,  Savigny:   System  des  heatigen  römischen  Rechts,  Bd.  Vüi.    Berlin  1849. 

Seuffert:    Arcmv  für  Entscheidungen  der  obersten  (Berichte. 

V.  Sicherer:  Personenstand  und  Eheschlielsung  in  Deutschland.  Erlangen 
lo79. 

Siebenhaar:    a)  Lehrbuch  des  sächsischen  Privatrechts.    Leipzig  1872. 

b)  Kommentar  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche  nlr  das  König- 
reich Sachsen.    Leipzig  1869. 

Schaeßner :    Entwickelung  des  internationalen  Privatrechts.    1841. 

SchfMd:    Herrschaft  der  Gesetze.    1868. 

Stiegele:  Das  Reichsgesetz  über  die  Beurkundang  des  Personenstandes  und 
die  Eheschliefsang  vom  6.  Februar  1875.    Stuttgiurt  1876. 

Stobbe:    Deatsches  Privatrecht,  Bd.  L    8.  Aufl.     1898. 

Stöltel:    Deatsches  Eheschliefsangsrecht.    8.  Aufl.    1879. 

Stoerk :  Staatsunterthanen  und  Fremde  in  Handbuch  des  Völkerrechts,  Bd.  ü. 
S.  585  ff 

Striethorst:    Archiv  für  Rechtsf&lle. 

Vierling:  Die  noch  geltenden  Bestimmungen  der  bayerischen  Geriehts- 
ordnung  von  1753  in  Zeitschrift  ftir  Reichs-  und  Landesrecht,  Bd.  n 
S.  838  ff. 

Wächter:  Handbuch  des  im  Königreiche  Württemberg  geltenden  Privat- 
rechts.   1842. 

Windecheid:    Lehrbuch  des  Pandektenrechts.    7.  Aufl.    1891. 

Zachariae  v.  Lingenthal:  Handbuch  des  französischen  Civilrechts.  .  Frei- 
barg 1895. 

Zeitschrift  «  Zdtschrift  für  internationales  Privat-  und  Strafrecht  1890— 
1899   Heft  8. 

Zitelmann':  Internationales  Privatrecht  Band  I.  1897  und  Band  H.  1.  (1898). 

Zorn:    Die  Konsulargesetzgebung  des  Deutschen  Reiches.    Berlin  1884. 

Zusammenstellung  der  gutachtlichen  Aufserangen  zu  dem  Entwürfe  eines 
Bürgerlichen  Gresetzbuchs,  gefertigt  im  Reicnqustizamt 
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Der  neue  Civilprozereordnungeentwurf  für  den 
Kanton  Aargau. 

Von  ProfeBBor  Dr.  CAeMur  BarAiettl  (Genf). 

Die  Volkflabstinunang  in  der  Schweiz,  die  im  November  1898 
Btftttgeflmden  hat,  hat  sich  ftlr  die  Rechtseinheit  der  Eidgenossen- 
schaft auf  dem  Gebiet  des  Straf  rechts  and  Civilreehts  ansge- 
aproehen  und  somit  das  gesamte  Straf-  und  Givilreeht  ab  der  ZnstKndig* 
keit  der  Bondesgesetagebong  unterstehend  erklärt  und  dem  Bund  das 
bisher  den  Kantonen  zustehende  Gesetzgebungsrecht  auf  diesem  Gebiet 
ttbertragen.  Es  wird  im  Hinblick  auf  den  Umstand,  dafs  bereits  schon 
eingehende  Vorarbeiten  (Entwürfe)  des  Straf-  und  Givilgeeetzbuchs  der 
Eidgenossenschaft  vorliegen,  die  Uire  Entstehung  den  hervorragenden 
Rechtslehrem  S  t  o  o  fs  und  H  u  b  e  r  verdanken,  nicht  lange  mehr  dauern, 
dafs  die  Schweiz  ein  einheitliches  Straf-  und  Givilreeht  besitzt  —  Das 
Civilprozefsrecht  wird  von  der  Volksabstimmung  nicht  berührt, 
es  kam  bei  derselben  nicht  in  Frage  und  bleibt  nach  wie  vor  ELantonal- 
aache.  Ob  es  firOher  oder  spKter  auch  vereinheitlicht  wird,  ist  schwer 
zn  entscheiden.  Immerhin  dürfte  es  damit  noch  gute  Wege  haben, 
znmal  dem  Centralismus  in  der  Schweiz  durch  die  jetzt  beschlossene 
Vereinheitlichung  des  Straf-  und  Civilrechts,  ftbr  die  das  Volk  sich  aus- 
gesprochen hat,  entsprechende  Rechnung  getragen  worden  ist  und  man 
weiterem  Oentralisieren  auf  dem  Gebiete  des  Hechts  Widerstand,  und 
warn  Teil  hartnäckigen  Widerstand  entgegensetzen  dürfte. 

Die  Eantonalr^erungen  in  der  Schweiz  sind  schon  seit  geraumer 
Zeit  mehr&ch  zur  Ansicht  gelangt,  dafs  ihr  Civilprozefsrecht  unzuläng- 
lich und  in  vielen  Beziehungen  nicht  mehr  haltbu-  ist  Es  herxscht  in 
einzelnen  Kantonen  schon  seit  langem  die  Absicht,  neue  Verfiihrens- 
Ordnungen  zu  schaffen,  um  die  Civilrechtsstreitigkeiten  in  ersprielklicherer 
Weise  als  bisher  zum  Austrage  zu  bringen.  Und  es  ist  gewifs  auch 
ftli  die  Juristen,  die  ihr  Augenmerk  auf  das  internationale  Recht,  bezw. 
den  internationalen  Rechtsverkehr,  richten  und  sich  mit  den  dahin  ein- 
aehlagenden  Fragen  beschäftigen,  und  somit  auch  ftlr  die  Leser  dieser 
Zeitschrift  nicht  ohne  Interesse,  wenn  ich  ihre  Aufmerksamkeit  auf  neue 
Gesetzentwürfe,  hier  auf  einen  neuen  Civilprozefsordnungsentwurf  eines 
schweizerischen  Kantons  hinweise.  Es  ist  dies  der  „Entwurf  zu 
einer  Giviiprozefsordnung  für  den  Kanton  Aargau**  vom 
Herbst  1897,  der  im  Auftrage  der  Gesetzgebungskommission  gemäfs 
ihren  in  zweiter  Beratung  geMsten  Beschlüssen  von  ihrem  Mitgliede 
Oberrichter  Hmifberger  erstellt  (Entwurf  vom  September  1897)  und 
sodann  mit  wenigen  Abänderungen  von  der  Gesetzgebungs- 
kommission („Giviiprozefsordnung  ftlr  den  Kanton  Aargau,  Entwurf 
der  Gesetzgebungskommission  —  vom  November  1897 **)  angenommen 
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wurde  und  nunmehr  dem  Volke  von  Aaigan  durch  den  Regierungsrat 
zur  Genehmigung  (oder  Verwerftmg)  durch  Abstimmung  unterbreitet 
wird.  Ich  zwelHe  nicht,  dafs  sich  das  Volk  mit  grofser  Stimmenmehr- 
heit ffta  die  treffliche  Geeetseearbeit  aussprechen  wird. 

Der  Entwurf  will  insbesondere  ein  rascheres,  einfacheres  Verfahren 
einführen,  ab  es  die  zur  Zeit  noch  in  Kraft  befindliche  aargauische 
Civilprozelsordnung  Ton  1852  hat,  die  sich  in  ihrem  Ver&hrensgang 
gar  schleppend  und  umständlich  fortbewegt  Es  wird  im  neuen  Ent- 
wurf mit  dem  in  der  Prozefsordnung  auf  Kosten  des  materiellen  Rechts 
herrschenden  Formalismus,  der  sich  in  weitgehender  Anwendung  der 
Verhandlungs-  und  Eventualmazime  und  in  für  den  Richter  streng 
bindenden  gesetzlichen  Beweisregeln  in  betreff  der  von  den  Parteien 
vorgebrachten  Beweismitteln  zeigt,  ganz  energisch  gebrochen,  und  das 
Verfiihren  ün  Interesse  der  materiellen  Wahrheit  möglichst  frei  gestaltet, 
ohne  dals  jedoch  hiebe!  der  richterlichen  Willkür  Spiehnum  gewährt 
whrd.  Das  raschere  und  zugleich  einfinchere,  von  dem  früheren  For- 
malismus freiere  Verfahren  sucht  der  Entwurf  durch  Beseitigung  der 
schriftlichen  Replik  und  Duplik  zu  bewirken  unter  gröfserer  Selbstlfndig* 
keit  der  Richterthätigkeit  vom  Parteivorbringen,  als  dies  bisher  der  Fall 
war.  Das  Prozefsleitungsamt  des  Richters  ist  nicht  mehr  so  abhingig 
von  den  Antrügen  der  Parteien,  und  in  betreff  der  Erbringung  von 
Beweisen  und  der  Würdigung  der  von  den  Parteien  erbrachten  Beweise 
ist  die  Stellung  des  Richters  eine  von  den  Parteien  viel  unabhängigere. 
Dies  wird  durch  entsprechende  Beschränkung  der  Verhandlungsmazime 
und  weitgehende  Einführung  der  Offizialmaxime  für  das  richterliche 
Prozefsleitungsamt  erreicht  sowie  durch  Beschränkung  der  Eventual- 
mazime  auf  ein  vernünftiges  Mafs  in  der  Weise,  dafs  nova  in  der 
Replik  und  Dnplik,  ja  auch  in  der  Appellationsinstanz  zulässig  sind, 
das  letztere  jedoch  nur  unter  der  gewifs  zu  billigenden  Voraussetzung, 
dafs  die  Partei  zu  beweisen  vermag,  dafs  die  nova  (neue  Thatsachen 
und  neue  Beweismittel)  erst  nach  der  Verhandlung  vor  dem  Bezirks- 
gericht entdeckt  worden  sind  —  sowie  durch  Einführung  des  B^griffii 
der  Notorietät  und  insbesondere  der  freien  Beweiswttrdigung ,  femer 
durch  Beschränkung  der  gesetzlichen  Beweisregeln  auf  ein  Minimum 
und  gänzliche  Beseitigung  des  Eides  (sowohl  des  Parteieneides  als  auch 
des  richterlichen  Eides)  und  Ersatz  desselben  nach  dem  Vorgang  anderer 
Gesetzgebungen  durch  die  wohlthätige  Neuerung  der  Parteibefragnng, 
dieses  modernsten  Beweismittels,  wobei  wissentlich  unwahre  Antworten 
zuchtpolizeilicher  Bestrafung  unterli^en. 

Die  Gestaltung  der  Rechtsmittel  und  des  dabei  platzgreifenden  Ver- 
fi&hrens  ist  sehr  vereinfacht  und  zweckmäfsig.  Das  schiedsgerichtliche 
Verfahren  ist  zugelassen  und  gut  geordnet  Das  Vollstreckungsveriabren 
ist  einfach  und  zeichnet  sich  vor  anderen  neuen  Prozefsgesetzgebungen 
durch  eine  wohlthuende  Kürze  aus,  wobei  jedoch  zu  bemerken  ist,  daOi 
es  seine  Ergänzung  durch  das  eidgenössische  Gesetz  über  Schuldbetrei- 
bung und  Konkurs  erhält  (das  ich  nicht  für  sehr  gelungen  erachten 
kann).    Die  besonderen  Prozefsverfohrensarten  sind  zweckentsprechend 
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geregelt  Ich  halte  den  neaen  Entwurf  ftlr  eme  sehr  tüchtige  Arheit, 
die  dem  Obeirichter  Heuberger  zor  grölkten  Ehre  gereicht  Namentlich 
sei  hier  noch  ein  grofser  Vorzog  des  Entwarft  vor  der  deutschen  Ciyil- 
prosefBordnnng  hervorgehohen,  den  ich  darin  erblicke,  dafs  im  inappd- 
labefai  Verfuhren  eine  Protokolliemng  des  mttndlieh  Voxgetragenen  und 
UrteilflfUlang  anf  Onmdlage  dee  Protokolls  vorgeschrieben  ist. 

Fttr  den  internationalen  Kechtsyerkehr  hat  der  Entwurf  ver- 
aehiedene  recht  sachgernttTse  Vorschriften  getroffisn ,  von  welchen  ich 
einige  hier  anführe. 

Das  Armenrecht  ist  in  liberalster  Weise  angelassen  nnd  steht 
«och  Aasländern  zu,  bezw.  haben  solche  einen  rechtlichen  Ansprach 
anf  Erteilang  desselben,  aber  nor  unter  der  gewifs  richtigen  Voraos- 
aetsong,  dafs  sie  entweder  in  der  Schweiz  einen  festen  Wohnsitz  haben, 
oder  dafs  die  Gegenseitigkeit  gehandhabt  wird  oder  zugesichert  ist  (also 
im  Falle  thatsächlicher  oder  diplomatischer  Reciprocität).  §§  62  £  d.  E. 

Was  die  Befugnisse  der  Parteien,  vor  Gericht  zu  han- 
deln, anlangt,  so  kann  jeder,  der  handlungsfiihig  ist,  also  auch  der 
faandlungsft&hige  Ausländer,  seine  Rechte  vor  dem  Richter  selbst 
▼ertreten.  Es  ist  diese  Vorschrift,  die  prinoipiell  den  Anwaltszwang 
▼erwirft,  m.  E.  ein  grofser  Fortschritt  und  für  den  Ausländer  im  ge- 
gebenen Fall  eine  nicht  zu  unterschätzende  Wohlthat  Vergl.  §  28  d.  E. 

In  betreff  der  Prozefskostenkaution  besteht  u.  a.  die  Vor- 
flchrift,  dafs  deijenige,  der  klagend  auftritt,  Prozefskostenkaution  auf 
Begehren  des  Gegnen  zu  leisten  hat,  wenn  er  seinen  Wohnsitz  nicht 
im  Kanton  hat     §  74  d.  E. 

Die  Vorladungs«  und  Zusteilungsbegehren  auslän- 
discher G^chte  gegen  einen  Bewohner  eines  EUintons  sind  an  den 
Gmchtspiäsidenten  desjenigen  Bezirks  zu  stellen,  in  dem  er  wohnt 
Etwaige  Einwendungen  nimmt  der  Grerichtspräsident  entgegen.  Erhebt 
der  Betreffende  solche  nicht,  und  hält  auch  der  Gerichtspräsident  das 
aoaländisehe  Gericht  für  zuständig,  so  hat  er  der  Requisition  auf  Vor- 
ladung oder  Zustellung  Folge  zu  leisten,  d.  h.  solche  zu  bewilligen. 
Im  Falle  erhobener  Einwendungen,  oder  falls  der  Gkrichtspiäsident 
selbst  das  ausländische  Gericht  nicht  für  zuständig  hält,  hat  er  das 
Vorladungs-  oder  Zustellungsbegehren  mit  den  allfüllig  erhobenen  Ein* 
wmdnngen  dem  Obeigericht  mitzuteilen,  damit  solches  seinen  Entscheid 
giebt     §  101  d.  E. 

Während  die  Vorladungen  und  Zustellungen  an  Parteien,  die  in 
der  Schweiz  wohnen,  durch  die  Post  erfolgen,  soll  dagegen,  wenn  die 
Pteteien  im  Auslande  wohnen,  die  zusttnd%e  Behörde  des  fremden 
Staates  um  VermitÜung  ersucht  werden.  Ist  diese  Behörde  dem  Gerichts- 
präsidenten nicht  bekannt,  so  nimmt  er  die  diplomatische  Vertretung  in 
Ansprach.     §  102  d.  E. 

In  betriaff  der  Zustellung  durch  öffentliche  Vorladung 
bestimmt  §  100  d.  E.,  dafs,  wenn  der  Wohnsitz  oder  Aufenthaltsort 
einer  Partei  unbekannt  ist  (was  also  viel&ch  bei  Ausländem  zutreffsn 
kann),  eine  öflhntliche  Vorladung  an  ne  im  AmtsUatte  und  nach  ricfator* 
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lichem  EnneBsen  auch  in  solchen  Zeitangen  za  erlaasen  ist,  die  an  ibrem 
mntmafolichen  Aofenthaltsorte  gelesen  werden. 

In  dem  vom  ürknndenbeweis  handelnden  Titel  wird  in  §  159 
d.  E.  nnter  Lit.  c,  wo  von  den  öffentlichen  Urknnden  die  Bede 
ist  und  der  Begriff  derselben  gegeben  wird,  die  von  anderen  als  schwei- 
zerischen Behörden  ausgestellte  Urkunde  auch  im  Aargan  dann  als 
öffentliche  Urkunde  erklttrt,  wenn  sie  von  den  in  anderen  (auslllndischen) 
Staaten  zur  Ausstellung  öffentlicher  Uricunden  berechtigten  Behörden 
und  Beamten  in  Sachen  ihres  Amtes  errichtet  und  mit  ttblicher  Be- 
glaubigung Tersehen  worden  ist. 

,  In  §  167  d.  E.,  wo  in  Ergttnzung  des  §  166  d.  E.  das  Editions- 
begehren und  Edition Bverfahren  (Verfahren  bes  BeweisftLhrers 
auf  Vorlage  der  Beweisurkunde,  die  sich  nach  seiner  Behauptung  in 
Hunden  der  Gegenpartei  oder  eines  Dritten  befindet)  noch  des  weitem 
geregelt  wird,  ist  bestimmt,  dafs,  wenn  der  um  Edition  angesprochene 
Dritte  nicht  im  Kanton  (Aargau)  wohnt  (was  also  besonders 
auch  bei  nicht  daselbst  domizilierenden  Ausländern  zutrifit),  der 
GerichtsprHsident  die  zweckentsprechenden  Verfügungen  zu  erlassen  hat, 
um  die  verlangte  Urkunde  bis  zur  mündlichen  Verhandlung  herbei- 
zuschaffen. Hier  greifen  dann  wieder  die  §§  100  u.  102  d.  E.  Plats. 
Siehe  oben. 

Anlangend  den  Zeugenbeweis,  so  hat  der  Zeuge,  der  im 
Kanton  wohnt  (also  ganz  einerlei,  ob  er  Inlttnder  oder  Aus liln der 
ist)  vor  dem  Prozefs  rieht  er  zur  Einvernahme  zu  enchelnen« 
§  186  d.  E. 

Wohnt  er  in  einem  anderen  Kanton  (einerlei,  ob  er  Inländer, 
d.  b.  Schweizer  [Aaigauer  oder  Nicht -AargauerJ  oder  Ausländer, 
d.  h.  eben  Nicht-Schweizer,  ist),  so  ist  er  in  der  Regel  ebenftUs  vor 
den  Prozefsrichter  vorzuladen.  Im  Falle  er  sich  weigert,  dieser 
Ladung  Folge  zu  leisten,  oder  er  weit  entfernt  wohnt  und  seine  Ein- 
vernahme vor  dem  Prozefsrichter  mit  grofsen  Kosten  verbunden  sein 
würde,  so  ist  der  Richter  seines  Wohnorts  um  seine  Einvernahme  zu 
ersuchen.  §  187  d.  E.  Anlangend  die  Einvernahme  von  Zeugen, 
die  im  Ausland  wohnen  (einerlei  ob  es  Ausländer  oder  Schweizer 
sind),  so  ist  das  zuständige  fremde  Gericht  zu  ersuchen.  §  188  in 
Verb.  m.  §  102  d.  E. 

In  den  Fällen  der  §§  187  u.  188  d.  E.  ist  das  Einvernahme 
Protokoll  (selbstverständlich)  zu  den  Akten  zu  bringen. 

Was  die  Vollstreckung  gerichtlicher  ausländischer  Urteile, 
d.  h.  solcher  gerichtlichen  Urteile  betrifit,  die  aufser  der  Eidgenossen- 
schaft erlassen  wurden,  so  darf  der  Vollstreckungsbearote 
(wer  dies  ist,  darüber  giebt  §  878  Abs.  1  d.  E.  Auskunft)  nur  dann 
die  Vollziehung  anordnen,  wenn  die  Urteile  der  aargauischen 
Gerichte  in  dem  ausländischen  Staate  auch  sofort  in  Voll- 
ziehung gesetzt  werden  (also  im  Falle  thatsächlicher  oder  auch  diplo- 
matischer Reciprocität)  —  §  878  Abs.  8  d.  E.,  während  er  verpflichtet 
ist,  jedes  von  einem  schweizerischen  Gerichte  gesprochene  rechtskräftige 
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Erkenntnis,  oder  eine  reehtskrliftige  vorsorgliche  Verfbgang  eines  aar- 
gauischen Richters,  sowie  einen  in  der  Schweiz  abgeschlossenen  gericht- 
lichen Vergleich  oder  einen  im  Kanton  erlassenen  rechtskrftftigen  Schieds- 
sproch  zn  vollziehen  (ganz  eineilei,  ob  die  Parteien  In-  oder  Aosltfnder 
■ind).     §  378  Abs.  2  d.  £. 

Die  Zalässigkeit  der  Anordnung  der  VoUstrekang  ge- 
richtlicher ausländischer  Urteile  dnrch  den  achweizerischen 
Volktreekungsbeamten  hitngt  aber,  im  Falle  es  sich  am  die  VoU- 
streekong  eines  von  einein  anslftndischen  Richter  erlassenen  ün- 
gehorsamsnrteil  handelt,  anfser  der  oben  angegebenen  Vorans- 
setzong,  aig.  §  878  Abs.  8  d.  E.,  auch  noch  von  weiteren  prozessoa- 
Iisehen  Voranssetzongen  ab.  In  dieser  Beziehung  bestimmt  der  §  879, 
Abs.  1  d.  E.,  dafs  der  Vollstreckungswerber  sein  Oesuch  bei  diim 
Obergericht  anbringen  mufs,  das  nach  schriftlicher  Vernehmlassung 
des  Vorfilllten  ttber  die  Znliissigkeit  des  VoUstreckungsgesuchs  entscheidet 
Wird  das  Urteil  als  TollstreekungBftLhig  erklärt,  so  ist  es  wie  ein  vor 
einem  aargauischen  G^cht  erlassenes  rechtskräftiges  Urteil  zu  voU- 
ziehfln.  §  879  Abs.  2  d.  £.  Von  welchen  Elrwägungen  sich  das  Ober- 
gericht zu  leiten  haben  lassen  wird  in  betreff  der  Entscheidung  ttber 
die  Zalässigkeit  des  ausländischen  Ungehorsamsurteils,  ist 
im  Entwarf  (§  879  d.  E.)  nicht  gesagt  Es  dttrfte  dieses  Schweigen 
des  Entwurfs  auf  prozelspolitischen  GHlnden  beruheUf  die  in  Ermange- 
lung von  Motiven  (mir  wenigstens  sind  keine  solchen  bekannt)  nicht 
ermittelt  werden  können.  Das  Obergericht  whrd  wohl  bei  seiner  Ent- 
scheidung zu  prttfen  haben,  ob  der  Entscheid  von  einer  kompetenten 
Behörde  geftQlt  worden  ist,  ob  die  Parteien  (namentlich  auch  die  an- 
geblich kontumaze  Partei)  gehörig  geladen  worden  sind  und  Rechtskraft 
vorliegt,  und  endlich  ob  die  Normen  des  öffentlichen  Rechts  oder  die 
Interessen  der  öffentlichen  Ordnung  des  Standes  Aargau,  sowie  der  Eid- 
genossenschaft überhaupt  einer  Vollziehung  des  Entscheids  der  fremden 
richterlichen  Behörde  nicht  entgegenstehen.  Ist  das  eine  oder  andere 
nicht  der  Fall,  so  dttrfte  die  Entscheidung  die  Unzulässigkeit  des  VoU- 
streckungsgesuchs aussprechen.  In  eine  materielle  Wttrdigung  der 
Ptocefssache  hat  das  Gericht  wohl  nicht  einzutreten.  Diese  Grundsätze 
finden  sich  in  dem  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  im  Jahre  1869 
abgeschlossenen  Vertrag,  der  ftlr  das  Verhalten  des  Obeigerichts  im  an- 
gegebenen Fall  wohl  vorbildlich  sein  dttrfte,  und  sie  entsprechen  sicher- 
li^  auch  dem  durch  den  Gerichtsgebrauch  des  Aaigauer  Obergerichts 
eingehaltenen  Verftthren. 

Fttr  die  Zulässigkeit  der  Vollstreckung  gerichtlicher  Auslands- 
urteile,' die  als  kontradiktorische  ergangen  sind,  dttrften  die  gleichen 
Erwägungen  Platz  greifen  (hier  dttrfte  namentlich  die  Übereinkunft 
zwischen  dem  EJanton  Aaigau  und  dem  GrofshenEogtum  Baden,  be- 
treflfond  die  gegenseitige  Vollstreekbarkeit  von  [kontradiktorischen]  Civil- 
urtmlen,  vorbildlich  sein),  wobei  jedoch,  wie  aus  §  378  Abs.  8  d.  E. 
und  arg.  e  cofiiir.  des  §  879  d.  E.  erhellt,  kein  Gesuch  auf  Zulässig- 
keit der  Vollstreckung  beim  Obergericht  vorauszugehen   hat,   sondern 


46  Baehtaprechmig:  DeatKhland. 

der  VolbtreckmigBbeainte  zur  onmitteltMuren  Anordnung  derVoUBtreeknng 
kompetent  ist,  wenn  er  nur  um  solche  angegangoi  worden  ist  und  sie 
anf  Grund  der  getrofienen  ErwHgnngen  fir  snlXssig  erachtet  (and 
thatsttchliche  oder  diplomatische  Reciprozititt  vorliegt).  Giebt  der  Voll- 
strecknngsbeamte  dem  Gesuche  nicht  statt,  sei  es,  da(k  er  bei  kontra- 
diktorisdhen  Urteilen  des  Auslandes  unmittelbar  auf  Vollziehung  an- 
gegangen worden  ist,  sei  es,  dafs  er  bei  ausländischen  Konturaasial- 
urteilen,  in  betreff  deren  das  im  Wege  des  Gesuchs  auf  Zuliissigerklllmng 
der  Vollstreckung  angegangene  Obergericht  dieselbe  Air  sulKssig  erklärt 
hat,  mittelbar  um  Vollziehung  ersucht  worden  ist,  so  ist  der  Weg  der 
Besehwerde  bei  der  Aufsichtsbehörde  des  Vollstreckungsbeamten  (Re- 
gierungsrat oder  Obergericht,  je  nachdem)  gegeben,  und  zwar  binnen 
zehn  Tagen  von  der  Zustellung  an.  §§  391  u.  392  d.  £.  Schon  in 
der  angeführten  Übereinkunft  zwischen  dem  Kanton  Aargau  und  dem 
Grofsherzogtum  ßaden  ist  dies  Beschwerderecht  an  das  Obergericht  vor- 
gesehen. Die  Ausführungen  ttber  die  Vollstreckung  aiüländischer  urteile 
in  der  Schweiz,  wie  sie  in  Wd>er  u.  BrüsÜem^  das  Bundesgesetz  Aber 
Schuldbetreibung  und  Konkurs  für  den  praktischen  Gebrauch  erläutert 
(Zürich  1892),  Anmerk.  zu  Art.  81  d,  Bundesges.,  gegeben  sind,  dttrftm 
auch  für  die  Vollstreckung  solcher  Urteile  im  Kanton  Aai^u  zur  Er- 
läuterung der  §§  378,  379,  391  u.  392  d.  £.  Platz  greifen,  und  habe 
ich  daher  bei  obigen  Darlegungen  dieselben  verwertet 


Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.    BOrgrerliolies  Reoht ,  elnsoUlefiEiIleii  des  Handels-, 
My^eehsel-  und  Konkumeolits.  —  Clvllprozellb. 

Örtliches  Recht  für  die  rechÜichen  Wirkungen  des  Verlöbnisses.  — 
An  welchem  Orte  ist  nach  der  Absicht  der  sich  Verlobenden  die 
EhescUiefsung  vormnehmen?  —  Mufs  ein  auf  Vcileiehung  der 
Ehe  an  einem  bestimmten  Orte  gerichteter  Vertrag  ahgeseklossen 
sein?  *—  Dabei  ist  imbesondere  von  Bedeutung,  wo  die  hirMiche 
Trauung  und  die  Hbchgeitsfestlichkeit  stattfinden  sollten.  —  Es 
ist  allgemein  iiblich,  die  Ehe  am  Wohnorte  der  Braut  ssu  schliefsen. 
Urteil  des  Oberlandesgerichts  in  Hamburg  vom  18.  Mftrz  1899  (Hans. 
Gerichtszeitnng  1899  Beiblatt  S.  288). 

Thatbestand:     Laut  Verlobungsanzeige   hat  sieh   die  Tochter 
des  Kltfgers  mit  dem  Beklagten  im  April  1898  veilobt     Das  Verltfbnia 
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soll  in  Hambaig,  am  Wohnort  der  Brant  nnd  ihrer  Eltern,  mit  deren 
Genehmigang  stattgefunden  haben  nnd  ist  anch  yon  der  Mntter  des 
Beklagten  mitverOffentlicht  Im  Angost  1898  hat  Beklagter  brieflich 
die  Verlobung  als  aufgehoben  erkUM,  worauf  ELlttger  beantragt  hat, 
den  Beklagten  zu  verurteilen,  innerhalb  einer  Frist  von  acht  Wochen 
in  Hamburg  die  Ehe  mit  der  Tochter  des  KlHgers  zu  schliefsen.  Es 
ist  behauptet,  dafs  Hamburg  ab  Ort  der  standesamtlichen  Vollziehung 
der  Ehe  und  kirchlichen  Trauung  ebenso  wie  der  Hochzeitsfeierlichkeit 
vereinbart  und  besprochen  sei. 

Beklagter  hat  Abweisung  der  Klage  beantragt  und  prozefshindemd 
die  Einrede  der  Unzuständigkeit  des  Hamburger  Oerichts  erhoben,  in- 
dem er  die  behauptete  Vereinbarung  mit  dem  Hinweise  darauf  bestritt, 
dafs  er  erst  21  Jahre  alt  und  ohne  feste  Lebensstellung,  daher  an  eine 
Verheiratung  noch  gamicht  gedacht  worden  sei. 

Das  limdgericht  C.E.  I^  hat  am  28.  Dezember  1898  die  Einrede 
der  Unzustttndigkeit  zurttckgewiesen. 

Gründe:  Die  Frage,  nach  welchem  Ortlichen  Rechte  die  recht- 
lichen Wirkungen  des  Verlöbnisses  zu  beurteilen  sind,  ist  in  der 
Judikatur  des  höchsten  Gerichts  nicht  immer  gleichmäfsig  beantwortet, 
wird  aber  nunmehr  nach  dem  ausftlhrlichen  und  auch  die  bisherige 
Bechtsprechung  beleuchtenden  Urteile  des  ILGer.  vom  28.  Februar  1889 
(Bd.  XXIII  Nr.  86  S.  178  ff.)  dahm  als  gelöst  zu  erachten  sein,  dafs 
mabgeblich  sein  soll  das  Recht  des  Ortes,  an  dem  nach  dem 
ttbereinstimmenden  Willen  der  Verlobten  die  Ehe- 
■chliefsung  stattfinden  sollte,  präciser  gesagt  noch,  an  dem 
der  eine  Verlobte  dem  anderen  gegenüber  die  Eheschliefsung  vorzu- 
nehmen sich  verpflichtet  hat. 

In  der  Hauptsache  scheint  zwischen  den  Parteien  im  voriiegenden 
Rechtsstreite  auch  ttber  die  Mafsgeblichkeit  dieser  Anschauung  Ein- 
verstftndnis  zu  herrschen;  beklagtischeiseits  wird  aber  auszuführen  ver- 
sucht, dafs  eben  unter  Zugrundelegung  dieser  Rechtsanschauung  die 
Zuständigkeit  des  Hamburgischen  Gerichts  und  die  Anwendbarkeit 
Hamburgischen  Rechts  deshalb  im  vorliegenden  Falle  ausgeschlossen 
sei,  weil  nicht  feststehe  und  insbesondere  aus  der  Beweisau&ahme  sich 
niclit  eigebe,  dafs  zwischen  den  Brautleuten  ein  rechtlich  bindender 
Vertrag  dahin  zu  stände  gekommen  sei,  dafs  die  Eheschliefsung  in 
Hamburg  stattfinden  solle.  Nun  ist  allerdings  dem  B^lagten  dahin 
beizutreten,  dafs  das  Vorliegen  einer  derartigen  rechtlichen  Verbindlich- 
keit die  Voraussetzung  ist,  um  zu  einem  im  vorliegenden  Falle  der 
Klägerin  günstigen  Resultate  zu  gelangen,  und  daft  allerdings  unver- 
bindliche gelegentliche  Erklärungen  der  Jenseite  nicht  als  von  der 
Relevanz  encheinen  wttrden,  dafs  daraufhin  angenommen  werden 
könnte,  dafs  ein  vertragsmäßiges  Abkommen  ttber  den  Ort  der  Ehe- 
schlieisung  zwischen  den  Parteien  zu  stände  gekommen  sei.  In  that- 
säehlicher  Beziehung  ist  das  Gericht  aber  zu  einem  dem  Beklagten  un- 
gttnstigen  Resultate  auf  Grund  der  stattgehabten  Beweisaufimhme  ge- 
kommen.    Es  erachtet   eben   nach    den  Zeugenaussagen   als  erwiesen, 
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dalk  zwiflcheii  den  Brandeaten  ttber  allgemeine  anverbindliche  Er- 
klKrangen  hinaus  ein  rechtlich  bindendes  Übereinkommen  dahin  ge- 
troffBn  ist,  dafs  als  Ort  der  Eheschlielsung  Hamboig  bestimmt  ist 
Zonächst  liegt  keine  Veranlassung  vor,  den  Aussagen  der  Zeugen, 
wenn  sie  auch  als  Vervrandte  der  Braut  unbeeidigt  geblieben  sind,  in 
irgend  einer  Weise  su  mifstrauen.  Die  Zeugen  haben  beide  einen 
durchweg  glaubhaften  Eindruck  gemacht  und  sind  in  ihren  Aussagen 
▼OUig  prftcise  gewesen. 

Wenn  deren  Aussagen  aber  den  weiteren  Erwügungen  unbedenk- 
lich zu  Grunde  gelegt  werden  können,  so  steht  fest,  dafs  zwischen  den 
Parteien  eingehend  darüber  gesprochen  ist,  wo  die  Eheschlielsung,  und 
zwar  insbesondere,  wo  die  kirchliche  Trauung  und  die 
Hochzeitsfeierlichkeit  erfolgen  sollte,  und  dafs  hierbei  der 
Beklagte  sich  ausdrücklichst  damit  einverstanden  erklärt  hat,  sowohl 
seiner  Braut  als  deren  Mutter  gegenüber,  dafs  dem  Wunsche  der  Braut 
gemäfs  die  Trauung  in  der  Christus -Kirche  hierselbst,  wo  die  Braut 
seinerzeit  konfirmiert  worden  war,  stattfinden  sollte,  und  dafs  auch  die 
Hochzeitsfeier  in  einem  hiesigen  Elublokal  gefeiert  werden  solle. 

Angesichts  des  ümstandes,  dafs  thatsKchlich  längere  Erörterungen 
ttber  die  ELirche  stattgehabt  haben ,  in  welcher  die  iSrauung  stattfinden 
sollte,  bei  denen  dann  auch  von  einer  anderen  ELirche  hierselbst  die 
Rede  gewesen  ist,  ohne  dafs  dabei  auch  nur  angedeutet  worden  ist, 
dafs  etwa  Trauung  und  Hochzeit  an  einem  anderen  Orte,  etwa  dem 
Wohnorte  des  Beklagten,  hätte  in  Fjrage  kommen  können,  und  an- 
gesichts des  ferneren  Ümstandes,  dafs  eine  derartige  Bestimmung  des 
Eheschliefsungsortes  auch  mit  einer  in  den  hier  firaglichen  Gesellschafts- 
kreisen weit  verbreiteten  Üblichkeit  ttbereinstimmt,  nach  welcher  eine 
Eheschliefsung  am  Wohnsitz  der  Braut  stattzufinden  pflegt, 
unterliegt  es  dem  Gerichte  keinem  Zweifel,  dafs  hierbei,  ttber  gelegent- 
liche unverbindliche  Redensarten  hinausgehend,  ein  festes,  mit  RechtB- 
wirksamkeit  verknüpftes  Abkommen  zwischen  den  Parteien  zu  stände 
gekommen  ist,  an  welches  der  Beklagte  rechtlich  auch  gebunden  ist 
Es  ergiebt  sich  aus  der  Natur  der  ganzen  Sachlage,  dafs  ebensowenig 
wie  ein  Verlöbnis  selbst  in  einer  besonders  förmlichen,  etwa  mit  be- 
sonderen Formelworten  verknttpften  Weise  abgeschlossen  zu  werden 
pflegt,  auch  ein  Abkommen  ttber  den  Ort  der  Eheschliefsung  nicht 
notwendigerweise  abgeschlossen  wird,  so  dafs  etwa  dabei  besondere 
Worte  gebraucht  oder  besonders  feierliche  Erklärungen  al^^geben 
werden,  zumal  wesentliche  Rechtsfolgen  daran,  an  welchem  Orte  die 
Eheschliefsung  erfolgt,  sich  nicht  zu  knüpfen  pflegen,  wenn  es  sich 
nicht  gerade  um  den  Fall  handelt  —  an  welchen  bei  einer  Abmachung 
ttber  den  Ort  der  Eheschliefsung  am  wenigsten  gedacht  wird  —  dafs 
nämlich  das  Verlöbnis  nachher  einseitig  wieder  aufgehoben  werden 
könnte.  Ist  jenes  aber  der  Fall,  so  mufs  angenommen  werden,  dafs 
mit  den  Erklärungen,  die  im  vorliegenden  Fall  der  Beklagte  bei  den 
Besprechungen  über  die  Trauung  abgegeben  und  die  von  der  anderen 
Seite,  so  wie  sie  gegeben,  angenommen  sind,  der  Beklagte  sich  redit- 
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lieh  Bdner  Bnat  und  ihrer  Familie  gegenüber  verpflichtet  hat,  die 
EheBehliefsaiig  in  Hamburg  stattfinden  zu  lassen,  hier  also  die  Erfüllung 
dee  Verlöbnisses  eintreten  zu  lassen.  Irrelevant  erscheint  dabei,  dafe 
Ober  das  Stattfinden  der  standesamtlichen  Trauung  bei  jenen 
Verhandlungen  kein  Wort  gesprochen  ist,  wird  doch  in  weiten  Kreisen 
diesem  Akte  viel&ch  eine  erheblich  geringere  Bedeutung  beigelegt,  als 
dem  der  kirchlichen  Trauung,  so  dafs  es  erklArlich  erscheint,  dafs  aus- 
drücklich nur  der  letzteren  ErwKlmung  gethan  wird,  wobei  dann  als 
selbstverständlich  vorausgesetzt  wird,  dafs  die  bttrgerliche  Trauung  an 
eben  dem  Orte  stattfindet,  welcher  fOr  den  kirchlichen  Akt  beredet 
wird. 

Mu&te  nach  alle  dem  als  erwiesen  gelten,  dafs  der  Beklagte  sich 
verpflichtet  hatte,  hierorts  zur  Eheschliefsung  zu  schreiten,  so  ergab 
sieh  die  Zuständigkeit  des  hiesigen  Gerichts  und  die  Anwendbarkeit 
Hambuigiflchen  Rechts  auf  den  vorliegenden  Rechtsstreit 

Das  Oberlandesgericht  III  verwarf  am  18.  März  1899  die  Berufung 
des  Beklagten. 

Entscheidungsgründe:  Der  ausführlichen,  auf  die  Ent- 
scheidung des  R.Oer.  Bd.  28  Nr.  36  gestützten  Begründung  des  land- 
gerichtlichen Urteils  war  völlig  beizustimmen  und  ist  nur  noch  hinzu- 
zufügen, dafe  nach  Sitte  und  Gewohnheit  der  hier  in  Betracht  kommenden 
Kreise  der  bürgerlichen  Gesellschaft  als  Ort  der  Eheschliefsung  in  der 
Bc^  der  bisherige  Wohnort  der  Braut  und  ihrer  Eltern  für  selbst^ 
verständlich  angenommen  wird  und  die  letzteren,  aus  deren  häusücher 
Cremeinschaft  die  Braut  heraustritt,  die  Kosten  der  Hochzeit  zu  tragen 
pflegen,  damit  aber  die  Schliefsung  der  Ehe  am  Wohnsitz  der  Eltern 
ohne  weiteres  g^eben  ist  und  nur,  v^enn  etwas  Abweichendes  be- 
absichtigt sein  sollte,  eine  ausdrückliche  Vereinbarung  für  erforderlich 
gehalten  wird.  Diese  allgemein  verbreitete  Volksanschanung  unterstützt 
aber  im  vorlicigenden  Fidle  ganz  wesentlich  die  Glaubwürdigkeit  der 
Zeugenaussagen,  so  dafs  darauf,  dafs  sie  unbeeidigt  geblieben  sind,  für 
die  Annahme  eines  bestimmten  Beweisergebnisses  über  die  bezüglich 
des  Orts  der  Eheschlieisung  getroffenen  Abmachungen  um  so  weniger 
etwas  ankommt,  als  das  Landgericht  den  Eindruck  persönlicher  Glaub- 
haftigkeit aus  der  Vernehmung  der  Zeugen  gewonnen  hat  und  aus- 
drücklich beurkundet.  Hat  danach  der  Beklagte  ftlr  die  kirchliche 
Txaunng,  den  Wünschen  seiner  Verlobten  entsprechend,  die  Chriatus- 
kirehe  in  Eimsbüttel,  wo  ihre  Konfiirmation  stattgefunden  hatte,  in 
Aussicht  genommen,  und  sich  zustimmend  zu  dem  Vorschlage  der 
Familie  des  Klägers  erklärt,  so  kann  auch  nicht  bezweifelt  werden, 
dafii  dieser  Erklärung  eine  rechtsverbindliche  Bedeutung  für  die  Willens- 
neiiiuiig,  es  solle  die  Ehe  in  Hamburg  geschlossen  werden,  inne- 
wohnte. 

Die  jetzt  noch  seitens  des  Beklagten  unter  das  Zeugnis  seiner 
Mutter  gestellte  Behauptung,  wonach  dieselbe  der  Verlobung  nur  mit 
der  Bedingung  zugestimmt  habe,  dafs  vor  zwei  Jahren  die  Hochzeit 
nielit  stattfinden  und  daran  nicht  gedacht  werden  dürfe,   erscheint  für 
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die  Frage  nach  dem  Ort,  wo  die  Ehe  eingegangen  werden  sollte,  ohne 
alle  Erhehlichkeit  und  könnte  höchstens  in  Betracht  kommen,  wenn  es 
sich  dämm  handeln  wird,  ob  Beklagter  schon  jetzt  zur  Eheschliefsnng 
yerpflichtet  ist. 

Örtliches  Recht  für  Form  der  Eheschliefsung  und  Fähigheit  zur 

JEingehung  der  Ehe  nach  preufsischem  Landrecht  und  rheinischem 

Recht,  —  §  36  des  Personenstandsgesetzes  vom  6.  Februar  1875 

im  Verhältnis  zur  Vorschrift  des  Art  182  Code  civil. 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  20.  Oktober  1898  (Entsch.  d.  R.Ger.  in  GiTÜs. 

Bd.  42  S.  dd6). 

Aus  den  Gründen: 

„Kläger  hat  seinen  Wohnsitz  in  W.  bei  Solingen  im  Gebiete  des 
rheinischen  Rechtes.  Seine  eheliche  Tochter,  die  Zweitbeklagte,  hat 
nach  Vollendung  des  21.,  jedoch  vor  Vollendung  des  24«  Lebensjahres 
ohne  Einwilligung  des  Klflgers  mit  dem  Erstbeklagten  in  England  im 
Jahre  1896  die  Ehe  geschlossen,  nachdem  sie  bis  dahin  ihren  Aufenthalt 
beim  Vater  gehabt  und  sich  zum  Zwecke  der  Eheschliefsung  heimlich 
aus  dem  Eltemhause  entfernt  hatte.  Ihren  ersten  Wohnsitz  haben  die 
Eheleute  zu  Witten  in  Westfalen  genommen,  den  sie  noch  jetzt  inne 
haben. 

Kläger  fordert  wegen  Mangels  seiner  väterlichen  Einwilligung  die 
Ungültigkeitserklärung  der  Ehe;  das  Landgericht  hat  die  Klage  ab- 
gewiesen, das  Berufungsgericht  derselben  stattgegeben. 

Beide  Instanzrichter  nehmen  an,  dafs  zwar  für  die  Form  der  Ehe- 
schliefsung das  englische  Recht  mafsgebend  sei,  dafe  jedoch  die  Fähig- 
keit der  Eheschliefsenden  nach  ihrem  Peraonalstatute ,  d.  fa.  nach  dem 
Rechte  zu  beurteilen  sei,  welchem  sie  in  Gemäfsheit  ihres  WohnsitzeB 
bis  zur  Eheschliefsung  unterworfen  gewesen  seien,  dafs  somit  im  Streit* 
falle  das  rheinische  Recht  zur  Anwendung  komme.  Dagegen  weichen 
die  Vorderrichter  bezüglich  der  Frage  von  einander  ab,  wie  das 
rheinische  Recht  in  Verbindung  mit  dem  Reichs  -  Personenstandsgesetze 
vom  6.  Februar  1875  anzuwenden  sei.  Während  das  Landgericht 
davon  ausgeht,  es  verlange  zwar  §  29  des  R.Ges.  vom  6.  Februar  1875 
die  Einwilligung  des  Vaters  zur  Eheschliefsung  der  Tochter  bis  zum 
vollendeten  24.  Lebensjahre  der  letzteren,  es  verweise  aber  §  36  da- 
selbst hinsichtlich  der  rechtlichen  Folgen  einer  gegen  die  Bestimmungen 
der  §§  28 — 85  geschlossenen  Ehe  auf  die  Landesgesetze,  und  Art  182 
Code  civil  habe  bei  Gewährung  der  Nichtigkeitsklage  nur  den  Fall  im 
Auge,  dafs  die  unter  21  Jahre  alte  Tochter  ohne  Konsens  des  Vaters 
zur  Ehe  schreite,  hat  das  Berufungsgericht  diese  AufiBassung  verworfen 
und  ausgeführt: 

Der  Art  182  Code  civil  gebe  ganz  abstrakt  die  Nichtigkeitsklage 
demjenigen,  dessen  Einwilligung  zur  Eheschliefsung  erforderlich  sei; 
es  finde  nicht  einmal  eine  Bezugnahme  auf  Art  148  a.  a.  0.  statt, 
welche   etwa    den  Schlufs  rechtfertigen   könnte,   dafs  die  Nichtigkeits- 
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klage  nur  gegeben  Bei,  Mb  ein  Sohn  anter  25  Jahren  oder  eine 
Tochter  unter  21  Jahren  ohne  Konsens  zur  Ehe  schreite.  Würde  die 
GesetBgebong  nach  der  Richtang  geändert,  dafs  die  Tochter  bis  zum 
▼oUendeten  24.  Lebensjahre  der  väterlichen  Einwilligung  zur  Ehe- 
Bchliefsnng  bedürfe,  so  sei  der  in  Art  182  Torgesehene  Fall  gegeben, 
sobald  eine  Tochter,  die  zwar  21,  aber  noch  nicht  24  Jahre  alt  ist, 
ohne  Einwilligung  des  Vaters  zor  Ehe  schreite. 

Die  Revision  macht  hiergegen  geltend,  dafs  die  verklagte  Ehefraa 
SQ  ihrer  in  England  geschlossenen  Ehe  nicht  der  Einwilligang  des 
Klägers  bedurft  habe,  dafs  die  Ehe  daher  wegen  der  mangelnden  Ein- 
willigung des  Klägers  nicht  ungültig  sei,  dafs  dem  £[läger  die  Un- 
gültigkeitsklage  nicht  zustehe,  und  dafs  es  keinen  Rechtssatz  des  inter- 
nationalen Privatrechtes  gebe,  welcher  dem  Kläger  ein  solches  Klage- 
recht gewähre.     Es  wird  ausgeifhhrt: 

Die  Vorschrift  des  §  86  des  R.Oe8.  vom  6.  Februar  1875  ent- 
halte nichts  darüber,  welches  Landesrecht  im  einzelnen  Falle  anzu- 
wenden sei,  und  biete  keinen  Anhalt  dafth*,  dafs  alle  Folgen  eines  Ver- 
stofses  gegen  die  §§  28 — 85  a.  a.  0.  nach  einem  und  demselben 
Landesrechte  zu  beurteilen  wären.  Die  Verurteilung  der  Beklagten  sei 
auf  Grund  eines  Rechtssatzes  erfolgt,  der  nirgends  und  kraft  keiner 
Rechtsquelle  gelte ;  die  Entscheidung  entbehre  daher  jedes  rechtlichen 
EntBcheidungsgrundes  und  verletze  die  Bestimmung  des  §  513  Ziff.  7 
CPr.O.  Nach  Art.  148  Code  civil  werde  nur  für  die  Ehe  einer  noch 
nicht  21  Jahre  alten  Tochter  die  Einwilligung  des  Vaters  verlangt, 
und  Art.  182  beschränke  die  Nichtigkeitsklage  des  Vaters  auf  den  Fcdl, 
dafs  die  noch  nicht  21  Jahre  alte  Tochter  ohne  Einwilligung  des 
Vaters  die  Ehe  eingegangen  sei.  Wenn  nun  auch  an  Stelle  des 
Art  148  Code  civü  jetzt  §  29  des  RGes.  vom  6.  Februar  1875  ge- 
treten sei,  wonach  die  Einwilligung  des  Vaters  bis  zum  vollendeten 
24.  Lebensjahre  der  Tochter  erfordert  werde,  so  sei  doch  der  Schlafs 
ein  irriger,  dafs  sich  damit  auch  die  Nichtigkeitsklage  des  Vaters  auf 
die  ohne  seine  Einwilligung  geschlossene  Ehe  der  mehr  als  21  und 
weniger  als  24  Jahre  alten  Tochter  erstrecke  und  ein  solcher  Schlufs 
unterliege  auch  deshalb  der  Nachprüfung  des  Revisionsrichters,  weil  er 
die  rechtliche  Wirkung  der  §§  29  und  86  des  R.Ge6.  rechtsbrrtümlich 
bestimme.  Der  Code  dvü  habe  den  vom  Beruftingsrichter  angewendeten 
Recbtssatz  nicht  gewollt  Wäre  Art.  148  Code  cwQ  landesgesetzlich 
so  abgeändert,  wie  es  durch  das  Reichsgesetz  geschehen  sei,  so  würde 
die  Folgerung  des  Berufungsrichters  zutreffen,  aber  nur  aus  dem  inneren 
Zusammenhange  der  Landesgesetzgebung;  der  Grund  der  Folgerung 
wäre,  dafs  die  Landesgesetzgebung  sich  habe  bewufst  sein  müssen,  wie 
ihre  vereinzelte  Änderung  in  den  Zusammenhang  des  geltenden  Rechtes 
eingreife,  und  dafs  sie  deshalb  gewollt  habe,  was  sich  als  logische 
Folgerung  aus  dem  Verhältnisse  der  veränderten  zu  der  unveränderten 
Bestimmung  ergebe.  Ein  solcher  Zusammenhang  bestehe  aber  zwischen 
Reichs-  und  Landesgesetzgebung  nicht,  und  es  sei  nicht  anzunehmen, 
dafs  die  erstere   sich  stets   bewufst  sein  müsse,   wie  ihre  Vorschriften 
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in  den  Zusammenhang  von  25  Landeageaetigebnngen  eingriffui.  Nach 
§  36  des  R.0e8.  seien  hinsiehtlieh  der  rechtlichen  Folgen  einer  g^gen 
die  Vorschriften  der  §§  28 — 85  geschlossenen  Ehe  die  Vorschriften 
des  Landesrechtes  mafisgebend.  Das  geltende  Landesrecht  könne  swar 
innerhalb  seines  Bereiches  auch  landesgesetzlich  geändert  werden,  wie 
dies  auch  in  Baden  durch  Landesgesetz  (yom  9.  Dezember  1875)  ge- 
schehen sei;  eine  solche  Änderung  des  Landesrechtes  trete  aber  nicht 
schon  kraft  des  Reichsgesetzes  ein,  weil  es  unmöglich  sei,  die  Geltung 
des  Landesrechtes  kraft  der  Reichsgewalt  durch  einen  Rechtssats  an 
ersetzen,  der  gleichwohl  nicht  reichsrechtliche,  sondern  nur  landesrecht- 
liehe  Geltung  haben  solle. 

Da  aber  die  vom  BeruftmgBrichter  angenommene  Änderung  des 
Code  citü  nur  aus  dem  Reichsgesetze  abgeleitet  sei,  so  yerletae  die 
Entscheidung  auch  den  §  86  des  R.GeB.  vom  6.  Februar  1875. 
Der  Revision  mufs  jedoch  der  Erfolg  versagt  bleiben. 
Klüger  hatte,  wie  unter  den  Parteien  unstreitig,  zur  Zeit  der  Ver- 
heiratung seiner  Tochter  seinen  Wohnsitz  in  W.  bei  Solingen,  also  im 
Gebiete  des  rheinischen  Rechtes,  und  hat  denselben  noch  gegenwärtig 
inne.  Seine  Tochter,  welche  sich  bei  ihm  bis  zu  ihrer  Verheiratung 
aufhielt  und  den  Wohnsitz  des  Vaters  teilte,  hat  sich  darauf  heimlieh 
aus  dem  Hause  des  Vaters  entfernt  und  ist,  wie  gleich&lls  unbestritten, 
in  England  die  jetzt  vom  ELlHger  als  ungültig  angefochtene  Ehe  ein- 
gegangen. Mit  Recht  geht  der  Berüftingsrichter  davon  aus,  da&  die 
Fonn  der  Eheschliefsung  sich  nach  den  Gesetzen  des  Ortes  richtet,  wo 
die  Ehe  geschlossen  wird,  dafs  aber  die  Fähigkeit  zur  Eingehung  der 
Ehe  für  jeden  der  beiden  Eheschliefsenden  nach  dem  Rechte  seines 
Wohnsitzes  zur  Zeit  der  Eheschliefsung  zu  beurteilen  ist  Mit  dieser 
Annahme  verletzt  der  Berufungsrichter  keineswegs,  wie  die  Revision 
behauptet,  die  Grundsätze  des  internationalen  Privatrechtes;  seine  An- 
nahme steht  vielmehr  mit  den  letzteren  in  vollem  Einklänge.  Ebenso, 
wie  hinsichtlich  der  Form  der  Errichtung  der  Satz,  dafs  ein  Rechts- 
geschäft in  der  Regel  dann  Überall  als  gttltig  zu  erachten  ist,  wenn 
beim  Abschlüsse  desselben  die  Gesetze  des  Ortes  beobachtet  sind,  in 
welchem  dasselbe  errichtet  worden  ist,  im  internationalen  Privatrechte 
fast  ausnahmslos  anerkannt  wird,  ist  die  Jurisprudenz  des  europäischen 
Kontinentes  darüber  einig,  dafs  die  Fähigkeit,  eine  Ehe  einzugehen, 
vorhanden  sein  mufs  nach  dem  Gesetze  desjenigen  Staates,  dem  die 
Penon  zur  Zeit  der  Eheschliefsung  angehörte. 

Veigl  V.  Bar^  Internationales  Privatrecht,  2.  Aufl.  Bd.  I  S.  440, 
441  und  die  dort  angeführte  Litteratur  S.  454,  458;  Archiv 
für  öffentliches  Recht  von  Läbimd  Bd.  XIII  in  der  Ab- 
handlung: Die  Eheschliefsung  vor  diplomatischen  Agenten 
und  Konsuln  und  ihre  internationale  Gültigkeit  von  A.  3fa- 
riolle  S.  482  £,  504  ff.;  JF^hrster-Eccius,  Preufsisches  Privat- 
recht 7.  Aufl.  Bd.  I  §  11  &  64;  DenilHurg,  Lehrbuch  des 
Preufsischen  Privatrechts,  4.  Aufl.  Bd.  III  §  4  S.  11 ;  Urt 
des  IV.  Civils.  des  R.Ger.  vom  26.  Februar  1891,  Entsch. 
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des  ILOer.  in  CivÜB.  Bd.  XXVII  S.  103;   Urt  des  Ober- 
tribunals  Tom  15.  Januar  1855,  Entscb.  desselben  Bd.  XXIX 
S.  380. 
Die  Beklagte  hatte  nan  zur  Zeit  der  Ehescbliefiiang  anstreitig  ihr 
Domizil  fm  Gebiete  des  rheinischen  Rechtes,  und  der'  zur  Entscheidung 
berufene  Richter  hat  sunftchst  die  positiven  Vorschriften   des  Landes- 
rechtes über  Kollision  der  Rechte,   also  die   des  Code   civü,   zu   er- 
forschen. 

Vergl.   Urt.  des   II.  Civils.   des   R.Oer.   vom   31.   Mai    1889, 
Entsch.  des  R.Ger.  in  Civils.  Bd.  XXIV  8.  328 ;  ürt.  des- 
selben  Senates  vom  27.  Oktober  1891  im  Rheinischen  Archiv 
Bd.  LXXXIII  Abt  2  8.  89. 
Nach  der  ausdrtlcklichen  Vorschrift  des  Art.  3  Abs.  8  Code  cwil 
verbinden  die  Gesetze,   welche  den  8tand  und   die  Fähigkeit  der  Per- 
sonen   betreffen,   die   Franzosen   (Rheinpreufsen) ,    selbst  wenn   sie  in 
einem   fremden  Lande  wohnen;   mit  welcher  Vorschrift  auch   ftir  das 
Gebiet  des  preufsischen   Allgemeinen  Landrechtes    die  des   §  23    der 
Einleitung  zu  dem  letzteren  ttbereinstimmt,  dafs  die  persönlichen  Eigen- 
schaften und  Befognisse  eines  Menschen  nach  den  Gesetzen  der  Gerichts- 
barkeit beurteilt  werden,    unter   welcher  derselbe  seinen   agentlichen 
Wohnsitz  hat     Zu   diesem   sogenannten  Penonalstatute  gehören  auch 
die    die    Filhigkeit    einer   Person    zur   Eheschliefsung    regehiden    Be- 
stimmungen, und  der  Schlufssatz  des  Art  170  Code  chü^  wonach  der 
Inlflnder  auch  bei  einer  im  Auslande   eingegangenen  Ehe  an  die  in 
den   Artt.    144 — 164  gegebenen  Vorschriften   über   die   Fähigkeit  zur 
Eingehung  einer  Ehe  gebunden  ist,  enthält  eine  aus  der  Vorschrift  des 
Art  8  Abs.  3  gezogene  Folgerung. 

Vergl.  9.  Sicherer,  Personenstand  und  Eheschliefsung  in  Deutsch- 
land zu  §§  28^—40  Anm.  23.         ' 
Wenn  nun  auch  die  genannten   Artt  144 — 164,   zu  denen    die 
Vorschrift  ttber  das  Erfordernis  der  väterlichen  Einwilligung  —  Art  148 

—  gehört,  jetzt  durch  das  R.Ges.  vom  6.  Februar  1875  ersetzt  sind, 
so  ist  damit  das  Princip  des  Art  3  nicht  au%ehoben,  wonach  der 
Richter  bei  Beurteilung  der  materiellen  Gültigkeit  einer  im  Ausknde 
geschlossenen  Ehe  das  Recht  des  Heimatstaates  desjenigen  Ehe- 
schliefsenden  anzuwenden  hat,  um  dessen  Fähigkeit  zur  Eheschliefsung 
es  sich  handelt 

Vergl.  Rheinisches  Arehiv  Bd.  LXXXIII  Abt  2  8.  89,  Abt  1 
S.  85,  Bd.  LXXI  8.  72. 
Mit  Recht  nimmt  der  Beruftmgsrichter  hiemach  an,  dafs  die  Frage, 
ob  die  verklagte  Tochter  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  die  hierzu 
erforderliche  Fähigkeit  gehabt  habe,  nach  den  Vorschriften  des  rheini- 
schen Rechtes  zu  beurteilen  und  zu  entscheiden  sei.  Weiter  geht  es 
davon  ans,  dafs  —  wie  dies  die  Revision  selbst  als  zutreffend  anerkennt 

—  die  Tochter  bis  zum  vollendeten  24.  Lebensjahre  zur  Eheschliefsung 
der  Einwilligung  des  Vaters  bedarf,  und  dafs  diese  Vorschrift  des  §  29 
des  R.Ges.  vom   6.  Februar  1875   an  die  Stelle  des  Art  148    Code 
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civü^  wonach  die  Einwilligang  nur  für  Töchter  unter  21  Jahren  er- 
forderlich war,  getreten  ist  Steht  somit  fest,  dafs  die  zur  Zeit  der 
Eheschliefsung  noch  nicht  24  Jahre  alte  Tochter  der  väterlichen  Ein- 
willigung zur  Eingehung  der  Ehe  bedurfte,  so  ist  auch  die  fernere 
AusfUhrung  des  Berufungsrichters  gerechtfertigt,  dafs  dem  Vater  durch 
Art  182  Code  civil  die  Anfechtungsklage  gegen  eine  ohne  seine  Ein- 
willigung geschlossene  Ehe  gegeben  ist.  Denn  nach  §  36  des  KGres. 
vom  6.  Februar  1875  sind  hinsichtlich  der  rechtlichen  Folgen  einer 
gegen  die  Bestimmungen  der  §§  28 — 35  geschlossenen  Ehe  die  Vor- 
scloiften  des  Landesrechtes  mafsgebend,  die  genannten  Folgen  also  nach 
Art  182  Code  dvü  zu  beurteilen.  Der  Berufongsrichter  hat  daher  die 
letztere  Vorschrift  mit  Recht  zur  Anwendung  gebracht,  und  die  durch 
ihn  getroffene  Auslegung  derselben,  welche  auch  mit  der  Rechtslehre 
und  Rechtsprechung  übereinstimmt, 

vergL  V.  Sicherer  a.  a.  0.  S.  238  Anm.  82;  EkisdiiuSf  Das 
Reichsgesetz  vom  6.  Februar  1875,  3.  Aufl.  S.  126;  Urt 
des  II.  avils.  des  iLQer.  vom  27.  Oktober  1891, 
ist  der  Anfechtung  im  Wege  der  Revision  entzogen.  Eine  Verletzung 
des  Reichsgesetzes  selbst,  insbesondere  des  §  36  desselben,  fWt  dem 
Beruftmgsrichter  aber  nicht  zur  Last,  da  §  36  ausdrücklich  die  An- 
wendung des  Landeegesetzes  vorschreibt  Die  Ausführungen  der  Re- 
vision über  das  Verhältnis  des  Reichsgesetzes  zum  Landesgesetze  sind 
daher  überhaupt  unerheblich  und  es  bedarf  somit  eines  näheren  Nach- 
weises nicht,  dafs  dieselben  auch  nicht  als  zutreffend  erachtet  werden 
können. 

Die  Anfechtungskhige  des  Vaters  ist  hiemach  begründet,  und  ee 
ist  dem  Beruftingsrichter  auch  darin  beizutreten,  dafs  diese  Klage  gemäfs 
§  592  C.Pr.0.  auf  Ungültigkeitserklärung  der  Ehe  zu  richten  war  .  .  ." 

Oru/ndsätze  über  StatutenkoUision  hinsichtlich  der  religiösen  Er- 

Ziehung  von  Kindern  aus  gemischten  Ehen.   —  VoräusseUfunaen 

der   Einleitung    der    Vormundschaft    seitens    eines   preufsiscnen 

Vormundschaftsgerichts  Ober  einen  Nichtpreufsen, 

Beschlnfs  des  Kammergerichts  in  Berlin  vom  29.  Juli  1898  (I  Y  890/98). 

Am  4.  Mäiz  1886  starb  in  LovenaUos  auf  Cuba  der  dort  ansässig 
gewesene  Plantagenbesitzer  Jos^  Lucas  D.  Seine  Witwe  Elisabeth  geb. 
M.  gebar  nach  seinem  Tode  am  6«  September  1886  zu  Godesberg 
einen  Sohn  Paul  Georg  D.  und  wurde  zufolge  ihrer  Erklärung,  dafs 
eine  Vormundschaft  über  den  Ejiaben  bisher  nicht  eingeleitet  sei,  am 
4.  Juli  1889  von  dem  Amtsgerichte  zu  Köln,  wo  sie  damab  wohnte, 
zu  dessen  Vormünderin  bestdit  Der  Vater  des  Knaben  war  katholisch, 
seine  Mutter  ist  evangelisch.  Der  Knabe  wurde  katholisch  getauft, 
wurde  und  wird  aber  von  seiner  Mutter  evangelisch  erzogen.  Die 
Mutter  hat  sich  am  3.  August  1889  mit  einem  Preufsen  verheiratet 
und  lebt  mit  den  Ihrigen  in  Mülheim  a.  Rh.  Ihr  erster  Mann  war 
nach  ihrer  Angabe  „  Amerikaner **.     Das  Amtsgericht  zu  Köln  gab  nun 
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doreh  BeBchlnfB  vom  4.  Februar  1898  der  Mutter -Vormünderin  auf, 
hinsichtlich  ihres  Sohnes  Paul  Geoig  D.  binnen  Monatsfrist  durch 
Beseheinigung  des  Sehulvorstehers  oder  Religionslehrers  nachzuweisen, 
daft  er  in  der  katholischen  Religion  erzogen  werde  bezw.  katholischen 
Religionsunterricht  erhalte. 

Ihre  hiergegen  gerichtete  Beschwerde  wurde  durch  Beschlufs  des 
Landgerichts  zu  Köln  vom  9.  Mai  1898  mit  folgender  Begründung 
zurückgewiesen. 

Die  Beschwerde  ist  statthaft  —  §  10  V.O.  —  und  formgerecht 
eingelegt,  aber  unbegrtlndet.  Es  ist  davon  auszugehen,  dalk  nach 
rheimschem  Rechte  die  £iziehung  der  Elinder  in  einer  bestimmten 
Religion  kein  Recht  der  Elinder  bildet  Vielmehr  ist  die  Bestimmung 
des  religiösen  Unterrichts  eines  Kindes  ein  Teil  des  allgemeinen 
Eradehungsrechtes.  VergL  die  Entsch.  des  Kammergerichts  im  Rhein. 
Archiv  84  11  8.  89 1  92  und  in  der  Rheinpr.  Amtsrichter  -  Zeitschrift 
1890  S.  143;  Laurent,  Principes  Bd.  21  Nr.  120-,  Demburg- 
SdmlUenstemj  Das  Vorm.R.  §  68  Nr.  8*  Die  Normen  über  das 
Ebniehungsrecht  gehören  aber  zu  den  lais  concemant  Väat  et  la 
eapaatS  des  personnes,  (Art  8  (7.  c.)  Laurent  j  Bd.  21  Nr.  120, 
erster  Absatz.  Es  entscheiden  daher  gemäfs  Art  3  C.  c.  die  Gesetze 
desjenigen  Staates,  dem  die  Person,  der  das  Erziehungsrecht  zusteht, 
angehört  r.  BoTy  Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privatrechts, 
2.  Aufl.  Bd.  1  Nr.  191  8.  588,  Text  und  Note  4,  und  dessen  Citate; 
V.  BoTy  Lehrbuch  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts  §  24 
Ziff.  1  S.  85 ;  Böhm,  Die  räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen  §  10 
7AK  3  S.  58.  Im  vorli^enden  Falle  ist  die  Beschwerdeflihrerln  als 
Ehefrau  eines  preufsischen  Staatsangehörigen  preufsische  Staatsangehörige, 
sie  hat  aufserdem  ihren  Wohnsitz  im  rheinischen  Rechtsgebiete,  in 
Mülheim  a.  Rh.  Nach  dem  infolgedessen  für  sie  maisgebenden  §  28 
Abs.  1  V.O.  steht  ihr  als  Mutter  und  Vormünderin  die  Erziehung  ihres 
minderjährigen  Sohnes  Paul  Geoig  D.  zu.  In  welcher  Religion  dieser 
zu  eniehen  ist,  richtet  sich  deshalb  nach  preuTsischem ,  spedell  rheini- 
schem Rechte.  Das  Mündel  stammt  nun  aus  einer  gemischten  Ehe. 
Der  verstorbene  Vater  war  katholisch,  die  Mutter -Vormünderin  ist 
evangelisch.  Mafsgebend  ist  daher  die  Kabinettsorder  vom  17.  August 
1825  in  Verbindung  mit  der  Deklaration  vom  21.  November  1803. 
Hiernach  sind  Kinder  aus  gemischten  Ehen  ohne  Unterschied  des 
Gteschlechts  bis  zum  14.  Lebensjahre  in  der  Religion  des  Vaters  zu 
ernehen.  Die  Religion  des  Vaters  ist  auch  nach  dessen  Tode  mafs- 
gebend, vorausgesetzt,  dafs  der  Vater  keine  entgegengesetzte  Absicht 
kund  gethan  hat  Diese  Ausnahme  ist  hier  nicht  behauptet  Im 
Gegenteil,  auch  ein  älterer  Sohn  ist  zu  Lebzeiten  des  Vaters  in  dessen^ 
der  katholischen  Religion  erzogen  worden.  Erst  nach  dem  Tode  des 
Vaters  hat  die  Beschwerdeftihrerin  ihre  beiden  Söhne,  die  katholisch 
getauft  sind,  in  der  evangelischen  Religion  erzogen.  Dem  Ansprüche 
der  Beschwerdeftlhrerin,  ihren  Sohn  Paul  Oeorg  D.  in  der  evangehschen 
Religion  zu  eniehen,  steht  auch  nicht  zur  Seite,  dafs  die  Besdiwerde- 
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flllurerin  durch  ihre  erste  Ehe  und  bis  za  ihrer  zweiten  Ehe  amerika- 
nische Staatsblligerin  war.  Es  kommt  Tielmehr  allein  auf  ihre  heatige 
Staatsangehörigkeit  an.  Denn  das  Eraiehnngsreeht  ist  kein  Recht,  das 
nach  dem  zur  Zeit  der  Oebnrt  des  Kindes  mafsgebenden  Recht  dauernd 
geregelt  wttre.  Mit  einem  Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  ttndem  sich 
daher  auch  die  für  das  Erziehongsrecht  mafsgebenden  Rechte,  v.  Bar^ 
Theorie  und  Praxis  I  S.  582;  v.  Bar^  Lehrbuch  a.  a.  0. ;  Biihm  a. 
a.  0.  §  10  im  Anfange;  Crome^  in  der  Zeitschrift  f.  franz.  CiTÜr. ; 
R.Oer.Entsch.  vom  1.  Oktober  1884  in  der  Jur.  Wochenschrift  Bd.  13 
S.  374.  Aber  auch  ans  einem  anderen  Gesichtspunkte  ist  das  Recht 
der  Kabinettsorder  vom  17.  August  1825  anzuwenden.  Ober  das 
Mttndel  ist  eine  preußische  Vormundschaft  eingeleitet  Die  Vormttnderm 
hat  daher  die  Rechte  und  Pflichten,  die  ihr  nach  der  Prenfsisehen  Vor- 
mundschaftsordnung  zukommen  und  obliegen.  Abs.  1  des  §  28  V.O. 
giebt  der  Matter- VormUnderin  aosdrttcklich  das  Erziebungsrecht ;  Abs.  2 
des  §  28  V.-O.  verweist  hinsichtlich  der  darunter  begrifienen  religiösen 
Erziehung  aaf  die  bestehenden  Vorschriften ,  somit  auf  die  Deklaration 
vom  21.  November  1803  bezw.  die  Kabinettsorder  vom  17.  Augast  1825. 
Auch  hieraas  folgt  die  Notwendigkeit  der  Erziehung  des  Paul  Georg  D. 
in  der  katholischen  Religion.     Crome  a.  a.  0.  S.  712  unten. 

Auf  die  weitere  Beschwerde  der  Mutter -Vormtlnderin  hat  der 
Ferien  -  Givilsenat  des  Kammergerichts  durch  Beschlufs  vom  29.  Juli 
1898  (I.  Y.  390/98)  die  Vorentscheidung  aufgehoben  und  die  Sache 
zur  anderweitigen  Erörterung  und  Entscheidung  an  das  Amtsgericht 
Köln  zurückverwiesen  nach  Mafsgabe  der  folgenden  Gründe: 

Die  weitere  Beschwerde  ist  begründet.  Die  Frage,  ob  die  Vor- 
schriften über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  dem  privaten  oder 
dem  öffentlichen  Recht  angehören,  ist  streitig.  Während  das  Kammer- 
gericht in  seinem  Beschlafs  vom  9.  Oktober  1882  (Johows  Jahrbuch 
Bd.  3  S.  68),  das  Oberlandesgericht  Frankftirt  a.  M.  in  seinem  Beschlufs 
vom  18.  Oktober  1894  (ebenda  Bd.  14  8.  486)  und  Derhburg- 
8(hidUenstein^  Das  Vormundschaftsrecht,  8.  Aofl.  §  63  Nr.  3,  sowie 
Laurefd,  Principes  de  droit  ciri2,  Bd.  21  Nr.  120,  annehmen,  dafs 
die  Rechte  der  Eheleute  auf  die  Erziehung  der  Kinder,  wie  alle 
Familienrechte,  dem  Privatrecht  angehören,  und  dafs  insbesondere  die 
Rechtsnormen  über  die  Erziehung  minderjähriger  Kinder  nach  dem 
Tode  des  Vaters  ein  Teil  des  VormundschaftsrechtB  sind,  bemerken  die 
Motive  zum  §  1508  Entw.  I  B.G.B.,  dafs  die  landesgesetalicfaen  Be- 
stimmungen über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  vorwiegend  dem 
öffentlichen  Rechte,  nämlich  dem  interkonfessionellen  Kirchenstaatsrecht 
angehören  und  dafs  dieselben  vorwiegend  von  diesem  Standpunkte  aus 
die  religiöse  Erziehong  der  Kinder  geregelt,  namentlich  das  Recht  des 
erziehungsberechtigten  Eltemteils,  die  religiöse  Erziehung  des  Kindes 
zu  bestimmen,  in  verschiedener  Weise  bald  mehr,  bald  weniger  be- 
scbi^nkt  haben  (Mot  Bd.  4  S.  768).  Ist  auch  die  Streitf^  in 
Übereinstimmung  mit  dem  Vorderrichter  in  dem  ersten  Sinne  zu  be- 
antworten, so  eigreift  das  Preufsische  Vormundschaftsrecht  die  Rechts- 
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TerfaBltaiflBe  des  Mündels  für  die  Daaer  der  VormnndsohAft  in  aUen 
seinen  Beetimmnngen ,  veigl.  Demburg  -  SdmUgmetem  a.  a.  0.  §  17 
Nr.  2;  8M>be,  Deutsches  Privatrecht,  8.  Anfl.  Bd.  1  S.  282;  O.L.G. 
Frankfurt  a.  M.  a.  a.  0.  8.  487,  nur  dann,  and  die  Verftlgang  des 
Vomrandflcbaftsgerichts  Tom  4.  Febmar  1898  hat  nnr  fUr  den  Fall 
rechtlielieii  Bestand,  daüs  die  Einleitung  der  Vonnundschaft  au  Becht 
erfolgt  ist.  Diese  letztere  Frage  haben  die  Vorinstanoen  nicht  geprüft. 
Ihr  muTs  nilhergetreten  werden,  da,  wenn  sie  in  Temeinen  ist,  der 
Umstand  f  dafs  das  Amtsgericht  Köln  aus  Irrtum  eine  Vormundschaft 
eingeleitet  und  die  Mutter  des  Paul  Oteorg  D.  diesem  zur  Vormttnderin 
bestellt  hat,  nicht  geeignet  ist,  vormundschaftliche  Rechte  und  Pflichten 
za  begründen  und  somit  die  vorgedachte  Anordnung  des  Vormundschafts- 
gerichta  ohne  weiteres  binftülig  ist  Der  Vorderrichter  geht  davon  aus, 
dafs  die  Mutter -Vormtlnderin  bis  zu  ihrer  am  8.  August  1889  ge- 
schlossenen zweiten  Ehe  amerikanische  Staatsbürgerin  gewesen  ist,  weil, 
wie  hinzuzusetzen,  ihr  erster  Mann,  der  Vater  des  Mündels,  die  amerika- 
nische Staatsbüigerschaft  gehabt  hat.  Ist  das  richtig,  so  ist  der  Mündel 
als  amerikanischer  Staatsbürger  geboren  und  zu  einer  Zeit  unter  preufsische 
Vormundschaft  gestellt  worden ,  wo  er  sowohl  wie  seine  Mutter  Aus- 
Ittnder  gewesen  sind.  Die  Frage  nun,  welches  Recht  ftir  die  ErOfinung 
einer  Vormundschaft  über  Ausländer  mafsgebend  sei,  ist  nach  den 
Grandsützen  des  internationalen  Privatrechts  zu  entscheiden.  Zutreffend 
geht  das  Beschwerdegericht  davon  aus,  dafs  der  einheimische  Richter 
zonSchst  die  positiven  Vorschriften  seines  Liandrechts  über  Kollision  der 
Rechte  zu  erforschen  und  zur  Entscheidung  zu  benutzen  hat  und  dafs 
Art  g  Abs.  8  Code  civü  die  entscheidende  Vorschrift  enthält  Sie 
bestimmt,  dafs  „die  (besetze,  welche  den  Zustand  und  die  Rechts- 
ftbigkeit  der  Personen  bestimmen,  sich  auf  die  Inländer  selbst  dann 
erstrecken,  wenn  sie  sich  im  Auslande  aufhalten''.  Zu  diesem  so- 
genannten Personalstatute  gehören  auch  die  Gesetze,  welche  die  Be- 
aehungen  des  Vaters  zu  seinen  Kindern,  die  väterliche  Gewalt  und 
die  Vormundschaft  regeln.  Auch  diese  soll  daher  der  einheimische 
Richter  auf  Inländer,  selbst  wenn  sie  im  Auslande  ihren  Aufenthalt 
oder  Wohnsitz  haben,  anwenden.  Wie  das  Reichsgericht  in  seinem 
Urteile  vom  81.  Mai  1889  —  Civils.  Bd.  24  S.  826  ff.  —  in  aus- 
führlicher Begründung  darlegt,  ftlhrt  die  richtige  Auslegung  der  ge- 
dtehten  Vorschrift  dahin,  daft  auch  der  Ausländer  in  Beziehung  auf 
väterliche  oder  vormundschaftliche  Gewalt  nach  den  Gesetzen  seines 
HeimatSBtaats  zu  beurteilen,  dafs  das  Personalstatut  des  Ausländers 
nach  dessen  Nationalität  zu  bestimmen,  und  dafs  ihm  Geltung  ohne 
Rücksicht  auf  den  Wohnsitz  des  Ausländers  in  einem  anderen  Lande 
bis  zum  Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  eingeräumt  ist  Das  Personal- 
Statut  zur  Zeit  der  Geburt  des  Mündels  (6.  September  1886)  ist  sowohl 
i^r  die  Mutter -Vormünderin  wie  ftlr  das  Kind  das  ihres  ausländischen 
Heimatsstaats  gewesen.  Nach  dem  Rechte  dieses  Staats  hätte  also 
geprüft  werden  müssen,  ob  eine  Vormundschaft  über  Paul  Geoig  D. 
tlberhanpt  einzuleiten  war.    Wenn  der  Vorderrichter  meint,  das  preufsische 
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VonnimdBehaftBrecht  anwenden  zu  mtlMen,  weil  die  Mutter- Vonnttnderin 
durch  ihre  zweite  Ehe  preafsische  Staatsangehörige  geworden  ist  and 
im  Gkhiete  des  Rheinischen  Rechts  ihren  Wohnsitz  hat,  das  Erziehnngs- 
recht  sich  aber  nicht  fortdauernd  nach  dem  Personalstatate  des  Bandes 
zur  Zeit  seiner  Gebart  richte,  sich  yieUnehr  mit  einem  Wechsel  der 
Staatsangehörigkeit  ändere,  and  wenn  er  sich  fiXr  seine  Aaffiissung  auf 
die  Autorität  von  v.  Bary  Böhm^  Crome  und  auf  das  Urteil  vom 
Reich«gericht  vom  1.  Oktober  1884  (Jur.  Wochenschrift  1884  Bd.  13 
S.  274)  beraft,  so  ttbersieht  er  dabei  folgendes:  Dorch  die  Wieder- 
verheiratung  der  Matter -VormUnderin  mit  einem  preufsischen  Staats- 
angehörigen worde  zwar  nach  §  5  des  Ges.  ttber  die  Erwerbung  und 
den  Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni  1870 
(B.G.BL  1870  S.  355)  ftlr  diese,  nicht  aber  für  das  aus  der  ersten 
Ehe  stammende  Mttndel  die  preafsische  Staatsangehörigkeit  begründet 
Vergl.  Motive  in  der  Anl.  zu  dem  Stenogr.  Bericht  des  Nordd.  Reichs- 
tags 1870  S.  157  Spalte  2;  Arndts  VerfiEusung  des  Deutschen  Reichs 
1895  S.  312  Nr.  3.  Der  Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  der  Mutter 
blieb  also  ohne  Einflufs  auf  die  des  Kindes.  Nun  stellen  aber  sowohl 
V,  BoTy  Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privatrechts,  2.  Aufl. 
Bd.  1  S.  532  ff.,  dem  sich  Crome ^  Zeitschrift  für  franz.  Civibecht 
Bd.  19  S.  710,  ohne  eigene  Begründung  lediglich  anschliefst,  wie 
Böhm^  Die  räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen  1890  §  10  S.  57 
und  das  Reichsgericht  den  Satz,  dafs  sich  die  Rechte  der  Eltern  durch 
den  Erwerb  einer  andern  Staatsangehörigkeit  ttndem,  nur  für  den  Fall 
auf,  dafs  auch  die  Staatsangehörigkeit  des  Kindes  einen  entsprechenden 
Wechsel  erfahren  hat  Hingegen  nehmen  v.  Bar  (S.  533  Nr.  4)  und 
B&im  (S.  59)  den  Fall,  dafs  das  Kind  eine  andere  Staatsangehörigkeit 
als  der  Vater  hat,  ausdrücklich  aus.  Insbesondere  bemerkt  v.  Bar  in 
seinem  Lehrbuche  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts  1892 
§  24  S.  85  Nr.  2,  unter  Hinweis  auf  die  erwähnte  Entscheidung  des 
Reichsgerichts,  dafs,  wenn  das  Kind  ein  anderes  Personabtatut  (eine 
andere  Staatsangehörigkeit)  als  die  Elltem  (der  Vater)  bat,  die  Eltern 
nicht  mehr  Rechte  haben,  als  ihnen  nach  dem  Penonalstatute  des 
Kindes  zukommen.  Es  kann  also  daraus,  dafs  die  Mutter  ftlr  sich 
allein  die  preufsische  Staatsangehörigkeit  nach  der  Einleitung  der  Vor- 
mundschaft erworben  hat,  nichts  ftlr  die  Frage  des  Erziehnngsrechts 
hinsichtlich  ihres  Ausländer  gebliebenen  Kindes  entnommen  werden. 
Und  noch  weniger  kommt  hierfür  die  Auflassung  in  Betracht,  dafs  das 
Personalstatut  zur  Zeit  der  Geburt  nicht  fortdauernd  mafsgebend  bleibe. 
Denn  v,  Bar^  Lehrbuch  §  24  S.  85,  formuliert  diesen  Satz  dahin: 
„Es  entscheidet  das  Personalstatut,  welches  besteht  oder  bestand  zur 
Zeit  der  in  Frage  kommenden  Handlung,  nicht  etwa  fortdauernd  das 
Personalstatut  zur  Zeit  der  Geburt  (nur  müssen  die  nach  dem  früheren 
Personalstatute  gtlltig  getroffenen  Bestimmungen,  z.  B.  über  die  religiöse 
Erziehung  der  Kinder,  im  Zweifel  aufrecht  erbalten  bleiben)."  Hier- 
nach sieht  V.  Bar  auf  die  Zeit  der  Einleitung  der  Vormundschaft; 
auch  zu  dieser  sind,  wie  bereits  hervoigehoben,  Mutter  und  Kind  Aus- 
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Ittoder  gewesen.  DafB  endlich  der  Wohnsitz  des  Vormands  ohne  jede 
Bedeatong  ist,  hedaxf  keiner  AnsfÜhrmig.  Es  sei  aber  anch  hier  anf 
V.  Bar,  Theorie  u.  s.  w.  S.  537  Nr.  4  verwiesen,  wo  es  heifst:  „Auch 
mofs  man  im  Zweifel  annehmen,  dafs  Bestimmungen  des  Gesetzes  des 
Aufenthaltsortes  tlber  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  sich  nicht  anf 
Kinder  von  Ausländem  beziehen,  also  gegenüber  dem  nationalen  Rechte 
der  Aasländer  zwingende  Kraft  nicht  haben. ^  Wenn  das  Beschwerde- 
gericht sich  femer  darauf  stützt,  dafs  eine  preufsiscfae  Vormundschaft 
eingeleitet  sei,  so  bat  auch  dieser  Umstand  nur  dann  eine  mafsgebliche 
Bedeutung,  wenn  das  Amtsgericht  zu  Köln  zu  ihrer  Einleitung  zu- 
Btilndig  gewesen,  diese  also  zu  Recht  erfolgt  ist  Prüft  man  nun  diese 
Frage  weiter  an  der  Hand  der  VormundschaftBordnung  (und  zwar  Ton 
dem  Standpunkte  aus,  dafs  ihr  §  6  nicht  blofs  die  Zuständigkeit  in 
Vormundschaftssachen  regelt,  sondem  darüber  hinaus  sich  als  eine  Vor- 
schrift darstellt,  welche  zugleich  eine  materiellrechtliche  Voraussetzung 
flir  die  Eröfinung  der  Vormundschaft  enthält  —  R.Ger.Entsch.  Bd.  24 
8.  328  — ),  so  konnte  über  Paul  Georg  D.  als  Ausländer  eine  Vor- 
mundschaft nur  gemäfs  §  6  V.O.  eingeleitet  werden.  Es  hätte  daher 
festgestellt  werden  müssen,  dafs  zu  der  Zeit,  in  welcher  die  Bevor- 
mundung nötig  geworden  ist,  das  ist  zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes, 
sein  Vater  im  Bezirk  des  Amtsgerichts  Köln  oder  doch  mindestens  des 
Rhmnischen  Rechts  seinen  Wohnsitz  gehabt  hat.  Fehlte  es  an  einem 
solchen  Wohnsitze,  so  war  eine  Vormundschaft  der  Regel  nach  nicht 
einzuleiten,  sondem  es  konnte  das  Gericht  des  Aufenthalts  nur  vor- 
läufige Maisregeln  ergreifen.  Dafür,  dafs  der  Vater  des  Mündeb  zur 
Zeit  seines  Todes  seinen  Wohnsitz  im  Gebiete  des  Rheinischen  Rechts 
gehabt  hat,  ist  nicht  der  geringste  Anhalt  gegeben.  Vielmehr  scheint 
es,  als  hätten  damals  blofs  Mutter  und  Kind  nicht  ihren  Wohnsitz, 
sondern  nur  ihren  Aufenthalt  in  Godesberg  geitabt  Damach  wäre 
allein  das  dortige  Amtsgericht  zur  Ergreifung  vorläu%er  Maferegehd 
befugt  gewesen.  Vergl.  Beschlufs  des  Kammergerichts  vom  21.  März 
1881  {Jokows  Jahrb.  Bd.  2  S.  87),  R.Ger.Urteil  vom  28.  November 
1879  {Ofuchots  Beiträge  Bd.  24  S.  511),  O.L.G.  Frankfurt  a.  M. 
a.  a.  O.  Eine  Vormundschaft  durfte  nur  eingeleitet  werden,  und  zwar 
wieder  durch  das  Gericht  des  Aufenthalts,  wenn  der  Heimatsstaat  die 
Sorge  ftlr  den  zu  Bevormundenden  nicht  übernahm.  Ausweislich  der 
Akten  hat  sich  das  Amtsgericht  Köln,  wo  anscheinend  später  Mutter 
und  Kind  ihren  Aufenthalt  genommen  haben,  vor  Einleitung  der  Vor- 
mundschaft nicht  mit  dem  Heimatsstaat  in  Verbindung  gesetzt  Eine 
weitere  Voraussetzung  ftlr  die  Einleitung  einer  Vormundschaft  über 
einen  Ausländer  ist,  dafs  nach  dem  Rechte  des  Heimatsstaates  ein  Fall 
der  Bevormundung  überhaupt  gegeben  ist  (Schidtjsenstein  ^  Vormund- 
flchaftsordnung,  2.  Aufl.  Anm.  4  zu  §  6).  Hat  dieser  Fall  nicht  vor- 
gelegen, —  ist  z.  B.  nach  dem  ausländischen  Rechte  die  Mutter  gesetz- 
hche  Vormünderin  gewesen  oder  hat  sie  die  elterliche  Gewalt  gehabt,  — 
so  ist  ihre  Bestellung  zur  Vormünderin  nichtig  gewesen  {Dernburg- 
SchuUjsenstein,  a.  a.  0.  §  61).     Dafs  das  Amtsgericht  Köhn  nach  dieser 
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Richtung  eine  Prüfung  vorgenommen  hätte,  ist  nirgends  enicfatlich.  Ja 
es  läTst  sich  ohne  weiteres  annehmen,  dafs  es  nicht  der  Fkll  gewesen 
ist,  weil  hierzu  hei  der  Verschiedenheit  der  in  Amerika  geltenden 
Ciyilrechte  mindestens  eine  nShere  Angabe  desjenigen  Staats  erforder- 
lich gewesen  wttre,  dessen  Staatsbttrgerrecht  der  verstorbene  Vater  des 
Mündels  genossen  hatte.  Die  Vermutung  spricht  übrigens  dafür,  dafs 
er  als  in  Kuba  ansllssiger  Plantagenbesitzer  spanischer  Staatsangehöriger 
gewesen  und  dem  spanischen  Rechte  unterworfen  war.  Wttre  letzteres 
der  Fall,  so  käme  in  Betracht,  dafs  nach  Art  11  Nr.  8  in  Verbindung 
mit  Art  19  der  Konsularkonvention  zwischen  dem  Deutschen  Reich 
und  Spanien  vom  12.  Januar  1872  (R.6.B1.  1872  S.  211)  der  spanische 
Konsul  zur  Einleitung  der  Vormundschaft  beftigt  gewesen  wäre  und 
das  Vormundschaftsgericht  in  dessen  Rechte  nicht  hätte  eingreifen  dürfen. 
Sollte  sich  endlich  herausstellen,  dafs  sowohl  die  Einleitung  der  Vor- 
mundschaft nach  dem  Rechte  des  Heimatsstaates  begründet  als  das 
Amtsgericht  Köln  hierzu  zuständig  gewesen  ist,  so  bliebe  zu  erwägen, 
ob  nach  dem  ausländischen  Rechte  nicht  etwa  die  Befugnis,  die  religiöse 
Erziehung  des  Kindes  zu  bestimmen,  mit  dem  Tode  des  Vaters  auf  die 
Mutter  übergegangen  ist  Auch  in  diesem  Falle  könnten  die  Be- 
stimmungen des  Rheinischen  Rechts  nicht  zur  Anwendung  gelangen. 
Das  Amtsgericht  wird  daher  nach  den  vorstehend  erörterten  Gesichts- 
punkten in  eine  erneute  Prüfung  der  Sache  einzutreten  haben.      Jf. 


Ansprüche  der  ausländischen  Konkursmasse  auf  in  DeiUsehkmd 
befindliches  Vermögen  des  Gemeinschuldners.  —  Staatsverirag  ewi- 
sahen  dem  Deutschen  Reiche  und  Eufsland  vom  12,  November  1874. 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  28.  Februar  1899  (Zeitschrift  für  französisches 
GivUiecht  Bd.  XXX  S.  432  ff.). 

Der  russische  Staatsangehörige  J.  A.  Koscheleff,  Kaufmann  aas 
Moskau,  hielt  sich  längere  Zeit  in  Deutschland  auf  und  starb  in  Berlin 
am  8.  Mäiz  1895.  Der  Beklagte  behauptete,  dafs  ihm  Koscheleff  aus 
einem  Leibrentenvertrag  vom  Jahre  1886  jährlich  8000  Rubel  schuldete. 
Nach  Koscheleffs  Tode  erwirkte  er  für  seine  des&llsige,  auf  18  750 
Rubel  berechnete  Forderung  einen  Arrestbefehl  bei  dem  Amtsgericht 
Heidelberg  vom  21.  Januar  1896  gegenül>er  der  Witwe  und  der 
Tochter  des  Verstorbenen,  als  dessen  angeblichen  Elrben,  und  liefs 
daraufhin  eine  Forderung  Koscheleffs  an  eine  Firma  „N.  Hefsler, 
Malscher  Ejilkwerke*'  in  Heidelberg  pf^den  und  sie  bei  den  gericht- 
lichen Verfügungen  den  Erben  zustellen. 

Schon  im  Jahre  1890  war  gegen  Koscheleff  l>e]  dem  l^ommerz- 
gerichte  in  Moskau  das  Konkursverfahren  eröffnet  worden.  Die  Konkars- 
masse verlangte  mit  einer  im  Sommer  1896  bei  dem  Landgerichte 
Mannheim  erhobenen  Klage  die  Aufhebung  der  ForderungspfUndung, 
weil  die  gepfändete  Forderung  zur  Konkursmasse  gehöre,  wogegen  der 
Beklagte  den  Standpunkt  vertrat,  dafs  die  Koschelefischen  Erben  Eigen- 
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tttmer  jener  Forderung  und  die  KonkuiBmasse  daher  zur  Sache  nicht 
l^itimiert  Bei. 

Das  Landgericht  nahm  auf  Orond  der  von  der  KonknrsmaaBe 
Dachgewieeenen  nuewchen  Oeeetaeebestimmongen  an,  dafs  eine  Be- 
erbimg des  Kridars  Überhaupt  nicht  stattfinden  konnte  und  nicht  statt- 
gefunden habe  und  dafs  daher  die  Fordeningspftodong  hinftlÜg  sei. 

Auf  Berofung  des  Beklagten  erkannte  das  Oberlandesgericht  nach 
dem  Klagantrage. 

Das  Bemfnngsarteil  wurde  auf  Revision  des  Beklagten  von  dem 
Reichsgerichte  aufgehoben. 

Das  Weitere  eigiebt  sich  aus  den  Ortlnden  des  Reichs- 
gerichts. 

„Die  Revision  mufste  ftU*  begründet  erklärt  werden.  Der  Konkuis- 
Ordnung  liegt,  wie  in  Rechtslehre  und  Rechtsprechung  allgemein  an- 
e^annt  wird  und  auch  vom  Oberlandesgericht  grundsätalich  ange- 
nommen worden  ist,  die  Auf&ssung  zu  Grunde,  da&  das  Konkurs- 
ver&hren  ttber  die  Grenzen  des  Landes  hinauswirkt,  in  dem  er  eröffnet 
worden  ist  Die  §§  207  und  208  Konk.O.  enthalten  Ausnahmen  von 
diesem  Grundsatze  („der  sog.  Universalität  des  Konkursver&hrens^), 
die  nicht  auf  andere  als  die  darin  geregelten  Fälle  auszudehnen  sind. 
Ans  ihnen  darf  nicht  gefolgert  werden,  die  Konkursordnung  habe  in 
weiterem  Umfange  das  sog.  Territorialprincip  verwirklicht,  so  dafs  das 
in  Deutschland  befindliche  Vermögen  des  Gemeinschuldners,  auch  soweit 
die  Anwendung  der  erwähnten  Vorschriften  nicht  in  Frage  steht,  nicht 
als  Bestandteil  einer  ausländischen  Konkursmasse  anzusehen  sei.  Hier- 
nach darf,  wie  auch  das  Oberlandesgericht  anerkannt  hat,  der  aus- 
ländische Konkursverwalter,  soweit  die  Voraussetzungen  der  §§  207, 
208  Konk.O.  nicht  vorliegen,  auch  das  in  Deutschland  befindliche  Ver- 
mögen des  Gemeinschuldners  wie  die  ttbrigen  zur  Konkursmasse  ge- 
hörigen Gegenstände  an  sich  ziehen. 

Im  vorliegenden  Falle  handelt  es  sich  zwar  um  eine  Zwangsvoll- 
Streckung.  Die  Konkursverwaltnng  hat  aber,  wie  das  Oberlandesgericht 
mit  zutreflfender  Begründung  daig^egt  hat,  eine  Feststellung  beantragt, 
nach  welcher  der  den  £rben  des  Gemeinschuldners  gegenttb^  eingelegte 
Arrest  unwirksam  sein  solL  Zur  Begründung  dieses  Antrages  wurde 
insbesondere  geltend  gemacht,  der  Arrest  habe  nicht  den  angeblichen 
Erben  gegenüber  erwirkt  und  ebensowenig  dem  russischen  General- 
konsul als  deren  Vertreter  zugestellt  werden  dürfen,  weil  nach  dem  in 
RuTsland  geltenden  Recht  eine  Person,  ttber  deren  Verm(Sgen  das 
Eonkursver&hren  eröfinet  worden  sei,  nicht  beerbt  werde.  Es  wird 
geltend  gemacht,  Erben  seien  hiemach  gar  nicht  vorhanden,  weshalb 
das  Arrestverfiihren  dem  Konkursverwalter  gegenüber  hätte  durchgeführt 
werden  müssen.  Dem  gegenüber  hat  das  Oberlandesgericht  ausgeführt, 
das  Arrestgesueh  sei  deshalb  nicht  gegen  die  Konkursmasse,  sondern 
gegen  die  Erben  des  Gemeinschuldners  zu  richten  gewesen,  weil 
dessen  in  Deutschland  befindliches  Vermögen,  solange  es  der  Verwalter 
nicht  an  sich  geeogen  habe,  nicht  ab  zur  Konkursmasse,   sondern  ab 
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zum  Yennögen  des  Ghemeinschnldnere  gehörig  anzaBehen  sei.  Dieser 
Aufiassang  liegt  aber  ein  Rechtsirrtam  za  Grande.  Die  Frage,  ob  der 
Gemeinschaldner  überhaupt  beerbt  worden  und  wer  ab  Erbe  anzusehen 
sei,  war  nach  allgetneinen  Rechtsgrnndsätzen ,  wie  nach  dem  Staats- 
vertrage  zwischen  dem  Dentscheu  Reiche  und  Rufsland  vom  12.  No- 
vember 1874  (Art  10  Abs.  2)  nach  russischem  Rechte  zu  beurteilen. 
Daran  wird  auch  durch  Art.  207  Abs.^  2  Konk.O.  nichts  geftndert; 
denn  aus  dem  Umstände,  dafs  die  Zwangsvollstreckung  in  das  inländische 
Vermögen  ungeachtet  der  in  Rufsland  erfolgten  KonkurserOffiiung  zu- 
lässig ist,  ergiebt  sich  keineswegs,  dafs  dieses  Vermögen  in  allen 
Richtungen  so  zu  behandeln  ist,  als  ob  es  nicht  zur  Konkursmasse  ge- 
höre und  noch  weniger,  dafs  in  Ansehung  des  Erbrechts  etwa  statt 
des  russischen  Rechts  das  deutsche  mafsgebend  seL  Das  Oberlandes- 
gericht mufste  somit  nach  §  265  C.Pr.0.  ermitteln,  ob  nach  dem  mafs- 
gebenden  rassischen  Recht  eine  Beerbung  des  Gemeinschuldners  in  der 
That  nicht  stattgefunden  habe. 

Die  angefochtene  Entscheidung  mufste  deshalb  au%ehoben  werden, 
weil  sie  auf  einer  G-esetzesverletzung  beruht.  Die  Zurückweisung  an 
das  Oberlandesgericht  war  aber  geboten,  weil  das  Arrestgesuch  des 
Beklagten,  das  nicht  blofs  gegen  die  Witwe  und  gegen  die  Tochter 
des  Gemeinschuldners,  sondern  auch  gegen  „die  sonstigen  Erben**  ge- 
richtet war,  unter  Umständen  so  aufgefafst  werden  könnte,  dafs  es 
auch  gegen  einen  etwaigen  Konkursverwalter  gerichtet  sei.  Wäre  dies 
anzunehmen,  so  wtlrde  noch  zu  prüfen  sein,  ob  der  Generalkonsul  nach 
Art  9  des  erwähnten  Staatsvertrags  auch  zur  Vertretung  des  Konkurs- 
verwalters befugt  war.** 

Ladeschein;  Recht  des  Bestimmungsortes. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Köbi  vom  18.  März  1899  (Zeitschrift  für 
französisches  Civilrecht  Bd.  XXX  S.  473). 

Gründe:  Der  Auffassung  des  Vorderrichters,  dafs  die  von  dem 
Schiffer  Wehner  nach  Verladung  der  zum  Ttansport  übernommenen 
Waren  ausgestellten  Urkunden  sich  rechtlich  als  Ladeschein  darstellen, 
mufs  beigepflichtet  werden.  Dieselben  enthalten  nicht  nur  die  in 
Art  414  H.Gr.B.  aufgeführten  Angaben,  sondern  auch  die  in  §  71  des 
Binnenschiffahrtsgesetzes  vom  15.  Juni  1895  vorgeschriebene  Bezeichnung 
des  Schiffes.  Zudem  werden  diese  Schriftstücke  in  ihrem  Inhalte  selbst 
als  Konnossemente  bezeichnet,  welcher  Ausdruck  im  Schilbverkehr  für 
Ladeschein  vielfitch  gebrtluchlich  ist  (vergl.  Förtsch^  Binnenschiffalirts- 
gesetz,  Anm.  3  zu  Art.  413  U.G.B.  S.  97). 

Gleichfalls  mufs  in  Übereinstimmung  mit  dem  ersten  Richter  davon 
ausgegangen  werden,  dafs  das  deutsche  Recht  zur  Anwendung  kommt, 
denn  für  die  durch  den  Ladeschein  begründeten  Verpflichtungen  des 
Frachtführers  ist  ebenso  wie  für  die  durch  das  Konossement  begründeten 
Verpflichtungen  das  Recht  des  Bestimmungsortes,  als  des  Orts  der  Er- 
füllung und  als  des  Ortes,  wo  die  Obligation  ihre  wesentliche  Wirkung 
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iafe^,  mafsgebend  (ve^L  B.G.  Bd.  XXXIV  S.  78;  IMsOi  a.  a.  0. 
Anm.  8  za  Art  415  H.O.B.  8.  105). 

Eis  kommen  demnach  die  Vorschriften  des  Binnenschifiabrtsgesetzes, 
bezw.  die  in  §  26  desselben  bezogene  Bestimmung  des  H.O.B.  zur 
Anwendung. 


Behandlung  des  Nachlasses  eines  Ausländers. 

BeschlnTs  des  Obersten  Landes^i^chtB  für  Bayern  vom  28.  Dezember  1898, 

R.Nr.  in  54/98. 

Ans  den  Grtlnden:  Wenn  auch  das  AmtBgerieht  T.  nicht  die 
zur  Bebandlang  des  Nachlasses  des  (in  seinem  Beziike  verstorbenen 
RamSnen)  L.  zuständige  Behörde  ist,  so  handelte  dieses  Oericht  bei 
Obsignierong  und  Verwahmng  des  Nachlasses  doch  in  eigener  Zu- 
stftndigkeit,  insofern  es  berufen  war,  den  Nachlafs  nicht  dem  Zngziffe 
Unberechtigter  preiszugeben,  sondern  solchen  in  Verwahr  zu  nehmen. 
Diese  Verwahmng  hat  jedoch  nur  solange  zu  dauern,  als  nicht  ein 
Grund  zur  Aufhebung  der  Sicherungen  und  zur  Hinausgabe  des  Nach- 
lasses an  einen  zur  Empfangnahme  desselben  Berechtigten  besteht  Ein 
solcher  Grund  liegt  hier  vor. 

Dem  Amtsgerichte  ist  durch  das  Versäumnisurteil  geg^n  die  Erben 
des  L.  und  den  Pftodungsbeschlufs  dargethan,  dafs  dem  R.  der  An- 
sprach der  Erben  auf  Herausgabe  des  Nachlasses  zur  Einziehung  über- 
wiesen ist  und  dafs  der  NacUafs  dem  Gerichtsyollzieher  S.  hinauszu- 
gehen sei.  Dieser  gerichtlichen  Anordnung  gegentlber  kann  das  Amts- 
gericht T.  sich  nicht  darauf  berufen,  erst  die  Ermächtigung  des  zuständigen 
Yerlassenschaftsgerichts  abwarten  zu  müssen.  Das  Amtsgericht  hat  den 
NacUafs  nicht  in  Verwahr  für  das  zuständige  Verlassenschaft^ericht, 
sondern  für  die  Erben  und  im  Interesse  der  Gläubiger.  Im  gegebenen 
Falle  war  insbesondere  keine  Veranlassung  für  das  verwahrende  Oerieht, 
die  Hinausgabe  von  der  Ermächtigung  des  zuständigen  Verlassenschafts- 
geriehtes  abhängig  zu  machen.  Aus  den  Mitteilungen  des  deutschen 
Konsulates  in  Galatz  geht  hervor,  dafs  das  rumänische  Gericht  in  F. 
den  Nachlafs  längst  verteilt  hat.  Wenn  nun  von  diesem  Gerichte, 
nachdem  seit  dem  Ableben  des  L.  über  drei  Jahre  abgelaufen  sind, 
bisher  noch  keine  Verfügung  über  den  in  T.  verwahrten  Nachlafs  ge- 
troffen wurde,  so  kann  es  doch  nicht  in  der  Aufgabe  des  dortigen 
Gerichts  liegen,  ins  Ungemessene  hinaus  hierauf  zu  warten  und  die 
Hinansgabe  zu  verweigern,  wenn  ein  zum  Empfang  Berechtigter  sich 
gemeldet  hat,  als  welcher  hier  der  Gerichtsvollzieher  S.  auf  Grund  des 
Pf^dungsbeschlusses  anzusehen  ist  Richtig  ist,  dafs  die  gemäfs  §  746 
CPr.O.  angeordnete  Hinausgabe  der  vom  Verlassenschaftsgerichte  ver- 
wahrten Gegenstände  den  Verlassenschafisrichter  nicht  von  der  Prüfung 
der  Frage  entbindet,  ob  er  nach  den  bestehenden  Gesetzen  oder  aus 
thatsächlichen  Gründen  befugt  oder  nicht  beftigt  ist  Es  bestehen  aber 
weder  gesetsdiche  Vorschriften  noch  thatsächliche  Umstände,  welche  die 
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Znrttckhaltnng  deB  Nachlaasea  hier  rechtfertigen,  insbesondere  sind  keine 
dem  Vollzog  des  Pf^dnngsbeschlasses  entgegenstehende  Rechte  Dritter 
bekannt 

VoUstrechmg   schweizerischer    (Basler)    Urteile   in   Deutschland. 

Geschäftsverkehr    zwischen    den    deutschen    und    schweizerischen 

Gerichtsbehörden, 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  10.  Januar  1899  (Zeitschrift  £  französ.  CSvil- 
recht  Bd.  XXX  S.  412). 

Aus  den  Grttnden: 

Da  der  Beklagte  ein  Deutsch«:  ist  und  sich  auf  den  in  Basel  ein- 
geleiteten Prosefs  nicht  eingelassen  hat,  mulste  die  Zustellung  der  den 
Prozefs  einleitenden  Ladung  oder  Verfügung,  da  sie  nicht  in  der  Schweiz 
stattfinden  konnte,  an  den  in  Rvesheim  wohnhaften  Beklagten  durch 
Gewährung  der  Reehtshülfe  erwirkt  werden.  Das  Oberlandesgericht 
hat  die  den  Plroeers  einleitende  Ladung  oder  VerAlgung  nicht  erst  in 
der  nach  §  55  der  CPr.O.  für  Basel-Stadt  erlassenen  Ladung,  sondern 
schon  in  der  nach  §  48  ff.  daselbst  verfügten  Mitteilung  der  Klage 
unter  Bestimmung  einer  Frist  zu  deren  Beantwortung  gefunden,  was 
nicht  zu  beanstanden  ist  Nach  dem  Übereinkommen  zwischen  dem 
Deutsehen  Reiche  und  der  Schweiz  wegen  Herbeiführung  eines  un- 
mittelbaren Gescbäfbverkehrs  zwischen  den  deutschen  und  den  schweize- 
rischen Gerichtsbehörden  vom  I./IO.  Dezember  1878  (Centralblatt  für 
das  D.  Reich  ▼.  1879  S.  6)  ist  den  genannten  Gerichtsbehörden  der 
unmittelbare  Geschäftsverkehr  in  allen  Fällen  gestattet,  in  welchen 
nicht  der  diplomatische  Verkehr  durch  Staatsvertrtfge  voigeschrieben 
ist  oder  infolge  besonderer  Verhältnisse  rätlich  erscheint  Wenn  daher, 
wie  festgestdUt  ist,  das  Basler  Civilgericht  od«:  dessen  Präsident  die 
Zustellung  der  Klage  mittels  Requisition  durch  das  Amtsgericht  Mann- 
heim bewirken  liefs,  so  war  die  erwähnte  Voraussetzung  gegeben.  Die 
ergangene  Requisition  liegt  nun  zwar- nicht  vor,  allein  die  Revision  rttgt 
ohne  berechtigten  Grund,  dafs  der  Beweis  nicht  durch  die  von  der 
CivilgerichtBSchreiberei  Basel  ausgestellte  Beurkundung  habe  als  erbracht 
angesehen  werden  dürfen.  £s  ist  festgestellt,  dafs  die  Zustellung  der 
den  Prozefs  einleitenden  Verfügung  an  den  Beklagten  auf  ein  von  dem 
Civilgericht  in  Basel  an  das  Amtsgericht  gerichtetes  ErBuchschreiben 
durch  den  Gerichtsvollzieher  D.  im  Auftrage  des  Amtsgerichts  bewirkt 
worden  ist,  und  damit  war  der  aus  §  661  Abs.  2  Ziff.  4  CPr.O. 
gegen  die  Erlassung  des  Vollstreckungsurteils  erhobene  Einwand  be- 
seitigt 

Auch  bei  der  Prtlfting  des  Erfordernisses  der  verbürgten  Gr^gen- 
seitigkeit  ist  das  Oberlandesgericht  von  richtigen  Grundsätzen  aus- 
gegangen. Es  entnimmt  die  Gegenseitigkeit  aus  dem  §  258  der  CPr.O. 
des  Kantons  Basel-Stadt  vom  8.  Februar  1875,  erachtet  dieselbe  auch 
für  thatsitchlich  verbtlrgt  und  konnte  daher  den  Einwand,  dafs  seit 
sieben  Jahren  kein  einziges  deutsches  Urteil  in  Basel -Stadt  vollsogen 
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worden  sei,  da  Beklagter  einen  Fall  der  Verweigerung  nicht  namhaft 
n  machen  ün  stände  war,  als  unerheblich  aoTser  Berdcksichtigong 
kssen. 


Die  Bestimmungen  des  §3  des  Frankfurter  Gesetzes,  die  Erwerbung 
von  Grundeigentum  und  Insätze  durch  Nichtverbürgerte  betr.,  vom 
29.  September  1863:  „Auswärtige  juristische  Personen  oder  Korpo- 
rationen können  Grundeigentum  und  demselben  gleichgeachtete 
Gerechtigkeiten,  sowie  Insätze  nur  mit  Erlaubnis  des  Senats  er- 
werben^, findet  auf  auswärtige  eingetragene  Genossenschaften  An- 
wendung. 

Beachlnfs  der  Y.  CiTilkammer  des  Landgeziehts  m  Frankfort  a.  Mam 
vom  30.  Juni  1899. 

In  Sachen  betreffend  die  Eintragung  der  Gession  der  auf  der 
Liegenschaft  Grew.  10  Nr.  10791  der  Frankftirter  Gemarkung  für  die 
offene  HandelsgeseUschaf);  Alois  G.  Söhne  in  Aschaffenburg 

wird  die  Beschwerde  des  genannten  Gläubigers  gegen  den  Be- 
schlufs  des  Amtsgerichts  Frankfurt  a.  M.  vom  3.  Juni  1899 
kostenpflichtig  zurückgewiesen. 

Gründe:  Die  betreffende  Hypothek  von  11800  Mark  ist  von 
der  bisherigen  Gläubigerin,  der  offenen  Handelsgesellschaft  Alois  G. 
Sohne  in  Aschaffenbnig  durch  Cessionsurkunde  vom  26.  Mai  d.  J.  an 
die  Aschaffenbnrger  Yolksbank,  Eingetragene  Genossenschaft  mit  be- 
Khiänkter  Haftpflicht,  abgetreten. 

Das  Amtsgericht  lehnt  die  Eintragung  der  Abtretung  ab,  weil  ftlr 
die  Cessionarin  die  in  §  8  des  Frankfiirter  Gesetzes  yom  29*  September 
1868  vorgeschriebene  Höhere  Erlaubnis  zum  Erwerbe  von  Insätzen 
nicht  dargethan  sei. 

Die  an  sich  zulässige  Beschwerde  erscheint  nicht  begründet 

Eingetragene  Genossenschaften  sind  nach  der  herrschenden  und 
zweifellos  zn^effenden  Ansicht  als  juristische  Personen  anzusehen.  Da 
die  Vorschrift  des  genannten  §  8  sich  ihrem  Wortlaute  nach  auf  alle 
gSuswIlrtigen  juristischen  Personen  und  Korporationen*'  bezieht,  so  mufs 
sie  auch  auf  eingetragene  Genossenschaften  Anwendung  finden,  sofern 
nicht  besondere  Gründe  yorliegen,  durch  welche  dies  ausgeschlossen  wird. 

Solche  Gründe  liegen  aber  hinsichtlich  der  Genossenschaften 
sieht  Tor. 

Nach  den  übereinstimmenden  Erklärungen,  welche  die  gesetzgebende 
Versammlung  und  der  Senat  bei  der  Annahme  des  Gesetzes  abgegeben 
baben,  soll  der  genannte  §  8  auf  die  innerhalb  des  Rechtsgebietes  des 
Deutschen  Handelsgesetzbuchs  bestehenden  „Handelsgesellschaften"  keine 
Anwendung  finden.  Es  sind  damit  zweifellos  die  in  dem  Handels- 
gesetzbuche  als  Handelsgesellschaften  bezeichneten  und  in  ihren  Rechts- 
verhältnissen geregelten  Gresellschaften  gemeint.  (S.  die  näheren  Aus- 
führungen in  den  Beschlüssen  dieser  Kammer  in  der  Wiedenfeldschen 
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Beschwerdesache  vom  25.  Juni  1898  and  in  der  Gabrianschen  Be» 
schwerdesache  yom  16.  Jnni  1899)^). 

Zu  diesen  Gesellschaften  gehören  die  eingetragenen  Genossenschaften, 
deren  Bildang  erst  anf  dem  Gesetz  vom  4.  Jiüi  1868  bemht,  nicht, 
wenn  sie  auch  gesetzlich  als  Eauflente  gelten. 

Allerdings  tre£Pen  die  Gründe,  welche  der  Ansschnfs  der  gesetz- 
gebenden Versammlang  in  seinem  der  letzteren  erstatteten  Berichte 
dafür  geltend  macht,  dais  die  Handelsgesellschaften  nicht  anter  die 
Vorschrift  des  genannten  §  3  &llen,  auch  ftlr  die  eingetragenen  Ge- 
nossenschaften za,  da  er  diese,  sofern  solche  schon  damals  bestanden 
h&tten,  za  den  Zaristischen  Personen  in  engerem  Sinne '^  wohl  eben- 
sowenig gerechnet  haben  wtlrde,  als  er  dies  hinsichtlich  der  Aktien- 
gesellschaften gethan  hat  Dies  kann  jedoch  nicht  daza  ftlhren,  aach 
die  Genossenschaften  als  nicht  anter  jene  Vorschrift  fallend  anzasehen. 
Die  in  dem  Antrage  der  gesetzgebenden  Versammlang  aasdrücklich  fest- 
gesetzte and  vom  Senat  gebilligte  Aasnahme  wird  nar  ftlr  die  Handels- 
gesellschaften gemacht  Eine  Aasdehnang  aaf  andere  Gesellschaften, 
weü  sie  ihrer  rechtlichen  Natur  nach  Ähnlichkeit  mit  einer  Art  der 
Handelsgesellschaften,  nämlich  den  Aktiengesellschaften  haben,  ist  bei  der 
ansdrücklichen  Beschränkang  der  Aasnahme  aaf  Handelsgesellschaften 
nicht  angängig.  Vielmehr  ist  bei  allen  anderen  Gesellschaften  ans- 
schliefslich  entscheidend,  ob  sie  als  ,,  Korporationen  oder  jaristische  Per- 
sonen" anzasehen  sind.  Demnach  ist  dem  angefochtenen  Beschlüsse 
darin  beizatreten,  dafs  auswärtige,  d.  h.  aafserprearsische,  eingetragene 
Genossenschaften  bebnfs  Erwerbung  von  Hypotheken  im  Gebiete  der 
Mheren  freien  Stadt  Frankfort  der  in  §  3  des  genannten  Gesetzes  yor- 
gesehenen  Erlaubnis  bedürfen. 

Die  Kostenentscheidang  beroht  aaf  §  106  des  P.  Ger.  ELG. 


B.    Stpafrecht* 

Das  Gebiet  von  Neutnü-Moresnei  gut  nicht  als  Ausland  im  Sinne 
des  §  4  Nr.  3  des  Deutschen  Strafgesetzbuches. 

Urteil  des  Beichsgerichts  vom  10.  Aognst  1898. 

Gründe:  Die  Revision  des  Angeklagten  konnte  keinen  Erfolg 
haben.  Zunächst  war  mit  der  Vorinstanz  anzunehmen,  dafs  am  Orte 
der  That,  dem  ehemals  zu  Belgien,  danach  zu  Frankreich  gehörig  ge- 
weseneu als  Neutral-Moresnet  bezeichneten,  gegenwärtig  unter  gemein- 
schaftlicher Verwaltung  von  Preufsen  und  Belgien  stehenden  Grenz- 
bezirk, das  Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  ebensowenig  wie  das 
Preufsische  Stra%esetzbuch  vom  14.  April  1851  Gesetzkraft  erlangt 
haben,  da  das  bestehende  Kondominat  diesen  Landesteil  der  einsdtigen 
Gesetzgebung  eines  der  beteiligten  Staaten  entzog. 


1)  S.  Bd.  IX  S.  474  dieser  Zeitschrift. 
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Das  ist  auch  auf  Grand  des  Art  17  des  zwischen  Preafsen  nnd 
den  Niederlanden,  an  deren  Stelle  nunmehr  der  Staat  Belgien  getreten 
ist,  abgeschlossenen  Grenzvertrages  vom  26.  Juni  1816  (Prenfs.  Gesetz- 
sammlung vom  Jahre  1818  Anhang,  S.  77  f.)  von  der  älteren  preufsi- 
scben  Rechtsprechung  (Oppenhoff,  Rechtsprechung,  Bd.  16  S.  728  und 
Rhein.  Archiv  für  Civil-  und  Kriminalrecht,  Bd.  74  S.  86  —  vergL 
Verfiigung  des  preufe.  Justizministers  bei  LoUner^Marquardtf  Sammlung 
der  nir  die  Rheinprovinz  ergangenen  Gesetze,  Bd.  10  S.  532)  anerkannt 
i^orden.  Danach  ist  das  durch  die  frühere  französische  Staatsgewalt 
eingefllbrte  Strafgesetzbuch,  der  code  pSnäl^  noch  als  das  zur  Zeit  Ort- 
lich geltende  Stra%esetz  anzusehen. 

War  demnach  die  unmittelbare  Anwendung  des  Reichsstrafgesetz- 
bnchs  im  Hinblick  auf  den  Ort  der  That  ausgeschlossen,  so  konnte  auch 
der  Umstand,  dafs  das  Urteil  den  Angeklagten  als  in  Aachen  geboren 
und  wohnhaft  und  dadurch  als  eine  Person  bezeichnet,  welche  präsumtiv 
die  Reichsangehörigkeit  besitzt,  also  Deutscher  ist,  auch  nach  der  Vor- 
schrift des  §  4  Nr.  3  des  Str.G.B.  nicht  zu  einem  anderen  Ergebnis 
/Uhren.  Malsgebend  für  den  Begriff  „Ausland^  im  Sinne  des  §  4  Nr.  3 
ist  die  im  §  8  des  Str.G.B.  gegebene  Definition  nach  ihrer  jetzigen  Fassung 
und  Bedeutung.  Danach  aber  kann  schon  dem  Wortlaut  zufolge  ein  Ge- 
biet nicht  als  Ausland  bezeichnet  werden,  welches  der  Staatshoheit  eines 
der  deutschen  Bundesstaaten  untersteht,  mag  diese  Staatshoheit  auch 
dnrch  die  konkurrierende  an  sich  gleichwertige  Hoheit  eines  auswärtigen 
Staates  eingeschränkt  sein.  Stehen  einem  deutschen  Bundesstaate  über- 
haupt hoheitliche  Rechte  der  Staatsgewalt  auf  einem  bestimmten  Land- 
Btridi  zu,  welche  grundsätzlich  die  gesamte  Staatshoheit  zum  Gegen- 
stände haben,  wie  dies  in  betreff  des  singulären  Verhältnisses  von 
Preufsen  zu  Neutral-Moresnet  der  Fall  ist,  so  mufs  die  dem  Einzel- 
staate als  solchem  zukommende  Staatshoheit  auch  die  Reichszngehörig- 
keit  des  betreffenden  Territoriums  nach  sich  ziehen  und  kann  dasselbe 
im  Sinne  der  §§  8  und  4  Nr.  3  des  Stra%esetzbuchs  nicht  als  Aus- 
land betrachtet  werden.  In  dieser  Beziehung  läfst  sich  auch  kein  Unter- 
schied daraus  herleiten,  ob  die  Territorialhoheit  durch  die  Landes- 
rerfassung  oder  einen  Akt  der  inneren  Gesetzgebung  des  Bundesstaates 
Anerkennung  gefunden  hat,  oder  auf  völkerrechtlichem  Titel  beruht, 
aus  welchem  gleichfalls  öffentliches  Recht  des  betre£fenden  Staates 
erfliefst. 

Diesem  nach  war  die  Anwendung  lediglich  der  Strafvorschriften 
des  code  penal  gerechtfertigt  Die  Auslegung  der  einschlägigen  Art  379 
und  386  Nr.  3  in  Verbindung  mit  Art.  21  dieses  Gesetzbuches  giebt 
zu  rechtlichen  Bedenken  keine  Veranlassung  und  war  deshalb  die  Re- 
vision des  Angeklagten  zu  verwerfen.  M, 
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England. 

Ehescheidung  von  Auslmdem, 
Urteü  des  Hohen  Gerichtshofee  vom  1.  Dezember  1897  (CluMt  1899  8.  401). 

1.  Die  englischen  G^erichte  sind  nnzostttndig  zor  Entscheidung 
ttber  eine  Ehescheidungsklage,  wenn  der  Beklagte  in  England  weder 
einen  Aufenthalt  noch  einen  Wohnsitz  hat 

2.  Unerheblich  ist,  dafs  man  bestimmen  kann,  in  welchem  fremden 
Liande  sich  sein  Wohnsitz  befindet. 

Klage  gegen  einen  ausländischen  Staat 
Urteil  des  Hohen  Gerichtshofes  yom  24.  November  1897  {Clunet  1899  S.  402). 

Die  Souyerilne  oder  ausländische  Staaten  können  rechtsgültig  nicht 
yor  den  englischen  Gerichten  verklagt  werden.  Daraus  folgt,  dafs  die 
Widerklagen,  die  von  einem  Privatmann,  den  ein  ausländischer  Souverän 
verklagt,  erhoben  werden,  nur  zulässig  sind,  wenn  sie  sich  als  einfitche 
Mittel  der  Klagsantwort  und  Verteidigung  darstellen,  d.  h.  wenn  der 
G^egenstand  der  Widerklagen  der  nämliche  ist,  wie  der  der  Haupt- 
klage, welche  der  Wtlrdigung  des  Gerichts  unterliegt 


Niederlande. 

Eheliches  OiUerrecht. 
Urtdl  des  Gerichts  von  Maastricht  vom  25.  Man  1897  (Clunet  1899  S.  428). 

Haben  sich  Ehegatten,  von  denen  der  eine  niederländischer  Staats- 
angehöriger ist,  in  Belgien  mit  Abschlufs  eines  Ehevertrages  ver- 
heiratet, dann  richtet  sich  die  Beurteilung  ihres  Gttterstandes  nach 
belgischem  Rechte. 

Vertrag  sswischen  einem  Niederländer  und  Ausländer. 
Urteil  des  Gerichts  von  d*Almelo  vom  17.  Febmar  1897  {Clunet  1899  S.  428). 

Die  Beurteilung  der  Rechtsgttltigkeit  der  Verträge  richtet  sich  naeh 
dem  Orte  ihres  Abschlusses.  Folglich  ist  das  Allgemeine  F^eufsische 
Landrecht  anwendbar  auf  ein  Kau%eschäft,  das  von  einer  holländischen 
Gesellschaft  mit  einer  deutschen  Gesellschaft,  deren  gegenseitige  Sitze 
sich  in  den  Niederlanden  und  Deutschland  befinden,  zu  Gemau  in 
PreuTsen  abgeschlossen  wurde. 


England,  Niederiftnde,  Österreich.  QQ 

Österreich. 

Reehtsprechnng  Ssterreichischer  OerichtshSfe. 

UngüliigkeäserKlänmg  der  von  einem  Inländer  im  Auslande  ge- 
schlossenen Ehe,  welche  bereits  von  einem  ausländischen  Gerichte 
für  ungültig  erklärt  wwrde. 
EntBcbeidung  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  16.  Mai  1899,  Z.  6731. 

Joeef  K.,  katholischer  Religion,  geboren  am  19.  Oktober  1847  zu 
A.  (M&hren),  gestorben  im  Jahre  1895  an  Brombeig,  wurde  am 
16.  Aogust  1878  mit  der  noch  lebenden  katholischen  Rosa  P.  in  der 
A.er  Pfarrkirche  nach  cbristkatholischem  Ritas  getraut  Die  von  Josef 
K.  am  18.  August  1877  angebrachte  Klage  auf  Ungttltigkeitserkltomg 
dieser  Ehe  wurde  vom  Laadesgerichte  in  Brttnn  mit  Urteil  —  bestätigt 
Tom  mlihrisch-schlesischen  Oberlandesgerichte  —  rechtskriftig  a)>ge- 
wiesen.  Inhaltlich  der  eingeholten  Auszüge  aus  den  betreffenden 
Traaungsbüchem  hat  Josef  E.  am  20.  Juli  1880  vor  der  Mairie  des 
16.  AxTondissements  in  Paris  eine  zweite  Ehe  mit  Mathilde  N.  aus 
Efslingen  (evangelischer  Religion)  geschlossen,  welche  am  selben  Tage 
von  dem  katholischen  Pfarramte  zu  Argenteuil  und  von  dem  evange- 
lischen P&rramte  zu  Paris -Passj  kirchlich  eingesegnet  wurde.  Diese 
zweite  Ehe  wurde  über  Klage  der  Mathilde  N.  gegen  Josef  K.  vom 
königL  preufsischen  Landgerichte  in  Bromberg  mit  Urteil  vom  20.  Ok- 
tober 1890  rechtskräftig  fUr  nichtig  erklärt,  wobei  Josef  K.  als  der 
schuldige  Teil  erachtet  und  in  den  Entscbeidungsgründen  ausgesprochen 
?nirde,  dafs  der  Klägerin  darin  Glauben  zu  schenken  war,  sie  habe 
zur  Zeit  der  Schliefsung  ihrer  Ehe  mit  Josef  K.  von  einer  bestehenden 
Ehe  desselben  keine  Kenntnis  gehabt  und  dafs  Josef  K.  durch  Ver- 
schweigung  bezw.  Verheimlichung  des  obwaltenden  Ehehindemisses  die 
N.  zur  Schliefsung  der  nichtigen  Ehe  verleitet  habe.  Infolge  einer 
Anzeige  des  ersten  Staatsanwaltes  bei  dem  Landgerichte  in  Bromberg 
wurde  gegen  Josef  K.,  der  mittlerweile  nach  Mähren  zurtlckgekehrt 
war,  das  Strafverfahren  wegen  Verbrechens  der  zweifachen  Ehe  ein- 
geleitet und  wurde  derselbe  vom  Landesgerichte  für  Strafsachen  in  Brtlnn 
mit  Urteil  vom  23.  April  1891  dieses  Verbrechens  im  Sinne  des  §  206 
Str.O.  für  schuldig  erkannt  und  hierfllr  zur  Strafe  des  schweren  Kerkers 
m  der  Dauer  von  vier  Monaten  verurteilt. 

Aus  der  Ehe  des  K.  mit  der  N.  stammen  zwei  Kinder  und  zwar 
a)  Marie  Sophie  Katharine,  geboren  am  9.  November  1882«  zur  Zeit 
im  Mutterhause  in  Gmünd  untergebracht,  und  b)  Josef  Oawinn,  ge- 
boren am  7.  Juni  1886,  zur  Zeit  in  einer  Anstalt  in  Wulfingen  unter- 
gebracht —  Mathilde  N.  ist  am  21.  August  1896  in  Efslingen  ge- 
storben. Aus  Anlafs  der  von  der  württembergischen  Regierung  in 
Anregung  gebrachten  Frage  nach  der  Staatsangehörigkeit  der  genannten 
zwei  Kinder  wurde  infolge  der  Note  der  mährischen  Statthalterei  vom 
20.  November  1897  im  Hinblicke  auf  §  94  a.  b.  O.B.  und  die  Hof- 
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dekrete  vom  27.  Juni  1837,  J.O.S.  Nr.  208  bezw.  vom  25.  November 
1839,  J.0.8.  Nr.  392,  bei  dem  Landgerichte  in  BrOun  die  amtliche 
Untersuchung  der  Gtlltigkeit  der  von  K.  mit  der  N.  geschlossenen  Ehe 
am  80.  November  1897  eingeleitet,  wobei  das  Landesgericht  seine 
Zuständigkeit  zu  dieser  Untersuchung  mit  Beschlufs  vom  80.  November 
1897  anerkannte  und  sohin  das  Verfahren  in  Gemttfsheit  des  Hof- 
dekretes vom  28.  August  1819,  J.6.S.  Nr.  1595,  und  der  JustMin.VO. 
vom  9.  Dezember  1897,  R.G.B1.  Nr.  283,  durchgefllhrt  hat  Der  Ver- 
teidiger des  Ehebandes  berührte  bei  der  mündlichen  Verhandlung  die 
Frage,  ob  nicht  eine  von  Amtswegen  zu  wahrende  Unzuständigkeit 
vorliege  und  erblickt  einen  Mangel  des  Verfahrens  darin,  dafs  in  dieser 
Rechtssache  kein  Klüger  aufgetreten  sei  und  f^  Mathilde  N.  kein 
Kurator  bestellt  wurde. 

Das  Landesgerieht  in  Brunn  erklärte  mit  Urteil  vom  7.  Jänner 
1899  die  von  Josef  K.  mit  Mathilde  N.  geschlossene  Ehe  für  ungültig 
und  sprach  aus,  dafs  K.  an  der  Ungültigkeit  dieser  Ehe  die  Schuld  trog. 

Entscheidungsgründe:  Anlangend  zunächst  die  vom  Ver- 
teidiger des  Ehebandes  aufgeworfene  Zuständigkeitsfrage  ist  zu  be- 
merken, dafs  das  Landesgericht,  indem  es  die  amtliche  Untersuchung 
der  Gültigkeit  der  in  Rede  stehenden  Ehe  mit  dem  Bescheide  vom 
30.  November  1897  einleitete,  seine  Zuständigkeit  ausgesprochen  hat,  — 
dafs  der  Verteidiger  des  Ehebandes  diesen  Bescheid  in  Rechtskraft  er- 
wachsen liefs,  —  dafs  das  Landesgericht  sohin  gemäfs  Art.  XX  des 
Einf.Ges.  zur  J.N.  und  §  50  Z.  2  J.N. ,  ungeachtet  der  Überleitung 
der  Rechtssache  in  das  neue  Verfiihren,  zu  deren  Entscheidung  zu- 
ständig blieb  und  daft  der  Senat,  welcher  über  die  Rechtssache  zu  ur- 
teilen hat,  an  den  früheren  Zuständigkeitsbeschlnfs  gemäfs  §  425  Abs.  2 
C.Pr.0.  gebunden  ist  Insofeme  aber  das  Groricht  gemäfs  §  42  J.N. 
und  im  Hinblicke  auf  §  261,  Schlufssatz,  der  C.Pr.0.  in  jeder  Lage 
des  Verfahrens  wahrzunehmen  hat,  ob  eine  anhängig  gewoi-dene  Rechts- 
sache nicht  etwa  der  inländischen  Gerichtsbarkeit  entzogen  sei,  ist  zu 
erwähnen,  dafs  nach  Ansicht  des  Gerichtshofes  zur  Prüfdng  der  Gültig- 
keit einer  von  einem  Inländer  im  Auslande  geschlossenen  Ehe,  wenn, 
wie  vorliegend,  der  ausgewanderte  Inländer  seinen  letzten  bekannten 
ordentlichen  Wohnsitz  im  Inlande  hatte  und  ein  dauernder  Wohnsitz 
im  Auslande  weder  durch  Erwerbung  der  ausländischen  Staatsbürger- 
schaft, noch  in  anderer  Weise  dargethan  erscheint,  zumal  dann,  wenn 
die  Untersuchung  der  Ehegültigkeit  im  Interesse  der  Staatsverwaltung 
von  einer  Behörde  angesucht  wurde,  die  österreichischen  Gerichte  be- 
rufen sind.  Dafs  es  eines  Klägers  zur  Einleitung  des  Verfahrens  nicht 
bedurfte,  eigiebt  sich  aus  der  Anordnung  des  §  94  a.  b.  G.B.  und 
des  Hofdekretes  vom  25.  November  1839,  J.6.S.  Nr.  392,  und  die 
Bestellung  eines  Kurators  ftte  Mathilde  N.  erachtet  der  Gerichtshof  f)ir 
vollständig  entbehrlich,  da  sie  ein  Urteil  auf  Trennung  der  Ehe  bereits 
erwirkt  hat  und  vor  Einleitung  des  Verfahrens  gestorben  ist,  und  da 
die  Frage,   ob  die   von  Mathilde  N.   dem  Josef  K.   geborenen  Kinder 
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infotge  schuldloser  Unwiflseoheit  des  Ehehindemisees  ab  eheliche  ansm- 
sehen  seien,  gemäfs  Art  XVI  Einf.OeB.  zur  J.N.  nach  dem  Tode  des 
Vaters  nicht  im  Proaefswege,  sondern  nach  den  Bestimmungen  des 
kaiseri.  Pat  vom  9.  Angost  1854,  R.O.BL  Nr.  208,  zn  iOeen  ist,  sohin 
keinen  G^enstand  der  TorUegenden  Untersnchnng  bildet,  welche  daher 
auch  ohne  Zoziehang  eines  f)lr  die  N.  oder  ihre  Kinder  bestellten 
Korators  in  Gemäfsheit  des  Hofdekretes  vom  27.  Juni  1887,  J.O.S. 
Nr.  208,  rechtswirksam  durchgeführt  werden  konnte.  In  der  Sache 
seihst  war  die  von  Josef  K.  mit  der  Mathilde  N.  geschlossene  Ehe 
sowohl  nach  dem  inländischen  Rechte,  an  welches  K.  gemftfs  §  4 
a.  b.  6.B.  gebunden  war,  als  auch  nadi  franzMschem  Rechte,  unter 
dessen  Herrschaft  die  Ehe  geschlossen  wurde,  als  ungtütig  zu  erklttren, 
da  K.  zur  Zeit  der  Schüefsung  jener  Ehe  bereits  verehelicht  war  und 
seine  Grattin  enter  Ehe  noch  lebte,  da  gemUfs  §  62  a.  b.  6.B.  ein 
Mann  nur  mit  Einem  Weibe  zu  gleicher  Zeit  yermtthlt  sein  kann  und 
die  gttnzliche  Auflösung  des  Ehehandes  zwischen  katholischen  Personen 
nur  durch  den  Tod  des  Einen  der  Gatten  erfolgen  kann  und  auch 
gemftfs  Art  147  Code  civü  eine  zweite  Ehe  vor  Auflösung  der  ersten 
nicht  geschlossen  werden  darf,  gemäfs  Art  184  ibid.  jede  g^gen  diese 
Anordnung  geschlossene  Ehe  sowohl  von  den  Ehegatten  seihst  oder 
von  jedem,  der  daran  ein  Interesse  hat,  oder  von  dem  Staatsproknrator 
angefochten  werden  kann,  Art.  188  ibid.  die  Nullität  einer  solchen 
Ehe  normiert  und  Art  190  dem  Staatsprokurator  das  Recht  einräumt 
und  die  Pflicht  auferlegt,  die  Nichtigkeitserklärung  einer  solchen  Ehe 
herbeizuführen.  Anlangend  den  Umstand,  welcher  von  den  beiden 
Elh^gatten  an  der  Ungültigkeit  der  Ehe  die  Schuld  trägt,  ist  folgendes 
zu  bemerken:  Die  amtliche  Untersuchung  hat  keinerlei  Moment  zu 
Tage  gefordert,  ans  welchem  geschlossen  werden  könnte,  dafs  Mathilde 
N.  zur  Zeit  der  Eheschliefsung  Kenntnis  davon  gehabt  hätte,  dafs 
Josef  K.  in  einer  gültig  bestehenden  Ehe  verheiratet  sei  und  selbst 
wenn  dessen,  im  Zuge  des  Stiafverfahrens  gemachte  Angabe,  er  habe 
der  N.  mitgeteilt,  dafs  er  verheiratet,  aber  von  seiner  noch  lebenden 
Frau  geschieden  sei,  der  Wahrheit  entsprechen  würde,  so  könnte  noch 
immer  nicht  eine  schuldbare  Kenntnis  des  Ehehindemisses  auf  seite 
der  N.  angenommen  werden,  da  sie  als  Protestantin  die  Eingehung 
einer  Ehe  mit  einem  „geschiedenen"  Ehegatten  nicht  als  verboten  er- 
kennen konnte  oder  mufste.  Der  Gerichtshof  gkubte  sich  übrigens 
den  Feststellungen  des  Landgerichtes  in  Bromberg  hinsichtlich  des 
Verschuldens  der  Ehegatten  anschliefsen  zu  sollen,  da  vor  jenem 
Gerichte  die  Ehegatten  noch  selbst  verhandelten  und  gehört  wurden, 
das  Erkenntnis  jenes  Gerichtes  sohin  den  sichersten  Mafsstab  ftlr  die 
Frage  eines  etwaigen  Verschuldens  der  N.  bildet  Dafs  Josef  K.  zur 
Zeit  der  zweiten  Eheschliefsung  sich  nicht  im  Unklaren  darüber  be- 
finden konnte,  dafs  seine  erste  Ehe  noch  zu  Recht  bestehe,  ist  bereits 
durch  das  Urteil  des  Landesgerichtes  für  Strafeachen  in  Brunn  vom 
23.  April  1891  festgestellt  worden,  und  da  Josef  K.  trotz  Kenntnis 
des  bestehenden  Ehehindemisses  an  die  Eingehung  einer  zweiten  EIhe 
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schritt,  war  auaziiBprecheii ,  dafs  er  die  Schuld  an  der  Ungültigkeit 
dieaer  Ehe  trag. 

In  der  vom  Verteidiger  des  Ehebandes  gegen  das  landesgerichtliche 
Urteil  ergriffenen  Berafting  strebt  derselbe  aonllchst  dessen  Anfhebnng 
an,  weil  a)  das  Prozefsgericht  nicht  zostündig  gewesen;  b)  ein  Kläger 
in  dem  Ver&hren  nicht  aufgetreten;  c)  ein  Kurator  der  Mathilde  N. 
nicht  beigezogen  worden  sei;  d)  weil  über  dieselbe  Streitsache  bereits 
das  Landgericht  in  Bromberg  entschieden  habe.  —  Ftlr  den  Fall,  als 
den  Berofongsgründen  a),  b),  c),  d)  nicht  Folge  gegeben  werden  sollte, 
beantragt  der  Verteidiger  des  Ehebandes  AbKnderong  des  erstrichter- 
lichen Urteiles  dahin,  dafs  die  oben  bezeichnete  Ehe  für  gtütig  zu 
erklären  sei. 

Den  prozefshindernden  und  formellen  Berafnngsgrttnden  überhaupt 
wurde  im  BerufungsverfHhren  keine  Folge  g^eben  und  in  die  Ver- 
handlung zur  Sache  selbst  eingegangen. 

Das  Oberlandesgericht  in  Brunn  als  Berufungsgericht  hat 
die  Berufung  zurückgewiesen,  das  landesgerichtliche  Urteil  bestätigt 
und  ausgesprochen,  dafs  die  von  Josef  K.  mit  der  Mathilde  N.  ge- 
schlossene Ehe  für  den  Rechtsbereich  der  im  österreichischen  Reichs- 
rate vertretenen  Königreiche  und  Länder  für  ungültig  erklärt  werde 
und  dafs  Josef  K.  an  der  Ungültigkeit  der  Ehe  die  Schuld  trägt 

Entscheiduogsgründe:  Die  formalen  Berufungsgründe  halten 
einer  ernsten  Prüfung  nicht  Stand.  Die  Zuständigkeitsfrage  kann  in 
keinem  anderen  Sinne  gelöst  werden,  wie  es  im  erstrichterlicben  Urteile 
geschehen.  Josef  K.  war  bis  zu  seinem  im  Jabre  1895  erfolgten  Tode 
österreichischer  Staatsbürger  und  es  kam  nicht  hervor,  dafs  er  aufgehört 
hätte,  es  zu  sein.  Als  solcher  hat  er  demnach  auch  die  hier  in  Frage 
stehende  zweite  Ehe  zu  Paris  geschlossen ;  er  hatte  auch  hier  in  (Vster- 
reich  —  Brünner  Sprengel  — ,  wie  die  Akten  der  strafgerichtlichen 
Untersuchung  zeigen,  seinen  letzten  bekannten  ordentlichen  Wohnsitz. 
Es  kann  also  mit  Wirkung  für  das  Inland  auch  nur  ein  österreichisches 
Gericht,  und  zwar  insbesondere  das  Landesgericht  in  Brunn,  über  die 
Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  der  von  ihm  mit  Verletzung  der  Vorschrift 
des  §  62  a.  b.  G.B.,  an  die  er  gemäfs  §  4  a.  b.  G.B.  auch  im  Aus- 
lande gebunden  geblieben  ist,  geschlossenen  Ehe  mit  Mathilde  N.  er- 
kennen. Es  war  deshalb  ganz  richtig,  dafs  der  Verteidiger  des  Ehe- 
bandes den  Bosch  lufs  des  Landesgerichtes  in  Bruno  vom  30.  November 
1897,  womit  dasselbe  sich  zur  Führung  der  Untersuchung  Über  diesen 
Gegenstand  zuständig  erklärt  hat,  in  Rechtskraft  erwachsen  liefs.  Von 
einer  absoluten  Unzuständigkeit  der  österreichischen  Gerichte  überhaupt 
im  Sinne  des  §  42  J.N.  kann  schon  gar  keine  Rede  sein,  da  §  100 
J.N.  die  Entscheidung  über  eherechtliche  Fragen  gegen  einen  öster* 
reichischen  Staatsaugehörigen  in  Ermangelung  anderer  Gerichtsstände 
dem  allgemeinen  Gerichtsstande  des  Klägers,  eventuell  dem  Landes- 
gerichte in  Wien  zuweist,  somit  die  Zuständigkeit  österreichischer 
Gerichte  wahrt  Wenn  im  gleichen  Gegenstande  bereits  ein  anderes 
Gericht,  nämlich  die  erste  Civilkammer  des  Landgerichtes  in  Bromberg 
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erkannt  hat,  so  steht  das  der  Kompetens  des  Landesgerichtes  in  Brttnn 
nicht  entg^g;en,  weil  jenes  Erkenntnis  nicht  in  Ansttbnng  der  öster- 
reichischen Jnstiahoheit  erflofs  nnd  fttr  das  InUnd  ohne  Wirkung  er- 
scheint, —  womit  sogleich  der  Einwendung  der  entschiedenen  Streit- 
BMhe  jede  Gnmdlage  entzogen  ist  Ein  formeller  Mangel  des  dorch- 
geftlhrten  VerfiJirens  konnte  nicht  wahigenonunen  werden,  da  es  im 
Wesen  einer  nach  §  94  a.  b.  O.B.  darchzufbhrenden  Dntersnchnng 
li^  dafs  sie  von  Amtswegen,  also  nicht  auf  Parteibetreiben,  —  dem- 
nach anch  ohne  dala  es  einen  Klüger  oder  Geklagten  giebt,  —  ihren 
Fortgang  nimmt,  wie  es  vorliegend  auf  das  Anlangen  der  aar  Wahmng 
der  öfibntlichen  und  staatlichen  Interessen  henken  Landesbehtfrde 
geschehen  ist  Der  Umstand,  dafs  beide  beteiligten  Penonen,  Josef  E. 
nnd  Mathilde  N.,  schon  vor  Einleitung  der  Untersnchnng  gestorben 
waren,  bildete  nach  dem  Hofdekrete  vom  27.  Jnni  1887,  J.0.8. 
Nr.  208,  kein  Hindernis,  —  die  Nichtbeiziehnng  eines  Kurators  der 
bereits  yerstorbenen  Mathilde  N.  enthält  keinen  Verstofs  gegen  eine 
ProiefsTorschrift,  nachdem  aus  dem  Urteile  des  Landgerichtes  in 
Brombezg  feststeht,  dafs  sie  dort  die  Nichtigerklärung  der  hier  in 
Fnge  stehenden  Ehe  betrieben  und  erwirkt  hat  Überdies  ist  auch 
im  angefochtenen  Urteile  die  Schuldlosigkeit  der  N.  an  dem  Zustande- 
kommen der  ungültigen  Ehe  ausgesprochen  und  ihr,  sowie  den  aus 
dieser  Verbindung  hervorgegangenen  Kindern  das  Recht  gewahrt,  die 
hieraus  zu  ihren  Gunsten  sich  ergebenden  Rechtsfolgen  im  aufser- 
streitigen  Wege  geltend  zu  machen.  In  der  Sache  selbst  genügt  es, 
den  Beschwerdeausftüirungen  gegenüber  auf  die  vollkommen  zutreffende 
nnd  dem  Gesetze  wie  der  Aktenlage  entsprechende  Begründung  im 
erstrichterlichen  Urteile  zu  verweisen,  aus  welcher  auch  schon  hervor- 
geht, dab  selbst  bei  Heranziehung  des  französischen  Rechtes  die  in 
Paris  von  Josef  K.  mit  der  Mathilde  N.  geschlossene  Verbindung  un- 
gesetzlich und  deren  Nichtigerklärung  unausbleiblich  gewesen  wäre,  da 
ELs  erste  Ehe  mit  Rosa  P.,  solange  diese  lebte,  aufrecht  bestanden 
hat,  —  auch  das  französische  Recht  die  Polygamie  verbietet  und  auch 
nicht  hervorgekommen  ist,  dafs  Josef  K.  in  Frankreich  etwa  die 
Trennung  seiner  ersten  Ehe  durchgesetzt  hätte. 

Der  Oberste  Gerichtshof  als  Revisionsgericht  hat  der  Re- 
vision des  Verteidigers  des  Ehebandes  keine  Folge  gegeben,  in  Über- 
einstimmung mit  dem  Urteile  des  Berufungsgerichtes  die  von  Josef  K. 
mit  Mathilde  N.  geschlossene  Ehe  für  den  Rechtsbereich  der  im  öster- 
reichischen Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  fUr  ungültig 
erklärt  und  ausgesprochen,  dafs  Josef  K.  die  Ungültigkeit  dieser  Ehe 
verschuldet  hat 

Gründe:  Der  Verteidiger  des  Ehebandes  begehrt  die  Revision 
zunächst  nach  §  508  Z.  1  C.Pr.O. ,  weil  nach  seiner  Meinung  das 
Urteil  des  Berufungsgerichtes  nach  §  477  Z.  3,  4  und  5  CPr.O. 
wegen  Unzuständigkeit  des  Gerichtes  in  örtlicher  Beziehung,  —  v^egen 
des  Mangels  der  Beiziehung  eines  Klägers  und  wegen  des  Mangels  der 
Aufstellung  eines  Kurators  Air  Mathilde  N.  nichtig  ist     Die  Frage  der 
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Znstllndigkeit  wurde  jedoch  vom  Berofongigerichte  dem  Gesetee  gendlfii 
gel(tot  and  ist  der  um&ssenden  Begrttndang  dee  angefochtenen  Urteiles 
in  diesem  Punkte  nichts  beiznfbgen;  der  Aossprach  dos  Bemfongs- 
gerichtes,  dafs  es  der  Au&tellang  eines  eigenen  Klagen  nicht  bednifte, 
findet,  nachdem  die  Ungtütigkeit  einer  Ehe,  welcher  das  Hindernis  des 
§  62  a.  b.  O.B.  entgegensteht,  gemitls  §  119  a.  b.  O.R  von  Amts- 
w^en  untersucht  werden  mufs,  in  der  Vorschrift  des  Hofdekretes  vom 
25.  November  1889,  J.G.S.  Nr.  392,  seine  fiechtfortigung;  die  Be- 
stellung eines  Kurators  für  die  seither  verstorbene  Mathilde  N.  war 
aber  nicht  erforderlich,  nachdem  sie  selbst  vor  dem  Landesgerichte  in 
Bromberg  verlangt  hatte,  dafs  ihre  Ehe  mit  Josef  EL  als  nichtig  erklärt 
werde,  —  diesem  Begehren  auch  entsprochen  wurde,  —  die  SteUang, 
die  sie  in  der  Sache  einnahm,  in  unzweifelhafter  Weise  feststand,  — 
ihren  Rechten  in  keiner  Art  nahegetreten  wurde,  —  sie  einer  weiteren 
besonderen  Vertretung  nicht  bedurfte.  Zur  Aufhebung  des  angefochtenen 
Urteiles  li^  hiemach  kein  Anlafs  vor;  es  kann  aber  auch  nicht  er> 
kannt  werden ,  dafs  dieses  Urteil  auf  einer  unrichtigen  rechtlichen  Be- 
urteilung der  Sache  beruhe  und  demnach  der  zweitangerufene  Revisions- 
grund  Z.  4  des  §  503  C.F^.0.  vorhanden  sei.  Diesen  ßevisionsgrund 
macht  der  Verteidiger  des  Ehebandes  geltend,  insoforne  die  Einrede 
der  rechtskräftig  entschiedenen  Streitsache  abgewiesen  und  vom  Berufungs- 
gerichte auf  das  französische  Recht  hingewiesen  wurde.  Obige  Einrede 
hat  aber  das  Berufungsgericht  mit  Recht  darauf  verwiesen,  dafs  das 
Urteil  des  ausländischen  Gerichtes  im  Geltungsgebiete  des  österreichischen 
allgemeinen  Bürgerlichen  Gesetzbuches  keine  Rechtswirkung  hat,  und 
in  der  anderen  Richtung  zeigen  einerseits  die  Ausführungen  der  Be- 
rufung, auf  welche  sich  der  Verteidiger  in  der  Revisionsschrift  bezieht, 
dafs  er  das  Ehehindemis  des  Katholizismus  nach  §  119  a.  b.  G.B.  und 
den  Hofdekreten  vom  26.  August  1814,  J.G.S.  Nr.  1099,  und  vom 
17.  Juli  1885,  J.G.S.  Nr.  61,  mit  dem  Ehehindemisse  des  §  62  a.  b. 
G.B.  in  ungehörige  Verbindung  bringt,  andererseits  die  Urteilsgründe 
des  Berufungsgerichtes,  dafs  dasselbe  ausschliefslich  nach  östemichischem 
Rechte  entschieden  und  nur  nebenbei  auf  die  ftvmzösische  Gresetzgebung 
hingewiesen  hat  und  entfUlt  daher  ftlr  das  Revisionsgericht  die  Not- 
wendigkeit einer  FMlfung,  ob  die  Auslegung,  welche  die  französischen 
Gesetze  gefunden  haben,  auch  richtig  sei. 

Der  im  Art  27  Ahs.  4  des  internationalen  Übereinkommens  über 
den  Eisenbahnfrachtverkehr  vom  14.  Oktober  1890,  R.G.BI 
Nr.  186  ex  1892,  normierte  Gerichtsstand  ist  ein  ausschliefslicher 
und  hat  auch  dann  Geltung,  wenn  die  Bahn  in  einem  andern 
Staatsgebiete  eine  selbständige  Niederlassung  hat. 

Entsch.  vom  2a  März  1899,  Z.  1536.  —  Plenarsenat  (Belage  z.  Allg.  Ost. 
Gerichtszeitnng  1899,  Ciy.Entsch.  I  S.  151). 

Die  gegen  die   königl.  bayerischen  Staatsbahnen,    vertreten  durch 
die  Generaldirektion  derselben  in  Mttnchen,  wegen  Ersatzes  des  an  den 
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der  bajeriflchen  Staatsbahn  zu  Eger  zum  Thmsporte  ttbeigebenen 
Waren  entstandenen  Schadens  gerichtete  Klage  wurde  vom  Bezirks- 
gerichte in  Eger  flber  die  Einwendung  der  Bekhigten  unter  Be- 
rufung auf  die  Bestimmung  des  Art.  27  Abs.  4  des  intematioaalen 
Übereinkommens  über  den  Eisenbahnfirachtverkehr  vom  14«  Oktober 
1890,  R.6.B1.  Nr.  186  ex  1892,  wegen  Unzuständigkeit  des  Gerichtes 
zurückgewiesen,  da  sich  der  Sitz  der  Generaldirektion  der  Bahn  in 
Mtlnchen  befindet 

Das  Rekursgericht  hat  jedoch  zufolge  der  Vorschrift  des  §  87 
J.N.  die  Einwendung  der  Unzuständigkeit  des  Gericht«!  verworfen, 
weil  die  königl.  bayerische  Guterverwaltung  in  Eger  einen  selbständigen 
Wirkungskreis  hat,  daher  als  besondere  Niederlassung  der  ktfnigl.  baye- 
rischen Staatsbahn  angesehen  werden  mufs. 

Dagegen  stellte  der  Oberste  Gerichtshof  den  erstrichterlichen 
Beschlufs  wieder  her.  Denn  gemäfs  Art  27  Abs.  4  des  unter  dem 
5.  November  1892,  R.G.B1.  Nr.  186,  kundgemachten  internationalen 
Übereinkommens  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  vom  14.  Oktober 
1890,  welches  Übereinkommen,  wie  der  erste  Richter  richtig  ausfahrt, 
noch  derzeit  in  gesetzlicher  Geltung  steht  und  durch  Art  1  des  Einf.- 
Ges.  zur  J.N.  vom  1.  August  1895,  R.G.B1.  Nr.  111,  nicht  aufgehoben 
encheint,  weil  Staatsverträge  tlber  Gegenstände  des  Privatrechtes  durch 
einseitige  Gesetzesänderungen  seitens  eines  der  kontrahierenden  Staaten 
nicht  berührt  werden,  kann  die  ELlage  aus  einem  Frachtvertrage  nur 
vor  einem  Gerichte  des  Staates  anhängig  gemacht  werden,  in  welchem 
die  geklagte  Bahn  ihren  Wohnsitz  hat,  und  welches  nach  den  Gesetzen 
dieses  Staates  zuständig  ist  Diese  Bestimmung  mufs,  wenn  sie  richtig 
gewürdigt  wird,  dahin  verstanden  werden,  dafs  eine  Bahn,  welche  den 
Bestimmungen  des  gedachten  Übereinkommens  unterliegt,  auch  dann 
nur  bei  den  Gerichten  des  Staates,  wo  sie  ihren  Wohnsitz  hat^  geklagt 
werden  kann,  wenn  sie  in  einem  andern  Staatsgebiete  eine  Nieder- 
lassung hat  Denn  es  versteht  sich  von  selbst,  daPs  jedes  Rechtssubjekt, 
somit  auch  eine  Bahn  ohne  eine  besondere  abweichende  Gesetzes- 
bestimmung nur  vor  den  Gerichten  des  Staates  in  Anspruch  genommen 
werden  kann,  welchem  dasselbe  angehört.  Wollte  daher  das  erwähnte 
internationale  Übereinkommen  nur  dies  zum  Ausdrucke  bringen,  dann 
wäre  die  Bestimmung  des  Art.  27  Abs.  4  überflüssig,  weil  selbstver- 
ständlich, und  es  mufs,  nachdem  auch  Staatsverträge  gemäfs  §  914 
a.  b.  G.B.  so  auszulegen  sind,  da(s  sie  von  Wirksamkeit  sind,  an- 
genommen werden,  dafs  das  internationale  Übereinkommen  weitergehen 
und  die  Bahn  mit  ihrem  gesamten  Geschäftsbetriebe,  daher  auch  mit 
den  Niederlassungen,  welche  sie  allen&lls  in  einem  andern  Staats- 
gebiete hat,  der  Gerichtsbarkeit  ihres  Staates  unterstellen  wollte.  Selbst 
wenn  daher  die  Bahn-  und  Güterstation  der  königl.  bayerischen  Staats- 
bahnen in  Eger  als  eine  Niederlassung  im  Sinne  des  §  87  J.N.  anzu- 
sehen wäre,  konnten  die  genannten  Staatsbahnen  nach  Mafsgabe  des 
cit.  Art  27  Abs.  4  nur  vor  dem  zuständigen  bayerischen  Gerichte  geklagt 
weiden,  nachdem  sie  fe8^;e8tellterma&en  ihren  Wohnsitz  in  Bayern  haben. 


76  Beehtopiechiing. 

Das  Bezirksgericht    in   Eger   bat    daher   mit  Reeht  seine  Unsa- 
Btitndigkeit  ausgesprochen,   und  war  sein  Beschlufs  wiederhensostellen. 


Die  privtxtrechÜiehe  Rechts-  und  Handlungsfähigheit  einer   aus- 
ländischen Aktiengesellschaft  ist  nicht  von  deren  Zulassung  eum 
gewerbsmäfsigen  Geschäftsbetriebe  im  Sinne  der  kaiserl.  Verordnung 
vom  29.  November  1865,  R.O.BI  Nr.  X87,  bedingt. 

EntBch.   vom   30.  Mai  1899,   Z.  5897  (Beil.  z.  AUg.  Osten.  Gerichteaeitiing 
Jahrgang  1899,  CÜTilentscheidungen,  8.  161  ff.). 

A.  belangte  mittels  Klage  1)  das  in  Österreich-Ungarn  bestehende 
Syndikat  einer  ansländischen ,  in  London  registrierten  Papierfabriks- 
^tiengeseUschaft  and  2)  deren  Direktor  B.  anf  Zahlung  von  750  fl. 
für  bestellte  Plakate,  und  gründete  die  Haftpflicht  des  letzteren  darauf, 
dafs  er  für  die  erstgeklagte  Gesellschaft  mit  dem  KItfger  verhandelt, 
die  Bestellang  gemacht  und  den  Vertrag  abgeschlossen  habe,  dafs  das 
beklagte  Syndikat  in  Osterreich  im  Sinne  der  kaiserl.  Verordnung  vom 
29.  November  1865,  R.O.B1.  Nr.  127,  nicht  zogelassen  sei,  in  Öster- 
reich daher  nicht  als  existente  juristische  Person  angesehen  werden 
könne,  daher  B.  im  Sinne  des  Art  211  H.O.  persönlich  zu  haften  habe. 

Die  erste  Instanz  verurteilte  das  Syndikat  zur  Zahlung  des 
eingeklagten  Betrages,  wies  jedoch  das  Klagsbegehren  gegenüber  dem 
B.  ab  aus  folgenden  Gründen: 

Die  Bestimmung  des  Art.  211  H.6.  ist  vorliegend  nicht  anwendbar, 
denn  eine  Aktiengesellschaft  besteht  vor  deren  Genehmigung  nicht;  zum 
Schutze  der  dritten  Personen ,  welche  mit  der  zu  gründenden  Aktiengesell- 
schaft Verträge  abschliefsen ,  wurden  darum  die  namens  einer  solchen 
Gesellschaft  Handelnden  ftlr  persönlich  haftbar  erklärt  Die  erstgeklagte 
ausländische  Aktiengesellschaft  existiert  aber  als  Rechtssubjekt  auch  vor 
deren  Anerkennung  im  Sinne  der  kaiserl.  Verordnung  vom  29.  November 
1865,  R.G.B1.  Nr.  127-  Die  Anerkennung  und  Zulassung  zum  Geschäfts- 
betriebe, von  der  diese  Verordnung  spricht,  besagt  nur,  dafs  vor  der 
Zulassungserklttmng  eine  ausländische  Aktiengesellschaft  von  allen  Vor- 
teilen, welche  die  Eintragung  in  das  Handelsregister  mit  sich  bringt, 
ausgeschlossen  bleibt,  und  dafs  ihr  gewerbebehOrdlich  der  Betrieb  von 
Geschäften  untersagt  werden  kann,  die  privatrechtliche  Handlungs- 
ftlhigkeit  der  ausländischen  Aktiengesellschaft  wird  aber  nicht  erst  durch 
deren  Zulassnngserklärung  begründet.  Da  vorliegend  das  geklagte 
Syndikat  ftlr  die  ErftlUnng  der  eingegangenen  Verbindlichkeit  haftet, 
besteht  nicht  der  im  Falle  des  Art  211  H.G.  eintretende  Anlafs,  den 
namens  der  Aktiengesellschaft  Handelnden  persönlich  haftbar  zu  er- 
klären. 

Das  Berufungsgericht  hat  der  Berufung  des  E^lägers  keine 
Folge  gegeben. 

Gegen  das  Urteil  des  Berufungsgerichtes  ergriff  der  Eüäger,  gestUtst 


I 
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auf  den  Beröionggnuid  der  Z.  4  des  §  508  C.Pr.0.  die  Revision,  weil 
seiner  Bemfung  geg;en  jenen  Teil  des  erstrichterlichen  Urteilee,  womit 
sein  Klsgebegehren  (^enttber  dem  Zweitgeklagten  abgewiesen  wurde, 
nicht  stattg^eben  worden  ist 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  derselben  keine  Folge  gegeben 
ans  nachstehenden  Gr finden: 

Die  unrichtige  rechtliche  Beurteilung  der  Sache  will  in  der 
Revisionsschrift  darin  gefunden  werden,  dafs  auch  das  Berufungsgericht 
gleichwie  die  erste  Instanz  die  Bestimmung  des  Art.  211  H.G. ,  auf 
welche  das  Elagebegebren  gegen  den  Zweitgeklagten  auf  Solidarzahlung 
des  Betrages  per  750  fl.  mit  der  Erstgekhtgten  gestützt  wird,  ftlr  nicht 
anwendbar  erklärt  hat;  allein  dieser  Revisionsgrund  liegt  nicht  vor. 
Die  Bestimmung  des  zweiten  Absatzes  des  Art  211  H.G. ,  wonach, 
yWenn  vor  erfolgter  Genehmigung  und  Eintragung  in  das  Handels- 
r^ster  im  Namen  der  Gesellschait  gehandelt  worden  ist,  die  Handelnden 
persönlich  und  solidarisch  haften**,  beruht  darauf,  dafs  nach  dem  ersten 
Absätze  des  cit  Artikels  vor  erfolgter  Genehmigung  und  Eintragung  in 
das  Handelsregister  die  Aktiengesellschaft  als  solche  nicht  be- 
steht, daher  auch  nicht  belangt  werden  kann,  weshalb  diejenigen, 
die  im  Namen  derselben  gehandelt  haben,  persönlich  und  solidarisch 
haften.  Diese  Voraussetzung  trifit  im  vorliegenden  Falle  nicht  zu. 
Denn  das  geklagte  Syndikat,  als  dessen  Manager  oder  Direktor  der  B. 
mit  dem  Kläger  jene  Vereinbarungen  getroffen  hat,  auf  welche  letzterer 
seinen  Anspruch  stützt  ist,  wie  klftgerischerseits  zugegeben  wird  ,  eine 
im  Auslande  bestehende  Aktiengesellschaft  und  in  London  registriert. 
Wenn  auch  dieselbe  nach  der  kaiserl.  Verordnung  vom  29.  November 
1865,  R.G.BI.  Nr.  127,  der  staatlichen  Zulassung  zum  G^eschäftsbetriebe 
im  Inlande  bedurfte,  so  kann  doch  nicht  behauptet  werden,  dafs  sie 
ohne  oder  vor  Erlangung  der  Eonzession  zu  ihrem  gewerbsmälkigen 
Geschäftsbetriebe  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und 
LBndem  der  rechtlichen  Fähigkeit  ermangelte,  Rechtsgeschäfte  hierlands 
m  schliefsen,  und  fUllt  hiermit  der  Grund,  den  für  sie  Handelnden 
(B.)  persönlich  haftbar  zu  erklären.  Es  wurde  dies  vom  Kläger  schon 
selbst  dadurch  anerkannt,  dafs  er  an  erster  Stelle  den  Gewaltgeber, 
d.  i.  das  hierländische  Syndikat  der  Aktiengesellschaft  belangte,  und 
g^gen  diesen  Erstbeklagten  in  beiden  Instanzen  ein  verurteilendes  Er- 
kenntnis erwirkte,  womit  sich  im  Sinne  des  berufenen  Art  211  H.G. 
eine  Verurteilung  des  Zweitgeklagten  B.  aus  dem  Titel  persönlicher 
uid  solidarischer  Haftung  nicht  vereinbaren  läfst 

Die  Abweisung  des  Kkgebegehrens  gegen  den  letzteren  beruht 
daher  nicht  auf  einer  unrichtigen  rechtlichen  Beurteilung  der  Sache, 
rtteksiehdich  auf  einer  nicht  gesetzmäfsigen  Auslegung  der  Bestimmung 
des  Art  211  H.G.,  und  konnte  daher  der  Revision  keine  Folge  ge- 
geben werden. 


78  Rechtspreehung. 

Zwr  Vornahme  der  rücksichÜich  eines  ntuiMrägUck  hervorgekommenen 
(in  der  Verwahrung  eines  Gerichtes  der  Vereinigten  Staksten  von 
Nordamerika  befindlichen)  Nachlafsvermögens  erforderlichen  Amts- 
handlungen ist  jenes  (österreichische)  Gericht  zuständig  ^  welches 
den  Nachlafs  abgehandelt  und  eingeantwortet  hat. 

EntBch.  des  Obersten  Gerichtshofes  yom  6.  Dezember  1899,  Z.  17457. 

Das  Bezirksgericht  in  X  (Böhmen)  hat  die  nachträgliche, 
,  über  das  Gesach  des  Ferdinand  H.  eingeleitete  Abhandlang  der  Ver- 
lassenschaft nach  der  am  13.  Dezember  1896  zu  X  yerstorbenen 
Franziska  S.,  betreffend  die  laut  Zuschrift  des  Superior- Gerichtes  für 
Los  Angelos  Countj  in  Nordamerika  vom  11.  April  1899  in  der  Ver- 
wahrung dieses  Gerichtes  befindliche  Barschaft  von  1605  Doli.  13  Ct., 
über  Antrag  der  Erben  eingestellt,  weil  nach  dem  Handels-  und 
Schiffahrt8?ertrage  (Art  XI)  vom  27.  August  1829,  J.G.S.  Nr.  2505, 
und  des  Just.Min.ErL  vom  6.  Oktober  1858,  Z.  19  492,  die  Erbsver- 
handlung  nach  österreichischen  und  nordamerikanischen  Staatsangehörigen 
ohne  Unterschied  des  Vermögens  von  den  Gerichtsbehörden  und  nach 
den  Gesetzen  des  Landes  gepflogen  werden  soll,  in  welchem  sich  das 
Vermögen  befindet  und  sohin  die  Abhandlung,  welche  nur  zum  Zwecke 
der  Nachweisung  der  RechtmHfsigkeit  des  Erbrechtes  der  hierlands 
domizilierenden  Erben  eingeleitet  worden  ist,  über  Antrag  derselben 
eingestellt  werden  mufs. 

Das  Kreisgericht  in  Y  als  Rekursgericht  hat  den  Rekurs 
des  Ferdinand  H.  unter  Hinweis  auf  die  richtige,  durch  die  Rekurs- 
ausHihrungen  nicht  widerlegte  Begründung  des  erstrichterlichen  Be- 
schlusses und  in  der  weiteren  Erwägung  abgewiesen,  dafs  im  Art  XI 
des  Handels-  und  Schifiahrtsvertrages  vom  27.  August  1829,  J.G.S. 
Nr.  2505 1  nicht  unterschieden  wird,  ob  der  ErbUsser  Unterthan  des 
Staates  ist,  in  welchem  sich  dessen  Vermögen  befindet,  oder  nicht, 
und  §  179  des  kaiserl.  Fat.  vom  9.  August  1854,  R.G.BI.  Nr.  208, 
in  dem  Falle,  als  die  Abhandlung  über  das  neu  hervorgekommene 
Nachlafsvermögen  einem  anderen  Staate  zusteht,  keine  Anwendung 
findet 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  dem  Revisionsrekurse  des 
Ferdinand  H.  stattgegeben,  beide  angefochtenen  Beschlüsse  aufgehoben 
und  dem  Bezirksgerichte  in  X  verordnet,  die  Amtshandlung  in  betreff 
des  nachträglich  hervorgekommenen  Vermögens  der  Franziska  S.  fort- 
zusetzen. Denn  die  Verlassenschaft  nach  Franziska  S.  ist  bereits  vom 
Bezirksgerichte  in  X  abgehandelt  und  mit  der  Einantwortungsurkunde 
vom  15.  April  1897  den  gesetzlichen  Erben  derselben  eingeantwortet 
worden.  Die  in  der  Verwahrung  des  Superior-Gerichts  ftlr  Los  Angelos 
Countj  in  Nordamerika  erliegende  Barschaft  per  1605  Doli.  13  Ct. 
wird  als  ein  nachträglich  hervorgekommenes  Vermögen  der  Franziska  S. 
bezeichnet,  rttcksichtlich  dessen  nach  §  179  des  kaiserl.  Fat  vom 
9.  August  1854,  R.G.B1.  Nr.  208,  vorzugehen  ist  Gemäfs  dieses 
Paragraphen  sind  aber   im  Falle  eines  derart  hervorgekommenen  Ver- 
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mögens  lediglieh  die  erforderlichen  Amtshandlungeii  darüber  vorzu- 
nehmeo,  insbeBondere  die  Vorkehrangeii  zur  Entriehtang  oder  Sicher- 
stellnng  der  gesetzlichen  Gebühren  zu  treffen,  und  ist  eine  neuerliche 
ErbaerkUlmng  und  Einantwortung  hierbei  nicht  erforderlich.  Diese 
Amtshandlungen  vorzunehmen,  steht  jenem  G-erichte  zu,  welches  den 
Nachlafs  abgehandelt  und  eingeantwortet  hat,  weil  sich  dieselben  nur 
als  eine  Fortsetzung  und  Eigttnzung  der  bereits  stattgefundenen  Ein- 
antwortung darstellen  und  sich  auPser  der  Rücksichtnahme  auf  die 
gesetzlichen  Gebühren  im  Wesen  darauf  zu  beschränken  haben,  fest- 
zostellen,  ob  das  neu  hervorgekommene  Vermögen  thatsttchlich  zum 
Nachlasse  gehört  und  den  bereits  anerkannten  Erben  zuzufiiUen  hat. 
Der  Art  XI  des  zwischen  Osterreich  und  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  geschlossenen  Handels-  und  Schiffahrtsvertrages  vom 
27.  August  1829,  J.O.S.  Nr.  2505,  kann  vorliegend  nicht  zur  An- 
wendung kommen,  weil  gemäfs  desselben  die  Gerichtsbarkeit  des  Staates, 
in  welchem  das  Vermögen  sich  befindet,  dann  eintritt,  wenn  die  Frage 
zu  entscheiden  ist,  welchem  von  mehreren  Individuen,  die  auf  die  Erb- 
schaft Ansprüche  machen,  dieselbe  gebühre,  —  diese  Frage  aber  im 
vorliegenden  Falle  gar  nicht  mehr  zu  entscheiden  ist,  sondern  in  der 
erfolgten  Einantwortung  ihre  Erledigung  gefunden  hat.  Damach  steht 
die  Zuständigkeit  dos  Bezirksgerichtes  in  X  zur  Vornahme  der  mehr- 
gedachten Amtshandlungen  aufser  Zweifel,  —  es  waren  daher  gemäfs 
§  16  des  oben  citierten  kaiserl.  Patentes  die  beiden  angefochtenen  Be- 
whlllsse  als  unbegrtlndet  aufzuheben  und  dem  genannten  Bezirksgerichte 
die  Fortsetzung  der  begonnenen  Amtshandlung  aufzutragen. 

Beiträge  eum  Wiener  Krankenanstaltenfonde  von  Nachlässen  der 

Ausländer. 

Entsch.  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes  vom  11.  Juli  1899  (Zeitsehr.  für 
Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  Österrdch  1900  S.  7). 

Der  bewegliche  Nachlafs  eines  Erblassers,  der  zur  Zeit  seines 
Todes  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  im  Wiener  Gemeindegebiete  hatte, 
ist  auch  dann  der  Bemessung  des  Beitrages  zum  Wiener  k.  k.  Kranken- 
anstaltenfonde zu  unterziehen,  wenn  dieser  bewegliche  Nachlafs  bei  der 
ausländischen  Behörde  abgehandelt  wird. 

Die  Bewittigung   der  ExehUi&n  auf  Grund  eines   ausU/ndischen 

Urteils  setgt  die  Zustellung  der  Ladung  vor  die  auswärtige  Behörde 

m  eigenen  Händen  der  Person,  gegen  welche  Exekution  geführt 

werden  soK,  voraus. 

EutBch.  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  27.  September  1899,  Z.  14456. 

Die  erste  Instanz  hat  auf  Grund  des  Urteiles  des  preufsischen 
Landgerichtes  in  Kök  dem  A  gegen  B  zur  Hereinbringung  der  voU- 
atreckbaren  Forderung  im  Betrage  von  100000  Mk.  die  Exekution 
mittelst  Pfitaidung  des  gesamten  Vermögens  des  Verpflichteten,   sowie 


gO  ReehliBprachiing. 

die  Einleitung  der  Yerwahrang  der  gepfilndeten  Qegenstibide,  femer 
die  Exekution  mittelst  P&ndrecbtsbegrttndung  durch  EinTerleibnng  des 
PfiindrechteB  auf  daa  dem  Verpflichteten  gehörige  Haas  in  Wien  zu 
Gunsten  eines  TeilbetrageB  von  50000  Mk.  der  erwähnten  YoUstreck- 
baren  Forderung  bewilligt 

Die  zweite  Instanz  hat  dem  Rekurse  des  Verpflichteten  Folge 
gegeben  und  die  Beschlttsse  der  ersten  Instanz  dahin  abgeändert,  dais 
die  gestellten  Exekutionsanträge  abgewiesen  werden. 

Begründung:  Die  Exekutionsantiäge  stützen  sich  auf  das  g^gen 
den  Verpflichteten  über  eine  Widerklage  des  A  in  Ktfln  vom  Land- 
gerichte in  Ktfln  geOÜlte  rechtskräftige  Versäumnisurtetl.  Nach  §  80 
Exek.O.  kann  einem  solchen  Exekutionsantrage  nur  dann  stattgegeben 
werden,  wenn  —  die  anderen  Voraussetzungen  der  Vollstreckbarkeit 
dieser  Gesetzesstelle  und  des  §  81  Exek.O.  stehen  nicht  in  Frage  — 
die  Ladung  oder  Verfügung,  durch  welche  das  Verfahren  vor  dem 
auswärtigen  Gerichte  eingeleitet  wurde,  der  Person,  wider  welche 
Exekution  geführt  werden  soll,  zu  eigenen  Händen  zugestellt  wurde. 
Aus  der  Mitteilung  des  Landgerichtes  Köln  geht  nun  hervor,  dafs  die 
Widerklage,  über  welche  das  Urteil  erflossen  ist,  dem  ProzefsbevoU- 
mächtigten  des  B  zugestellt  worde  und  die  weitere  Mitteilung  dieses 
Landg^chtes  besagt,  dafs  eine  Prozebvollmacht  des  erwähnten  Proiefs- 
bcTollmächtigten  nicht  vorliegt,  weil  für  das  Verfahren  vor  dem  Land- 
gerichte der  Anwaltszwang  besteht  und  es  daher  der  Vorlage  einer 
solchen  nicht  bedurfte.  Nach  §  106  CPr.O.  können  Klagen  dUerdings 
auch  zu  Händen  eines  zur  Empfangnahme  von  Klagen  ermächtigten 
Vertreters  zugestellt  werden,  aber  die  Exekutionsordnung  hat  im  §  80 
einerseits  offenbar  mit  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeit  des  Nachweises 
des  Umfiinges  der  Bevollmächtigung  und  andererseits  mit  Rücksicht 
auf  die  wichtigen  Rechtsfolgen,  wie  sie  die  Exekution  eines  auslän- 
dischen Urteiles  im  Inlande  nach  sich  zieht,  zum  Schutze  der  Inländer 
angeordnet,  dafs  die  das  Ver&hren  einleitende  Ladung  oder  Verfügung 
des  Gerichtes  der  beteiligten  Person  zu  eigenen  Ebnden  zugestellt 
worden  ist  und  weil,  wenn  man  auch  der  Anschauung  wäre,  dafs  der 
Verpflichtete  von  dem  gegen  ihn  eingeleiteten  Ver&hren  deshalb  in 
Kenntnis  gewesen  sei,  weil  schon  mit  einem  früheren  Urteile  g^gen 
ihn  dem  Grunde  nach  auf  Schadenersatzpflicht  erkannt  worden  ist,  dies 
nur  dann  in  Berücksichtigung  gezogen  werden  könnte,  wenn  erwiesen 
Wäre,  dafii  dessen  Vertreter  mit  einer  den  Erfordernissen  des  §  31 
CPr.O.  versehenen  Prozefsvollmacht  ausgestattet  war. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  dem  Revisionsrekurse  des  be- 
treibenden Gläubigers  keine  Folge  gegeben. 

Begründung:  Die  Bestimmung  des  §  80  Ekek.O.  regelt  einen 
ganz  besonderen  Fall,  nämlich  den  Fall  der  Exekutionsbewilligung  auf 
Grund  eines  ausländischen  EriLenntnisses  oder  Vergleiches,  sie  setzt 
hierfür  zum  Schutze  der  Inländer  strenge,  taxativ  angestellte  Be- 
dingungen, mufs  sonach  für  sich  und  ohne  Beziehung  anf  andere 
gleichartige  Gesetzesbestimmungen  beurteilt  und  darf  insboMndere  nicht 
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eztennv  ansgel^  werden.  Wenn  nun  §  80  Z.  2  Ezek.O.  als  eine 
der  zwingenden  Voiatueetzangen  der  genannten  Exekationsbewillignng 
ftTudrücklich  die  ZusteUnng  der  Ladung  vor  die  answürtige  Behörde 
zu  eigenen  Händen  der  Person,  wider  welche  Exekution  geführt 
werden  soll,  vorschreibt,  dann  geht  es  nicht  an,  auch  andere  im  §  106 
Abs.  1  CPr.O.  für  die  Zustellung  von  Klagen  vorgesehene  Arten  in 
diesem  speciellen  Falle  fllr  ziüttssig  zu  erklären,  vielmehr  mnfs  vor- 
liegend an  der  Zustellung  zu  «genen  Händen  als  der  einzig  zulässigen 
ZostellungBart  festgehalten  werden.  Eine  solche  Zustellung  hat  aber 
nicht  stattgeftmden.  Denn  gemäfs  der  Bestätigung  des  Landgerichtes 
m  Köln  wurde  die  Widerklage  des  A  —  und  um  deren  Zustellung 
bandelt  es  sich  hier,  nachdem  auf  Grund  derselben  die  Verurteilung 
des  Verpflichteten  zu  dem  nunmehr  zwangsweise  eingetriebenen  Schadens- 
enatze  von  100  000  Mk.  mit  Urteil  des  Landgerichtes  in  Köln  eifolgt 
nt  —  nicht  dem  Verpflichteten  zu  eigenen  Händen,  sondern  dem  Bechts- 
•nwalte  3.,  welcher  ihn  in  der  gegen  die  Widerkläger  eingebrachten 
Klage  vertreten  hat,  zugestellt  Nachdem  hiemach  der  Voraussetzung 
des  §  80  Z.  2  Exek.0.  nicht  entsprochen  worden  ist,  hat  das  Bekurs- 
gericht  mit  Recht  die  Exekutionsanträge  des  betreibenden  Oläubigers 
abgewiesen,  weshalb  dessen  Bevisionsrekurs  als  unb^rttndet  abgewiesen 
weiden  mnfste. 

Dafs  jemand  im  Auslände  wegßn  dasdbst  verübter  strafbarer 
Handlungen  zu  lebenslanger  Freiheitsstrafe  verurteilt  wurde  und 
men  Teü  dieser  Strafe  bereits  verbüfste,  begründet  für  den  öster* 
reidiischen  Richter  kein  Hindernis ,  wegen  eines  vor  jener  Ver^ 
urteHung  hierlands  verübten  Verbrechens  lebenslange  schwere 
Kerkerstrafe  wider  denselben  m  verhängen. 

EntBch.  vom  14.  April  1899,  Z.  3947  (BeibUtt  z.  Allg.  Ost.  Gerichtsseitung. 
stxafgerichtliche  Entscheidungen  1899  Nr.  38  a  209  E,), 

Der  österreichische  Staatsangehörige  Alphons  H.,  welcher  am 
5.  Jänner  1897  in  Ungarn  einen  Raubmord  und  mehrere  Diebstähle 
begangen  und  sich  sodann  nach  Österreich  geflüchtet  hatte,  mietete  sich 
bei  Marie  S.  in  Wien  ein.  In  der  Nacht  zum  29.  Jänner  1897 
machte  er  sich  daran,  die  in  der  Wohnung  der  Marie  S.  befindlichen 
Habseligkeiten  zusammenzuraffen.  Als  er  eben  im  Begriffe  war,  eine 
Taschenuhr  an  sich  zu  nehmen,  erwachte  die  in  demselben  Zimmer 
Mklafende  Marie  S.  und  sprang  aus  dem  Bette.  Nun  Überfiel  sie 
Alphons  H.,  versetzte  ihr  mit  einer  eisernen  Schiene  zahlreiche  Schläge 
aaf  den  Kopf,  bis  sie  schwer  verwundet  und  bewufstlos  liegen  blieb, 
bemächtigte  sich  sodann  einiger  der  im  Zimmer  befindlichen  Fahrnisse 
nnd  entfloh.  Am  4.  März  1897  in  Marmaros-Szigeth  verhaftet,  ward 
Alphons  EL  dem  Budapester  Qerichtsbofe  eingeliefert  und  am  7*  De- 
lember  1897  wc^gen  des  in  Ungarn  begangenen  Verbrechens  des  Raub- 
mordes und  des  Verbrechens  und  Vergehens  des  Diebstahls  zum  Tode 
vernrtdlt     Mit  Urteil   der   königl.   Gerichtstafel   vom   18.  Mai  1898 
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wurde  die  Strafthat  als  mit  Diebstahl  koaknrrierender  Yonätslicher 
räuberischer  Todschlag  qualifiziert  and  die  Todesstrafe  durch  lebens- 
längliche Zachthansstrafe  ersetzt  Der  Vollzog  der  letzteren  worde  in 
der  Stra&nstalt  Illava  eingeleitet. 

Nunmehr  wendete  sich  das  Wiener  Landesgericht  an  den  Buda- 
pester  Gerichtshof  mit  dem  Ansuchen  um  Auslieferung  des  Alphons  H. 
behu&  Durchführung  des  Strafyerfahrens  gegen  denselben  wegen  des 
an  Marie  S.  in  Wien  begangenen  Verbrechens  des  Raubes.  Der  Buda- 
pester Gerichtshof  bewilligte  die  angesuchte  Auslieferung  des  Sträflings 
unter  der  Bedingung,  dafs  dieser  nach  hierlands  durchgeführtem  Straf- 
verfahren sofort  wieder  in  die  Strafanstalt  Illava  zum  Strafvollzuge 
überstellt  werde.  Demgemäfs  wurde  Alphons  H.  auch  thatsächlich  zur 
Schwurgerichtsverhandlung  an  das  Wiener  Landesgericht  eingeliefert 
Dasselbe  fand  ihn  laut  Urteiles  vom  9.  Februar  1899  des  Verbrechens 
des  Raubes  schuldig  und  verhängte  lebenslangen  schweren  Kerker  über 
ihn.  Gegen  dieses  Urteil  brachte  der  Angeklagte  die  Nichtigkeits- 
beschwerde ein,  in  welcher  unter  anderem  besonders  hervorgehoben 
wird,  dafs  die  Verfolgung  des  Angeklagten  aus  Gründen  des  Prozefs- 
rechtes  ausgeschlossen  war,  und  dafs  über  denselben,  da  er  bereits  in 
Ungarn  zu  lebenslänglicher  Zuchthausstrafe  verurteilt  wurde,  hierlands 
nicht  neuerlich  die  Strafe  des  lebenslänglichen  schweren  Kerkers  ver- 
hängt werden  durfte. 

In  letzterer  Hinsicht  bekämpfte  der  Vertreter  der  Generalprokuratur 
die  Nichtigkeitsbeschwerde  mit  folgenden  Ausführungen:  „Dafs  die 
teilweise  Verbüfsung  der  über  den  Angeklagten  in  Ungarn  verhängten 
lebenslänglichen  Zuchthausstrafe  keinen  Strafaufhebungsgrund  bildet, 
bedarf  angesichts  der  Bestimmungen  der  §§  34,  85,  86  Str.G.  und  des 
§  265  Str.Pr.O.  keiner  Erörterung.  In  Frage  könnte  höchstens  kommen, 
ob  die  Verhängung  lebenslänglicher  schwerer  Kerkerstrafe  statt- 
haft war,  tmd  ob  nicht  etwa  eine  nach  Analogie  des  §  281  Z.  11 
Str.Pr.O.  dem  §  844  Z.  12  Str.Pr.O.  zu  unterstellende  Überschreitang 
richterlicher  Strafbefugnis  vorliegt  Auch  diese  l!>age  ist  jedoch  zu 
verneinen.  Die  Nichtigkeitsbeschwerde  beruft  sich  auf  die  Bestimmungen 
der  §§  36  und  50  Str.G.,  265,  397  und  401  Str.Pr.O.  Keine  dieser 
Gesetzesstellen  vermag  jedoch  die  Verhängung  lebenslanger  schwerer 
Kerkerstrafe  zu  hindern.  Hervorzuheben  ist  zunächst,  dafs  die  Norm 
des  §  265  Str.Pr.O.  vorliegend  nicht  zur  Anwendung  gelangen  kann; 
sie  setzt  voraus,  dafs  die  den  Gegenstand  der  Aburteilung  bildende 
That  mit  einer  anderen  im  Inlande  bereits  judizierten  konkurriere. 
Ein  ausländisches  Strafarteil  kann  fUr  die  Anwendung  des  §  265 
Str.Pr.O.  deshalb  keine  Grundlage  abgeben,  weil  §  36,  letzter  Absatz, 
Str.G.  ihm  die  Vollstreckbarkeit  im  Inlande  versagt  Hierdurch  könnte 
es  kommen,  dafs  bei  Anwendung  des  §  265  Str.Pr.O.  in  Beziehung 
auf  ein  im  Auslande  gefülltes  Urteil  dann,  wenn  der  Verurteilte  sich 
dem  gänzlichen  Vollzuge  der  im  Auslande  über  ihn  verhängten  Strafe 
aus  irgend  welchen  Gründen  entzieht,  nur  mehr  die  im  Inlande  nach 
§   265    Str.Pr.O.    verhängte    Ergänzungsstrafe    in    Vollzug    gesetzt    zu 
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werden  vennOchte,  was  aber  dem  Gkundaatze  der  §§  34  und  35  Str.6. 
geradesQ  widersprttche  ^). 

Die  in  Ungarn  verttbten  strafbar^i  Thaten  des  Angeklagten  waren 
bierlandfl  Überhaupt  nicht  Gegenstand  stra%erichtlicher  Verfolgang.  Das 
in  Ungarn  geftllte  Urteil  wäre  hierlands  höchstens  im  Rahmen  des  §  36 
Str.6.  sa  respektieren.  Wird  aber  berücksichtigt,  da(s  gemäfs  der  Be- 
stimmnngen  des  §  36  Str.6.  und  des  §  56  Str.Pr.O.  AjageUagter  von 
Rechtswegen  nicht  nur  der  im  Inlande,  sondern  aach  der  im  Auslände 
T^rQbten  strafbaren  Handlangen  w^en  in  einem  einheitlichen  Verfahren 
Tcrfolgt,  and  dafs  in  einem  Urteile  darüber  htttte  erkannt  werden  sollen, 
dami  allerdings  wird  man  zu  dem  Schlosse  gelangen,  dafs  in  die  nach 
den  Bestimmongen  des  §  34  Str.6.  über  den  Angeklagten  etwa  zu 
verhangen  gewesene  Strafe  die  in  Ungarn  erlittene  einzorechnen  wäre. 
Allein  diese  Einrechnong  vollzieht  sich  bei  beiderseits  verhängter  lebens- 
länglicher Freiheitsstrafe  in  jeder  Lage  des  Strafvollzuges  von  selbst. 
Die  Strafe  bleibt  eben  von  jedem  Moment  ab  eine  lebenslange,  und 
entfiele  deren  weiterer  Vollzug  in  Ungarn  aus  irgend  einem  6runde, 
80  dafs  mit  der  VoUzagsetznng  des  hierländigen  Strafarteiles  zu  be- 
ginnen wäre,  so  könnte  naturgemäfs  doch  nur  mehr  jener  Teil  der- 
selben vollzogen  werden,  der  nicht  schon  im  Auslande  abgebüfst  wurde. 
Eine  Überschreitung  der  lebenslangen  Strafe  der  Dauer  nach  aber  ist 
an  und  ffatt  sich  unmöglich.  Verwirkt  war  sie  bereits  im  Momente 
der  That  Schon  damals  hätte  sie  von  Rechtswegen  beginnen  sollen. 
Dafs  dies  nicht  der  Fall  war,  und  Angeklagter  noch  längere  Zeit  auf 
freiem  Fufse,  resp.  in  der  Untersuchungshaft  blieb,  dadurch  erscheint 
er  nicht  benachteiligt,  sondern  tbatsächlich  nur  günstiger  gestellt  Von 
einer  Überschreitung  des  nach  §§  34  und  35  Str.6.  anzuwendenden 
Stra&atzes  des  §  195  Str.6.  kann  somit  keine  Bede  sein,  selbst  wenn 
aof  das  in  Ungarn  vom  Angeklagten  bereits  erlittene  Strafübel  Bedacht 
genommen  wird.  Das  Verbot  des  §  50  Str.6.  bezieht  sich,  wie  sich 
aas  der  Vergleichung  der  betre£Penden  Bestimmungen  des  allgemeinen 
Strafgesetzes  mit  den  §§17  und  43  des  Str.6.  vom  Jahre  1803  er- 
giebt,  lediglich  auf  die  in  §  19  Str.6.  bezeichneten  Verschärfungen, 
kann  also  —  selbst  abgesehen  davon,  dafs,  wie  gezeigt,  eine  den  An- 
geklagten benachteiligende  6estaltung  der  Strafe  überhaupt  nicht  vor- 
liegt —  zur  Anfechtung  des  Ausspruches  über  die  Strafe  nicht  heran- 
gezogen werden^).  Die  Frage  der  Vollziehbarkeit  der  Strafe  im 
Inlande  endlich  ist  für  ihre  Verhängung  nicht  mafsgebend.  Die  den 
Strafvollzug  regelnden  Bestimmungen  der  §§  397  und  401  Str.Pr.O. 
kommen  bei  der  UrteilsfkUung  überhaupt  nicht  in  Betracht.  Auch 
wenn  der  Verurteilte  sich  dem  Strafvollzuge  durch  die  Flucht  entzieht, 
tritt    ein    unumgänglich    gewordener   Au&chub    der    Strafe    ein.     Dafs 


1)  Vergl.  von  Kleebom  in  den  Juristischen  Blättern  1880  Nr.  2. 

2)  Vergl.  die  Kassationsentscheidungen  vom  26.  Februar  1897,  Z.  246, 
^oioaiksche  Sammlung  Nr.  2055,  und  vom  9.  Juli  1897,  Z.  6400,  Nowakache 
Sammlung  Nr.  2100. 
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derselbe  vorliegend  aller  WahrBcheinlicbkeit  nach  eintreten  und  aoch 
langer  andauern  wird,  hat  weder  auf  den  Schnldsproch  noch  anf  die 
Straf  bemeasung  irgend  welchen  Einfids.^ 

Der  ElaBsationsbof  £md  die  NichtigkeitsbeBchwerde  m  verwerfen. 

Gründe:  Die  Z.  6  des  §  344  Str.Pr.O.  anrufend,  rügt  die 
Beschwerde  eine  angebliche  Verletzung  der  im  §  320  Str.Pr.O.  ent- 
haltenen Vorschriften,  welche  in  der  Unterlassung  der  von  der  Ver- 
teidigung beantragten  Stellung  emer  auf  das  Verbrechen  des  Diebstahls 
nach  §§  171,  173  und  174^  Str.G.  gerichteten  Eventualftage  gelegen 
sein  soll.  Dieser  Nichtigkeitsgrund  ist  jedoch  nicht  vorhanden,  denn 
zur  Stellung  einer  Eventual^age  ist  der  Grerichtshof  gemäfs  §  320 
Str.Pr.O.  nur  dann  verpflichtet,  wenn  Thatsachen  behauptet  werden, 
welche,  deren  Wahrheit  vorausgesetzt,  die  Subsumtion  der  Anklagethat 
unter  ein  anderes  als  das  in  der  Anklage  bezeichnete  Gesetz  recht- 
fertigen würden.  Eine  Behauptung  solcher  Art  ist  jedoch  von  keiner 
Seite  angestellt  worden,  namentlich  nicht  vom  Angeklagten,  da  sich 
derselbe  bei  der  Hauptverhandlung  darauf  beschrankt  hat,  die  ihm  zur 
Last  gelegte  That  gttnzlich  zu  leugnen^).  Aber  auch  die  im  Vor- 
verßihren  abgegebenen  Depositionen  des  Angeklagten  konnten  den 
Gerichtshof  zur  Stellung  einer  solchen  Eventualfrage  nicht  verpflichten, 
da  Angeklagter  selbst  zagab,  dafs  Marie  S.  schon  in  dem  Momente 
erwachte  und  aus  dem  Bette  sprang,  als  er  die  Uhr  nehmen  wollte, 
dafs  er  sie  zu  Boden  warf  und  am  Halse  packte,  din  beim  Sparherde 
gelegenes  Stück  einer  Eisenschiene  ergriff  und  damit  etwa  achtmal  anf 
ihren  Kopf  losschlug,  bis  sie  bevmfstlos  liegen  blieb,  und  dafs  er  dann 
erst  an  die  Wegnahme  der  Fahrnisse  schritt^).  Es  war  demnach  nach 
den  eigenen  im  wesentlichen  mit  der  Aussage  der  Marie  S.  überein- 
stimmenden Angaben  des  Alphons  H.  im  Vorverfahren  die  der  Marie  S. 
angethane  Gewalt  das  Mittel,  um  sich  der  betreffenden  Eflekten  erst 
zu  bemächtigen,  und  keineswegs  das  Mittel,  um  sich  in  deren  Besitz, 
in  welchem  er  sich  zur  Zeit  der  Gewaltanwendung  noch  gar  nicht  be- 
funden hat,  zu  erhalten. 

Im  Zusammenhange  mit  diesem  Nichtigkeitsgrunde  beanstandet  die 
Nichtigkeitsbeschwerde  aber  auch  vom  Standpunkte  der  Z.  8  des  §  344 
Str.Pr.O.  die  den  Geschworenen  vom  Vorsitzenden  erteilte  Rechts- 
belehrung als  eine  rechtsirrige;  jedoch  gleichfalls  mit  Unrecht.  Denn 
nach  Ausweis  des  mafsgebenden  HauptverhandlungsprotokoUes  lautete 
dieselbe  dahin,  dafs  ein  Diebstahl  nur  dann  vorliegen  würde,  wenn 
der  Angeklagte  alle  G^enstftnde  vor  den  gegen  Marie  S.  geführten 
Schlagen  sich  angeeignet  hatte.     Damit  wurde  blolb  gesagt,   dafs   der 


3)  Im  gleichen  Sinne  Kassationsentschadangen  vom  13.  Oktober  1377, 
Z.  9698,  Notoakache  Sammlung  Nr.  59,  vom  29.  September  1880,  Z.  G081, 
vom  9.  November  1883,  Z.  10861,  vom  9.  Februar  1889,  Z.  14455,  AouTolMehe 
Sammlang  Nr.  1204  und  viele  andere. 

4)  ST  übrigens  die  Kassationsentscheidang  vom  8.  Juni  1895,  Z.  2544» 
Nowakache  {Sammlung  Nr.  1897. 
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DeUktsb^giiff  des  §  174  ^  Str.O.  vomnBBeise,  dafii  die  Wegnahme  der 
Saehen  der  Gewalt  voraoBgehe,  wogegen  sie  beim  Raube  der  Gewalt 
nachfolgt  Insoweit  deckt  sich  die  Rechtsbelehmng  mit  den  gesetz- 
liehen Bestimmangen  nnd  mufs  sohin  als  richtig  anerkannt  werden. 

Als  Nichtigkeitsgmnd  der  Z.  10  ■»  des  §  344  Str.Pr.O.  führt  die 
Beschwerde  ans,  die  Verfolgung  des  Angekkgten  sei  ans  Gründen  des 
Prosefsrechtes  ausgeschlossen  gewesen,  und  sei  die  Strafbarkeit  der 
That  auch  deshalb  aufgehoben,  weil  Angeklagter  eine  in  Ungarn  ihm 
wegen  eines  früheren  Deliktes  snerkannte,  angeblch  mit  Nebenstrafen 
verbundene  lebenslange  schwere  Kerkerstrafe  bereits  teilweise  verbtlfst 
habe;  es  hatte  demnach  dem  vor  der  Fragestellung  gestellten  Antrage 
der  Verteidigung  (§  817  Str.Pr.O.),  den  Angeklagten  freizusprechen, 
stattgegeben  werden  sollen,  da  ja  eine  Verurteilung  schon  deshalb  nicht 
erfolgen  könne,  weil  die  Strafe  gesetzmäfsig  nicht  yollziehbar  sei. 
Dieser  Nichtigkeitsgmnd  erweist  sich  als  haltlos.  Wird  nKmlich  er- 
wogen, dafs  der  Angeklagte  österreichischer  Staatsangehöri^r  ist  und 
das  ihm  zur  Last  gelegte  Verbrechen  im  Inlande  begangen  bat,  daher 
seine  Aburteilung  und  Bestrafung  nach  den  h«er  geltenden  Strafgesetzen 
auch  den  inländischen  Gerichten  zusteht,  dafs  ferner  die  vom  Lande»- 
gerichte  Wien  mit  den  königl.  ungarischen  Gerichten  unter  Genehmigung 
des  königL  ungarischen  Justizministeriums  getrofiene  Vereinbarung,  wo- 
nach Angeklagter  nach  seiner  Verurteilung  in  Ungarn  an  das  Landes- 
gericht in  Wien  behufi  Durchfllhrung  der  Hauptverhandlung  gegen 
seinerzeitige  Rückstellung  eingeliefert  wurde,  im  Gesetze  nirgends  ver- 
boten ist*),  vielmehr  im  §  421  Abs.  3  Str.Pr.O.  ihre  Rechtfertigung 
findet,  so  kann  man  sich  der  Erkenntnis  nicht  verschliefen,  dafs  das 
Lande^ericht  den  obigen,  bei  der  Hauptverhandlung  geltenden  Antrag 
der  Verteidigung  auf  Freisprechung  des  Angeklagten  mit  vollem  Rechte 
abgewiesen  hat,  zumal  die  Voraussetzungen  des  §  817  Str.Pr.O.,  dafs 
die  Strafbarkeit  durch  Verjährung  oder  Begnadigung  aufgehoben,  oder 
die  Verfolgung  aus  Gründen  des  Prozefsrechtes  ausgeschlossen  ist,  in 
keiner  Richtung  gegeben  erscheinen. 

Auch  das  von  der  Nichtigkeitsbeschwerde  herangezogene  Argument, 
dafs  die  vom  Landesgerichte  Wien  verhängte  Strafe  in  Gemäfsbeit  des 
§  397  Str.Pr.O.  nicht  vollziehbar  sei,  da  Angeklagter  vom  ungarischen 
Grerichte  zu  lebenslänglicher  Zuchthausstrafe  verurteilt  und  nach  der 
hierländischen  Aburteilung  wieder  an  das  ungarische  Gericht  zur  Ver- 
bflfsung  seiner  von  demselben  wider  ihn  verhängten  Strafe  rückzuliefem 
sei,  trifft  nicht  zu,  weil  zwar  diese  Strafe  ähnlich  wie  in  dem  Falle 
des  §  398  Str.Pr.O.  oder  im  Falle,  als  der  Angeklagte  flüchtig  wird, 
80  Umge  nicht  vollstreckt  werden  kann,  als  das  dem  Strafvollzuge  ent- 
gegenstehende Hindernis  andauert,  d.  i.  so  lange  der  Angeklagte  seine 
Strafe  in  Ungarn  verbttfst,  der  Vollzug  aber  dann  sofort  möglich  wird, 


5)  Vergl.  die  Kassationsentscheidnng  vom  8.  Mai  1897,  Z.  3659  (Beilage 
JJiLV.Bl.,  Jahrg.  1897,  Nr.  1358  r^ou^oitsehe  Sammlung  Nr.  2095). 


86  Reehteprechong. 

wenn  dieses  Hindernis,  allenMls  zufolge  einer  in  Ungarn  etfolgten 
Begnadigung  oder  der  Flucht  des  Angeklagten,  wegftLllt. 

In  Frage  könnte  höchstens  kommen,  oh  die  Verhängung  lebens- 
länglicher  schwerer  Kerkerstrafe  statthaft  war,  und  ob  nicht  etwa  eine 
nach  Analogie  des  §  281  Z.  11  Str.Pr.O.  dem  §  344  Z.  12  Str.Pr.O. 
zu  unterstellende  Überschreitung  richterlicher  Strafbefugnis  vorliege, 
welcher  Nichtigkeitsgrund,  wenn  auch  nicht  speciell  angerufen,  nach 
§  346  Abs.  1  und  rücksichtlich  §  290  Abs.  1  Str.Pr.O.  von  Amts- 
wegen berücksichtigt  werden  müfste.  Doch  auch  diese  Frage  ist  nicht 
im  Sinne  der  Nichtigkeitsbeschwerde  zu  lösen,  da  auch  die  in  derselben 
zu  diesem  Behufe  ^ogenen  §§  265  und  401  Str.Pr.O.,  sowie  §  36 
Str.O.  nicht  zutreffen,  weil  §  265  Str.Pr.O.  niemals  auf  den  Schald- 
spruch Einflufs  üben  und  von  einem  Strafaufschübe  im  Sinne  dos  §  401 
Str.Pr.O.  keine  Rede  sein  kann,  weil  endlich  die  im  §  36  Str.G.  vor- 
gesehene Einrechnung  der  Strafe  bei  in  beiden  Urteilen  verhitngter 
lebenslänglicher  Freiheitsstrafe  in  jeder  Lage  des  Strafvollzuges  von 
selbst  erfolgt,  ganz  abgesehen  davon,  dafs  §  36  Str.G.  nur  dann  zur 
Anwendung  gelangen  könnte,  wenn  Angeklagter  einen  Teil  der  über 
ihn  in  Ungarn  verhängten  Strafe  bereits  al^ebtüst  hätte  und  diese 
Strafe  nicht  weiter  in  Vollzug  zu  setzen  wäre,  vielmehr  der  Vollzug 
der  nunmehr  hierlands  gegen  ihn  verhängten  Strafe  einzutreten  hätte 
und  beginnen  könnte,  welche  Voraussetzung  jedoch,  da  Alphons  H. 
zur  Verbüfsung  der  wider  ihn  in  Ungarn  verhängten  Strafe  zurück- 
geliefert  werden  mufs,  nicht  eintritt 

Bei  Abgang  der  angerufenen  Nichtigkeitsgründe  war  daher  die 
Nichtigkeitsbeschweide  gemäls  der  §§  846  und  288  Abs.  1  Str.Pr.O. 
als  unbegrtlndet  zu  verwerfen. 


Schweiz. 

Kompetenz   ausländischer   Oerichte  fwr  Ehescheidungsklagen  von 

Schweieerhürgem.    Vollstreckharkeit  in  der  Schweiz.   B.Ges.  betr. 

Oivüstand  und  Ehe  vom  24.  Dezember  1874.  Art.  43. 

UrteU  des  Civilgerichts  Basel-Stadt  vom  17.  Mai  1899  i  S.  Eheleute  Zäslin. 

Die  Eheleute  Z.,  Basler  Bürger,  haben  in  Württemberg  gewohnt, 
wo  auch  die  Frau  her  ist,  und  ihre  Ehe  ist  durch  Urteil  des  Land- 
gerichts zu  Stuttgart  auf  Klage  des  Ehemannes  geschieden  worden. 
Diese  Ehescheidung  ist  im  Civilstandsregister  der  Stadt  Tübingen  ein- 
getragen worden.  Der  geschiedene  Ehemann  stellte  nun  an  das  Civil- 
standsamt  seines  Heimatortes  Basel  das  Begehren  um  Eintragung  der 
durch  rechtskräftiges  Urteil  erfolgten  Ehescheidung  in  das  Basler  Civil- 
standsregister. Dies  lehnte  das  ävilstandsamt  ab,  weil  das  Scheidungs- 
urteil  vom    Standpunkte   des    eidgenössischen  Eherechtes  gemäfs   der 


Schwein«  87 

Inteipretation  des  Art  48  des  EhegesetziBB  durch  den  Bandesrat  in  der 
Schweiz  nicht  als  geltend  angesehen  werden  könne.  Der  geschiedene 
Ehemann  reichte  nnn  bei  dem  Cirilgerichte  eine  Exekutionsklage  ein, 
mit  dem  Antrag,  das  Stattgarter  Urteil  als  vollstreckbar  zu  erklären  nnd 
das  Ciyilstandsamt  zam  Eintrag  desselben  im  Eheregister  gemäfls  Art  57 
B.-€re8.  b«tr.  Civilstand  and  Ehe  anzuweisen.  Die  Beklagte,  die  ge- 
schiedene Ehefimn,  erklärte  schriftlich,  keine  Einwendung  za  erheben.  — 
Das  C^Yilgericht  hat  gemäfs  dem  klttgerischen  Begehren  entschieden. 
Ans  den  Motiven  ist  folgendes  hervorzaheben : 

Da  die  Bestimmangen  des  Art.  43  des  schweizerischen  Ehegesetzee 
zwingenden  Rechtes  sind,  moTs  ex  officio  geprüft  werden,  ob  das  aos- 
lindieche  Gericht  in  Sachen  kompetent  war  oder  nicht.  Bei  dieser 
PrUfbiig  ist  für  den  zar  Exekution  angerafenen  Kichter  malsgebend  sein 
heimatliches  Recht  Es  handelt  sich  deshalb  darum,  zu  entscheiden, 
ob  das  Stattgarter  Landgericht  nach  schweizerischem  und  nach  Baaler 
PtoaefBrecht  zum  Erlafs  des  Urteils  kompetent  war. 

Ganz  ohne  allen  Zweifel  stellt  nun  Art.  43  des  schweizerischen 
Eh^esetzes  als  Grundprincip  auf,  dafs  der  Gerichtsstand  des  Wohnortes 
des  Ehemannes  für  Ehescheidungsklagen  das  alleinige  forum  legale  sein 
solL  Die  schweizerische  Gesetzgebung  befindet  sich  hierin  in  Über- 
einstimmung mit  derjenigen  des  Deutschen  Reiches.  Nur  ein  einziges 
forum  wird  in  Ehescheidungssachen  anerkannt,  das  generelle  des  Ehe- 
mannes, und  es  frttgt  sich  nun  nur,  ob  der  zweite  Abschnitt  des  Art  43 
diese  Regel  aufheben  will  ftlr  den  Fall  des  Fehlens  eines  Wohnsitzes 
des  Ehemannes  in  der  Schweiz,  ob  er  an  Stelle  des  forum  generale 
für  diesen  Fall  ein  exklusives  forum  apeciäle  vorschreiben  will  oder  ob 
er  nur  zur  Erleichterung  der  Ehescheidungsklage  auswärts  wohnender 
Staatsangehöriger  neben  dem  forum  domicilii  das  forum  originis  ge- 
statten will,  ob  der  Art.  43  11  einen  Gerichtszwang  dekretiert,  da  nur 
dem  einheimischen  Richter  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  die  Ibcekution 
des  Urteils  zu  vollziehen,  oder  ob  der  ausländische  Richter  am  Wohn- 
orte des  Ehemannes  als  kompetent  zu  betrachten  ist,  während  dem  ein- 
heimischen Richter  dann  nur  die  Prilfdng  der  Vollstreckbarkeit  tmd  die 
Anordnung  der  Vollstreckung  des  Urteils  als  Au%abe  zufallt 

Gegen  die  erstere  Auf&ssung,  diejenige  des  h.  Bundesrates,  spricht 
aber  schon  der  Wortlaut  des  Gesetzes.  Hätte  der  Gesetzgeber  einen 
Gerichtszwang  vorschreiben  wollen,  so  würde  er  nicht  das  Zeitwort 
.können^,  sondern  „müssen**  gewählt  haben.  Der  im  Aaslande  be- 
findliche Schweizer  kann  die  Scheidungsklage  an  seinem  Heimatorte  oder 
an  seinem  letzten  schweizerischen  Wohnorte  anbringen,  er  mufs  aber 
nicht.  Es  ist  ihm  ein  Wahlrecht  eingeräumt  Der  Gesetzgeber  be- 
zweckte offensichtlich,  dem  Schweizerbürger  im  Auslande  auf  alle  Fälle 
die  notwendig  gewordene  Ehescheidang  zu  ermöglichen.  Deshalb 
räumte  er  ihm  das  Recht  ein,  fiills  er  die  Scheidung  im  Auslande  nicht 
herbeiführen  kann,  jedenfalls  in  der  Heimat  zu  diesem  Ziele  gelangen 
zu  können.  Das  forum  domicilii  für  alle  Fälle  als  alleiniges  oder  für 
im  Auslande   befindliche  Schweizer  auch  nur  elektiv   im  Gesetze  auf- 
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zQStelleQf  ging  nicht  an,  da  ein  BchweizeriflcheB  Gksetz  über  die  Gr 
hinaus  nicht  Wirkung  haben,  und  der  ausländische  Richter  nicht  an- 
gehalten werden  kann,  die  Scheidungsklage  eines  Fremden  annehmen 
zu  müssen.  Damit  ist  aber  nicht  gesagt,  dafii,  wenn  er  die  Klage  an- 
nimmt und  einen  Entscheid  filUt,  dadurch  etwas  Unzulttssiges  und  Un- 
gültiges geschaffen  werde.  Der  einheimische  Richter  kann  den  Entscheid 
prüfen  und  sich  damit  begnügen,  nach  dem  Grundsätze  ne  bis  in  idem 
denselben  gutzubeifsen. 

Es  besteht  keinerlei  Nachweis  und  auch  kein  zwingender  Gmnd 
fttr  die  Annahme,  da(s  das  Gesetz  ein  forum  excUuwum  vorschreibe. 
Es  slünde  ein  solches  auch  im  Widerspruch  mit  dem  Geiste  der  Bnndea- 
ver&ssung  und  der  ratio  legis  des  schweizerischen  Ehegesetzes,  welche 
in  Art  54  bezw.  Art  25  den  Grundsatz  aufirtellen,  dafs  die  im  Aas- 
lande nach  der  dort  geltenden  Gesetzgebung  abgeschlossene  Ehe  von 
Schweizerbttrgem  im  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  voll  und  gültig  an- 
erkannt werden  solL  Diese  Gesetzesbestimmung,  worin  das  Inland  auf 
alle  in  seinem  Gebiete  für  den  Ebeschlufs  vorgeschriebenen  Förmlich- 
keiten und  rechtlichen  Kautelen,  ja  selbst  auf  den  Grundsatz  der  Civil- 
ttauung  verzichtet,  ist  von  vid  gröfserer  Tragweite  als  die  Anerkennung 
einer  Scheidung,  die  zwischen  Schweizerbürgem  im  Auslande  erst  nach 
Durchführung  einer  gründlichen  richterlichen  Prüfung  durch  das  Ufteil 
eines  auslündiscben  Gerichtes  ausgesprochen  worden. 

Dieser  Widerspruch  wird  sofort  klar,  wenn  man  in  Betracht  zieht, 
dafs  die  durch  das  rechtskrilfitige  Urteil  des  Landgerichts  zu  Stuttgart 
geschiedenen  Parteien  im  Deutschen  Reiche  wieder  sich  andererseits 
rechtsgültig  verehelichen  kOnnen,  auch  wenn  das  Scheidungsurteil  in 
ihrer  Heimat  nicht  anerkannt  wird,  und  dafs  dann  derselbe  Civilstands- 
beamte  ihrer  Heimatgemeinde,  der  sich  weigerte,  am  Rande  seines  Re- 
gisters die  Scheidung  einzutragen,  genötigt  wäre,  zwei  neue  Bh«i  der 
nicht  geschiedenen  Eheleue  rechtsgültig  eintragen  zu  müssen.  Ja  die 
Konsequenzen  könnten  noch  leicht  eigenartigere  werden,  da  derKlflger 
nun  in  Frankreich  Domizil  genommen  und  daselbst  die  Anerkennung 
des  Stuttgarter  Scheidungsurteils  erreichen  und  sich  in  Frankreich  wieder 
rechtsgültig  verehelichen  könnte.  Die  Scheidung  wtlrde  dann  von  zwei 
grofsen  Staaten  als  rechtsgtlltig  anerkannt,  vom  kleinen  Heimatlande  nicht 

Da  das  deutsche  Recht  fiir  Ehescheidungen  ebenialls  den  Gerichts- 
stand des  Wohnortes  des  Ehemannes  vorschreibt,  entspricht  es  dem 
Schweizer  Recht,  und  war  somit  das  Stuttgarter  Landgericht  zum  ur- 
teile kompetent.  Das  Basler  Prozefsrecht  schreibt  eine  Überprüftmg  des 
ausländischen  Urteils  nicht  vor,  verlangt  auch  nicht  den  Nachweis  der 
Reciprocität  Einwendungen  gegen  die  Gerechtigkeit  und  Billigkeit  des 
Urteils  schliefst  es  sogar  aus.  Immerhin  ist  doch  in  Betracht  zu  ziehen, 
ob  das  Urteil,  das  nach  dem  Gesetze  des  Prozefsortes  gefMlt  worden, 
nicht  gegen  die  im  öffentlichen  Literesse  liegenden  Grundsätze  des  ein- 
heimischen Eherechtes  verstofse.  Es  ist  dies  nicht  der  Fall;  der  im 
Urteil  festgesetzte  Thatbestand   entspricht  den  auch  im  schweizerischen 
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Bechte  an^eBtellien  SchddangBgrttndea,  sowohl  des  Art  46(2  als  aaeh 
des  Art  45. 

Es    steht    somit    der   VolbtreckbareiUitnuig   des   Urteils    nichts 
entgegen. 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 
Justizverwaltungsstellen  etc. 

Dentschland. 

1.     Reiehsgesetze,  Kaiserliche  Verordnungen  etc. 

Nach  kaiserl.  Verordnung  vom  26.  November  1899  (R.G.B1.  S.  675) 
tritt  das  Gresetz  über  die  Beurkundung  des  Personenstandes 
und  die  Eheschliefsung  vom  6.  Februar  1875  (R.G.B1.  S.  23) 
gleichzeitig  mit  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  auf  der  Insel  Helgo- 
land in  Kraft. 

2«     Gesetze,   Verordnungen  etc.   der  einzelnen 
Bundesstaaten. 

Bajem. 

1.  Bekanntmachung  des  k.  Staatsministeriums  des  Innemv.  29.  August 
1899«  Vollzug  des  deutsch-niederländischen  Ausliefe- 
rungsvertrags betre£Pend  (JustMin.BL  S.  404). 

Das  k.  Staatsministerium  der  Justiz  hat  mit  Ausachieibune  vom 
16.  August  1.  J.  (Just.Min.Bl.  S.  365)  jene  niederlftndischen  Behörden  bokannt 
gegeben,  bei  welchen  gemäfs  Art  18  des  deutsch-niederländischen  Ausliefe- 
Tungsvertrages  vom  31.  Dezember  1896  (R.G.B1.  1897  S.  731)  die  vorläufige 
Festnahme  einer  Person  zur  Sicherang  der  Auslieferung  unmittelbu:  m- 
willigt  werden  kann. 

Auf  diese  Bekanntmachang  wird  mit  dem  Beifügen  hingewiesen,  dais, 
solange  nicht  einzehie  Polizei-  und  Sicherheitsorgane  fl;em&rs  Art.  8  des  be- 
zeichneten Vertrages  dazu  besonders  ermächtigt  woroen  sind,  die  Anträge 
auf  vorläufige  Festnahme  nur  von  den  Gerichten  (einschliefsiich  der  Unter- 
suchungsrichter)^ und  von  den  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  unmittelbar 
Mtellt  werden  dürfen,  die  Polizei-  und  Sicherheitsbehörden  sich  solcher 
Anträge  bis  auf  weiteres  zu  enthalten  haben. 

2.  Bekanntmachung  der  k.  Staatsministerien  des  k.  Hauses  und  des 
Äufsem,  dann  des  Innern  vom  18.  Januar  1900,  die  Schiffahrts- 
und Hafenordnung  für  den  Bodensee  betreffend  (Ges.  u.  V.Bl. 
S.  57),  erkssen  in  Abänderung  und  Ergänzung  der  Vorschriften  der 
intnrnationalen  Schifiahrts-  und  Hafenordnung  fOr  den  Bodensee  vom 
22.  September  1867  (R.B1.  Nr.  15  v.  1868)  und  unter  Aufhebung  der 
Bekanntmachung  vom  24.  Dezember  1892,  die  Schi£fahrts-  und  Hafen- 
ordnung für  den  Bodensee  betrefiend  (G.  u.  V.Bl.  Nr.  1  v.  1893),  dann 
der  Bekanntmachung  vom  25.  Januar  1895,  gleichen  Betre£b  (G.  U.V.B1. 
Nr.  5  V.  1895). 
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Schweiz. 

BundesbeBchlafB  vom  22.  Dezember  1899,  betreffend  die  Revision 
der  Beilage  zum  Schaffhanser  Protokoll  vom  13.  März  1893  in  Sachen 
der  SchiffahrtB-  and  Hafenordang  für  den  Untersee  und 
den  Rhein  zwischen  Konstanz  und  Schaffhansen  (Eidg. 
Ges.Slg.  Bd.  XVn  8.  791). 


Internationale  Verträge. 

1.  Vereinbarung  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Peru, 
betreffend  die  Stellung  der  deutschen  Konsuln  in  Peru  und 
der  peruanischen  Konsuln  in  Deutschland,  vom  28.  Juni 
1897  (R.G.B1.  1899  S.  662). 

Die  konsularischen  Beamten  aller  ELategorien  Deutschlands  in  Peru 
und  Perus  in  Deutschland  sollen  in  dem  Gebiete  des  anderen  Staates, 
so  lange  bis  zwischen  beiden  LlLndem  ein  ausdrücklicher  Vertrag  ttber 
diesen  Gegenstand  geschlossen  wird  und  gesetzlich  in  Kraft  tritt,  gegen- 
seitig die  gleichen  Gerechtsame,  Befreiungen  und  Vergünstigungen  ge- 
niefsen,  wie  sie  denjenigen  der  meistbegünstigten  Nation  gewährt  worden 
sind  oder  hinfort  gewflhrt  werden  mögen. 

2.  Erklärungen  zwischen  der  Schweiz  und  dem  Deutschen 
Reiche,  betreffend  den  unmittelbaren  Geschäftsverkehr 
zwischen  den  beiderseitigen  Gerichtsbehörden  und  den 

•Administrativbehörden  für  gewerbliches  Eigentum, 
vom  8.  bezw.  28.  November  1899  (Eidg.  amü.  Slg.  N.  F.  Bd.  XVII 
S.  619  ff.). 

Erklärung  Erklärung 

des   Bundesrates.  des  Deutschen  Reiches. 

Zwischen  dem  Schweizerischen  Zwischen  der  Kaiserlich  Deut- 
Bundesrat  und  der  Kaiserlich  Deut-  sehen  Regierung  und  dem  Schweize- 
schen Regierung  ist ,  um  die  Ver-  rischen  Bundesrat  ist,  um  die  Ver- 
waltung der  Rechtspflege  beiderseits  waltung  der  Rechtspflege  beiderseits 
zu  erleichtem,  nachstehende  Ver-  zu  erleichtem,  nachstehende  Ver- 
einbarung getroffen  worden:  einbarung  getroffen  worden: 

Den  deutschenGerichtsbehörden  Den  schweizerischen   Gerichts- 

wird  die  Befugnis  erteilt,  in  Rechts-  behörden  wird  die  Beftignis  erteilt, 

fallen,  die  den  Schutz  des  gewerb-  in  Rechtsfkllen,  die  den  Schutz  des 

Hchen    Eigentums    betreffen,     un-  gewerblichen  Eigentums   betreffen, 

mittelbar  mit  dem  eidgenössischen  unmittelbar    mit    dem  kaiserlichen 

Amt   fllr    geistiges    Eigentum    zu  Patentamte  zu  verkehren, 
verkehren.  Falls  durch  die  schweizerische 

Dem     kaiserlichen     Patentamt  Gesetzgebung  dem  eidgenössischen 

wird     zugestanden,      Rechtshülfe-  Amte   ftlr    geistiges   Eigentum   in 
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nehen  in  Angel^enheiten,  die  den 
Sehnts  '  des  gewerblichen  Eigen- 
toms  betreffen,  dnrcb  unmittelbaren 
Schriftwechsel  mit  den  schweize- 
rischen Gerichtsbehörden  erledigen 
ro  dürfen. 


der  Folge  richterliche  Befugnisse 
zaerteilt  werden,  wird  ihm  zuge- 
standen, Rechtshttlfesacheo,  die  den 
Schutz  des  gewerblichen  Eigen- 
tums betreffen,  durch  unmittelbaren 
Schriftwechsel  mit  den  deutschen 
Gerichtsbehörden  erledigen  zu 
dürfen. 

Überdies  wird  dem  eidgenössi- 
schen Amte  für  geistiges  Eigentum 
gestattet,  in  den  den  Schutz  des 
gewerblichen  Eigentums  betreffen- 
den Angelegenheiten,  die  nicht 
reine  Rechtshttlfesachen  sind,  un- 
mittelbar mit  dem  kaiserlicben 
Patentamte  zu  verkehren. 

Die  gegenwärtige  Erklärung 
tritt  am  1.  Januar  1900  in  Wirk- 
samkeit und  bleibt  in  Kraft  bis 
nach  Ablauf  von  sechs  Monaten 
nach  erfolgter  Kündigung  des  einen 
oder  des  andern  der  beiden  Teile. 

Berlin,  den  8.  November  1899. 


Überdies  wird  dem  kaiserlichen 
Patentamt  gestattet,  in  den  den 
Schatz  des  gewerblichen  Eigen- 
tums betreffenden  Angelegenheiten, 
die  nicht  reine  Rechtshülfesachen 
sind,  unmittelbar  mit  dem  eid- 
genössischen Amt  für  geistiges 
Eigentum  zu  verkehren. 

Die  gegenwärtige  Erklärung 
tritt  am  1.  Januar  1900  in  Wirk- 
samkeit und  bleibt  in  Kraft  bis 
nach  Ablauf  von  sechs  Monaten 
nach  erfolgter  Kündigung  des  einen 
oder  des  anderen  der  beiden  Teile. 

B  e  r  n ,  den  28.  November  1 899. 

8.  Revidierte  internationale  Schiffahrts-  und  Hafen- 
ordnung für  den  Bodensee  vom  8.  April  1899,  in  Kraft  tretend 
am  1.  Mai  1900  (Eidg.  amtl.  Slg.  N.  F.  Bd.  XVII  S.  297  ff.). 

4.     Beigetreten  sind: 

Grofsbritannien  zum  internationalen  Übereinkommen  vom  15.  Juni 
1897,  betr.  den  Austausch  von  Briefen  und  Schach- 
teln mit  Wertangabe; 

Hondoras  zum  Weltpostvertrag  und  zu  dem  internationalen  Überein- 
kommen, betr.  Geldanweisungen,  Identitätsbücher 
und  Zeitungsabonnements,  sämtlich  vom  15.  Juni  1897*, 

Salvador  zum  Weltpostvertrag  und  zu  dem  internationalen  Überein- 
kommen, betr.  Geldanweisungen  und  Austausch  von 
Poststücken,  vom  15.  Juni  1897; 

Jamaika  zum  Washingtoner  Übereinkommen  vom  15.  Juni  1897, 
betr.  den  Austausch  von  Wertbriefen  und  Wert- 
schachteln, jedoch  ohne  Zulassung  von  Wertschachteln; 

Neufundland  zum  Washingtoner  Übereinkommen  vom  15.  Juni 
1897,  betr.  den  Austausch  von  Wertbriefen  und 
Wertschachteln,  jedoch  mit  dem  Vorbehalte  der  Nichtzu- 
lassung von  Wertschachteln  und  der  Festsetzung  des  Maximums 
der  zulässigen  Wertangabe  ftlr  Briefe  auf  120  £  =  8000  Eres. ; 

Straits-Settlements  (brit  Kolonie)  zum  Washingtoner  Überein- 
kommen vom   15.   Juni   1897,   betr.   den  Austausch  von 
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Briefen  and  Schachteln  mit  Wertangabe,  jedoch  mit 
dem  Vorbehalt  der  Nichtzulassung  von  Wertachachteln  nnd  Feat- 
setzong  des  Maximums   der  zalissigen  Wertangabe  aof  Briefen 
auf  500  Dollars  =  50  Pf.  St 
(Eidg.  amtl.  Slg.  N.  F.  Bd.  XVII  S.  455  ff.) 

5.  Aufser  Kraft  sind    getreten: 

die  Übereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  dem  Norddeutschen 
Bunde  zum  gegenseitigen  Schutze  der  Rechte  an 
litterarischen  Erzeugnissen  und  Werken  der 
Kunst  mit  Ablauf  des  17.  November  1899;  von  der  Auf- 
hebung bleibt  jedoch  ausgenommen  die  im  Schlufsprotokolle  zu 
diesem  Vertrage  vom  13.  Mai  1869  abgeschlossene  Verabredung, 
betr.  die  gegenseitige  Anerkennung  von  Aktiengesellschaften  und 
anonymen  Gesellschaften; 

die  Übereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Italien  zum  gegen- 
seitigen Schutze  des  litterarischen  und  ktlnstle- 
rischen  Eigentums  mit   Ablauf  des  16.  November  1899; 

die  Übereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  und 
Belgien,  betr.  den  Schutz  des  litterarischen  und 
künstlerischen  Eigentums,  sowie 

die  Übereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich,  betr. 
Marken-  und  Modellschutz,  mit  81.  Januar  1892. 

(Eidg.  amü.  Slg.  N.  F.  Bd.  XVII  S.  461  ff.) 

6.  Durch  die  Übereinkunft  zwischen  dem  Deutschen  Reiche 
und  der  Orientalischen  Republik  Uruguay  vom  5.  Juni  1899 
(R6.BL  1900  S.  5)  wurde  der  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und 
der  Republik  Uruguay  am  20.  Juni  1892  abgeschlossene  Handels- 
und Schiffahrts vertrag,  welcher  mit  dem  31.  Juli  1897  aufser 
Kraft  getreten  ist,  mit  Ausnahme  der  Bestimmungen  des  Artikels  6, 
wieder  in  Kraft  gesetzt 
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a.   Bftclieraiftxeireii. 

JPfttff' Scheu  "Krupaky,  Sammlunfi'  von  civilrechtlichen  Entscheidongen 
des  k.  k.  oBersten  Gerichtshofes.  2^111.  Band.  Verlag  von  Manz,  Wien 
1899.    40  Bogen  gr.  S^.    Preis  4  f.  50  kr. 

Soeben  hat  der  38.  Band  der  in  der  Überschrift  bezeichneten  Samm- 
Innff,  über  deren  Brauchbarkeit  und  praktische  Wichtigkeit  gewifs  keine 
Memunj^verschledenheit  obwaltet,  die  Presse  verlassen.  Über  den  giolsen 
Wert  dieses  Sammelwerkes  iur  Wissenschaft  und  Praxis  wird  bei  dem 
unbestrittenen  Kredit,  den  es  seit  lanrar  Zeit  geniefst,  wohl  nichts  mehr  zu 
sagen  sein,  die  Juristenwelt  ist  einig  liierüber. 

Der  gleichen  YorzfU^e,  die  man  den  bisher  erschienenen  lachrfihmty 
erfreut  sich  auch  der  voruegende  Band,  in  welchem  sich  809  dvilrechtliche 
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Eatecheidmigen  des  k.  k.  obersten  Gerichtshofes,  und  zwar  zumeist  sos  dem 
Jfthre  1895,  vorfinden  and  welchem  abermals  em  soxgfSUtiges  Verzeichnis 
der  emschl&gigen  md  dtierten  Gfresetsessteilen  beigegeben  ist;  mn  den  Ab- 
aehmem  dieser  Sanmünng  von  dvilrechtlichen  Entscheidungen  des  k.  k. 
obenton  Gerichtshofes  die  Entscheidimgen  ans  der  Praxis  der  neuen  CütU- 
wo8e(s-  und  Ezekutionsordnnng  rascher  zngftnglich  zu  machen,  haben  sich 
aie  Herausgeber  entschlossen,  die  Reihenfolge  des  Erscheinens  der  Bände  in 
der  Weise  sn  Sndem,  dafs  der  die  Entscheidungen  aus  dem  Jahre  1898 
enthaltende  Band  35  schon  im  nSchsten  Frülgahre  zur  Ausgabe  gelangt  und 
die  sich  an  diesen  Jahreang  unmittelbar  anschliefiienden  I^tscheiduneen  in 
weiteren  Bänden  naehtolgen.  Die  die  Lücke  aus  dem  Jahre  1896  und 
1897  auafUllenden  Entscheidungen  werden  im  Bande  84  baldmöglichst  nach- 
folgen. 

Vukoyar  a.  d.  Donau  im  Dezember  1899.       Müan  Paul  Jovanovid, 

%.   ZeitsekrlfleH. 

Archiv  für  hürqeriiches  Rechte  Bd.  17,  Heft  1:  AffoUtr,  Das 
Willensmoment  beim  Beeitzerwerbe.  Fritze^  Clausula  rebus  sie  stanUlnu. 
MartiniuSj  Zur  Lehre  von  der  Gefinhr  bäm  Kaufe  nach  dem  Bürger- 
lichen Gesetzbuche.  Rönnberg,  Wem  hat  der  Mieter  im  Falle  des  §  571 
des  B.G.B.  zu  kündigen.  SchuU»ef  Pfljchiatrische  Bemerkungen  zum 
BorgerUchen  Gtesetzbuche.  Leysersohn,  Über  die  Wirkungen  der  Rechts- 
kraft eines  aus  einem  wucherischen  Wechsel  erwirkten  Versttnmniwirteüs. 
Adler ^  Zum  Rechte  des  Terminffeschfiftes.  Oötte,  Zwei  Streitfragen 
fiber  die  Aufrechnung  im  Bürgerlichen  Gesetzbuche. 

Zeitschrift  für  deutschen  CivUprexefs  und  das  Verfahren  in 
Angäegenheiten  der  freiwiUiqen  GerichisiMsrkeU ,  Bd.  XXVI, 
2J8.  Heft:  Bunsen,  Die  Parteien  un  Civilprozesse.  StölMel,  Zur  An- 
wendung der  Feststellungskla^e.  Köhler^  Zeugnisverweigemngsrecht  des 
ein  Becntsgutachten  erstattenden  Rechtslehrers.  Brettner^  Die  Schwur- 
vers&umnis  nach  der  abgeänderten  ClTilprozefsordnunff.  Hell  4:  Lande- 
herg,  Wilhelm  Endemann%  Qeldmann,Die  Aicht  zur  Vorlegung 
Ton  Augenscheinsobjekten,  nadlauer y  Über  die  Kosten  bei  einer 
Staiteenossenschaft  Schneider^  Über  die  Natur  der  Geldstrafen 
zur  Erwirkung  Yon  Handlungen  und  Unterlassungen.  Voesy  Über 
den  Widerspruch  des  Pfandschuldners  gegen  die  Zwangsvollstreckung  in 
das  übrige  Vermögen.  Hellwig^  Amechtungsrecht  und  Anfechtungs- 
anspmch  nach  der  neuen  Konkursordnung.  Hilee,  Zustftndigkeitsffrenze 
für  die  ordentlichen  Grerichte  in  Streitfragen  ans  der  öffentiich-reehtiichen 
Versicherung.  Schlichter^  Verfahren  bei  Zahlungseinrede  im  Ver- 
handlungstermine. 

ZeitsehrVt  für  die  gesamte  Strafrechtswissenschqfif  20.  Bd., 
1.  Heft:  V.  LisMty  Strafe  und  Sicherungsmalsregeln  in  dem  kriminal- 
politischen System  von  Poina  Finger,  Chirurgische  Opmtion  und 
arztliche  Behandlung.  Kritische  Bemerkungen  zu  der  unter  gleichem  Titel 
veröffentlichten  strärechtlichen  Stn^e  des  Dr.  Carl  Sioose,  Drohn^ 
Der  Anarchismus  und  seine  Bekämpfung.  Aechaffenhurg,  Alkohol- 
ffennls  und  Verbrechen.  Löwenatimmy  Das  Bettelgewerbe.  Fr, 
Btuekenberg  f. 

Hierzu:  Mitteilungen  der  internationalen  kriminalisti- 
schen Vereinigung,  Bd.  VIII,  Heft  1,  und  Vorentwurf  zu  einem  Straf- 
gesetsbttch  für  öSa  kaiserlich  japanische  Reich,  übersetzt  yon  Assataro 
Okada^  Assistent  der  juristischen  Fakultät  an  der  Universität  Tokyo. 

Kritische  Viertelfahrsschrift  für  Geseixgebuna  und  BechtS" 
uHssenschafif  8.  Folge,  Ba.  V,  Heft  4,  enthält  Besprechungen  aus 
den  Gebieten  der  Rechtseeschichte  (Levi,  Zur  Gesehichte  derReehts- 
pflege  in  der  Stadt  Straolniig  L  £.;    Viollety  Buiaire  des  inttituliane 
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nolüiques  et  administratives  de  la  F^anef)^  des  Civilrechts  (Dem' 
ourgy  Dam  Sachenrecht  des  Deutschen  Reichs  and  Preafsens;  Strecker^ 
Die  allgemeinen  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Gesetzbachs  über  Rechte 
an  Orandstficken ;  Lot  mar,  Der  anmoraiische  Vertrag),  des  CItII- 
Prozesses  {Fitting,  Der  Reichsciyüprozefs;  Horten^  Die  Joiisdik- 
tionsnorm  and  ihr  Einführangsgeseta;  Sydoto  and  Busch,  CiTÜprozeCs- 
ordnang  mit  fiinfuhrongsgesetzen  etc.;  Jastrow.  Das  Reichsgeseti  ttber 
die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit;  Sehultzenstein 
und  Köhne,  Das  deutsche  Vormundschaftsrecht  und  das  preufasche  Gresets 
betreffend  die  Unterbringung  verwahrloster  Kinder),  aes  Straf  rechts 
(Stooss,  Chirurgische  Operation  und  ärztliche  Behandlung),  des  Staats- 
rechts (Stoerkj  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  und  der  Gesetzgebunes- 
apparat  des  Deutschen  Reichs;  Krazeisen,  Das  bayerische  LandtagswanU 
gesetz;  Henle,  Das  bayerische  Landtagswablgesetz),  des  internatio- 
nalen Rechts  (Hub er j  Die  Staatensuccession) ,  der  vergleichenden 
Rechtswissenschaft  {Meili^  Institutionen  der  vergleichenden  Rechts- 
wissenschaft). 

Kasmodike,  Zeitung  far  den  internationalen  Rechtsverkehr,  2.  Jahrgang, 
Nr.  12:  C,  F.,  Die  Bedeutung  des  Inkrafttretens  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches für  den  internationalen  Rechtsverkehr.  Die  deutsch-amerikanische 
Kommission  auf  dem  internationalen  Handelskongresse  in  Philadelphia. 

ZeitachHfi  für  französisches  CitHirecht,  Bd.  XXX,  Heft  S:  v.Tuhr, 
Eij^entumserwerS  an  Mobilien  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch,  ver- 
glichen mit  dem  Rechte  des  Code  civil,  FuTd,  EHe  Rechtsstellung  un- 
ehelicher Kinder  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuche. 

BUitter  für  Rechtsanwendung ^  64.  Jahrgang:  KeideL  Annahme  an 
Kindesstatt  (24).  Kra/ft,  Über  eine  Frage  aus  dem  Gebiete  der  Straf- 
voUstrecknnff  (25).  Franche,  Der  neue  §  822  der  Civilprozefsordnung 
und  die  Autrechnung  (25).  Krieger,  Die  vertragsra&fsige  Versteifferung 
des  pfölzischen  Rechts  (26).  Beckmann,  Anwendung  der  Vorschriften 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  auf  die  am  1.  Januar  1900  bestehenden 
Schuldverhältnisse  aus  Mietverträgen  (27).  v,  Staudinger,  Der  erste 
Termin  nach  der  neuen  Civilprozei^rdnung  (28). 

Sächsisches  Archiv  für  bürgerliches  Recht  und  Ptozefs^  9.  Bd., 
11.  Heft:  Richter,  Der  Entwurf  eines  Wassergesetzes  für  das  Königreich 
Sachsen.  Du  Chesne,  Steht  dem  Dienstherm  an  den  eingebrachten 
Sachen  des  G^esindes  nach  deutschem  bürgerlichen  Rechte  ein  Zurück- 
behaltungsrecht zu? 

ZeUschHft  für  die  freiwiUige  OerichtsbarkeU  etc.  (Württemberg), 
41.  Jahrgang  (1899):  I»/,,  Die  reichs-  imd  partikularrechtlichen  Bestimmungen 
auf  dem  Gebiete  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  in  Württemberg  (10  f.). 
Köhler^  Über  die  Verantwortlichkeit  des  Pflegers  bevormundeter  Per- 
sonen bei  der  Zustimmung  zu  dem  Aufschub  der  Eventualteilung  über  den 
Nachlafs  der  Mutter  seiner  Pflegbefohlenen  (11).  iV.,  Beispiele  zum  neuen 
Zwangsversteigerungs-  und  Zwangsverwaltnngsverfabren  (12). 

Annalen  der  Orofsh.  Badischen  Gerichte^  Bd.  LXV  (1899): 
Wächter,  Zur  Frage,  die  Errichtung  yon  EhevertrKgen  im  Hinblick  auf 
das  Bürgerliche  Gesetzbuch  und  das  badische  Ausfuhrungsgesetz  (15). 
Schweitzer,  Welche  rechtliche  Bedeutung  hat  die  Bestimmung,  wonach 
Jemand  Nachlaisfahmisse  und  Liegenschs^en  um  einen  Anschlag  über- 
nehmen darf?  (16)  Koch,  Der  ßgentumserwerb  durch  „Übertragung" 
(§§  926—936  B.G.B.)  mit  Rücksicht  auf  das  Handelsgesetzbuch  vom  10.  ^ 
1897  und  das  französisch- badische  Recht  (17). 

Meckienburgische  Zeitschrift  für  Rechtspflege  und  Rechts^ 
Wissenschaft 9  18.  Bd.,  1.  Heft:  Labes,  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
und  das  mecklenburgische  Privatrecht.    V.   Das  Erbrecht 

Aügemeine  österreichische  Gerichtszeitung,  L.  Jahrgang  (1899): 
V.  Korwin'Dzbanski,   Die  gesetzlidie  Regel  des  Zweikampfes  (41). 
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Brunner,  Der  Scbtitz  der  fiaahandwerker  (42  f.).  v.  Strohhach,  Zur 
AnweDdong  der  Ezekutionaordnong  f42).  Wagner^  Die  Eündigunffsfrist 
des  WerkmdsteiB  (43).  Schuster,  Zur  Frage  der  Bückforderb^keit  der 
bü  Differenzgeschäflen  zur  Decknng  von  Kursyerlusten  bestellten  Kau- 
tionen (44).  ^«  »Y« 6 r,  Streitgenossenschaft  und  Zuständigkeit  (45).  Tezner^ 
Die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  des  Ciyibrichters  (46).  Grünberg, 
Über  die  Grenzen  der  richterlichen  Befugnis  zur  Parteikritik  im  Prozesse 
(46).  Beifserj  Die  Streityerhandlung  nach  §  399  G.Pr.O.  und  der  Fall 
ihrer  Vertagung  (48).  Schwalbt  Zur  Frage  der  Zurückziehung  der  Ein- 
wendungen im  Wechselyer&hren  (48).  v.  Nimethy^  Anregungen  zur 
Vereinfachung  der  Geschäftsbehandlung  in  aufserstreitigen  Angelegen- 
heiten (49).  Freih.  Falke  v,  Lilienstein,  her  das  Jßuhen  oes  Ver- 
&hren8(50).  üllmanny  Die  modernen  Rechtsfragen  in  Nordamerika  (51). 
Suefßy  Ein  praktischer  Fall  zur  rechtlichen  Stellung  Konfessionsloser  in 
Österreich  (52). 

Juristische  BiäUer  (WienX  28.  Jahrgang  (1899):  Meisl,  Zur  Frage  der 
Veroffi^ntlichunff  der  ^Entscheidungen  des  Disciplinarrates  (45).  N.y  Der 
Verloflungskonrnkt  der  Besitzer  von  funfprozentigen  Prioritätsobligationen 
der  k.  k.  privilesperten  Prag-Duzer  Eisenbahn  (45  ff.).  Fischböck,  Über 
die  Ez^ution  am  Dienst-  und  Lohnbezüge  w^en  gesetzlicher  Unterhalts- 
ansprüche  ^46  f.).  Hoegel^  Schuld  und  Strafe  der  jugendlichen  Ver- 
brecher (48  f.).    Krenn,  Zur  Praxis  der  Ezdkutionsordnung  (52  f.). 

ZeUschrift  für  Netariat  und  freiwUUge  C^erichtsbarkeU  in 
Osterreich  (1^^^):  Putz,  Die  ungarischen  Vormundschafts-  und  Kuratel- 
beÄiörden  —  Waisensttthle,  Familienrat  u.  s.  w.  —  (43  ff.).  Hof  er.  Die 
kaiserliche  Verordnung  vom  16.  August  1899,  betr.  Gebühren  von  Vei^ 
mögensübertragungen  (43  ff.).  Pitt  er,  Die  Sicherung  der  Bauforderungen 
(46%).  Rozto^ilj  Der  neueste  Notariatsj^ebührentanf  Frankreichs  (49  ff.). 
Steinbock,  Das  steuerfreie  Existenzminimum  (51  f.). 

ZsUschrm  für  sehweixerisches  Recht,  40.  Bd.,  N.  F.  18.  Bd.,  Heft  4: 
Verhandlui^en  des  schweizerischen  Juristenvereins,  37.  Jahresversammlung, 
Referate:  nölli.  Die  Vorarbeiten  für  ein  Bundesffesetz  über  den  Ver- 
flieheraiigsvertrag;  Lenz^  Die  geisteskranken  Verbrecher  im  Strafver&hren 
und  Strafvollzug.  Korreferat:  Merkli^  Über  das  Verfahren  gegenüber 
Geisteskranken  hn  Stra^rozesse.  41.  Bd.,  N.  5.  19.  Bd.,  1.  Heft: 
Carl  in,  Erwerb  und  Verlust  des  Schweizerbürgerrechts.  Stadlin^Gr  af^ 
fiechtsgutachten  über  Verteilung  des  Landerföses  der  Korporation  Zug 
unter  die  Genossen.  Friedmann,  Der  Anspruch  auf  Reaiarfüllung  im 
schweizerischen  Rechte.  Oberer,  Über  die  Rechte  der  Gläubiger  bei 
der  Liquidation  von  Aktiengesellschaften  nach  schweizerischem  Rtechta 
Kebedgy,  Principee  du  dorit  des  gen»,  Lee  droits  fondament  aux  de 
Vindependance  et  de  V^galit^  ßtridique  des  Etats. 

Zeitschrift  des  Bemischen  Juristenvereins  und  Monatsblatt  für 
bemische  Mechtsprechung^  Bd.  XXXV,  Heft  11:  Omür,  Das  auiser- 
eheliche  Kindesvernältnis  nach  dem  Vorentwurf  zum  schweizerischen 
Privatrecht. 

Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrechtj  18.  Jahrgang,  3.  u.  4.  Heft: 
Gautier,  üne  m^prise  Ugislative  et  ses  suites,  Zürcher,  Statistische 
Erhebungen  über  jugendliche  Verurtdlte  im  Kanton  Zürich.  Die  Schul- 
strafgesc^ebung  des  Kantons  Neuenburg.  Hautle,  Das  neue  Straf- 
gesetz von  Appenzell  i.  Rh. 

Bevue  de  droit  international  et  de  ligieUMon  compariCf  Deuxihne 
SMe,  31.  ann^e,  Tom.  I  (1899),  Nr.  4:  De  Louter,  L*Angleterre  et 
la  r^ublique  Sud- A/ricatne.  nrocher  de  la  Flichkre^  La  contre- 
bände  de  guerre  ä  V Institut  de  droit  international,  Lisboa,  Exterri- 
toricUitS  et  immunitäs  des  agents  diplomatigues.  —  Convention  franco^ 
beige  eur  la  comp6tence  judiciaire  et  Vex^cution  des  jugements.  —  Nys, 
Lßs  six  nations. 
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Bevue  iniemaüanaie  du  droU  marUime,  15.  Annie^  Nr.  I—IV: 
De  Valroger^  BetpanscUnliU  des propri^ire*  denavires.  Bulietim  de 
la  ßtrisprudenee  Francaise,  Allem  an  d€  (Koeh)^  Anglaite  (Au- 
tranj^  Beige  (Maeterlinck)^  des  Etats-XJnis  (Autran),  Ita Henne 
(Koch). 

Annales  de  droit  eomtnereiai  et  indueMei  flranciiis,  Hranffer  et 
intemoHonal,  13.  AnnSe,  Nr.  5  (octobre  1899):  Magnin^  Essai  sur 
le  nantissement  des  fonds  de  eommeree  et  les  r^sultaU  de  la  Uri  du 
ivs  mors  1898.  Davis^  Chronigue  de  UgislaHon  et  de  jurisprudemee  en 
matihre  de  droit  eommercial  et  industriel  (Angleterre), 

BuUeHn  de  VAeeoeUMon  Beige  pour  VunifleaiUm  du  droit  nuari" 
Urne,  Nr.  5  (Octobre  1899):  Probet  de  loi  sur  la  navigation 
int^rieure,  Rapports  des  eommtssians  nomm^  par  V Association: 
lr9  Commission,  de  BeUeaux,  de  leur  propriM^  des  priviUges  et  iies 
hypoth^gueSf  des  propriüaires  de  hateaux  et  de  leur  responsaintit^; 
St"^*  Commission,  de  Vassurance  Flvviale  et  des  Avaries  eommsmes; 
Biunions  du  Comit^  ex^cuHf  de  ^Association  (20.  Mars  1899)  et  du 
Conseü  g^n&al  (13.  et  17.  Avril  1899);  Texte  du  projet  de  M  et  des 
amendements  propos^  h  la  Chamöf*e  des  Repr^entanis  et  amendements 
s&umis  par  V Association  Beige  pour  Pünifiealion  du  droit  maritime, 

ArcMvio  GturidicOf  „Filippo  Serafini*",  N.  Ä  Vol.  IV,  Fase.  2: 
Di  Ruggero,  La  delegaziane  in  diritto  romano  (cont).  Barassi, 
SuUa  responsabüitä  per  inadempimento  delle  obhligasioni  (eont.  e  fine). 
LuusatOy  8opra  il  contributo  di  Aristotile  al  problema  della  differen- 
siasnone  del  Viritto  (eont.),  Sabbatini,  La  qtiestione  degli  crgameu 
Zdekauer,  Sui  frammenti  di  due  manosoritti  delle  eostitumoni  egidiane 
neW  Arehivio  notarile  di  Macerata. 

tjupplemento  aita  JEHvteta  penate  etc..  Vol.  VIII,  Fase.  2:  Bian- 
enedi,  Alcune  note  sul  delitto  dindolenaa  colperole.  Leto,  Della 
rieettasione.  Resignani,  Della  vatutaeione  delle  eonoaux  nella  lesione 
personale. 

Bevieta  dei  foro.  Anno  IX,  Nr.  6  y  7  (Junio  y  JuUo  1899):  DoIm^  El 
Trüninal  Svpremo.  Busuati,  ElRincio.  Rabell,  Recusaeiones.  Toro, 
El  Derecho  intemaeional  Americano.  Del  C netto,  Elogio  del  Dr. 
Antonio  P.  Löpes  y  Torr  es.  De  Gordon,  La  Legislaetön  sanitaria 
escolaren  los  principales  estados  de  Europa. 

Ttdeekrift  for  Betevidenekab.  12  Aarg.  (1899),  3.  og  4.  Heftei  Hage- 
rup,  Den  nye  esterrigske  Civiiproces,  Oliveerona,  Lagstiftming  an" 
gäende  minderarige  förbrytare. 

Biehte/Mieerd  Mageusifn,  18.  Jaargana,  Aßevering  6:  Leonhard, 
Die  &gttnaaDg  des  deatechen  Bürgerlicfien  Gesetibaohs  durch  neuere 
BeichageBetse ,  L  van  Rechteren  Altena,  Oversieht' der  Engelscke 
Wetgevina  gedurende  het  jaar  1898.  van  Qelein  Vitringa^  De 
recMerlijke  macht  tegenover  de  Amsterdamsehe  gas^coneessie.  Naber, 
Een  rechtsgekUg  Kadaster  voor  FVankrij'k. 


Bedeutung  der  Rechtsvergieichung  mit  Bezug  auf  das 
internationale  Privatreclit. 

Bericht  für  den  congrhs  international  de  droit  eomparS 
(Paris  1900),  erstattet  im  Auftrage  des  Organisations- 

Ro  mite  es 

von  Dr.  FraHl  KahH,  Baden-Baden. 

1.  Zwei  Methoden  stehen  sich  im  internationalen  Privatrecht 
gegentlher:  Die  nationalistische  und  die  internationalistische. 
Entere,  die  anbestritten  in  England  nnd  Nordamerika  das  Feld  be- 
hauptet, und  auch  in  Deutschland  überwiegt,  betrachtet  das  sog.  inter- 
nationale Privatrecht  lediglich  als  Teil  des  nationalen  Hechtes,  und 
sacht  auflschliefslich  aus  dessen  Sinn  and  Tendenz  die  Kollisionsnormen 
absaleiten.  Letztere,  die  in  allen  romanischen  Ländern  herrscht  und 
anch  in  Dentschland  hervorragende  Vertreter  hat,  sieht  in  dem  inter- 
nationalen Privatrecht  ein  wirklich  internationales  Recht,  dessen  Quelle 
aafflerbalb  and  oberhalb  der  einzelnen  Rechtsordnungen  liegt. 

Wenn  wir  recht  sehen,  sind  diese  extremen  Richtungen  beide  in 
ihren  Grundvesten  erschüttert  Eine  dritte  Richtung  erscheint  heute 
berufen,  sie  zu  vereinigen,  von  beiden  das  Gute  aufeunehmen  und  das 
Unhaltbare  fallen  zu  lassen ;  diese  Methode  ist  die  rechts  vergleichende. 
Sie  nimmt  von  der  nationalistischen  Methode  die  Exaktheit  der  Forschung, 
die  strenge  Scheidung  desjenigen,  was  ist,  von  demjenigen,  was  sein 
sollte  oder  könnte,  das  „Positivistische^;  die  Erkenntnis,  dafs  das- 
jenige nicht  als  Recht  gelten  kann,  was  nicht  als  solches  (ausdrücklich 
oder  stillschweigend)  von  einer  bestimmten  Reehtsquelle  anerkannt 
ist,  und  dafs  eine  solche  Anerkennung  aus  internationaler  Reehts- 
quelle und  mit  internationalem  Zwangswillen  f\ix  das  sog.  inter- 
nationale Privatrecht  bisher  nur  in  geringem  Urninge  existiert.  Von 
der  internationalistischen  Schule  nimmt  sie  die  Überzeugung,  dafs  es  un- 
möglich ist,  ein  internationales  Privatrecht  aufzubauen  auf  der  exklusiven 
GnmdUge  einer  einzigen   materiellen  Rechtsordnung;    dafs    femer  ff\r 
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eine  Materie,  welche  der  internationale  Rechtsverkehr  erzengt  hat,  und 
deren  Normen  in  enter  Reihe  ein  internationales  Bedürfnis  befriedigen 
sollen  (sei  auch  ihre  Rechtsqaelle  eine  nationale),  stets  international 
gemeinsame  Arbeit  notwendig  ist 

2.  Die  rechtsvergleichende  Methode  ist  keine  Neaemng. 
Sie  hat  existiert,  solange  es  ein  internationales  Privatrecht  giebt  Wo 
immer  der  Richter  in  die  Lage  kam,  die  privatintemationale  Frage 
überhaupt  aufisawerfen,  lagen  ihm  notwendigerweise  verschiedene  Rechte 
vor,  deren  Anwendung  eventuell  in  Frage  kommen  konnte  und  zwischen 
denen  er  zu  wählen  hatte.  Ebenso  finden  wir  bei  den  Theoretikern 
des  internationalen  Privatrechts ,  soweit  sie  sich  nicht  auf  allgemeinste 
Deduktionen  beschrttnken,  als  Grundlage  ihrer  Ausführungen  stets  der- 
artige Rechtsvergleichungen.  Nur  dafs  diese  Rechtsveigleichnng  in 
früherer  Zeit  sich  in  relativ  engen  Grenzen  bew^e.  Bei  Bariolus  und 
Baldus  beschrankt  sie  sich  auf  die  Betrachtung  des  gemeinen  Rechts 
und  der  italienischen  Stftdterechte;  bei  den  französischen  Statu- 
tariem  auf  diejenige  der  coutumea;  noch  bei  Satngny  finden  sich 
ausschliefslich  die  gröfseren  in  Deutschland  geltenden  Rechte  heran- 
gezogen, neben  dem  gemeinen  Rechte  speciell  nur  das  Preufsische 
Landrecht  und  der  Code  cml.  Ganz  anders  heute.  Der  in  unendlich 
viel  gröfserem  Mafse  entwickelte  internationale  Verkehr  hat  auch 
unserer  heutigen  Doktrin  den  Stempel  aufgedrückt  In  den  an  Zahl 
und  Umfang  von  Jahr  zu  Jahr  wachsenden  Zeitschrif^n  und  Jahr- 
büchern für  internationales  Recht  und  für  Rechtsvergleichung  strömt  ein 
gewaltiger  Rechtsstoff  aus  allen  Winkeln  der  Erde  zusammen.  Materialien- 
Sammlungen  erscheinen  und  sind  erschienen,  welche  alle  Kulturländer 
um&ssen.  Und  den  heutigen  Abhandlungen  und  grofsen  Werken  über 
internationales  Privatrecht  liegt  sehr  oft  ein  Stoff  zu  Grunde,  welcher 
sich  —  an  Weite,  nicht  an  Tiefe  —  zu  demjenigen  früherer  Zeiten 
ganz  so  verhält,  wie  der  Eisenbahnverkehr  zu  dem  der  Postkutsche. 

3.  Aber  nicht  nur  der  Umfang,  auch  der  Charakter  der  Rechts- 
vergleichung beginnt  sich,  wie  mir  scheint,  zu  verändern.  Früher  pflegte 
man  in  der  Theorie  die  fremden  Rechte  wesentlich  nur  zur  Exempli- 
fizierung heranzuziehen.  Man  stellte  eine  Kollisionsnorm  auf,  und  man 
erläuterte  dann  etwa  diese  Regel  in  der  Anwendung  auf  verschiedene 
Sachnormen,  ähnlich  wie  man  sonst  den  Sinn  eines  Rechtssatzes  durch 
praktische  Fälle  zu  illustrieren  pflegt  Heute  mehren  sich  die  Abhand- 
lungen und  gröfseren  Werke,  in  denen  ein  umgekehrtes  Ver&hren  ein- 
geschlagen wird:  man  geht  aus  von  den  verschiedenen  materiellen 
Rechten,  und  man  untersucht  dann,  vne  die  Kollision  zwischen  den- 
selben zu  schlichten  sei.  Diese  Umkehrung  des  Verfahrens  mag  zum 
Teil  mit  der  Ersetzung  der  deduktiven  Methode  durch  die  induktive 
zusammenhängen;  zum  anderen  Teile  beruht  sie  aber  wohl  auf  einer 
fortschreitenden  Erkenntnis  von  dem  eigenen  Wesen  des  internationalen 
Privatrechts.  In  Wahrheit  verhält  sich  nämlich  das  materielle  Privat- 
recht zum  sogenannten  internationalen  durchaus  nicht  lediglich  wie  das 
Anzuwendende  zur  Anwendungsregel,  wie  das  Thatsächliche  zur  Rechts- 
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norm;  es  ist  der  Stoff,  ans  welchem  jenes  sich  bildet,  das  Fundament, 
anf  dem  es  sich  anfbaut  Die  Meinnng,  welche  vor  25  Jahren  von 
prominenter  Stelle  ausgesprochen  werden  konnte,  dafs  die  „abstrakte" 
Kenntnis  des  internationalen  Privatrechts  unabhängig  sei  von  irgend 
welcher  Kenntnis  des  materiellen  Rechtes;  dafs  jemand  ein  vollendeter 
Meister  des  internationalen  Privatrechts  sein  könne,  ohne  von  dem  In- 
halt irgend  einer  fremden  Rechtsordnung  eine  Ahnung  zu  haben  — 
diese  Meinung  dürfte  heute  in  keinem  Lager  mehr  viele  Gläubige  finden. 

Ana  dem  materiellen  Rechte  heraus,  aus  dessen  Tendenzen  und 
Absichten  wächst  das  internationale  Privatrecht  Dies  darf  aber  nicht 
so  verstanden  werden^  —  wie  es  meist  von  der  nationalistischen  Schule 
verstanden  worden  ist,  —  als  ob  es  möglich  sei,  aus  den  materiellen 
Normen  eines  positiven  Rechtes  konkludenterweise  das  ganze  inter- 
nationale Privatrecht  abzuleiten.  Wohl  giebt  es  in  jedem  Rechte  eine 
Anzahl  von  Sätzen,  denen  (ausdrücklich  oder  stillschweigend)  eine  genau 
begrenzte  örtliche  Geltung  innewohnt;  vgl  z.  B.  B.G.B.  §§  198,  244, 
795,  1936.  Allein  das  sind  die  Ausnahmen.  Die  Regel  ist,  dafs  aus 
der  Sachnonn  an  sich  eine  solche  feste  Grenzbestimraung  sich  nicht 
eigiebt.  Die  meisten  Gesetze  haben  eine  örtiich  uneingeschränkte  oder 
mindestens  unbestimmte  Tendenz ; .  sie  werden  erlassen ,  wie  sie  dem 
Gesetzgeber  ganz  allgemein  ftlr  derartige  Verhältnisse  recht  und  billig 
erseheinen.  Wenn  der  Gesetzgeber  trotzdem  davon  absieht  und  davon 
absehen  mufs,  sie  innerhalb  seines  Bereiches  allgemein  zur  Durch- 
führung und  Anwendung  zu  bringen,  so  liegt  dies  nicht  an  einer  imma- 
nenten Beschränkung  seines  Herrschafitswillens,  sondern  an  ganz  anderen 
Gründen:  an  der  notwendigen  Rücksichtnahme  auf  die  internatio- 
nale Rechtssicherheit.  Die  schwersten  internationalen  Verkehrs- 
schädigungen würden  sich  ergeben,  wenn  nicht  jeder  Staat,  jeder  Gesetz- 
geber dem  Ideale  nachstrebte,  „dafs  die  Rechtsverhältnisse  im  Falle 
einer  Kollision  der  Gesetze  dieselbe  Beurteilung  zu  erwarten  haben, 
ohne  Unterschied,  ob  in  diesem  oder  in  jenem  Staate  das  Urteil  ge- 
sprochen werde**  [Savigny).  Soll  dieses  Ideal  der  internationalen 
Gesetzesharmonie  —  wie  wir  es  kurz  nennen  können  —  erreicht, 
oder  auch  nur  angestrebt  werden,  so  ergiebt  sich,  in  Anlehnung  an 
Kiomts  berühmtes  Rechtsprincip,  für  jeden  Gesetzgeber  die  Verpflichtung, 
seine  natürliche  Freiheit  zum  Handeln  soweit  einzuschränken,  dafs  die 
gleiche  Freiheit  anderer  (Gesetzgeber)  daneben  bestehen  kann.  Wir 
müssen  also  sagen:  Jede  KoUisionsnorm  ist  die  Resultante  aus  zwei 
Kräften;  einerseits:  Sinn  und  Tendenz  der  materiellen  Rechtsordnung; 
andererseits:  das  Streben  nach  internationaler  Gesetzesharmonie. 

4.  Halten  wir  diese  Auffassung  fest,  so  erhellt  ohne  weiteres, 
dafs  i^  Schöpfung,  Entwickelung  und  Auslegung  alles  internationalen 
Privatrechts  die  Rechtsvergleichung  eine  völlig  unentbehrliche  Vorarbeit 
ist  und  sein  mufs. 

Mit  der  Anerkennung  einer  bestimmten  Kollisionsnorm  giebt  der 
nationale  Gesetzgeber,  wie  wir  gesehen  haben,  von  der  Herrschaft,  die 
ihm  an  sich  erstrebenswert  erschiene,    etwas  auf  zu  Gunsten  fremder 
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Oesetsgeber,  im  Interesse  der  internationalen  Gesetssesharmonte.  Was 
er  eventuell  aufgeben,  bezw.  nicht  aufgeben  kann,  das  finden  wir  durch 
Auslegung  des  materiellen  nationalen  Geaetzeswillens ;  was  er  aber  zweck- 
mäfsiger-  und  billigerweise  aufgeben  soll,  aufgeben  mufs,  damit  die 
internationale  Gesetzesbarmonie  soweit  möglich  erreicht  werde,  das  Ittfst 
sich  nur  ermitteln  auf  Grund  einer  ausgedehnten  Rechtsvergleichung. 
M.  a.  W. :  Die  Betrachtung  einer  einzelnen  materiellen  Rechtsordnung 
zeigt  wohl,  welche  Zwecke  und  örtliche  Tendenzen  dem  Gesetzgeber 
am  wichtigsten  oder  weniger  wichtig  sind ;  ergiebt  diejenigen  Herrschafls- 
beziehungen,  welche  ein  Gesetzgeber  unbedingt  fordert  und  diejenigen, 
bezflglich  deren  er  mit  sich  paktieren  Ittfst;  ergiebt  so  die  Grundlage 
und  Richtung,  in  welcher  die  Kollisionsnorm  sich  bewegen  soll,  aber 
nicht  die  Kollisionsnorm  selbst.  Diese  zeigt  sich  erst,  indem  wir  auch 
rttcksichtlich  der  anderen  Rechte  die  nttmliche  Betrachtung  anstellen; 
herauszufinden  suchen ,  auf  welche  Zwecke  es  jenen  in  erster  Reihe 
ankommt,  und  auf  welchem  Wege  deshalb  bei  gegenseitigem  guten 
Willen  am  ehesten  eine  international  gleichmäfsige  Rechtsanwendnng 
zu  erreichen  ist 

Ohne  eine  derartige  Rechtsvergleichung  können  auf  dem  Gebiete 
des  internationalen  Privatrechts  weder  zweckmäfsige  Gesetze  noch  nütz- 
liche Staatsvertrttge  zustande  kommen ;  ohne  sie  ist  weder  eine  gedeih- 
liche Rechtsprechung  noch   eine  fruchtbare  theoretische  Arbeit  möglich. 

5.  Ebenso  notwendig  wie  die  Rechtsvergleichnng  für  Bildung  und 
Fortbildung  des  internationalen  Privatrechts  ist,  ebenso  unentbehrlich 
ist  sie  auch  fUr  dessen  Auslegung  und  Anwendung.  Zunächst 
aus  dem  allgemeinen  Grunde,  dafs  jeder  internationale  Gedanken- 
austausch über  den  nttmlichen  Gregenstand  ausgezeichnete  Früchte  bringt 
ftlr  alle  Beteiligten:  die  verschiedenen  Völker  pflegen  den  Gegenstand 
entsprechend  ihrem  Naturell  verschieden  anzufassen,  verschieden  zu  be- 
leuchten, und  sich  so  gegenseitig  zu  ergänzen  und  zu  fordern.  Femer 
ist  es  eine  leicht  zu  erklärende  und  überall  durch  die  Erfahrung  belegte 
Thatsache,  dafs,  je  gröfser  und  ausgedehnter  das  Herrschaftsgebiet  eines 
Rechtes  ist,  um  so  gründlicher  und  durchgebildeter  auch  dessen  Er- 
kenntnis und  technische  Vollendung  zu  werden  pflegt;  ein  Provinzial- 
recht  wird  niemals  die  Vollkommenheit  eines  Reichsrechts  erlangen, 
einerseits  weil  die  Zahl  der  an  seinem  Ausbau  arbeitenden  flihigen 
Köpfe  so  viel  geringer,  andererseits  weil  das  zur  Kognition  und  £Ir- 
örterung  gelangende  Material  so  viel  beschränkter  und  einseitiger  ist 

Für  das  internationale  Privatrecht  kommt  zu  diesen  allgemeinen 
Gründen  noch  ein  schwerwiegender  besonderer  Umstand  hinzu. 

Auslegung  und  Anwendung  einer  jeden  Kollisionsnorm  setzt  sich 
zusammen  aus  zwei  getrennten  geistigen  Operationen.  Die  erste  ist: 
Feststellung  des  Inhalts  der  Kollisionsnorm;  die  zweite:  Subsumtion 
einer  bestimmten  Sachnorm  (wir  sagen  noch  nicht:  eines  konkretoi 
Rechtsverhältnisses !)  unter  diesen  Inhalt  Nun  mag  man  glauben,  dafs 
ftlr  die  erste  Operation  —  Feststellung  des  Inhalts  —  die  Kenntnis 
fremder  Rechte  nicht  unbedingt   nötig   sei;    die  zweite  Operation  — 
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Sabeomtion  von  Sachnormen  unter  diesen  Inhalt  —  ist  ohne  solche 
Kenntnis  einfach  unmöglich.  Ob  beispielsweise  ein  fremder  Rechtssatz 
dem  Erbrecht  angehöre  oder  dem  ehelichen  Güterrecht,  ob  er  eine  Form- 
Torschrift  oder  eine  eigentliche  Statusr^gel  sei  —  Zweifolsiragen ,  von 
denen  das  Platzgreifen  der  einen  oder  der  anderen  KoUisionsnorm  ab- 
hängt —  sind  Dinge^  die  man  offenbar  nicht  ohne  genauere  Kenntnis 
und  richtiges  Verständnis  des  betreffenden  materiellen  Rechtes  ent- 
scheiden kann. 

Die  international  gemeinsame  Arbeit  und  Rechtsvergleichung  fllhrt 
also  in  nnserem  Falle  nicht  allein  zu  einer  Vermehrung  der  Alhigen 
Arbeiter  und  zu  einer  Vervollständigung  und  Vermannigfidtigung  der 
Arbeit  selbst,  sondern  vor  allem  dazu,  dafs  erst  auf  diese  Weise 
die  richtigen  Sachverständigen  für  die  richtigen  Fragen 
überhaupt  beigezogen  werden. 

6.  Diese  Bedeutung  der  Rechtsvergleichung  bei  Auslegung  und 
Anwendung  der  Kollisionsnonnen  bleibt  die  nämliche,  sei  es  dafs  die  Kol- 
lisionsnormen der  verschiedenen  Länder  (mit  oder  ohne  verpflichtende 
Staatsverträge)  identisch  sind,  sei  es  dafs  sie  nur  eine  allgemeine 
Verwandtschaft  zeigen.  Nur  dafs  bei  Identität  der  Kollisions- 
oormen  die  Arbeitsresultate  des  einen  Rechtsgebietes  auf  das  andere  in 
der  Regel  unmittelbar  übertragbar  sind^  bei  Ungleichheit  der  Kollisions- 
normen  aber  natürlich  nur  mutaUs  tmUandis  und  per  analogiam.  Die 
y^miUanda*^  sind  aber  oft  nur  ganz  geringfügig.  Gesetzt  z.  B.  die  Ge- 
schäfksfHhigkeit  wird  hier  nach  Heimatrecht,  dort  nach  Domizilrecht 
beurteilt:  so  wird  so  ziemlich  alles,  was  dort  gilt,  auch  hier  platz- 
greifen, nur  mit  der  Mafsgabe,  dafs  jeweils  fhr  den  B^iff  des  Domizils 
derjenige  der  Staatsangehörigkeit  zu  substituieren  ist,  u.  s.  f. 

So  nützlich  und  notwendig  also  die  Rechtsvergleichung  auch  bei 
Verschiedenheit  der  territorialen  Kollisionsnonnen  ist,  so  birgt  sie  doch 
ihre  grofsen  Gefahren :  Man  darf  niemals  aufsei  acht  lassen,  dafs  fremde 
Kollisionsnormen  von  dem  Richter  wohl  herangezogen  werden  sollen 
und  dürfen  zum  Vergleich  mit  den  inländischen,  aber  niemals  zum 
Ersatz  für  dieselben.  Jede  Abweichung  von  dieser  einfiushen  Regel 
leitet  in  ein  Labyrinth  von  Irrgängen.  Die  Theorie  der  Rückverwei- 
song,  die  sich  im  letzten  Jahrzehnt  zu  einer  so  vielventilierten  Kontro- 
veise  ausgewachsen  hat,  führt  ebenso  wie  die  mehr&ch  aufgetauchten 
verwandten  Vermittelungsversnche  nicht  zur  Lösung,  sondern  zu  einer 
weit  gröfseren  Verwirrung  des  Knotens.  Die  Gesetzesharmonie,  sonst 
unser  Ziel  und  Ideal,  wird  hier  zum  Trugbild  und  Irrlicht;  bei  Ver- 
schiedenheit der  Kollisionsnormen  verschiedener  Länder  ist  die  Gesetzes- 
koUision  die  unabänderliche  Konsequenz. 

7.  Der  Nutzen  der  Rechtsvergleichung  bleibt  selbst  dann  im 
weitesten  Umfange  bestehen,  wenn  die  Arbeitsresultate  des  einen  Rechts- 
gebietes auf  das  andere  weder  mittelbar  noch  unmittelbar  übertragen 
werden  können,  deshalb,  weil  die  verschiedenen  Rechtsordnungen  in 
ihrem  innersten  Kerne  örtlich  divergieren  (latente  Gesetzeskollision). 
Und  zwar  beruht  dieser  Nutzen  auf  der  internationalen  Gleichheit 
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des  jariBtischen  Verfahrens,  welche  sieh  auch  da  nicht  ver- 
leognet,  wo  der  Stoff  ein  völlig  verschiedener  ist  Die  Art  und  Weise, 
wie  wir  aus  den  Sachnonnen  die  EoUisionsnormen  destillieren,  wie  wir 
aus  dem  materiellen  Rechte  die  Zwecke  und  Ziele  heranssiehen,  welche 
fttr  das  internationale  Privatrecht  von  Bedeutung  sind,  dieses  Verfahren 
mit  seinen  Httlfbmitteln  ist  und  bleibt  überall  das  gleicha  Deshalb 
sind  z.  B.  die  Arbeiten  der  fransösischen  Statatarier  für  nns  heate  noch 
so  wichtig  and  lehrreich,  auch  da,  wo  sie  auf  coutumes  heroben,  die 
jetzt  nirgends  mehr  so  in  Kraft  stehen;  deshalb  sind  z.  B.  die  eigen- 
artigen und  interessanten  englisch-amerikanischen  Entscheidungen  tlber 
das  privat -internationale  Sklavenrecht  noch  heute  von  unmittelbarem 
Werte  0ir  uns,  obschon  stofflich  völlig  veraltet  Aus  dem  nämlichen 
Grunde  kann  man  tttglich  die  Erfahrung  machen,  dafs  zwischen  den 
Specialarbeiten  über  internationales  Privatrecht,  die  aus  verschiedenen 
Ländern  kommen,  oft  grundsätzlich  eine  viel  weiteigehende  Überein- 
stimmung herrscht,  als  zwischen  den  nicht  privatintemational  geschnlten 
Juristen  eines  und  desselben  Landes:  eine  Übereinstimmung,  die  durch 
BechtBveigleichung  ständig  gefordert  und  vermehrt  wird,  und  welehe 
in  Gegenwart  und  Zukunft  von  unschätzbarer  Bedeutung  ist 

8.  Dies  führt  uns  auf  ein  Gebiet,  auf  dem,  wie  uns  scheint,  der 
rechtsvergleichenden  Methode  eine  ganz  besondere  Angabe  harrt,  ja 
welches  sie  vielleicht  erst  zu  erschliefsen  berufen  ist  Es  ist  dies  die 
Lehre  vom  ^ordre  public".  Hier  hat  die  internationalistische  Doktrin 
bisher,  nach  hst  allgemeinem  Eingeständnis,  völlig  Schiffbruch  gelitten. 
Es  herrscht  Übereinstimmung  darüber,  dafs  alle  Normen  des  inter- 
nationalen Privatrechts  dann  eine  Ausnahme  erleiden,  wenn  der  y^ardre 
public"  eines  Landes  entgegensteht  Alle  Versuche  aber,  diesen  Proteus 
des  y^ordre  public"  zu  fassen,  ihm  auch  nur  wissenschaftlich  näher  zu 
kommen,  sind  mifslungen.  Die  intemationaiistische  Lehre  mufs  sich 
hier  auf  den  Standpunkt  des  engsten  Nationalismus  zurückziehen; 
Laurent  reicht  dem  Antipoden  Wächter  die  Hände  (ausdrücklich: 
Laurent,  droit  cUnl  iniematianäly  Bd  II  §  190);  und  vielfiich  erklärt 
man  in  voller  Verzweiflung,  dafs  hier  eben  nichts  übrig  bleibe,  als  dem 
verständigen  Ermessen  des  Richters  die  Entscheidung  anheimzustellen. 

Derartige  Sätze  kommen  einer  Bankerotterklärung  der  ganzen 
Theorie  nahe.  Denn  auf  dem  gesamten  Gebiete  des  internationalen 
Privatrechts  giebt  es  keinen  Gedanken,  mit  welchem  so  häufig  und  so 
bedeutsam  operiert  wird,  als  mit  demjenigen  des  y^ordre  putHic".  Auf 
Schritt  und  Tritt  treffen  wir  ihn  an,  in  Doktrin  und  Praxis  aller  Länder; 
er  ist  der  rote  Faden,  der  sich  überall  hindurchzieht 

Dabei  ist  unschwer  zu  erkennen,  dafs  diesem  Gedanken  eine  ^anz 
wunderbare  rechtsbildende  und  schöpferische  Kraft  innewohnt  Wo 
immer  eine  bisher  anerkannte  Kollisionsnorm  sich  als  unzweckmäfsig, 
ab  einem  neuen,  feineren  Rechtsbewufstsein  nicht  mehr  genügend  er- 
weist, da  wird  sie  nach  und  nach  unterminiert  und  schliefslich  um- 
gestoisen  mit  Hülfe  jenes  Princips  des  j^ordre  pMAc"  ;  wo  eine  geltende 
Kollisionsnonn  zu  allgemein   gefafst  erscheint,    da  führt  man   die  er- 
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wttnBchteii  und  erforderlichen  Ausnahmen  ein  an  der  Hand  des  j^ordre 
pubUe^ ;  wo  auf  dem  alten  Boden  neae  Rechtsinstitate  erstehen ,  f^ 
welche  aneh  neae  KoUisionanormen  nOtig  werden,  da  verhilft  man  ihnen 
zam  Durchbrach  mit  Httlfe  des  ^ardre  ptMic^.  Jener  „rote  Faden" 
hat  also  in  Wahrheit  noch  eine  gana  besondere  Funktion:  an  ihm 
hXngen  die  werdenden  Rechtsideen. 

Diese  besondere  Funktion  des  ^ordre  ptMic^  za  erkennen  und  die 
Konseqnenaen  daraos  za  ziehen,  ist  vielleicht  die  wichtigste  Arbeit, 
welche  die  Theorie  des  internationalen  Privatrechts  Uberhaapt  za  leisten 
hat.  Sie  darf  sich  niemals  mit  der  Feststellang  begntigen,  dafs  ein 
G^eseta  ^^ordre  pubUe*^  sei  and  deshalb  angewandt  werden  müsse,  oder 
dafs  ein  aoslttndisches  Gesetz  dem  ^ordre  ptMic^  widerstreite  und  des- 
halb nicht  angewandt  werden  könne;  sie  mufs  vielmehr  hier,  gerade 
wie  in  allen  anderen  Fällen,  ontersachen,  anter  welchen  Ortlichen 
Voraussetzungen  die  Anwendung  be«w.  Nicht- Anwendung  eines 
solchen  Gesetzes  geboten  sei.  Eine  ausgiebige  Benutzung  der  rechts- 
vergleichenden Methode  läfst  dann  erkennen,  dafs  die  Ausnahme,  welche 
anaer  (inländischer)  ^ordre  pubUe^  verlangt,  in  ganz  ähnlicher  Weise 
von  einer  gröfseren  oder  kleineren  Zahl  ausländischer  Rechte  gefordert 
wird.  Von  der  Specialerkenntnis  steigen  wir  so  auf  zu  einer  mehr 
oder  weniger  generellen ;  finden,  dafs  in  der  scheinbar  contra  ratHmem 
allen  Rechtes  laufenden  Einzelerscheinung  und  Ausnahme  unter  Um- 
ständen nur  ein  neues  privatintemationales  Gesetz,  eine  neue  Regel  ver- 
borgen ist. 

9.  Die  rechtsvezgleichende  Methode  wird  hier  weiter  eine  Anzahl 
neuer  Ausblicke  erö£fnen. 

Sie  wird  zunächst  dazu  ftihren,  die  das  Substrat  einer  bestimmten 
Rollisionsnorm  bildenden  materiellen  Rechte  aas  dem  Gesichtspunkt 
ihrer  näheren  oder  entfernteren  Verwandtschaft  zu  prüfen.  Man 
wird  dabei  finden ,  dafs  der  sog.  „ordre  public  mtemationtü'*  sich  je- 
weils nahe  verwandten  Rechten  gegenüber  anders  verhält,  als  gegen- 
über fremderen.  Nehmen  wir  ein  Beispiel.  Es  gelte  als  feststehend 
(in  Theorie  und  Praxis  ist  es  bestritten),  dafs  das  Verbot  des  Code 
ewü  Art  228  (welches  der  Witwe  oder  geschiedenen  Frau  10  Monate 
lang  die  Eingehung  einer  neuen  Ehe  untersagt)  Sofdre  p%jibl\c  ifder- 
noHonäl  sei,  im  Sinne  der  Brodwrwhen  Terminologie.  Man  wird  dann 
ohne  Frage  die  englische  Witwe  (deren  Recht  ein  solches  Warte- 
gebot ttbarhaupt  nicht  kennt),  wenn  sie  in  Frankreich  heiraten  will, 
strikte  der  Vorschrift  des  Art  228  unterwerfen-,  ebenso  die  Russin, 
deren  Recht  nur  ein  Wartegebot  fttr  Witwen  von  Adel  und  auch  dann 
nar  f^  sechs  Monate  au6tellt  Soll  man  aber  für  die  Deutsche 
(Italienerin,  Spanierin  u.  s.  f.)  es  nicht  bei  Anwendung  ihres 
Heimatrechtes  belassen  dürfen,  welches  im  wesentlichen  mit  Art  228  C.  c. 
übereinstimmt,  nur  mit  der  Abweichung,  dafs  die  Wiederverheiratung 
gestattet  ist,  wenn  die  Frau  inzwischen  geboren  hat?  Wird  man 
bei  der  Griechin  nicht  ihr  strengeres  Heimatreeht  anwenden 
müssen,   welches  die  Wartefrist  auf  ein  Jahr   erstreckt?     U.  E.  un- 
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bedingt.  Es  mag  dem  franzetoiscben  ^ordre  putiM^  widerstrciteo,  einen 
Ehescblufs  in  Frankreich  zuzulassen  unter  völliger  Au fa eracht- 
las sung  des  Gesichtspunktes  der  turhaiio  sanguinis;  schwerlich  aber 
darf  sich  dieser  französische  ^ordre  public^  so  intransigent  zeigen  gegen- 
über Rechtsordnungen,  die  ihrerseits  ganz  ebenso  bestrebt  sind,  die  tur- 
batio  sanguinis  zu  verhindern,  sich  aber  zur  Erreichung  dieses  Zieles 
etwas  abdeichender  Mittel  bedienen.  —  Ähnlich  werden  z.  B.  civile 
Wuchergesetze  prohibitiv  (d.  i.  nach  lex  fori)  anzuwenden  sein 
gegenüber  anderen  Rechtsordnungen,  die  überhaupt  keine  Einschriln- 
kung  des  Wuchers  kennen;  nicht  aber  gegenüber  solchen  Rechten, 
welche  selbst  grundsätzlich  ähnliche,  aber  in  Einzelheiten  divergierende 
Wucheigesetze  haben,  u.  s.  f. 

Ganz  allgemein  läfst  sich  so  behaupten: 

Jede  Kollisionsnonn  gilt  nur  fllr  einen  solchen  Kreis  von  Sach* 
normen,  welche  denjenigen  Sachnormen,  die  bei  Entstehung  und  Eni- 
Wickelung  der  Kollisionsnorm  Pate  gestanden  haben,  einigennafBen 
homogen  sind. 

Die  Bestimmung  dieser  Homogeneität,  die  Feststellung 
derjenigen  wesentlichen  Merkmale,  welche  ein  Gesetz  haben  mufs,  um 
in  den  Kreis  jener  Verwandtschaft  hereinzufallen,  das  ist  eine  Arbeit, 
die  recht  eigentlich  zur  Domäne  der  vergleichenden  Rechts- 
wissenschaft gehört,  und  die,  wenn  wur  recht  sehen,  für  das  inter- 
nationale Privatrecht  von  kardinaler  Bedeutung  ist 

10.  Ein  weiterer  Gesichtspunkt,  der  sich  im  Verlaufe  solcher 
rechtsvergleichenden  Betrachtungen  herausstellt,  ist  derjenige  der  par- 
tiellen Internationalität. 

In  Fällen,  wo  die  sogenannten  ardres  publics  der  verschiedenen 
Länder  in  ihrer  örtlichen  Tendenz  stark  divergieren  und  divei^ieren 
müssen  —  und  dies  ist  eine  ganz  hätifige  Encheinung  auch  unter 
Nationen,  die  auf  gleicher  Kulturstufe  stehen  —  ist  die  Erreichung  der 
internationalen  Gesetzesharmonie  zur  Zeit  nnmöglich;  die  verschiedenen 
Rechtsordnungen  sind  tttr  das  internationale  Privatrecht  inkommen- 
surabel. Mit  einer  derartigen  unbefriedigenden  Feststellung  mufs 
vom  Standpunkt  der  internationalistischen  Methode  die  Sache  erledigt 
sein.  Sie  kann  hier  nur  ohnmächtig  in  das  Chaos  internationaler  Gre- 
setaeskollisionen  hineinblicken.  Unter  dem  Gesichtswinkel  der  Rechls- 
vergleichung  kommt  aber  auch  in  dieses  Chaos  eine  ganz  bestimmte 
Ordnung.  Die  verschiedenen  feindlichen  Rechte  scheiden  sich  ganz  von 
selbst  wieder  in  feste  Gruppen,  je  nach  dem  Grade  ihrer  Ver- 
wandtschaft untereinander.  Es  stellt  sich  dabei  heraus,  dafs,  wenn 
auch  eine  gleiclimäfsige  internationale  Kollisionsnorm  ftlr  alle  die  diver- 
gierenden Rechte  nicht  durchzuführen  ist,  dies  doch  sehr  wohl  inner- 
halb der  einzelnen  Rechte-Gruppen  geschehen  kann ;  ähnlich  wieder 
von  Gruppe  zu  Gruppe  u.  s.  w.  Lehrreiche  Beispiele  liefert  besonden 
das  Eherecht,  das  Ehescheidungsrecht,  das  Aktienrecht,  das  Recht  der 
Inhaberpapiere  u.  a.  m.  Wir  gelangen  auf  diese  Weise  wiederum  zu 
einer  international   gemeinsamen  Arbeit,    wie  sie   auf  unserem  Gebiete 
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so  unendlich  frachtbarer  und  wirksamer  ist,  als  die  abgeschlossen  natio- 
nale; wir  kommen  gleichzeitig  zur  Entdeckung  und  Durchführung  von 
Kollisionsnormen,  die  zwar  keine  generell-,  aber  doch  eine  partiell- 
iotamaüonale  Wirksamkeit  haben:  ein  Resultat,  das  nicht  nur  ftar  die 
Gegenwart  höchst  förderlich  ist,  sondern  auch  als  W^weiser  Air  die 
Zukunft  zur  immer  universelleren  Intemationalität  dienen  wird. 


Wir  fassen  den  GUing  des  Vorstehenden  in  folgenden  Sätzen  kurz 
zusammen: 

1.  Die  beiden  bisher  im  internationalen  Privatrecht  herrschenden 
und  sich  bekämpfenden  Methoden  —  die  nationalistische  und  die  inter- 
nationalistische —  sollen  tiberwunden  und  vereinigt  werden  durch  die 
rechtsvergleichende  Methode. 

2.  Die  rechtsvergleichende  Methode  war  —  nicht  grundsätzlich, 
aber  faktisch  —  jederzeit  in  Übung ;  sie  hat  in  den  letzten  Jahrzehnten 
eine  unendlich  verbreiterte  Grundlage  und  Ausdehnung  gewonnen. 

3.  Alles  internationale  Privatrecht  ist  die  Resultante  zweier  Kräfte: 
1)  der  Ziele  und  Tendenzen  des  materiellen  Privatrechts;  2)  des  Strebens 
nach  internationaler  Gesetzesharmonie. 

4.  Es  folgt  iiieraus,  dafs  die  Vergleichung  der  Zwecke  der 
Terschiedenen  materiellen  Rechtsordnungen  eine  unentbehrliche  Voraus- 
setzung für  die  Bildung  und  Fortbildung  aller  KoUisions* 
nonnen  ist. 

5.  Die  Rechtsvei^gleichung  ist  ebenso  ein  unentbehrliches  Hülfe- 
mittel  für  die  Auslegung  und  Anwendung  der  schon  fest  ge- 
gebenen KoUisionsDormen. 

6.  Dies  auch  dann,  wenn  die  KoUistonsnormen  der  verschiedenen 
Länder  zwar  verwandt,  aber  inhaltlich  verschieden  sind; 
mit  der  Einschränkung  jedoch,  dafs  die  KoUisionsnormen  eines  Landes 
mit  denjenigen  eines  anderen  zwar  verglichen,  aber  nicht  durch  die- 
selben ersetzt  werden  dürfen. 

7.  Selbst  bei  völliger  Diskrepanz  der  verschiedenen  Kol- 
üsioDsnormen  bleibt  der  Nutzen  der  Rechtsveigleichung  bestehen,  weil 
die  Untersuch ungsroethode  international  identisch  ist 

8*  Die  Rechtsveigleichung  hat  ihre  ganz  besondere  Bedeutung 
auf  dem  schwierigsten  und  wichtigsten  Felde  des  internationalen  Privat- 
recbts,  demjenigen  des  sog.  ^ordre  pt45{ic**  (Prohibitivgesetze). 

9.  Sie  führt  dazu,  die  verschiedenen  materiellen  Rechte  auf  ihre 
Verwandtschaft  untereinander  (Homogeneität)  zu  prüfen,  und  hier- 
nach die  Funktion  des  sog.  ^ordre  public"^  zu  bestimmen. 

10.  Sie  fuhrt  dazu,  die  verschiedenen  materiellen  Rechte  unter- 
einander in  Gruppen  zu  gliedern,  und  zwischen  diesen  Gruppen 
partiell  internationale  Normen  auszubilden ,  insolange  und  inso- 
weit universell  internationale  nicht  möglich  sind. 
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Die  Rechtsverhältnisse  der  Ausländer  in  Ruililand  von 
den  ältesten  Zeiten  bis  zur  Gegenwart. 

Von  otim  Mmnätutmmu. 

„Die  OeBchichte  des  nusischen  Reiches  beginnt  —  wobei  sich 
Thatsttchliches  und  Erftmdenes  nicht  mehr  streng  scheiden  läfst  —  mit 
den  ttber  das  Meer  gekommenen  sagenhaften  fremdländischen  Warigem, 
die  man  gerufen  hatte,  damit  sie  die  slavische  Erde  beherrschen  sollten.'' 
So  schreibt  P.  P.  KamowitsA  in  einem  lesenswerten  Werke  tlber-  die 
Vermengong  von  Ausländem  mit  Russen^).  Wie  die  kirchlicbe  Yer- 
waltong  des  Landes  lange  Zeit  unter  dem  Einflüsse  eingewanderter 
Oriechen  (Hierarchen  und  Priester)  stand  ^  so  machte  sich  der  ElnfloTs 
zuerst  von  eingewanderten  Tataren,  sodann  von  Westeuropäern  ver- 
schiedener  Nationalität,  von  Fttrstensöhnen ,  Kriegsleuten,  Gelehrten, 
Kaufleuten,  Handwerkem  n.  s.  w.  auf  die  innere  Entwickelung  des 
Landes  Jahrhunderte  lang  geltend.  Auf  allen  Gebieten  des  staatliehen 
und  gewerblichen  Lebens  sind  Abkömmlinge  auswärtiger  Nationen  bis  in 
die  Neuzeit  in  Rnrsland  als  KulturtiHger  thätig  gewesen,  haben  aieli 
als  Leiter,  Lehrmeister  und  Sachverständige  hervorgethan  und  einen 
intellektuellen  Einflnfs  zum  besten  des  Landes  auszuüben  verstanden. 
„Erst  unter  der  Regierung  Kaiser  Alexanders  HL  (1881—1894)  ist** 
—  wie  der  Erzbischof  Ärssenij  in  einer  Gedächtnisrede  auf  diesen 
Zaren  rühmend  hervorzuheben  Gelegenheit  nahm  —  „das  Fremdentom 
in  Rufsland  der  russischen  Nationalität  gewichen;  während  seiner  Re- 
gierung ist  das  russische  Leben  mit  grttfserer  Selbständigkeit  ohne  Bo* 
mischung  und  Einflufs  ausländischer  Zungen,  Sitten  und  Gebräuche 
verlaufen.^ 

Die  einflufsreiche  und  hervorragende  Stellung,  welche  die  Ausländer 
von  alters  her  in  Rufsland  einnahmen,  macht  es  erklärlich,  dafs  der 
„Ausländer frage"  von  selten  der  russischen  Regierung  stets  eine 
besondere  Aufmerksamkeit  zugewendet  worden  ist  und  dafs  in  diesem 
Lande  Verordnungen  so  mannigfacher  und  eigener  Art  speciell  ftlr  die 
Ausländer  getroffen  worden  sind,  wie  nirgends  sonstwo.  Au%abe  der 
nachstehenden  Arbeit  ist  es,  die  zu  den  verschiedenen  Zeiten  und  unter 
den  einzelnen  Herrschern  des  Landes  erlassenen  Ausländer- Verordnungen 
zur  Darstellung  zu  bringen. 

Bei  einem  Rückblicke  auf  die  Rechtsverhältnisse  der  Ausländer  in 
Rufsland  lassen  sich  drei  Perioden  unterscheiden: 


1)  In  russischer  Sprache  1886  in  St.  Petersburg  erschienen. 
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Die  erste  Periode  von  den  ältesten  Zeiten  bis  zor  Vereinigung 
Bnfslands  unter  einer  Oberhoheit  durch  den  Grofsf^irsten  Jocmn  iZT. 
Ton  Moskau  am  Schlüsse  des  15.  Jahrhunderts:  die  Zeit  der  VertrUge 
verschiedener  slaviscber  Ftlrstenttlmer  und  Städte  mit  auswärtigen 
Staaten  und  Städtebünden. 

Die  sweite  Periode  vom  Ende  des  15.  bis  zur  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts: die  Zeit  einheitlicher  Verordnungen,  welche  für  alle 
nnter  der  russischen  Oberherrschaft  lebenden  Personen  wirksam  waren. 

Die  dritte  Periode  von  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  bis  auf 
unsere  Tage:  die  Zeit  der  gegenwärtig  geltenden  Ver- 
ordnungen über  die  Rechte  der  Ausländer'). 

Die  erste  Periode  kennzeichnet  sich  durch  eine  unbedingt 
bevorzugte  Stellung  der  Ausländer,  die  in  verschiedener  Weise  ihren 
Ausdruck  fand.  Bereits  in  den  ältesten  Urkunden  werden  die  Fremden 
als  ^Angereiste*'  oder  „Gäste**  bezeichnet  Ihr  Rat  war  bei  den 
GrofsfÜrsten  „von  schwerem  Gewicht**;  oft  erhielten  sie  besondere 
Aufträge  von  den  Fürsten  und  vertraten  die  Stelle  von  Gesandten. 
SSmtliche  Ämter  im  fürstlichen  Dienste  konnten  mit  Ausländem  besetzt 
werden.  Grofse  Gastfreundschaft  zeichnete  den  Slaven  von  jeher  aus. 
Es  erscheint  deshalb  nicht  auffallend,  dafs  er  auch  die  Verantwortung 
für  die  Sicherheit  des  „Angereisten**  übernahm,  ja  sich  sogar  ßlr  dessen 
Uugef^hrlichkeit  und  korrektes  Verhalten  verbürgte.  Auch  hatte  die 
einem  Ausländer  zugefügte  Beleidigung  allgemeine  Rache  zur  Folge. 
Die  Ausländer  genossen  Glaubensfreiheit,  sie  durften  Handel  in  den 
Städten  treiben,  ihr  Handwerk  in  Stadt  und  Land  ausüben,  Häuser 
und  Landgüter  erwerben.  In  gerichtlicher  Beziehung  waren  sie  der 
Gerichtsbarkeit  der  allgemeinen  Gerichte,  welchen  die  russischen  Gesetze 
als  Richtschnur  dienten,  unterworfen,  sofern  nicht  örtliche  oder  besondere 
Rechte,  wie  in  Nowgorod,  Pleskau,  Smolensk,  Polotzk,  Litthauen,  im 
Fttrstentum  Wladimir  und  in  Galizien,  oder  Verträge  mit  auswärtigen 
Staaten  und  Städten  zur  Geltung  kamen.  Als  Quellen  für  die  Rechts- 
Verhältnisse  der  Ausländer  in  dieser  Periode  sind  anzuführen: 

1.  die  „älteste  Eusskaja  Frawda^  und  die  „vollständige  Pratcda*^ 
(Gesetzbuch)  vom  Jahre  1113; 

2.  die  Verträge  aus  den  Jahren  911  und  945,  welche  die  Grofs- 
fürsten   Oleg  und  Igor  mit  Griechenland  abgeschlossen   haben; 

3.  die  Handelsverträge  des  Fürsten  Mstislaw  DatcidotcUsch  namens 
seiner  Herrschaft  Smolensk,  der  Städte  Polozk  und  Witebsk 
mit  Riga  und  Gothland   vom  Jahre  1228   und  1229   und   der 


2)  Die  Litteratur  über  die  Rechtsverhältnisse  der  Ausländer  ist  nur 
one  Bp&rliche.  An  erster  Stelle  verdient  die  Abhandlung  von  Fedor  Witte 
(Boipat  1847)  genannt  zu  werden;  femer  das  Werk  von  Muiseh  über 
die  Ausländer  in  Rufsland  (St  Petersburg  1887  russisch). 
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Vertrag  des  Orofsf^rsten  Jarodaw  von  Nowgorod  mit  Lübeck 
(ums  Jahr  1280). 

Nach  der  ältesten  Frawda  diente  die  Wohnung  der  Aoslflnder  ab 
Asyl  für  einen  entlaufenen  Sklaven,  dessen  Herr  nicht  in  dieselbe  ein- 
dringen durfte.  £r  mufste  warten,  bis  der  Fremde  den  Sklaven  hin- 
ausführte. That  dieser  es  aber  nach  Verlauf  von  drei  Tagen  nicht,  so 
verfiel  er  in  eine  Geldstrafe  von  drei  Griwnen').  Der  Fremde  konnte 
eine  erlittene  Realinjurie  durch  den  Eid  beweisen,  der  Einheimisehe 
bedurfte  dagegen  hierzu  der  Aussage  zweier  Zeugen.  Äbnliche  Be- 
stimmungen enthält  die  vervollständigte  Prawda,  Sie  ging  indes  noch 
weiter,  indem  sie  festsetzte,  dafs  bei  einer  Klage  wegen  Diebstahls  ^ 
den  Ausländer  zwei  Zeugen  zur  Beweisführung  genügen  sollten,  wäh- 
rend der  Einbeimische  hierzu  sieben  Zeugen  bedurfte.  Bei  Schuld- 
forderungen  sollte  der  Ausländer  eines  Vorzugsrechtes  vor  den  eigenen 
Unterthanen  geniefsen. 

Die  zweite  der  zu  berücksichtigenden  Klasse  von  Quellen  sind  die 
Verträge  mit  den  Griechen  aus  den  Jahren  911  und  945.  Gemäfs 
diesen  Verträgen  ist  bei  der  Tötung  eines  Menschen  die  Blutrache 
gegen  den  Schuldigen  ebenso  wie  nach  der  ältesten  Prawda  gesetzlich 
erlaubt.  In  dem  Fall,  dafs  die  Ausübung  der  Rache  durch  die  Flucht 
des  Verbrechers  vereitelt  worden  war,  hatten  die  Blutsverwandten  des 
Getöteten  einen  gesetzlich  bestimmten  Anteil  an  dem  zurückgelassenen 
Vermögen  des  Verbrechers.  Die  Strafen  für  Beleidigung  und  Diebstahl 
waren  genau  festgesetzt  Weiter  wurde  bestimmt,  dafs  die  Plünderung 
eines  gestrandeten  Fahrzeuges  und  der  Verkauf  der  Besatzung  eines 
solchen  in  die  Sklaverei  nach  griechischem  und  nach  russischem  Rechte 
geahndet  werden  sollte^).  Es  verdient  besonders  hervorgehoben  zu 
werden,  dafs  diese  Verträge  auf  dem  Principe  der  Gegenseitigkeit  be- 
ruhten, so  dafs  ihre  Bestimmungen  sowohl  für  die  Griechen  in  Rufs- 
land als  auch  für  die  Russen  in  Griechenland  Geltung  hatten. 

Weiteres  Material  für  die  Rechtsverhältnisse  der  Ausländer  in  der 
älteren  Zeit  liefern  die  verschiedenen  Handelsverträge.  Im  Jahre  1211 
erteilte  der  Bischof  Albert  von  Riga  den  in  die  Düna  und  in  die 
anderen  livischen  Häfen  kommenden  Kaufleuten  Zollfrciheit  und  andere 
Rechte.  In  den  Jahren  1228  und  1229  schlofs  Mstislato  DavidowUsc^ 
namens  seiner  Herrschaft  Smolensk  Verträge  mit  Riga  und  Gotland, 
^welche  ewig  währen  und  allen  Smolenskem,  den  Rigischen  und  allen 
Deutschen,  welche  das  Ostmeer  befahren,  teuer  bleiben  sollten.  **  Nach 
diesen  Verträgen,  welche  als  die  ältesten  Quellen  von  Handelsverträgen 
slavischer  Fürsten  anzusehen  sind,  wurde  für  die  fremden  Kaufleute 
ein  privilegierter  Gerichtsstand  geschaffen.     Der  Ausländer  durfte  weder 


3)  Tobten  j  Quellen  zur  Geschichte  des  russ.  Rechts  I.    Die  Prawda 
ru««A;a;'a,  Dorpat  1845. 

4)  i^or«  Vertrag,  Art  VIII.    {Tohien,  Quellen  zur  G^eschichte  des  russ. 
Rechts.) 


Die  RechtsverhältniBse  der  Ausländer  in  Balsland  etc.  109 

nir  Eisenprobe,  noch  zum  gericbtlicheh  Zweikampfe  gezwungen,  noch 
eines  Vergehens  wegen,  dessen  er  beschuldigt  war,  verhaftet  werden, 
wenn  er  einen  Bürgen  dafür  stellte,  daPs  er  sich  der  Untersuchung 
nicht  entziehen  wolle.  Auch  durfte  der  Gerichtsbote  nicht  gegen  den 
fremden  Kanfinann  einschreiten,  bevor  nicht  der  Oldermann  des  Aus- 
ISnders  hiervon  benachrichtigt  war.  Selbst  die  Erben  eines  gemein- 
acbuldnerischen  Russen  waren  dem  Fremden  für  die  Schuld  haftbar, 
iiührend  nach  dem  Vertrage  Nowgorods  mit  Lübeck  und  Ootland  die 
Frau  eines  Auslttnders  nur  im  Falle  ausdrücklicher  Bürgschaft  ftir  die 
Schulden  des  Ehemannes  haftete.  Auch  durfte  kein  Ausländer  Schulden 
halber  geftlnglich  eingezogen  werden;  die  einem  Russen  als  Pfand  ge- 
gebene Sache  konnte  erst  nach  Ablauf  von  drei  Jahren  und  nach  vor- 
beigegangener Kündigung  verfallen.  Rein  Gast  durfte  im  Hofe  eines 
Rassen  festgehalten  werden;  den  Hof  eines  Deutschen  und  GotlHnders 
duften  dagegen  nur  Abgesandte  der  Fürsten  betreten.  Flüchtete  sich 
ein  Verbrecher  dorthin,  so  konnte  seine  Auslieferung  nicht  verlangt 
werden.  Aufser  diesen  und  anderen  Vorrechten  wurde  den  Fremden 
ToUstündige  Sicherheit,  freie  Wahl  des  Wohnsitzes  und  vor  allem 
Freiheit  des  Handels  zugesichert  Denn  von  den  mancherlei 
Beweggründen,  welche  die  Machthaber  jener  ersten  Periode  veran- 
lafsten,  sich  die  Dienste  der  Ausländer  durch  Gewährung  so  weit 
gehender  Vorrechte  zu  sichern,  war  der  weitaus  wichtigste  die  Rück- 
sieht  auf  den  Handel,  der  für  das  völlig  gewerblose  Land  von  doppelter 
Bedeutung  war  und  —  abgesehen  vom  Kleinhandel  —  ausschliefslich 
von  Fremden  betrieben  wurde.  Der  Hauptanteil  fiel  dabei  —  wenig- 
stens ftlr  den  nordischen  Verkehr  —  der  EUinsa  zu,  welche  in  Now- 
gorod eine  ihrer  wichtigsten  Niederiassungen  besafs  und  von  hier  aus 
den  Verkehr  mit  Westeuropa,  insbesondere  England  und  Flandern, 
vennittelte.  Von  ihrer  Existenz  geben  die  unter  dem  Namen  „De 
Skra  van  Noagarden^  erlassenen  Handels«,  Gerichts-  und  Polizei- 
ordnungen  des  Handelshofes  zu  Nowgorod  Kunde.  Sie  liefern  den 
Beweis  für  die  Bedeutung  eines  schon  damab  betriebenen  geregelten 
and  lebhaften  russischen  Handelsverkehrs,  welchen  die  Hansa  als 
Grundlage  ihres  Reichtums  ebenso  hochschätzte,  wie  ihm  von  seifen 
der  verschiedenen  slavischen  Fürsten  aus  merkantilen  Rücksichten  Ver- 
gttoBtigungen  allerlei  Art  zu  teil  wurden.  Diese  Situation  änderte  sich 
7on  Grund  aus,  als  die  verschiedenen  slavischen  Fürstentümer  nach 
Ahschüttelnng  des  Tatarenjoches  unter  Joann  III.  (1462 — 1505)  zu 
einem  einheitlichen  Staatswesen  unter  der  Oberhoheit  des  Moskauer 
Grofsfürsten  vereinigt  wurden.  Während  die  bis  dahin  erlassenen 
Gesetze  als  Verordnungen  abgesonderter  Gebiete  und  Fürstentümer 
galten  und  keine  bindende  Kraft  auf  dem  ganzen  Gebiete  des  russischen 
Reichs  hatten,  erstreckte  sich  ihre  Geltung  nunmelir  auf  die  zu  einer 
Gesamtheit  vereinigten  Stämme,  d.  h.  auf  alle  unter  der  russischen 
Oberhoheit  Lebenden,  Finheimische  wie  Ausländer.  Von  diesem  Zeit- 
punkte an  kann  man  daher  mit  Fug  und  Recht  die  zweite  Periode 
der  Rechtsverhältnisse  der  Ausländer  rechnen. 
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Joamn  III>  war  nicht  nur  ein  tüchtiger  Soldat,  sondern  auch  ein 
kluger  Staatsmann,  der  sich  in  der  Geschichte  Rafslands  einen  unsterb- 
lichen Namen  gesichert  hat.  Allerdings  hat  er  durch  die  Vemichtang 
des  Elaufhofes  zu  Nowgorod  der  Hansa  einen  schweren  Schlag  versetzt 
und  die  von  ihr  gepflegten  Handelsbeziehungen  mit  Rufsland  unver- 
mutet abgerissen.  Daftlr  zog  er  eine  grOfsere  Anzahl  westeuropäische 
Gelehrter,  Ärzte,  Künstler,  Werkmeister  u.  s.  w.  ins  Land,  um  dem- 
selben auf  diese  Weise  die  Vorteile  abendlandischer  Bildung  und  Civili- 
sation  zuzuwenden.  Vor  allem  aber  hielt  er  es  für  notwendig,  das 
Elriegswesen  zu  organisieren  und  zu  diesem  Zwecke  Ausländer  in  den 
Dienst  zu  nehmen.  So  trat  seit  dieser  Zeit  der  ausschliefsliche  Einflnfs 
des  Handels  auf  die  Rechtsverhältnisse  der  Ausländer  in  Rufsland  mehr 
und  mehr  zurück,  und  es  entstand  neben  demselben  ein  zweites 
Moment,  der  Kriegsdienst  und  die  Dtenstvertrttge.  Die  Be- 
deutung des  ersteren  hat  das  letztere  nie  erreicht 

Die  Vorrechte  und  Begünstigungen,  welche  die  Staatsgewalt  in 
Rufsland  den  Ausländem  von  alters  her  gewährte,  erhielten  sich  nicht 
nur  bis  ins  17.  Jahrhundert,  sondern  wurden  teils  durch  Verträge  und 
Urkunden,  teils  durch  gegenseitiges  Elntgegenkommen ,  teils  durch  ein 
selbst  das  eigenmächtige  Erweitem  dieser  Privilegien  schützendes  Her- 
kommen ausgedehnt.  Es  gab  eine  Zeit,  in  welcher  ganze  Scharen 
von  Ausländem  angeworben  und  für  den  Kriegs-  und  Militärdienst  ver- 
wendet wurden.  Aufser  den  Vertrags-  und  Vorrechten,  welche  den 
Fremden  im  allgemeinen  gewährt  wurden,  erfreuten  diese  Angeworbenen 
sich  eigenartiger  Privilegien.  In  Moskau  wurde  ihnen  ein  besonderer 
Stadtteil  angewiesen,  in  welchem  ihnen  selbst  grOfsere  Trinkfreiheit  zu- 
gestanden war.  Die  im  Staatsdienste  stehenden  Ausländer  erhielten 
gleich  dem  russischen  Adel  Dienstgüter;  sie  wurden  im  zarischen 
Dienste  als  „geschworene  Häupter"  bei  den  Zöllen  und  Accisen,  den 
Zobelmagazinen,  den  Branntweindep6ts  u.  s.  w.  angestellt. 

Sein  Enkel  Johann  IV.  (1533— -1584)  bot  alle  Mittel  auf,  die 
durch  den  Grofsvater  gestörten  Handelsbeziehungen  mit  dem  westlichen 
Europa,  insbesondere  mit  den  seefahrenden  Nationen,  nicht  nur  wieder 
beizustellen,  sondern  sogar  weiter  auszubauen.  Zu  diesem  Zwecke  er- 
teilte er  den  Ausländem  vielfache  und  bedeutende  Privilegien*,  wie 
z.  B.  den  Goldschmieden  die  Münzprägung  im  Reiche.  Vor  allem 
aber  bewilligte  er  den  Engländem  zoUfi^ien  Handel  im  ganzen  Reiche^), 
ein  Vorrecht,  das  ihnen  erst  unter  Alexei  IBdiaüowüsch  (1645 — 1676) 
—  bis  auf  die  Handelsniederlassung  in  Archangelsk  —  wieder  ge- 
nommen wurde.  Das  Gesetzbuch  dieses  Zaren,  die  sogenannte  ^UloBKenie 
vom  Jahre   1649**,   zu   deren   Abfassung  Juristen  aus  Polen   berufen 


5)  Seit  dem  Jahre  1554  räumten  die  Freibriefe  der  Moakauschen  Zaren 
den  nach  Rufsland  kommenden  englischen  Gasten  besondere  Handelsprivi- 
lefi:ien  ein.  Es  ward  ihnen  erlaubt,  mit  Waren  aller  Art  in  ganz  Rufsland 
zollfrei  zu  handeln,  und  das  Gericht  in  Streitsachen  zwischen  Russen  und 
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worden,  sichert  den  Ausländem  den  Gerichtsstand  der  Einheimischen 
und  ein  gleiches  Ehrengeld  bei  Injurien  sn;  es  befreit  die  mit  Dieost- 
glfitem  belehnten  Ausländer  von  der  Entrichtung  der  Siegelgebühren 
and  begünstigt  sie  vor  den  Einheimischen  im  Konkurse;  dagegen  unter- 
sagt es  den  Ausländem,  Dienstgttter,  die  dem  Gesetze  gemäfs  an  den 
Staat  zurückfallen  mnfsten,  an  Einheimische  zu  veräufsem,  Häuser  im 
Mittelpunkte  Moskaus  zu  erwerb«i  und  Bethäuser  in  der  Nähe  der 
griechischen  Kirchen  zu  errichten.  Die  Desertion  eines  im  Miiitilr- 
dienste  stehenden  Ausländers  sollte  mit  der  Knute,  das  Abtrünnig- 
machen  dnes  Russen  von  der  rechtgläubigen  Kirche  mit  dem  Feuer- 
tode  bestraft  werden.  Von  diesem  Zeitpunkte  an  machen  sich  neben 
dem  Principe  der  äuiseren  Gleichstellung  der  Fremden  mit  den  Ein- 
heimischen eine  Unmenge  Specialvomchriften  und  -Verordnungen  geltend, 
die  unter  den  einzelnen  Machthabem  des  Landes  je  nach  den  herr- 
schenden Strömungen  wiederum  vielfachen  Änderangen  und  Ergänzungen 
unterworfen  wurden. 

Die  Lösung  der  An%abe,  das  nationale  Princip  zum  Besten  des 
Staates  mit  dem  kosmopolitischen  zu  vereinen,  versuchte  ungeachtet  des 
Murrens  des  Volkes  die  gewaltige  Persönlichkeit  Pders  des  Oroßen 
(1682 — 1725).  Unterm  16.  April  1702  erliefs  er  ein  Manifest, 
in  welchem  er  um  Zuwanderung  nach  Rnfsland  bat,  „damit  durch  die- 
sdbe  das  Land  Nutzen  ziehe*'.  In  diesem  Manifest  bekennt  sich  der 
Zar  zu  dem  Princip  der  äuTsersten  Toleranz.  Spätere  Erlasse  (wie 
auch  das  Reglement  vom  8.  Dezember  1724)  sichern  den  ausländischen 
Gewerbetreibenden  und  KttnsÜem  bedeutende  Vorrechte  zu.  Die  Ver- 
ordnungen tlber  den  Gerichtsstand,  wonach  die  Ausländer  den  Ein- 
heimischen im  Prozesse  völlig  gleich  stehen  sollen,  werden  erneuert; 
andere  Sicherheits-  und  Strafbestimmungen  werden  getroffen.  Ein 
zahlongsunfkhiger  Ausländer  sollte  auf  die  Galeeren  verschickt  werden, 
wenn  ihm  nicht  ein  Moratorium  bewilligt  war,  welches  je  nach  der 
Gröfse  der  Schuld  auf  1  bis  3  Jahre  zugestanden  zu  werden  pflegte. 
Der  Zweikampf  wurde  unter  den  im  russischen  Dienste  befindlichen 
Ausländem  mit  der  Todesstrafe  bedroht  Im  übrigen  genossen  Aus- 
länder, welche  sich  zum  lebenslänglichen  Militftrdienst  verpflichteten, 
besonderer  Vergünstigungen.     Ebenso    verscha£fte    der  Eintritt   in  die 


Engländern  dem  Zaren  in  Person  vorbehalten.  Sollte  ein  Gast  unter  An- 
klage gestellt  werden,  so  dorften  seine  Waren  und  Habseligkeiten  nicht  ftbr 
die  Kmc  des  Zaren  eingezogen  werden,  sondern  waren  dem  in  Moskau 
befindlichen  Agenten  der  für  den  Handel  mit  Kufsland  geendeten  eng- 
lischen Handelscompagnie  aoszuliefem.  Im  Jahre  1591  bekräragte  eine  neue 
Urkunde  Baris  Godunoioa  die  Schntzprivileeien  und  das  Monopol  der  Eng- 
länder. „Ich  gab  wohlüberlegt  den  Ukas**,  schrieb  Oodunoto  an  Lord 
ßurleigh^  „nicht  um  ihnen  (den  Engländern)  dadurch  Zwang  anzul^^,  son- 
dern damit  sie  kaufen  und  verkaufen  könnten,  wie  sie  es  wünschen,  und 
ganz  nach  Belieben  bei  der  Nation  verbleiben  oder  auf  Reisen  gehen 
magen."*  (F.  von  Martens,  Völkerrecht,  deutsche  Ausgabe  Bd.  II.  Berl.  1886, 
S.  210). 
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nusisclie  Unterthanenschaft  besondere  Vorrechte.  Eb  standen  den  Ans- 
Iftndem  die  höchsten  Stellen  offen;  nur  die  Aufnahme  in  die  Admimlitüt 
—  selbst  zur  Erlernung  eines  Handwerks  bei  derselben  —  wurde  von 
dem  Übertritt  in  den  russischen  Unterthanenverband  abhiingig  gemacht 
Aus  dieser  Zeit  stammen  auch  die  ersten  speciellen  Verordnungen  tlber 
die  Pttsse  und  Legitimationspapiere  der  Ausländer.  Wenn  auch  die 
Ausländer  schon  vor  Peter  dem  Grofsen  auf  allen  Gebieten  des  staat- 
lichen und  gewerblichen  Lebens  eine  bemerkenswerte  ßolle  spielten, 
so  gab  dieser  Zar  durch  seine  Einladungen  und  Reformen  nicht  nur 
der  fremden  Einwanderung  einen  neuen  Ansporn,  sondern  schaffte  dem 
Lande  nicht  zum  geringen  Teil  durch  den  kulturellen  Einflufs,  den  die 
Ausländer  ausübten,  die  welthistorische  Bedeutung,  die  das  Zarenrmch 
seitdem  behauptet^). 

Weitere  militärische  Verordnungen  ergingen  unter  seinen  Nach- 
folgern. Wohl  verbot  die  Kaiserin  Anna  (1780 — 1740),  ohne  Aller- 
höchste Genehmigung  Ausländer  mit  dem  Range  eines  Oberoffiziers  in 
den  Militärdienst  zu  nehmen;  doch  schon  durch  einen  Ukas  an  d«i 
Generalmajor  von  Bismarek  vom  16.  Januar  1736  wurde  dieses 
Verbot  wieder  aufgehoben  und  von  da  ab  sollte  nur  zur  Anstellung 
eines  Ausländers  mit  dem  Range  eines  Stabsoffiziers  die  AllerhflehBte 
Genehmigung  erforderlich  sein.  Ein  weiteres  Recht  räumte  die  Elaiaerin 
I^isabeth  (1741 — 1761)  den  im  Militärdienste  stehenden  Ausländem 
insofern  ein,  dafs  diejenigen,  welche  zur  griechischen  Kirche  übertraten, 
mit  einem  höheren  Range  belohnt  werden  sollten. 

Die  verschiedenen  Regeln  f\iT  Ausländer  über  das  Halten  von 
Leibeigenen,  über  Privatlehrer,  Vorsteher  von  Schulen  u.  s.  w.,  die  zu 
diesen  Zeiten  erlassen  wurden,  können  hier  übergangen  werden.  Da- 
gegen verdient  bemerkt  zu  werden,  dafs  die  Rechte  der  ausländischen 
Kaufleute  beschränkt  wurden.  Nachdem  noch  mittelst  Senatsukases 
vom  16.  Juli  1781  ein  „Reglement  für  den  Handel  der  Ausländer" 
erschienen  war,  das  keine  einschränkenden  Bestimmungen  enthielt, 
wurde  unter  der  Regierung  der  Kaiserin  Elisabefh  den  nicht  zur 
russischen  Kaufmannschaft  verzeichneten  Ausländem  der  Kleinhandd, 
sowie  der  Handel  mit  verschiedenen  Getränken,  d.  h.  mit  Branntwein, 
Bier  und  Meth  untersagt. 

Der  Kaiserin  Katharina  IL  (1762 — 1796)  v^rar  es  beschieden, 
dem  Reiche  neuen  Ruhm  und  Glanz  zu  verleihen.  Indem  sie  ihr 
Hauptaugenmerk  auf  die  innere  Organisation  des  Landes,  die  Ver- 
waltung, Volksbildung,  Hebung  des  Handels  u.  s.  w.  richtete,  hielt 
sie  zunächst  die  Kolonisation  ihres  weiten  Reiches  ^r  notwendig.  Um 
möglichst  viel  Kolonisten  zu  gewinnen,  erliefs  sie  am  4.  Dezember 
1762  und  am  22.  Juli  1763  zwei  Manifeste,  von  denen  besonders 


6)  Zu  vergl.  Kamowitsch,  Die  Vermengung  von  Ausländern  mit  Russen. 
(St  Petersb.  1^6.) 
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das  zweite  die  weitgehendsten  Vergftiuitigiingen  nnd  Privilegien  Ter- 

sprach  "*). 

Den  Anslandem  wurde  nnter  anderen  Vergünstigungen  zuge- 
standen : 

1.  Niederlassung  in  allen  Gouvernements  des  Reichs  nach  freier 
Wahl; 

2.  Freiheit  des  Bekenntnisses; 

3.  Steuer-  und  Abgabenfreiheit  in  den  Kolonien  für  30  Jahre,  in 
St  Petersburg  und  Moskau,  sowie  ih  den  Gouvernements  Liv- 
land  und  Estland  fiHr  5  Jahre,  in  den  übrigen  Städten  für 
10  Jahre. 

Femer  erhielten  sie  freie  Wohnung  für  ein  halbes  Jahr,  freien 
Transport  auf  kaiserliche  Kosten,  httlfreiche  Handleistung,  zinsfreien 
Vorschufs  eines  Kapitals  auf  10  Jahre,  zollfreie  Einfuhr  der  Haus- 
haltangsgegenstände  n.  s.  w.  Nur  die  jüdische  Einwanderung  wurde 
nicht  gestattet 

In  St.  Petersburg  wurde  ein  besonderes  Kollegium  unter  dem 
Namen  „Vormnndschaftskanzlei  der  Ausländer"  errichtet,  unter  dessen 
Schatz  die  Ausländer  gestellt  wuiden. 

Aus  anderen  Verordnungen  Katharinas  geht  hervor,  dafs  die 
RechtBStreitigkeiten  der  Ausländer  unbedingt  nach  russischem  Rechte 
entschieden  werden  sollten;  auch  erneuerte  sie  das  Verbot  Peters  des 
Grofsen^  Ausländer  in  die  Admiralität  zur  Erlernung  eines  Handwerkes 
safisunehmen,  bevor  sie  den  Eid  der  Unterthanenschaft  geleistet  hätten. 
Desgleichen  sollten  sie  als  Ausländer,  d.  h.  als  Unterthanen  des  Heimat- 
staates gelten,  so  lange  sie  nicht  den  Unterthaneneid  in  Rufshind  ge- 
leistet, selbst  wenn  sie  im  russischen  Staatsdienst  gestanden  hatten. 
Nur  die  in  Rufslaod  geborenen  Kinder  eines  Ausländers,  welche  in 
den  Staatsdienst  getreten  waren,  sollten  den  eingeborenen  Unterthanen 
gleich  geachtet  werden.  Wer  das  Reich  verUssen  wollte,  hatte  den 
fiinflen  bis  zehnten  Teil  des  erworbenen,  wie  auch  des  ererbten  Ver- 
mögens zum  Besten  der  Krone  zu  entrichten,  wenn  nicht  besondere 
Abmachungen  über  die  Niederschlagung  dieser  Abgaben  mit  dem 
Heimatstaate  des  betreffenden  Ausländers  getroffen  waren®). 

Die  Handelsbeziehungen  mit  dem  Auslande  fingen  unter  KaOiarinas 
Regierung  an,  sich  wieder  zu  heben.  Am  27.  September  1782  wurde 
ein  neuer  Zolltarif  ausgegeben.  Es  wurden  mit  einzelnen  Staaten 
Handelsverträge  abgeschlossen,  zuerst  mit  Österreich  1785,  sodann  mit 
Frankreich  1786.  Seitdem  sind  mit  den  verschiedenen  Staaten  zur 
Erleichterung    und   Regelung    des   gegenseitigen  Verkehrs    eine   ganze 


7)  Unterm  24.  September  1785  erfolgte  dann  noch  eine  Einladung  nach 
Raakasien. 

8)  Zuerst  wurden  mit  Sachsen  am  20.  Aug.  1800,  spater  mit  fast  allen 
Staaten  Enropas  diesbezügliche  Traktate  abgeschlossen. 

Zeitaohrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafreoht  etc.,  Band  X.  8 
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Reihe  von  Vertril§:eii  maimigfocher  Art  abgesehlooBen   worden,   deron 
Beginn  das  Ende  der  Regiernngszeit  Katharinas  charakterisiert 

Ein  Senatsokas  Kaiser  Poub  (1797—1801)  vom  4.  Mttrz  1797 
ordnete  an: 

„Zur  allgemeinen  Aufeicht  tlber  alle  den  Vorteil  Unsers  Reichs 
betreffenden  Angelegenheiten  and  besonders  über  ein  festes  Etablisse- 
ment der  Aasländer,  die  unter  Unsem  Schatz  und  zur  Ansiedelang 
eingeladen  werden,  auch  zum  Teil  sich  schon  an  verschiedenen  Orten 
Unsers  Reichs  niedergekssen ,  haben  wir  es  ftlr  gut  erachtet,  bei 
Unserm  Senate  unter  der  Oberaufsicht  des  Genendprokureurs  eine 
besondere  Expedition  zur  Leitung  der  Angelegenheiten  der  Reichs- 
Ökonomie,  der  „Fürsorge  für  die  Ausländer**  und  der  Landwirtschaft 
zu  errichtrai/ 

Weitere  Ukase  aus  seiner  Regierungszeit  (vom  2.  Juli  1798  und 
1.  Mai  1800)  bestimmten,  dafs  keine  Ausländer  als  Rekruten  einzn- 
stellen,  die  als  Vagabunden  verhafteten  Ausländer  aber  in  die  Berg- 
werke zu  verschicken  sind. 

Den  Gedanken  seiner  Grofsmutter,  die  weiten  Gauen  des  Reiches 
mit  Ausländem  zu  bevölkern,  verfolgte  Kaiser  Alexander  L  (1801 — 
1825)  weiter,  indem  er,  besonders  durch  seinen  Gesandten  in  Stuttgart, 
die  Auswanderung  nach  Rufsland  zu  lenken  suchte,  den  Einwandernden 
Grundeigentum  zuwies  und  andere  Vorteile  gewährte.  Unter  ihm 
wurden  aber  auch  die  Handelsverhältnisse  der  Ausländer  von  neuem 
geregelt  und  erfuhren  —  wie  sich  aus  den  nachfolgenden  kategorischen 
Bestimmungen  ergiebt  —  Beschränkungen  tief  einschneidender  Art. 

Am  1.  Januar  1807  erschien  ein  Manifest  über  die  der  Kauf- 
mannschaft Allerhöchst  verliehenen  neuen  Vorteile,  Auszeichnungen, 
Vorzüge  und  Hülfsmittel  zur  Verbreitung  der  ELandelsgeschäfte.  Der 
erste  Abschnitt  (Art  1 — 5)  dieses  berühmten  Manifestes  handelt  von 
den  Handelsgeschäften,  der  zweite  (Art.  6 — 7)  von  der  Teilnahme  des 
Adels  an  dem  Handel,  der  dritte  (Art  8 — 15)  von  der  ausländischen 
Kaufmannschaft  jn  Rufsland,  der  vierte  (Art  16 — 20)  von  den  Aus- 
zeichnungen und  Ebrenstufen  der  Kaufmannschaft. 

Die  Artikel  8 — 15  (Abschnitt  III)  dieses  Manifestes,  welche  die 
ausländische  Kauftnannschaft  betreffen,  lauten  wortgetreu: 

„Artikel  8. 
Alleremeine  Grundsfltze, 

Die  bürgerlichen  und  Handelsrechte  der  ausländischen  Kaufmann- 
schaft, welche  unter  Unserer  und  der  Herrschaft  Unserer  Vorftdiren  in 
Friedens-  imd  Kriegszeiten  eine  besondere  Begünstigung  geniefsen  und 
genossen  haben,  sollen  von  nun  an  auf  folgende  Grundlage  gestellt 
werden : 

1.    Nur  der  getreue  Unterthan  hat  das  Recht,   sich  in  eine  Güde 
der  russischen  Kaufmannschaft  einzuschreiben; 
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2.  Niemand  von  den  Ansblndera  hat  das  Recht,  sich  in  eine  Gilde 
einzuschreiben,  es  werde  denn  anders  der  AnslMnder  oder  die 
Witwe  desselben  gewürdigt,  in  ewige  Unterthanschaft  des 
russischen  Reichs  za  treten. 

8.  Der  AosUlnder,  als  nicht  in  ewiger  Unterthanschaft  stehend, 
geniefst  weder  die  Rechte  noch  die  Vorteile,  die  den  Gilden 
angeeignet  sind,  und  am  so  weniger  kann  er  etwaige  ausschliefs- 
liche  Vorrechte  in  Rttcksicbt  des  Bfirgerstandes ,  des  Erwerb- 
fleifses,  des  Handels  und  der  Schiffithrt  fordern. 
Diese  drei  Grandsätze  sollen  Ton  heute  an  die  allgemeinen  und 
Hauptgrundsätze  sttn  und  uneischtltterlich  verbleiben. 

Artikel  9. 

Zusatz  zu  den  Grundsfltzen  und  einstweillgre 
Ausnalimen. 

Aus  besonderer  Kaiserlicher  Aufmerksamkeit  auf  die  Vorteile  der 
ansltaidischen  Kaufinaxinschaft  werden  einstweileQ   folgende  Ausnahmen 


Die  bis  jetzt  in  die  Gilden  eii^eschriebenen  Ausländer  bleiben  in 
der  gegenwärtigen  Lage  von  heute  an  auf  sechs  Monate,  während 
welcher  Zeit  sie  entweder  freiwillig  in  ewige  Unterthanschaft  treten 
oder  nach  Ablauf  dieser  Frist  blofs  die  der  ausländischen  Kaufinann- 
achsft  gehörigen  Rechte,  die  weiter  unten  in  dem  13.  und  den  folgen* 
den  Artikeln  deutlich  erklärt  sind,  g«iie(ben. 

Die  in  Rnfsland  etablierte  armenische  Kaufmannschaft,  welcher  als 
einer  Gesamtheit  vormals  zu  verschiedenen  Zeiten  einige  den  damaligen 
Umständen  angemessene  Ausnahmen  verliehen  worden,  hat  im  Laufe 
der  sechs  Monate  ihre  Mafsregeln  in  Gremäfsheit  der  Anordnungen 
dieses  Manifestes  zu  nehmen,  geniefst  aber  übrigens  vor  Gericht  der 
bis  jetzt  festgesetzten  Ordnung.  Wir  wünschen,  dafs  dieses  dem 
rassischen  Throne  so  sehr  ergebene  Volk  nebst  den  Rechtaa  der  Stadt- 
ordnung sich  noch  der  neuen  Vorrechte  bedienen  möge,  die  alle  bis 
jetzt  bestendenen  ausschliefslichen  Vorteile  weit  übertre£Pen.  —  Den- 
jenigen Ausländem,  die  in  die  Gilden  der  Seehandelsstädte  des  schwarzen 
und  des  azowschen  Meeres  eingeschrieben  sind,  wird  auch  künftig  bis 
cor  weiteren  ErwXgung  das  Recht  zugestanden,  in  die  Gilden  zu 
treten. 

Zur  Abwendung  aller  Zweideutigkeit  ist  zu  bemerken,  dafs  die 
Ausländer  in  den  Häfen  des  asowschen  und  des  schwarzen  Meeres,  in 
dem  sie  blofs  die  Rechte  der  Gilden  in  den  Gouvernements  Cherson, 
Jekaterinoslaw  und  Taurien  geniefsen,  ihre  Gildenrechte  nicht  weiter 
ftbertngen  und  sich  in  keine  Gilde  anderer  Städte  oder  Handeborte 
als  blofs  in  die  der  dortigen  Seeorte  einschreiben,  auch  sich  nirgends 
als  blofs  in  diesen  Gouvernements  mit  den  Rechten  eines  ausländischen 
Gastes  einzeichnen  können« 

8* 
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Artikel  10. 
Blntellimer  der  auslflndlsolien  Kaufleute. 

Die  dem  ausländischen  Eaufmanne  in  RoTsland  zuerkannten  Handels- 
reehte  sind  zweierlei  Art:  entweder  die  eines  Gastes  oder  die  eines 
angereisten  Kaufmannes. 

Ein  Gast  ist  derjenige  ausländische  Kaufmann,  welcher  wegen 
der  bestimmten  Vorteile  des  Grolsbandels  auf  eine  Zeitlang  in  die 
Bürgerschaft  eines  See-  oder  Grenzortes  tritt  und  aufser  den  durch  den 
Tarif  oder  durch  andere  Verordnungen  bestimmten  Zollabgaben  von 
dem  zu  mehr  als  filnfisigtausend  Rubeln  angegebenen  Kapital  ein  und 
ein  Viertel  Prozent  zahlt 

Ein  angereister  Kaufmann  ist  jeder  Ausländer,  der  sich  im  all- 
gemeinen blolb  auf  der  Börse  oder  am  ZoUamte  und  nicht  im  Innem 
der  Stadt  mit  dem  Grofshandel  beschäftigt  und,  wenn  er  länger  als 
sechs  Monate  in  Handelsgeschäften  verbleibt,  aufser  den  durch  den 
Tarif  und  durch  andere  Verordnungen  bestimmten  Zollabgaben  ein 
und  ein  Viertel  Prozent  von  fünfundzwanzigtaus^d  Rubeln  zahlt  Ein 
solcher  entrichtet  folglich  vor  Ablauf  der  sechs  Monate  nichts;  aber 
nach  Ablauf  eines  Jahres  tritt  er  entweder  in  die  Verpflichtungen  und 
Rechte  eines  Gkstcs  oder  reiset  aus  dem  Reiche  oder  bleibt  auch  in 
der  Eigenschaft  eines  nicht  handelnden  Ausländers  zurück. 

Die  anreisenden  nicht  europäischen  Handelsleute  sind  von  den 
ftbr  den  Gast  oder  angereisten  Kaufmann  vorgeschriebenen  Verpflich- 
tungen ausgenommen.  Zu  ihrem  Besten  erhält  die  Kraft  dieses  Mani- 
festes eine  Einschränkung,  so  dafs  gelegentlich  angemessene  Verordnungen 
zur  Eigänzung  sollen  erteilt  werden.  Eine  solche  Ausnahme  wird 
namentlich  längs  der  ganzen  Grenze  zugelassen,  wo  bis  jetzt  besondere 
Tarife  und  nicht  der  allgemeine  in  Wirkung  sind. 

Da  es  im  1.  Artikel  des  2.  Hauptstflcks  des  Zollreglements  streng 
verboten  ist,  dafs  Ausländer  mit  Ausländem  unter  sich  Handel  treiben, 
Waren  verkaufen  oder  vertauschen,  so  wird  auch  jetzt  geschärft  be- 
fohlen, dafs  der  ausländische  Kaufmann,  er  möge  ein  Gast  oder  ein 
Angereister  sein,  weder  heimlich  noch  öfientlich  seine  Waren  nicht 
einem  eben  solchen  Ausländer,  sondern  nur  an  einen  russischen  Kauf- 
mann verkaufe  oder  vertausche  und  dafs  er  sich  zum  Verkehr  nicht 
des  Namens  eines  russischen  Unterthans  bediene.  Wird  ein  Unterthan 
dessen  überwiesen,  so  soll  er  auf  den  allgemeinen  Ausspruch  der 
russischen  Börse  vom  Hafen  entfernt  und  dem  Gerichte  übergeben 
werden. 

Kein  ausländischer  Kaufmann,  weder  von  dieser  noch  von  jener 
Klasse,  darf,  wenn  er  Waren  im  Grofsen  gekauft  hat,  auf  iigend  eine 
Art,  und  auch  nicht  unter  dem  Verwände,  als  sei  sein  Schiff  nicht  an- 
gekommen, diese  Ware  in  Rufsland  in  andere  Hände  verkaufen  oder 
vertauschen,  noch  weniger  darf  er  die  einverschriebenen  an  einen  Aus- 
länder verkaufen  oder  vertauschen,  sondern  blois  an  russische  Kaufleute. 
Hierauf  zu  achten,  verpflichtet  die  Regierung  die  Mäkler,    die,   wenn 
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sie  hierin  einer  Verabredung  oder  einer  Nachsicht  ttbermesen  werden, 
dem  Gerichte  zu  Übergeben  sind;  Ausländer  aber,  die  hiergegen  zu 
handeki  wagen,  sind  mit  Geldstrafen  zu  belegen,  sobald  Beispiele  des 
Mifsbimuchs  entdeckt  werden. 

Verschreibt  ein  Gast  oder  ein  angereister  Kaufinami  irgend  einige 
Sachen,  nicht  als  Gegenstände  des  Handels,  sondern  auf  Bestellung  fitt 
sich  oder  für  andere  Personen  zum  häuslichen  Gebrauche,  so  kann  er 
in  diesem  Falle  ohne  Vermittelung  der  russischen  Kanfleate  diese 
Ssehoi  zu  dem  bestimmten  Gebrauche  anwenden. 

£e  Tersteht  sich  von  selbst,  dafs  der  Ausländer,  der  Gast  oder 
der  Angereiste,  da  keiner  von  ihnen  die  Rechte  der  Gilde  hat,  in 
semem  Hause  oder  Quartiere  oder  auf  dem  Kaufhofe  weder  einzeln 
mit  etwas  handeln,  noch  hieiza  eine  Bude  oder  ein  Magazin  oder  eine 
andere  dergleichen  Anstalt  ertffinen  darf. 

Die  Grundsätze  dieses  Artikels  werden  als  allgemeine,  feste  und 
Sauptgmndsätze  bestimmt  und  treten  in  ihre  ganze  Kraft  nach  Ablauf 
der  besonderen  Traktate,  in  welchen  Einrichtungen  zügellosen  worden, 
die  hiermit  nicht  übereinstimmen. 

Artikel  11. 
Rechte  des  ausländisohen  Gastes. 

Dem  ausländischen  Gaste  ist  es  erlaubt,  an  dem  Orte,  wo  er 
eingeschrieben  ist,  in  und  aufser  der  Stadt  Wohnhäuser  zu  besitzen. 

Aufser  der  Abgabe  vom  Kapitale  trägt  er  die  Stadtverpflichtungen 
und  die  dinglichen  Lasten,   wird   aber  nicht  zu  Stadtämtem  gewählt 

Es  ist  ihm  erlaubt,  in  einem  Wagen  mit  zwei  und  vier  Pferden 
za  fahren. 

Ihm  wird  das  Recht  bestätigt,  in  den  Gouvernements  Fabriken, 
ManufiÜLturen  und  Industrie-Anlagen,  in  welchen  er  die  Arbeit  mit  ge- 
mieteten Leuten  betreibt,  anzulegen,  zu  erwerben  und  zu  unterhalten. 

Es  ist  ihm  erlaubt,  Geld-  und  Wechselgeschäfte  mit  ausländischen 
Handelsplätzen  und  Häusern  zu  betreiben. 

Es  ist  ihm  erlaubt,  wenn  er  ein  Fabrikant  oder  Eigentümer  einer 
ManuftdLtur  ist,  die  für  seine  Anlagen  nötigen  Materialien  und  Werk- 
zeuge zu  kaufen  oder  zu  verschreiben,  seine  Fabrikate  in  den  Städten, 
80  auch  auf  der  Fabrik  oder  Manu&ktur  im  Ghro&en  zu  verkaufen,  sie 
für  seine  oder  für  Rechnung  anderer  entweder  in  seinem  Namen,  oder 
vermittelit  russischer  und  sogar  ausländischer  Kaufleute  ins  Ausland 
SU  versenden.  Die  Fabrikate  desselben  werden,  um  Unterschleif  ab- 
zuwenden, von  dem  örtlichen  Magistrate  mit  einem  Stempel  oder  Siegel 
bezeichnet 

Der  Ausländer  als  Gast,  wenn  er  auch  kein  Fabrikant  oder  Eigen- 
titaner  einer  Manufaktur  sein  sollte,  hat  das  Recht,  im  Innern  des 
Reichs  bei  russischen  Kaufleuten  oder  Gutsbesitzern,  aber  nicht  bei 
den  Bauern  oder  Beisassen  Waren  im  Grofsen  zur  Versendung  ins 
Ausland  zu  kaufen.     Dieser  Ankauf  mufs  in   den  Städten  und  Markt- 
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fleeken  jadenseit  nnmittdbar  ans  den  Bttndea  der  Kanftnumschaft 
geschehen,  denn  in  den  Dörfern  dürfen  keine  Waren  aa%ekaaft 
werden. 

Die  gekauften  Waren  kann  der  Gast  entweder  zn  Lande  oder  zu 
Wasser  frei  naeh  einem  Hafen  oder  einem  Oreozorte,  wie  oben  im 
Artikel  10  gesagt  worden,  abfertigen. 

Dem  AnsUfnder  als  Gaat,  wenn  er  auch  kein  Fabrikant  oder 
Eigentümer  einer  Mannftdctnr  sein  sollte,  steht  es  frei,  ans  dem  Aus- 
lände erlaubte  Waren  za  Terachreiben  und  sie  an  der  Börse  oder  in 
der  Stadt  im  Orofsen  m  Terkaofen,  aber  es  ist  ihm  untersagt,  ftir 
wessen  Bechnung  es  auch  sein  möchte,  dieselben  in  andere  Stttdte 
oder  Dor^Khaflen  zum  Verkauf  im  Orolsen  zu  Tersenden. 

Es  steht  ihm  frei,  die  verschriebenen  Wtoesa  auch  zum  Verkauf 
auf  die  drei  HauptjahrmXrkte  zu  Korennoje,  Makarjew  und  Irbit  ohne 
Durchfuhrzoll,  der  von  nun  an  für  die  Zukunft  gänzlich  aufgehoben 
wird,  zu  versenden. 

Es  steht  ihm  frei,  die  zur  Versendung  gekauften  und  die  ver- 
schriebenen Waren  gegen  Bezahlung  m  die  Krön-  oder  Stadtspeicher 
oder  in  die  eigenen  Hausspeicher  oder  auch  nach  Übereinkunft  in 
fremde  Privatspeicher  niedenulegen  und  sie  von  dort  aus  im  Orofsen 
zu  verkaufen. 

Dem  Ausländer  als  Gast  steht  es  frei,  aus  Rufsland  nach  seinem 
Vaterlande  zu  reisen,  sobald  er  die  im  129.  Artikel  der  Stadtordnung 
enthaltenen  Verpflichtungen  erfüllt  hat 

Artikel  12. 

Reohte  des  ausländlsclien  Gastes  In  der  Handels« 
eresellsohaft. 

Dem  auslilndischen  Handelshause  werden  dieselben  Handelsrechte 
und  Verpflichtungen-  zugeeignet,  die  der  Gast  persönlich  geniefst,  und 
zwar  mit  der  Bedingung,  dafs  jeder  Handelsgenosse  von  dem  anzu- 
gebenden Kapitale  zahlt,  wie  im  Artikel  3,  4  und  10  gesagt  worden. 
(Der  Geldeinl^ger  verantwortet,  wenn  das  Haus  ftQlt,  blofs  mit  seiner 
baren  Geldeinlage.  —  Der  Geldeinleger  kann  in  dieser  Eigenschaft  im 
Namen  des  Handluugshauses  mit  niemandem  Verbindlichkeiten  ein- 
gehen.) 

Sollte  auch  ein  solches^  Haus  unter  seinen  Teilnehmern  mssisehe 
Unterthanen  als  Handdsgenossen  oder  Geldeinleger  haben,  so  wird  das 
Handels-  und  das  btirgerliche  Recht  doch  dadurch  nicht  vexgrö(sert 
In  allen  Verhältnissen  und  in  allen  seinen  Geschäften  handelt  es, 
rechnet  es  und  prozessiert  es  nach  dem  Rechte  eines  Gastes  und 
nach  dem  Inhalte  der  Traktaten  mit  dwjenigen  Macht,  zu  welcher  es 
als  Unterthan  gehört. 

Ein  solches  Handlungshaus  verpflichtet  sich,  alle  im  5.  Artikel 
enthaltenen    Grundsätze   za    erfüllen.     (Das   Handlungshaus    hat   beim 
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Magietxmt  und  beim  Stadtgericht  einen  Aosziig  «is  den  gegenseitig  ge- 
troffenen Einriehtangen  einxoreichen.  Dae  Stadtgerieht  berichtet  an 
den  Kommerzminieter.) 

Artikel  13. 
Rechte  des  angrerelsten  KauflnaimeB. 

Dem  anslandiechen  angereisten  ELaufinann  ist  ee  erlaubt,  mit  zwei 
Pforden  and  in  Wagen  za  fi^hren. 

Er  darf  weder  in  Stttdten  noch  in  Dörfern  and  überhaupt  nicht 
im  Innern  des  Reichs,  wohl  aber  an  der  Börse  bei  der  russischen 
Kaufinannschaft  Waren  im  Grofsen  zur  Versendung  ins  Ausland  kaufen. 
Aoeh  Waren  zu  verschreiben  und  die  verschriebenen  Waren  an  russische 
Eauflente  an  der  Börse  im  Grofsen  zu  verkaufen,  ist  ihm  erlaubt. 

Die  Terscbriebenen  und  zur  Versendung  bestimmten  Waren  darf 
er  g^gen  Bezahlung  in  Krön-  oder  Stadtspeicher  oder  nach  Oberein- 
konft  in  Privatspeicher  und  Keller  niederlegen. 

Überhaupt  gehören  dem  angereisten  Kauftnann  von  den  den  aus- 
llndischen  Glisten  zugeeigneten  Rechten  keine  als  diese. 

Artikel  14. 
Vom  Grollshandel. 

Um  den  Begriff  vom  Grofshandel,  der  den  ausländischen  Handels- 
lenten  erlaubt  ist,  auf  das  genaueste  zu  bestimmen,  übertragen  Wir 
Unserer  getreuen  Moskowischen  und  Unserer  beim  St.  Petersburgischen 
Hiafen  handelnden  Kaufmannschaft,  eine  den  Vorteilen  des  gegenseitigen 
Handels  entsprechende  Ordnung  anzufertigen,  welche  der  Kommerz- 
mmister  Uns  zur  Prttfbng  übergeben  whrd. 

Wir  überlassen  der  Kaufmannschaft,  den  Grofshandel  zu  be- 
Btimmen: 

a)  Nach  der  Anzahl  der  Gefllfse  oder  der  Kisten,  in  welchen  die 
Waren  eingeführt  werden,  oder  nach  dem  Mafse  und  nach  der 
Zahl  der  Stücke. 

b)  Nach  dem  Preise  der  Waren,  im  Falle  es  nicht  möglich  sein 
sollte,  einen  anderen  Mafsstab  des  Gewichtes,  des  Inhalts 
flüssiger  und  des  Umfanges  trockener  Waren  zu  bestimmen. 

c)  Oder  nach  anderen  Kennzeichen,  welche  näher  zum  Ziele  führen. 
Hierbei  ist  nicht  aus  der  Acht  zu  lassen,  dafs  die  Bestimmung 
des  Grofshandels  in  den  verschiedenen  Perioden  der  Volks- 
industrie  nicht  immer  beständig  und  unveränderlich  bleiben 
kann. 

Nach  Beendigung  der  Ordnung  für  die  ausländischen  Handelsleute 
wird  die  Kaufinannschaft  beider  Residenzen  Uns  auch  die  Ordnung 
(^  den  inneren  Grofshandel  durch  den  Kommerzminister  über- 
reichen." — 
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Das  vorstehende  Manifest ,  welches  bis  com  Jahre  1860  in  Kraft 
blieb,  hatte  zunächst  die  Wirkung,  dafs  der  griSfsere  Teil  der  im 
Reiche  ansässigen  ausländischen  Kaufmannschaft  in  den  russiflcliMi 
Unterthanenverband  Übertrat.  Bald  nach  Erlafs  desselben  worden  aber 
den  Ausländem  neue  Yergttnstigungeu  und  Privilegien  bewilligt,  welche 
mit  dem  Versuche,  Gewerbe  und  Industrie  su  heben,  in  Verbindung 
stehen.  Unterm  8.  März  1809  und  17.  Januar  1812  erschienen 
zwei  Regulative,  deren  wesentliche  Bestimmungen  darin  bestanden: 

1.  dafs  die  Ausländer  von  der  Militärpflicht, 

2.  von  jedem  Pachtzins  ftir  die  ihnen  zur  VeHUgung  gestellten 
Kronländereien  ftlr  die  Dauer  von  sechs  Jahren  zu  befreien 
sind; 

8.  dafs  es  ihnen  zu  gestatten  ist,  ihre  Haushaltungsgegenstände 
und  ihr  Vieh  zollfrei  einzuführen. 

Femer  wurden  ausländische  Fabrikanten  durch  ein  Gesetz  vom 
19.  Febraar  1816  tttr  die  Dauer  von  sechs  Jahren  von  allen  Abgaben 
befreit  Im  Jahre  1820  wurden  ihnen  weitere  Vergünstigungen  und 
Monopole  bewilligt  (Ländereien  als  Eigentum  fllr  ewige  Zeiten);  auch 
erhielten  sie  in  Polen  weitgehende  Befugnisse  der  örtlichen  Selbstver- 
waltung ;x  1823  erliefs  der  Statthalter  von  Polen  als  Supplement  zu 
obigen  Regulativen  ein  besonderes  Reglement,  dessen  Bcmeunung  er- 
wähnenswert und  charakteristisch  ist,  nämlich  „Mafsregeln  zur  Be- 
seitigung der  Hindemisse  für  die  Einwanderung  ausländischer  Fabri- 
kanten und  Arbeiter  in  die  Städte  Polens.*' 

Besonderer  Gunst  erfreuten  sich  die  Tuchfabrikanten.  Um  die 
Einwanderer,  die  in  immer  gröfserer  Zahl  ins  Land  kamen,  darüber 
zu  beruhigen,  dafs  die  ihnen  bewilligten  Vorrechte  nicht  binnen  kurzem 
wieder  genommen  wttrden,  erfolgte  am  15*  April  1824  ein  Allerhöchster 
Befehl,  demzufolge  die  zuständigen  Behörden  Auftrag  erhielten,  den 
Besitzern  von  Wollmanufakturen  offiziell  zu  eröffnen,  dafs  das  bestehende 
Verbot,  ausländische  Tuchfabrikate  zu  importieren,  im  Laufe  eines 
Decenniums  keiner  Abänderung  unterli^en  werde.  Femer  sollte  diesen 
Fabrikanten  gestattet  werden,  die  nötigen  Farben  und  sonstigen  Materia- 
lien aus  dem  Auslande  gegen  ermäfsigte  Zollgebühren  einzuführen.  So 
nuicht  sich  seit  dem  An^ge  dieses  Jahrhunderts  ein  drittes  und 
letztes  Moment  geltend:  Die  Heranziehung  ausländischer  Fabri- 
kanten und  Handwerkiir  sowie  ausländischer  Kapitalien  zum 
Zwecke  der  Schaffung  und  Herstellung  einer  eigenen  nationalen 
Industrie.  Unter  dem  Schutze  einer  vorsichtigen  Zollpolitik  hat 
sich  dieses  Moment  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten  und  eine 
Industrie  geschaffen,  welche  sich  der  des  Auslandes  gegenwärtig  in 
vielen  Stücken  ebenbürtig  an  die  Seite  stellen  kann. 

Gleich  die  ersten  Regierangsjahre  des  Kaisers  ^t'coZai  (1825 — 1855) 
brachten  Änderangen  der  bis  dahin  erlassenen  Vorscliriften.  Ein 
Senatsukas  vom  13.  April  1826  regelte  die  Aufnahme  der  Ausländer 
in  die  Gilden  und  Zünfte.  Ein  Senatsukas  vom  2.  Oktober  1827  be- 
stimmte,   dafs  handeltreibende  Ausländer,    welche  sich  als  Kolonisten 


Die  Rechtsverh&ltnisae  der  AualSader  in  RafaUmd  etc.  121 

aiedergdaaeeii  haben,  keine  Yoirechte  vor  den  roBsischen  Untertbanen 
gttiieften  sollten.  Auf  Grand  eines  Senatsukases  vom  5.  Oktober  1827 
wurde  ansÜlndiBchen  Juden  die  Übersiedelang  nach  KaPsland  sowie  ein 
längerer  Aufenthalt  daselbst  gänslich  untersagt.  Die  AnsteUung  von 
AnsUlndem  im  Militärdienst  wurde  gestattet,  die  im  Civildienst  —  mit 
Ausnahme  von  Ämtern  des  öffentlichen  Unterrichts-  und  Medizinal- 
wesens —  beschränkt*).  Dem  ausländischen  Edebnanne  ward  bei  be- 
gangenem KriminalTerbrechen  die  Befreiung  von  aller  Körperstrafe  zu- 
erkannt Auch  wurde  den  Ausländem  unter  gewiss^i  Bedingungen 
die  Erwerbung  des  persönlichen  wie  des  erbliehen  Ehrenbürgerrechts 
zugänglich  gemacht. 

Femer  wurden  die  Rechts-  und  Verkehrsverhältnisse  der  Ausländer 
nach  dem  Reichsgesetzbucbe  Kaiser  Nicolais  L  vom  Jahre  1832  viel- 
htth  von  neuem  geregelt,  insbesondere  weitläufige  Vorschriften  über  die 
Pässe  und  Aufenthaltsscheine  der  Ausländer  erlassen.  Es  sollten  als 
Ausländer  alle  Untertbauen  anderer  Staaten  gelten,  welche  nicht  auf 
die  gesetzlich  angeordnete  Weise  Untertbauen  des  russischen  Reiches 
geworden  sind.  Nur  die  in  Rufsland  geborenen  Kinder  eines  Aus- 
länders, welche  in  den  Staatsdienst  getreten  waren,  sollten  den  ein- 
geborenen Untertbauen  gleich  geachtet  werden.  Osterreichische  Unter- 
thanen  sollten  überhaupt  nur  mit  Genehmigung  ihrer  Regierang  zum 
Unterthaneneide  in  Rufsland  zugelassen  werden;  preufsischen  Unter- 
thanen,  welche  das  Recht,  als  solche  zu  gelten,  eingebüfst  hatten,  (auf 
Grand  eines  späteren  Ukases  vom  6.  November  1844)  die  Wahl  ge- 
lassen werden,  sich  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  zu  einem  Stande 
in  Rufsland  anschreiben  zu  lassen  oder  Rufsland  zu  verlassen ;  verhaftete 
Ausländer  weder  mit  dem  gemeinen  Volke  zusammengehalten,  noch  zu 
den  Arrestantencompagnien  verschickt  werden.  Für  Pafslose  und  Per- 
sonen mit  abgelaufenen  I^sen  wurden  empfindliche  Strafen  festgesetzt. 
Ein  Ausländer  niederen  Standes  mufste,  ehe  er  die  russische  Grenze 
passieren  durfte,  wenigstens  den  Besitz  von  10  Reichsthalera  nach- 
weisen. Die  Reise  ins  Ausland  wurde  von  einem  Zeugnisse  der  ört- 
lichen Polizei  darüber  abhängig  gemacht,  dafs  der  Abreise  keine  gesetz- 
lichen Hindernisse  entgegenstehen.  Hierzu  bedurfte  es  wiederum  einer 
dreimaligen  Publikation  in  einer  Zeitung.  Die  Betreibung  des  Berg- 
baues und  der  Goldgewinnung  wurde  ausschliefslich  russischen  Unter- 
tbauen vorbehalten.  Zudem  blieben  die  beschränkenden  Bestimmungen 
des  Manifestes  vom  1.  Januar  1807  zum  gröfsten  Teil  in  Kraft.  Nur 
bedingungsweise  wurde  Ausländern  die  Erlaubnis  erteilt,  aufserhalb  der 
Städte  behufs  Erbauung  von  Fabriken  Ländereien  zu  kaufen  ^^).  Unter 
all  diesen  Umständen  konnte  sich  auch  der  Handelsverkehr  mit  dem 
AnsUnde  nur  wenig  entwickeln. 

Erst  unter  der  R^ierung  Kaiser  Alexanders  IL  (1855 — 1881) 
fielen  die  Schranken,  die  das  Reich  vom  Auslande  abgeschnitten  hatten. 


9)  Vollst.  Gesetzs.  Nr.  2826  vom  5.  Oktbr.  1828. 
10)  Senats-Ukas  vom  81.  Mai  1889. 
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Za  den  hohen  Verdiensten  des  „Zarbefreiers''  um  die  innere  Ent- 
wickelang des  Landes  durch  die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft 
(19.  Februar  1861),  durch  die  Oerichtsreform  nach  westeuropttiseheni 
Muster  (1864),  die  Einführung  einer  Städte-  und  Landschaftsordniing 
(1870),  die  Verkürzung  der  Militürdienstseit,  die  Einftlhrung  der  all- 
gemeinen Wehrpflicht  (1874),  durch  Reformen  im  Schulwesen  u.  s.  w., 
gesellen  sich  die  den  bestindig  oder  zeitweilig  in  RuTsland  sich  auf- 
haltenden Auslttndem  Allerhöchst  gewilhrten  Rechte  und  Frei- 
heiten: die  Verleihung  der  gleichen  Handelsrechte,  wie  sie 
der  russischen  Kaufinannschaft  bereits  zustanden;  die  Zusicherung  des 
Schutzes  der  Wohnungen  und  Magazine  der  Ausländer;  die 
Elrlanbnis  des  Erwerbes  beweglichen  und  unbeweglichen 
Eigentums  im  ganzen  Reiche.  Das  Nähere  ergiebt  sich  aus  dem 
Allerhöchsten  Ukase  Kaiser  Alexanders  IL  vom  7.  Juni 
18  60,  welcher  wortgetreu  lautet: 

Ukas  eines  Dirigierenden  Senats,  desmittelst  der  Namentliche  Befehl 
Seiner  Kaiserlichen  Majestät  publiziert  wird,  welcher  am  7.  Juni  1860 
unter  Seiner  Kaiserlichen  Majestät  Eigenhändiger  Unterschrift  an  den 
Dirigierenden  Senat  erlassen  worden  ist: 

„Durch  das  Manifest  vom  1.  Januar  1807  waren  einige 
Beschränkungen  in  den  Handelsrechten  der  beständig  oder  zeitweilig 
in  Rufsland  sich  aufhaltenden  Ausländer  festgesetzt  worden.  —  Diese 
Beschränkungen  entsprechen  g^nwärtig,  bei  der  allmählichen  Ver* 
▼ollkommnung  der  Kommunikationsmittel  und  bei  der  raschen  Ent- 
Wickelung  der  internationalen  Handelsbeziehungen,  nicht  mehr  den 
Bedürfnissen  der  Zeit  —  Andererseits  wird  in  den  Hauptstaaten 
Europas  unseren  Unterthanen  wie  überhaupt  allen  Ausländem  er- 
laubt, Handelsgeschäfte  unter  gleichen  Rechten  wie  die  Einheimischen 
zu  betreiben. 

In  Erwägung  des  heilsamen  Einflusses,  den  die  Gewährung 
einer  leichten  Möglichkeit,  auch  ausländische  Kapitalien  bei  Unter- 
nehmungen aller  Art  zu  benutzen,  auf  alle  Zweige  des  National- 
reichtums ausüben  .kann,  und  da  Wir  ein  neues  Zeichen  Unserer 
besonderen  Fürsorge  ftlr  das  Gedeihen  des  Handels,  des  Ackerbaues 
und  insbesondere  der  Industrie  im  Reiche  zu  geben,  sowie  auch  den 
auswärtigen  Mächten  eine  gerechte  Gegenseitigkeit  zu  erweisen 
wünschen,  haben  Wir  ftlr  gut  befbnden,  den  in  Rufsland  sich  auf- 
haltenden Ausländem  dieselben  Rechte  in  dieser  Beziehung  zu  ge- 
währen, welche  Unsere  Unterthanen  in  den  vornehmsten  Staaten 
Europas  bereits  geniefseu. 

Daher  befehlen  Wir,  mit  der  Meinung  des  Reichsrats  ein- 
verstanden : 

1.  Es  ist  den  Ausländern  gestattet,  in  alle  Kaufmanns- 
gilden zu  treten,  gleich  den  geborraien  Unterthanen  des 
Reichs  und  demnächst,  je  nach  den  Gilden,  alle  Handelsrechte 
zu    geniefsen,    welche  der    russischen  Kanftnannschaft    zuge- 
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standen  sind  (Art.  77 — 107  der  HandelsTerordnang,  Eod.  der 
Reichsgesetze  Bd.  XI,  Ausgabe  von  1857).  — 

Anmerkung  1.  —  Den  aus  dem  Auslände  nach  Rufsland 
anreisenden  Hebrilem,  welche  auslMndische  Unterihanen  und 
durch  ihre  sociale  Stellung  sowie  durch  ihre  ausgedehnten 
Handebbeuehungen  bekannt  sind,  ist  es  gestattet,  in  der  be- 
stehenden Verordnung,  d.  h.  auf  Grund  einer  speciellen  jedes- 
maligen von  den  Ministem  der  Finanzen,  des  Innern  und  des 
Auswärtigen  abhängenden  Genehmigung,  im  Reiche  Handel  zu 
treiben  und  Bankiercomptoirs  zu  errichten,  nachdem  sie  einen 
Handelsschein  der  ersten  Gilde  erhalten  haben.  —  Eigens 
diesen  Hebräern  ist  es  gestattet,  Fabriken  anzulegen  sowie 
unbewegliche  Besitztümer  ohne  Bauern  zu  erwerben  und  zu 
pachten,  in  genauer  Grundlage  der  Bestimmungen  des  gegen- 
wärtigen ükases.  — 

Anmerkung  2.  —  Die  den  Asiaten  eingeräumten  Handels- 
rechte sind  in  den  Art  227 — 238  der  Handelsverordnung 
(Teil  XI  des  Kodex  der  Reichsgesetze,  Ausgabe  von  1857) 
bestimmt. 

2.  Die  Wohnungen  und  Magazine  der  Ausländer  sowie 
alle  dazu  gehörigen  Ländereien  stehen  unter  dem  Schutze 
der  allgemeinen  Gesetze.  —  Eine  Durchsuchung  ihrer  Häuser 
und  Durchsicht  ihrer  Handelsbücher  darf  nicht  anders  vor- 
genommen werden  als  auf  Grund  derselben  Bestimmungen, 
welche  ftlr  die  russischen  Unterthanen  gleichen  Standes  mit 
ihnen  vorgeschrieben  sind. 

8.  Ausländer  können  Mobilien  und  Immobilien  jeder  Art 
sowohl  durch  Kauf  als  auch  durch  Erbschaft,  Vermächtnis, 
Schenkung,  Einweisung  von  Seiten  der  Krone  u.  dergL  er- 
werben, mit  alleiniger  Ausnahme  derjenigen,  welche  nach 
den  bestehenden  Gesetzen  nur  die  zum  russischen  Erbadel 
Gehörigen  sowie  Ausländer,  welche  die  Rechte  desselben  er- 
langt haben,  besitzen  dtlrfen^^).  —  Und 

4.  Ausländer,  mit  Ausnahme  von  Hebräern,  können  Landp^üter 
mit  Bauern,  in  Vollmacht  der  Eigentümer  solcher  Güter,  mit 
den  Rechten  von  Disponenten  (Prikastschiks)  verwalten. 
Sie  können  ebenso  auch  unbewegliche  Besitztümer  mit  und 
ohne  Bauern  pachten  und  zur  Arrende  oder  als  Eigentum  und 
überhaupt  in  Grundlage  jeglicher  Art  von  gesetzlich  nicht  ver- 
botenen Abmachungen  besitzen  unter  Beobachtung  nur  der- 
jenigen  Bedingungen   und    BeschrtLnkungen ,    welche   ftlr   die 


11)  Hinsichtlieh  der  Punkte  8  und  4  haben  später  (insbesondere  durch  den 
Allerh.  Ukas  vom  14.  März  1887,  betreffend  den  Erwerb  von  Immobilien 
in  den  westlichen  Gonvemements)  beschränkende  Bestimmungen  statt- 
gefunden. 
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geborenen  Unterthanen  des  Reichs  festgesetst  sind.   —  (CiTil- 
gesetze,  Buch  lY,  Abt  III,  2). 

Damit  beginnt  die  dritte  Periode  der  Rechtsverhältnisse  der 
Anslünder  in  RaPsLind,  welche  bis  sor  Gegenwart  reicht  Die  Mannig- 
faltigkeit der  in  dieser  Zeit  erlassenen  und  gegenwärtig  gelten- 
den Verordnungen  lAfst  sich  in  folgende  zehn  Hauptpunkte 
zusammenftusen : 

1.  Die  Ausländer  sind  den  russischen  Reichsgesetzen  in 
gleicher  Weise  wie  die  Inländer  unterworfen;  Onaden- 
beweise  wie  auch  Strafen  erstrecken  sich  in  gleichem  Malse 
auf  die  Ausländer.     Geringe  Abweichungen  finden  sich 

a)  im  Straf  recht  (demgemäfs  Ausländer  vertragsmäTsig  dem 
Heimatsstaate  ausgeliefert  und  statt  der  Verweisung  nach  ent- 
fernteren, nicht  sibirischen  Gouvernements  zur  GefAngniahaft 
und  demnächstigen  Ausweisung  verurteilt  werden  können)  und 

b)  im  Privatrecht  (bezüglich  der  Nachlafsregulierung  des  be- 
weglichen Vermögens  der  Angehörigen  einzelner  Staaten). 
Die  Ausländer  geniefsen  im  Handels-  und  Gewerbebetriebe 
alle  Handelsrechte,  welche  der  russischen  Eüufmannachaft 
zugestanden  sind,  und  zahlen  hierfür  die  gleichen  At^ben 
wie  jene.  Im  übrigen  sind  sie  frei  von  ständischen  (Gemeinde-) 
Steuern.  — 

2.  Ein  Anspruch  auf  Unterstützung  aus  öffentlichen  Mitteln 
steht  den  Ausländem  nicht  zu.  — 

8.  Die  Ausländer  sind  besonderen  Pafs  (Auf  enthalts- 
sch ein) -Bestimmungen  unterworfen  und  haben  fflr  die 
jährlich  zu  wechselnden  Legitimationspapiere  Blanket-  und  Stempel- 
gebühren zu  entrichten.  — 

4.  Die  Ausländer  geniefsen  Glaubensfreiheit,  jede  Propaganda 
ist  ihnen  jedoch  verboten.  —  Für  ausländische  Juden  gelten  be- 
sondere Pafs-  und  Aufenthalts-Bestimmungen. 

5.  Der  Aushebung  zum  Militärdienste  sind  Ausländer  in  Rufs- 
land nicht  unterworfen;  sie  sind  frei  von  jedem  persönlichen 
Dienste  im  Landheere,  in  der  Marine,  in  der  Reserve  und  Land- 
wehr sowie  von  allen  Lasten,  welche  im  KriegsfiiUe  auferlegt 
werden  mit  Ausnahme  der  mit  dem  Besitze  eines  Grundstückes 
verbundenen  Lasten  und  der  Verpflichtung  der  Quartierleistung 
ftir  die  bewafinete  Macht  — 

6.  Gemäfs  dem  Gesetz  über  den  „Kriegszustand*'  vom  18.  Juni 
1892  haben  die  Generalgouvemeure  oder  die  mit  ihrer  Amts- 
gewalt bekleideten  Personen  das  Recht,  Aasländer  über  die 
Grenze  zu  weisen.  — 

7.  Das  aktive  wie  auch  das  passive  Wahlrecht  für  den  Kommunal- 
und  Landschaftsdienst  steht  Ausländem  nicht  zu.  — 
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8.  Die  Wohnnngen  und  Magazine  der  Anslttoder  und  die 
dazu  gehörigen  iJIndereien  stehen  unter  dem  Schutze  der  all- 
gemeinen Gesetze.  — 

9.  Aasländer  können  bewegliches  nnd  unbewegliches 
Eigentum  unter  denselb^  Bedingungen  wie  Inländer  er- 
werben. — 

10.  Der  Erwerb  von  Grundstücken  aufserhalb  der  Städte 
zum  Eigentum  oder  zum  zeitweiligen  Besitz  und  zur  Nutz- 
nielsung  ist  Ausländem  in  21  Gouvernements  (den  10  Gouverne- 
ments des  Z«rtums  Polen  und  den  Gouvernements  Bessara- 
bien,  Wilvua,  Witebsk,  Wolhynien,  Grodno,  Kiew, 
Kowno,  Kurland,  Liviand,  Minsk  und  Podolien) 
aui'  Grund  des  Allerhöchsten  Befehls  vom  14.  März  1887 
verboten,  mit  der  Ausnahme,  dafs  diejenigen  Personen,  die 
orthodoxen  Bekenntnisses  sind,  auch  in  dem  vorstehend 
genannten  Gouvernement  Wolhynien  Immobilien  aufserhalb 
der  Städte  erwerben  dürfen.  — 


Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.    Btlrgrerllches  Recht,  Handels-,  TVechsel-  und 
•   KonkuTBreclit.  —  Clvllprozefls. 

Zur  Streitfrage,  ob  zur  Erwerbung  von  Frankfurter  Liegenschaften 
oder  Hffpotheken  seitens  auswärtiger  (nichtpreufsischer)  Aktien- 
gesellschaften eine  höhere  staatliche  Erlaubnis  erforderlich  ist^). 

Beschlufs  des  Amtsgerichts  Frankfiirt  a.  M.  vom  16.  November  1899  in 
Sachen  Z.  (Aktenzeichen  F  No.  3194/99). 

Der  Antrag  vom  6.  November  1899  wird  kostenfiülig  zurück- 
gewiesen, weil  der  Nachweis  nicht  erbracht  ist,  dafs  die 
Rheinische  Hypothekenbank  in  Mannheim  sich  im  Besitze  der 
in  §  3  des  Frankfurter  Gesetzes  vom  29.  September  1868   er- 


1)  Vergl.  Bd.  IX  S.  474  dieser  Zeitschrift  Ungeachtet  des  Umstandes, 
dafs  das  Frankfurter  Gesetz  vom  29.  September  18^  durch  das  PreuÜBische 
Aoflfahnmgsffesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  seit  dem  1.  Januar  1900 
aofgehoben  ist,  ist  diese  Iweitfrage  keineswegs  bedeutungslos  geworden. 
Sie  hat  nach  wie  vor  eine  eminente  Bedeutung  Bit  die  bis  zum  1.  Janaar 
1900  ohne  die  im  §  3  lett.  cit,  voigesehene  staatliche  Erlaubnis  zu  Gunsten 
snswIMger  joristisoher  Personen  errichtete»  Hypotheken.  M. 
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wtthnten  höheren  Btaatlichen  ErlaubniB  beetlglich  der  von  den 
Erwerbern  zu  tlbemehmenden  Hypothek  umo  1896  foL  2965 
befindet. 
Grttnde:  Zur  Begrtlndang  der  Abweisang  wird  auf  den  Inhalt 
der  Ton  Amtsgerichterat  Dr.  Menßen  verfkfsten,  in  Johows  Jahrbneh 
Band  18  S.  894  veröffentlichten  Abhandlang  Besag  genommen.  In  der- 
selben ist  dargethan,  dafs  auch  AktiengeedlBchaften  unter  die  in  §  3 
des  cit  Frankfurter  Gesetsee  erwtthnten  juristischen  Personen  fiülen. 
Namentlich  ist  in  dieser  Abhandlung  naehgewiesen,  dafs  auch  die  Frank- 
furter gesetzgebenden  Faktoren  mit  dem  Ausdrunke  „  Handehgesell- 
Schäften  **,  auf  welche  der  betreffende  §  8  keine  nAnwendnng  fimden 
sollte,  nur  diejenigen  Handelsgesellschaften  ventanden  haben,  welche 
keine  vollständige  juristische  Persönlichkeit  besitzen,  wie  dies  aus 
ihrer  Begründung  sowie  aus  dem  Umstände  hervoigeht,  dafs  sie  den 
Art  111  des  Handelsgesetzbuches  citierten,  ohne  von  dem  Art  218 
irgendwelche  Erwähnung  zu  thun.  Es  mag  weiter  noch  bemerkt 
werden,  dafs  für  die  gegenseitige  Ansicht*  daraus,  daft  die  gesetzgebenden 
Faktoren  auch  den  von  der  Rommanditgeselbchaft  handelnden  Art  164 
des  H.O.B.  nicht  erwähnten,  sich  nichts  folgern  läfst  Für  eine  be- 
sondere Citierung  des  Art  164  des  H.O.B.  lag  für  die  Frankftirter 
gesetzgebenden  Faktoren  keinerlei  Veranlassung  vor,  da,  abgesehen 
davon,  dafs  die  Kommanditgesellschaft  ebensowenig  wie  die  offene 
Handdsgesellschaft  juristische  Peisönlichkeit  im  engeren  Sinne  besitzt, 
der  Art  164  des  H.O.B.  sogar  vollständig  den  gleichen  Wortlaut  wie 
der  Art  111  hat     Es  lauten  nämlich  Art  111 : 

„„Die  Handelsgesellschaft*'  (Art  164:  die  „Kommanditgesell- 
Schaft**)  kann  unter  ihrer  Firma  Rechte  erwerben  und  Verbindlich- 
keiten eingehen,  Eigentum  und  andere  dingliche  Rechte  an  Orund- 
stttcken  erwerben,  vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werden. 

Ihr  ordentlicher  Gerichtsstand  ist  bei  dem  Gericht,  in  dessen 
Bezirk  sie  ihren  Sitz  hat** 

Anders  verhält  es  sich  dagegen  bezüglich  des  die  Rechtsverhält- 
nisse der  Aktiengesellschaften  normierenden  Artikels  213  des  H.G.B., 
nach  welcher  sich  diese  ab  juristische  Personen  im  engeren  Sinne 
charakterisieren.  Hervoigehoben  mag  femer  noch  werden,  dafs  zur  Zeit 
des  Erlasses  des  Frankfurter  Gesetzes  vom  29.  September  1863  der 
Absatz  1  des  Art.  208   des  H.G.B.  wie  folgt  lautete: 

„Aktiengesellschaften  können  nur  mit  staatlicher  Genehmigung 
errichtet  werden.** 

Somit  waren  die  Aktiengesellschaften  gleichsam  äufserlieh  schon 
als  juristische  Personen  gekennzeichnet  Femer  kommt  noch  bei  dieser 
Rechtslage  in  Betracht,  dafs  die  Frankftirter  gesetzgebenden  Faktoren, 
wenn  sie  bei  den  Beratungen  über  das  in  Frage  stehende  Gesetz  auch 
die  Aktiengesellschaften  bezüglich  des  §  3  daselbst  hätten  ausgenommen 
wissen  wollen,  einen  sonderbaren  Rechtszostand  geschaffen  hätten. 
Sie  hätten  nämlich  auswärtigen  AktiengeseUschaften  vollständig 
freien  Spielraum  zum  Erwerb  von  Frankfurter  Liegenschaften  und  Hype- 
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thekea  gewährt,  während  sogar  selbst  die  Entstehimg  einer  Frank- 
furter AktiengeseUsehaft  Ton  der  (Jenehmigong  des  Senats  abhiagig 
war.  UnmOglidi  kann  angenommen  werden,  dais  die  Frankforter  geseta- 
gefaenden  Faktoren  einen  derartig  sonderbaren  Rechtsaastand  an  schaffen 
beabsichtigt  hatten. 

Zu  welchen  Inkonsequenzen  die  Annahme  filhrt,  dafs  unter  den 
dt  §  3  des  Frankfiirter  Geseties  AktiengeseUschaften  nicht  Men,  er- 
giebt  sich  ferner  aus  folgendem:  Selbst  die  Vertreter  der  Gegenansicht 
können  noigedmngen  nicht  umhin  aameikennen,  dafs  auch  auf  ein- 
getragene Genossenschaften  sich  die  Vorschrift  des  §  S  des  Frankfurter 
Gesetees  beaieht  (VergL  auch  Beschluls  des  hieeigen  königlichen  Land- 
geridits  vom  80.  Juni  1899  in  der  Beschwerdesache  Becker').  Nun 
hat  aber  §  17  Abs.  1  des  Genossenschaft^gesetses  vom  1.  Mai  1889 
den  gleichen  Wortlaut  wie  Art  218  Abs.  1  des  H.G.B. 

Art  113  Abs.  1:  „„Die  Aktiengesellschaft*'  (§  17  Abs.  1  des 
Oenoesenschaftsgesetzes:  „Die  eingetragene  Genossenschaft^)  als  solche 
hat  selbständig  ihre  Rechte  und  Pflichten;  sie  kann  Eigentum  und 
andere  dingliche  Rechte  an  Gmndstttcken  erwerben,  vor  Gericht 
klagen  und  verklagt  werden." 

Nicht  logisch  dttrfte  daher  die  Annahme  sein,  dafs  durch  den 
gleichen  WorUaut  verschiedene  Rechtsverhältnisse  geschaffen  würden, 
je  nachdem  dieser  Wortlaut  bezttglich  der  eingetragenen  G^ossenschaften 
oder  beatlglich  der  Aktiengesellschaften  gebraucht  wird;  dals  also  un- 
geachtet des  gleichen  Wortlautes  die  Aktiengesellschaften  als  nicht, 
di^egen  die  eingetragenen  Genossenschaften  als  unter  §  8  des  Frank- 
fbiter  Gesetaes  vom  29.  September  1863  au  Men  au  erachten  seien. 
Noch  sonderbarer  charakterisiert  sich  die  Annahme  eines  derartigen  Er- 
gebnisses durch  den  Umstand,  dafs  der  Art  218  des  H.G.B.  und  der 
§  17  des  Genossenschaftsgesetzes  vom  1.  Mai  1889  nicht  zufiillig  gleich- 
lautend sind.  Es  ist  vielmehr  ftlr  den  §  17  des  Genossenschaftsgesetzes, 
welcher  im  Entwurf  wörtlich  wie  Art.  111  und  164  des  H.G.B.  ftlr 
die  offenen  Handelsgesellschaften  und  ftlr  die  Kommanditgesellschaften 
lautete,  bei  den  gesetzgeberischen  Beratungen  die  Fassung,  wie  sie  der 
Art.  218  des  H.G.B.  ftbr  die  Aktiengesellschaften  hat,  gewählt  worden, 
mn  Uarznlegen,  dafs  eingetragene  Genossenschaften  juristische  Personen 
seien.  (Vergl.  Drucksachen  des  Reichstags  7.  Legislaturperiode  IV.  Session 
1888/89  Nr.  182.) 

Schliefslich  mag  noch  erwähnt  werden,  dafs  schon  aus  dem  Um- 
stände, dais  die  Ftankftuier  gesetagebenden  Faktoren  in  Verbindung 
mit  Art  111  des  H.G.B.  von  „Handelsgesellschaften*'  schlechthin  sprechen, 
mn  so  weniger  zu  folgern  ist,  dafs  sie  darunter  auch  die  Aktiengesell- 
schaften gemeint  haben,  als  das  Handelsgesetzbuch  selbst  vietöush  die 
Ausdrtlcke  „ Handelsgesellschaften*',  „Gesellschaften''  gebraucht  und 
darunter  nur  eine  bestimmte  Art  der  Handelsgesellschaft  versteht,  welche 
Art  sich  aus  der  Verbindung,   in  welcher  das  Handekgesetzbnch  sich 


2)  Siehe  oben  S.  65. 


128  Bechtsprechung:  Oeatochland. 

des  betreffenden  Ansdracks  bedient,  gleichwie  bezüglich  des  Ton  den 
Fiankforter  gesetzgebenden  Faktoren  im  vorliegenden  Falle  gebranchten 
Ansdrackes  ^yHandelsgeseUschaften**  lierrorgeht 

Ist  sonach  der  Erwerb  von  Hypotheken  im  Gebiete  der  vormab 
freien  Stadt  Frankfurt  a.  M.  seitens  auswKrtiger  (anfserprenfBiseher) 
Aktiengesellschaften  ohne  die  staatliche  Genehmignng  als  unBalSssig  zu 
erachten,  so  mufs  dies  selbstredend  auch  angenommen  werden  beztiglich 
einer  jeden  späteren  novierenden  Thfttigkeit,  insoweit  sich  letztere  aof 
die  Beibehaltung  eines  HTpothekaiglänbigers  bezieht,  welcher  die  er- 
forderliche staatliche  Genehmignng  nicht  hat 

Es  rechtfertigt  sich  demnach  die  vorliegende  Abweisnng.  Die 
Kostenentsoheidung  bemht  auf  §  106  des  Preufs.  Ger.K.G.  Jf. 

Rechtliche  Natur  des  Checks.  —  Nach  deutschem  Recht  haftet 
eum  Unterschied  vom  englischen  Recht  der  Aussteller  eines  Checks 
dem  legitimierten  Inhaber  desselben  unmittelbar  aus  der  Urhunde 
nicht.  —  StatutenhoUision.  —  Welches  Recht  ist  anzuwenden  auf 
die  Regrefspflicht  aus  einem'  in  Hamburg  in  englischer  Stäche 
ausgestellten,  in  London  zahlbaren  Check. 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  4.  Oktober  1899  (Hans.  Gerichtszeitg. 
21.  Jahrgang  [1900]  Hanptblatt  S.  37  ff.}. 

Die  Beklagte  hat  am  5.  Oktober  1898  in  Hamburg  einen  Check 
in  englischer  Sprache  ausgestellt,  worin  die  London  &  County  Banking 
Ck^mpany  Limited  in  London  angewiesen  wird,  an  die  Bambni^er  Firma 
Vocke  &  Schmidt  oder  deren  Order  455  i^  8  sh.  10  d.  zu  bezahlen. 
Am  gleichen  Tage  hat  die  Empfängerin  diesen  Check  durch  Indossament 
auf  die  Klttgerin  übertragen.  Die  Assignatin  hat  die  Zahlung  jedoch 
abgelehnt,  weil  der  Zahlungsauftrag  schon  vor  der  Prtisentation  des 
Checks  widerrufen  worden  war.  Die  Klttgerin  fordert  nunmehr  von 
der  Beklagten  Mk.  9292.74  nebst  6  ^/o  Zinsen  seit  dem  6.  Oktober 
1898,  indem  sie  ausführt,  dafs  ihre  Indossantin  ihr  diese  Summe  schuldig 
gewesen  sei  und  zu  dem  Ende  und  um  sie  zu  befriedigen  unter  Mit- 
wirkung des  Hamburger  Bankiers  Cilsar  Oppenheim  den  Check  er- 
worben habe.  Dieser  habe  ihn  seinerseits  und  f^r  seine  eigene  Person 
von  der  Beklagten  gekauft,  derselben  die  Valuta  persönlich  bezahlt  and 
ihr,  der  Firma  Y.  &  Seh.,  den  Betrag  kreditgebend  wieder  in  Rech- 
nung gestellt  Da  V.  &  Seh.  durch  Annahme  des  Checks  das  in  dessen 
Ausstellung  gelegene  Zahlungsversprechen  acceptiert  hatten,  so  sei  die 
Beklagte  auch  nicht  mehr  berechtigt  gewesen,  durch  Widerruf  des 
2iahlungsanftrages  die  Rechte  der  Empfängerin  und  deren  Indossatare 
zu  verbürgen. 

Die  Beklagte  hat  die  ihr  angesonnene  Erstattungspflicht  bestritten. 
Sie  will  den  Check  durch  Vermittelung  des  Oppenheim  an  die  Firma 
V.  &  Seh.  verkauft  und  sofort  geliefert,  dabei  aber  verbingt  haben,  dafs 
jener  ihr  den  Eingang  der  Valuta  garantiere.  V.  &  Seh.  htttten  alsdann 
den  nötigen  Geldbetrag  nicht  aufbringen  können  und  deshalb  selber  sie. 
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die  Beklagte  —  wiederum  durch  O.b  Yermittelnng  —  beauftragt,  die  Be- 
zahlung des  Checke  in  London  zu  hindern.  Sie  habe  niemals  Valuta 
erhalten.  Vielmehr  habe  ihr  0.  nur  fthr  den  Fall,  dafs  ihr  Widerruf 
in  London  zu  spät  eintreffen  werde,  durch  Hinterlegung  der  Check- 
gomme  bei -ihr  Sicherheit  geleistet 

Die  Firma  V.  &  Seh.  ist  später  in  Ronkurs  verfallen. 

Das  KG.  Hamburg,  R.  II  f.  H.  hat  die  Rlage  am  7.  Januar 
1899  abgewiesen. 

Gründe:  Schon  das  Mhere  R.O.H.G.  hat  sich  in  seinem  Bd.  18 
unter  Nr.  103  abgedruckten  Urteile  eingehend  mit  der  rechtlichen  Natur 
des  Cheeks  und  insbesondere  der  Frage,  ob  aus  einem  nicht  honorierten 
Check  R^refs  genommen  werden  kann,  beschäftigt,  hat  aber  diese 
Frage  verneint  Neuerdings  ist  dieselbe  mit  dem  gleichen  Resultat 
Gegenstand  einer  Entscheidung  des  Hans.O.L.G.  gewesen  in  einem 
Urteile,  welches  sich  in  dem  Hauptblatt  der  Hans.  Gerichtszeitg.  von 
1897  unter  Nr.  112  abgedruckt  findet  Beide  Entscheidungen  sind  zu 
der  Feststellung  gelangt,  dafs  durch  die  einschlägigen,  auf  den  Check 
tnwendbaren  Bestimmungen  des  deutschen  H.G.B.,  wie  sie  sich  daselbst 
in  den  Art.  800  und  301,  808,  805  finden,  nur  die  Legitimation  des 
Indossatars  zur  Empfangnahme  der  angewiesenen  Summe,  und  die  Ver- 
pflichtung des  Acceptanten  der  Anweisung  zur  Zahlung  gegenüber  dem 
Assignatar  und  Indossatar,  nicht  aber  die  Regrefspflicht  des  Assignanten 
und  des  Indossanten  anerkannt  wird. 

Das  R.O.H.G.  hat  derzeit  in  seinen  Gründen  ausgeführt,  dafs  sieh 
in  verschiedenen  deutschen  Rechtsgebieten  die  rechtliche  Aufilkssung  aus- 
gebildet gehabt  habe,  dafs  von  Kaufleuten  ausgestellten  Anweisungen 
gewisse  wechselrechtliche  Wirkungen  zukämen,  und  dafs  diese  Auf- 
fittsnng  teilweise  auch  in  der  Landesgesetzgebung  Anerkennung  ge- 
fanden  habe,  dafs  aber  daraus  nichts  hergeleitet  werden  könne,  dafs 
durch  Gewohnheitsrecht  ein  Regrefs  aus  der  Anweisung  selber  anerkannt 
worden  sei.  Jene  rechtliche  Aui&ssung  macht  sich  noch  jetzt  in  kauf- 
männischen Kreisen,  insbesondere  auch  hier  in  Hamburg,  wie  das  Gericht 
ans  eigenem  Wissen  zu  konstatieren  in  der  Lage  ist,  vielfach  geltend. 
So  wünschenswert  es  aber  auch  de  lege  ferenda  vielleicht  sein  mag, 
ein  die  Verwendung  des  Cheeks  als  Zahlungsmittel  mit  gleichen  oder 
ihnlichen  Rechtswirkungen  wie  bei  dem  Wechsel  ermöglichendes  Gesetz 
anzustreben,  so  hat  sieh  doch  bis  heute  seit  der  Erlaseung  jenes  Urteiles 
des  R.O.H.G.  an  der  von  diesem  dargelegten  Sachlage  nichts  geändert, 
nnd  es  ist  gerade  auch  in  der  citierten  Entscheidung  des  Hans.  O.L.G. 
noch  darauf  hingewiesen  worden,  dafs  auch  das  B.G.B.  und  das  künftige 
H.6.B.  eine  Änderung  des  bestehenden  Rechtszustandes  nicht  voi^e- 
nommen  haben. 

Es  ist  daher  auch  heute  noch  daran  festzuhalten,  dafs  der  Aus- 
steller eines  Cheeks  dem  legitimierten  Inhaber  desselben  unmittelbar 
ans  der  Urkunde  für  die  Auszahlung  der  Checksumme  nicht  haftet,  und 
es  darf  zur  näheren  Begründung  hierftlr  auf  die  eingehenden  Ausftlh- 
ningen  der  citierten  beiden  Entscheidungen  verwiesen  werden. 
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Ein  BegreTsrecht  der  Elilgerm  gegen  die  Beklagte  ans  dem  hier 
in  Frage  stehenden  Check  existiert  demnach  nicht,  und  es  bleibt  somit 
nur  noch  die  Frage  ttbrig,  ob  sie  auf  Grund  des  dem  Check  zu  Grunde 
liegenden  RechtsverhältniBses  von  der  Beklagten  die  Zahlung  des  Check- 
betrages beanspruchen  kann.  Dafs  das  selbst  bei  Annahme  der  Richtig- 
keit der  von  der  Klägerin  gegebenen  Sachdarstellung,  nach  welcher 
0.  von  V.  &  Seh.  den  Auftrag  erhalten  hatte,  ihnen  einen  an  ihre 
Order  gestellten  Check  auf  London  in  Hohe  von  455  £  S  sh.  10  d. 
käuflich  zu  liefern,  und  0.  dann  den  Check  von  der  Beklagten  als 
Käufer  in  eigenem  Namen  erworben  haben  soll,  nicht  der  Fall  ist, 
bedarf  keiner  weiteren  Ausführung,  denn  danach  bestand  aufserhalb  der 
Urkunde  zwischen  Y.  &  Seh.  und  der  Beklagten  tlberhaupt  kein  Rechts- 
verhältnis, geschweige  denn  ein  solches,  auf  Grrund  dessen  erstere  von 
dieser  die  Zahlung  des  Checkbetrages  hätten  beanspruchen  können.  Sie 
konnten  daher  auch  als  die  ersten  Empflüdger  des  Checks  einen  solchen 
Anspruch  auf  die  Klägerin  nicht  tibertragen.  Wenn  der  klägerische 
Anwalt  von  einem  zu  Gunsten  von  V.  &  Seh.  zwischen  der  Beklagten 
und  0.  geschlossenen  Vertrage  gesprochen  hat,  so  ist  das  nicht  wohl 
verstäadlich ,  umsoweniger,  als  nach  der  klägerischen  Sachdarstellung 
der  Beklagten  gegenüb^  0.  Käufer  des  Checks  in  eigenem  Namen  ge- 
wesen sein  soll.  Eventuell  würde  aber  auch  nicht  ersichtlich  sein,  wie 
aus  einem  zwischen  den  genannten  Rechtssubjekten  zu  Gunsten  von 
y.  &  Seh.  geschlossenen  Vertrage  die  Klägerin  Rechte  sollte  herleflen 
können. 

Das  O.L.G.  IV  hob  am  17.  April  1899  das  UrteU  des  L.G.  auf 
und  entsprach  der  Klage. 

Entscheidungsgründe:  Das  L.G.  hat  die  Frage,  ob  die 
Beklagte  für  die  Einlösung  des  von  ihr  in  Hamburg  ausgestellten, 
in  London  zahlbaren  Checks  der  Klägerin  als  der  durch  Indossament 
legitimierten  Inhaberin  des  Checks  verantwortlich  ist,  lediglich  nach 
deutschem  Rechte  geprüft  und  ist  von  diesem  Standpunkte  aus  daza 
gelangt,  sowohl  die  Frage,  ob  durch  die  Ausstellung  des  Checks 
ftkr  die  Beklagte  eine  Regrefspflicht  begründet  ist,  wie  auch  die 
andere  Frage,  ob  infolge  der  später  von  der  Beklagten  erteilten  Konter- 
order die  Beklagte  zum  Schadensersatz  verpflichtet  ist,  zu  ver- 
neinen. Es  wird  jedoch  zu  prüfen  sein,  ob  dieser  Ausgangspunkt  des 
angefochtenen  Urteils  richtig  und  nicht  vielmehr  jene  Frage  nach  eng- 
lischem Rgchte  zu  beurteilen  ist  Diese  Entscheidung  ist  wesentlich 
von  Erwägungen  thatsächlicher  Natur  abhängig.  Denn  dafür, 
welche  RechtswiriLungen  durch  eine  bestimmte  Handlung  erzeugt  werden 
sollen,  ist  in  erster  Linie  der  Wille  desjenigen  mafsgebend,  der  jene 
Handlung  vornimmt  Sind  jene  Wirkungen  je  nach  der  Anwendung 
des  einen  oder  anderen  Rechtes  verschieden,  so  mufs  dasjenige  Recht 
Anwendung  finden,  welchem,  das  Rechtsverhältnis  nach  dem  ausge- 
sprochenen oder  aus  den  Umständen  erkennbaren  Willen  der  Beteiligten 
hat  unterstellt  werden  sollen. 

Vgl.  Entsch.  des  R.G.  Bd.  9  S.  227,  Bd.  20  S.  335,  Bd.  24  S.  113. 
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Voiaoflsetzimg  ist  natürlich,  dafs  die  ans  der  .rechtserzeugenden 
Thatsache  sich  ergebenden  Wirkungen  der  Disposition  der  Beteiligten 
unterliegen  und  dafs  nicht  die  Gesetze  desjenigen  Ortes,  an  welchem 
die  Rechtshandlang  yorgenommen  wird,  dergestalt  zwingend  sind,  dafs 
sie  eine  abweichende  Oestaltnng  der  ans  der  Handlang  sich  ergebenden 
Rechtsfolgen  aosschliefsen.  Ein  solcher  FaU  liegt  hier  aber  nicht  vor; 
denn  wenn  anch  von  dem  deatschen  Rechte  eine  Regrefiipflicht  des 
AiustellerB  eines  Ghecks  nicht  anerkannt  wird,  so  kann  doch  eine  solche 
Verpflichtong  im  einzelnen  Falle  von  dem  Aassteller  übernommen  werden, 
und  es  kann  dieses  anch  in  der  Weise  stillschweigend  geschehen,  dafs 
du  Rechtsverhftltnis  von  dem  Aassteller  in  einer  aus  dem  Check  and 
dessen  Zweckbestinmiang  ftlr  jeden  Erwerber  des  Checks  erkennbaren 
Weise  anter  ein  anderes,  die  Regrefspflicht  anerkennendes  Recht  gestellt 
oder  die  Anwendang  dieses  Rechts  als  selbstverständlich  voraasgesetzt 
wild.  Darf  aber  nach  den  Umstanden  des  konkreten  Falles  die  Unter- 
wedong  der  Beteiligten  anter  ein  fremdes  Recht  ab  stillschweigend  ge- 
wollt anterstellt  wcarden,  so  ist  dieses  Recht  in  Anwendung  za  bringen, 
ohne  dafs  ontersaebt  za  werden  braacht,  ob  die  Beteiligten  zagleich 
die  einzelnen  ans  der  Anwendang  jenes  Rechts  sich  ergebenden  Rechts- 
fragen sich  zam  Bewafstsein  gebracht  haben. 

Im  vorliegenden  Falle  anterliegt  es  nan  für  dieses  Oericht  bei 
Wtlrdigong  der  dem  Gerichte  vorgetragenen,  anter  den  Parteien  nicht 
streitigen  Thatsachen  keinem  Zweifel,  dafs  die  Beklagte  bei  Aosstellang 
des  Checks  davon  ausgegangen  ist  und  als  selbstverständlich  voraas- 
gesetzt hat,  dafs  das  dadurch  geschaffene  Rechtsverhältnis  unter  dem 
englischen  Rechte  stehen  und  die  von  diesem  damit  verknüpften 
EKechtswirkungen  haben  sollte.  Der  Check  sollte  dazu  dienen,  um  in 
London  die  Zahlung  einer  von  V.  &  Seh.  der  in  London  domizilierten 
Klägerin  geschuldeten  Summe  durch  eine  Londoner  Bank,  die  London 
and  Countj  Banking  Company  zu  vermitteln.  Der  Check  ist  in  eng- 
lischer Sprache  unter  Benutzung  eines  Checkformulares  ausgestellt, 
welches  dem  von  der  genannten  Londoner  Bank  der  Beklagten  aus- 
gehändigten Checkbuche  entnommen  war.  Es  konnte  schon  bei  Aus- 
stellung des  Checks  für  die  Beklagte  kein  Zweifel  bestehen,  dafs  der 
an  V.  &  Seh.  oder  Order  ausgestellte  Check  mit  dem  Indossamente  des 
Remittenten  an  eine  Londoner  Firma  gesandt  werden  würde, 
am  von  dieser  bei  der  London  and  Countj  Banking  Company  aus  dem 
dortigen  Guthaben  der  Beklagten  oder  dem  derselben  eröflheten  Kredit 
eingelöst  za  werden.  Von  vornherein  war  deshalb  für  die  Beteiligten 
Uar,  dafs  das  durch  die  Ausstellung  und  Begebung  des  Checks  ge- 
schaffene Rechtsverhältnis  in  London  wirksam  zu  werden  bestimmt  war, 
dort  seinen  Zweck  erfüllen  sollte,  und  dafs  die  Klägerin,  wenn  sie  den 
Check  mit  einem  sie  legitimierenden  Indossament  empfing,  um  darauf 
der  Bestimmung  gemäfs  die  ihr  geschuldete  Summe  in  London  einzu- 
kassieren, erwarten  durfte,  durch  den  in  London  sich  vollziehenden 
Reehtserwerb  zugleich  diejenigen  Rechte  zu  erwerben,  welche  nach  dem 
für  sie  mafsgebenden  englischen  Rechte  mit  dem  Erwerbe  eines  solchen 
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Papiers  dem  Aussteller  gegentlber  verbunden  sind.  Nach  englischem 
Recht  ist  aber  ein  Check  nichts  anderes  als  ein  auf  einen  Bankier  ge- 
zogener, auf  Sicht  zahlbarer  Wechsel. 

Vgl.  BiUs  of  exAange  ad.  von  1882,  Art.  78:  A  cheque  is 
a  hm  of  ext^umge  drawn  on  a  hanker  papaMe  <m  äemand. 
Daraus  folgt,  dafs  der  Aussteller  eines  Checks  dem  legitimierten 
Inhaber  desselben  für  den  Fall  der  Nichteinlösung  durch  den  Bezogenen 
haflet,  und  dafs  eine  dem  Bezogenen  vor  der  I^ilsentation  des  Checks 
einseitig  erteilte  Konterorder,  wenn  sie  auch  das  Recht  und  die  Pflicht 
des  Bezogenen  zur  Einlösung  des  Checks  im  Verhältnis  zu  dem  Aus- 
steller beseitigt  (Art.  75  a.  a.  0.),  die  Haftung  des  Ausstellers  g^en- 
über  dem  Inhaber  nicht  zu  berühren  vermag.  Diese,  nach  englischem 
Recht  mit  dem  Check  verbundene  Oamntiefonktion  ist  nach  deutschem 
Recht  keine  mit  der  Ausstellung  des  Checks  kraft  Gesetzes  verbundene 
Rechtsfolge,  sie  kann  aber  von  dem  Aussteller  dadurch,  dafs  dieser 
seinen  dahin  gehenden  Verpflichtungswillen  in  einer  fllr  jeden  Erwerber 
des  Checks  erkennbaren  Weise  zum  Ausdruck  bringt,  übernommen 
werden  und  mufs  als  stillschweigend  übernommen  gelten,  wenn 
ein  auf  einen  englischen  Bankier  gezogener  Check  zu  dem  Zwecke  aus- 
gestellt und  begeben  wird,  um  im  englischen  G^eschilftsverkebre  als 
Zahlungsmittel  Verwendung  zu  finden.  Allerdings  kann  ein  in  der  vor- 
li^enden  Form  in  Deutschland  ausgestellter  Check  im  Verhältnis 
zwischen  Aussteller  und  Inhaber  nicht  die  Eigenschaft  eines  Wechsels 
im  Sinne  der  deutschen  Wechselordnung  erlangen.  Dem  steht,  selbst 
wenn  ein  dahin  gehender  Wille  der  Beteiligten  unterstellt  werden  dürfte, 
der  Umstand  entgegen,  dafs  der  Check  nicht  den  am  Ausstellungsorte 
fHr  die  Ausstellung  eines  Wechsels  bestehenden  Formvorschriften  ent- 
spricht, insbesondere  nicht  die  nach  Art.  4  der  Wechselordnung  er- 
forderliche Bezeichnung  als  Wechsel  enthält  Allein  verschieden  von 
dieser  der  Parteidisposition  entzogenen  Frage  ist  die  andere,  ob  in  der 
Ausstellung  eines  Checks  eine  auch  aufserhalb  des  Wechselrechts  mög- 
liche stillschweigende  Gamntieübemahme  seitens  des  Ausstellers  für  die 
Einlösung  des  Checks  gefunden  werden  kann.  Diese  nach  den  Um- 
ständen des  einzelnen  Falles  zu  beantwortende  Frage  mufs  im  vor- 
liegenden Fall  aus  den  angeführten  Gründen  bejaht  werden.  Die 
Beklagte  hat  deshalb  durch  den  mit  dieser  Garantieübemahme  unver- 
einbaren Widerruf  der  Zahlungsanweisung  die  ihr  dem  legitimierten 
Cbeckinhabei;  gegenüber  bestehenden  Vertragspflichten  verletzt  Die 
Gründe,  welche  die  Beklagte  zu  dem  Widerruf  bestimmt  haben,  sind 
für  das  Verhältnis  der  Parteien  zu  einander  ohne  Bedeutung.  Beklagte 
kann  sich  insbesondere  der  Klägerin  gegenüber  nicht  darauf  berufen, 
dafs  sie  von  dem  ersten  EmpflUiger  des  Checks  selbst  zur  Erteilung  der 
Konterorder  veranlafst  sei.  Denn  das  von  der  Klägerin  durch  Indossa- 
ment erlangte  Recht  aus  dem  Check  ist  ein  eigenes,  nicht  von  ihrem 
Vormanne  abgeleitetes  Recht  aus  der  Urkunde.  Zwischen  den  jetzt 
streitenden  Parteien  besteht  kein  anderes  Rechtsverhältnis  «Is  dasjenige 
aus  dem  Check.    Dieses  Rechtsverhältnis  ist  von  dem  anderen,  welches 
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ZOT  Ausstellang  and  ß^ebung  des  Ghecks  die  VemnlauHnng  gegeben 
hat,  losgelöst  Ebensowenig  wie  Klägerin  zor  Begründung  ihres  An- 
spntches  gegen  die  Beklagte  auf  das  unterliegende  Rechtsverhältnis 
zaittckgehen  kann,  können  ihr  Einreden  entgegengesetzt  werden,  welche 
diesem  Rechtsverhältnis  entnommen  sind. 

Das  R.6.  (I  221/99)  hob  am  4.  Oktober  1899  das  Urteü  des 
O.L.6.  auf  und  stellte  das  klagabweisende  Urteil  des  L.6.  wieder  her. 

Entscheidungsgründe:  Das  Beirufiingsgericht  bat  die  Regrefs- 
pfticht  der  Beklagten  aus  den  Bestimmungen  des  englischen  Rechts  be- 
gründet und  die  Anwendung  dieses  Rechts  damit  gerechtfertigt,  dafs 
die  Beteiligten  ihr  Rechtsverhältnis  ihm  unterworfen  hätten.  Das  um 
deswillen,  weil  die  Beklagte  bei  Ausstellung  des  Ghecks  ohne  Zweifel 
als  selbstverständlich  vorausgesetzt  habe,  dafs  ihre  Blandlung  die  vom 
eqglischen  Rechte  damit  verknüpften  Rechtswirkungen  äufsem  solle. 
Der  Gheck  sei  in  englischer  Sprache  unter  Benutzung  eines  englischen 
Checkformulares  ver&fst  und  —  wie  der  Beklagten  von  vornherein  be- 
kannt —  bestimmt  gewesen,  von  einem  Londoner  Bankhause  eingelöst 
zu  werden,  eine  in  England  geschuldete  Zahlung  zu  vermitteln.  Das 
englische  Recht  erblicke  nun  aber  im  Gheck  einen  auf  Sicht  zahlbaren 
Wechsel,  woraus  sich  das  Regrefsrecht  des  Inhabers  gegen  den  Aus- 
steller von  selber  ergebe.  Wenn  ein  solches  vom  deutschen  Recht 
möglicherweise  auch  nicht  anerkannt  werde,  so  sei  doch  eine  still- 
sehweigende  Garantieübemahme  nicht  verboten.  Die  Unterwerfung  unter 
das  englische  Recht  enthalte  aber  die  Übernahme  der  Garantie. 

Diese  Ansftlhmng,  die  der  Anschauung  des  Handelsverkehrs  wenig 
gerecht  wird,  ist  auch  rechtlich  nicht  haltbar.  Der  Ausgangspunkt  des 
fierufnngsgerichts  ist  insofern  zutreffend,  als  vorbehaltlich  zwingender 
Rechtssatzungen  auf  ein  durch  Parteidisposition  ins  Leben  gerufenes 
Rechtsverhältnis  dasjenige  Recht  zur  Anwendung  gebracht  werden  mufs, 
dem  es  die  Beteiligten,  sei  es  ausdrücklich,  sei  es  stillschweigend  unter- 
stellt haben.  Diese  Rechtsnorm  schlägt  hier  aber  nicht  ein;  und  das 
fierufungsgericht  irrt  in  der  Annahme,  dafs  die  thatsächliche  Erwägung, 
die  es  angestellt  hat,  dem  daraus  gezogenen  Rechtsschlufs  eine  zu- 
reichende Unterlage  gewähre.  Sein  Rechtsschlufs  ist  vielmehr  unmoti- 
viert und  steht  im  Widerspruche  mit  Regeln,  die  von  der  Wissenschaft 
and  Rechtsprechung  des  internationalen  I^vatrechts  herausgebildet  sind. 
Wenn  das  Beruiungsgericht  betont,  dafs  die  Entscheidung  von  that- 
^hlichen  Erwägungen  abhängig  sei,  so  kann  es  selbstverständlich  nicht 
gelingen,  mit  dieser  Bemeikung  einer  Nachprüfung  in  der  Revisions- 
instanz den  Weg  zu  verlegen.  Denn  in  Wirklichkeit  handelt  es  sich 
eben  nicht  um  eine  thatsächliche  Feststellung,  sondern  um  die  irrtüm- 
liche Nichtbeachtung  von  Rechtssätzen  oder  die  irrtümliche  Anwendung 
von  Rechtssätzen  auf  einen  gegebenen  Sachverhalt 

Der  Gheck  ist  in  Hamburg  von  der  dort  ansässigen  BekUgten  zu 
Gunsten  einer  Hamburger  Firma  ausgestellt  und  an  diese  begeben 
worden.  Da  ein  in  London  domiziliertes  Bankhaus  ihn  einlösen  sollte, 
80  hat  sich  die  Beklagte  der  englischen  Sprache  bedient  und  auch  sonst 
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die  im  englischen  Handelsverkehr  üblichen  Folgen  beobachtet  Im 
übrigen  weist  der  Check  keine  Besonderheiten  auf,  die  dazu  nötigten, 
die  ganze  Summe  der  durch  seine  Begebung  erzeugten  Rechtsbeziehungen 
nach  englischem  Recht  zu  beurteilen.  Das  Berufungsgericht  stttzt  sich 
denn  auch  lediglich  auf  eine  angebliche  Absicht  oder  Voraussetzung  der 
Beklagten.  Ohne  sonstige  besondere  Anhaltspunkte  dafür  zu  haben, 
glaubt  es  aus  der  Thatsache,  dafs  der  in  englischer  Sprache  geschriebene 
Check  eine  in  England  zahlbare  Schuld  begleichen  sollte,  folgern  zu 
können,  dafs  die  Ausstellerin  sich  dem  englischen  Recht  zu  unterwerfen 
beabsichtigt  habe.  £^  ist  nun  aber  schon  rechtsirrig,  wenn  ans  der 
Absicht  der  Beklagten  allein  die  Untersteliung  des  Rechtsverhältnisses 
unter  ein  sonst  den  Beteiligten  fremdes  Recht  bßgrtlndet  wird.  Denn 
die  rechtlichen  Beziehungen  zwischen  dem  Aussteller  und  Empf^lnger 
des  Checks  werden  nicht  durch  einen  einseitigen  Willensakt  des  Aus- 
stellers, sondern  erst  durch  den  Erwerb  der  Urkunde  seitens  des  Em- 
pfllngers  geknüpft  Soll  daher  durch  Privataatonomie  ein  besonderes 
Recht  gekoren  werden,  so  bedarf  es  dazu  auch  einer  übereinstimmenden 
Willensabsicbt  beider  Beteiligten.  Und  so  lange  diese  nicht  erhellt,  steht 
das  aus  der  Begebung  des  Checks  entsprungene  Rechtsverhältnis  unter 
demjenigen  Rechte,  dem  es  nach  seiner  Natur  angehört  Das  Berufungs- 
gericht hat  nun  aber  einen  korrespondierenden  Willensinhalt  bei  der 
Checkempfllngerin  nicht  festgestellt ;  und  es  ist  auch  kein  Grund  für  die 
Annahme  ersichtlich,  dafs  sie  nicht  alle  die  Befugnisse  und  Ansprüche 
erwerben  wolle,  die  ihr  von  ihrem  und  der  Ausstellerin  Rechte  gewähr- 
leistet würden.  Wenn  ein  Regrefsrecht  nach  deutschem  Rechte  be- 
gründet, nach  englischem  Rechte  nicht  begrtlndet  wäre^  so  würde  sich 
die  Absicht  der  Empfängerin,  ein  solches  zu  erlangen,  schwerlich  be- 
zweifeln lassen. 

Abgesehen  aber  ganz  von  dem  nach  dieser  Richtung  hervortretenden 
Mangel  in  der  thatsächlichen  Begrtlndung,  mnfs  überhaupt  die  Frage, 
ob  durch  Ausstellung  und  B^ebung  des  Checks  für  den  Fall  des  Aus- 
bleibens der  Zahlung  eine  checkrechtliche  Haftung  der  Beklagten  ins 
Leben  gerufen  ist,  lediglich  nach  den  Normen  des  deutschen  Rechts 
beantwortet  werden.  Wenn  das  Berufungsgericht  aus  dem  ausländischen 
Zahlungsorte  die  Anwendbarkeit  des  ausländischen  Rechts  folgert,  so 
liegt  dabei  eine  unrichtige  Identifizierung  der  Zahlungspflicht  mit  der 
Regrefspflicht  zu  Grunde.  Die  Verpflichtung  des  dem  R^refs  unter- 
worfenen Ausstellers  geht  nicht  auf  die  Einlösung  der  Anweisung.  Für 
ihn  bedeutet  die  Zahlungsleistung  nicht  Erfüllung  der  Obligation,  die 
durch  jene  geschafien  ward  oder  werden  sollte.  Die  Regrefspflicht  ist 
eine  bedingte  Verpflichtung,  die  nur  zur  Wirksamkeit  kommt,  wenn  die 
beabsichtigte  Zahlung  nicht  erfolgt,  die  eigentliche  Erfüllung  ausbleibt 
Und  als  Inhalt  dieser  Verpflichtung  erscheint  nicht  die  Zahlung  der 
Checksumme,  sondern  die  Zahlung  der  Regrefssumme.  Die  Regrefs- 
summe  aber  besteht  in  dem  Geldwerte,  den  die  Checksumme  um  die 
fragliche  Zeit  am  Wohnorte  oder  am  Orte  der  Handelsniederlassung 
des  Regrefspflichtigen   hat,   und  wird   in  Ermangelung  besonderer  ent- 
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gegenstehender  Thatumstitnde  eben  hier  von  diesem  geschuldet  Für 
seine  Garantieverpflichtang  ist  also  nicht  der  Zahlungsort  des  Checks, 
sondern  regehnttfsig  sein  Wohnort  oder  der  Ort  seiner  Handelsnieder- 
lassnng  ErMlnngsort  Bei  solcher  Unabhängigkeit  der  Regrefspflicht 
und  ihrer  ErMlung  vom  2iahlnngaorte  können  aber  anch  nicht  die 
Voranssetznngen  ihrer  Übernahme  durch  das  Recht  dieses  Ortes  geregelt 
sem.  Anderwärts  begrttndet  und  anderwärts  auszuführen ,  hat  das  am 
Zahlungsort  gültige  Recht  ftlr  sie  nur  insofern  Bedeutung,  als  es  darüber 
bestimmt,  ob  die  Bedingung,  von  der  die  Geltendmachung  des  be- 
stehenden Regrefsrechts  abhängt,  das  Ausbleiben  einer  dem  Check  ent- 
sprechenden Zahlungsleistung,  eingetreten  ist  oder  nicht  Man  kann 
nun  ja  zweifeln,  ob  die  Frage  nach  der  Entstehung  einer  checkrecht- 
lichen Verhaftung  des  Ausstellers  auf  Grund  der  diese  materiell  be- 
herrschenden Gesetze  des  Erfüllungsortes  oder  der  für  die  rechtlichen 
Beraehungen  des  Schuldners  im  allgemeinen  mafsgeblichen  Gesetze,  dso 
der  Gesetze  seines  Wohnsitzes,  beantwortet  werden  muPs.  Der  Zweifel 
braucht  hier  nicht  gelöst  zu  werden,  da  beide  Rechte  zusammenfallen. 
Unter  kdnen  Umständim  ist  aber  das  Recht  bestimmend,  von  der  die 
Zahlung  beherrscht  wird,  deren  Nichtleistung  die  Verbindlichkeit  des 
Ansstellers  bedingt  Das  Regrefsreefat  des  Checkinhabers  unterscheidet 
sich  nach  dieser  Richtung  nicht  wesentlich  von  dem  Regrefsrecht  des 
Wechselinhabers  gegen  den  Trassanten.  Nur  insoweit  ist  eine  Ver- 
schiedenheit allerdings  gegeben,  als  der  wechselrechtliche  RegrePs  allen 
Rechten  vertraut  ist  und  sich  nur  nach  Art ,  Uroikng  und  Fortdauer 
abweichend  gestalten  kann,  während  der  Regrefs  des  Checkinhabers 
anch  nach  seinem  Dasein  nicht  überall  anerkannt  wird.  Wenn  aber 
das  Recht  des  Zahlungsortes  für  den  Inhalt  der  Haftpflicht  nicht  mafs- 
geblich  ist,  dann  wird  ihm  noch  viel  weniger  ein  beherrschender  Ein- 
flnfB  auf  deren  Entstehung  gewährt  werden  dürfen.  Es  besteht  nun 
in  der  Theorie  und  Praxis  kaum  eine  Meinungsverschiedenheit  darüber, 
dafs  die  Garantieverpflichtung  des  Trassanten  oder  die  Wirksamkeit 
seines  Versprechens  nicht  nach  dem  Rechte  des  Zahlungsortes,  sondern 
nach  dem  Rechte  seines  Wohnortes,  seiner  Handelsniederlassung  oder 
allenialls  des  Ausstellungsortes  zu  beurteilen  ist 

Vergl.  Wädiier,  Das  Wechselrecht  §  9  S.  22  fg.;  Benaud, 
Das  Wechselrecht  §  8  S.  84;  Hairtmtmn^  Das  deutsche 
Wechselrecht,  Einleitung  S.  64  fg. ;  ffoffmann^  Erläuterung 
der  allgemeinen  deutschen  Wechselordnung  S.  603  fg.; 
Orünhut,  Wechselrecht  Bd.  1  §  25  S.  236,  Bd.  2  §  142 
S.  578  %.;  Staub,  Kommentar  zur  Wechselordnung  §  7 
und  §  8  zu  Art  86 ;  v.  Sälpius^  Über  die  Anwendung  aus- 
ländischen Rechts  auf  den  Wechselregrefs  in  der  Zeitschrift 
für  das  gesamte  Handelsrecht  Bd.  19  S.  9  fg.;  v,  Bar, 
Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privatrechts  Bd.  2 
Nr.  304,  805,  306,  816;  v.  Bar,  Lehrbuch  des  inter- 
nationalen Privatrechts  und  Straflrechts  §  38  Nr.  8  S.  135 ; 
Asser,    Das  internationale  Privatrecht  S.  112  fg.;    MassS, 
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Le  droit  eommercM  Bd.  1  Nr.  630,  631;  Foote,  Ä  can- 
eise  treaiise  on  private  international  juriapnidence  8.  387  %. 
(2.  Aufl.);  Story ^  Commentaries  on  the  conflict  of  laws 
Nr.  346  S.  491  %.  (8.  Aufl.);  Whartony  A  ireatüe  on  Qke 
conflict  of  law8  §  449  fg.,  §  456. 

Entscb.  d.  R.O.H.6.  Bd.  1  S.  289,  292;  Bd.  6  S.  128; 
Bd.  19  S.  203;  Bd.  23  S.  7;  Entsch.  des  K.G.  Bd.  7 
S.  21;  Bd.  9  S.  438;  Bd.  24  S.  115;  Bd.  36  8.  129; 
Bohse,  Praxis  des  R.G.  Bd.  4  Nr.  16. 
Das  Berufungsgericht  hat  hiernach  den  Recbtssatz,  dafs  eine  an 
einem  anderen  Orte  zu  erfüllende  Verbindlichkeit  insoweit,  als  es  sich 
um  die  Erfüllung  bandelt,  unter  dem  Recht  des  Erfüllungsortes  steht, 
in  willkürlicher  Voraussetzung  eines  entsprechenden  Willens  des  Check- 
ausstellers rechtsirrig  auf  dessen  Begrefspflicht  übertragen.  Es  hat  dabei 
unerwogen  gelassen,  dafs  die  Grundsätze  des  internationalen  Privatrechts 
zu  einem  anderen  Ergebnisse  führen,  dafs  die  Garantieverpflichtung  des 
Ausstellers  nicht  am  Zahlungsorte  des  Checks  zu  erMlen  ist  und  dals 
der  8chuldner  Dasein  und  Inhalt  seiner  Verbindlichkeit  regelmäfsig 
nach  seinem  Heimatrechte  beurteilt  wissen  will.  Nur  wenn  und  soweit 
dieses  den  Aussteller  des  Checks  dem  Rückgriffe  aussetzt,  will  er  ihm 
ausgesetzt  sein.  Träfe  die  Auf&ssung  des  Berufungsgerichts  zu,  so  wäre 
damit  der  Regel  des  internationalen  Privatrechts  die  Wurzel  abgegraben. 
Bei  Wechseln  und  Checks,  die  von  Inländern  auf  das  Aushind  gesogen 
werden,  wäre  die  Haftung  des  Ausstellers  grundsätzlich  nicht  nach 
seinem  Rechte,  sondern  nach  dem  Rechte  des  ausländischen  Zahlungs- 
ortes zu  bestimmen. 

Danach  wird  das  deutsche  und  zwar  das  gemeine  Recht  zur  An* 
Wendung  gebracht  werden  müssen.     Das  hat  aber  die  Verwerfung  des 
geltend  gemachten  Anspruchs   zur  Folge.     Wenn  auch  öfters   für  den 
Checkverkehr  die  Forderung  nach  Anerkennung   eines  wechselmäfsigen 
Regresses  mit  Sprung-   und  Variationsrecht   aufgestellt   worden   ist,   so 
hat  doch  das  deutsche  Recht  einen  allgemeinen  checkrechtUchen  Begrefs 
nicht  ausgebildet     Es   kommt   hierfür   auch    nichts  darauf  an,   ob  der 
Zahlungsauftrag  zufolge  Widerrufs  des  Checkausstellers  oder  aus  sonstigen 
Gründen   unausgeftihrt  geblieben  ist.     Ein   auf  die  Skriptur  gestütztes 
Rückgriffsrecht    wird   überhaupt   nicht  anerkannt     Der  Inhaber,    dem 
die  Einlösung  verweigert  ist,    kann    daher   niemals    aus   der  Urkunde 
selber  gegen  seine  Vormänner  oder  den  Aussteller  voigehen.    Der  Check 
enthält  nach  der  Anschauung  des  gemeinen  Rechts  blofs  eine  Zahlungs- 
anweisung, nicht  aber  zugleich  eine  persönliche  Verpflichtungserklärung. 
Er    ist   kein  Schuldschein.     Haben  zwar   einige  Schriftsteller  eine  ab- 
strakte Verhaftung  des  Ausstellers  vorausgesetzt  oder  zu  begründen  versucht, 
Simsony  Beiträge  zur  Lehre  vom  Check  in  £u8(^^  Archiv  für 
Theorie  und  Praxis  des  Handels-  und  Wechselrechts  Bd.  47 
S.  6  fg. ;  BimbafMny  Über  Checks  in  der  Zeitschrift  für  das 
gesamte  Handelsrecht  Bd.  50  S.  11  fg.;  Kapp,  Der  Check, 
daselbst  Bd.  30  S.  387  fg.j 
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M  entbehrt  diese  Ansicht  doch  jeder  Rechtsunterlage.  Ihr  stehen  keine 
Sfttsimgen  des  positiven  Rechts  zur  Seite ;  und  ebensowenig  ist  eine  ge- 
wohnheitliche Rechtsbildang  der  Art  sa  erweisen.  Nach  der  geschicht- 
liehen Entwickelang  liegt  gerade  in  der  Zolässigkeit  der  RegrefskUge 
das  charakteristische  Unterscheidangsmerkmal  zwischen  der  Tratte  nnd 
Anweisung;  und  die  Fiktion  eines  stillschweigenden  Zahlungsversprechens 
hat  erst  in  späterer  Zeit  aus  der  Anweisung  einen  Wechsel  geschaffen. 
Es  bedeutet  daher  eine  Verilndemng  in  der  Eigenart  des  Checks  und 
eine  Aufhebung  seiner  rechtlichen  Selbständigkeit,  wenn  auch  ihm  die 
wechselrechtliche  Garantiefunktion  beigel^  wird. 

VgL  Qoldschmidt,  Univenalgeschicbte  des  Handelsrechts  Bd.  1 
3.  403  fg. ;  insbesondere  S.  430  fg. 
Der  Inhaber  einer  nicht  honorierten  Anweisung  mufs  daher  auf 
den  Rechtsgrund  der  Begebung  oder  des  Erwerbs,  auf  das  materielle 
RechtsverhlÜtnis  zurückgreifen ,  will  er  einen  Anspruch  auf  Schadlos* 
hsltuog  erheben.  Es  folgt,  dafs  ihm  r^elmflfsig  und  vorbehaltlich  be- 
sonderer Thatumstände  immer  nur  sein  unmittelbarer  Vormann  verhaftet 
sein  kann.  Denn  mit  den  übrigen  Beteiligten,  durch  deren  Bände  der 
Check  gelaufen  ist,  steht  er  in  keiner  rechtlichen  Verbindung.  Diese 
Ansicht  wird  in  der  Litteratur  ganz  überwiegend  vertreten  und  hat 
aoeh  die  Billigung  des  R.O.Ii.6.  gefunden. 

Vgl.  Thöly  Handelsrecht  §  124  (4.  Aufl.);    Cosack,  Handels- 
recht §  61  S.  370;    Cohn  in  Endemanns   Handbuch   des 
Handelsrechts  Bd.  3  S.  454  (S.  1160  fg.);   Gerber-Cosack, 
Deutsches  Privatrecht  §  255;    SdUesinger^   Zur  Lehre  von 
den  Formalkontrakten   §  12   S.  167/168;    Hanaysehy   Der 
Check  im  (Tiroverkehr,  in  den  Jurist  Blättern  18.  Jahrgang 
1889   S.  253;    v,    Ccmstem,   Check,   Wechsel    und    deren 
Deckung  im  Archiv  für  bürgerliches  Recht  Bd.  4  S.  205  fg., 
insbesondere  S.  330 ;  KtMenbeck,  Der  Check,  Kap.  IV  §  4 
S.    116  fg.;    Behrend,   Outachten  für  den    17-   Deutschen 
Juristentag,  Verhandlungen  von  1884  S.  43;    Wendt,  Das 
allgemeine  Anweisungsrecht  S.  115/116;  Motive  zum  B.G.B. 
(I.  Entwurf)  Bd.  2  S.  564.  —  Entscheidungen  des  R.O.H.G. 
Bd.  13  S.  313  %. 
Ist  danach  an  sich   und  nach   dem    geltenden  Rechte  ein  Regrefs 
des  Inhabers   auf  den  Aussteller   nicht  mit  dem  Check  verbunden,    so 
sprechen  auch  keinerlei  Momente  daftir,  dafs  die  Beklagte  stillschweigend 
einen  solchen  zugestanden  habe.    Durch  die  Thatsache,  dafs  der  Check 
in  einem  Lande  als  Zahlungsmittel  dienen  sollte,  in  dem  eine  Regrefs- 
pflicht  besteht,  wird  die  Unterstellung  einer  derartigen  Willensrichtung 
in  keiner  Weise  gerechtfertigt,  und  zwar  noch  umsoweniger,  wenn  der 
Check  zu  Gunsten  eines  Inländers   ausgestellt  und   an  einen  Inländer 
begeben  wird. 

Es  folgt,  dafs  die  Klage  verworfen  werden  muls.  Sie  läfst  sich 
nicht  etwa  durch  die  Berufting  auf  das  unterliegende  Rechtsverhältnis 
aufrecht  halten;   ohne  Unterschied,   ob  die  Sachdarstellung   der  einen 
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oder  anderen  Partei  der  Wahrheit  entspricht  Die  vorgebrachten  That- 
omstttnde  eigeben  nicht,  inwiefern  onabhllngig  von  einer  cheekrechtlichen 
Regrefspflicht  eine  Schadenshaftung  der  Beklagten  gegentlber  der  KlXgerin 
begründet  sein  konnte.  Selbst  wenn  die  Checkempf^ngerin  ihrerseits 
einen  Ersatzansprach  zu  erheben  vermochte^  so  würde  doch  deren  In- 
dossatar nicht  in  der  nämlichen  Lage  sein.  Die  ELlttgerin  hat  zu  der 
Beklagten  kein  anderes  Verhältnis,  als  aas  dem  Check  selber  hervor- 
geht ;  and  die  etwaige  Schadens-  oder  Bereicherangsforderang  ihrer  In- 
dossantin, die  übrigens  aach  mit  den  dieser  entgegenstehenden  Einreden 
beschwert  sein  würde,  ist  nicht  anf  sie  übertragen.  Noch  weniger  läfst 
sich  ein  aufservertraglicher  Schadensanspmch  begründen.  Die  That- 
Sache,  dafs  die  Beklagte  den  Auftrag  zur  Zahlung  zurückgezogen  hat, 
erzeugt  nicht  ohne  weiteres  ihre  Verpflichtung,  jeden  späteren  Inhaber 
des  CheckSy  der  hierdurch  in  Nachteil  gerät,  schadlos  zu  halten.  Er- 
mangelt es  danach  der  rechtlichen  Voraussetzungen  ftir  einen  Enata- 
anspruch,  so  braucht  kaum  noch  darauf  hingewiesen  zu  werden,  dafs 
ein  solcher  auch  um  deswillen  zurückzuweisen  wäre,  weil  die  K^gerin 
Eintritt  und  Umfang  eines  Schadens  nicht  dargethan  hat 

Sind  im  Sinne  des  §  4  des  Patentgesetjges  von  Hamburg  aus  vom 

Auslande  bezogene  und  über  Hamburg  sofort  nach  dem  ÄusUmde 

weitergesandte  Waren  als  im  Inlande  in  Verkehr  gebracht  zu 

erachten? 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  2.  Dezember  1899  (Hans.  Gerichtsseitg. 
21.  Jahrgang  [1900]  Haaptblatt  S.  61  ff.). 

Die  Klägerin,  welche  Inhaberin  des  deutschen  Patents  Nr.  60556 
auf  eine  Befestigung  elastischer  Radreifen  und  des  deutschen  Patents 
Nr.  62826  aof  ein  Rückschlagventil  ftir  hohle  anfblähbare  Radreifen 
von  Fahrrädern  ist,  behauptet,  dafs  die  Beklagten  ihre  Patentrechte  in 
erheblichem  Umfange  dadurch  verletzt  hätten,  dafs  sie  Nachbildungen 
der  patentierten  Gegenstände,  die  für  ihre  Rechnung  entweder  in  Deutsch- 
land oder  im  Auslande  hergestellt  seien,  in  ihrem  Gewerbebetriebe  von 
Hamburg  aus  nach  Australien  verkauft  oder  dorthin  einem  Dritten  in 
Konsignation  gegeben  hätten.  Indem  sie  die  Zahl  der  in  dieser  Weise 
von  den  Bekli^en  in  Verkehr  gebrachten  Radreifen  auf  2000,  die  der 
Ventile  auf  10000,  ihren  Verdienst  an  jedem  Reifen  aber  auf  5  Mk. 
und  an  jedem  Ventil  auf  50  Pfg.  angiebt,  hat  die  Klägerin  klagend 
beantragt: 

1.  die  Beklagten  zu  verurteilen,  der  Klägerin  als  Schadensersatz 
15  000  Mk.  zu  zahlen, 

2.  festzustellen,  dafs  die  BeUagten  nicht  berechtigt  seien,  die  durch 
die  Patente  Nr.  60556  und  62  826  geschützten  Gegenstände 
gewerbsmäfsig  herzustellen,  in  Verkehr  zu  bringen,  feilzuhalten 
oder  zu  gebrauchen, 

3.  die  Beklagten,  falls  sie  dies  trotzdem  thun,  mit  einer  Strafe  von 
1000  Mk.  ftir  jeden  Kontraventionsfall  zu  belegen. 
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Die  Beklagten  haben  die  Riagansprüche  zu  2  und  8  in  der  Be- 
schränkung auf  Deutschland  anerkannt,  im  übrigen  aber  Ab- 
weisong  der  Klage  beantragt,  indem  sie  die  Behauptungen  der  Khlgerin 
bestreiten.  Sie  geben  nur  zu,  auf  Veranlassung  ihres  Sidney- Hauses 
im  ganaen  71  Paar  Helfen  und  148  Paar  Ventile,  welche  allerdings 
Nachbildungen  der  durch  die  Patente  60  556  und  62  826  geschützten 
Beifen  und  Ventile  darstellten,  von  der  Firma  Pirelli  &  Co.  in  Mailand 
besogen  zu  haben,  welche  f)lr  den  £xport  nach  Australien  bestimmt^ 
als  Transitgut  von  Mailand  über  Hamburg  nach  Australien  verladen 
worden  seien.  Die  Beklagten  bestreiten,  dafs  sich  hieraus  eine  Schadens- 
cnataforderung  für  die  KlHgerin  ergebe,  denn  der  blofse  Transit  von 
durch  Patent  geschützten  G^enständen  durch  Deutschknd  enthalte  keine 
Patentverletzung. 

Das  L.G.  Hamburg,  K.  VI  f.  H.  hat  ein  Feststellungsurteil  ge- 
mifs  2  und  3  der  Klage,  unter  Beschrankung  des  Verbotes  auf  Deutsch- 
knd, erlassen,  im  übrigen  aber  auf  Abweisung  der  Klage  erkannt,  weil 
es  für  erwiesen  erachtet  hat,  dars  die  Beklagten  nur  71  Paar  Radreifen 
nnd  143  Paar  Ventile,  welche  sie  von  P.  &  Co.  in  Mailand  bezogen 
batten,  als  Transitgut  ab  Hamburg  veirschifit  hätten,  worin  eine  Ver- 
letzung der  Patentrechte  der  KlKgerin  nicht  zu  finden  sei,  da  die  blofse 
VerKhifiung  durch  Deutschland  transitierender  Güter  in  Hamburg  ein 
Inverkehrbringen  derselben  in  Deutschland  nicht  enthalte. 

Das  O.L.G.  IV  wies  durch  Urteil  vom  3.  Juli  1899  die  klMge- 
rische  Berufung  zurück. 

Gründe:  Nach  §  4  des  Patentgesetzes  vom  7.  April  1891  hat 
das  Patent  die  Wirkung,  dafs  der  Patentinhaber  ausschliefslich  befugt 
ist,  gewerbsmäfsig  den  Gegenstand  der  Erfindung  herzustellen,  in  Ver- 
kehr zu  bringen,  feil  zu  halten  oder  zu  gebrauchen.  Eine  Verletzung 
der  hiemach  der  Klägerin  als  Inhaberin  der  deutschen  Patente  Nr.  60556 
ond  Nr.  62  826  zustehenden  Rechte  wird  nach  dem  Ergebnisse  der 
mündlichen  Verhandlung  von  der  Klägerin  nur  nach  der  Richtung  hin 
behauptet,  dafs  die  Beklagten  in  Ausführung  eines  ihnen  von  der  Firma 
Webendörfer  Bros,  in  Sidney  erteilten  Auftrages  zur  Anschaffung  und 
Versendung  von  Fahrradreifen  und  Ventilen  an  die  genannte  Firma  bei 
der  Firma  P.  &  Co.  in  Mailand  Reifen  und  Ventile,  welche,  wie  die 
Beklagten  zugeben,  als  eine  Nachahmung  der  durch  die  klägerischen 
Patente  geschützten  Erfindungen  anzusehen  sind ,  bestellt  und  über 
Hamburg  nach  Australien  verschifft  haben.  Ein  gewerbsmäfsiges  Her- 
steUen,  Feilhalten  oder  Gebrauchen  von  Reifen  und  Ventilen  durch 
die  Beklagten  steht  hiemach  nicht  in  Frage ;  die  in  Betracht  kommenden 
Reifen  und  Ventile  sind  in  Italien  bergestellt  und  über  Hamburg  nach 
Australien  verladen,  ohne,  wie  die  Klägerin  ausdrücklich  zugegeben  hat, 
ans  der  Verpackung  herausgenommen  zu  sein,  sie  können  demnach  nicht 
in  Deutschliuid  gebraucht  sein,  und  in  Deutschland  feilgehalten  sind 
dieselben  um  deswillen  nicht,  weil  sie  von  vornherein  zur  Effektuierung 
des  von    der  Firma  W.  B.    in  Sidney    der    Beklagten    erteilten  Auf- 
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tragee  bestellt  waren  and  auch   dieser  Bestimmung  gemäfs  verwendet 
worden  sind. 

Es  kann  deshalb  nur  in  Frage  kommen,  ob  in  dem  von  den  Be- 
klagten zugegebenen  Thatbestande,  d.  h.  der  Aosführnng  der  den  Be- 
klagten yon  W.  B.  in  Sidnej  erteilten  Ordre  znr  Anscba£bng  und  Ver- 
sendung der  fraglichen  Reifen  und  Ventile  nach  Australien  oder  der 
Verladung  derselben  von  Mailand  über  Hamburg  nach  Australien  ein 
Inverkehrbringen  dieser  Ware  innerhalb  des  Gebietes  des  Dentsehen 
Reiches  liegt.  In  dieser  Hinsicht  ist  den  Ausführungen  des  angefochtenen 
Urteils  vollkommen  beizutreten.  In  dem  Verkaufe  einer  im  Aualande 
beigestellten  Ware  durch  einen  in  Deutschland  domizilierten  Kanf- 
mann  nach  dem  Auslande  liegt  ein  Inverkehrbringen  der  Ware  in 
Deutschland  jedenfidls  dann  nicht,  wenn  die  Ware  das  Oebiet  des 
Deutschen  Reiches  tlberhaupt  nicht  berührt  bat,  denn  durch  die  An- 
nahme und  Ausführung  eines  vom  Auslande  erteilten  Auftrages  zur  An- 
schaffung einer  im  Auslande  befindlichen  Ware  wird  diese  nicht  zum 
O^enstande  eines  Umsatzes  im  Inlande  gemacht,  wenn  diese  Anschauung 
nicht  mit  Bezug  auf  em  im  Inlande  zu  erfilUendes  Rechtsgeschäft  er^ 
folgte  oder  zur  Erfüllung  eines  derartigen  Rechtsgeschüfto  Verwendung 
gefunden  hat  Hieran  wird  auch  nichts  dadurch  geändert,  dafs  die  be- 
treffende Ware  von  Mailand  über  Hamburg  nach  Australien  verachifit 
worden  ist,  denn  in  der  Beförderung  der  Ware  als  Durchfuhrgnt  dnrch 
das  Gebiet  des  Deutschen  Reiches  und  der  Verschiffung  deiselbeQ  von 
einem  im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches  belegenen  Hafenplatze  nach 
ihrem  Bestimmungsorte  im  Auslande  liegt  jedenfalls  dann  kein  Inverkehr- 
bringen im  Deutschen  Reiche,  wenn,  wie  von  der  KUigerin  zugc^ben 
ist,  die  Ware  in  der  Verpackung,  in  welcher  dieselbe  vom  Auslande 
in  dem  deutschen  Hafenplatze  eingetroffen  war  und,  ohne  in  ii^gend 
welcher  Weise  berührt  zu  werden,  nach  dem  Auslande  weiter  befördert 
wurde.  Mit  Unrecht  berufl  sich  die  Klägerin  für  ihre  Annahme,  dafs 
jedenfalls  in  der  Verladung  der  Ware  von  Hamburg  nach  Australien 
ein  Inverkehrbringen  derselben  im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches  zu 
erblicken  sei,  auf  die  Entscheidungen  des  R.G.  in  Strafisachen  Bd.  10 
Nr.  104  und  Bd.  21  Nr.  76.  In  diesen  beiden  Fallen  war  thatsäch- 
lich  festgestellt,  dafs  die  Angestellten  den  im  Auslande  beigestellten, 
resp.  vom  Auslande  bezogenen  Gegenstand  der  patentierten  Erfindung 
zum  Zwecke  der  gewerblichen  Weiter veräufserung  in  Hambui^  auf 
Lager  genommen,  umgepackt  und  von  Hamburg  aus  nach  dem  Auslande 
verkauft,  auch  in  dem  einen  Falle  zur  Erlangung  fernerer  Abnehm«* 
für  die  im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches  befindliche  Ware  vielfach 
Probesendungen  nach  dem  Auslande  gemacht  hatten.  Dieser  That- 
bestand  liegt  in  dem  hier  zur  Entscheidung  stehenden  Falle  nicht  vor. 
Die  Beklagten  haben  die  fraglichen  Radreifen  und  Ventile  erwiesener- 
mafsen  als  Durchfiihrgut,  also  in  der  ausgesprochenen  Absicht,  dieselben 
in  Deutschland  nicht  in  den  Verkehr  zu  bringen,  sondern  unter  Ver- 
meidung einer  Verzollung  nach  dem  Auslande  weiter  zu  befördern,  vom 
Auslande  bezogen   und,   wie  von  der  Ellilgerin  ausdrücklich  zugegeben 
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ist,  in  der  Verpackung,  in  welcher  dieselbe  vom  Auslände  kommend 
m  Hamburg  eingetroffen  war,  von  hier  nach  dem  Auslande  weiter  ex- 
pediert; es  beschrttnkte  sich  mithin  die  von  Beklagten  mit  Bezug  auf 
die  streitige  Ware  ausgetlbte  Thfttigkeit  auf  die  Spedition  der  Ware  in 
Hamburg  nach  Australien.  Wenn  in  dem  angeaogenen  Urteile  Bd.  21 
Nr.  76  als  aUein  entscheidend  hingestellt  worden  ist,  ob  die  Ware  bei 
Ausführung  von  Handelsgeschttften  auf  deutschem  Gebiete  bewegt  und 
damit  äufserlich  zum  Gegenstande  von  Yerkehrsopexationen  gemacht 
worden  sei,  so  hat  damit,  wie  die  vorangehenden  Ausführungen  er- 
gehen, nur  gesagt  sein  sollen,  dafs  der  Verkehr  mit  der  Ware  als  ein 
inländischer  anzusehen  sei,  wenn  die  Ware  bei  der  Ausführung  von 
VeriLufserungsgeBchaften,  welche  in  der  Zulagemahme  der  Ware  im  In- 
lande  und  dem  Verkaufe  und  Versand  derselben  vom  inländischen 
Lager  aus  erblickt  wurden,  auf  deutschem  Gebiete  sich  bewe^  habe 
and  dort  transportiert  worden  sei.  Jenes  Urteil  stellt  sich  ausdrücklich 
auf  den  Standpunkt  der  im  Bd.  10  Nr.  104  abgedruckten  Entscheidung, 
welche  ein  Feilhalten  als  örtlich  durch  den  Raum,  wo  der  betrefiende 
Gegenstand  dem  kaufenden  Publikum  zum  Ankaufe  bereit  gehalten  oder 
Zugänglich  gemacht  wird,  begrenzt  und  ein  Inverkehrbringen  als  ein 
thatsächliches  Unterwerfen  unter  den  inländischen  Verkehr  bezeichnet 
und  eine  Thätigkeit,  welche  ausschliefslich  das  Gelangen  der  Ware  in 
den  Verkehr  im  Auslande  bewirkt,  als  nicht  unter  den  Begriff  des  In- 
vei^ehrbringens  im  Sinne  des  §  4  des  Patentgesetzes  fallend  hinstellt. 
Das  Hauptgewicht  für  die  Feststellung,  dafs  in  jenem  Falle  ein  Inverkehr- 
bringen im  Inlande  stattgefunden  habe,  wird  darauf  gelegt,  dafs  die 
Angeklagten  die  Ware  in  Hamburg  zu  Lager  genommen  und  von  diesem 
inländischen  Lager  aus  anderweitig  in  den  Verkehr  gebracht  und  ver- 
sandt hatten. 

Diese  Voraussetzung  liegt  hier  nicht  vor.  Soweit  die  Beklagten 
eine  Thätigkeit  mit  Bezug  auf  den  Versand  der  Ware  von  Hamburg 
nach  Australien  ausgeübt  haben,  bestand  dieselbe  in  der  Spedition  der 
in  Hamburg  als  Ausfuhrgut  resp.  DurchAihrgut  eingetroffenen  Ware  in 
anbertthrtem  Zustande  durch  Veranlassung  der  Beförderung  derselben 
Ton  der  Eisenbahn  an  das  Seeschiff,  welches  die  Ware  nach  Australien 
befördern  sollte.  Hierin  kann  aber  ein  Vertrieb  der  von  Anfang  an 
von  Mailand  nach  Australien  bestimmten  Ware  im  Inlande  nicht 
erblickt  werden  und  würde  auch  bei  gleicher  Sachlage  in  dem  durch 
das  angezogene  Urteil  entschiedenen  Falle  nicht  erblickt  worden 
sein,  denn  die  Gleichstellung  des  Falles  eines  Verkaufes  und  Ver- 
sands der  direkt  nach  Lübeck  beorderten  Ware  nach  dem  Auslande 
durch  den  Spediteur  mit  einem  Verkaufe  vom  Lag»  der  Ange- 
klagten in  Hamburg  nach  dem  Auslande  beruht,  wie  die  thatsächlichen 
Feststellungen  in  jenem  Urteile  ergeben,  auf  der  Annahme,  dafs  eben 
auch  der  Verkauf  der  in  Lübeck  lagernden  Ware  nach  dem  Aus- 
lande durch  den  Spediteur  in  Lübeck  stattgefunden  hat,  somit  ein  In- 
verkehrsetzen  der  in  Lübeck  lagernden  Ware  von  Lübeck  aus  nach 
dem  Auslande  vorlag.     In  dem  hier  zur  Entscheidung  stehenden  FaUe 
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handelt  es  sich  bei  der  betreffenden  Thätigkeit  der  Bddagten  nur  um 
die  Besorgung  der  Überführung  einer  auf  dem  Transport  von  Mailand 
nach  Australien  befindlichen  Ware  von  der  Eisenbahn  an  das  Seeschiff 
in  Hamburg  und  in  dieser  Thätigkeit  kann  niemals  ein  Inverkehrsetzen 
der  Ware  in  Deutschland  erblickt  werden. 

Das  R.6.  I  hob  am  2.  Dezember  1899  (I  824/99)  das  Urteü  des 
O.L.6.  auf  und  verwies  die  Sache  zurück. 

Entscheidungsgründe:  In  dem  Urteil  des  jetzt  erkennenden 
Senats  des  R.6.  vom  15.  Oktober  1892  (Entsch.  Bd.  80  S.  52)  ist 
ausgeiUhrt,  dafs  jeder  Deutsche  oder  AuslHnder  befugt  sei,  anfserhalb 
des  Deutschen  Reiches  einen  im  Deutschen  Reiche  patentierten  Gegen- 
stand herzusteilen  und  im  Auslande  zu  vertreiben  und  dafs  die  Wirkung 
des  deutschen  Patentrechts  erst  eintrete,  wenn  ein  solcher  Glegenstand 
in  das  Deutsche  Reich  eingeführt  werde;  so  lange  ein  solcher  Gegen- 
stand nicht  in  örtliche  Beziehungen  zu  dem  Gebiete  des  Deutschen 
Reiches  trete,  werde  das  Recht  des  deutschen  Patentinhabers  selbst  von 
Handlungen  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  nicht  berührt,  sofern  sich 
deren  Wirkungen  auf  das  Ausland  beschriinken.  Ob  die  blofse  Darch- 
fuhr  von  unter  ein  deutsches  Patent  fallenden  Gegenständen  dnreh 
deutsches  Gebiet  eine  Verletzung  des  Deutschen  PMentrechts  darstelle, 
ist  schon  bei  der  der  Erlassung  des  Patentgesetzes  vom  25.  Mai  1877 
vorausgegangenen  Enquete  eingehend  erörtert  worden  und  seitdem  in 
der  Rechtslitteratur  der  Gegenstand  eines  lebhaften  Meinungsstreites. 
Der  vorliegende  Rechtsstreit  nötigt  nicht  zur  Stellungnahme  zu  dieser 
Kontroverse,  obgleich  das  Berufnngsgericht  geglaubt  hat,  auf  dem  Wege 
zur  Entscheidung  desselben  gelangen  zu  können,  dafs  es  die  ThMtigkeit 
der  Beklagten  als  blofse  Spedition  der  auf  dem  Transport  von  Mailand 
nach  Australien  befindlichen  Güter  in  Hamburg  qualifiziert,  diese  auf 
blofse  Mitwirkung  bei  der  Durchfuhr  der  Güter  durch  Deutschland  be- 
schrilnkte  Thätigkeit  aber  als  nicht  patentverletzend  ansieht,  weil  die- 
selbe ein  Inverkehrbringen  der  Güter  nicht  in  sich  schliefse. 

Die  so  begründete  Entscheidung  des  Bemfongsgerichts  beruht  auf 
einer  unrichtigen  Beurteilung  der  rechtsgeschäftlichen  Stellung  der  Be- 
klagten zu  den  von  Mailand  nach  Hamburg  geschafiten  Waren  und  im 
Anschlufs  hieran  auf  Verletzung  von  §  4  des  Patentgesetzes. 

Dafs  nach  dem  aus  der  Aussage  des  Zeugen  B.  sich  ergebenden 
Sachverhalt  von  einem  Herstellen,  Feilhalten  oder  Gebrauchen  der  eine 
Nachahmung  der  klägerischen  Patente  darstellenden  Radreifen  und  Ven- 
tile seitens  der  Beklagten  nicht  die  Rede  sein  kann,  steht  aufser  Frage. 
Ob  die  Beklagten  diese  Radreifen  in  den  deutschen  Verkehr  gebracht 
haben,  ist  aber  nicht,  wie  es  von  den  Vorinstanzen  geschehen  ist, 
lediglich  nach  der  von  den  Beklagten  mit  Bezug  auf  diese  Waren, 
nach  deren  Ankunft  in  Hamburg  entwickelten  Thätigkeit  zu  beurteilen, 
sondern  in  erster  Linie  nach  denjenigen  Handlungen  der  Beklagten, 
auf  Grund  deren  die  Waren  von  Mailand  nach  Hamburg  gekommen 
sind.  Durch  das  von  beiden  Vorinstanzen  für  glaubvrürdig  erachtete 
Zeugnis  von  B.   ist  erwiesen,   dafs  die  Beklagten   infolge  ihnen  zuge- 


Büxgerliches  Eecht  etc.  —  Civilprozefs.  143 

gBogener  Aufträge  der  Firma  W.  B.  in  Sidney  von  P.  &  Co.  in  Mai- 
land 71  Paar  Riuireifen  and  148  Ventile  bezogen  und  mit  Durchinhr- 
ddüaration  nach  Hamburg  beordert  haben,  von  wo  die  Waren  in  der 
Originalverpackung  bei  itflchster  Schifisgelegenheit  nach  Australien  ver- 
sehifik  worden  sind.  Daimus  geht  hervor,  dafs  die  Beklagten,  sei  es 
für  Eechnung  der  Firma  W.  B.  in  Sidnej,  als  deren  Einkauft- 
RommiflsionSre,  sei  es  für  eigene  Rechnung,  die  bezeichnete  Zahl  von 
Reifen  und  Ventilen  in  Mailand  bestellt  haben  und  unter  ihrer  Adresse 
nach  Hamburg  haben  schicken  lassen,  um  sie  von  dort  nach  Australien 
ZQ  expedieren.  Bei  solcher  Sachlage  aber  handelt  es  sich  nicht  um 
eine  blofse  Durchfuhr  der  im  Aualande  hergestellten  Badreifen  und 
Ventile  durch  Deutschland  nach  einem  wiederum  im  Auslande  liegenden 
Bestimmungsorte,  sondern  um  die  auf  BesteUnng  der  Beklagten  erfolgte 
Einfuhr  der  Beifen  und  Ventile  aus  dem  Auslände  nach  Deutschland, 
wenngleich  zur  alsbaldigen  Wiederausfuhr  nach  Australien«  Indem  die 
Beklagten  in  ihrem  kaufmännischen  Gewerbebetriebe  die  in  Mailand 
bestellten  Waren  nach  Hamburg  kommen  liefsen,  um  darüber  dem  ihnen 
artailten  Auftrage  gemftfs  weiter  zu  verfügen,  handelten  sie  nicht  als 
blofse  Spediteure  ihrer  Aufbmggeber  oder  der  Fabrikanten,  sondern  zu- 
nächst als  Einkäufer  oder  Importeure.  Durch  die  Einführung  nach 
Deutschland  zum  Zwecke  weiterer  Handelsoperationen  wurden  aber  die 
Radreifen  und  Ventile  Gegenstände  des  Verkehrs  in  Deutschland.  Dem 
iteht  nicht  entgegen,  dafs  die  Beklagten  nicht  beabsichtigt  haben,  über 
die  Reifen  und  Ventile  in  der  Weise  zu  verfügen,  dafs  dieselben  noch 
weiter  Gregenstand  des  Verkehrs  oder  des  Grebranchs  in  Deutschland 
bleiben  sollten,  noch,  dafs  die  Weiterversendung  ohne  Verzollung  in 
der  Originalverpackung  erfolgt  ist.  Vielmehr  kommt  es  allein  darauf 
10,  dafs  die  Beklagten  die  bestellten  Waren  zu  ihrer  eigenen  handeb- 
gewerblichen  Verfügung  nach  Hamburg,  in  das  deutsche  Gebiet,  haben 
schicken  lassen,  denn  schon  dadurch  sind  sie  in  den  deutschen  Verkehr 
geUngt,  ohne  dafs  die  Art  der  demnächst  in  Hamburg  über  die  Waren 
getroffenen  Verfügung  von  mafsgeblicher  Bedeutung  ist. 


Ausländer.    Engländer.    Erhöhter  Kastenvorsdiufs  unstatthaft. 
Beaehlofs  des  V.  Senats  des  Oberlandesgerichts  Köln  vom  20.  Mai  1898. 

Gründe:  In  Erwägung,  dafs  in  Grofs-Britannien  die  Verpflich- 
tung, die  Gerichtskosten  grundsätzlich  vor  der  Vornahme  jeder  kosten- 
pflichtigen Prozefshandlung  zu  entrichten,  sowohl  für  den  Inländer  als 
tach  für  den  Ausländer  besteht  und  eine  weitere  Vorauszahlung  oder 
Sieberstellung  der  Gerichtskosten  weder  für  den  Ausländer  überhaupt, 
noch  für  den  Deutschen  gefördert  wird ;  dafs  der  Vorderrichter  daher 
zntrefiend  ausführt,  dafs,  weil  ein  in  Grofs-Britannien  klagender  Deutscher 
vermöge  seiner  Eigenschaft  als  Ausländer  oder  speciell  als  Deutscher 
an  Gerichtskosten  weder  mehr  vorauszahlen  noch  sicherstellen  mufs, 
ab  der  dort  einheimische  EUäger,   auch    der  klagende  Engländer  sich 


144  Hechtspiechung:  DeatscblaDd. 

hier  auf  die  Befreiung  von  dem  erhöhten  GerichtskostenvorschaTs  nach 
§  85  des  6er.K.6.  berufen  darf,  da  nach  den  Gesetzen  seines  Heimats- 
staates  ein  Deutscher  im  gleichen  Falle  au  einer  besonderen  Voraus- 
zahlung oder  zu  einer  Sicherstellung  der  Gerichtskosten  im  Sinne  des 
§  85  Abs.  2  nicht  yerpflichtet  ist  (vergl.  Entsch.  des  Reichsger.,  Bd.  39 
S.  406),  u.  s.  w.  Jlf, 


B.    Stpafrecht.  —  Straf^prozefis. 

Erfolglos  i.  S.  des  §  320  Str. P.O.  erscheint  eine  Zustellung  dann, 
wenn  anmnehmen  ist,  dafs  der  Erfolg  des  ZusteUungsvoUeugs  nicht 
erreicht  werde,  nicht  aber,  wenn  nur  zu  erwarten  ist,  dafs  der  in 
dem  mgesteUten  Schriftstücke  enthaltenen  Aufforderung  nicht  ent- 
sprochen werde.    Verurteilung  eines  Müitärpfiicktigen,  Abwesender, 

Urteil  des  Reichsgerichts  v.  2a  Oktober  1899  (Entsch.  in  Strafs.  Bd.  32  S.  306). 

Der  Antrag  des  Verteidigen,  die  Verhandlung  auszusetzen,  nach- 
dem die  öffentliche  Ladung  mit  Rücksicht  auf  den  gerichtabekannten 
Aufenthalt  des  Angeklagten  B.  zu  Unrecht  erfolgt  sei,  wurde  durch 
Gerichtsbeschlufs  in  der  Hauptverhandlung  abgelehnt,  in  der  Erwägung, 
dafs  der  Aufenthalt  des  B.  (Mailand)  zwar  dem  (Berichte  bekannt  sei, 
dafs  aber  die  Befolgung  der  für  die  Zustellung  im  Auslande  bestehenden 
Vorschriften  erfolglos  deshalb  erscheine,  weil  der  Angeklagte,  obwohl 
er  von  seiner  Ladung  Kenntnis  gehabt  hatte,  brieflich  erklärte,  dafs 
er  sich  auf  keinen  Fall  stellen  werde,  sein  Geschäft  nicht  im  Stich 
lassen  könne  und  lieber  das  Urteil  über  sich  ergehen  lasse. 

Mit  Recht  macht  die  Revision  geltend,  dieser  Beschlufs  beruhe  auf 
irriger  Auslegung  der  §§  320  und  473  Str.P.O.  Die  öffentliche  Ladung 
eines  Angeklagten,  dessen  Aufenthalt  bekannt  ist,  wird  in  §  320  vor- 
geschrieben für  den  Fall,  dafs  die  Befolgung  der  für  Zustellungen 
im  Auslande  bestehenden  Vorschriften  unausführbar  oder 
voraussichtlich  erfolglos  erscheint,  nicht,  wie  die  Strafkammer  annimmt, 
fUr  den  Fall,  dafs  zwar  diese  Vorschriften  ausföhrbar  sind  und  den 
Erfolg  des  Zustellungsvollzuges  haben,  aber  die  im  zugestellten  Schrift- 
stücke enthaltene  Aufforderung  nicht  befolgt  wird.  Denn  in 
letzterer  Beziehung  ist  eine  im  Inlande  geschehene  Zustellung  um  nichts 
wirksamer.  Es  ist  nicht  abzusehen,  warum  die  voraussichtliche  Nicht- 
befolgung  einer  Ladung  verschieden  behandelt  werden  sollte,  je  nachdem 
die  Ladung  dem  Angeklagten  im  Inlande  oder  im  Auslande  zugestellt 
worden  ist  (vergl.  Löwe  N.  1  zu  §  320).  Jedenfalls  schliefst  der 
Wortlaut  des  §  320,  seine  Übereinstimmung  mit  §  40  Str.P.O.,  die  Ver- 
weisung des  §  37  daselbst  auf  die  Vorschriften  der  C.P.O.  und  die 
feststehende  Auslegung  des  §  186  C.P.O.  (vergl.  sämtliche  Kommentare 
dazu)  den  Sinn  aus,  dafs  es  sich  um  den  voraussichtlichen  Gehorsan\ 
des'  Angeklagten  gegen  die  ihm  zugestellte  Ladung  handeln  könne 
(vergl.  auch  Holteendorff^  Handb.  d.  Deutschen  Strafprozefsrechts  Bd.  2 
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S.  449).  Dafs  aber  die  für  Zastelliuigen  in  Italien  beetehenden  Vor- 
Schriften  für  unausführbar  oder  In  dem  Sinne  für  erfolglos  erachtet 
werden  könnten,  dafs  ihre  Befolgung  nicht  ihren  Zweck  erreiche  (nüm- 
lieh  die  Herbeiführung  der  Zustellung),  hat  die  Strafkammer  nicht 
angenommen  und  konnte  sie  angesichts  des  Gesetzes  über  die  Zuständig- 
keit der  Konsuln  vom  8.  November  1867  (Bundesgesbl.  S.  187,  Beil. 
c  Bayer.  Gesbl.  1870/71  S.  45)  §  19  und  Bekanntm.  d.  Bayer.  Staatsminist 
d.  Just.  y.  28.  November  1887  (J.M.Bl.  S.  279)  Ziff.  6  Abs.  1  lit  b 
und  Abs.  2  u.  8,  Ziff.  12  nicht  annehmen  (Übrigens  veigl.  auch 
8taat8vertrag  des  Deutschen  Reiches  mit  Italien  vom  81.  Oktober  1871 
ßLG.BL  S.  446]  Art  12;  B&hm,  Handb.  d.  Rechtshltlfever&hyens  Bd.  U 
S.  8;  V.  Bar^  Internat  Privat-  und  Strafrecht  S.  579;  MartitZy  Internat 
Reehtshttlfe  Bd.  11  S.  726  Nr.  4  und  Note  42). 

Der  Angeklagte  B.  ist  also  nicht  nach  gesetzlicher  Vorschrift  ge- 
laden. Für  ihn  erschien  zwar  in  der  Hauptverhandlung  ein  mit  Ver- 
tretungsvollmacht versehener  Verteidiger.  Allein  abgesehen  von  dem 
Falle  des  §  451  kennt  die  Str.P.O.  keine  Vertretung  eines  Abwesenden, 
da  die  Ausnahmsbestimmung  in  §  283  sich  nicht  auf  „Abwesende" 
nach  der  Begrifibestimmung  des  §  818  Str.P.O.  bezieht.  Das  Er- 
scheinen eines  Verteidigers  hatte  also  nicht  gleiche  Bedeutung  mit  der 
emes  Vertreters  und  es  läfst  sich  daraus  nicht  etwa  ein  Verzicht  auf 
ordnungsmäfsige  Ladung  folgern.  Übrigens  ist  auch  der  Verteidiger, 
soviel  aus  den  Akten  ersichtlich,  nicht  geladen  gewesen.     > 

Nur  wenn  die  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  beobachtet  sind, 
darf  nach  §  475  Str.P.O.  die  Verurteilang  des  abwesenden  Angeklagten 
erfolgen. 

Es  läfst  sich  auch  nicht  sagen,  das  Urteil  beruhe  nicht  auf  der 
Abweisung  des  Aussetzungsantrages  und  der  Unterlassung  rechtsförm- 
licher Ladung.  Denn  die  brieflichen  Erkltfrungen  des  Angeklagten, 
dafs  er  der  Ladung  keinenfalls  entsprechen  werde,  haben  keine  recht- 
liche Tragweite;  der  Ang^lagte  kann  sieb  noch  im  letzten  Augenblicke 
eines  Besseren  besinnen,  hat  aber  keinen  genügenden  Antrieb  zu  end- 
gültigem Entschlüsse,  s<4ange  ihm  keine  Ladung  in  der  Form  angestellt 
ist,  wie  er  sie  nach  Mafsgabe  des  Gesetzes  zu  erwarten  berechtigt  ist 
Die  Kenntnisnahme  einer  ungesetzlichen  Ladung  bildete  einen  solchen 
Antrieb  nicht 

Und  mit  Recht  findet  endlich  die  Revision  in  dem  abweisenden 
Beschlüsse  auch  eine  Beschränkung  des  rechtliehen  Geh^^res  (§877 
Nr.  8  Str.P.O.),  da  zwar  nicht  eikennbar  ist,  was  der  Angeklagte  dem 
Vorbringen  seines  Verteidigers  in  der  Hauptverhandlung  hittte  beiftkgen 
können,  die  M(Sglichkeit  irgend  einer  weiteren  Verteidigung  ihm  aber 
gemafs  §  257  im  Falle  seines  Erscheinens  nicht  hfttte  abgeschnitten 
werden  dürfen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  Gericht  eine  solche  für 
erfolgreich  erachtet  oder  nicht 
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X46  Rechtsprechung. 

Belgien. 

Rechtsprechimg  belgischer  CferichtsIiSfe. 

Verheiratung  eines  Belgiers  im  Ausland, 

Urteil  des  CivilgerichtB  aa  BrOttel  vom  8.  Dezember  1898  (Clunet  Bd.  26 

S.  1041). 

Bekanntmachung  und  Eintragung  dee  Heiratsaktes  in  die  Personen- 
standsregister Belgiens  ist  nicht  bei  Vermeidung  der  Nichtigkeit  fitr  die 
im  Auslande  abgeschlossenen  Ehen  yorgeschrieben. 

Schiedsgerichtliche  Urteile. 

Urteil  des  Appellgerichts  zu  Lüttich  vom  7.  November  1896  (Clunet  Bd.  2ß 

S.  1041> 

Art  10  des  Gesetzes  vom  25.  März  1876  ist  auf  Schiedssprüche 
nicht  anwendbar,  weil  sie  nicht  von  Richtern  ausgehen,  die  staatliche 
Souveränetl&t  besitzen,  sondern  vielmehr  von  Privatpersonen,  derai  Auf- 
gaben auf  der  freien  Vereinbarung  der  Parteien  beruhen.  Daher 
können  die  im  Auslande  erlassenen  Schiedssprüche  in  Belgien  nur  auf 
Orund  einer  Anordnung  des  Presidenten  des  Gerichts  erster  Instanz 
gemäfs  Art  «.1020  der  Civilprozefsordnung  ftlr  vollstreckbar  erklärt 
werden« 


Dänemark. 

Verjährung. 

Urteil  des  Handelsgerichts  von  Kopenhagen  vom  80.  Juni  1898 
[aunet  Bd.  26  S.  10&). 

Anwendung  des  dänischen  Rechts  vor  den  dänischen  Gerichten  ist 
statthaft,  insbesondere  gilt  dies  von  den  Regeln  über  Verjährung  be- 
züglich einer  von  einem  dänischen  Kaufmann  gelegentlich  der  Lieferung 
von  Waren  erworbenen  Forderung  gegen  einen  Schweden,  der  in 
Schweden  wohnt,  jedenfkUs  aber  um  so  mehr,  wenn  dieser  seinen 
Wohnsitz  nach  Dänemark  verlegt  hat  Unerheblich  ist,  dafs  der  Schuldner 
schwedischer  Staatsangehöriger  geblieben  ist,  und  da(b  nach  schwe- 
dischem Rechte  die  Forderung  zur  Zeit,  als  der  Schuldner  Schweden 
verlassen  hatte,  noch  nicht  verjährt  war.  Wenngleich  im  vorliegenden 
Falle  nach  schwedischem  Rechte  bereits  Verjährung  derselben  eingetreten 
ist,   hat  sie  nach  dänischem  Rechte  als  noch  rechtswirksam  zu  gelten. 
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England. 

UrheberreeJU. 

ütteSi  d6B  Hohen  Oericbtshofes  vom  8.  Juni  1898  {Clunet  Bd.  26  S.  1085). 

Ein  handelsgeachttftlicher  Katalog,  selbst  wenn  er  nur  eine  Liste 
der  gewerblichen  Erzeugnisse  in  alphabetischer  Ordnung  mit  Preis- 
angaben enthält,  stellt  sich  als  ein  durch  das  Urheberrechtsgesetz  ge- 
schUtztes  Werk  dar.  Unerheblich  ist,  dafii  der  nachgedruckte  Katalog 
«nige  der  eingetragenen  Erzeugnisse  weggelassen  oder  andere  hinzu- 
gebt hat 

Voütfug  der  NacMafsbesimmimg  in  Bezug  auf  im  Ausland 

gelegene  Liegenschaften. 

Urteil  des  Hohen  Gerichtshofes  yom  5.  August  1898  {CluMi  Bd.  26  S.  1021). 

Die  englischen  Gerichte  sind  befugt,  im  Vollzug  des  Testamentes 
eines  mglischen  Staatsangehörigen  den  Verkauf  einer  im  Auslande  ge- 
legenen Liegenschaft  anzuordnen  und  den  Intestaterben  zu  zwingen,  beim 
Verkauf  mitzuwirken  und  das  Notwendige  zu  unternehmen,  auf  dafs 
das  Urteil  des  ausländischen  Gerichts,  wodurch  dieser  Verkauf  unter- 
sagt wurde,  wieder  aufgehoben  werde.  Vor  allem  aber  gilt  solches, 
wenn  dieser  Erbe,  selbst  englischer  Staatsangehöriger,  sich  dem  eng- 
lischen Gerichte  unterworfen  und  im  Vollzuge  einer  Entscheidung  des- 
selbflo  einen  Bruchteil  des  Einkommens  aus  der  streitigen  Liegenschaft 
sogewiesen  erhalten  hat 


Frankreich. 

Recktsprechnii^  franzSsischer  OerichtshSfe. 

Staatsangehörigkeit* 
UrtoU  des  dvilgeriehts  von  Marseille  yom  14.  Juni  1899  (CZtme«  Bd.  26  S.  1021). 

Obwohl  Art  8  Abs.  4  des  Code  civil  bestimmt,  dafs  jeder  von 
einem  Ausländer  in  Frankreich  Geborene  als  Franzose  gilt,  und  den 
Pflichten  eines  solchen  unterworfen  bleibt,  wenn  er  zur  Zeit  sefaier 
Giofs)ährigkeit  daselbst  wohnhaft  ist,  so  soll  ein  solcher  doch  nicht  als 
Franzose  angesehen  werden,  wenn  er  regelrecht  nachweist,  dafs  er  sdt 
länger  als  einem  Jahre  vor  erlangter  G^roTsjährigkeit  seinen  Wohnsitz 
ms  Aushind  verlegt  hat 

StcMtsangehörigJceit. 
UrleU  des  Kassaiionshofes  vom  2a  Juli  1899  (Clunei  Bd.  26  S.  1020). 

Wer  in  Frankreich  von  auslHndischen  Eltern  geboren  ist,  die  selbst 
wieder  aus  dem  Auslande  stammen  und  dort  geboren  sind,  und  während 

10* 
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Miodajfthrigkeit  ans  Fnnkmeh  «nagewiesen  wurde  und  dahin 
DJKh  edaogter  Groftjihrigkeit  ohne  Erlanhnis  der  Regierang  zuüek- 
kehrt,  ist  nicht  Franxoee,  weder  kraft  Art  8  AbiL  4  noch  Art  9  d« 
Code  civil*    Damm  ist  er  wegen  Bannhmchs  strafbar. 

Äudändisehe  GeseOsckaft. 

Uftol  des  Kswitionihofei  Tom  17.  Joli  1899  (ClmmOt  Bd.  26  8.  102iX 

Entzogen  ist  der  Wttrdignng  des  KassationahofeB  die  FeststoUnng 
des  Willens  der  Partmn  dnreh  den  Instanzrichter,  woraus  dieser  folgert, 
da(s  eine  zwischen  ansllndischen  Personen  eingegangene  Gesellachaft 
mit  Bestimmnng  des  Sitzes  der  GeseUschaft  im  Aaslande,  wo  sie  ihre 
HanptniederkMmng  hat,  aaslftndisebe  attatwangehCrigkeit  besitzt 

Verjaihnmg. 
ürteU  des  Appellhofes  za  Bennes  vom  Sa  Hai  1899  (Ounet  Bd.  26  &  999). 

Wenn  ein  Ansllnder  die  Entscheidung  eines  französischen  Gerichts 
über  einen  Streitpunkt  beantragt  oder  angenommen  hat,  so  sind  die 
Vorschriften  des  französischen  Rechts  ttber  Verjährung,  namentlich  über 
die  befreiende  Natur  derselben  gegentiber  der  Klage  aus  einem  Urteil 
mafsgebend. 

TesiameiiUserricklung  eines  Framosen  im  Auslände. 

Urteil  des  ayilgerichts  der  Seine  vom  11.  Mars  1899  (CUmH  Bd.  26  8.  lOHjk 

Das  Testament  eines  Franzosen,  das  er  im  Auslande  errichtet,  ist 
rechtsgfütig,  wenn  hierbei  die  Förmlichkeiten  des  auslitndischen  Staates 
beobachtet  sind.  Mitwirkung  einer  öfientlichen  Behörde  ist  nicht  un- 
bedingtes Erfordernis. 

Ausländischer  Fiskus  als  gesetzlicher  Erbe  des  herrenhs 
gewordenen  NaMasses. 

Urteil  des  dvilgerichts  der  Seine  vom  11.  MKis  1899  (Clunet  Bd.  26  a  1014). 

Hat  das  Gericht  eines  auslllndischen  Staates  den  Nachkfk  eines 
dort  wohnenden  Franzosen  in  Ermangelung  von  Erben  desselben  dem 
Fiskus  dieses  Staates  als  gesetzlichen  Erben  zugesprochen,  so  werden, 
wie  solches  gemttfs  der  daselbst  geltenden  Gesetzgebung  statthaft  ist, 
dadurch  die  Grund^tze  des  französischen  Rechts  nicht  verletzt  Fotg* 
lieh  können  die  französischen  Gerichte  sieh  mit  der  Frage  befiusen,  ob 
ein  solches  Urteil  in  Frankreich  vollziehbar  ist  Solches  ist  aber  nicht 
der  Fall  bezüglich  des  in  Frankreich  gelegenen  Vermögens  des  Erb- 
lassers. (Anders  nach  deutschem  Recht  [vergl.  Art.  24  ff.  Einf.Ges. 
zum  B.G.B.],  wonach  die  ftlr  die  Beerbung  maßgebenden  Gesetze  sich 
nicht  nach  dem  Wohnsitz,  sondern  nach  der  Staatsangehörigkeit  des 
Erblassen  richten.) 
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Rechtsstreit  eunschen  Ausländem. 

Urteil  des  CiTÜgerichtB  von  Biest  vom  4.  September  1897  (Clunet  Bd  26  8.998). 

Die  französiscben  Gerichte  sind  beftigt,  ttber  die  zwischen  Ans- 
IXndem  ans  Anlafs  von  Schuldverbältnissen,  die  in  Frankreich  vollzogen 
werden  sollen,  in  allen  f^lllen  des  Art  420  der  franz.  C.Pr.O.  zn  ent- 
seheiden,  insbesondere  wenn  die  Erfüllnng  an  einem  in  Frankreich  ge- 
legenen (^rte  geeehefaen  soll. 

ReehÜiche  Bedeutung  des  aMsländischen,  ein  Rechtsverhälinis 
feststellenden  Urteils  in  Frankreich. 

Urteil  des  avilgerichts  der  Seine  vom  11.  BiSiz  1899  {Clunet  Bd.  26  S.  1014)« 

Hat  ein  ausländisches  Grericht  erklltrt,  dafe  alle  gesetzlichen  Förm- 
lichkeiten des  Landes,  wo  ehi  Testament  errichtet  ist,  für  dasselbe  er- 
Mt  sind,  so  sind  die  französischen  Gerichte  nicht  befngt,  die  Richtig* 
kett  der  Überzeugung  dieses  Gerichts  zu  beanstanden. 

Auslieferung. 

Urteil  des  Kassationshofes  vom  1.  Juli  1899  (Clunet  Bd.  26  S.  1009). 

Die  Ansliefarung  ist  eine  Handlui^  der  höheren  Verwaltung  und 
unterliegt  nicht  der  Würdigung  der  Gerichte.  Diesen  steht  es  demnach 
nicht  zu,  die  Gründe  hieflü^  zu  prüfen  und  zu  beurteilen.  (£js  ist  dies 
die  stehende  Recbtsaufßassung  in  der  deutschen  Rechtsprechung.) 


Italien. 

VdUstreckbarkeit  eines  ausländischen  Versäumnisurteils.    Einrede 
der  Rechtshängigkeit. 

Urteil  des  Appellgerichts  von  Genua  vom  5.  September  1896  (Clunet  Bd.  26 

S.  1047). 

1.  Die  VoUstreckbarkeit  kann  in  Italien  für  ein  ansltodisches 
Vetsäumnisurteil  erteilt  werden,  auch  wenn  dasselbe  der  Begründung 
eatbehrt  unter  der  Voraussetzung,  dafs  nach  dem  im  ausländischen  Staate 
geltenden  Rechte  das  Urteil  rechtmäfsig  ergangen  ist. 

2.  Die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  kann  nicht  entgegengesetzt 
werden,  wenn  die  Sache  vor  den  Gerichten  zweier  verschiedener 
Staaten  anhängig  ist« 
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Österreich. 
Rechtepreclmiig  der  Ssterreicilischeii  Oericliüilifife. 

UnguitigkeitserJdärung  einer  von  Ausländem  im  Auslände 
geschlossenen  Ehe. 

EntBcheidimg  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  12.  DeBembor  1899,  Z.  14397. 

Sachverhalt:  Der  arsprOnglich  der  evaogelischea  Kirche  A.  C, 
später  der  römisch  -  katholischen  Kirche  angehörige  angarische  Staats- 
bürger Anton  B.  ging  am  28.  Januar  1878  in  Rom  mit  der  damals 
der  römisch-katholischen  Kirche  angehörigen  österreichischen  Staats- 
bürgerin Martha  D.  eine  Ehe  nach  römisch-katholischem  Ritus  ein  and 
Johann  A.  ging  als  Katholik  und  österreichischer  Staatsbürger  am 
6.  Febroar  1877  in  Lemberg  mit  der  Katholikin  and  österreichischen 
Staatsbürgerin  Gisela  C.  ebenfalls  eine  Ehe  nach  römiaeh-katholischem 
Ritas  ein.  Laut  des  Urteiles  des  Beysirksgerichtes  in  X.  (Ktlstenland) 
vom  1.  Juli  1884  wurden  Johann  A.  und  Martha  B.  geb.  D.  gemein- 
sam der  Übertretung  des  Ehebruches  schuldig  erkannt  Mit  Beschlafs 
des  Kreisgerichtes  in  X.  vom  15.  September  1884  wurde  sodann  den 
Eheleuten  Johann  A.  und  Gisela  A.  geb.  C.  die  einverst&ndliche  Schei- 
dung von  Tisch  und  Bett  bewilligt.  Martha  B.  trat  am  20.  März  1884 
ZOT  evangelischen  Kirche  A.  C.  und  zu  Ende  1884  oder  zu  Ende  1885 
zur  unitarischen  Kirche  über.  Durch  ihre  Heirat  mit  Anton  B.  hatte 
dieselbe  die  ungarisch«  Staatsbüigevschaft  erlangt  Nachdem  Martha  B. 
zum  unitarischen  Glauben  übergetreten  war,  wurde  auf  ihr  Betreiben 
ihre  mit  Anton  B.  geschlossene  Ehe  mit  Urteil  des  Gerichtshofes  des 
unitarischen  unteren  Kirchenstuhles  des  Kaloszdobokaer  Kreises  vom 
5.  Juli  1887  in  erster  Instanz  und  mit  Urteil  des  Gerichtshofes  des 
oberen  Kircbenstuhles  in  Klausenburg  vom  20.  August  1887  in  zweiter 
Instanz  dem  Bande  nach  gelöst,  zugleich  aber  bezüglich  der  Martha  B. 
und  des  Johann  A.  die  Liga  (das  Verbot  der  Verehelichung)  ausge- 
sprochen. Diese  Liga  wurde  nach  Behauptung  der  B.  später  —  im 
September  1895  —  aufgehoben.  Johann  A.  trat  im  Jahre  1884  zam 
protestantischen  Glauben  A.  C.  und  im  Jahre  1894  zum  unitarischen 
Glauben  über.  Femer  trat  er  im  Jahre  1889  aus  dem  österreichischen 
Staatsverbande  aus  und  erwarb  im  selben  Jahre  (oder  im  Jahre  1890) 
die  ungarische  Staatsbürgerschaft  Nachdem  Johann  A.  in  die  uni- 
tarische Kirchengemeinde  eingetreten  war  und  die  ungarische  Staats- 
bürgerschaft erworben  hatte,  wurde  auf  sein  Betreiben  und  auf  Grund 
der  Scheidungsbewilligung  des  E^isgerichtes  in  X.  seine  mit  Gisela  C. 
geschlossene  Ehe  seitens  des  unitarischen  Kirchenstuhles  des  Kaloszdo* 
bokaer  Kreises  dem  Bande  nach  gelöst  Am  28.  September  1895 
gingen  nunmehr  Johann  A.  und  Martha  B.,  damals  beide  Angehörige 
der  unitarischen  Kirche  und  ungarische  Staatsbürger,  vor  dem  Seel- 
sorger der  unitarischen  Elirchengemeinde  in  Budapest  die  Ehe,  also 
beiderseits  die  zweite  Ehe,  ein.     Zur  Zeit  des  Abschlusses  dieser  Ehe 
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waren  die  beiderseitigen  GUtten  erster  Ehe,  das  ist  OiseU  A.  und 
Antön  B.  noch  am  Leben. 

Die  zwischen  Johann  A.,  Privaten,  zuletset  in  Wien  im  Aufenthalte 
and  Martha  B.  geb.  D.,  Private^  zuletzt  in  Wien  im  Aufenthalte,  am 
28.  September  1895  vor  dem  Seelsorger  der  unitaxischen  Kirchen- 
gemeinde  in  Budapest  geschlossene  Ehe  wurde  nun  in  allen  In- 
stanzen wegen  der  Ehehindemisse  der  §§  62  und  67  a.  b.  G.B.  als 
im  Greltungsgebiete  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  ungttltig 
eiklSrt  und  keinem  Teile  ein  Verschulden  an  der  Ungtlltigkeit  dieser 
Ehe  beigemessen. 

Grttnde  der  ersten  Instanz:  Beide  Teile  waren,  als  sie  die 
Ehe  miteinander  eingingen,  ungarische  Staatsbürger,  mithin  Auslttnder. 
§  34  a.  b.  G.B.  bestimmt  nun,  dafs  die  persönliche  Fähigkeit  der  Aus- 
länder zu  Rechtsgeschäften  regelmäfsig  nach  den  Gesetzen  ihres 
Domizils  respektive  jenes  Staates,  dem  sie  als  Unterthanen  angehören, 
zu  beorteilen  ist;  nur  ausnahmsweise,  nämlich  dann,  wenn  das 
Gesetz  etwas  anderes  verordnet,  cessiert  diese  Regel.  Was  nun  im 
§  84  a.  b.  G.B.  von  der  Handlungs^higkeit  im  allgemeinen  gesagt 
ist,  gilt  auch  von  der  Fähigkeit,  einen  Ehevertrag  abzuschliefsen,  im 
besonderen.  Es  darf  eben  der  Eingehung  der  Ehe  kein  Umstand 
entgegenstehen,  welcher  nach  österreichischem  Rechte  die  Ehe  ungültig 
madien  würde.  Dies  ist  der  Fall,  wenn  Ehehindemisse  des  öffentlichen 
Rechtes  vorliegen.  Solche  sind  (nebst  anderen)  die  des  bestehenden 
Ehebandes  (§  62)  und  des  Ehebruches  (§  67  a.  b.  G.B.).  Hinsichtlich 
des  ersteren  enthält  auch  der  §  111  a.  b.  G.B.  eine  ganz  bestimmte 
Vorschrift.  Indem  er  ganz  allgemein  ohne  zeitliche  Einschränkung, 
insbesondere  ohne  zwischen  dem  Zeitpunkte  des  Ab- 
schlusses der  Ehe  und  dem  Zeiträume  des  ehelichen  Zu- 
sammenlebens zu  unterscheiden,  ausspricht,  dafs  das  Band 
einer  gültigen  Ehe  zwischen  katholischen  Personen  nur  durch  den  Tod 
des  einen  Ehegatten  getrennt  werden  kann,  statuiert  dieser  Paragraph 
die  rechtliche  Unmöglichkeit  der  Auflösung  einer  zwischen  Katholiken 
geschlossenen  Ehe  auf  dem  Wege  eines  Trennungsarteiles  und  statuiert 
damit  implicite  die  Ungültigkeit  der  zweiten  Ehe,  die  ein  in  katholischer 
Ehe  Verheirateter  zu  Lebzeiten  seines  ersten  Ehegatten  eingegangen  ist, 
mag  er  auch  selbst  vor  Abschlufs  dieser  zweiten  Ehe  Ausländer  und 
Angehöriger  eines  akatholischen  Glaubensbekenntnisses  geworden  sein; 
hiebe!  macht  es  auch  keinen  Unterschied,  ob  der  Abschlufs  der 
zweiten  Ehe  selbst  im  Inlande  erfolgt  ist,  oder  ob  die  Betreffenden 
blofs  ihr  eheliches  Domizil  ins  InUnd  verlegt  haben,  nachdem 
sie  die  Ehe  im  Auslande  und  zwar  als  eine  nach  den  Gesetzen  ihres 
ausländischen  Domizils  respektive  Heimatstaates  rechtsgültige  eingegangen 
waren;  denn  auch  letzterenfalls  bestehen  zwei  von  derselben  Person 
geschlossene  Ehen  nebeneinander,  und  nur  die  Beseitigung  dieses  ge- 
xnäfs  §  62  a.  b.  G.B.  unzulässigen  Zustandes  kann  nicht,  wie  im  ersteren 
Falle,  sofort  erfolgen,  sondern  mufs  dem  Zeitpunkte  vorbehalten  bleiben, 
wo  die  Ehegatten   ihren  Wohnsitz  ins  Inland  verlegen  und    sich  hier- 
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durch  den  Rechtsnormeii  des  allgemeinen  bttigerlichen  Gesetzbuches  und 
der  Judikatur  der  inlHndischen  Grerichte  unterwerfen.  Eine  Ehe  der 
letEterwtthnten  Art  ist  nun  auch  die  xwischen  Johann  A.  und  Maitha  D. 
geschlossene.  Sie  winde  zu  einer  Zeit  eingegangen,  wo  die  beider^ 
seitigen  Gatten  aus  erster  katholischer  Ehe,  Gisefai  C.  und  Anton  B. 
noch  am  Leben  waren.  Da  nnn  Johann  A.  und  Mardia  A.  ihr  ehe- 
liches Domizil  nach  Wien  verl^  haben,  war  dieses  Geridit  in  die  Lage 
versetst,  über  die  Gültigkeit  der  zwischen  den  genannten  zwei  Personen 
eingegangenen  Ehe  zu  entscheiden  nnd  dieselbe  mit  Rücksicht  auf  das 
beiderseits  vorliegende  Ehehindemis  des  §  62  a.  b.  G.B.  als  im  Geltui^- 
gebiete  des  allgemeinen  bttigerlichen  Gesetzbuches  ungültig  zu  erklären. 
Dies  hatte  au<^  zu  geschehen  beim  Bestände  des  Ehehindemisses  des 
Ehebruches,  welcher  vor  der  geschlossenen  Ehe  bewiesen  erscheint. 
Eine  im  Inlande  anerkannte  gesetzliche  Dispensation  hievon  liegt  nicht 
vor.  Ein  Verachulden  an  der  Schliefsnng  dieser  ungültigen  Ehe  Mit 
keinem  der  beiden  Ehegatten  zur  Last,  weil  sie  die  ihrer  Ehe  entgegen- 
stehenden Htnderungsgrttnde  nicht  verschwiegen  haben,  sondern  die 
Verhftltnisse  dem  Seelsorger  der  unitarischen  Kirchengemeinde  in  Buda- 
pest bekannt  sein  mnfsten  und  die  Ehegatten  daher  mit  Recht  annehmen 
konnten,  eine  gültige  Ehe  zu  schliefsen. 

Gründe  der  zweiten  Instanz:  Durch  die  amtliche  Unter- 
suchung ist  festgestellt  worden,  dafs  die  am  28.  September  1895  vor 
dem  Seelsorger  der  unitarischen  Kirchengemeinde  in  Budapest  zwischen 
Johann  A.  und  Martha  D^  geschlossene  Ehe  auf  Seite  beider  Ehegatten 
die  zweite  war,  —  dafs  die  erste  Ehe  derselben  zu  einer  Zeit  ge- 
schlossen wurde,  wo  sie  noch  der  katholischen  Religion  angehörten  und 
dals  diejenigen  Personen,  mit  welchen  sie  die  erste  Ehe  eingingen,  noch 
leben  oder  wenigstens  zur  Zeit  der  Eingehung  der  zweiten  Ehe  noch 
lebten.  Dies  genügt  zu  dem  Ausspruche,  dafs  die  zweite  Ehe,  mag  sie 
auch  im  übrigen  wie  immer  bescha£Fen  sein,  in  Osterreich  als  ungültig 
anzusehen  ist,  —  weil  sie  mit  Rücksicht  auf  die  Vorscbrift  des  §  111 
a.  b.  G.B.  dem  zwingenden  Verbotsgesetze  des  §  62  a.  b.  O.B.  wider- 
streitet Es  macht  keinen  Unterschied,  dafs  die  fraglichen  Ehegatten 
zur  Zeit  der  Eingehung  der  zweiten  Ehe  Ausländer  waren  und  dafs 
auch  die  Ehe  im  Auslande  geschlossen  wurde,  —  denn  die  persönliche 
Handlungsfähigkeit  der  Ehegatten  ist  gar  nicht  in  Frage,  ebensowenig 
als  die  Gesetzlichkeit  der  Form,  in  welcher  der  Abschlufs  der  Ehe 
zwischen  beiden  stattfand,  bezweifelt  wird.  Gleichwohl  mufs  dieser 
Ehe,  soweit  sie  in  Österreich  eine  Wirkung  äufsem  soll,  die  Anerken- 
nung versagt  werden,  nachdem  ihr  das  Hindernis  des  Ehebandes  ent- 
gegensteht, welches  auf  ethischen  Rücksichten  beruht,  —  daher  die  Ehe 
in  jedem  Falle  ungültig  macht  Es  mag  ganz  davon  abgesehen  werden, 
dafs  die  Beseitigung  dieses  Ehehindemisses  nicht  einmal  nach  auslän- 
dischem Rechte  nachgewiesen  ist,  indem  bezüglich  des  Ehegatten  über- 
haupt kein  Trennungserkenntnis,  —  bezüglich  der  Ehegattin  aber  nur 
ein  beschränktes  IWmungserkenntnis  vorliegt,  und  die  Aufhebung  der 
Beschränkung  nicht  dargethan  ist,  weil,  selbst  wenn  solche  Nachweise 
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erbnttht  worden  wlreii,  denselben  nach  §  111  a.  b.  6.B.  keine  recht- 
liche Wirkaamkeit  beigemeaaen  werden  könnte. 

Gründe  der  dritten  Inatanz:  In  der  Hanptaache  werden 
die  Urteile  der  unteren  Instanaen  Ton  dem  Verteidiger  der  zweiten 
Bhe  des  Johann  A.  und  der  Martha  B.  geb.  D.  ans  dem  Grande  an- 
gefochten, weil  die  Untetgeriehte  gegen  die  Voraelnift  des  §  34  a.  b.  6.B. 
die  penIHiliche  Fähigkeit  der  beiden  Ehegatten  bot  Euigehnng  der  Ehe 
vor  dem  Seelsorger  der  unitarischen  Kirchengemeizide  in  Badapest  nicht 
nach  den  Gesetzen  Ungarns  beurteilt  haben,  obgleich  beide  Teile  unga- 
nsche  Staatsbürger  und  Angehörige  der  unitarischen  Kirche  waren.  Die 
Berisionsbesehwerde  kann  jedoch  nicht  als  eine  begründete  erkannt 
werden.  Die  Untergerichte  hatten  lediglich  zu  untersuchen  und  zu  er- 
kennen, ob  die  angefochtene  Ehe  nach  den  Vorschriften  des  allgemeinen 
btbgerlichen  Gesetzbuchs  Geltung  beansprachen  könne,  da  beide  Ehe- 
pJtibm  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  in  Wien  haben.  Bei  der  Beurteilung 
dieser  Frage  kann  es  sich  nur  darum  handeln,  ob  der  Gültigkeit  der 
angefochtenen  Ehe  in  der  Thataache,  da(s  beide  Ehegatten  Mher  be- 
reits gültig  yerheiiatet  waren,  und  ihre  früheren  Ehegatten  zur  Zeit  des 
Abschlusses  der  zweiten  Ehe,  d.  i.  am  28.  September  1895  noch  am 
Leben  waren,  nicht  ein  Hindernis  entgegensteht,  welches  die  Gültigkeit 
der  zweiten  Ehe  ausschliefst  Dieses  Hindernis  besteht  in  der  den 
Charakter  eines  Verbotsgesetzes  tragenden  Norm  des  §  62  a.  b.  G.B., 
wonach  ein  Mann  nur  mit  Einem  Weibe  und  ein  Weib  nur  mit  Emem 
Manne  zu  gleicher  Zeit  vermählt  sein  darf,  und  wonach  derjenige, 
welcher  schon  verehelicht  war  und  sich  wieder  verehelichen  vHll,  die 
eifolgte  Trennung,  d.  i.  die  gänzliche  Auflösung  des  Ehebandes  recht- 
madig  beweisen  mufs.  Dieses  Hinderais  ist  ein  unauflösliches  und  be- 
steht ganz  unabhängig  von  der  persönlichen  ELandlungsfUhigkeit  der 
Ebeschliefsungswerber.  Es  ist  daher  auch  nicht  weiter  zu  untersuchen, 
ob  die  in  Rede  stehende  Eheschliefsung  in  formaler  oder  materieller 
Hinsicht  dem  im  ungarischen  Staatsgebiete  geltenden  Eherechte  ent- 
spricht oder  nicht,  sondern  es  ist  einzig  und  allein  zu  prüfen,  ob  die 
Tremiung  der  ersten  Ehen  der  obgenannten  Ehegatten  ervriesen  ist. 
Was  zunächst  die  erste  Ehe  des  Johann  A.  mit  Gisela  C.  betriflt,  so 
waren  beide  zur  Zeit  ihrer  am  6.  Februar  1877  in  Lemberg  geschlosse- 
neo  Ehe  römisch -katholischer  Religion.  Diesen  Ehegatten  winde  mit 
dem  Beschlüsse  des  Kreisgerichtes  in  X.  vom  15.  September  1884  nur 
die  einverständliche  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  bewilligt  Nach 
Behauptung  des  Johann  A.,  welcher  im  Jahre  1884  zum  protestantischen 
Gkuben  A.  C.  und  im  Jahre  1894  zum  unitarischen  Glauben  über- 
getreten zu  sein  angegeben,  und  welcher  im  Jahre  1890  die  ungarische 
Staatsbflrgerschaft  erworben  hat,  soll  diese  seine  erste  Ehe  seitens  des 
nnitarischen  Kirchenstuhles  des  Koloszdobokaer  Kreises  dem  Bande  nach 
gelost  worden  sein.  Allein  abgesehen  davon,  dalh  das  diesbeaügliche 
Erkenntnis  nicht  beigebracht  wurde ,  könnte  demselben  eine  rechtliche 
Wirkung  in  Bezug  auf  seine  Gattin  Gisela  A.,  welche  österreichische 
Staatsbürgerin  war  und  noch  ist,  in  Österreich  nicht  beigemessen  werden, 
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weil  bade  Ehegatten  rar  Zeit  der  AbscUielraiig  ihrer  Ehe  rttmiach- 
kedioliflcher  SeUgion  waren,  diese  Ehe  daher  nadi  §  111  a.  b.  63. 
nur  durch  den  Tod  eines  der  Eht^gatten  getrennt  werden  kann.  Was 
ferner  die  erste  Ehe  des  Anton  B.  mit  Martha  D.  betrifft,  so  waren 
auch  diese  beiden  Ehegatten  xiir  Zeit  ihrer  am  28.  Jannar  1873  in  Born 
abgeschlossenen  Elbe  rOmisch-katholischer  Religion.  Anton  B.  war  aber 
schon  damals  ongarisdier  Staatsbltiger  nnd  ILutiia  D.,  wdche  damals 
nngarische  Stsatsbfixgenn  war,  worde  infolge  dieser  Ehe  ebenfalla  nnga- 
risdie  StaatsbQigerin.  Diese  Ehe  wurde  waf  Betreiben  der  Martiia  B., 
welche  im  Jahre  1884  aar  e^angelisehen  Kirche  A.  C.  nnd  im  Jahre 
1885  rar  nnitaxischen  Kirche  übergetreten  war,  mit  dem  urteile  des 
Crenehtabofes  des  onitariachen  unteren  Kirchenstnhles  des  Kolosidobokaer 
Kreises  yom  5.  Jeli  1887  jedoch  nur  in  ihrer  Hinsicht  ao^gelOst  und 
dieselbe  rar  Eingehung  einer  neoen  Elbe  und  anch  dies  nnr  mit  der 
Besehrinlnmg  berechtigt,  daTs  mit  Bttckaicht  anf  den  bewiesenen  Ehe- 
bmch  mit  Johann  A.  die  Liga  (das  Verbot  der  Verehelichong)  ans- 
gesprochen  wurde.  Die  Aufhebung  dieser  Liga  wurde  von  Martha  B. 
Bwar  behaiqitet,  jedoch  nicht  nachgewiesen.  Aber  anch  wemi  dieser 
Nachweis  erbracht  worden  wXre,  wttrde  schon  der  umstand,  dnfs  die 
eiste  Ehe  des  Johann  A.  snr  Zeit  der  Absehlie&nng  der  sweiten  Ehe 
nicht  getrennt  war,  genfigen,  um  diese  letatere  Ehe  nach  §  62  a.  b.  G.B. 
för  ungfiltig  SU  erkllren.  Dieser  Ehe  steht  anch  infolge  rechtakrtftigen 
Urteiles  des  Bcairhagerichtes  in  X.  vom  1.  Juli  1884  das  Ehehindemis 
des  §  67  a.  b.  G.R  en^^gen. 


Verweiffenmg   der   Genehmigumg  nur  Übertragung  der   Varmundr 
schaß  an  ein  andändisches  Gerieki. 

fiitidieidung  des  Obersten  Gerichtshofes  yom  27.  Febraar  1900,  Z.  2679. 

Der  Oberste  Gerichtshof  bat  den  Beschlnls  des  Bexirks- 
gertchtes  in  S.  (Böhmen),  die  FOhrung  der  Vonanndschaft  rttek- 
sichtlich  des  pp.  Johann  A.,  unehelichen  Sohnes  der  ledigen  Marie  A. 
dem  tfchsiachen  Amtqgericbte  in  T.  an  fiberiaasen,  nicht  genehmigt, 
weil  sowohl  der  Vormund  Johann  B.,  Eisrnarbeifeer  in  U.  (Nieder- 
asteneich)  als  anch  der  inr  7^h\nng  der  Veqiflqgungskosten  dieses 
Pupillen  yerpfiichtete  uneheliche  Vater  Frana  C  als  Österreichische 
Staalsbai^er  hierlands  sich  aufhalten,  —  der  Umstand,  dais  der  pp.  Jo- 
hann A.  seit  dem  Jahre  1897  bei  dem  Bruder  seiner  unehelichen  Mutter, 
Johann  A.,  Httttenarbeiter  bei  der  Y.-Hfltte  in  V.  (Sachsen)  in  der 
Pflege  und  Ermiehnng  sich  befindet,  wihrend  die  uneheliche  Mutter 
selbst  ▼erehelieht  in  W.  (NiederOstmeich)  domiailiert,  als  kein  ge- 
nllgender  Grand  erscheint,  die  Ftthrung  der  ganaen  TormandschaftB- 
bebOrdlichen  Geschifte  an  das  sfehsische  Amtsgericht  in  T.  an  übe^ 
tn^en. 
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Zur  Abhandlung  des  Nachlasses  nach  einem  hierlands  verstorbenen 

tcürUembergischen  Staatsangehörigen  ist  jenes  Beeirhsgericht  zu- 

ständigy  bei  welchem  der  Verstorbene  seinen  allgemeinen 

Gerichtsstand  hatte. 

Entscheidimg  des  Obenten  Gerichtahofea  Tom  16.  Januar  1900,  Z.  295. 

Am  16.  September  1899  ist  in  ihrem  ordentlichen  Wohnsitze  X. 
(Salzbnrg)  Hedwig  A.,  Gattin  des  Edoard  A.  in  X.,  gestorben.  Der 
Witwer  Eduard  A.  hat  bei  dem  Bezirksgerichte  in  X.  beantragt,  dafs 
die  Verlaasenschaftsabhaudlung  an  das  wtlrttembergische  Amtsgericht  T. 
abgetreten  werde  oder,  dafs  doch  in  dem  Falle,  als  diesem  Antrage 
nicht  stattgegeben  werden  könnte,  die  Verlassenschaftsabhandlung  nach 
wflrttembeigiachen  Rechte  durchgeführt  werde  und  hat  diese  Antrüge 
damit  begründet,  dafs  er  und  seine  Gattin  wttrttembergische  Staats- 
bOiger  sind  und  dafs  sie  ihre  Ehe  in  Württemberg  geschlossen  haben. 

Das  Bezirksgericht  hat  diese  Antrüge  unter  Hinweis  auf  §  105 
J.  X.,  §  23  des  kais.  Fat.  vom  9.  August  1854  R.G.B1.  Nr.  208  und 
Jostizministerialverordnung  vom  29.  Dezember  1858  K.G.BL  Nr.  4  vom 
Jahre  1859  abgewiesen. 

Das  Landesgericht  als  Rekursgericht  hat  dem  Rekurse 
des  Eduard  A.  gegen  den  bezirksgerichtlichen  Beschlnfs  keine  Folge 
gegeben  und  den  angefochtenen  BeschluTs  bestittigt. 

Gründe:  Die  Anschauung  des  Rekurrenten,  dafs  mit  Rttck- 
sicbt  auf  die  Staatsangehörigkeit  der  Erblasserin  nach  wtlrttembergischem 
materiellen  Erbrechte  abzuhandeln  sei,  ist  im  Gesetze  nicht  be- 
gründet Nach  §  23  des  kais.  Pat.  vom  9.  August  1854  R.G.B1.  Nr.  208 
and  der  Justizministerialverordnung  vom  29.  Dezember  1858  R.G.B1. 
Nr.  4  vom  Jahre  1859i  Art.  VIII  Z.  8  des  Einf.Ges.  zur  Jurisdiktions- 
norm und  §  108  J.  N.  ist  es  zweifellos,  dafs  zur  Abhandlung  des 
Nachlasses  nach  einem  hierlands  verstorbenen  wttrttembergischen  Staats- 
angehörigen jenes  Bezirksgericht  zustilndig  ist,  bei  welchem  der  Ver- 
storbene seinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hatte.  Im  gegebenen  Falle 
ist  also  das  Bezirksgericht  in  X.  zur  Abhandlung  des  Nachlasses  zu- 
ständig. Was  die  Frage  nach  dem  auf  diese  Abhandlung  anzuwendenden 
Rechte  anbelangt,  so  kann  kein  Zweififtl  bestehen,  daCs  dieses  Recht 
nnr  das  inlMndische  sein  kann,  und  zwar  nicht  nur  in  formaler, 
sondern  auch  in  materieller  Beziehung.  Die  Verlassenschaftsabhandlung 
wird  von  Amts  wegen  vorgenommen;  es  ist  eine  selbstverständliche 
Folge  des  Hoheitsreehtes  des  Staates,  dafs  auf  diese  Auseinandersetzung 
die  prozessualen  und  materiellrechtlichen  Vorschriften  des  Inlandes 
znr  Anwendung  kommen.  Dieser  Grundsatz  findet  sich  klar  ausgeprilgt 
im  §  24  des  oben  cit  kais.  Patentes,  in  welchem  bestimmt  wird,  dafs 
selbst  in  jenen  Ffillen,  in  welchen  über  den  Nachlafs  eines  hierlands 
ventorbenen  Auslilnders  die  Abhandlung  von  der  ausländischen 
Behörde  zu  pflegen  wSre,  die  Erben  jedoch  auf  die  inländische 
Oerichsbehörde  kompromittieren,  die  Erbverhandlung  nach  den  in- 
ländisch en  Gesetzen  vorzunehmen  ist. 
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Der  obersteGericfatshof  hat  dem  aarserordentUehen  BeTiBions- 
rekorae  des  Eduard  A.  mangelg  der  nach  §  16  des  kais.  Pat.  Tom 
9.  August  1854  R.G.B1.  Nr.  208  zur  Abänderung  gleichlautender  unter- 
gerichtlicher  Entscheidungen  erfbrdeiiichen  Voraussetzungen  keine 
Folge  gegeben. 

2!ur  Bewilligung  der  Exekution  auf  Grund  des  Urteües  eines 
sächsischen  Gerichtes  ist  die  Erwirkung  des  VoUstrechungsurteües 
eines  inländischen  Gerichtes  nicht  erforderlich.  Die  Gebühren' 
Ordnung  des  Rechtsanwaltes  bildet  Iceinen  gültigen  Exekutionstitd. 
Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  Yom  20.  MArz  1900,  Z.  3555. 

Das  Kreisgericht  hat  in  der  Exekutionssache  des  A.  in  X. 
(Sachsen)  als  Vormundes  des  pp.  6.  als  betreibenden  Glttubigers  wider 
C.  in  T.  (Böhmen)  als  Verpflichteten  wegen  Zahlung  Ton  815  Mk. 
s.  N.G.  dem  betreibenden  Gläubiger  zur  Hereinbringung  der  Kosten- 
fbrderung  per  10  Mk.  40  Pf.  die  Exekution  durch  Pfilndung  der  in 
Gewahrsam  des  Verpflichteten  in  Y.  befindlichen  Sachen  sowie  die  Ein- 
leitung der  Verwahrung  der  gepfändeten  Gegenstände  bewilligt 

Das  Oberlandesgericht  hat  dem  Rekurse  des  Verpflichtet^i 
teilweise  stattgegeben,  den  erstrichterlichen  Beschlufb  dahin  abgeändert, 
dafs  der  auf  Grund  der  Gebührenrechnnng  resp.  des  Schreibens  des 
Rechtsanwaltes  ddto.  9.  Januar  1899  gestellte  Antrag  auf  BewilÜgong 
der  Exekution  mittelst  Pflüidung  und  Verwahrung  des  dem  Verpflichteten 
gehörigen  beweglichen  Vermögens  zur  Hereinbringung  der  Anwalts- 
gebühren  per  10  Mk.  40  Pf.  abgewiesen  wird,  —  im  tlbrigen  aber  disn 
angefochtenen  Beschlufs  bestätigt  Begründung:  Insofeme  dag^en 
rekurriert  wird,  dafs  die  beantragte  Exekution  zur  Hereinbringung  des 
Alimentationsbetrages  von  815  Mk.  und  Zinsen  pro  rata  per  14  BCk. 
48  Pf.  bewilligt  worden  ist,  ohne  dafs  ein  VoUstreckungBurteil  eines  in- 
ländischen Gerichtes  erwirkt  worden  wäre,  so  ist  in  dieser  Hinsicht  der 
Rekurs  unbegründet,  weil  der  2.  Titel  der  hierländischen  Exekutions- 
ordnung (§§  79 — 86)  die  Erwirkung  eines  Vollstreckungsurteiles  nicht 
vorschreibt  und  weil  die  mit  Rechtskrafitvermerk  versehenen  Urkunden, 
anf  Grund  deren  die  Exekution  beantragt  wurde,  und  zwar  das  Urteil 
des  Amtsgericiites  in  Z.  (Sachsen)  ddto.  25.  November  1895  und  der 
Prozefskostenbeschlufs  desselben  Gerichtes  ddto.  2.  März  1896  gemäfs 
viertletzten  Absatzes  der  Justizministerialverordnung  vom  21.  Dezember 
1899,  R.G.BL  Nr.  258,  einen  gültigen  Exekutionstitel  danteUen  (§  1 
ad  1  Exek.O.).  Es  war  daher  in  dieser  Richtung  der  angefochtene 
Beschlufs  zu  bestätigen.  Was  aber  die  Gebührenrechnung  des  Rechts- 
anwaltes ddto.  9.  Januar  1899  per  10  Mk.  40  Pf.  betrifil^  so  bildet 
diese  Rechnung  als  ein  privates  Schreiben  keinen  gültigen  Exekntions- 
titel;  es  war  daher  die  auf  Grund  desselben  beantragte  Exekution  vom 
ersten  Richter  nicht  zu  bev^illigen.  Der  Rekurs  erscheint  diesbezüglich 
begründet,  und  es  war  daher  der  angefochtene  Exekutionsbeschlola  in 
dieser  Richtung  abzuändern. 
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Der  Oberste  Gerichtshof  hat  dem  Revisionsrekurse  des  be- 
treibenden Gläubigers  keine  Folge  gegeben,  weil,  selbst  wenn  man 
die  in  dem  Exekntionsgesuche  mit  10  Mk.  40  Pf.  berechneten  Anwalts- 
gebttbren  als  Exekntionskosten  betrachten  wollte,  dieselben  sich  doch 
nicht  ab  solche  Kosten  darstellen,  welche  als  notwendige  Kosten  der 
hierlands  geführten  Exekution  nach  §  74  Exek.O.  dem  betreibenden 
Glänbiger  znerkannt  werden  könnten.  Denn  f%lr  das  Exekutionsgesnch 
selbst  wurde  der  Betrag  per  6  fl.  78  kr.  zuerkannt;  die  Gebühr  ihr 
Empfangnahme  und  Abliderung  eines  firUher  von  dem  Verpflichteten 
besahlten  Betrages  per  418  Mk.  55  Pf.  gehört  nicht  zu  den  gegen- 
wtrtigen  Exekutionskosten  und  wienach  die  Gebühr  per  8  Mk.  80  Pf. 
f^  10  Schreiben  samt  Porto  zu  diesen  Exekutionskosten  gehören  würde, 
ist  im  EbLekutionsgesuche  gar  nicht  au^eklttrt  worden. 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 
Justizverwaltungsstellen  etc. 

I.    Deutschland. 

1.     Reichsgesetze,  Kaiserliche  Verordnungen  etc. 

1.  Ges.,  betr.  die  FreundschaftSTortrKge  mit  Tonga 
nnd  Samoa  und  den  Freundschafts-,  Handels-  und  Scbiff- 
fahrtsyertrag  mit  Zanzibar,  vom  15.  Februar  1900  (H.6.BL  S. 37). 

Durch  eine  mit  Zustimmung  des  Bundesrats  zu  erlassende  Kaiserliche 
Yerordnang  können: 

1.  die  Yorschriften  des  Frenndschaftsvertrags  mit  Tonga  Tom  1.  No- 
vember 1876  (B.G.BL  1877  S.  617), 

2.  die  Vorschriften  des  Freundsehaftsvertnigs  mit  Samoa  vom  24.  Januar 
1879  (RG.B1.  1881  8.  29), 

3.  die  auf  die  Exterritorialitätsrechte  bezfiglichen  Vorschriften  des  Freund- 
schafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrags  mit  Zanzibar  vom  20.  De- 
zember 1885  (R.G.B1.  1886  S.  261) 

ganz  oder  teilweise  anfser  Kraft  gesetzt  werden. 

2.  Kaiserl.  Verordnung  zur  Ausftlhrung  des  Gesetzes,  betr. 
die  Frenndschaftsverträge  mit  Tonga  und  Samoa  und 
den  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag 
mit  Zanzibar,  vom  17.  Februar  1900  (R.G.BL  S.  39). 

Die  Vorschriften  des  Frenndschaftsvertrags  mit  Samoa  vom  24.  Januar 
1879  (B.G.BL  1881  S.  29)  werden  hierdurch  für  das  Verhältnis  mit  Deutseh- 
IsDd  und  den  Inseln  Upolu  und  Savaii  sowie  allen  anderen  westlich  des 
171.  Längengrades  westlich  von  Greenwich  gelesenen  Inseln  der  Samoagmppe 
▼on  dem  Tage  an,  wo  diese  Inseln  in  deutschen  Besitz  übergehen,  aniser 
Anwendung  gesetzt.  Das  Gleiche  gilt  in  Ansehung  der  Insel  Tutuila  und 
der  anderen  bstlich  des  171.  Längengrades  westlich  von  Greenwich  gelegenen 
Inseln  der  Samoagmppe  von  dem  Tage  an,  wo  diese  Inseln  in  den 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
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3.  Allerh.  Erlafs,  betr.  die  Erklärung  des  Schutzes  über 
die  Samoainseln  westlich  des  171.  Längengrades  w.  L., 
vom  17.  Februar  1900  (R.G.B1.  S.  135). 

4.  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  26.  März  1900,  betr. 
den  Übergang  der  westlich  des  171.  Längengrades  west- 
lich von  Greenwich  gelegenen  Inseln  der  Samoagruppe 
in  deutschen  Besitz  und  Verkündung  des  Allerhöchsten 
Erlasses  vom  17.  Februar  1900,  mit  dem  diese  Inseln 
unter  kaiserlichen  Schutz  genommen  worden  sind  (R.G.B1. 
S.  136). 

5.  Kaiserl.  Verordnung  vom  17.  Februar  1900,  betr.  die  Rechts- 
verhältnisse in  Samoa  (R.G.B1.  S.  136  ff.). 

§  1.  Das  Gesetz  über  die  Konsalargerichtsbarkeit  vom  10.  Juli  1879 
(R.G.B1.  S.  197)  kommt  in  Gemäfsheit  des  §  2  des  Gesetzes,  betr.  die  Rechts- 
verhältnisse der  deutschen  Schutzgebiete,  in  dem  Schutzgebiete  von  Samoa 
mit  den  im  folgenden  vorgesehenen  Abänderungen  zur  Anwendung. 

§  2.  Der  GerichtsbiAeit  (§  1)  unterliegen  alle  Personen,  welcne  in  dem 
Schutzgebiete  wohnen  oder  sich  aufhalten,  oder  bezüglich*  deren,  hiervon 
abgesehen,  ein  Gerichtsstand  innerhalb  des  Schutzgebietes  naoh  den  zur  Gel- 
tnnjB^  kommenden  Gesetzen  begründet  ist,  die  Eingeborenen  jedoch  nur,  so- 
weit sie  dieser  Gerichtsbarkeit  besonders  unterstellt  werden. 

Der  Gouverneur  bestimmt  mit  Genehmigung  des  Rdchskanzlets  (Aus- 
wärtiges Amt,  Kolonial-AbteUung),  wer  als  Eingeborener  im  Sinne  dieser 
Veroranung  anzusehen  ist,  und  inwieweit  auch  Eingeborene  der  Gerichtsbar- 
keit (§  1)  zu  unterstellen  sind. 

§  8.  Die  nach  §  2  des  Gesetzes,  betr.  die  Rechtsverhältnisse  der  deut- 
schen Schutzgebiete,  für  die  Rechtsverhältnisse  an  unbeweglichen  Sachen, 
einschliefslich  des  Bei^gwerkseigentums,  mafs^ebenden  Vorschriften  finden 
keine  Anwendung.  Der  Reichskanzler  (Auswärtig^es  Amt,  Kolonial-Abteilung) 
und  mit  dessen  Genehmigung  der  Gouverneur  smd  bis  auf  weiteres  befugt, 
die  zur  Regelung  dieser  Verlältnisse  erforderlichen  Bestimmungen  zu  tre£Pen. 

S  4.  In  Strafsachen  findet  die  Hanptverhandlnnff  ohne  die  Zmnehung 
von  Beisitzern  statt,  wenn  der  Beschluis  über  die  Eröffiiung  des'  Hftupt- 
Verfahrens  eine  Handlung  zum  Gegenstande  hat,  welche  zur  Zuständig^keit 
der  Schöffengerichte  oder  zu  den  in  §§  74,  75  des  Ger.Verf.Ges.  bezeichneten 
Vergehen  genört. 

§  5.  Die  Grerichtsbarkeit  in  den  zur  Zuständigkeit  der  Schwurgerichte 
gehörenden  Sachen  wird  der  Gerichtsbehörde  erster  Instanz  in  Apia  über- 
tragen. Für  diese  Sachen  finden  die  Vorschriften  Anwendung,  welche  Ar 
die  im  §  28  des  Gesetzes  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  bezeichneten  Straf- 
thaten  selten. 

§  6.  Als  Berufunes-  und  Beschwerdegericht  wird  Rir  das  Schutzgebiet 
an  Stelle  des  Reichsgerichts  (Gesetz  über  cBe  Konsulargerichtsbarkeit  §§  18, 
36,  43)  eine  Gerichtsbehörde  zweiter  Instanz  in  Apia  errichtet,  welche  aus 
dem  zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  zweiter  Instanz  ermächtigten  Beamten 
als  Vorsitzenden  und  vier  Beisitzern  besteht. 

Auf  die  Beisitzer  und  den  Gerichtsschreiber  finden  die  Vorschriften  in 
§  6  Abs.  2,  §§  7,  8,  10  des  Gesetzes  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  ent- 
sprechende Anwendung. 

Auf  das  Verfahren  in  der  Berufdn^s-  und  Beschwerdeinstanz  finden, 
soweit  fOr  dieses  nicht  besondere  Vorschriften  getroffen  sind,  die  das  Ver- 
fahren in  erster  Instanz  betreffenden  Vorschriften  entsprechende  Anwendung. 

In  bürgerlichen  Rechtsstreitiffkeiten,  in  Konkurssachen  und  in  den  zur 
streitigen  Gerichtsbarkeit  nicht  gehörenden  Angelegenheiten  erfolgt  die  Ent- 
scheidung über  das  Rechtsmittel  der  Bosch werae  unter  Mitwirkung  der  Bei- 
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atier,  wenn  die  angefochtene  Entseheidang  anter  ^twirkung  Ton  Bei- 
ätetn  exvanffen  ist. 

In  aen  im  §  5  beceichneten  Stra&achen  ist  die  Verteidigang  auch  in 
der  Berafongrinstanz  notwendig.  In  der  Haaptverhandinnff  ist  die  Anwesen- 
heit des  VerteidigerB  erforderlich:  der  §  145  der  Str.Pr.O.  findet  Anwendonff. 

§  7.  Die  Todesstrafe  ist  aorch  firschiefsen  oder  Erhängen  zu  yoU- 
strecken. 

Der  Gonyemenr  bestimmt,  welche  der  beiden  Yollstreckongsarten  im 
eiBselnen  Falle  stattzufinden  hat 

§  8.  Ffir  die  Znstellangen,  die  Zwangsvollstreckungen  und  das  Kosten- 
wesen  können  einfachere  Bestimmungen  zur  Anwendung  kommen. 

Der  Reichskanzler  (Auswärtiges  Amt,  Kolonial- Abteilung)  und  mit  dessen 
Genehmigung  der  Gonyemeur  sind  befugt,  die  erforderlichen  Anordnungen 
n  treffisn. 

§  9.  Das  Gesetz,  betr.  die  Eheschliefsung  und  die  Beurkundung  des 
Pflnoneostandes  ron  Reichsangehörigen  im  Auslande,  vom  4.  Mai  1870 
(Bmides-Gesetzbl.  S.  599)  findet  in  dem  Schutzgebiet  auf  alle  Personen, 
welche  nidit  Eingeborene  (§  2  Abs.  2)  sind,  Anwendung. 

§  10.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  iuer  Verkündung  im 
Sehat^;ebiet  in  Kn^ 

6.  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  26.  März  1900,  betr. 
die^Verkttndung  der  Kaiserlichen  Verordnung  über  die  Rechts- 
Verhältnisse  in  Samoa  vom  17.  Februar  1900  im  Schutzgebiete 
Yon  Samoa  (R.O.BL  S.  138). 

7.  EaiserL  Verordnung,  betr.  das  Flaggenrecht  deutscher 
Binnenschiffe,  die  ausschliefslich  auf  ausländischen 
Oewässern  verkehren,  vom  1.  März  1900  (R.6.B1.  S.  41). 

8.  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  8-  März  1900,  betr. 
die  Zuständigkeit  für  Todeserklärungen  (R.6.B1.  S.  128). 

Auf  Grund  des  §  961  der  Civilprozefsordnung  bestimme  ich: 
Für  das  Au%ebotsverfahren  zum  Zwecke  der  Todeserklärung  eines  Ver- 
BcboUenen,  der  wwler  einen  mländiachen  Wohnsitz  gehabt  hat  —  noch  einem 
Bondesstaat  angehört,  ist  das  Königlich  Preulzische  Amtegericht  1  in  Berlin 
sostindig. 

9.  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  2.  April  1900,  betr. 
deo  Rücktritt  des  Fürstentums  Montenegro  von  der  Berner 
internationalen  Urheberrechtsübereinkunft  vom  9.  Sep- 
tember 1886,  sowie  von  dem  am  4.  Mai  1896  dazu  getroffenen  Zusatz- 
llbereinkommen  (R.G.B1.  S.  211). 

2«     Gesetze,   Verordnungen  etc.   der  einzelnen 
Bundesstaaten. 

Fremflieii. 

1.  Allg.  Verfügung  vom  21.  Dezember  1899,  betr.  das  Notariat 
(J.M.BL  S.  834). 

2.  Allg.  Verfügung  vom  4.  Dezember  1899,  betr.  die  Zulassung 
von  Ausländern  zur  Eheschliefsung  in  Preufsen  (Min.BL 
t  innere  Verw.  1900  S.  4). 

8.  Allg.  Verftigung  vom  9.  März  1900,  die  Vollstreckbarkeit 
▼  on  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  in  Österreich 
betr.  (J.M.BL  S.  79). 
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Bayern. 

1.  Bdkanntmachang  des  k.  StaatsminiBtorianiB  der  Justiz  vom 
3.  März  1900,  die  Rechtshülfe  in  Patentsachen  im  Verkehre 
mit  der  Schweiz  <J.M.B1.  S.  590).     S.  oben  8.  90. 

2.  Oemeinschaftliche  Bekanntmachang  der  k.  Staatsministerien  des 
k.  Hauses  ond  des  Äufsem,  der  Justiz  und  des  Innern  ^om  7.  Mftrz 
1900,  den  Ansliefernngsverkehr  zwischen  Dentsehland 
nnd  Osterreich  betr.  (J.M.B1.  S.  590). 

Über  die  Frsffe,  in  wieweit  im  Aaslieferangsrerkehie  zwischen  Deutsch- 
land und  Österreich  ron  dem  Grundsätze  der  Specialität  auszugehen  ist»  ist 
zwischen  den  beteiligten  Reffieronj^n  folgende  Vereinbarung  getroffen  woiden. 


AusUefenmgspflicht  begründet,  ausdrücklich  abffelehnt  worden  ist,  oder  ab 
bei  der  Auslieferunjg^Mwilligung  ein  ansdrttoluicher  Vorbehalt  auf  Nicht- 
bestrafung  wegen  eines  einzelnen  mit  anderen  zusammentreffenden  DeliktsB 
gemacht  wurde. 

In  derartigen  fWen  ist  die  Auslieferung  nicht  firüher  in  Vollzug  sa 
setzen,  bis  durch  Anfrage  bei  dem  ersuchenden  Staate  sicher  gestellt  woiden 
ist,  dafs  das  Gtesuch  um  Auslieferung  aufrecht  erhalten  werde,  wiewohl  den 
Begehren  nicht  im  yollen  Umfange  stattgegeben  wird. 

Die  Vereinbarung  ist  nur  mit  der  äterreicbischen ,  nicht  auch  mit  der 
ungarischen  Regierung  getroffen  worden. 

1.  Verordnung  vom  81.  Januar  1900,  betr.  den  Auslieferungs- 
verkehr mit  Österreich  (J.M.Bl.  S.  9). 

2.  Min. Bekanntmachung  vom  1.  Februar  1900,  betr.  eidliche 
Vernehmung  von  Civilprozefsparteien  auf  Ersuchen 
österreichischer  Gerichte  (J.M.Bl.  S.  11).    Vgl  unten  S.  161  ff. 

8.  Min. Verordnung  vom  18.  Februar  1900,  betr.  Ausliefe- 
rungen aus  Frankreich  (J.M.Bl.  S.  13). 

4.  Min. Verordnung  vom  7.  Februar  1900,  betr.  den  Geschftfts- 
verkehr  zwischen  Gerichtsbehörden  und  dem  eidgenOssi- 
schen  Amte  fttr  geistiges  Eigentum  (J.M.Bl.  S.  13). 

Min.Bekanntmachnng  vom  5.  Februar  1900,  betr.  den  unmittel- 
baren Geschäftsverkehr  zwischen  deutschen  und  schwei- 
zerischen Behörden  in  Patentangelegenheiten  u.  s.  w. 
(Abi.  des  J.M.  S.  41). 

Hessen. 

Anordnungen  vom  14.  Januar  1900,  betr.  die  Ausführung 
der  Grnndbuehordnung  (Reg.Bl.  S.  151). 

MeeUen^arr-SeMweriM. 

Min.Bekanntmachnng  vom  21.  Dezember  1899,  betr.  den  Rechts- 
httlfeverkehr  mit  Österreich  (Reg.Bl.  8.  1032). 
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1.  Bekanntmachung  vom  12.  Januar  1900,  betr.  den  Rechts - 
hülfeverkehr  mit  Österreich  (Off.  Anz.  S.  14). 

2.  Bekanntmachnng  vom  12.  Februar  1900,  betr.  den  un- 
mittelbaren Verkehr  mit  den  schweizerischen  Behörden 
in  Angelegenheiten  zum  Schatze  des  geistigen  Eigen- 
tums (ibid.  S.  90). 

3.  Bekanntmachung  vom  12.  Februar  1900,  betr.  den  Aus- 
lieferungsverkehr zwischen  Deutschland  und  Osterreich 
(ibid.  8.  91). 

OMen^mrff. 

Verordnung  vom  1.  Dezember  1899  für  das  Grofsherzogtum 
Oldenburg  zur  Ausführung  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs (Ge8.Slg.  S.  651). 

Reskript  des  H.  Staatsministeriums,  Dep.  der  Justiz  vom  22.  De- 
zember 1899,  Behandlung  der  Rechtshülfegesuche  öster- 
reichischer Gerichte,  betr.  die  eidliche  Vernehmung  der 
Parteien  (Zeitschrift  f1)r  Rechtspflege  im  Herzogtume  Braunschweig 
Bd.  47  S.  12  ff.). 

Seitens  der  österreichischen  Renerung  ist  in  Übereinstimmung  mit  dem 
AoBwftrtigen  Amte  die  Ansicht  da^ele^t  worden,  dafs  ein  deutsches  Gericht, 
das  von  einem  österreichischen  Gericnt  in  einem  bei  diesem  anh&nsigen 
bürgerlichen  Rechtsstreit  um  eidliche  VemehmuD|^  einer  Partei  nach  Mafs- 
gaw  der  Bestimmungen  der  österreichischen  Civilprozefsordnung  ersucht 
wird,  die  Leistung  der  Rechtshflife  nicht  deshalb  verweigern  dürfe,  weil  es 
nach  den  Orundsätzen  der  deutschen  Civilprozeisordnung  nicht  znl&ssig  sei, 
die  Parteien  eidlich  zu  vernehmen. 

Da  die  Erledigung  ausläDoUscher  Rechtshülfeersuchen  in  bürgerlichen 
Rechtastreiti^keiten  von  einzelnen  Sonderbestimmungen,  wie  z.  B.  der  über 
die  Vollstreckung  ausländischer  Urteile,  abgesehen,  reichsgesetzlich  bbher 
nicht  ^er^elt  worden  ist,  sind  für  das  Verfahren  der  deutschen  Gerichte 
gegenüber  ausländischen  Rechtshülfeersuchen  in  Givilsachen  die  von  den 
einzelnen  Bundesstaaten  nach  dieser  Richtung  hin  etwa  abgeschlossenen 
Verträge  mit  ausländischen  Staaten  sowie  die  sonstigen  landessesetzlichen 
VoTBcrnften  in  Kraft  geblieben,  soweit  sie  nicht  mit  dem  Reicnsrecht  un- 
Tereinbar  sind.  In  diesem  Rechtszustand  ist  nach  dem  Inkrafttreten  des  Ab- 
kommens zur  R^lung  von  Fragen  des  internationalen  Privatrechts  vom 
L November  1896  —  R.G.HL  von  1899  S.  285  >-  allerdings  insofern  eine 
emng  eingetreten,  als  nach  Art.  5  ff.  die  Gerichte  der  Vertragsstaaten 
flTondsätziich  verpflichtet  sind,  sich  in  Civil-  und  Handelssachen  gegenseitig 
Recbtshülfe  zu  leisten.  Bei  der  Prüfung  der  Frage,  ob  die  Voraussetzungen 
vorliegen,  unter  denen  nach  den  Art  7  und  10  die  &lediffung  des  Ersuchens, 
aei  es  überhaupt,  sei  es  in  der  gewünschten  Form,  abgelehnt  werden  kann, 
werden  jedoch  auch  in  Zukunft  neben  dem  Reichsrecnte  die  landesgesetz- 
Uehen  Vorschriften  zu  berücksichtigen  sein,  die  indes  im  Herzogtume  der 
&led]eunff  eines  Solchen  Ersuchens  nicht  entgegenstehen.  Ebenso  wird  es 
hinsiehtlich  der  Anfechtung  einer  ablehnenden  Entscheidung  bei  dem  geltenden 
Bechte  verbleiben. 

Was  im  einzelnen  die  von  der  österreichischen  Regierung  zur  Sprache 
gebrachte  Frage  anlan^,  so  steht  der  eidlichen  Vemehmun||^  einer  Prozefs- 
partei  auf  Ersuchen  emes  ausländischen  Prozefsgerichts  eme  reichs-  oder 
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landesgesetzliche  Bestunmimg  nicht  entf^egen.  Denn  ma^  auch  eine  derartige 
VemeDmnng  mit  den  Grandsätzen  des  deutschen  Civilproaesses  nicht  im 
iänklang  stehen,  so  gelten  doch  diese  mit  der  ganzen  Qestaltang  des  Ver- 
fahrens wesentlich  zusammenhängenden  Qrands&tze  nnr  für  das  Ton  der 
CLYilprozefsordnunff  örtlich  und  sachlich  beherrschte  Gebiet,  während  ne 
aufserhalb  dieses  Gebiets  keine  mafaeebende  Bedentong  zu  beanspmchen 
haben.  Die  Frage,  weiche  Stellung  die  deutschen  Gerichte  gegenttber  aus- 
län^chen  Antrftgen  der  hier  in  Rede  stehenden  Art  einzunehmen  haben,  ist 
daher  zur  Zeit  ausschliefslich  nach  dem  Landesrechte  zu  beurteilen,  das  auch 
för  die  Entscheidung  der  weiteren  Frage  allein  mafagebend  ist,  ob  die  Gre- 
richte  zur  Ehrledigung  solcher  Antrüge  im  gerichtlichen  Instanzenzuge  oder 
auf  dem  AuÜBichtsweffe  angehalten  werden  können. 

Es  läfst  sich  nicht  verkennen,  dafs,  falls  in  derartigen  FSUen  gleich- 
wohl Ablehnungen  österrdchischer  Rechtshülfeersuchen  von  selten  deutscher 
Gerichte  yorkommen  sollten,  der  lebhafte  Bechtshülfeyerkehr  zwischen  dem 
Reiche  und  Österreich  voraussichtlich  beeinträchtigt  werden  wurde,  was  aach 
für  die  vor  österreichischen  Gerichten  Recht  suchenden  oder  nehmenden 
Reichsan^ehörigen  zu  Nachteilen  fuhren  könnte. 

Es  wird  deshalb  den  Gerichten  anheimgegeben,  zur  Vermeidung  der  aach 
dem  deutschen  Publikum  aus  einer  ablehnenden  Praxis  der  deutechen  Ge- 
richte möglicherweise  entstehenden  Nachteile  in  Gem&fsheit  der  oben  dai^ 
gele^n  Grundsätze  den  Rechtshülfeersuchen  österreichischer  GMchte  statt- 
zugeben. 

Zum  besseren  Verständnis  des  Österreichischen  Civilprozefsrechtes  teilen 
wir  dabei  den  Gerichten  noch  aus  einem  Schreiben  der  k.  k.  Österreichisch- 
ungarischen  Botschaft  an  das  Auswärtige  Amt  vom  8.  Dezember  1898  das 
Folgende  mit: 

1.  Die  gesetzliche  Regelung,  welche  der  Parteieneid  in  dem  nunmehr 
obsolet  geworaenen  österreicnischen  Bagatellprozefs  gefunden  hat,  ist  in  der 
juridischen  Litteratur  nicht  mit  Unrecht  als  aas  Gegenstück  jener  Grundsätze 
hingestellt  worden,  die  die  deutsche  Civilprozefsoranun^  am  diesem  Gebiete 
zur  Geltung  bringt.  Die  R^lung  des  Parteieneides  m  dem  neuen  Givil- 
prozefsgesetze  unterscheidet  sich  aber  von  jener  im  früheren  Ba«atellTerfahren 
m  wesentlichen  Punkten.  Das  Gesetz  über  das  Bagatellverfam'en  bestimmte 
im  §  53:  „Der  Beweis  über  streitige  für  die  Entscheidung  erhebliche  That- 
sachen  kann  auch  durch  eidliche  Abhörun^  der  Parteien  als  Zeugen  ge- 
führt werden."  Nach  §  56  daselbst  konnte  jede  Partei  verlangen,  „nach  der 
Abhörung  des  Gegners  auch  ihrerseits  zur  Abhörung  als  Zeuge  zugelassen 
zu  werden.  Die  Parteien  waren  vor  ihrer  Abhörung  als  Zeugen  su  be- 
eiden (§  61  daselbst). 

2.  Durch  die  Einführung  der  neuen  Civilprozefsgesetze  hat  sich  aber 
der  Rechtszustand  auf  diesem  Gebiete  in  Österreich  wesentlich  geändert. 
Die  Civilprozefsordnuug  kennt  die  Vernehmung  der  Parteien  als  Zeugen 
nicht,  sie  spricht  nur  von  dem  Beweise  „durch  Vernehmung  der  Partei*'. 
Diese  Beweisführung  wird  durch  Beschlufs  angeordnet  (§  375),  jedoch  nur 
dann,  wenn  der  Beweis  weder  durch  die  anderen  von  den  Parteien  aa- 
ffebotenen  Beweismittel,  noch  durch  die  etwa  von  Amts  wegen  angeordneten 
Beweisaufnahmen  hergestellt  ist  (§  371,  Abs.  2). 

Der  Beweis  durch  Vernehmung  der  Parteien  besteht  nach  der  CSvil- 
prozefsordnung  ans  zwei  voneinanaer  sich  scharf  abhebenden  Teilen:  der 
unbeeideten  Vernehmung  rcffelmälsig  beider  Parteien  (§  376  der  CPr.O.)  und 
der  darauf  folgenden  eidlichen  Vernehmung  einer  der  Parteien  (§  377  der 
C.Pr.O.),  zu  der  es  nur  dann  kommen  soll,  wenn  das  Eigebnis  der  unbeeideten 
Befragung  nicht  ausreicht^  um  das  Gericht  von  der  Wahrheit  oder  Unwahr- 
heit der  zu  beweisenden  Thatsachen  zu  überzeugen. 

Als  für  die  Beurteilunj;  der  hier  behanddten  Frage  von  besonderer 
Wichtigkeit  sind  noch  die  beiden  Momente  hervorzuheben,  dafs  die  eidliche 
Aussage  über  dieselbe  Thatsache  immer  nur  einer  der  Parteien  aufgetragen 
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werden  kann  (§  377  der  CLPr.O.),  und  daf«  die  eidliehe  Vernehmung  kemes- 
wege  notwendig  die  Form  einer  in  freier  Rede  miter  £id  abgegebenen  Aus- 
sage annehmen  mufe,  sondern  das  Gericht  aus  der  nnbeeideten  Aussage  der 
Partei  einaelne  Behauptungen  henrorheben  kann,  welche  die  Partei  nnnmdir 
uBler  Eid  zu  wiederholen  hat,  oder  sosar  Faasunffen  bestimmen  kann,  in 
welcher  die  eidliche  Aussage  über  einzelne  Umstände  zu  erfolgen  hat  (^  377 
Abs.  2  der  C.Pr.O.).  Zur  vollständigen  Charakterisierung  des  Beweismittels 
der  Partdenyemehmung  sei  noch  beigefügt,  dafs  die  Anwendung  von  Zwangs- 
mafsregeln,  um  eine  Partei  zum  Erscheinen  vor  Gericht  oder  zu  unbeddeler 
oder  euilicher  Aussage  zu  Terhalten,  unstatthaft  ist  (S  380  der  CJPr.O.). 

Ans  diesen  f^etzlichen  Bestimmungen  emebt  sicn,  dais  ein  wesentlicher 
innerer  Unterschied  zwischen  der  eidlicnen  Vemehmime  der  Parteien  nach 
den  Qeterreichischen  Ciyilprozefsgesetzen  und  dem  richteruch  auferiegten  Eide 
im  Sane  des  §  437  der  deutschen  C.Pr.0.  nicht  besteht  —  Es  handelt  sich 
nur  am  einen  ftufserlichen  Unterschied,  der  vollständig  verschwindet,  wenn 
nach  den  obgedachten  Bestimmungen  des  §  377  der  C.Pr.O.  vorgegangen 
wird,  und  das  Gericht  einzelne  Benauptungen  aus  der  nnbeeideten  Aussage 
der  Partei  hervorhebt  und  nun  diese  eventuell  in  yorausbestimmter  Fassung 
von  ihr  beschwören  Ifiist 

Dafs  der  Parteieneid  nach  der  deutschen  Civilprozedsordnung  formale 
Wahrheit  begründet,  während  die  Vernehmung  der  Parteien  nach  österreichi- 
flchem  Rechte  als  ein  Beweismittel  gedacht  ist,  dessen  Bedeutung  für  die 
Wahrheitsfeststellung  dem  freien  Ermessen  des  Gerichts  überlassen  ist,  kann 
för  die  Entscheidung,  ob  Rechtshttlfe  zu  gewähren  ist,  nicht  von  Belang  sein. 
Denn  dieser  Unterschied  liegt  auf  dem  Gebiete  der  Beweiswürdigung 
and  nicht  auf  jenem  der  Beweisaufnahme;  sowenig  früher,  wo  zwischen 
dem  österreichischen  und  deutschen  Prozefsrechte  eine  gleiche  Di£Ferenz  in 
Ansehung  des  Zeufenbeweises  bestand,  dies  auf  die  Rechtshülfegewährung 
darch  Zragenvemehmung  zurückwirkte,  so  wenig  kann  die  Frage,  ob  die 
eidliche  Aussage  der  Partei  formale  Wahrheit  schaffe,  die  Versagung  der 
Bechtshttlfe  begründen. 

Endlich  kann  auch  betreff!»  der  strafgerichtlicheu  Verfolgbarkeit  einer 
falschen  eidlichen  Aussage,  die  vor  einem  deuts6hen  Gerichte  nach  den 
österreichischen  Formen  abgelegt  wurde,  ein  Zweifel  nicht  erhoben  werden, 
da  eine  solche  Aussage  gewifs  unter  den  Begriff  des  auferlegten  Eides  im 
Sinne  der  §§  153  und  163  des  deutschen  Strafgesetzes  zu  subsumieren  ist 
Es  erscheint  aus  diesen  Gründen  gerechtfertigt,  dafs  dn  deutsches  Gericht 
zur  eidlichen  Vernehmung  von  Parteien  unter  den  von  der  österreichischen 
Civilprozefsordnung  vorgesehenen  Formen  die  Bechtshttlfe  leistet 

Sachsen  -  Heininren. 

1.  Verordnung  vom  16.  Dezember  1899,  betr.  das  Grundbuch 
(Slg.  d.  Verordnungen  S.  484). 

2.  Ges.  vom  27.  Dezember  1899,  betr.  das  Hinterlegungs- 
wesen (Slg.  8.  553). 

Sacliseii-Kohiirr-OotMa. 

1.  Min. Verordnung  vom  1.  Dezember  1899  zur  Ausführung 
des  Grundbuchs  (Ge8.Slg.  Blr  Gotha  S.  317). 

2.  Verordnung  vom  28.  Dezember  1899,  betr.  die  Ausführung 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  der  Nebengesetze 
(8.  469). 

(iMiwari««rr-Rm4ol8ta€t. 

Ausf.Gres.  vom  28.  Februar  1900  zum  Heichsgesetz  über  Zwangs- 
versteigerung und  Zwangsverwaltung  (G«s.Slg.  S.  168). 

11* 
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1.  Min. Bekann tmachung  yom  31«  Januar  1900,  betr.  Überein- 
konunen  Ober  den  Grundsatz  der  Specialitüt  im  AnslieferungB- 
Terkehr  zwischen  Deutschland  und  Osterreich  (Ges.^. 
8.  108). 

2.  Min.Bekanntmachung  vom  1.  Februar  1900,  betr.  Überein- 
kunft zwischen  Deutschland  und  der  Schweiz  wegen  Herbei- 
führung eines  unmittelbaren  Geschäftsverkehres  zwischen 
deutschen  und  schweizerischen  Behörden  in  Patentangelegenheiten  (Ges.- 
Slg.  S.  109). 

8.  Verordnung  vom  10.  Februar  1900,  betr.  Ausführungsgesets 
zum  Reichsgesetz  ttber  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  (Ges-Slg.  S.  138). 

WaMeelL. 

1.  Waldeck.  Gesetz  ttber  freiwillige  Gerichtsbarkeit 
vom  11.  Dezember  1899  (Reg.Bl.  S.  162). 

2.  Ausf.Ges.  zur  Grundbuchordnung  vom  11.  Dezember  1899 
(Reg.Bl.  8.  173). 

3.  Au8f.Ges.  vom  11.  Dezember  1899  zum  Retchsgesetz  ttber 
die  Zwangsversteigerung  und  Zwangsverwaltung  (R^.Bl. 
8,  177). 

4.  Ausf.Ges.  vom  11.  Dezember  1899  zum  Rdchsgesetz  vom 
17.  Mai  1898  betr.  Änderungen  der  Civilprozefsordnung 
(Reg.Bl.  8.  181). 

5.  Ausf.Ges.  vom  11.  Dezember  1899  zum  Handelsgesetz- 
buch (ibid.  8.  184). 

6.  Ges.  vom  11.  Dezember  1899  ttber  das  Hinterlagungs- 
wesen  (ibid.  8.  225). 

7.  Verordnung  vom  20.  Dezember  1899  zur  Ausführung  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  des  Art  4  des  Ansftthrungs- 
gesetzes  zum  Handelsgesetzbuch  im  Fürstentum  Waldeck  und 
Pyrmont  (ibid.  8.  287). 

8.  Verordnung  vom  20.  Dezember  1899,  betr.  das  Grundbuch- 
wesen (ibid.  8.  244). 

Remlli  1.  li. 

1.  Verordnung  vom  20.  Dezember  1899  zur  Ausführung  des 
Bttrgerlichen  Gesetzbuchs  und  der  Nebengesetze  (Gres.- 
Slg.  8.  882). 

2.  Verordnung  vom  6.  Dezember  1899  zur  Ansftthrung  der 
Grundbuchordnung  (Ges.81g.  8.  201). 

fileMa«m%«ra-U99e« 

Landesh.  Verordnung  vom  2.  Dezember  1899,  betr.  die  Ans- 
ftthrung der  Grnndbuchordnung,  sowie  die  Anlegung  der 
Grundbttcher  (Land.VO.  8.  819). 
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Aasfübrungsgesetze  vom  17.  November  1899  zum  Btlrgerlichen 
Gesetzbach  (6es.Slg.  S.  489),  zum  Reichsgesetz  tlber  die  Zwangs- 
yersteigerung  und  die  Zwangsverwaltung  (8.  525),  zum 
Handelsgesetzbuch  (S.  528),  zur  Grundbuchordnung  (S.  529), 
zam  Reicbsgesetz  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  (S.  507),  zum  Reichsgesetz,  betr.  die  Änderung 
der  Civilprozefsordnung  (S.  522). 

liftl^eelL. 

Ansftlhrungsgesetze  vom  19.  Juli  1899  /  7.  November  1899 
Zur  Civilprozefsordnung  (Slg.  d.  V.  Nr.  60),  vom  18.  September 
1899/  7.  November  1899  zum  Reichsgesetze  über  die  Angelegen- 
heiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  (Slg.  Nr.  63),  zum 
Bürgerlichen  Gesetzbuch,  zum  Handelsgesetzbuch  und 
ZOT  Wechselordnung  vom  30.  Oktober  1899  /  7.  November  1899 
(Slg.  Nr.  67),  vom  18./22.  Dezember  1899  zur  Grundbuchord- 
ordnung  (Slg.  Nr.  85),  vom  18./22.  Dezember  1899  zum  Reichs- 
gesetz über  die  Zwangsversteigerung  und  Zwangsverwaltung 
(Slg.  Nr.  86). 

1.  Verordnung  vom  1.  Dezember  1899  zur  Ausführung  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  (Amtsbl.  S.  1035). 

2.  Ges.  vom  8.  Dezember  1899,  betr.  das  Inkrafttreten  des  Aus- 
i^hrungsgesetzes  zum  Reichsgesetze  über  die  Zwangsversteigerung 
nnd  Zwangsverwaltung  (Amtsbl.  8.  1057). 

3.  Ausf.Ges.  vom  22.  Dezember  1899  zur  abgeänderten  Civil- 
prozefsordnung (S.  1117). 

4.  Ausf.Ges.  vom  29.  Dezember  1899  zum  Handelsgesetz- 
bach (S.  1143). 

5.  Ges.  vom  29.  Dezember  1899  über  Angelegenheiten 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  (S.  1168). 

6.  Ges.  vom  29.  Dezember  1899,  betr.  das  Notariat  (S.  1145). 


Internationale  Verträge. 

1.  Erklärung  zwischen  der  Schweiz  und  Österreich,  be- 
treffend den  direkten  Verkehr  der  beiderseitigen  Gerichts- 
behörden, vom  30.  Dezember  1899  (Eidg.  amtL  Slg.  N.  F. 
Bd.  xvm  S.  2  ff.)- 

Art.  L  Den  schweizerischen  G^erichten  und  den  k.  k.  Gerichten  und 
SUatBanwaltschaften  der  im  Reiehsrate  vertretenen  Königreiche  und  Lttnder 
wild  gestattet,  bei  gegenseitiger  RechtshiUfeleistung,  sowohl  in  borgerlidien 
Rechtaangel^^enheiten  wie  in  Strafsachen,  von  der  Vermittelnng  iuer  Kor- 
respondenz auf  diplomatischem  Wege  abzusehen. 
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Dies  gilt  auch  für  die  in  den  Axt  XVIII  bis  einschliefslich  XXT  des 
Auslieferonicsvertrages  vom  10.  März  1896  M  vorgesehenen  Fälle  der  Straf- 
rechtshfilie.  Ausgenommen  ist  nur  der  Schriften  Wechsel,  der  sich  auf  die 
Auslieferung  und  Durehliefemng  von  Verbrechern  besieht  Diesbecilglich 
gelten  die  im  erwähnten  Staats  vertrage  enthaltenen  Bestimmungen. 

Art  II.  Sofern  nicht  nach  Art.  I  der  diplomatische  Verkehr  einzutreten 
hat,  können  sämtliche  Gerichtshöfe  und  Bezirksgerichte,  sowie  die  Staats- 
anwaltschaften in  Tirol  und  Vorarlberg,  dann  die  Genchtshofe  (Landes- 
gerichte und  Handelsgerichte)  und  die  Staatsanwaltschaften  in  Wien,  Linz, 
Salzburg,  Gras,  Prag,  Brfinn  und  Triest  mit  den  im  angeschlossenen  Ver- 
seichnisse') aufgeführten  schweizerischen  Gerichtsbehörden  unmittelbar  ver- 
kehren und  ebenso  von  den  letsteren  unmittelbar  in  Anspruch  genommen 
werden. 

Art  IIL  Im  übrigen  vollzieht  sich  der  fiechtshttlfeverkehr  auf  öster- 
reichischer Seite  durch  me  Vennittelnng  der  Oberlandesgerichte.  Die  letzteren 
leiten  jedes  aus  ihrem  Sprengel  stammende  Rechtshttlfeansnchen,  sofern  die 
zur  Ausführung  berufene  schweizerische  Gerichtsbehörde  in  dem  Verzeich- 
nisse aufgeführt  ist,  an  diese  Behörde,  und  erhalten  von  ihr  die  Erledigungs- 
akten einj^esendet  So  wenden  sich  auch  die  im  Verzeichnis  genannten 
schweizAiischeD  Grerichtsbehörden  mit  ihren  Ersnchschreiben  an  lenes  k.  k 
Oberlandesj^ericht,  in  dessen  Sprengel  die  gewünschte  Amtshanalung  vo^ 
zunehmen  ist,  und  erhalten  durch  seine  Vermittelung  die  Erledigungsakten. 

Art  IV.  Die  in  Anwendung  der  gegenwärtigen  Übereinkunft  von  den 
k.  k.  Gichten  und  Staatsanwaltschaften  den  schw«zerischen  Gkriehts- 
behörden  übersendeten  Aktenstücke  müssen  in  der  deutschen,  franaöeischen 
oder  italienischen  Sprache  abgefafst,  oder  sonst,  soweit  das  ersuchte  Gericht 
von  ihrem  Inhalte  Kenntnis  nehmen  mufs ,  von  einer  Übersetzung  in  eine 
dieser  Sprachen  begleitet  sein. 

Wenn  das  ersuchte  Gericht  für  eingesandte  Akten,  die  gem&fs  diesem 
Artikel  ausgefertigt  sind,  einer  Übersetzung  in  die  eigene  Gerichtssprache 
bedarf,  kann  es  den  Ersatz  für  die  Kosten  dieser  Übersetzung  vom  ersuchenden 
Gerichte  nicht  begehren. 

Art  V.  Hinsichtlich  der  Kosten  der  Strafrechtshttlfe  gilt  der  Art.  XXn 
des  Ausliefemngsvertrages  vom  10.  Mars  1896. 

Die  im  ersten  und  letzten  Absätze  dieses  Artikels  aufgestellten  Grund- 
sätze haben  auch  fttr  den  Rcchtshülfeverkehr  in  bürgerlichen  KechtsangelegeD- 
heiten  zu  gelten,  mit  der  Mafsgabe  jedoch,  dafs  gleich  den  Entlohnungen 
der  Sachverständigen  auch  die  zuerkannten  Zeugengebiihren  und  die  Kosten 
für  Beweisaufiiahmen  aufserhalb  des  Gerichtssitzes  vom  ersuchenden  Teile 
zu  ersetzen  «ind. 

Art  VI.  Das  gegenwärtige  Übereinkommen  tritt  am  1.  Januar  1900 
in  Wirksamkeit  und  oleibt  in  Kraft  bis  nach  Ablauf  von  sechs  Monaten  nach 
erfolgter  Kündigung  seitens  des  einen  oder  des  anderen  der  beiden  Teile. 

Das  über  den  gleichen  Gegenstand  im  Jahre  1856  getroffene,  mit  der 
Verordnung  des  JusSzministeriums  vom  15.  Oktober  1856,  R.G.B1.  Nr.  195, 
und  mit  dem  Kreisschreiben  des  Bundesrates  vom  11.  Juni  1856,  Bundesblstt 
1856,  II,  S.  47,  kundgemachte  Abkommen  tritt  am  1.  Januar  1900  anfser  Kraft. 

2.  Übereinkunft  zwischen  der  Schweiz,  Deutschland« 
Österreich-Ungarn,  Belgien,  Spanien,  Frankreich,  Grofe- 
britannien  and  Britisch-Indien,  Griechenland,  Italien, 
Liechtenstein,  Luxemburg,  Montenegro,  dem  Ottoma- 
niachen  Reich,  den  Niederlanden,  Persien,  Portugal, 
RnmXnien,   Rufsland  and   Serbien,    betrefiend  gemeinsame 


1)  Siehe  eidg.  (Gesetzsammlung,  n.  F.  XV,  556. 

2)  Das  Verzeichnis  s.  a.  a.  O. 


Vennischte  Mitteünngen.  167 

Sehntzmafsregeln  gegen  die  Pest,   abgeacfaloBseii   in  Venedig 

am  19.  Man  1897,  in  Kraft  seit  81.  Oktober  1899  (Eidgen.  amtl.  Slg. 

N.  F.  Bd.  XVII  S.  825  ff.     Deatsch.  R.G.B1.  1900  S.  43  ff.). 
8a.     Beigetreten  sind: 

Korea  snm  Washingtoner  Weltpostvertrag  yom  15.  Jnni 
1897  seit  1.  Jannar  1900; 

die  Leewards- Inseln  znm  Washingtoner  Postüberein- 
kommen,  betreffend  den  Anstansch  von  Briefen  nnd 
Schachteln  mit  Wertangabe,  yom  15.  Juni  1897,  mit 
dem  Vorbehalte  der  Nichtbeteilignng  an  der  Auswechselung  ron 
Wertschachteln  und  der  Beschränkung  des  Maximums  der  sn- 
Ittssigen  Wertdeklaration  auf  Briefe  auf  den  Betrag  von  120  Pftind 
Sterling,  seit  1.  Januar  1900  (Eidgen.  amtl.  Slg.  N.  F.  Bd.  XVII 
S.  822  %.). 
8b.     Nicht  beigetreten  ist: 

Salvador  znm  internationalen  Postttbereinkommen,  be- 
treffend den  Austausch  von  Briefen  und  Schachteln 
mit  Wertangabe,  vom  15.  Juni  1897  (Eidgen.  amtl.  Slg. 
N.  F.  Bd.  XVII  S.  824). 


VermiscMe  Mitteilungen. 

1«  (Das  Strafgesetzbuch  der  Republik  Chile.)  Die 
Zeitschrift  für  die  gesamte  Rechtswissenschaft  enthält  als  Beilage  zum 
2.  und  3.  Heft  des  20.  Bandes  das  Strafgesetzbuch  der  Republik  Chiles 
amtliche  Ausgabe,  tibersetzt  von  Alfred  v,  Hartwig^  Rechtskandidaten 
in  Jena.  In  Bezug  auf  die  rftumliche  Herrschaft  des  Gesetzes  ist  be- 
Btunmt  in  Art  5*.  „Das  chilenische  Strafrecbt  ist  verbindlich  für  alle 
Bewohner  der  Republik  mit  Einschlufs  der  Fremden.  Die  Verbrechen, 
welche  begangen  werden  innerhalb  des  zum  Lande  gehörigen  oder  an- 
grenzenden Seegebietes,  sind  den  Bestimmungen  dieses  Staatsgesetses 
unterworfen."  Art.  6:  „Die  Verbrechen  oder  Vergehen,  welche  aufser- 
balb  des  Gebietes  der  Republik  von  Chilenen  oder  Fremden  begangen 
werden,  werden  nicht  in  Chile  bestraft,  aufser  in  den  durch  das  Gesetz 
bestimmten  Fällen.*^ 

2*  (Zuständigkeit  im  Bagatellverfahren  in  Ungarn.) 
Über  eine  Anfrage  gemäfs  §  271  C.Pr.O.  erteilte  das  k.  k.  Justiz- 
ministerium unter  dem  80.  September  1899  Z.  21  269  einem  Wiener 
Bezirksgerichte  folgende  Auskunft:  Nach  einer  dem  Justizministerium 
zugekommenen  Note  des  königl.  ungar.  Justizministeriums  ddo.  9.  März 
1898  Z.  9141  bestimmt  der  §  15  des  G.A.  XXn:1877  über  die  Zu- 
ttandigkeit  im  Bagatellyerfahrui  folgendes:  „Die  gerichtliche  Kompetenz 
wird  m  der  Regel  durch  den  Wohnort  des  Geklagten  oder,  wenn  der- 
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selbe  einen  ständigen  Wohnort  nicht  bat,  durch  seinen  Aufenthaltsort, 
bei  juristischen  Personen,  Korporationen,  öffentlichen  Instituten,  Aktien- 
gesellschaften und  Genossenschaften  hingegen  durch  deren  Sitz  bestimmt. 
Wird  eine  und  dieselbe  Besehwerde  gegen  mehrere  erhoben,  so  kann 
das  zuständige  Gericht  eines  der  Geklagten  beliebig  gewählt  werden. 
Wurde  in  der  Urkunde,  welche  die  Grundlage  der  Forderung  bildet, 
der  Ort  der  Erfüllung  der  Verbindlichkeit  ansbedungen,  so  kann  der 
Prozefs  auch  bei  dem  kompetenten  Gerichte  dieses  Ortes  angestrengt 
werden.  Im  Falle  des  Abs.  4  des  §  11  ist  der  Prozefs  bei  jenem 
Gerichte  anzustrengen,  in  dessen  Sprengel  die  Feldpolizeiilbertretung 
begangen  oder  der  Schaden  durch  das  Wild  verursacht  wurde.  Zwischen 
mehreren  kompetenten  Gerichten  kann  der  Kläger  frei  wählen.^  Hier- 
nach erscheint  in  Angelegenheiten,  die  auf  das  Bagatellver&hren  ver- 
wiesen sind,  der  Gerichtsstand  des  Ortes,  wo  das  Geschäftsbuch  geführt 
wird,  ausgeschlossen.  Zu  den  Angelegenheiten,  die  gemäfs  §§  224  and 
225  des  G.A.  XVIII :  1898  dem  BagateUyer&hren  unterliegen,  gehören 
im  Sinne  der  §§  11  und  14  des  G.A.  XXII :  1877  unter  anderem 
auch  Klagen  über  Geldforderungen,  deren  Betrag  ohne  Nebengebtthren 
20  fl.   nicht  überschreitet.     (Jur.  Bl.   XXIX.  Jahig.  [1900]    S.  102.) 

3*  (Keine  Steuerbefreiung  der  fremden  Konsuln.) 
Der  schweizerische  Bundesrat  hat  aus  Anlafs  eines  Specialfalles  erkannt, 
dafs  fremde  Konsuln  in  der  Schweiz  und  ihr  Personal  (Kanzler,  Kanzlei- 
sekretär, Kanzlisten  etc.)  die  Befreiung  von  den  Steuern  nicht  bean- 
spruchen dürfen,  da  die  Konsuln,  auch  wenn  sie  Berufskonsuln  sind, 
nach  dem  Völkerrecht  die  den  Gesandten  eingeräumten  Privilegien  nicht 
geniefsen  und  auch  die  Staatsverträge  der  Schweiz  mit  dem  Auslande 
keine  Bestimmungen  enthalten,  welche  den  fremden  Konsuln  Steuer- 
befreiungen gewähren.  Wenn  einige  Kantone  trotzdem  den  auf  ihrem 
Gebiet  residierenden  Berufekonsuln  und  ihren  Personen  eine  solche  Be- 
günstigung einräumen,  so  geschieht  dies  freiwillig,  lediglich  aus  Rück- 
sichten der  internationalen  Gourtoisie.  Sache  der  kantonalen  Behörden 
ist  es,  zu  prüfen,  ob  und  wieweit  ihre  Gesetzgebung  derartige  Steuer- 
ezemtion  gestattet.  (Bericht  des  Bundesrats  an  die  Bundesversammlung 
für  1899,  Schweiz.  BundesbL  52.  Jahrg.  [1900]  I  S.  664.) 

4«  (Vollziehung  der  Urteile  fremder  Staaten  in  der 
Schweiz.)  Der  schweizerische  Bundesrat  hat  in  Abweichung  von  einem 
früher  aufgestellten  Grundsatze  erkannt,  dafs  der  in  der  Schweiz  domi- 
zilierte aufrechtstehende  Schuldner  auch  gegenüber  der  Vollsdehung  von 
Urteilen  fremder  Staaten  sich  auf  Art.  59  Abs.  1  der  Bundesverfassong 
berufen  könne.  (Entsch.  vom  9.  Februar  1899,  Amtl.  Slg.  I  S.  98, 
Schweiz.  BundesbL  52.  Jahrg.  [1900]  I  S.  723  Nr.  1.) 

5*  (Vollziehung  schweizerischer  Civilurteile  in 
Österreich.)  Auf  eine  Anfrage  aus  Luzem  bezüglich  Vollziehung 
schweizerischer    Civilurteile     in    Osterreich    wurde    vom 
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Bcfawei2»ri8chen  Bondeante  erwidert,  dafs,  da  die  österreichiflcbe  GkBets- 
gebimg  (§  79  des  Gesetzes  vom  27.  Mai  1896)  die  Vollziehung  eines 
aoabindischen  Urteils  von  der  durch  Staatsveitrilge  oder  Begierungs- 
eiklAnuigen  verborgten  Gegenseitigkeit  abhängig  macht,  solche  Gegen- 
seitigkeitsversicherungen aber  zwischen  der  Schweiz  und  der  österreichisch- 
ungarischen  Monarchie  nicht  bestehen,  eine  Vollziehung  eines  schweize- 
rischen Civilurteils  in  Osterreich  ohne  Prüfung  der  materiellen  Begrtlndetheit 
des  Anspruchs  nicht  erwartet  werden  könne. 

Der  Bundesrat  steht  jedoch  nunmehr  mit  der  österreichisch- 
ungarischen Regierung  in  Unterhandlung  behufe  Abschlusses  eines  Staats- 
yertrsges  auf  gegenseitige  Vollziehung  von  Civilurteilen.  (Schweiz. 
Bondesbl.  52.  Jahig.  [1900]  S.  786.) 

6*  (Auslieferungsvertrag  zwischen  Deutschland  und 
der  Schweiz.)  a)  Von  der  deutschen  Gesandtschaft  wurde  mn 
die  Auslieferung  der  im  Kanton  Zürich  sich  aufhaltenden  Frau  E.  St 
neben  einem  anderen  Delikte  auch  wegen  Annahme  einer  Auf- 
forderung zum  Morde  nachgesucht.  Der  schweizerische  Bundesrat 
verweigerte  die  Auslieferung  ans  folgenden  Gründen:  „Nach  Inhalt  des 
voigelegten  Haftbefehls  hat  die  St.  die  Ausführung  der  Handlung,  zu 
der  sie  sich  bereit  erklärt  hatte,  in  keiner  Weise  eingeleitet  oder  be- 
gonnen. Das  Verhalten  der  St.  bildete  somit  lediglich  eine  vor- 
bereitende Handlung  und  enthielt  nicht  den  An&ng  oder  Versuch  der 
Ausfllhrung  eines  beabsichtigten  Verbrechens.  Eine  solche  Handlung 
ist  nach  dem  deutsch  -  schweizerischen  Auslieferungsvertrag  von  1874 
kein  Auslieferungsdelikt  und  ist  auch  nach  dem  zürcherischen  Straf- 
gesetze, das  hier  in  Frage  kam,  nicht  mit  Strafe  bedroht  Dieses  Ge- 
setz enthält  keine  Bestimmung  im  Sinn  von  §  49  ">  des  Deutschen  Straf- 
gesetzbuches,  auf  den  sich  die  Anklage  der  verfolgenden  deutschen 
Behörde  stützte  und  der  den  Thatbestand  eines  ddidum  8ui  generis 
enthält  "^ 

b.  Die  bayerische  Regierung  suchte  die  Auslieferung  eines 
J.  R.,  welcher  sich  der  Fälschung  von  Stempeln  und  des 
Gebrauchs  der  gefälschten  Stempel  schuldig  gemacht  hatte, 
anf  Grund  von  Art  1  ZiE  17  des  schwözerisch-deutschen  Auslieferungs- 
yertrags  von  1874  nach.  Der  schweizerische  Bundesrat  konnte  sich 
nicht  der  Ansicht  anschliefsen ,  dafs  sich  die  firaglichen  Deliktshand- 
longen  unter  die  angeführte  Ziffer  des  Vertrags,  welche  sich  nur  auf 
die  f^Üschung  eigentlicher  Urkunden  beziehe,  oder  unter  eine  andere 
Bestimmung  desselben  subsumieren  lassen,  und  bewilligte  die  Ausliefe- 
nmg  des  St,  der  in  dieselbe  eingewilligt  hatte,  nicht  auf  Grund  des 
Vertrages  mit  Deutschland,  sondern  gestützt  auf  Art  1  und  8  Ziff.  24 
des  Bnndesgesetzes  über  die  Auslieferung  vom  22.  Janoar  1892,  wo 
I^Üschung  und  Verflüschung  von  Siegeln,  Stempeln,  Marken  etc.  als 
Audieferungsdelikte  besonders  aufgeführt  sind.  (Schweiz.  Bundesbl. 
52.  Jahrg.  [1900]  I  S.  835  f.) 
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7»  Die  Strafverfolgung  eines  dentsehen  Staats- 
angehörigen, der  sich  nach  Begehung  eines  Deliktes  in 
der  Schweiz  nach  seinem  Heimatsstaat  begeben  hat, 
wird  von  den  deutschen  Behörden  nur  ttbemommen,  wenn  von  dem 
Kanton,  auf  dessen  Grebiet  die  strafbare  Handlnng  Terttbt  wurde,  die 
Zusicherung  erteilt  wird,  dafs  er  in  einem  umgekehrten  Falle,  d.  h. 
wenn  es  sich  um  die  Verfolgung  eines  Angehörigen  des  betreffenden 
Kantons  oder  eines  dort  niedergelassenen  Schweizerbürgers  wegen  eines 
in  Deutschland  Terttbten  Deliktes  handelt,  volle  Qegenseitigkeit  be- 
obachte, ohne  auf  eine  Elrklftrung  des  non  hi$  in  idem  Ansprach  zu 
machen.  Der  schweizerische  Bundesrat  hat  deshalb  an  die  Hegierongen 
der  Kantone  die  Anfrage  gerichtet,  ob  es  ihnen  nach  der  kantonalen 
Oesetzgebung  möglich  sei,  Deutschland  gegenüber  eine  Gegenrecbts- 
zusichemng  im  gedachten  Sinne  fhr  alle  im  schweizerisch  -  deutschen 
Auslieferungsvertrage  vorgesehenen  Verbrechen  und  Vergehen  zu  geben, 
wenn  sie  in  die  Lage  kommen,  die  Strafverfolgung  eines  Deutschen 
nachsuchen  zu  müssen. 

Darauf  gingen  von  allen  Kantonen  bejahende  Antworten  ein.  Es 
machten  nur  die  Kantone  Bern,  Luzem,  Solothum  und  Genf  gewisse 
Vorbehalte.  Bern  kann  nur  in  betreff  der  unter  Art.  9  des  Ein- 
fUhrungsgesetzes  zum  Bemischen  Strafgesetzbuche  vom  30.  Januar 
1866  fallenden  Verbrechen  und  Vergehen  die  Gegenseitigkeit  unbedingt 
zusichern.  Luzem  ist  nur  im  stände,  ftlr  gemeine  Verbrechen  eine 
Gegenrechtserklämng  zu  geben.  Ähnlich  verhält  es  sich  bei  Solothum, 
das  die  Zusichemng  nur  ftlr  solche  Delikte  erteilt,  welche  sich  nach 
der  gegenwärtigen  solothumischen  Gesetzgebung  als  Verbrechen 
qualifizieren,  d.  h.  mit  Zachthaumtrafe  oder  Einsperrung  über 
zwei  Jahre  bedroht  sind.  Genf  schliefst  die  Gegenrecbtszusicherung 
fllr  den  blofsen  Versuch  der  im  schweizerisch-deutschen  Auslieferungs- 
verträge genannten  Delikte  aus.  (Schweiz.  Bundesbl.  52.  Jahrg.  [1900] 
I  S.  888  f.) 

8»  (Internationaler  Kongrefs  für  vergleichende 
Rechtswissenschaft)  Aus  Anlafs  der  Pariser  Ausstellung  hat  die 
SodAi  frangaise  de  UgisHaUon  compari  einen  internationalen  Kongrefis 
für  vergleichende  Reditswissenschaft  veranstaltet,  welcher  in  Paris 
vom  81.  Juli  bis  4.  August  1900  tagen  wird.  Anmeldungen  zor 
Teilnahme  am  Kongrefs  sind  an  3fr.  E,  Heron  de  VxHefasae^  Paris 
29  rue  de  VUnipersiU  unter  Beifügung  eines  Betrags  von  10  Frca.  za 
richten.  Das  Programm  um&fst  folgende  Gregenstttnde :  L  Sektton: 
Allgemeine  Theorie,  Methode  und  Geschichte  des  vergleichenden  Rechts. 
Dessen  Verhältnis  zu  den  verschiedenen  Zweigen  der  Rechtswissenschaft. 
Ermittelung  und  Anwendung  des  ausländischen  Rechts.  II.  Sektion: 
Internationales  Privatrecht  Einigung  der  verschiedenen  Staaten,  ins- 
besondere über  die  gerichtliche  Zuständigkeit  und  die  Vollstreckung  der 
Urteile.  III.  Sektion:  Handelsrecht  Rechtliche  Stellung  der  aus- 
wärtigen Handelsgesellschaften.    Vereinheitlichung  des  in  Handelssachen 
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geltenden  Oesetzea-  und  Gewohnheitsrechtes.  IV.  Sektion:  Bürgerliches 
Recht  Theorie  and  Gesetzgebung  über  juristische  Personen  und  deren 
Anwendung  auf  Vereine,  Anstalten  und  Stiftungen.  Eheliches  Güter- 
recht V.  Sektion:  öffentliches  Recht.  Parlamentarische  Begierungs- 
fonn.  Proportionalyertretung.  VI.  Sektion:  Kriminalogie.  Die  neuen 
Tendenzen  in  der  Strairechtswissenschafl.  Fortschritt  der  Gefkngnis- 
s^steme. 


Litteraturberichte. 

«•   Bflelieraiizelreii. 

1.  Dr.  Karl  Wertlieiin,  Wörterbuch  des  englischen  Bechts.  Berlin 
1899,  Pnttkammer  &  Mühlbrecht.    XVI,  576  & 

Vorliegendes  ,^örterbach  des  eoglischen  Rechts^  enthält  neben  der 
Verdeutschung  und  Erklfimng  der  einschltt^gen  Kunstausdrttcke  eine  knappe 
Darstellung  der  privaten,  öffentlichen  und  staatlichen  Rechtsinstitute  finfflands 
im  engeren  Sinne,  also  mit  Ansscblufs  Schottlands,  Irlands  und  der  kleineren 
Inseln,  soweit  diese  Länder  abweichende  Einrichtungen  und  Gesetze  haben. 
Der  Verfasser  giebt  unier  den  entsprechenden  Stichwörtern  einem  weiteren 
Kreis  Ton  Lesern,  insbesondere  Juristen,  Neuphilologen,  Politikem,  Geschäfts- 
leoten  u.  s.  w.  diejenigen  Aufschlüsse  aus  dem  Gebiete  des  Rechts  und  der 
Verwaltung,  die  insbesondere  für  Nichtengländer  von  grofsem  Interesse  sind. 
Im  Ein^an^e  findet  sich  ein  ausführliches  Register  der  wichtigsten  deutschen 
BegriflS,  die  in  ihrer  eng^lischen  Gestaltung  im  Wörterbuche  erläutert  werden. 
Dann  folgen  in  alphabetischer  Reihenfolge  die  englischen  Wörter  nebst  Er- 
läuterung ihrer  Beziehnnffen  zum  Recht  unter  genauer  Angabe  der  Geeetzee- 
^ellen  und  der  bezüglicben  Litteratur.  Wer  weifs,  welche  Schwierigkeiten 
insbesondere  für  die  deutschen  Juristen  das  Verständnis  der  englischen  Kechts- 
hegtiffe  und  Rechtsausdrücke  bietet,  wird  in  dem  Buche  ein  erwünschtes 
Hunmittel  und  wertvollste  Aufschlüsse  über  wichtige  Rechtsfragen  finden. 
Das  Werk  kann  daher  als  insbesondere  für  den  praktischen  Gebrauch  der 
nichtenglischen  Juristen  weit  vorzüglich  brauchbar  empfohlen  werden. 

B, 

2.  Scher  er  f  itf.y  Dr.,  Rechtsanwalt  am  Reichsgericht  in  Leipzig, 
Kommentar  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich.  Erlangen, 
1897—1900,  Pahn  &  Enke. 

Der  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  Vü  S.  480  und  Bd.  VIII  S.  480  bereits 
angezeigte  Kommentar  liegt  nun  vollständig  vor  und  enthält  aufser  den  fUnf 
Büehem  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  (Allgemeiner  Teil,  Recht  der  Schuld- 
verhältnisse, Sachenrecht,  Familienrecht,  Erbrecht)  auch  das  EinfQhrungs- 
gesetas  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch.  Die  an  obigen  Stellen  schon  hervor- 
gehobenen Vorzüge  der  inneren  Einrichtung  des  Kommentars  sind  bis  zum 
Schlosse  des  Werkes  sich  gleich  geblieben,  <ue  Bearbeitung  des  Sachenrechts, 
Familienrechts  und  des  Erbrechts  ist  erfreulicherweise  kürzer  gehalten  wie 
jene  des  Bandes  über  die  Schuld  Verhältnisse,  ohne  dafs  dem  Werte  des  Kom- 
mentars hierdurch  Eintrag  geschehen.  Derselbe  ist  für  den  Praktiker  be- 
sonders geei^et  durch  die  Eigenart,  womit  der  Verfasser  die  brennenden 
Fragen  des  Kechts ,  nämlich  des  gemeinen  Rechts,  des  Preufsischen  Land- 
recMs  und  des  Rheinisch-französischen  Rechts  mit  dem  Bürgerlichen  Gesetz- 
buch verglichen  und  untersucht  hat,  welche  Stellung  dasselbe  zu  dem  früheren 
Rechte  emnimmt    Zahlreiche  Beispiele  aus  der  Praxis  erleichtem  das  Ver- 
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ständniB,  die  ansffiebige  Benntzone  der  Mhereu  Rechtaprechimg  Terleihen 
dem  Werke  besonderen  Wert  Auch  die  Erlüaterong  des  fünf UhmngageBetzes 
teilt  die  Vorzüge  des  Hauptwerkes.  ß. 

3.  Das  Recht,  Rundschau  für  den  deutschen  Juristenstand,  heraus- 
gegeben von  Dr.  Hs.  Th.  S&rgHi  Freiiassing.    Hannover,  Helwing. 

Die  genannte,  bereits  in  Bd.  VII  S.  187  dieser  Zeitschrift  angeseigte 
Rundschau  fttr  den  deutschen  Juristenstand  ist  mit  dem  Beginn  dieses  Jahres 
über  den  engeren  Rahmen  einer  kritischen  Besprechung  fachwissenschaftlicher 
Werke  herausgetreten  und  enthält  nun  ein  Programm,  welches  das  mit  Recht 
bisher  von  der  Praxis  beifölligst  aufgenommene  Organ  zu  einem  für  den 
deutschen  Juristenstand  und  insbesondere  für  die  Praxis  geradezu  unentbehr- 
lichen Ratgeber  macht.  Neben  der  beibehaltenen  Besnrechung  der  £sch- 
wissenschaftlichen  Litteratur  unter  besonderer  Hervorhebung  ihres  Wertes 
für  die  Praxis  bringt  „Das  Rechf  seit  1.  Januar  1900  nunmehr  auch  A  uf- 
Sätze  aus  allen  Ueoieten  des  Reichsrechts  unter  besonderer  Berücksichtigung 
der  Bedürfhisse  der  Praxis, 

Kritik  von  Gesetzentwürfen,  insonderheit  unter  dem  GresichtB- 

§  unkte  ihrer  praktischen  Durchführbarkeit  und  ihrer  Übereinstimmung  mit 
en  Bedürfnissen  des  täglichen  Lebens  und  mit  der  Volksanschauung, 

Reformvorschläge  zur  Vermeidung  und  Beseitigung  von  Härten, 
Schwächen,  Lücken  und  Streitfragen  bestehenaer  Reichsgesetze,  Besprechungen 
und  Erörterungen  aus  dem  Rechtsleben, 

Sammlung  von  Entscheidungen  aus  den  Fachzeitschriften, 
in  Kürze  die  für  die  Praxis  wichtigen  Resultate  der  Anfisätze  bedeutender 
juristischer  und  volkswirtschaftlicher  Zeitschriften. 

Im  Verfolg  dieses  erweiterten  Programmes  enthalten  die  seit  1.  Januar 
1900  erschienenen  Nummern  des  „Rechts*^  eine  Fülle  von  interessanten  und 
praktischen  Mitteilungen  der  bezeichneten  Art,  wobei  dem  neuen  bttr^licheo 
Kechte  und  den  Übergangsfragen  besonders  Rechnung  getragen  wurd.  Als 
Mitarbeiter  der  Zeitschrift  erscheinen  die  angesehensten  Namen  der  juristischen 
Autoren  weit.  Wie  schon  das  neue  Programm  zeigt,  ist  die  Redaktion 
aufs  eifrigste  bemüht,  für  die  Rechtsentwickelung  Erspriefslichee  zu  bringen, 
dabei  fortwährend  die  Berührungspunkte  zwischen  Rechtswissenschaft  und 
dem  Leben  im  Auge  zu  behalten.'  Die  Erweiterung  des  Programms  gereicht 
daher  der  Redaktion  wie  der  Verlagshandlung  zu  oesonderem  Verdienste. 

B. 

4.  Civilprozefs Ordnung  nebst  Einführungsgesetz  in  der  neuen 
Fassung,  Handansgabe  mit  Erläuterungen  auf  Grund  des  vom  1.  Januar  1900 
ab  geltenden  Reichsrechts,  von  Landgerichtsrat  Hugo  FreudenthtU  in 
Metz.    München  1900,  C.  H.  Becksche  Verlagsbuchhandlung.    801  Seiten. 

Diese  in  der  Form  der  Anlage  den  im  nämlichen  bewährten  Verlage 
erschienenen  Handausgaben  rechtlicnen  Inhalts  sich  anschliefsende  Ausgabe 
des  neuen  Civilprozefsrechts  entspricht  —  allgemein  beurteilt  —  in  der  Aus- 
führung vollends  dem  zur  alten  C.Pr.O.  von  Wilmowtki  und  Levp  he- 
arbeiteten  abgekürzten  Werke,  das  sich  in  der  Juristen  weit  so  grofser  Be- 
liebtheit erfreute.  Im  vorliegenden  Werke  sind  die  in  den  Anmerkungen 
aufgenommenen  Erläuterungen  der  Einzelvorschriften  ungeachtet  ihrer  knappen 
Form  mit  aufserordentlieher  Sorgfalt  und  Gründlichkeit  zutreffend,  bündig 
und  verständlich  unter  eingehendster  Mitverarbeitung  der  ein- 
schlagenden Bestimmungen  des  gesamten  neuen  Privatrechts 
(B.G.B.  mit  Nebengesetzen)  und  der  (^bühren^esetze,  sowie  der  Rechts- 
sprüche des  Reichsgerichts  und  der  höheren  Gerichtshöfe,  wo  es  nötig  er- 
schien mit  Herausscnälung  der  Begründung,  zuverlässig  ausgeführt  Bezüg- 
lich der  Neuerungen,  die  durch  den  Druck  des  Textes  hervorgehoben  sind, 
werden  die  Gesetzesarbeiten  genau  berücksichtigt  Auf  solche  Weise  düifteo, 
wie  wir  uns  bei  genauer  Prüfung  des  Werkes  überzeugt  haben,  auf  diesem 
Gebiete  die  meisten  Streitfragen  durch  Hinweis  auf  Regel  und  Ausnahmen, 
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AnweDdnncsfölle,  Ähnlichkeiten,  Unterschiede,  GrondB&tze  und  sonstige  Be- 
ziehuigen  innerhalb  der  C.Pr.O^  sowie  zwischen  ihr  und  dem  neaen  Keichs- 
recht  insbesondere  dem  B.G.B.,  Beachtung  gefunden  haben.  Zum  Nachweis 
unserer  Auffassung  m()chten  wir  beispiels  weise  auf  die  Ansfahrungen  hin- 
weisen in  §§  83  (WiderklageX  50—58  (Partei-,  Prozefsf&higkeit,  gesetzliche 
Vertretung),  91,  105  (Prozelskosten),  110  (Sicherheitsleistung  von  Ausländem), 
145  (Trennungsbeftignis,  Aufrechnung),  179  (Zustellung  von  Rechtsmittel - 
eehriftsfttaen),  258—259  (Klagen),  282  (Beweislast),  802  (Vorbehaltsurteile), 
828  (Rechtskraft  ausländischer  Urteile),  592  (Urkundenprozefs),  606,  616  (Ehe- 
sMhen),  704,  der  von  Zulässigkeit  der  Zwangsvollstrockung  aus  den  ver- 
sehiedenen  Arten  der  Endurteile,  namentlich  auch  in  den  Schutzgebieten, 
handelt,  707  Z.  18,  717  Z.  8~  12,  welche  die  Novelle  betreffen,  726,  731  Z.  5, 
739—750  (neues  Recht),  771  mit  genauer  Darlegung  der  Grttnde  des  Wider- 
spruchs Dritter  ^egen  Pfandnnj^en  nebst  der  Zuständigkeitsfrage,  808,  worin 
me  Fälle  des  Widerspruchs  seitens  der  Mitinhaber  des  Gewahrsams  gepfän- 
deter Sachen,  femer  die  Rechte  der  Gläubiger  des  Mannes  bezw.  der  Frau 
auf  PfHndung,  sowie  die  Rechtsbehelfe  der  letzteren  im  ersteren  Falle  be- 
ZDglich  ihres  Eingebrachten  oder  Vorbehaltsgntes  ansf&hrlich  behandelt  sind. 
Endlich  ist  noch  zu  erwähnen  ^  dafs  in  den  rufanoten  sidi  die  Einweise  auf 
das  frühere  Recht  befimden.  Diese  Bemerkungen  durften  eenttgen,  den  hohen 
praktischen  Wert  des  Buches  zu  kennzeichnen,  das  bei  oen  praktischen  Ju- 
risten wohl  bald  die  erste  Stelle  unter  den  Handansgaben  ttoer  die  CPr.O. 
eiimehmen  wird.  Ghrüneuf<üd. 

5.  Kommentar  zum  Reichs^esetz  fiber  die  Angelegenheiten  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  vom  17.  Mai  1898  von  Kechtsanwalt  und 
Notar  Adolf  Weifalet'.  Berlm  1900,  Verlag  von  Otto  Liebmann.  Lex.-8®. 
339  Seiten,  Pr.  7,50  Mk. 

Dem  Werke  ist  eine  17  Seiten  umfassende  lehrreiche  Einleitung  voraus- 
geschickt Hierin  wird  aus  der  Rechtsgeschichte  und  der  inneren  rechtlichen 
Nator  der  Begriff  der  freiwilligen  Gkrichtsbarkeit  als  „Thätigkeit  öffentlicher 
Organe  zwecks  Klarstellung  privater  Rechtsverhältnisse^  festgestellt  in  Ab- 
wachnDg  zu  dem  reichsgesetsslichen,  der  darunter  nur  die  Angelegenheiten 
des  Vonnundschaftswesens  oder  des  Verfahrens  zur  Klarstellung  privater 
Rechtsverhältnisse  begreift.  Hieran  schliefst  sich  die  Geschichte  des  (jresetzes, 
femer  die  Darlegung  von  dessen  Verhältnis  zum  Reichs-  und  Landesrecht^ 
m  ersterer  Richtung  zunächst  zum  B.G.B.,  dessen  Vorschriften  es  nur  er- 
gänzt, und  zu  den  übrigen  Reichsgesetzen ,  in  letzterer  Richtung  wird  sein 
enger  Rahmen  hervorgehoben,  der  aen  Bundesgesetzen  die  MalsgaDe  ftir  alle 
darin  nicht  beantworteten  Fragen  uberläfst  Jeder  Abschnitt  des  Gesetzes 
selbst  beginnt  mit  Sjrstematischer  wissenschaftlicher  Entwickelung  der  juristi- 
schen Natur  des  darin  behandelten  Gegenstandes  und  seiner  R^htswirkung 
im  allgemeinen.   Diese  Abhandlungen  zeugen  von  der  vollen  und  sachkundig 

Sraktischen  Beherrschung^  des  Rechtsstoffes  seitens  des  Verfassers.  Auch  bei 
en  Erörterungen  der  Emzelvorschriften  ist  die  das  Verständnis  so  sehr  er- 
leichternde sjäematische  Behandlung  thunlichst  beobachtet  Hierin  hat  der 
Ver&aser  nicht  nur  die  QesetzesarbSten ,  wie  auch  die  Entwürfe  von  1881 
imd  1888  und  Ergebnisse  aus  der  Litteratur  oder  Rechtsprechung,  insbesondere 
des  Kammergerichts,  wiedeivegeben,  sondern  auch  seine  eigenen  selbständigen 
Anfbsanngen  im  Zosammenhang  mit  B.G.B.  und  C.Pr.O.  streng  wissenschaft- 
lich und  praktisch  eingehend  oegrUndet.  Dies  gilt  hauptsäcnlich  für  viele 
hierbei  aufgetauchten  Streitfragen.  Dadurch  bietet  das  Werk  für  den  Ju- 
risten eine  Fülle  von  Anregungen  sowie  eine  Fundgrube  der  Aufklärung  und 
Belehrung.  In  fünf  AnhiUigen  sind  wieder^ egeb^ :  das  preufsische  G.F.G. 
mit  steter  Verweisung  auf  die  Stellen  des  Hauptgesetzes,  an  denen  es  be- 
handelt ist;  femer  die  Ausführungsvorschriften  des  Bundesrats  und  preufsi- 
Bchen  Justizministeriums  Über  die  Handels-  und  Genossenschafts-,  Vereins-, 
Güterrechts-  und  Schifisregister  mit  ihren  Mustern.  Grünewald. 
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Kostnodike,  Zeitung  für  den  internationalen  Rechtsverkehr.  3.  Jahrgang 
(1900),  Nr.  1:  Schlesinger,  Die  Einheit  des  Bechts  und  die  Advoutor 
in  Deutschland,  Le  premier  plaidoyer  de  Oambeita.  The  irUemaiianal 
law  asbociation  Conference  1899.  Nr.  2:  Die  preiagekrönten  Arbeiten  über 
die  Frage:  „Empfiehlt  sich  mit  Einführung  des  B.Q.R's  fär  das  Deatsche 
Reich  eine  Änderung  des  §  4  Abs.  1  der  RA.O.  für  das  Deutsche  Kelch 
dahin,  dafs  jeder  zur  Kechtsanwaltschaft  Beföhigte  bei  den  Gerichtcm  jedes 
Bundesstaates  auf  seinen  Antrag  zugelassen  werden  mufii,"  1.  Pr.  BA. 
Dr.  Schwering  in  Hamm  i.  W.,  2.  Pr.  RA.  Grünewald  in  Giefsen, 
3.  Pr.  RA.  Ernst  Morgen  in  Leipzig  (bejahen  sftmtlich  die  gestellte 
Frage).  Nr.  8:  Le  notofeau  Code  civil  AUemand,  The  Transvaal  War. 
N.  De  la  condition  Ugale  des  aociites  itranghres  en  Roumanie.  Nr.  4: 
Haller,  Die  Dezemb^roklamation  der  Königin  von  England  und  die 
Transvaal-Goldminen.  'Travers,  Internationale  Polizei.  Pappafava, 
Notice  sur  l* Organisation  du  borreau  Uongrois,  Atkinson,  The  proce-^ 
dure  in  Police  Courts,    Le  premier  plaidoyer  de  OambeUa  (conJt,). 

Kritische  VierteliahrsschTifi  für  Gesetzgebung  und  ßechis* 
Wissenschaft 9  3.  Folge,  Bd.  VI,  Heft  1,  enthält  fiesprechun^n  von 
Werken  aus  dem  Gebiete  der  Rechtsgeschichte  (Ossig,  Römisches 
Wasserrecht),  des  Civil  rechts  (Isay^  Die  Willenserklärung  im  That- 
bestande  des  Rechtsgeschäfts  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuche;  Manes, 
Das  Recht  des  Pseudonyms  unter  besondererer  Beachtung  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  und  des  ausländischen  Rechts;  v.  Staudinaer,  Das  vereins- 
recht nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuche;  Danz,  Die  Auslcgiuig  der 
Rechtsgeschäfte ;  Danz,  Laien  verstand  und  Rechtsprechung  -^  Lieble  neckt, 
Vorbeluiltszahlung  und  Aufrechnung  nach  geltendem  und  künftigem  Reichs- 
recht ;  Siher,  Rompensation  und  Aufrechnung ;  T entler,  Die  juristische 
Konstruktion  der  Versteigerung  unter  Berücksichtigung  des  §  156  B.G.B.; 
Melliger,  Culpa  in  contrahendo  oder  Schadensersatz  bei  nichtigen  Ver- 
trfigen  nach  dem  gemeinen  und  schweizerischen  Obligationenrecht  sowie 
nach  deutschem  Bürgerlichem  Gesetzbuche;  Rümelin,  Die  Gründe  der 
Schadenszurechnung  und  die  Stellung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  zur 
objektiven  Schadensersatzpflicht;  Rümelin,  Der  Zufall  im  Rechte;  Jung^ 
Delikt  und  Schadens  Verursachung*  Munk,  Wesen  und  Voraussetzixngen 
der  mora  creditoris  im  gemeinen  JECecht  und  im  Bürgerlichen  GesetzbncEeX 
des  Civilprozefsrechts  {Schmidt,  Die  Änderungen  des  Civilprozefs- 
rechts  nach  den  Novellen  des  Jahres  1898;  Stolz el^  Rechtslehre  and 
Rechtsprechung ;  We  ifsbart.  Das  Befriedigungsrecht  Dritter  in  der  Zwangs- 
vollstreckung nach  §  268  B.G.B.;  Kisch,  Begriff  und  Wirkungen  der  be- 
sonderen StreitgenoBsenschaf t ;  Sydoto  und  Busch ^  Gerichtsverfassongs- 
gesetz  mit  Emtuhrungsgesetz,  Nebengesetzen  und  Ergänzungen;  Kiefe^ 
Zur  Lehre  von  der  ALlagänderung  nach  der  alten  und  der  neuen  Civil- 

Erozefsordnung;  Kleine  Das  Eifordemis  der  verbürgten  Gegens^tigkeit 
ei  Vollstreckung  ausländischer  Urteile  in  Deutschland;  Wach  und 
Labandy  ZnrLenre  von  der  Rechtskraft),  des  Straf  rech  ts(Lafnma«cA^ 
Grundrifs  des  Strafirechts ;  S e ujje r t ,  Anarchismus  und  Strafrecht ;  Proal, 
Political  Crime;  Vogt,  Entscheidungen  des  Hanseatischen  Oberlandes- 
gerichts in  Strafsachen  aus  1879—1897;  Friedreichs  Blätter  für  gericht- 
liche Medizin  und  Sanitätspolizei),  des  Staatsrechts  (Sche^p,  Das 
öffentliche  Recht  im  Bttrgeruchen  GTesetzbuche ;  Scheicher,  Die  recht- 
liche Natur  und  die  WinLungen  der  Eisenbahnkonzession  in  Sachsen  mit 
Berücksichtigung  der  elektrischen  Strafsenbahnen ;  Bin  ding,  Deutsche 
Staatsgrundgesetze  in  diplomatisch  genauem  Abdrucke),  des  Kirchen- 
rechts {M  eurer.  Bayerisches  Kirchen  Vermögensrecht,  Bd.  1:  B.  Kirchen- 
stiftungsrecht),  des   Internationalen   Rechts  ^akuyi  Takahashi, 
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Ca^es  on  international  law  during  tke  Chino^ Japanese  war),  der  Ter- 
gleichenden  Rechtswissenschaft  {Franehij  Codiei  e  Leggi  üeuali), 

Archiv  für  hürperUehes  Recht*  Bd.  17,  Heft  2:  Damm^  G^eschichte 
und  Bedeutong  des  mündlichen  Vernandelns  im  deutschen  Patentertdlungs- 
veifahren.  Rathenau,  Der  Obergang  der  Kaation8-<Ultimat-)H7pothek 
nach  B.G.B.  §  1190.  Brettner,  Der  Testamentsvollstrecker  nach  neaem 
deatschem  Becht.  Ortlo/f,  Rechtsschutz,  betr.  Überhang,  Überfall, 
Grenzbanm  im  Nachbarrecht  Stier-Sotnlo^  Die  Koetenerstattmig  an 
den  RechtSToigftnger  im  Grundstückprozesse.  Oertmann,  Civilistische 
Randschau. 

ZeUachrift  für  die  gesamte  StrafrecMmviseenschaftf  20.  Bd., 
2.  und  3.  Heft:  v.  Liszt,  Die  Aufgaben  und  die  Methode  der  Strafrechts- 
wissenschaft.  Friedländer^  Du  Kostenfestsetzungsverfahren  in  Straf- 
sachen. Büdingen,  Die  SteaÜEmstalten  als  Seuchenherde.  Hartwig, 
Das  Strafjp^esetxbuch  der  Republik  Chile.    Hörn.  Der  Versuch. 

Beilage:    Strafgesetzbuch   der    Republik    Chile,    übersetzt    von 
Hartwig, 

Zeitaehrift  fürfranxösisctuss  OivOrecht,  Bd.  XXX,  Heft  4:  Mahla, 
Nach  weichem  Rechte  sind  die  vor  dem  1.  Januar  1900  g^emachten  Schenk- 
ungen bezüglich  der  Ausgieichungspflicht  zu  beurteilen,  wenn  sich  der 
Nachlafs  erst  nach  (üesem  Zeitpunkt  eröfihet?  Wenz,  Die  Unverjährbar- 
keit nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuche  im  Vergldch  zum  firanzomschen 
Rechte. 

Blätter  für  Kechteanwendung f  65.  Jahrfl»ng:  Engelmann,  Die 
Stellung  des  Vormundschafterechtes  nach  neuem  Recht  fl  i).  Franke,  Die 
Begründung  des  beanspruchten  Preisbetrages  nach  dem  Büigerlichen  G^ets- 
buche  (1).  meyer^  Die  beschränkte  Haftung  der  Erben  mangels  einer  zur 
Anordnung  der  Nachlafsverwaltung  oder  zur  ErÖffiiung  des  Nachiafs- 
konktuses  ninreichenden  Masse  (2).  Gotthardt^  Die  Viehge währschaft  (31 
Zimmermann,  Übergangsfragen,  Mietvertrag,  v.  Coloneby  Zur  Kritik 
des  neuen  Hjrpothekenrechts  (4>  Bonachah,  Die  Bestimmung  des  zu- 
ständigen Genchts  bei  Beschlagnahme  zum  Zwecke  der  Zwangsversteige- 
ning  (6).  Keidel,  Ersatzansnrüche  wegen  Vollziehung  einer  der  Auf- 
hebung unterliegenden  gerichtlichen  Entscheidung  nach  der  Civilprozefs- 
ordnnng  in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  17.  Mai  1898  (7).  Oünttier, 
Zur  Frage  der  HTpothekenemeuerung  bei  Gkeamthvpotheken  (7).  Lippe, 
Über  die  Vertretung  der  politischen  Gemeinden  und  der  Kirchengemeinden 
in  der  Pfalz  (8). 

SOehMeches  Archiv  für  bürgerliches  Becht  und  Jhromefs,  9.  Bd., 
12.  Heft:  Wulfert,  Aus  dem  Familienrecht  10.  Bd.,  1.  Heft:  Wvlfert, 
Aus  dem  Familienrecht 

Jahrbücher  der  Württembergischen  BechtspfiegCs  U.  Bd.,  8.  Heft: 
Romeikj  Zur  Zuständigkeit  der  Grewerbegerichte.  Pfizer,  Bemerkungen 
SU  vorstehender  Abhandlung. 

Zeitschrift  für  die  freiwiUige  GeriofUsbarkeit  etc.  (Württemberg), 
42.  Jahrgang:  N,  N„  Zur  Auslegung  des  Art  22  des  Ausführungsgesetzes 
zum  Bttrgemchen  Gesetzbuche  (8).  Hepp.  Bedeutung  des  neuen  §  9» 
G.Kosten-Ges.  für  die  am  1.  Januar  1900  anhängigen  Prozesse  (8). 

Annalen  der  Qrofsh.  Badischen  Gerichte j  Bd.  LXV  (1899): 
Koch,  Der  Eägentumserwerb  durch  „Ubertoagung<'  (SS  929—986  B.G.B.) 
mit  Rücksicht  auf  das  Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897  und  das 
französisch-badische  Recht  (Forts.,  19  ff.). 

Mecklenburgische  Zeitschrift  für  Bechtsp/lege  und  Rechts- 
Wissenschaft.  18.  Bd.,  2.  Heft:  Knitechky,  Die  Schuldenhaftung  der 
Ehegatten  bei  aem  gesetzlichen  Güterstande. 
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AUgemeine  österreichische  CleriehiBzeUung ,  51.  Jahrgang  (1900) 
Steinbach^  Treu  und  Glaaben  im  Verkehr  (1  C).  Sturm,  Aimen- 
yertretnng  im  ReviBionarerfahren  (2).  S.  B.,  Zar  Fnon  der  rechtlichen 
Natar  der  MilitlLrheiratBkaution  etc.  (8).  Ans  den  Ihrfahnuuren  ^nes 
Vorntzenden  (5  ff.)  Sperlj  Übersicht  über  die  Litteratar  und  Prazia  des 
österreichiflchen  ävilprosefs-  und  EzekutionerechtB  im  2.  Halbjahr  1899 
(5  ff^.  Bloche  Der  richterliche  Vormund  (6  ff).  Schumacher,  Red- 
procitttt  mit  dem  Deutschen  Reiche  in  Bezuff  auf  die  Vollstreckung  von 
Urteilen  (8  f.).  Grünberg,  Der  socialpolitiscne  Gfehalt  der  östeireichifichen 
Civilgesetzeebunff  (9).  Sperl,  Gerichtlicher  Offenbarungsdd  bei  erfolg- 
loser verwutunflnDehördlicher  Fahrnisexekution  (11).  Hoegel.  Die  Wieder- 
aufnahme des  Strafyerfahrens  wegen  einer  DEusammentreffenden*'  Straf- 
that  (11).  Karner t,  Forderungs^Sindung  und  gerichtliches  Afterpfiand- 
recht  (12). 

JurieHsche  BUUter  (Wien),  29.  Jahrgamr  (1900):  Ofner,  Die  Dauer  der 
Beweiskraft  von  Handelsbüchem  (1).  Kl^.in,  Vorlesungen  (2  ff.).  Uli- 
mann,  Die  Sodalpolitik  in  der  Rechtsprechung  (6).  EhrenMweig^  Exe- 
kution auf  Diensth^zttge  wegen  privilegierter  Fbrdenw;en  (7).  v,  Stroh- 
bach.  Zur  Anwendung  der  Exekutionsonlnung  (9).  Klineberger^  Das 
Deckungsprindp  (10  ff.^ 

ZeUsehrift  für  Notariat  und  freiwiUige  QerichtabarkeU  in 
Osterreich  (1900):  Bei  eh,  Pfandrechtsvormerkung  auf  Liegenschaften 
als  Exekution  zur  Sicherstellung  (2  f.X  Steinbock,  Berufungsrecht  und 
BerufunRspflicbt  bd  den  neugeregelten  Personalsteuem  (2).  Wolf,  Zur 
Wechse^rotestfrage  (6  f.).  Bezek,  Amortisation  von  Wertpapieren  (7  ff.). 
V,  Schrutka- Rechtenttamm,  Pr^udidalit&t  als  Voraussetanng  des 
Zwischenantrags  auf  Feststellung  (10).  Ro9toi%l,  Das  Notariatsawangs- 
ffesetz  unbedinj^  und  ausnahmslos  (11).  M,  £..,  Zur  Handhabung  des  §  111 
N.O.  durch  die  Gerichte  (12).  Maiwald,  Zur  Frage  der  Vertretangs- 
befugnis  der  k.  k.  Notare  in  Civilstrdtsachen  (U).  N,  N,,  Die  Erbgüter 
nach  Ifibischem  Rechte  (15  ff.). 

Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrechtf  12.  Jahrgang,  5.  u.  6.  Heft: 
Gautier,  Le  debat  criminel  et  lea  essais  actueU  de  r^ forme,  Stoots, 
Zar  Abgrenzung  des  Notstandes.  Pfizer,  Fahrlttsnge  Ehrverletaung. 
Ficot,  A  propoe  dune  miprise  Ugielative.  Uajfaire  Spühler,  Ans  den 
Verhandlungen  des  Zttricherischen  Juristenverdns,  Eine  Frage  des  Aus- 
lief erungsrechts.  Stoostj  Die  Selbstverstümmelung  eines  Wehrpflichtigen. 
Zürcher,  Kriminalpolitische  Diskusdonen  schweiaerischer  Vereine  und 
Gesellschaften  im  Janre  1899. 

Zeitschrift  des  Bemischen  Juristen-Vereins  und  MonatshkOt 
für  Bemische  Rechtsprechung,  Bd.  XXXV.  Heft  12:  Rüegg,  Zum 
Begriff  des  Vonatses.  Bd.  XXXVl,  Heft  1:  Marcuten,  Das  Grund- 
pfSuidrecht  im  schweizerischen  Entwurf.  Heft  2:  Rüegg,  Professor  Dr. 
A,  ZeerUder,  Nekrolog.  —  Rechtsprechung. 


Inwiefern  sind  die  Strafgesetze  eines  deutsclien  Einzel- 
staates aul^erhalb  desselben  anwendbar? 

Von  Ctorichtsaecesnst  "Engen  Htjtmth.  in  Anerbacb  (Hessen). 

Einleltuns:. 

In  nnserem  Thema  wird  die  Frage  aufgeworfen,  welchen  Wirkungs- 
krais  die  Stra%esetze  der  deutschen  Einzektaaten  in  rftumlicher  Be- 
ziehung haben. 

Die  Bechtsregeln  über  das  räumliche  Oeltungsgebiet  der  Strafgesetze 
im  allgemeinen  bilden  einen  Hauptteil  des  sogenannten  internationalen 
Stra&eehts,  welches  im  Laufe  der  Zeit  durch  den  stes  wachsenden  Ver- 
kehr zwischen  verschiedenen  Staaten  immer  mehr  an  Bedeutung  ge- 
wonnen hat  und  noch  gewinnen  wird. 

Es  ist  von  dem  europäischen  Völkerrecht,  insbesondere  seit  Hugo 
OroHus,  allgemein  anerkannt,  dafs  der  Staat  nicht  darauf  beschribikt  ist, 
nur  die  in  seinem  Herrschaftsgebiet  begangenen  Verbrechen  zu  ver- 
folgen, sondern  auch  jenseits  seiner  Grenzen  verübte  Strafthaten  sühnen 
kann  und  unter  Umständen  sühnen  mufs.     (Hälschner  S.  174.) 

Besonders  die  deutsche  Rechtsentwickelung  zielt  von  jeher  hierauf 
hin,  schon  nach  altfränkischem  Recht  wurden  die  Verbrecher  am  forum 
domiciUi  zur  Strafe  gezogen,  erst  später  kam  nebenbei  das  forum  ddicH 
commissi  in  Betracht  (v.  MartUe  I  S.  147.  153.)  Aber  eine  Aus- 
lieferung hat  man  in  Deutschland  bis  zur  Neuzeit  kaum  gekannt;  noch 
im  16.  Jahrhundert  galt  allgemein  der  Satz:  remissionem  in  criminaU- 
hu8  nuUum  habere  hcum,  (v.  MairtÜB  a.  a«  0.)  Wenn  jemand  in 
einem  auswärtigen  Staat  ein  Verbrechen  beging  und  dann  in  seine 
Heimat  zurückkehrte,  so  wäre  er  straflos  ausgegangen,  wenn  ihn  nicht 
sein  Heimatsgericht  zur  Verantwortung  gezogen  hätte.  Daher  kann  man 
verstehen,  wenn  ClaruSy  quaest.  89  n.  4  ausführt: 

j^Negari  non  potest,  qmn  publice  intersU,  id  hi,  qui  origine  vd 
habiUxHone  sunt  stibdiHj  rede  vivant^  ut  iMcungue  deUnquofUj  ab  ipso 
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präaide  suo  puniantur.  Et  certe  st  secus  fieret^  magna  dareiur  occasio 
delinquendi.  Quüibet  enim  scdestus  ad  ddinquendum  in  älienas  pro- 
vmdas  properaret,  si  scirä^  se  in  loco,  i4bi  habitatj  puniri  non  posse,^ 
(Vgl.  Berner,  Wirkungskreis  des  Strafgesetzes  S.  92.) 

Heute  stehen  im  wesentlichen  nur  noch  England  und  Amerika 
derart  auf  dem  Boden  des  Territorialitätsprincips ,  dafs  sie  sich  grund- 
sätzlich  um  di6  im  Ausland  begangenen  Verbrechen  in  keinem  Falle 
kflmmem,  mag  der  Verbrecher,  auch  wenn  er  ihr  Unterthan  ist,  dieser- 
halb  sonstwo  zur  Verantwortung  gezogen  werden  oder  nicht  Dagegen 
hat,  wie  die  meisten  Staaten,  auch  das  Deutsche  Reich  Grundsätze  auf- 
gestellt, nach  denen  es  eine  aufserhalb  des  Reichsgebiets  begangene 
Strafthat,  welche  durch  Reichsgesetze  mit  Strafe  bedroht  ist,  verfolgt, 
und  zwar  ist  dies  geschehen  in  den  §§  3 — 7  des  Reich88tra%esetzbucbs. 

Wie  steht  es  aber  mit  dem  Landesstrafrecht  der  deutschen  Einzel- 
staaten bezüglich  der  aufserhalb  ihrer  Grenzen  begangenen  Delikte? 

Bei  Beantwortung  dieser  Frage  müssen  wir  beachten,  dab  eine 
aufserhalb  eines  Bundesstaates  begangene  Handlung,  sowohl  im  Gebiete 
eines  anderen  deutschen  Staates  und  somit  im  Gebiete  des  Deutschen 
Reichs  begangen  sein  kann,  als  auch  aufserhalb  der  deutschen  Reicbs- 
grenzen.  Beide  Fälle  werden  einer  etwas  verschiedenen  Behandlung  be- 
dürfen mit  Rücksicht  auf  das  enge  Verhältnis,  in  welchem  die  deutschen 
Bundesstaaten  durch  ihre  gemeinsame  Zugehörigkeit  zum  Deutschen 
Reich  zu  einander  stehen.  In  vielen  Beziehungen  tritt  die  Gesamtheit 
der  Bundesstaaten  als  ein  Ganzes  auf;  dafs  es  innerhalb  dieses  Ganzen 
noch  verschiedene  Staaten  und  verschiedene  Staatsangehörige  giebt,  tritt 
kaum  zu  Tage. 

Gerade  in  Bezug  auf  die  noch  geltenden  Landesstrafrechte  der 
einzelnen  Bundesstaaten  ist  dies  aber  nicht  der  Fall.  Vielmehr  stehen 
sich  hier  die  Bundesstaaten  noch  fast  vollkommen  wie  unabhängige 
Staaten,  wie  Ausland  zu  Ausland,  gegenüber,  und  man  kann  daher  in 
gewissem  Siime  auch  noch  im  Verhältnis  der  Bundesstaaten  zu  einander 
von  einem  internationalen  Strafrecht  sprechen. 

§2. 

Inland  und  Ausland  im  Sinne  des  Landesstrafireohts 
der  deutschen  Einzelstaaten. 

Unzweifelhaft  ist  es,  dafs  wie  überhaupt  so  auch  bezüglich  ihrer 
Strafgesetze  die  deutschen  Staaten  sich  vor  Gründung  des  Norddeutschen 
Bundes  bezw.  des  Deutschen  Reichs  wie  Ausland  zu  Ausland  gf^nüber- 
standen.  Sie  waren  nur  durch  ein  loses  völkerrechtliches  Band  mi^ 
einander  verknüpft.  Der  Angehörige  eines  deutschen  Staates  wurde  in 
einem  anderen  deutschen  Staate  im  allgemeinen  ebenso  als  Ausländer 
behandelt  wie  jeder  Nicht-Deutsche. 

Durch  die  Gründung  des  Deutschen  Reiches  und  die  Sehafiung 
des  gemeinsamen  Indigenats  durch  Art.  8  der  Reichsverfiusung  hat  sieh 
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dicB  wesendicb  geündert  In  vieler  Besiehung,  vor  allem  für  die  Reicfas- 
gesetze,  gilt  heute  das  ganze  Reichsgebiet  als  ein  Land,  nnd  gelten  alle 
Beichsangehörige,  d.  h.  auch  alle  Angehörige  eines  deutschen  Bundes- 
Btaates,  als  Inländer.  Dies  ist  für  das  ReichB8tra%esetzbueh  noch  be- 
londers  in  §  8  d.  Ges.  ausgesprochen. 

Damit  ist  jedoch  der  Unterschied  von  Inland  und  Ausland  inner- 
halb des  Deutschen  Reichs  noch  nicht  ganz  verschwunden  und  dies 
gilt  namentlich  in  Bezug  auf  die  gemäfs  §  2  Einf.6eB.  z.  Str.O.B.  noch 
in  Kraft  stehenden  Landesstra%e6etze.  Hier  ist  das  Verhiütnis  der 
deatschen  £inzelstaaten  zu  einander  das  alte  (in  Abs.  1  geschilderte) 
geblieben.  Denn  es  findet  sich  nii^ends  eine  reichsgesetzliche  Bestim- 
mimg, die  den  einzelnen  Bundesstaaten  die  Pflicht  auferlegte  oder  auch 
nur  das  Recht  gttbe,  y,das  Gebiet  anderer  Bundesstaaten  in  der  Weise 
ak  Inland  zu  betrachten ,  dafs  jede  gegen  das  eigene  Landesstrafgesetz 
ventofsende  in  einem  anderen  Bundesstaat  verübte  Handlung  als  eine 
im  Inland  verttbte  anzusehen,  zu  verfolgen  und  zu  bestrafen  wftre.*' 
(Hälsekner  S.  180.) 

Art  3  der  Reichsverfaasung  verleiht  keineswegs  jedem  Reichs- 
«Dgeh(h-igen  Staatsbttrgerrechte  in  jedem  Bundesstaat,  sondern  bestimmt 
nur,  dafs  kein  Deutscher  in  eineip  anderen  Bundesstaat  schlechter  be- 
bandelt werden  kann  als  ein  Angehöriger  des  betre£Penden  Bundes- 
staates, oder  wie  Bemer  (Lehrbuch  S.  256)  sagt:  „das  Reichsindigenat 
(Reichsverfassung  Art.  3)  giebt  zwar  dem  Deutschen  in  jedem  deutschen 
Staat  Rechte,  macht  ihn  aber  nicht  zum  Unterthan  eines  jeden  dieser 
Staaten  und  dehnt  die  Herrschaft  der  Landesgesetze  nicht 
aaf  das  Reichsgebiet  aus. *^ 

Dafs  der  §  8  des  Reichsstrafgesetzbuchs : 

„Ausland  im  Sinne  dieses  Strafgesetzes  ist  jedes  nicht  zum 
Deutschen  Reich  gehörige  Gebiet" 
den  Begriff  Ausland  nur  im  Sinne  des  Reichsstrafgesetzbuchs  festsetzt, 
nicht  aber  auch  fUr  das  noch  geltende  Landesstrafrecht  der  Einzelstaaten, 
gebt  aus  dem  Wortlaut  des  Paragraphen  klar  hervor  und  ist  fast  all- 
gemein anerkannt. 

Anderer  Meinung  ist  Adolf  Oeths  in  seiner  Schrift:  „Zweck  und 
Tragweite  des  non  bis  in  idem*^^  der  hier  die  Berechtigung  eines  Ur- 
teils des  Reichsgerichts  vom  24.  Februar  1880  II.  Strafsenat  anzweifelt, 
welches  sich  in  dem  angegebenen  Sinne  folgendermafsen  ausspricht: 

„Die  Bestimmungen  des  Pluragraphen  des  Reichsstra^esetzbuchs, 
wonach  Ausland  im  Sinne  dieses  Strafgesetzbuchs  jedes  nicht  zum 
Deutschen  Reich  gehörige  G«biet  ist,  hat  da,  wo  es  sich  um  Auslegung 
des  Mheren  Landesstriärechts  handelt,  keine  Bedeutung.  In  dieser  Be- 
liehung  hat  der  Begriff  Ausland  eine  Änderung  nicht  erfahren.^ 

Auch  Heinze  leugnet  in  seinem  Werke :  „Das  Verhältnis  des  Reichs- 
strafreehts  zum  Landesstrafrecht^  S.  48,  dafs  das  Gebiet  eines  deutschen 
Bimdesstaates  bezüglich  der  Landesstrafgesetze  eines  anderen  als  Aus- 
laad  betrachtet  werden  dürfe  und  mttose. 

Die  g^enteilige  Meinung   wird   besonders   von  Harburger  (Der 
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strafrechtliche  Begriff  Inland  nnd  seine  Beziehnngen  znm  Völkerrecht 
und  Staatsrecht)  yertreten  and  verteidigt,  der  in  diesem  Werk  S.  92 
gerade  auch  gegen  Heinge  Stellung  nimmt,  dessen  Ansicht  and  Schlnfs- 
folgerangen  mit  gaten  OrOnden  widerlegt  and  den  Satz  aafstellt,  dafs 
für  die  Landesstrafgesetze,  ihrem  beschrKnkten  Gel- 
tungsbereich entsprechend,  der  Begriff  Inland  sich  nur 
auf  den  Staat  erstreckt,  dessen  Gesetzgebung  sie  ent- 
sprungen sind. 

Bezüglich  ihres  materiellen  Landesstrafrechts  stehen  sich  die  einzel- 
nen Bundesstaaten  also  noch  vollkommen  unabhttngig  und  fremd  gegen- 
über. Dies  ist  aber  anders  bezüglich  des  Strafverfahrens,  das  auch  bei 
Anwendung  des  Landesstrafrechts  Platz  greift  Denn  wie  bei  den  nach 
Reichsrecht  verfolgbaren  Handlungen  regelt  sich  auch  bei  den  nach 
Landesrecht  stattfindenden  Verfolgungen,  wenigstens  soweit  diese  vor 
die  ordentlichen  Gerichte  gehören,  das  Verfahren  nach  den  Bestim- 
mungen der  Reichsstrafprozefsordnüng  nnd  dem  Gerichtsverfassungsgesetz. 
Dies  ist  reichsgesetzlich  bestimmt  durch  §  3  Einf.Ges.  z.  Str.Pr.O.  und 
§  2  Einf.Ges.  z.  G.V.G.  und  §  13  G.V.G. 

Bezüglich  des  Strafeer&hrens  sind  daher  die  deutschen  Bundes- 
staaten gewissermafsen  als  ein  Gebiet  zu  betrachten. 

Dies  wird,  wie  wir  später  sehen  werden,  auch  auf  die  Beantwor- 
tung unserer  Frage  von  Einflufs  sein. 

§3. 

Müssen  oder  können  die  Bestimmunsren  des  Reichs- 

strafsresetzbuchs    über   das   rAumliche  Qeltunsrsgebiet 

desselben    direkte  Anwendung:    auf  die  Landesstraf- 

gresetze  der  Einzelstaaten  finden? 

Nachdem  wir  gesehen  haben,  dafs  vom  Landesstrafrecht  eines 
Bundesstaates  mit  Strafe  bedrohte  Handlungen  nicht  nur  dann  als  Im 
Ausland  verübt  anzusehen  sind,  wenn  sie  aufserhalb  des  Deutschen 
Reiches,  sondern  auch  wenn  sie  nur  in  einem  anderen  Bundesstaat  be- 
gangen wurden,  tritt  uns  die  Frage  entgegen:  Wo  finden  wir  gesetz- 
liche Bestimmungen,  die  uns  auf  die  Frage  Antwort  geben:  Inwiefern 
sind  die  Strafgesetze  eines  deutschen  Einzelstaates  aufserhalb  desselbes 
anwendbar? 

Es  liegt  nahe,  zunächst  zuzusehen,  ob  diese  Frage  nicht  vielleicbt 
durch  reichsgesetzliche  Vorschriften  eine  Regelung  gefunden  hat 

Eine  besondere  reichsgesetzliche  Bestimmung  hierüber  bezüglich 
des  Landesstrafrechts  ist  nicht  zu  finden. 

Dagegen  haben  wir  reichsgesetzliche  Vorschriften  über  den  eztra- 
territorialen  Wirkungskreis  von  Strafgesetzen  in  den  §§  8 — 7  des  ReJchs- 
strafgesetzbuchs ;  diese  gehören  zu  den  einleitenden  Bestimmungen  des 
Gesetzes. 

Vielfach  ist  nun  die  Ansicht  verbreitet,  dafs  die  einleitenden  Be- 
stimmungen und  der  allgemeine  Teil  auch  für  das  Landesstrafiiecht  An- 
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wendong  finden  mttfsten.  Hier  intereBsiert  uns  die  Frage  nur,  soweit 
ea  Bich  um  die  §§  3 — 6  handelt,  die  sich  mit  dem  internationalen  Straf- 
recht beschäftigen. 

Eine  direkte  Anwendung  dieser  Paragraphen  auf  die 
Landesgesetze  wird  allerdings  nur  von  wenigen  behauptet. 

So  vor  allen  von  OUo,  welcher  in  den  „Aphorismen  zu  dem  all- 
gemeinen Teil  des  Stra%esetzbttchs  für  das  Deutsche  Reich",  ab  Er- 
läuterung zu  §  8  folgendes  anführt:  „Unter  den  Strafgesetzen  des 
Deutschen  Reidies,  w^che  angewendet  werden  sollen,  sind  nicht  blo(s 
das  Reichsstrafgesetzbuch  und  die  etwaigen  späteren  dasselbe  eigänzenden 
oder  abändernden  Reichsstrafgesetze  zu  verstehen,  vielmehr  wird  man 
danmter  auch  die  Strafgesetze  der  deutschen  Einzelländer,  soweit  sie 
sehen  dem  Reichsstraigosetzbuch  in  Kraft  gebliehen  sind  (§  2  Einf.Gres.), 
mitzubegreifen  haben." 

Ebenso  will  Oppenhoff  den  in  §  3  ausgesprochenen  Grundsatz 
principiell  auch  für  das  Landesstrafrecht  angewandt  wissen,  obwohl  er 
nicht  verkennt,  dafs  der  Paragraph  ausdrücklich  das  Territorialitäts- 
princip  nur  für  die  Stra^esetze  des  Deutschen  Reiches  adoptiert  Von 
den  §§  4 — 6  behauptet  er  direkt,  dafs  sie  sich  auch  auf  die  Landes- 
8tia%e8etze  beziehen,  soweit  dies  überhaupt  denkbar,  denn  in  der 
Anm.  zu  §  4  n.  35  sagt  er:  „Der  Grundsatz  der  Nr.  3  findet  auch 
dann  Anwendung,  wenn  ein  Deutscher  im  Ausland  sich  gegen  ein 
ibesonderesc  Strafgesetz  seines  Heimatsstaates  vei^eht",  denn  die  Worte 
„nach  den  Strafgesetzen  des  Deutschen  Reiches"  sollen  auch  (ältere) 
Landesgesetze  um&ssen.  (n.  15  zu  §  4.)  Den  §  6  will  Oppenhoff 
nicht  nur  anwenden,  wenn  es  sich  um  nach  Landesrecht  strafbare 
Handlungen,  die  im  Ausland  im  Sinne  des  §  8  Str.G.B.  begangen 
worden  sind,  handelt,  sondern  auch  im  Verhältnis  der  Bundesstaaten 
zu  einander.  Letzteres  thut  übrigens  auch  Hälschner  in  gewissem  Um- 
fimge,  indem  er  hieraus  das  Recht  der  Bundesstaaten  ableiten  will, 
darch  Gesetze  und  Verträge  die  Frage  zu  entscheiden,  inwieweit  vom 
Landesrecht  festgelegte  Übertretungen  zu  verfolgen  sind,  wenn  sie  in 
einem  anderen  Bundesstaat  verübt  wurden  (S.  180).  Wie  Oppenhoff 
erklärt  Hälschner  den  §  6  uneingeschränkt  für  mafsgebend  im  Ver- 
hältnis der  Bundesstaaten  zum  Reichsausland  (S.  179).  Hälschner 
8cheint  femer  aus  §  4  das  Recht  für  die  Bundesstaaten  ableiten  zu 
wollen,  auch  im  Ausland  begangene  nach  Landesgesetz  strafbare  Ver- 
gehen zur  Verfolgung  ziehen  zu  dürfen  (obwohl  dies  mit  seinen  späteren 
Ausführungen  auf  S.  181, 182  nicht  ganz  in  Einklang  steht),  wenn  er  bei 
Erörterung  des  §  4  Nr.  3  auf  S.  166  behauptet:  „Diese  Verfolgung 
kamt  aber  nicht  nur  auf  Grund  von  reichs-,  sondern  auch  von  landes- 
strafrechtlichen  Bestimmungen  stattfinden,  da  auch  die  Frage:  welche 
auf  Grund  landesgesetzlicher  Bestimmungen  strafbaren  Handlungen  als 
Vergehen  anzusehen  sind,  nach  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  zu  ent- 
scheiden ist." 

Gerade  im  G^ensatz  zu  dieser  Ansicht  HälsAners  wollen  Bubo 
n.  1  S.  269  und  Meves  S.  91  aus  §  4  Abs.  2  des  Reichsstrafgesetz- 
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bnchs,  weil  hier  nur  von  den  Strafgesetzen  des  Deutschen  Reiehes  die 
Rede  sei,  den  Schlafs  ziehen,  dafs  eine  Verfolgung  nach  den  Straf- 
gesetzen eines  Bundesstaates  unstatthaft  sei. 

Alle  diese  hier  angeführten  Meinungen  begeben  den  Fehler,  dafs 
sie  in  die  §§  8 — 6  des  Reichsstrafgesetzbuchs  etwas  hineinlegen,  was 
nicht  darin  enthalten  ist 

Zunächst  treffen  die  angefbhrten  Paragraphen  das  Landesrecht 
ihrem  Wortlaute  nach  zweifellos  nicht  Eine  extensive  Auslegung  wäre 
höchstens  dann  zulllssig,  wenn  sich  ergäbe,  dafs  die  bei  der  Gesetz- 
gebung beteiligten  Faktoren  an  das  Landesrecht  wenigstens  gedacht 
htttten.  Hierftlr  aber  ergeben  die  Materialien  zum  Str.G.B.  nicht  da» 
Greringste.  Daher  beziehen  sich  die  §§  3 — 6  nur  auf  das  Reichsstraf* 
recht;  durch  sie  kann  somit  den  Bundesstaaten  bezüglich  ihres  Landes- 
strafrechts weder  ein  Recht  gegeben  noch  ein  Recht  genommen  sein. 
Dies  gilt  ebenso  von  §  6  wie  von  §  4  und  §  8.«  In  letzterem  wird 
ausdrücklich  das  Territorialitätsprincip  nur  ^r  die  Strafgesetze  des 
Deutschen  Reichs  als  Regel  aulgestellt.  In  den  folgenden  Para- 
graphen 4 — 6  werden  gewisse  Ausnahmen  von  diesem  Princip  gemacht. 
Wenn  aber  in  dem  die  Regel  aufstellenden  Paragraphen  3  ausdrücklich 
nur  von  den  Strafgesetzen  des  Deutschen  Reichs  die  Rede  ist,  so  ver- 
steht es  sich  von  selbst,  dafs  auch  die  in  den  folgenden  Paragraphen 
aufgeftlhrten  Ausnahmen  und  näheren  Specifizierungen  nur  auf  die  Ge- 
setze des  Deutschen  Reiches  Anwendung  finden.  (Vgl.  Olshausen, 
Frank,  MoHhiesen  S.  39.) 

Auch  in  §  4  Abs.  2  ist  übrigens  ausdrücklich  gesagt:  Jedoch  kann 
nach  den  „Strafgesetzen  des  Deutschen  Reichs '^  verfolgt  werden  u.  s.  w., 
und  §  5  ist  nur  eine  weitere  Ausftlhrung  dieses  Paragraphen.  Zweifel- 
haft könnte  man  m.  A.  n.  überhaupt  nur  bezüglich  des  §  6  sein,  wenn 
man  diesen  aus  seinem  logischen  Zusammenhang  herausreifst  und  fftr 
sich  allein  betrachtet,  was,  wie  bei  jeder  Gesetzesinterpretation,  so  auch 
hier,  als  gegen  den  Sinn  des  Gesetzes  verstofsend  angesehen  werden 
mufs.  Am  besten  scheint  mir  die  richtige  Ansicht  über  diesen  am 
meisten  bestrittenen  Paragraphen  von  Frank  (Kommentar  §  6)  aus- 
gedrückt; es  heifst  da: 

„Die  Stelle  schliefst  sich  logisch  unmittelbar  an  §  4  Abs.  1  an 
und  weist  wie  dieser  auf  das  im  §  3  formulierte  Territorialprineip 
zurück.  Wie  aber  das  Territorialprineip  nur  für  die  Strafgesetze  des 
Deutschen  Reichs  aufgestellt  ist,  so  gilt  auch  §  6  nur  ^r  die  Obe^ 
tretungen  der  Reichs-,  nicht  fUr  die  Übertretungen  der  Landesgesetze.' 
Diese  Ansicht  wird  femer  aufs  schärfste  auch  von  Binding  S.  815  §  68 
vertreten,  der  im  Gegensatz  zu  Olshausen  n.  4  zu  §  7,  ff.  Seuffert 
S.  92  §  48  (Straigesetzgebung  der  Gegenwart  in  rechtsvergleichender 
Darstellung  Bd.  I)  und  Merkel  (Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts  S.  6) 
auch  den  §  7  des  Reichsstrafgesetzbuchs  für  das  Landesstrafrecht  nicht 
ak  bindend  betrachtet.  Dies  ist  m.  M.  nach  zu  weitgeguigen.  §  7 
steht  mit  den  §§  8 — 6  nicht  in  einem  logischen  Zusammenhang;  er 
stellt  eine  Regel  f^r  sich  auf  und  könnte  ebenso  gut  an  anderer  Stelle 
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st^en.  Wenn  man  überhaupt  die  einleitenden  Bestimmungen  des  Keicbs- 
stm^esetsbuchs  soweit  ab  möglich  und  zulttssig  auf  die  Landesgesetse 
anwendet,  wie  es  Binding  z.  B.  bezüglich  des  §  2  thut,  mufs  man  auch 
den  §  7  ftlr  jdas  Landesstrafrecht  als  bindend  erachten. 

Sind  wir  so  zu  der  Überzeugung  gelangt,  dafs  das  Reichsstraf- 
gesetzbuch ebensowenig  wie  ein  anderes  Reichsgesetz  eine  direkt  für 
das  Landesstrafrecht  mafsgebende  Bestimmung  über  den  eztraterri- 
torialen  Geltungsbereich  der  Lande8stra%esetze  enthttlt,  so  fragt  es  sich 
weiter: 

§4. 

Müssen   die  Bestlmmiingren   der   §§  3 — 6  des  Helchs- 

strafgresetzbuehs    auf   das   Landesrecht    an a los:    an- 

grewandt  werden? 

Besonders  v.  Bar  in  seinem  Lehrbuch  des  internationalen  Privat« 
und  Strafirechts  §  63  S.  278  stellt  es  als  zwingend  hin,  die  Bestim« 
mungen  des  Strafgesetzbuchs  über  die  extraterritoriale  Wirksamkeit  des 
Stra%esetzbuchs,  wie  über  die  eztraterritoriale  Wirksamkeit  auswärtiger 
Strafirechtsnormen  analog  anzuwenden  auf  die  partikularrechtlichen  Straf- 
geaetse,  und  zwar  ebenso  bezüglich  deren  Verhältnis  zum  Reichsausland 
im  Sinne  des  §  8  Str.O.B.  wie  zu  den  anderen  Bundesstaaten  des 
Deutschen  Reichs,  t;.  Bar  giebt  zu,  dafs  ausdrückliche  reichsgesetzliche 
Bestimmungen  über  die  extraterritoriale  Wirksamkeit  der  Landesstraf- 
gesetze  bis  jetzt  nicht  vorhanden  sind,  will  aber  eine  besondere  Rege- 
lung dieser  Frage  durch  die  einzelnen  Bundesstaaten  nicht  zulassen, 
sondern  meint,  die  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  seien  unbedingt 
analog  anzuwenden,  „da  diese  Bestimmungen  nicht  willkürliche  sind, 
vielmehr  jeden&lls  nach  Ansicht  des  Gesetzgebers  der  Natur  der  Sache 
entsprechen**. 

£ben80  wie  v.  Bar  erachten  John  in  seinem  Kommentar  zur  Straf- 
prozefsordnung  I  S.  204  und  Oppenhoff  in  n.  85  zu  §  4  die  analoge 
Anwendung  der  Bestimmungen  des  Stra%esetzbuchs  über  die  extra- 
territoriale Wirkung  desselben  für  das  Gebiet  des  Landesstrafrechts  selbst 
dann  für  geboten,  wenn  es  sich  um  das  Verhältnis  zu  anderen  Bundes- 
staaten handelt  Nach  v.  Bars  Meinung  S.  274  ist  auch  Harburger 
S.  91  ff-  derselben  Ansicht;  m.  M.  nach  läfst  es  Harburger  zweifelhafk, 
ob  er  die  Analogie  ohne  weiteres  für  zwingend  ansieht,  oder  nur  dann, 
wenn  das  Landesrecht  keine  besonderen  Bestimmungen  über  den 
Wirkungskreis  seiner  Gesetze  getroffen  hat  Weiterhin  hält  Heinze 
S.  42/48)  die  analoge  Anwendung  der  §§3—5  des  Reichsstrafgesetz- 
buchs dann  fiir  zwingend,  wenn  es  sich  um  Ausland  im  Sinne  von 
§  8  Str.G.B.  handelt.  (§  6  scheint  er  in  diesem  Falle  direkt  anwenden 
zu  wollen,  S.  42.  44.)  Heinge  folgert  dies  aus  seiner  vorher  auf- 
gestellten Behauptung,  vermöge  des  §  3  des  Einf.Ges.  sei  die  Geltung 
der  allgemeinen  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  ohne  weiteres  er- 
streckt auf  die  neben  dem  Gesetzbuch  in  Kraft  bleibenden  oder  in 
Kraft   tretenden  Landesstra%esetze ,   nur  insoweit  nicht,   ab  diese  Be- 
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stiminangeii  auf  die  einzebtaatliche  Stra^eBetzgebnng  von  Hans  ans 
nicht  anwendbar  sind,  wie  z.  B.  §  4  Nr.  1  und  2.  Diese  Beatimmangen 
des  §  4  nehmen  natürlich  auch  die  vorgenannten  SchriftBieller  von  ihren 
Behauptungen  ans,  da  hier  Delikte  zur  Sprache  kommen,  die  Gegenstand 
landesstrafrechtlicher  Regelung  nach  Einf.Oes.  §  2  überhaupt  nidit  mehr 
sein  können. 

Aber  auch  die  übrigen  Bestimmungen  über  die  eztraterritoriale 
Wirkung  des  Reichsstrafgesetzbuchs  müssen  ebensowenig  unbe- 
dingt analog  auf  die  partikularrechtlichen  Strafgesetze  angewandt 
werden  wie  eine  direkte  Anwendung  nach  dem  Inhalte  dieser  Vor- 
schriften selbst  geboten  ist,  mag  es  sich  um  das  Verhältnis  zum  Reichs- 
ausländ  im  Sinne  des  §  8  Str.O.B.  oder  zu  anderen  Bundesstaaten 
handeln.     (Vgl.  auch  MatOiiesen  S.  89.) 

Von  einer  unbedingten  analogen  Anwendung  dieser  Bestimmungen 
auf  das  Landesstrafrecht  könnte  man  nur  dann  reden,  wenn  dies  durch 
ein  Reichsgesetz  ausdrücklich  vorgeschrieben  wäre.  Eine  solche  Vor- 
schrift findet  Hemze  in  §  8  des  Einf.Oes.  z.  Str.Q.B.  Dieser  Paragraph 
kann  hier  aber  keine  Anwendung  finden,  weil,  wie  wir  im  nachfolgenden 
sehen  werden,  die  hier  in  Betracht  kommenden  Vorschriften  der  Laades- 
gesetze  durch  das  Reichsstrafgesetzbuch  überhaupt  nicht  aufser  Kraft 
gesetzt  sind. 

Jedenfalls  ist  der  von  v.  Ba/r  für  seine  Ansicht  angeftlhrte  Grund,  dais 
die  Bestimmungen  des  Stra%esetzbuchs  nicht  willkürliche  seien,  vielmehr 
nach  Ansicht  des  Gesetzgebers  der  Natur  der  Sache  entsprechend,  kein 
zwingender,  zumal  der  Gesetzgeber,  soviel  aus  den  Reichstagsverhand- 
lungen und  den  Materialien  zum  Entwurf  des  Strafgesetzbuchs  hervor- 
geht, bei  Regelung  der  §§  8 — 6  in  keiner  Weise  an  das  LandeBstraf- 
recht  auch  nur  gedacht  hat.  Daraus  aber,  dafs  der  Gesetzgeber  diese 
Bestimmungen  für  das  Reichsstrafrecht  aufgestellt  hat,  ist  doch  keines- 
wegs zu  folgern,  dafs  er  sie  auch  für  das  Landesstrafrecht  als  der 
Natur  der  Sache  entsprechend  angesehen  hat.  Man  wird  hieran  mit 
Recht  grofse  Zweifel  hegen,  insbesondere,  was  das  Verhältnis  des  Landes- 
strafrechts eines  Bundesstaates  zu  dem  eines  anderen  betriflt  Aber 
auch  im  Verhältnis  zum  Reichsausland  roufs  man  berücksichtigen,  dafs 
die  Bedeutung  des  noch  geltenden  Landesstrafrechts  doch  keineswegs 
dieselbe  ist  wie  die  des  Reichsstrafrechts. 

In  der  Litteratur  ist  die  Ansicht,  dafs  von  einer  zwingenden  Ana- 
logie in  dieser  Frage  keine  Rede  sein  kann,  namentlich  vertreten  von 
Bmding  §  68,  Frank  §  6  n.  2,  OlshauBm  §  4  n.  3. 

§5. 

Sind  die  Einzelstaaten  des  Deutschen  Reiches  befugrt, 

den    räumlichen    ÜVlrkungrskrels    ihrer    Landesstraf- 

gresetze  selbständig:  zu  resreln  und  inwieweit? 

Wir  haben  gesehen,  dafs  die  Bestimmungen  der  §§  8 — 6  des 
Reichsstrafgesetzbuchs  weder  eine  direkte  Anwendung  auf  das  Landes- 
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itnirecht  der  deutschen  Bandesstaaten  finden  dilrfen,  noch  dafs  eine 
analoge  Anwendung  derselben  stattfinden  mufs.  Eine  reicbsgesetslicbe 
B^elong  der  Frage  nach  dem  räumlichen  Geltungsbereich  der  partikular- 
recbtlicben  Strafgesetze  hat  nicht  stattgefunden.  (Ein  Recht  hierzu 
ttünde  dem  Reich  aus  Art.  4  Nr.  13  der  Reichsyerfassung  zu.)  Das 
Reich  hat  den  Einzelstaaten  weder  verboten,  ihr  Landesstrafi-echt  auch 
dann  zur  Anwendung  zu  bringen,  wenn  aufserhalb  ihrer  Grenzen  da- 
g^n  verstofsen  wurde  (wie  Meves  und  Eubo  behaupten,  s.  §  8  oben), 
noch  hat  es  ihnen  geboten,  dies  in  gewissen  Fällen  zu  thun. 

Schon  hieraus  kann  man  aber  schliefsen,  dafs  die  Bundesstaaten 
denmach  berechtigt  sind,  diese  Frage  bezüglich  ihres  besonderen  Landes- 
strafirechts  selbständig  zu  regeln.  (Vgl.  Binding  §  68,  IVank  zu  §  6, 
HälsAner  S.  182,  OUhauaen  zu  §  4  n.  3.) 

Dies  Recht  stand  auf  jeden  Fall  den  deutschen  Bundesstaaten  firüher 
n  und  ist  ihnen  ebensowenig  wie  durch  ein  anderes  Gesetz  durch  die 
Reichsverfiiasung  genommen.  Soweit  die  Machtsphäre  der  Einzelstaaten 
aber  nicht  durch  die  Reichsverfiissung  oder  andere  Reichsgesetze  be- 
schränkt ist,  stehen  sie  auch  heute  noch  als  vollkommen  selbständige 
Staaten  da,  die  frei,  ganz  nach  ihrem  DafUrhalten  auf  den  ihnen  vom 
Reich  belassenen  Gebieten  schalten  und  walten  können.  Dies  ist  ebenso 
hinsichtlich  derjenigen  Materien,  bei  welchen  das  Reich  von  der  ihm 
nach  Art.  4  der  Reichsverfassung  überwiesenen  Gesetzgebungskompetenz 
noch  keinen  Gebrauch  gemacht  hat,  und  so  auch  hinsichtlich  der  der 
Landesgesetzgebung  vorbehaltenen  Gebiete  des  Strafrechts. 

Wie  jeder  vollständig  unabhängige  und  souveräne  Staat  können 
daher  die  deutschen  Einzelstaaten  auch  heute  noch  die 
extraterritoriale  Wirkung  ihrer  Landesstrafgesetze 
ganz  nach  Belieben  regeln.  Sie  können  dabei  ebensogut  vom 
Subjektionsprincip  wie  vom  Territorialitätsprincip  oder  sonst  einem  völker- 
lecbtlich  anerkannten  Principe  ausgehen.  Auf  die  vom  Strafgesetzbuch 
des  Deutschen  Reichs  ftlr  die  internationalen  Beziehungen  angenommenen 
Principien  brauchen  sie  durchaus  keine  Rücksicht  zu  nehmen.  (Vgl. 
Binding  §  68,  a.  M.  Heinze  S.  43,  v.  Bar  S.  274.)  Selbstverständlich 
haben  sie  das  Recht,  auf  ihrem  Gebiete  die  Achtung  ihrer  Ge-  und 
Verbote  nicht  blofs  von  ihren  Unterthanen,  sondern  auch  von  Ausländern 
und  Angehörigen  anderer  Bundesstaaten  zu  verlangen.  Es  folgt  dies 
Recht  ebenso  wie  das  der  willkürlichen  Regelung  der  eztraterritorialen 
Wirkung  ihrer  Landesgesetze,  wie  Hiäschner  S.  179  mit  Recht  anfUhrt, 
aus  der  Staats-,  reichs-  und  völkerrechtlichen  Stellung  der  Bundes- 
staaten und  braucht  nicht  erst  durch  analoge  Anwendung  des  §  3  des 
Reichsstiafgesetzbuchs  auf  die  Landesgesotze  abgeleitet  zu  werden,  wie 
es  Heinze  S. .  43  thut 

Was  die  extraterritoriale  Wirkung  ihrer  Landesgesetze  betrifil, 
60  könnten  die  deutschen  Einzelstaaten  im  Gegensatz  zu  §  4  Str.G.B. 
selbst  vorschreiben,  dafs  bestimmte  aufserhalb  ihrer  Grenzen  begangene 
und  nach  ihrem  Landesstrafrecht  mit  Strafe  bedrohte  Handlungen  in 
gewissen  Fällen  zur  Verfolgung  gezogen  werden   müssen.     Ja  sogar 
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die  Vorschrift  des  §  4  Nr.  8  Str.G.B.  über  die  Wirksamkeit  der  am 
Orte  der  Tbat  geltenden  Straflosigkeit  ist  ftlr  das  Landesstrafrecht  nicht 
als  absolut  geltend  za  betrachten,  wie  v.  Bar  S.  274  meint  Wenigstens 
durch  das  Reichsrecht  sind  die  Bundesstaaten  nicht  an  diese  Bestimmung 
gebunden.  Diese  Vorschrift  ist  aber  in  dem  internationalen  Strafrecht 
aller  Staaten  so  allgemein  geltend,  dafs  sie  aus  diesem  Grunde  schwer- 
lich ein  deutscher  Bundesstaat  aufser  Acht  lassen  wird. 

Nicht  einmal  bezüglich  der  Anerkennung  eines  auswKrtigen  Er- 
kenntnisses mufs  sich  das  Landesrecht  an  die  Bestimmungen  des  §  5 
halten.  Doch  ist  in  dieser  Beziehung  das  Landesrecht  beschränkt,  wenn 
es  sich  um  ein  in  einem  anderen  deutschen  Bundesstaat  gefülltes  Urteil 
oder  sonstiges,  in  dieser  Beziehung  gleichstehendes  Erkenntnis  handelt 
Während  nämlich  im  allgemeinen  das  Strafurteil  eines  ausländischen 
Gerichts  im  Inland  nicht  als  rechtskräftig  und  rechtsbeständig  angesehen 
werden  mufs,  und  im  Inland  sehr  wohl  eine  nochmalige  Verurteilung 
des  Verbrechers  mOglich  wäre  (vgl.  Oechs)^  ist  dies  auf  jeden  Fall  aus- 
geschlossen, wenn  es  sich  um  ein  von  dem  Gericht  eines  anderen 
deutschen  Bundesstaates  ergangenes  Urteil  handelt  £s  ist  hier  ganz 
einerlei ,  ob  die  That  nach  Reichs-  oder  nach  Landesrecht  strafbar  ist 
und  bestraft  wurde.  Fttr  jedes  von  einem  ordentlichen  Gerichte  eines 
deutschen  Bundesstaates  gefällte  Urteil  gilt  innerhalb  des  ganzen  Deut- 
schen Reiches  uneingeschränkt  der  Satz :  ne  bis  in  idem.  Dies  ist  eine 
Folge  des  f^r  das  ganze  Deutsche  Reich  durch  die  Reichsstrafprozefs- 
ordnung  einheitlich  geregelten  Strafverfahrens,  das  für  alle  vor  die  ordent- 
lichen Gerichte  gehörigen  Strafsachen  Anwendung  findet  Wenn  auch 
die  Reicbsstrafprozefsordnung  keine  direkte  Anerkennung  des  ^ne  bis 
in  idem*^  enthält,  so  wird  der  Grundsatz  indirekt  doch  dadurch  an- 
erkannt, dafs  sie  die  Ausnahmen  des  „ne  bis  in  idem^  genau  piäci- 
siert,  so  in  §  399  und  402.  Die  Motive  zu  §  228  des  Entwürfe  einer 
Strafprozefsordnung  haben  das  rechtliche  Bestehen  des  „ne  bis  in  ufern '^ 
im  Reichsstrafprozefsrecht  aufserdem  ausdrücklich  ausgesprochen,  und 
dieser  Ansicht  ist  das  Reichsgericht  in  einer  ganzen  Reihe  von  Ent- 
scheidungen beigetreten,  so  z.  B.  in  einer  Entscheidung  vom  16.  Oktober 
1880.     Entsch.  11  S.  347. 

Durch  die  Geltung  dieses  Grundsatzes  ist  somit  die  Landesgesetz- 
gebung bei  Regelung  der  in  §  5  Str.G.B.  enthaltenen  Fragen,  wenigstens 
im  Verhältnis  zu  den  anderen  deutschen  Bundesstaaten,  in  etwas  be- 
schränkt; im  übrigen  steht  sie  aber,  wie  gesagt,  bezüglich  der  Rege- 
lung der  extraterritorialen  Wirkung  ihrer  Landesgesetze  frei  da  und 
kann  diese  ebensogut  wie  durch  Gesetze  durch  Verträge  mit  anderen 
Staaten  zum  Ausdruck  bringen. 

£[aben  daher  einzelne  Bundesstaaten  schon  vor  Inkrafttreten  des 
Reichsstrafgesetzbuchs  das  räumliche  Geltungsgebiet  der  heute  noch  be- 
stehenden Landesstra%esetze  durch  besondere  Bestimmungen  in  diesen 
selbst  festgelegt,  so  bestehen  diese  Vorschriften  noch  zu  Recht,  mag  es 
sich  um  im  Reichsaushind  oder  in  einem  anderen  Bundesstaat  begangene 
Delikte  handeln.    (Bezüglich  des  letzteren  nur  mit  der  eben  angefahrten 
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Beschränkung).     Dasselbe  gilt  von   den   früher  abgeschlossenen  Juris- 
diktionsyertr&gen,  insoweit  sie  für  diese  Frage  in  Betracht  kommen. 

Und  haben  die  besonderen  heute  noch  geltenden  Landesstrafgesetze 
beztiglich  der  einleitenden  Bestimmungen,  in  denen  auch  die  das  inter- 
nationale Strafrecht  behandelnden  Vorschriften  enthalten  waren,  auf  das 
in  dem  jeweiligen  Bundesstaat  geltende  allgemeine  Strafgesetzbuch  ver- 
wiesen, oder  sind  diese  einleitenden  Bestimmungen  des  allgemeinen 
Landesstrafgesetzbuchs  (wie  z.  B.  in  Preufsen)  so  abgefafst,  dafs  sie  auf 
alle  Landesstrafgesetze  Anwendung  zu  finden  haben,  nicht  nur  auf  die 
in  dem  allgemeinen  Gesetzbuch  enthaltenen  Strafdrohungen,  so  sind 
diese  Bestimmungen  über  das  internationale  Strafrecht  auch  heute  noch 
insoweit  in  Kraft,  als  es  sich  um  die  Verfolgung  nach  Landesstraf- 
gesetzen  des  betreffenden  Einzelstaates  handelt.  Denn  durch  das  Reichs- 
8tra%e8etzbuch  sind  diese  allgemeinen  Landesstrafgesetzbücher  nur  in' 
soweit  aufgehoben,  als  die  darin  enthaltenen  Materien  Gegenstand  des 
Reichsstrafgesetzbuchs  sind.  Dagegen  haben  diese  Bestimmungen  natür- 
lich keine  Geltung  mehr,  wenn  sie  von  den  einzelnen  Bundesstaaten 
selbst  zusammen  mit  dem  allgemeinen  Strafgesetzbuch  des  betreffenden 
Staates  ftlr  aufgehoben  erklärt  wurden;  dies  ist  nach  Inkrafttreten  des 
Reicbsstrafgesetzbuchs  in  zehn  Staaten  geschehen,  nämlich  in  Bayern, 
Württemberg,  Baden,  Hessen,  Sachsen- Weimar,  Oldenburg,  Braun- 
flchweig,  Anhalt,  Hamburg  und  Bremen.  Haben  diese  Staaten  nun 
bisher  keine  anderweiten  Bestimmungen  über  den  räumlichen  Wirkungs- 
kreis ihrer  noch  geltenden  Landesstrafgesetze  getroffen,  so  könnte  man 
jetzt  vielleicht  infolge  des  §  3  des  Einf.Ges.  z.  Str.G.B.  die  dies- 
bezüglichen Vorschriften  des  Reichsstrafgesetzbuchs  f^r  mafsgebend  er- 
achten.    Doch  diesen  Paragraph,  der  lautet: 

^  Wenn  in  Landesgesetzen  auf  strafrechtliche  Vorschriften,  welche 
durch  das  Strafgesetzbuch  f^  den  Norddeutschen  Bund  aufser  KmPt 
gesetzt  sind,  verwiesen  wird,  so  treten  die  entsprechenden  Vorschriften 
des  letzteren  an  die  Stelle  des  ersteren**, 
wird  man  nicht  zu  Hülfe  ziehen  dürfen,  da  die  hier  in  Betracht  kom- 
menden Bestimmungen  nicht  ohne  weiteres  durch  das  Reichsstrafgesetz- 
buch anfser  Kraft  gesetzt  wurden,  sondern  durch  Gesetze  der  betreffenden 
Einzelstaaten. 

Wenn  sonach  die  besonderen  noch  geltenden  Landesgesetze  keine 
Bestimmungen  über  ihren  räumlichen  Wirkungskreis  enthalten,  so  kann 
es  vorkommen,  dafs  Vorschriften  Über  die  Anwendbarkeit  dieser  par- 
tikularrechtlichen Strafgesetze  aufserhalb  des  betreffenden  Einzelstaates 
überhaupt  nicht  existieren. 

§6. 

Wie  ist  unsere  Frage  nach  der  Anwendbarkeit  der 

Straferesetze  eines  Einzelstaates  aufserhalb  desselben 

zu  entscheiden,  wenn  dieser  Staat  keine  Vorschriften 

hierüber  aufgestellt  hat? 

Selbst  in  dem  Fall,  dafs  auch  partikularrechtliche  Vorschriften  über 
den   räumlichen  Wirkungskreis   der  Landesstrafgesetze   eines   deutschen 
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Einzelstaates  überhaupt  nicht  vorhanden  sind,  ist  der  Richter  oder 
Staatsanwalt  des  betreffenden  Staates  nicht  genötigt,  die  Bestimmungen 
des  Reichsstrafgesetzbuchs  über  das  internationale  Strafreobt  analog  an- 
zuwenden; ja  er  ist  hierzu  nicht  einmal  berechtigt  (a.  M.  JETar- 
burger  S.  94,  Olshausen  n.  3  zu  §  4),  ganz  einerlei,  ob  die  in  Frage 
stehende  Straflhat  im  Reichsausland  oder  in  einem  anderen  Bundesstaat 
begangen  worden  ist. 

Eine  (analoge)  Anwendung  der  reichsgesetzlicben 
Bestimmungen  kann  nur  dann  berechtigt  und  geboten 
erscheinen,  wenn  sie  durch  ein  Gesetz  angeordnet  ist 
Hier  gilt  ebensogut  wie  sonst  im  Strafrecht  der  Satz:  ^NuUa  poena 
sine  lege  poenali,*^  Dieser  Satz  hat  in  §  2  des  Reichsstra%esetzbacb8 
seinen  Ausdruck  gefunden  und  ist  danach  auch  für  das  noch  geltende 
Landesstrafrecht  bindend.  (Vgl.  Binding  S.  205,  Bubo  n.  1  zu  §  2, 
a.  A.  Olshausen  n.  2  zu  §  2.) 

Aus  diesen  Paragraphen  wird  aber  allgemein  gefolgert,  dafs  ein 
Strafanspruch  nur  auf  ausdrückliche  gesetzliche  Bestimmung,  nicht  auf 
Analogie  gegründet  werden  kann  (vgl.  IVank  n.  2  zu  §  2,  Olshausen 
n.  4  zu  §  2),  insbesondere  darf  die  Analogie  nie  ttbar  das  Recht  hinans 
zur  Ausfüllung  von  Lücken  des  Rechts  führen. 

Es  ist  daher  nicht  einzusehen  (und  bedürfte  jedenfidls  einer  näheren 
Begründung),  warum  im  Gegensatz  hierzu  in  unserer  Frage  der  Ana- 
logie  ein  Recht  zugestanden  werden  soll. 

Hat  ein  deutscher  Einzelstaat  über  die  extraterritoriale  Wirkung 
seiner  Landesgesetze  keine  Bestimmungen  getroffen,  so  fehlt  für  den 
Justizbeamten  eine  Voraussetzung  der  Strafbarkeit  der  im  Auslande  be- 
gangenen, von  dem  Landesrecht  mit  Strafe  bedrohten  Strafthaten.  Der 
Staat  hai  zweifellos  das  Recht,  insbesondere  von  seinen  Unterthanen 
die  Beachtung  seiner  Strafgesetze  auch  im  Ausland  zu  verlangen  und 
eventuell  mit  Strafe  vorzugehen;  der  Staat  kann  seinen  Strafanspruch 
auch  wegen  im  Ausland  begangener  Delikte  jederzeit  gesetzlich  fixieren. 
Der  Richter  aber  kann  wegen  eines  im  Ausland  begangenen  Ver- 
brechens nur  dann  verfolgen,  wenn  dieser  Strafanspruch  des  Staates 
durch  ausdrückliche  gesetzliche  Bestimmung  festgelegt  wurde.  Hat  der 
Staat  keine  derartigen  gesetzlichen  Bestimmungen  getroffen,  so  besteht 
vielleicht  eine  Lücke  in  seinen  Gesetzen,  der  Richter  ist  aber  nicht  be- 
fugt, diese  durch  analoge  Anwendung  anderer  gesetzlicher  Bestimmungen 
auszufüllen  (andernfalls  verstOlst  er  gegen  den  Satz  ^nüUa  poena  sine 
lege  poenäli^y  da  er  einem  Gesetz  eine  weitere  Ausdehnung  beilegt  als 
der  Gesetzgeber  es  gethan  und  gewollt  hat,  und  somit  die  Gesetses- 
vorschrifl  anwendet,  wo  sie  als  solche  für  ihn  gar  nicht  mehr  existiert). 

Man  könnte  vielleicht  einwenden,  hiemach  habe  der  Richter  auch 
nur  dann  ein  Recht,  alle  in  seinem  Bundesstaat  begangenen,  gegen  das 
Landesstrafrecht  verstofsenden  Handlungen  zu  bestrafen,  wenn  dies 
durch  eine  gesetzliche  Bestimmung  ausdrücklich  angeordnet  ist  Dies 
Recht,  sowohl  Inländer  wie  Ausländer  wogen  der  im  Inland  verübten 
Vergehen   zur  Strafe    zu    ziehen,    erscheint  aber   heute  als  so   selbst- 
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Terstftndlich ,  dafs  es  der  Gesetzgeber  nicht  ftlr  nOtig  bKlt,  ihm  noch 
darch  eine  besondere  Bestimmung  Ansdrack  za  geben.  Die  positive 
Seite  des  Territorialitfttsprincips  ist  allgemein  anerkannt,  so  dafs  an- 
nnehmen  ist,  dafs  mit  der  blofsen  An&tellnng  von  Strafrechtsnormen 
der  Gesetzgeber  dem  Richter  vorschreibt,  alle  in  seinem  Gebiete  statt- 
findenden Vergehnngen  gegen  diese  Gesetze  zu  ahnden,  wenn  er  nicht 
Rosdrttcklich  Ausnahmen  hiervon  aufstellt.  So  ftlhrt  Bemer  in  seiner 
Schrift:  „Wirkungskreis  des  Strafgesetzes  nach  Zeit,  Raum  und  Per- 
sonen'^, S.  81  §  12,  als  allgemein  ftlr  alle  Stra%esetze  feststehenden 
ßrandmtz  an: 

„Auf  dem  einheimischen  Gebiete  herrschen  unsere  Straijg;esetze  un* 
bedingt.  Wer  sie  auf  diesem  Gebiete  verletzt,  ist  ihnen  ohne  Wider- 
rede unterworfen.  Es  gilt  innerhalb  des  heimischen  Staates  schlechthin 
das  Princip  der  Territorialität  —  Der  Unterschied  von  Inländern  und 
Ausländem  ist  hier  also  gleichgültig. 

Wer  ein  Staatsgebiet  betritt,  wird  nach  dem  Territorialitätsprincipe 
zeitiger  Unierthan  {subdUus  tempararius)  des  Staates,  sodafs  die  An- 
wendbarkeit der  Gesetze  dieses  Staates  unzweifelhaft  ist^ 

Bezüglich  der  Strafbarkeit  der  im  Inland  begangenen  Handlungen 
ist  demnach  keine  besondere  gesetzliche  Bestimmung  zu  verlangen; 
wegen  einer  im  Inland  begangenen  Handlung  darf  der  Richter  jederzeit 
yerfolgen  und  bestrafen. 

Hat  dagegen  der  Staat  keine  Normen  über  die  Straf- 
barkeit der  im  Auslande  begangenen,  nach  Landesrecht 
strafbaren  Handlungen  aufgestellt,  so  ist  daraus  gerade 
umgekehrt  zu  schliefsen,  dafs  er  eine  Verfolgung  wegen 
solcher  Vergehen  im  Inlande  nicht  will. 

Ganz  ähnlich  wie  hier  liegt  der  Fall  bei  den  von  einer  Behörde 
erlassenen  Verordnungen,  deren  Kraft  sich,  falls  keine  besonderen  Be- 
stimmungen über  ihren  Geltungsbereich  bestehen,  wie  allgemein  an- 
erkannt, über  das  ganze  der  anordnenden  Behörde  unterstellte  Gebiet 
erstreckt,  aber  weiter  auch  nicht  ausgedehnt  werden  darf. 

Wir  kommen  somit  zu  demSchlufs,  dafs  der  Richter 
niemanden  im  Inland  zur  Verantwortung  ziehen  darf, 
der  sich  in  einem  anderen  Staate  gegen  ein  Landes- 
strafgesetz (jenes  ersten  hier  als  Inland  betrachteten 
Staates)  vergangen  hat,  es  sei  denn,  dafs  ihm  besondere 
landesrechtliche  Bestimmungen  dies  gestatten.  In  diesem 
Sinne  sagt  Hälschner  S.  182 :  „Gewifs  kann  das  Gericht  des  Inlandes 
keine  Handlung  bestrafen,  die  nicht  durch  das  Gesetz  des  Inlandes  der 
diesseitigen  Strafgewalt  unterworfen  ist" 

Aus  demselben  Grunde  kann  auch  eine  analoge  Anwendung  der 
Vorschriflen  des  Reichsstrafgesetzbuchs  über  das  internationale  Strafrecht 
nur  dann  berechtigt  erscheinen,  wenn  das  Gericht  durch  ein  besonderes 
Landesgesetz  hierzu  ermächtigt  ist  Diese  Ermächtigung  wird  dann 
als  gegeben  angesehen  werden  müssen,  auch  soweit  es  sich  um  das 
Verhältnis  der  Bundesstaaten  zu  einander  handelt,   wenn,  wie  es  z.  B. 
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in  Bayern  und  Württemberg  geschehen  ist,  landesgesetzlich  vor- 
geschrieben wurde,  dafs  die  einleitenden  Bestimmungen  des  Stra^esetE- 
buchs  für  dafi  Deutsche  Reich  auch  auf  die  durch  Landesgesetz  mit 
Strafe  bedrohten  Handlungen  Anwendung  finden  sollen.  Im  Sinne  dieser 
Bestimmung  liegt  es  jedenfallB,  die  Vorschriften  des  Ketchsstrafgeeetzbuchs 
nicht  nur  da  anzuwenden,  wo  eine  direkte  Übertragung  auf  das  Landes- 
recht möglich  ist,  sondern  analog,  in  entsprechender  Beschränkth^t 
auch  da,  wo  die  Begriffe  dieser  Gesetzesstellen  wegen  des  beschränkten 
Geltungsbereiches  der  Landesstra^esetze  einer  Beschränkung  bedürfen, 
so  wie  z.  B.  fUr  das  betreffende  Landesgesetz  nicht  das  ganze  Reichs- 
gebiet als  InUnd  betrachtet  werden  darf,  sondern  nur  das  Gebiet  des 
Bundesstaates,  der  dies  Gesetz  erlassen  hat 

§  7. 

Darf  oder  mulb  der  Richter  eines  deutsehen  Staates 

eine  nach  dem  Rechte  eines  anderen  strafbare 

Handlungr  bestrafen? 

Diese  Frage  hat  ihre  Beantwortung  im  wesentlichen  schon  in  den 
vorstehenden  Erörterungen  gefunden. 

Wir  haben  gesehen,  dafs  sich  die  einzelnen  Bundesstaaten  bezüg- 
lich ihres  materiellen  Landesstrafrechts  noch  vollkommen  wie  Ausland 
zu  Ausland  gegenüberstehen,  dafs  durch  kein  Reichsgesetz  der  Geltungs- 
bereich ihrer  Landesstrafgesetze  auf  ihr  Gebiet  beschränkt  ist,  dafs  aber 
ebensowenig  von  Reichs  wegen  die  Wirkung  dieser  Gesetze  auf  das 
ganze  Reichsgebiet  ausgedehnt  worden  ist  (vgl.  oben  §  2).  Man  könnte 
hier  vielleicht  noch  einwenden :  „Das  Reich  erkennt  doch  in  §  2  Einf.Ges. 
zum  Str.G.B.  Landesrecht  in  gewissem  Umfange  als  fortbestehend  an, 
und  in  dem  Umfange,  in  dem  es  dies  thut,  ist  das  Landesstrafirecht  im 
ganzen  Reiche  zu  respektiereti.**  Dem  widerspricht  jedoch  der  Wort- 
laut des  §  2  EinfGes.  z.  Str.G.B.  selbst;  es  heibt  hier  von  den  Landes- 
stra%esetzen :  ^in  Kraft  bleiben^,  und  dieser  Ausdruck  giebt  an,  dafs 
diesen  Gesetzen  nur  der  Geltungsbereich  belassen  wird,  den  sie  bisher 
hatten.  Nur  wenn  durch  eine  reichsgesetzliche  Bestimmung  dem 
Landes6tra%e8etz  eine  gröfsere  Wirkung  beigelegt  worden  wäre,  wäre 
ein  deutscher  Einzelstaat  und  dessen  Richter  von  Reichs  wegen  ge- 
zwungen, sobald  bei  ibm  ein  Gerichtsstand  begründet  ist,  alle  Hand- 
lungen zu  verfolgen  und  zu  bestrafen,  die  nach  dem  Rechte  ixgend  eines 
anderen  Bundesstaates  mit  Strafe  bedroht  sind;  denn  damit  wttre  ge- 
wissermafsen  den  Landesgesetzen  die  Wirkung  eines  Reichsgesetzes 
beigel^  worden.  Strafthaten,  die  gegen  Reichsgesetze  veratofsen,  er- 
scheinen aber  in  jedem  deutschen  Bundesstaat  als  strafbar.  Der  Staats- 
anwalt, der  davon  Kenntnis  erhält,  mufs  dagegen  einschreiten  (§  152 
Str.Pr.O.)  und  auf  die  Klageerhebung  hin  mufs  jedes  deutsche  Gericht, 
sobald  bei  ihm  nur  ein  Gerichtsstand  nach  §§  7,  8  und  9  Str.Pt.O. 
begründet  ist,  über  die  Strafthat  erkennen. 
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Da  aber  die  Wirkung  der  partikularrechtlicben  Stra^esetze  durch 
Reichsgesetz  nicht  auf  das  ganze  Reichsgebiet  ausgedehnt,  sondern  ihnen 
nur  die  Kraft  belassen  wurde  (nach  §  2  Einf.Ges.  z.  Str.O.R),  die  sie 
von  nch  aus  haben ,  ein  Staat  aber  immer  nur  von  seinen  Gerichten 
und  Unterthanen  verUingen  kann,  dafs  sie  seine  Gesetze  befolgen  und 
danach  Recht  sprechen,  nie  aber  einem  ebenso  selbständigen  Staat  oder 
dessen  Richtern  vorschreiben  kann,  die  nach  seinem  Rechte  strafbaren 
Handlungen  auch  bei  sich  zu  verfolgen  und  zu  bestrafen,  so  kann  keine 
Bede  davon  sein,  dafs  ein  deutscher  Staat  eine  nach  dem  Rechte  eines 
anderen  Bundesstaates  strafbare  Handlung  bestrafen  mufs. 

Ohne  weiteres  darf  auch  der  Richter  eines  deutschen  Staates  eine 
nach  dem  Rechte  eines  anderen  strafbare  Handlung  nicht  einmal  be- 
strafen; denn  das  partikulare  Strafrecht  eines  anderen  Bundesstaates  ist 
ftlr  den  Richter  kein  bindendes  Gesetz,  und  würde  er  trotzdem  eine 
nnr  nach  dem  Rechte  eines  anderen  Bundesstaates  strafbare  Handlung 
bestrafen,  so  würde  er  gegen  den  Satz :  „nuUa  poena  sine  lege  poenäli^ 
verstofsen  (vgl.  den  folgenden  §  8). 

Der  Richter  kann  eine  nach  dem  Rechte  eines  anderen  Bundes- 
staates strafbare  Handlung  nur  dann  bestrafen ,  wenn  ihm  dies  durch 
ein  Gesetz  seines  Bundesstaates  gestattet  oder  vorgeschrieben  wurde. 
Der  Einzelstaat  ist  selbstverständlich  immer  berechtigt,  eine  solche  An- 
ordnung zu  treffen;  denn  die  von  einem  anderen  Bundesstaat  unter  Be- 
rücksichtigung der  §  2  ff.  Einf.Ges.  z.  Str.G.B.  mit  Strafe  bedrohten 
Handlungen  kann  auch  er  jederzeit  als  strafbar  erklären.  Es  könnte 
z.  B.  ein  Staat  selbst  bestimmen,  dafs  seine  Angehörigen  wegen  einer 
in  einem  anderen  Bundesstaat  mit  Strafe  bedrohten  That  auch  dann 
von  seinen  Gerichten  zur  Verantwortung  gezogen  werden  und  nach  dem 
auswärtigen  Gesetz  abgeurteilt  werden  müfsten  (falls  am  Thatorte  keine 
Verfolgung  stattgefunden  hat),  wenn  die  Handlung,  falls  sie  im  Inland 
begangen  wurde,  gar  nicht  mit  Strafe  bedroht  ist. 

Fehlt  es  aber  in  einem  Staate,  z.  B.  Hessen,  an  einer  Vorschrift, 
wonach  eine  in  einem  anderen  Bundesstaat  begangene,  nach  Landes- 
recht mit  Strafe  bedrohte  Handlung  auch  im  Inland,  d.  i.  Hessen,  be- 
straft werden  darf  oder  mufs,  so  müfste  der  inländische  Richter  nach 
§  202,  178  Str.Pr.O.  die  Verfolgung  ablehnen,  auch  wenn  nach  der 
Heichsstrafprozefsordnung  bei  dem  angegangenen  Gericht  als  dem  forum 
domicUU  ein  Gerichtsstand  begründet  wäre  (vgL  oben  §  6)* 

Wir  haben  dann  den  von  John^  Kommentar  S.  204  angeführten 
Fall,  dafs  trotzdem  eme  Strafthat  im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches 
begangen  wurde  und  der  Thäter  auch  im  Gebiete  des  Deutschen  Reichs 
wohnt,  die  elektive  Konkurrenz  der  Geriehtastäiide  des  Wohnortes  und 
der  begangenen  That  (forum  domicilii  und  forum  deUcti  commissi)  nicht 
vorhanden  ist  Denn  eine  Bestrafung  wäre  in  diesem  Fall  nur  am  Ge- 
richtsstand der  begangenen  That  möglich,  weil  die  Handlung  am  forum 
domktln  überhaupt  nicht  strafbar  ist  (s.  a.  Benneke  S.  88). 

Da  aber  der  Thäter  jederzeit  ebensogut  vor  dies  forum  geladen 
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werden  kann,  wie  an  das  forum  domicilii  so  wird  dies  wohl  kaum  als 
Mangel  empftinden  werden. 

Die  Antwort  anf  die  ans  in  diesem  Paragraphen  gestellte  Frage 
kann  sonach,  wie  Frank  zu  §  6  anftihrt,  nnr  ans  dem  Rechte  des- 
jenigen Staates  entnommen  werden,  dem  das  Gericht  angehört 

§8. 

TVelche  Gesetze  sind  anzuwenden,  wenn  ein  deutacher 

Bundesstaat  eine  nach   seinem  Landesstrafireolit   mit 

Strafe  bedrohte,  aber  aul^erhalb  seiner  Grenzen  be- 

grangrene  Handlung*  bestraft? 

Es  ist  selbstverständlich,  dafs  es  jedem  Staat  freisteht,  diese  Frage 
nach  seinem  Dafllrhalten  zu  entscheiden,  falls  keine  reichsgesetzliche 
Bestimmung  darüber  biestebt  Letzteres  ist  anzweifelhaft  nicht  der 
Fall,  soweit  es  sich  um  eine  im  Reichsansland  im  Sinne  des  §  8  Str.0.6. 
begangene  That  dreht;  bestritten  bezüglich  des  Verhältnisses  der 
Bundesstaaten  zu  einander.  M.  A.  n.  besteht  aber  auch  hier  keine 
die  Bundesstaaten  in  ihrem  Recht  beschränkende  Bestimmung. 

Der  Einzelstaat  kann  daher  seinen  Gerichten  durch  Gesetz  Tor- 
schreiben,  dafs  jemand,  der  sich  im  Ausland  gegen  die  inländischen 
Strafgesetze  vergeht  und  im  Inland  deswegen  verfolgt  wird,  nach  den 
inländischen  Gesetzen  abzuurteilen  ist  oder  nach  dem  ausländischen,  am 
Ort  der  That  geltenden  Recht,  oder  er  kann  festsetzen,  dafs  immer  das 
mildere  Gesetz  zur  Anwendung  kommen  soll.  Trifft  aber  der  Staat 
keine  derartige  gesetzliche  Bestimmung,  sondern  schreibt  er  nur  vor,  dafs 
im  Inland  wegen  der  im  Ausland  begangenen  That  eine  Verfolgung  statt- 
finden kann  oder  mufs,  so  darf  der  inländische  Richter  beider 
Aburteilung  nur  das  inländische  Strafrecht  anwenden:  Das 
ausländische  Gesetz  existiert  dann  als  solches  nicht  f\lr  ihn  und  bei  seiner 
Anwendung  würde  er  gegen  §  2  des  Reichsstrafgesetzbuchs  verstofsen. 
Gesetze  im  Sinne  dieses  Paragraphen  sind  ftir  den  urteilenden  Straf- 
richter nur  die  deutschen  Reichsgesetze  und  die  Gesetze  (auch  Ver- 
ordnungen von  Behörden,  vgl.  JFVank  zu  §  2  Str.G.B.)  desjenigen 
Bundesstaates,  von  dem  er  mit  Ausübung  der  Justiz  betraut  ist  und  in 
dessen  Namen  er  Recht  spricht.  Durch  das  Strafgesetz  erhält  der 
Richter  einen  Befehl,  wie  er  Recht  sprechen  soll;  solche  Befehle  kann 
ihm  aber  naturgemäfs  nur  die  Macht  erteilen,  deren  Unterthan  und 
Beamter  er  ist  Bestimmt  diese  nicht  ausdrücklich,  dafs  der  Richter  in 
gewissen  Fällen  fremdes  Recht  anwenden  soll,  so  thut  sie  damit  den 
Willen  kund,  dafs  der  Richter  nur  nach  dem  von  ihr  gesetaten  Recht 
Recht  sprechen  soll.  Das  Strafrecht  eines  anderen  deutschen  Bundes- 
staates steht  dann  dem  Richter  ebenso  unanwendbar  gegenüber  wie  das 
Recht  eines  aufserdeutschen  Staates,  da  die  deutschen  Einseistaaten  sich 
bezüglich  ihrer  besonderen  Landesgesetze  überhaupt  wie  fremde  Staaten 
gegenüberstehen. 
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Man  könnte  hier  yielleicht  folgendes  entgegenhalten: 

Im  Priyatrecht  wendet  doch  der  Richter  auch  fremdeB  Recht  an, 
wimm  sollte  ihm  dies  daher  im  Strafirecht  nicht  ebenfidk  gestattet  sein 
und  besonders,  wenn  es  sich  um  das  Landesstrafrecht  eines  anderen 
deutschen  Bundesstaates  handelt?  Im  Privatrecht  ist  seit  Savigny  die 
Ansicht  durchgedrungen,  dafs  dasjenige  Recht  anzuwenden  ist,  in  dessen 
Gebiet  das  streitige  Rechtsverhältnis  seinen  Sitz  hat  (VgL  besonders 
JtKmeper  S.  87/88.)  Aach  das  £in£Ges.  z.  B.6.B.  lafst  in  Art  80 
die  Anwendung  ausländischen  Rechtes  innerhalb  Deutschlands  in  weiterem 
Um&ng  zu.  Soll  das  nicht  noch  viehnehr  ftlr  das  Strafrecht  eines 
•nderen  deutschen  Staates  gelten? 

Indessen  ist  es  unzulässig,  derartige  für  das  Privatrecht  geltende 
Sätse  auf  das  Strafrecht  zu  übertragen.  Der  wesentliche  Unterschied 
swischen  beiden  Rechtsgebieten  besteht  hier  darin,  dafs  der  Staat  im 
CiTÜprozefs  einem  Dritten  Recht  au-  oder  abspricht,  im  Strafyrozesse 
aber  sich  selbst  Wäre  eine  solche  Übertragung  zulässig,  so  wtlrde  im 
Wßge  einer  civilrechtliehen  Analogie  der  Satz  umgangen :  ^mUla  po^na 
$me  lege  poenaW^.  Daher  hat  auch  auf  strafrechtlichem  Gebiete  die 
SoüignffBche  Theorie  niemals  Aufriahme  gefunden.  Vielmehr  beruht  das 
intemationale  Strafrecht  in  Konsequenz  jenes  Grundsatzes  durchaus  auf 
der  älteren  (WächtenKhea)  Aufßassung. 

Der  Satz,  dafs  der  Richter,  fidls  ihm  keine  besondere  gesetzliche 
Vorschrift  darttber  gegeben  ist,  bei  Aburteilung  einer  im  Ausland  be- 
gangenen That  das  inländische  Stra%esetz  anzuwenden  habe,  wird  dea- 
halb  allgemeüi  (wenigstens  dem  Resultat  nach)  Billigung  finden,  wenn 
es  sich  am  Reichsausland  im  Sinne  des  §  8  Str.O.B.  handelt  Denn 
auch  soweit  diese  Frage  in  den  Stra%esetzbtlchem  der  europäischen 
Staaten  (vgl.  die  Stra%esetzgebung  der  Gregenwart  in  rechtsvergleichender 
Darstellung  Bd.  1)  gesetzlich  geregelt  ist,  wird  dieser  Grundsatz  an- 
erkannt, so  in  §  4  des  deutschen  Reichsstra%esetzbuchs  (hier  allerdings 
eine  gering^ige  Ausnahme  am  Ende  des  Paragraphen). 

Und  dieser  Grundsatz  wird,  sobald  es  sich  um  eine  in  einem 
aufBeideutschen  Land  vertkbte  That  handelt,  aus  den  weiter  unten  in 
§  9  noch  näher  angegebenen  Grtlnden  für  das  Ijandeestrafrecht  der 
deutschen  Einzelstaaten  als  gerechtfertigt  erscheinen. 

Dies  ist  dagegen  anders,  wenn  es  sich  um  Bestrafung  einer  nur 
in  einem  anderen  deutschen  Bundesstaat  begangenen  Handlung  dreht 
Auf  Grund  des  engen  Verhältnisses,  in  dem  die  Bundesstaaten  im  ali- 
gemeinen zu  einander  stehen,  wäre  hier  eine  gröfsere  Berttcksichtigung 
des  Rechtes  des  Thatortes  zu  wünschen.  Solange  hierttber  aber  keine 
fOx  ihn  mafiagebende  Gesetzesvorschrift  existiert,  ist,  wie  schon  oben 
gesagt,  der  Richter  auch  hier  nicht  berechtigt,  nach  den  Gesetzen  eines 
anderen  Bundesstaates  Recht  zu  sprechen. 

Dagegen  bekam  ich  von  mehreren  Praktikern  den  Bescheid,  es  sei 
selbstverständlich,  dafs  das  am  Thatort  geltende  Recht  angewandt  werden 
müfste,  wenn  jemand  wegen  einer  nach  Landesrecht  straflMuren,  in  einem 
anderen  Bundesstaat  begangenen,  Handlung  abgeurteilt  würde.    Ebenso 
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betrachtet  es  v.  Grafs  (in  seinem  Aufsatz  über  den  dem  allgemeinen 
Teil  eines  Strafgesetzbuchs  zu  gebenden  Geltungsbereich  S.  262)  ab 
eine  Konsequenz  der  Vereinigung  jener  Staaten  zu  einem  Bundesstaat 
und  der  Beseitigung  des  blofs  internationalen  Charakters  der  Besiebungen 
unter  denselben,  dafs  polizeiliche  Vergebungen,  welche  in  einem 
Partikularstaat  des  Norddeutschen  Bundes  begangen  wurden,  nach  den- 
jenigen Gesetzen  oder  Strafdrobungen,  welche  am  Ort  der  begangenen 
That  gelten,  auch  in  den  anderen  Staaten  des  Bundes  bestraft  werden. 

Bei  dieser  Meinung  scheint  mir  das  Wesen  des  Bundesstaates  ver- 
kannt, der  Charakter  der  Stra%esetze  oder  Verordnungen  eines  Einzel- 
staates mit  dem  der  Polizeiverordnungen,  die  von  einer  einzelstaatlichea 
Behörde  ftlr  ihren  Bezirk  erlassen  werden,  verwechselt  zu  werden. 

Wenn  jemand  in  einem  Einzebtaat  an  irgend  einem  Orte  gegen 
eine  lokale  Polizeiverordnung  verstöfst  und  deswegen  an  einem  beliebigen 
anderen  Orte  des  betreffenden  Staates  vor  Gericht  gestellt  wird,  so  kium 
und  mufs  der  Richter  ihn  allerdings  nach  den  am  Thatorte  geltenden 
Vorschriften  aburteilen.  Der  Richter  darf  dies,  weil  die  am  Thatorte 
bestehende  Polizeiverordnung  ebensogut  fbr  ihn  Gesetz  im  Sinne  des 
§  2  Str.G.B.  ist,  wie  etwa  die  am  Orte  des  Gerichts  geltende  Ve^ 
Ordnung.  Denn  beide  sind  zustand^ekommen  auf  Grund  von  £r- 
mKchtigungen ,  welche  der  Gesetzgeber  desjenigen  Staates,  in  dessen 
Namen  der  Richter  Recht  zu  sprechen  beauftragt  ist,  den  Behörden, 
die  die  Verordnungen  erlassen  haben,  durch  förmliches  Gesetz  erteilt 
bat.  In  der  Erteilung  dieser  Ermächtigung  liegt  gleichzeitig  für  jeden 
Richter  des  betreffenden  Staates  der  Befehl,  gebotenen  Falles  nach 
diesen  Verordnungen  zu  Recht  zu  erkennen. 

Diesem  Fall  analog  glaubt  man  offenbar,  dafs  jeder  deutsche  Richter 
irgend  eines  Bundesstaates  bei  Aburteilung  einer  nach  Landesrecht  mit 
Strafe  bedrohten,  in  einem  anderen  Bundesstaat  begangenen  Handlang 
das  Gesetz  desjenigen  Staates  anzuwenden  habe,  auf  dessen  Grebiet  die 
That  verübt  worden  ist 

Dabei  verkennt  man  jedoch,  dafs  dies  Gesetz  überhaupt  nicht  von 
einem  Gesetzgeber  erlassen  worden  ist,  der  dem  (in  Frage  kommenden 
urteilenden)  Richter  Strafvorschriften  machen  kann;  man  verkennt,  daft 
diese  Landesgesetze  nicht  auf  Grund  eines  Reichsgesetzes,  ähnlich  wie 
die  lokalen  Verordnungen  auf  Grund  eines  Gesetzes  des  betreffenden 
Einzelstaates,  erlassen  worden  sind,  dafs  das  Recht  zum  Erlafs  dieser 
Gesetze  den  Bundesstaaten  nicht  durch  Delegation  vom  Reiche  gegeben 
wurde,  sondern  dafs  sie  diese  Gesetze  kraft  eigenen  Rechtes  er 
lassen  haben. 

Wären  diese  Landesstrafgesetze  allerdings  nur  infolge  einer  den 
Bundesstaaten  vom  Reiche  erteilten  Ermächtigung  zustande  gekommen, 
dann  wären  sie  gewissermafsen  als  Reichsgesetze  anzusehen,  und  jeder 
Richter  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  dürfte  und  müfste  eventnell 
nach  ihnen  urteilen.  Denn  das  Reich,  aber  auch  nur  das  Reich  kann 
auf  dem  verfiissungsmäfsig  vorgeschriebenen  Wege  für  alle  deutschen 
Gerichte   mafsgebende  Vorschriftan  geben.     Ein  Einzelstaat  kann  kraft 
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eige&oi  Recbtee  selbst^erstüiidlicb  nor  von  seinen  Gericbten  verlangen, 
daifl  aie  nacb  seinen  Oeseteen  Reeht  sprecben.  Von  sieb  ans  kOnnen 
daber  die  Landesstra^gesetae  eines  Bundesstaates  nnmOglicb  Gesetzes« 
kraft  im  Sinne  des  §  2  Str.O.B.  f^  den  Ricbter  eines  anderen  Bandes- 
staatea  haben. 

Daber  darf  aber  aacb  dieser  Ricbter  bei  der  Aborteiinng  des  Be- 
scboldigten  nicbt  a^f  Omnd  jenes  Oesetaes  das  Urteil  fallen,  gana 
einerlei,  ob  das  fremde  am  Ort  der  Tbat  geltende  Strafgesetz  eine 
gleicbe  oder  eine  mildere  Strafe  androht  Nur  ein  Reicbsgesetz  oder 
ein  Gesetz  seines  Bandesstaates  könnte  ibn  bierza  berechtigen  und  ver- 
pflichten. 

Ein  solches  Reicbsgesetz  besteht  aber  m.  A.  n.  nicbt,  so  daft  es 
allein  auf  die  gesetzlichen  Vorschriften  der  Einzelstaaten  auch  in  dieser 
Frage  ankommt 

Anderer  Ansicht  ist  FrcMk  (n.  2  za  §  6),  der  eine  solche  reichs« 
rechtliche  Regelnng  der  Frage  in  Art  27  des  Reebtshttlfegesetzed  des 
Norddentschen  Bandes  vom  21.  Jani  1869  sieht,  das  dorch  Art.  80 
der  Verfiusnng  vom  31.  Dezember  1870  and  §  2  des  Gesetzes,  betr. 
die  Veriassang  des  Deutschen  Reiches  zu  einem  für  alle  Staaten  des 
DeatBchen  Reichs  bindenden  Gesetz  erhoben  worden  ist^). 

Seit  EinfÜbrang  der  Reichsprozefsordnangen  and  des  Gericht»» 
verfiusangsgesetzes  sind  jedoch  die  Vorschriften  des  Recbtshttlfegesetzes 
zam  Teil  überflüssig,  zam  Teil  ananwendbar  geworden,  and  soweit  sie 
noch  praktische  Bedeatang  haben,  sind  sie  in  die  Reicbsjastizgesetae, 
insbesondere  in  das  G^ichtsverfiwsangsgesetz  §§  157 — 169  übergegangen. 
Da  hier  aber  die  Rechtsbülfe  nor  für  die  Rechtssachen  geregelt  ist,  die 
vor  die  ordentlichen  Gerichte  gehören  (§§  18  G.V.G.  and  §  2  Einf.Ges. 
z.  G.V.G.),  wtthrend  das  Gesetz  vom  21.  Joli  1869  die  gegenseitige 
Rechtsbülfe  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  and  Strafsachen  ohne 
Uaterscheidong  und  Einschrlinkang  regelt,  sind  die  Vorschriften  dieses 
Gesetzes  auch  nar  insoweit  als  aafgehoben  and  ananwendbar  za  be- 
trachten, als  es  sich  um  za  der  ordentlichen  streitigen  Gerichtsbarkeit 
gehörende  Rechtssachen  bandelt.  Insoweit  ist  das  Reebtsbülfegesetz  be- 
seitigt nacb  dem  Grundsatz:  lex  posterior  derogat  priori;  dies  erkennen 
aoch  die  Motive  zum  G.V.G.  §  151  ff.  an.  (Vgl.  Läbandy  Das  Staats- 
recht des  Deutschen  Reiches,  2.  Aufl.  I.  152  Nr.  1;  KeUer,  G.V.G. 
ertoutert;  Motive  zum  Entwurf  eines  G.V.G.  §§  157  ff.)  Nur  bei 
solchen  Sachen  wird  jedoch  die  Frage  nach  der  Anwendbarkeit  des  in- 
Ubidischen  oder  des  fremden,  am  Ort  der  Tbat  geltenden  Rechts  von 
Bedeutung  sein,  so  dafs  die  fraglichen  Bestimmungen  des  Rechtshülfe- 
gesetzes  jedenfalls  als  unanwendbar  erscheinen. 

Wollte  man  aber  auch  diese  Grilnde  nicbt  gelten  lassen,  so  könnte 
der  hier  allein  in  Betracht  kommende  §  27  Abs.  2  des  Recbtsbülfegesetzes 
doch  wohl  kaum  noch  eine  Anwendung  finden.    Dieser  Paragraph  war 


1)  Wie  mir  Prof.  Frank  persönlich  mitteilte,  hat  er  diese  Ansicht  selbst 
inzwischen  fi^Uen  gelassen. 

13* 
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ttberhaapt  nur  so  lange  von  Bedeatong,  als  noch  kein  einheitliches 
Strafgesetsbuch  des  Norddentschen  Bandes  und  des  Deutschen  Reiches 
bestand.  Dies  ist  aus  §  27  Abs.  1  in  Verbindung  mit  §  25  Abs.  1 
des  Gesetses  au  folgern.  Die  Bestimmungen  des  §  27  waren  Dir  den 
Fall  gegeben,  dafs  eine  Auslieferung  des  Verbrechers  an  den  Staat,  in 
dem  die  Handhing  begangen  war,  nach  den  Vorschriften  des  §  25,  die 
heute  völlig  unpraktisch  sind,  nicht  erfolgen  konnte.  Dies  gilt  ebenso 
von  Abs.  1  des  §  27  wie  von  Abs.  2  dieses  Paragraphen.  Abs.  2 
des  §  27  giebt  nur  eine  Vorschrift,  welches  Oeseta  Anwendung  finden 
soll,  falls  eine  Aburteilung  des  Verbrechers  in  Oemäfsheit  der  §§  25 
und  27  Abs.  1  nicht  am  forum  ddiäi  commissi^  sondern  an  einen 
anderen  Q^richtsstand  stattfindet;  Abs.  2  des  §  27  steht  mit  dem  eisteo 
Absatz  dieses  Paragraphen  in  unmittdbarem  logischen  Zusammenhang. 
Man  kann  daher  in  diesem  §  27  des  RechtshUlfegesetses  keine  noch 
gttltige  reichsgeaetzliche  Regelung  der  Frage  erblicken,  weiches  Gesetz 
angewandt  yrerdea  soll,  wenn  die  zu  strafende  That  in  einem  anderen 
Bundesstaat  begangen  worden  ist,  als  da,  wo  ttber  sie  zu  Grericht  ge- 
sessen wird.  Die  geeetdiche  Regelung  auch  dieser  Frage  ist  somit  Sache 
der  einzelnen  Bundesstaaten  selbst,  und  sind  hiertlfoer  keine  besonderes 
Bestimmungen  getroffen,  so  darf  der  Richter  auch  bei  Aburteilung  dner 
in  einem  anderen  deutschen  Bundesstaat  begangenen,  nach  Landesstraf- 
recht  mit  Strafe  bedrohten  Handlung  nur  die  Strafgesetze  seines  Bundes- 
staates anwenden. 

Soriel  ich  in  Erfahrung  bringen  konnte,  ist  diese  Frage  aber  über- 
haupt noch  nicht  praktisch  geworden,  da  es  unter  den  Staatsanwilteo 
des  Deutschen  Reiches  allgemein  üblich  ist,  die  Verfolgung  an  die 
Staatsanwaltschaft  des  Gerichtsstandes  der  begangenen  That  abzugeben, 
mag  es  sich  um  Vergehungen  gegen  das  Reichsstrafrecht  oder  gegen 
das  Landesstrafrecht  der  Einzelstaaten  handeln.  Die  Klage  wird  dann 
am  forum  ddicH  commissi  erhoben,  so  dafs  der  Beschuldigte  selbst- 
verständlich nach  dem  am  Orte  der  That  geltenden  Recht  abge- 
urteilt wird. 

Dies  Vorgehen  hilft  in  der  Praxis  auch  über  die  Schwierigkeiten 
und  Bedenken  hinweg,  die  bei  dem  von  F)rank  in  seinen  „strafrecht- 
lichen Fallen^  unter  Nr.  5  angeftlhrten  Falle  auftauchen,  dafs  jemand 
in  einem  Bundesstaat  eine  Strafthat  begeht,  die  hier  nach  besonderem 
Landesrecht  strafbar  erscheint,  während  sie  am  Wohnorte  des 
[  Thäters  in  einem  anderen  Bundesstaat,  weil  hier  keine  solche  besondere 

*  G^setzesvorschrift  besteht,  als  Vergeben  gegen  das  Reichsstrafgesetzbneh 

}  au&ufassen  ist    Es  begeht  z.  B.  jemand,  der  in  Preufsen  seinen  Wohn- 

I  sitz  hat,  in  Hessen  einen  Forstdiebstahl,  der  in  Preufsen  als  allgemeiner 

Diebstahl  im  Sinne  des  §  242  Str.G.B.  erscheint*).    (Vgl.  Anm.  unten.) 


2)  Dies  ist  bei  einem  Forstdiebstahl  sehr  leicht  möglich,  da  hier  die 
Grenzen,  was  als  Forstdiebstahl,  was  als  gemeiner  Diebstahl  aufzufassen  ist, 
von  den  verschiedenen  Bundesstaaten  sehr  verschieden  gesteckt  sind.  So 
beschränkt  z.  B.  das  preufsische  Gesetz  vom  15.  April  1878  den  Fontdieb- 
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Elrhebt  nun  der  pTeafBiBche  Staatsanwalt,  anstatt  wie  ttUich  die 
Sache  dem  hessisclien  Staatsanwalt  am  forum  ddicH  eomnUsBi  xa.  über- 
geben, selbst  Klage  am  forum  domicüU,  so  mtifs  dieses  Gericht  über 
die  That  arteilen.  Darf  aber  der  Richter  hierbei  das  hessiscbe,  sicher 
milder  strafende  besondere  Oesetz  anwenden,  oder  mafs  er  die  That 
nach  gemeinem  dentschen  Straireeht  bearteüen? 

Nach  den  oben  angeführten  Ornndsätaen  seheint  mir  das  letsslere 
unzweifelhaft. 

Erschiene  umgekehrt  die  That  nach  hessischem,  am  Thatorte 
geltenden  Rechte  als  gemeiner  Diebstahl,  nach  prenfsischem  Rechte  da- 
gegen als  Forstdiebstahl,  und  es  könnte  und  würde  in  Preufeen  eine 
YerorteUung  wegen  dieser  That  stattfinden,  so  müfste  der  preufsische 
Richter  das  besondere  preufsische  Oesetz  anwenden,  weil  nach  An- 
flicht des  preufsischen  Oesetzgebers,  die  vom  Reiche  durch  §  2  Einf.Ges. 
zmn  Str.G.B.  als  gebilligt  erscheint,  gar  kein  gemeiner  Diebstahl 
Torliegt;  weil,  soweit  die  besonderen  Bestimmungen  der  Landes- 
stiafgesetze  zu  Recht  bestehen  und  Anwendung  finden  k($nnen,  die 
Bestimmongen  des  allgemeinen  Reicbsstrafgesetzbnchs  ftlr  den  Richter 
des  betrefienden  Einzektaates  überhaupt  nicht  in  Betracht  kommen 
können. 

•     §9. 

Wäre  eine  analoge  Anwendtingr  der  §§  3—6  des  Relchs- 
strafgresetzbuchs  auf  das  Landesstrafrecht  der  Einzel- 
staaten de  leg'e  ferenda  zu  befCLrworten  ? 

1.  Diese  Frage  ist  jedenfiills  zu  bejahen,  soweit  es  sich  um  das 
Verhältnis  des  Landesstrafrechts  zu  aufserdeutschen  Staaten,  zum 
Reichsausland  im  Sinne  des  §  8  des  Reich8stni%esetzbuchs  dreht 

Von  §  3,  der  das  Territorialprincip  als  Regel  aufstellt,  verstebt 
sich  dies  von  selbst,  da  er  nur  einen  heute  überhaupt  allgemein  an- 
erkannten Grundsatz  ausspricht 

Was  die  §§  4  und  5  anbetri£ft,  so  kann  für  das  Landesstrafirecht 
Ton  §  4  Abs.  2  immer  nur  Nr.  8  in  Betracht  kommen,  da  die  in 
Nr.  1  und  2  angeführten  Delikte  von  dem  Reichsstrafgesetzbuch  aus- 
flcbliefslich  geregelt  sind.  In  diesen  Paragraphen  wird  nicht  nur  von 
dem  räumlichen  Geltungsgebiet  der  inländischen  Strafgesetze,  sondern 
auch  von  der  Vrirksamkeit  aufserdeutscher  (ansUindischer)  Jurisdiktions- 
akte gehandelt 

Mit  Rücksicht  darauf,  dafs  hier  in  gewissem  Sinne  Beziehungen 
zu  auswärtigen  Staaten  geregelt  werden,  denen  gegenüber  das  Deutsche 
Reich  als  Einheitsstaat  mit  einem  einheitlichen  Willen  auftritt  und  auf- 


sUhl  sachlich  in  der  Hauptsache  auf  Holz,  -das  entweder  noch  nicht  vom 
Boden  oder  Stamme  getrennt  oder  durch  Zufall  abgebrochen  oder  um- 
geworfen ist",  während  nach  hessischem  Gesetz  yom  4.  Februar  1887  auch 
an  schon  geschlagenem,  noch  unter  Forstschutz  stehendem  Holze  ein  Forst- 
diebstahl möglich  ist. 
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treten  soll,  wird  es  wünschenswert  sein,  dafs  die  deutschen  Einzelstaaton 
bei  Regelung  der  vorliegenden  Fragen  von  denselben  Grundsäteen  aas- 
gehen wie  das  Reich.  (Solange  hierüber  keine  reichsgesetzliche  Be- 
stimmung existiert,  sind  aber  die  Einzebtaaten  dazu  nicht  gezwungen, 
a.  M.  V.  Bar  S.  274.) 

Es  würde  dem  Wesen  des  Deutschen  Reichs  widersprechen,  wenn 
ein  Einzelstaat  in  Rücksicht  auf  seine  Landesgesetze  den  ausländischen 
Jurisdiktionsakten  nicht  dieselbe  Wirkung  zufH^Lennen  wollte,  wie  das 
Reich  es  thut;  wenn  er  z.  B.  im  Inland  wegen  eines  im  Ausland  be- 
gangenen Vergehens  eine  Verfolgung  und  neue  Verurteilung  auch  dann 
noch  zulassen  wollte,  wenn  im  Ausland  (d.  i.  hier  immer  Ausland  im 
Sinne  des  §  8  des  Reichsstrafgesetzbuchs)  über  die  That  schon  reehts- 
krttflig  erkannt  worden  und  Freisprechung  erfolgt  oder  die  ausgesprochene 
Strafe  vollzogen  oder  erlassen  worden  ist 

Ebenso  müTste  es  wunderlich  erscheinen,  wenn  ein  deutscher  Einzel- 
staat im  Gegensatz  zu  den  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  eine  Ver- 
folgung im  Inlande  w^gen  einer  von  seinen  Landesgesetzen  mit  Strafe 
bedrohten,  im  Ausland  begangenen  Handlung  auch  dann  Air  zalSfisig 
erklären  wollte,  wenn  die  betreffende  Handlung  am  Orte  der  That  gar 
nicht  strafbar  ist 

Ein  sonderbares  Verhältnis  wäre  es,  wenn  ein  Reichsangehöriger, 
der  sich  im  Auslande  gegen  ein  deutsches  Rcichsgesetz  vergangen  hat, 
ohne  Furcht  vor  Verfolgung  nach  Deutschland  zurückkehren  könnte, 
während  er,  wenn  er  sich  gegen  ein  Gesetz  seines  heimatlichen  Einsei- 
staates im  Auslande  vergmigen  hat,  obwohl  dies  Vergehen  vielleicht 
viel  weniger  schwer  ist  als  das  nach  Reichsgesetz  zu  beurteilende, 
immer  noch  eine  Bestrafung  durch  die  Gerichte  seines  Heimatsstaates 
erwarten  müfste. 

Wünschenswert  wird  es  femer  sein,  dafs  die  Verfolgung  eines 
nach  Landesrecht  strafbaren,  im  Ausknd  begangenen  Delikts  dem 
heimaüicben  Staatsanwalt  nicht  unbedingt  vorgeschrieben,  sondern  ebenso 
wie  im  Reichsstrafgesetzbuch  seinem  Ermessen  anheimg^eben  wird; 
denn  manchmal  werden  der  Heimatsstaat  und  dessen  Angehörige  gar 
kein  Interesse  an  einer  Bestrafung  wegen  eines  im  Ausland  begangenen 
kleinen  Vergehens  haben  und  oft  wäre  eine  Verfolgung  zwecklos,  weil 
der  Staatsanwalt  nicht  die  zur  Verurteilung  nötigen  Beweise  wird  er- 
bringen können. 

Alle  diese  in  dem  Vorhergehenden  angefllhrten  Fälle  können  heute 
noch  jederzeit  eintreten,  sobald  die  Landesgesetzgebung  derartige  dem 
Reichsstrafrecht  widersprechende  Bestimmungen  erläfst,  wozu  sie  immer 
befugt  ist  Ändern  könnte  diesen  eventuell  unerfreulich  werdenden 
Zustand  nur  ein  Reichsgesetz,  durch  das  der  räumliche  Wirkungskreis 
der  noch  in  Kraft  gelassenen  Landesgesetze  ein  ftlr  allemal  fest- 
gelegt wird. 

Befugt  zum  Erlafs  einer  solchen  Bestimmung  ist  das  Reich  sicher, 
da  es  nach  Art.  4  Nr.  18  der  Reichsverfassung  zur  Regelung  aller  sich 
auf  das  Strafrecht  des  ganzen  Reichs  beziehenden  Materien  berechtigt  ist 
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Am  einfachsten  wKre  dies  su  machen,  wenn,  wenigstens  soweit  es 
sich  um  Ausland  im  Sinne  des  §  8  Str.G.B.  handelt,  die  Vorschriften 
des  Beich88tia%esetsbachB  über  das  internationale  Strafrecht  durch 
Reichogesetz  als  auf  das  Landesstrafrecht  für  analog  anwendbar  erklärt 
wttrden.     (Vgl.  Häbdmer  S.  182.) 

Man  könnte  vielleicht  denken,  die  der  landesrechtlichen  Begelnng 
liberlassenen  Gebiete  des  Strafrechts  seien  so  nnbedeutend,  da(s  am 
sweckmäfsigsten  für  alle  Landesstia%esetze  das  absolute  Territorialitäts- 
princip  von  Reichs  wegen  vorgeschrieben  wird.  Wenn  diese  Behauptung 
für  die  meisten  partikularrechtlichen  Strafvorschriften  auch  zutrifft,  so 
kann  es  doch  Flüle  geben,  wo  es  ftUr  den  Einzelstaat  von  Interesse  ist, 
seinen  Angehörigen,  den  er  nicht  ausliefern  darf,  auch  w^gen  eines 
kleinen  im  Ausland,  nahe  an  der  Grenze  begangenen  Vergehens  oder 
selbBt  einer  Übertretung  durch  seine  Gerichte  bestrafen  zu  lassen,  so 
z.  B.  wenn  ein  Preufse  in  Rufsland  einen  giöfseren  Forstdiebstahl  be- 
geht und  dann  ungestraft  nach  Preufsen  zurttckkehrt  [Könnte  in  diesem 
Falle  nicht  vielleicht  in  Preufsen  eine  Verfolgung  nach  §  4  Nr.  3 
RJStr.G.B.  stattfinden,  weil  diese  That  nach  Reicbstrafgesetzbuch  als 
gemeiner  Diebstahl  im  Sinne  des  §  242  Str.G.B.  erscheint,  auch  wenn 
für  das  Preufsische  Forststxa%esetzbuch  das  absolute  Territorialprincip 
gilt?  Die  Frage  ist  wohl  zu  verneinen  nach  dem  Grundsatz  ^lex  spe- 
eiaiis  derogat  legi  generali^ ;  hätte  dagegen  dieser  Preufse  in  Sachsen 
seinen  Wohnsitz  oder  würde  er  hier  ergriffen,  und  hier  bestände  kein 
Foratstrafgesetzbuch ,  so  dafs  die  in  Rufsland  begangene  That  hier 
zweifellos  als  gemeiner  Diebstahl  nach  §  242  Str.G.B.  erschiene,  so 
müfste  man  hier  wieder  die  Möglichkeit  der  Verfolgung  nach  §  4  Nr.  8 
KStr.G.B.  annehmen.] 

Im  allgemeinen  wird  aber  gerade  für  landesrechtliche  Übertretungen, 
die  meist  polizeilicher  Natur  sein  werden,  das  exklusive  Territorial- 
prineip  als  Regel  gewifs  am  Platze  sein,  weshalb  auch  die  Ausdehnung 
des  §  6  des  Reichsstrafgesetzbuchs  auf  die  Landesstrafgesetze  beftkr- 
wortet  werden  kann.     (Vgl.  Eeinee  §  44.) 

Solange  hierüber  jedoch  keine  reichsgesetzliche  Bestimmung  besteht, 
ist  es  ttberhaupt  selbstverständlich,  dafs  im  Ausland  begangene  landes- 
rechtliche Übertretungen  im  Inland  nur  dann  zu  bestrafen  sind,  wenn 
dies  durch  besondere  Gesetze  oder  durch  Vertr^e  angeordnet  ist,  da, 
wie  in  dem  §  6  oben  auseinandergesetzt  ist,  ftlr  alle  Landesstrafgesetze 
das  exklusive  Territorialprincip  gilt,  falls  dies  durch  ein  Landesgesetz 
nicht  anders  bestimmt  ist;  eine  solche  landesgesetzliche  Bestimmung 
wäre  aber  immer  im  Verhältnis  zum  Reichsstrafgesetzbuch  (und  ins- 
besondere zu  §  6  Str.G.B.)  ein  „besonderes  Gesetz''. 

2*  Was  zweitens  die  Rätlichkeit  der  analogen  Anwendung  der 
§§  3 — 6  des  Reichsstrafgesetzbuchs  auf  das  Landesstrafrecht  in  seinem 
Verhältnis  zu  den  anderen  deutschen  Einzelstaaten  anbelangt,  so  ist 
diese  zu  verneinen,  weil  ttberhaupt  kein  BedtUrfnis  besteht,  eine  in 
einem  anderen  Bundesstaat  begangene,  nach  Landesrecht  strafbare  That 
in  dem  Heimatsstaat  des  Delinquenten  zur  Strafe  zu  ziehen. 
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Denn  ist  die  That  auch  nach  dem  Recht  desjenigen  BnndeBStaates 
strafbar,  auf  dessen  Oebiet  sie  yerttbt  wnrd«,  so  kann  and  mafs  der 
Übelthäter  immer  von  dem  Gerichte  des  Thatortes  abgeurteilt  werden. 
Der  dortige  Staatsanwalt  mnfs  alsdann  gemäfii  §  152  der  Reiehsstraf- 
prozefsordnong  einschreiten  nnd  aof  seinen  Antiag  mufs  das  Gerieht, 
sobald  bei  ihm  ein  G^chtsstand  begrttndet  ist  (in  Betracht  kommt  hier 
das  forum  ddicH  commisH)^  den  Delinquenten  Tcrfolgen  und  aborteilen 
und  kann  dies,  auch  wenn  jener  sich  längst  wieder  in  seinem  Heimate- 
staat oder  einem  anderen  deutschen  Bundesstaat  befindet  Denn  im 
YerhHltnis  der  Bundesstaaten  zu  einander  gilt  nicht  mehr  der  Sata,  dafs 
Inländer  nicht  ausgeliefert  werden  dürfen,  soweit  man  hier  überhaupt 
noch  von  einer  Ausliefierung  leden  kann  [man  spricht  in  diesem  Fall 
▼on  Ablieferung].  Das  Gericht  des  Thatortes  kann  den  Verbrecher 
gemäTs  §  161  des  Gerichtsverfassungsgesetaes  einfiu^h  laden  lassen. 
Der  Delinquent  mufs  dieser  Ladung  Folge  leisten.  Wenn  nötig  kann 
aber  das  verfolgende  Gericht  gemäfs  §§  158  ff.  G.Y.G.  die  Htüfe  jedes 
beliebigen,  Örtlich  zuständigen  Gerichtes  im  ganzen  Deutschen  Reich 
zwecks  Durchführung  des  Stra^erfahrens  in  Anspruch  nehmen,  selbst 
dann,  wenn  das  Delikt  in  dem  Einzelstaat,  dessen  Gericht  um  die 
Rechtshttlfe  ersucht  wird,  gar  nicht  strafbar  ist.  Selbst  zur  Voll- 
streckung der  erkannten  Strafe  mufs  das  angegangene  Gericht  auch  im 
letzteren  Fall  httlfreiche  Hand  leisten,  und  so  kann  es  vorkommen, 
dafs  z.  B.  ein  Hesse  wegen  einer  in  Preufsen  begangenen  Übertretung 
in  einer  hessischen  Strafanstalt  inhaftiert  wird,  obwohl  die  von  ihm  be- 
gangene That  in  Hessen  gar  nicht  als  strafbar  angesehen  wird. 
(§  163  G.V.G.) 

Ist  dagegen  die  That  nicht  am  Orte  der  That,  sondern  nur  im 
Heimatsstaate  des  Delinquenten  mit  Strafe  bedroht,  so  besteht  ebenfiiUfl 
kein  Bedttrfiiis,  den  Übelthäter  in  seinem  Heimatsstaate  zur  Verant- 
wortung zu  ziehen.  Denn  wenn  selbst  ein  ReichsangehOriger,  der  sieh 
im  Ausland  gegen  ein  Reichsgesetz  vergangen  hat,  im  Deutschen 
Reiche  deshalb  nicht  bestraft  werden  darf,  fidls  die  That  am  Thatoite 
nicht  ebenfolls  mit  Strafe  bedroht  ist,  dann  ist  es  erst  recht  zu  wünschen, 
dafs  im  Verhältnis  der  Bundesstaaten  zu  einander  der  Straflosigkeit  am 
Thatorte  dieselbe  Wirkung  zuerkannt  wird. 

Daher  ist  im  Verhältnis  der  deutschen  £inzelstaaten  zu  einander 
ftlr  ihre  vom  Landesstrafrecht  mit  Strafe  bedrohten  Vergehen  und  Über- 
tretungen das  strenge  Territorialprincip  sicher  am  Platze  (berllcksichtigt 
werden  kann  hierbei  der  Umstand,  dafs  nach  allgemeiner  Praxis  auch 
nach  Reichsrecht  strafbare  Handlungen  immer  am  forum  ddicU  eom- 
missi  abgeurteilt  zu  werden  pflegen)  und  gegen  eme  reichsgesetaliche 
Festlegung  dieses  Princips  in  dem  genannten. Umfimg  wäre  wohl  nichts 
einzuwenden. 

Wollte  man  jedoch  trotadem  die  in  den  Bestimmungen  des  Reiehs- 
strafgesetzbuchs  aufgestellten  Ausnahmen  von  dem  Territorialprincip, 
soweit  angängig,  auf  das  Landesstrafrecht  der  Einzelstaaten  auch  im 
Verhältnis  zu  den  anderen   deutschen  Bundesstaaten   gelten  lassen  und 
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dies  geBetEÜch  yonchreibei^  so  wttre  wenigstens  za  wünschen,  dafs  dem 
Stnfireeht  des  Thatortes  eine  noch  grö&ere  Wirkung  zugebilligt  würde, 
als  dies  in  dem  Keicbsstrafjg;esetzbach  gesehen  ist    (Vgl.  Beifuß  8.  45.) 

Der  allgemeinen,  im  Volk  verbreiteten  Rechtsanschaanng  entspricht 
es,  dafs  sieh  jemand  bei  einer  strafbaren  Handlang  nur  gegen  das  am 
Orte  der  That  geltende  Strafrecht  vergangen  hat  Dieser  Anschannng 
wird  in  dem  Grandsatz  Rechnung  getragen ,  dafs  jemand  im  Inland 
wegen  einer  im  Ansland  begangenen  Handlang  nicht  gestraft  werden 
du^  wenn  diese  Handlang  am  Orte  der  That  nicht  mit  Strafe  bedroht 
ist  Hier  wird  also  gewissermafsen  aaslftndisches  Recht  im  Inland  an- 
gewendet Warum  geschieht  dies  aber  sonst  nicht,  wenn  ein  Inländer 
wegen  einer  im  Aasland  begangenen  Strafthat  im  Inland  abgeurteilt 
wird;  warum  wenden  wir  dann  unsere  Strafgesetze  und  nicht  die  am 
Ort  der  That  geltenden  an?  EUtnptgründe  hierAlr  sind,  dafs  wir  die 
Anwendung  unserer  Gresetze  möglichst  unabhängig  halten  wollen  von 
dem  ausländischen  Recht  (vgl.  Heinjse)^  dafs  wir  von  unseren  Richtern 
die  Kenntnis  oder  wenigstens  das  richtige  Verständnis  ausländischen 
Rechtes  nicht  verlangen  können,  und  dafs  die  ausländischen  Strafarten 
bei  uns  vielfach  nicht  angewandt  werden  dürfen. 

AUe  diese  Gründe  fallen  aber  im  Verhältnis  der  Bundesstaaten  zu 
einander  weg.  Die  Hauptgrundsätze  des  Strafrechts  sind  durch  das 
Beichsstrafgesetzbuch  für  alle  Bundesstaaten  einheitlich  geregelt;  die 
Strafiirten  sind  nach  §§  5  und  6  des  Ein^.Ge8.  z.  Reichsstrafgesetzbuch 
auch  für  die  Landesstrafrechte  die  gleichen ;  und  jeder  deutsche  Richter 
kann  sich  über  das  Strafrecht  eines  jeden  deutschen  Einzelstaates  leicht 
80  orientieren,  dafs  er  nicht  nur  den  Wortlaut,  sondern  auch  den  Sinn 
des  Gesetzes  versteht 

Daher  ist  es  nicht  abzusehen,  warum  man  nicht  gesetzlich  vor- 
schreibt, dafs  der  Richter  dann  immer  das  am  Thatorte  geltende  Straf- 
gesetz anzuwenden  hat,  wenn  er  über  eine  nach  den  partikularrecht- 
lichen Bestimmungen  seines  Bundesstaates  mit  Strafe  bedrohte,  in  einem 
anderen  deutschen  Bundesstaate  begangene  Handlung  urteilt 

Dies  Recht  müfste  dem  Richter  in  einem  solchen  Falle  immer  ge- 
geben sein,  vor  allem  aber  zu  Gunsten  der  Beschuldigten  dann,  wenn 
das  am  Thatorte  geltende  Strafgesetz  eine  mildere  Strafe  androht 
als  das  gemeinhin  am  Orte  des  aburteilenden  Gerichtes  geltende  Landes- 
gesetz. (Vgl.  Harhurger  S.  94.)  Dies  würde  auch  dem  Sinne  des 
Reichsstrafgesetzbuchs  entsprechen,  das  §  2  auch  bei  zeitlicher  Ver- 
schiedenheit der  Gesetze  das  mildeste  angewendet  wissen  will  und 
diesem  selbst  in  Abweichung  von  einem  allgemeinen  Grundsatz  rück- 
wirkende Kraft  beilegt;  in  §  4  Nr.  3  Abs.  2  wird  selbst  das  aus- 
ländische mildere  Gesetz  berücksichtigt. 

Wie  die  vorgenannten  Änderungen  bei  einer  gesetzlichen  Aus^ 
dehnung  der  Vorschriften  des  Reichsstrafgesetzbuchs  über  das  inter- 
nationale Strafrecht  auf  das  Landesstrafrecht  im  Verhältnis  zu  anderen 
deutschen  Bundesstaaten  zu  wünschen  sind,  so  sind  schon  nach  jetzt 
geltendem  Reichsrecht  die  Bestimmungen   des   §  5  Str.G.B.   für  dieses 
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Verhältnis  nur  in  viel  weiterer  Ansdehnnng  anwendbar.  Denn  das 
weitere  für  dies  Verhältnis  von  Heinge  S.  47  aufgestellte  Verlangen, 
dafs  den  in  einem  Bandesstaate  gefkllten  rechtskräftigen  Straferkennt- 
nissen Wirksamkeit  für  andere  Bundesstaaten  in  weiterem  Umfange  bei* 
gelegt  werde  als  sie  den  im  Ausland  gefällten  Straferkenntnissen  in  §  5 
Str.O.B.  zugesprochen  ist,  ist  durch  Einführung  der  Reichsstra^rozeffr- 
ordnung  erfüllt  Danach  ist  in  einem  deutschen  Einseistaat  für  jeden 
Fall  eine  nochmalige  Verfolgung  ausgeschlossen,  wenn  über  eine  Strsf- 
that  schon  in  einem  anderen  Bundesstaat  ein  (rechtskräftiges)  Urteil 
erwirkt  worden  ist,  nicht  nur  dann,  wenn  Freisprechung  erfolgte  oder 
die  ausgesprochene  Strafe  verbüfst  ist  (Nähere  Ausführungen  siehe 
oben  in  §  5.)  Ebendasselbe  mufs  auch  wohl  bezüglich  des  Steferlasses 
als  schon  geltendes  Hecht  angenommen  werden. 

Was  hier  bei  einer  eventuellen  reichsgesetzlichen  Regelung  der 
aufgestellten  Frage  zu  wünschen  wäre,  gilt  natürlich  ebenso,  wenn  68 
sich  um  eine  landesgeeetzliche  Festlegung  der  Frage  handelt 

§  10. 

"Wie  haben  die  Einzeistaaten  die  Fragre  nach  der  An- 
wendbarkeit ihrer  Landesstrafgresetze  bei  auTserhalb 
ihres  Landes  begrangrenen  Straf thaten  beantwortet? 

In  folgendem  soll  eine  Übersicht  darüber  gegeben  werden,  wieweit 
für  jeden  deutschen  Bundesstaat  der  räumliche  Wirkungskreis  seiner 
Landesstrafgesetze  gezogen  ist  Es  wird  bei  Beantwortung  dieser  Frage 
auf  die    im  vorhergehenden   aufgestellten  Grundsätze  Bezug  genommen. 

Auf  Vollständigkeit  kann  diese  kurze  Übersicht  keinen  Anspruch 
machen,  weil  es  als  eine  kaum  zu  bewältigende  Aufgabe  erscheinen 
wird,  alle  Strafgesetze  und  Verordnungen  aller  deutschen  Bundesstaaten 
daraufhin  anzusehen,  ob  sie  nicht  eine  besondere  Bestimmung  tlber 
ihren  Wirkungskreis  enthalten.  Aufserdem  ist  die  Frage  vielfach  in 
Jurisdiktionsverträgen  mit  anderen  Staaten  geregelt,  die  gewifs,  soweit 
sie  sich  auf  das  noch  geltende  Landesrecht  beziehen,  noch  in  Kraft  sind, 
deren  An^irung   hier   aber  über  den  Rahmen  der  Arbeit  hinausginge. 

Es  ist  in  dem  folgenden  nur  dargestellt,  wie  sich  die  Frage  nach 
der  extraterritorialen  Wirkung  der  Landesstrafgesetze  in  den  einzelnen 
Bundesstaaten  für  die  Regel  beantwortet^). 


3)  Da  ich  mir  die  Strafgesetze  der  deutschen  Einzeistaaten  zum  grofBen 
Teil  auch  nicht  verschaffen  konnte,  wandte  ich  mich  durch  Vermittelong 
meines  verehrten  Onkels,  des  Grofsh.  Landgerichtsdirektors  L.  Joeckel  in 
Giefsen  an  höhere  Justizbeamte  aller  deutschen  Einzeistaaten  mit  der  Bitte 
um  Auskunft  über  die  mir  vorliegende  Frage  bezüglich  der  Landesstrafgefletxe 
des  jeweiligen  Bundesstaates.  Auf  die  so  erlangten  Mitteilungen  stütst  ach 
die  nachfolgende  Zusammenstellung  zum  nicht  geringen  Teil,  weshalb  ich 
auch  an  dieser  Stelle  allen  Herren,  die  in  so  liebenswürdiger  Weise  die  ge- 
stellten Fragen  beantworteten,  insbesondere  aber  meinem  lieben  Onkel  nir 
die  gewährte  Unterstützung  meinen  verbindlichsten  Dank  sage. 
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1.     Preafaen. 

Die  noch  geltenden  preufBischen  Strafgesetze  pflegen  keine  Be- 
stimmungen über  ihren  räumlichen  Wirkungskreis  zu  enthalten.  Da 
aber  die  Vorschriften  des  Preufsischen  Allgemeinen  Strafgesetzbuchs  vom 
14.  April  1851  über  das  internationale  Strafrecht  auf  alle  preufsischen 
Strafgesetze  Anwendung  zu  finden  hatten,  so  sind  diese  auch  heute  noch 
in  Kraft,  soweit  es  sich  um  die  Verfolgung  nach  Landesstrafgesetzen 
bandelt 

Für  das  Landesstrafrecht  ist  daher  folgende  Bestimmung  des 
PreulBischen  Strafgesetzbuchs  vom  14.  April  1851  noch  in  Geltung: 

§4. 

,  Wegen   der  im  Auslande  begangenen  Verbrechen  und  Vergehen 
findet  in  Preufsen  in  der  Regel  keine  Verfolgung  und  Bestrafung  statt. 
Jedoch  kann  in  Preufsen  nach  preufsischen  Strafgesetzen 
veifolgt  und  bestraft  werden: 

8.  ein  Preufse,  welcher  im  Auslande  eine  Handlung  begangen 
hat,  welche  nach  preufsischen  Gesetzen  als  ein  (Verbrechen  oder  ein) 
Ve^ehen  bestraft  wird,  und  auch  durch  die  Gesetze  des  Orts,  wo 
sie  begangen  wurde,  mit  Strafe  bedroht  ist.  Die  Verfolgung  und 
Bestrafting  bleibt  jedoch  in  diesem  Falle  ausgeschlossen,  wenn  von 
den  Gerichten  des  Auslandes  über  die  Handlung  rechtskräftig  erkannt 
und  die  etwa  ausgesprochene  Strafe  vollzogen  oder  durch  Begnadi- 
gung erlassen  ist 

Übertretungen,  die  im  Auslande  begangen  werden,  sollen  in  Preufsen 
nur  dann  bestraft  werden,  wenn  dies  durch  besondere  Gesetze  oder 
Staatsverträge  angeordnet  ist^ 

Als  Ausland  im  Sinne  dieses  Paragraphen  ist  alles  aufserhalb  der 
preufsischen  Grenze  liegende  Gebiet  zu  betrachten. 

Satz  2  von  Nr.  8  mufs  bezüglich  der  in  einem  anderen  deutschen 
Bundesstaate  gefüllten  rechtskräftigen  Urteile  jetzt  dahin  ausgedehnt 
werden,  dafs  eine  nochmalige  Verfolgung  in  Preufsen  alsdann  nach  dem 
Grundsatz  „ne  bis  in  idem^  überhaupt  ausgeschlossen  ist. 

2.     Bayern. 

Das  Strafgesetzbuch  ftlr  das  Königreich  Bayern  vom  10.  November 
1861  mit  den  Bestimmungen  über  das  internationale  Strafrecht  ist  durch 
Landesgesetz  aufser  Kraft  gesetzt: 

In  Art  4  des  Ausführungsgesetzes  zur  Strafprozefsordnung  vom 
18.  August  1879  ist  jedoch  bestimmt: 

„Auf  diejenigen  Handlungen,  welche  nach  besonderen  neben 
dem  Strafgesetzbuche  für  das  Deutsche  Reich  bestehenden  Landes- 
gesetzen  mit  Strafe  bedroht  sind,  kommen  die  in  der  Einleitung  und 
dem  ersten  Teil  dieses  Gesetzbuches  enthaltenen  Vorschriften  insoweit 
in  Anwendung,  als  nicht  nach  dem  Inhalte  der  einschlägigen  Landes- 
gesetze anders  bestimmt  ist 
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Insbesondere  sind  die  bezeichneten  Vorschriften  des  Stra%esetz- 
bnchs  flir  das  Deutsche  Reich  anch  dann  anzuwenden,  wenn  in  einem 
Landesgesetze  auf  die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Polizeistraf- 
gesetzbuches hingewiesen  ist" 

Eine  besondere  Regelung  des  räumlichen  Wirkungskreises  eines 
bayerischen  Landesstrafgesetzes  hat  nicht  stattgefunden.  Demnach  sind 
auf  alle  bayerischen  Landesstrafrechte  die  Bestimmungen  des  Reichs- 
strafgesetzbuches über  das  internationale  Strafrecht  anzuwenden,  in  ana- 
loger Weise  soweit  wie  angängig  auch  im  Verhältnis  zu  den  anderen 
deutschen  Bundesstaaten.     (Vgl.  oben  §  6.) 

8.     Sachsen. 

Eine  allgemeine  Vorschrift  über  den  räumlichen  Wirkungskreis 
aller  königlich  sächsischen  Gesetze  gab  es  nicht  in  dem  revidierten 
Strafgesetzbuch  vom  1.  Oktober  1868  und  giebt  es  auch  heute  nicht 
Daher  kann  grundsätzlich  eine  vom  Landesstrafrecht  mit  Strafe  bedrohte 
Handlung  nur  dann  in  Sachsen  verfolgt  werden,  wenn  sie  auf  sächsischem 
Gebiete  begangen  wurde.  Doch  finden  sich  in  einigen  Landeestraf- 
gesetzen  Ausnahmen  von  diesem  Ghnndsatz.  So  bestimmt  z.  fi.  das 
Gesetz  gegen  die  Teilnahme  am  Lotto  und  den  Vertrieb  auswärtiger 
Lotterielose  vom  4.  Dezember  1887  in  §  14: 

„Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sind  anwendbar:  1.  auf  In- 
länder auch  dann,  wenn  sie,  während  sie  sich  eine  Zeitlang  im  Aus- 
lände aufhalten,  von  dort  aus  durch  eines  der  in  §§  8  bis  6,  11 
und  12  verbotenen  Geschäfte  das  Spielen  im  Lotto  oder  in  aus- 
wärtigen Lotterien  im  Königreiche  Sachsen  befördern  oder  auch  über 
die  Grenze  gehen  und  das  in  §  7  gedachte  Verbot  übertreten.' 
In  dem  Art  24  des  Forststrafgesetzes  vom  30.  April  1878  heifst  es: 
„Die  einleitenden  Bestimmungen  und  der  erste  Teil  des  Straf- 
gesetzbuchs fllr  das  Deutsche  Reich,  sowie  u.  s.  w.  leiden  auf  die 
unter  Art  1.  2.  6.  7.  8.  9.  10.  11.  12  fttUenden  Vergehungen  An- 
wendung, soweit  nicht  in  gegenwärtigem  Gesetze  abweichende  Be- 
stimmungen getroffün  sind.'' 

Hier  sind  also  die  §§  3  ff.  über  die  extraterritoriale  Wirkung  der 
Reichsstrafgesetze  anzuwenden. 

4.     Württemberg. 

In  Württemberg  bestehen  beeondere,  das  internationale  Strafrecht 
betreffende  Bestimmungen  nicht  In  keinem  Gesetz  ist  eine  direkte 
Vorschrift  über  seinen  räumlichen  Wirkungskreis  enthalten.  Dagegen 
bestimmt  Art  1  des  G^etzes,  betreffend  Änderung  des  Polizeirechts  bei 
Einfllhrung  des  Strafgesetzbuchs  für  das  Deutsche  Reich: 

„Die  einleitenden  Bestimmungen  sowie  die  Bestimmungen  des 
ersten  Teils  des  Strafgesetzbuchs  filr  das  Deutsche  Reich  finden  aneb 
Anwendung  auf  diejenigen  strafbaren  Handlungen,   welche  in  dem 
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gegenwärtigen  Oeeetae  oder  in  den  durch  dasselbe  aufrecht  erhaltenen 

Landesgesetzen  mit  Strafe  bedroht  sind.** 
Auf  diese  Gesetze  müssen  demnach   die  Vorschriften  des  Reichs- 
gtia%esetsbuchs  über   den   extraterritorialen  Wirkungskreis  der  Reichs- 
Btm^esetze,  soweit  nach  Reichsrecht  zultfssig,  Anwendung  finden.    (Vgl. 
die  AuB^lhrungen  betr.  Bayern  und  oben  §  6.) 

Für  alle  spttter  erlassenen  Landesgesetze  gilt  das  absolute  Terri« 
toiialit&tsprincip,  sofern  in  ihnen  selbst  oder  durch  besonderes  Gesetz 
anderweitige  Bestimmungen  nicht  getroffen  sind.  So  erklärt  z.  B.  das 
Fontpolizeigesetz  vom  8*  September  1879  in  Art  88  die  einleitenden 
Bestimmungen,  sowie  die  Bestimmungen  des  ersten  Teils  des  Reichs- 
8tra%esetzbuch8,  soweit  das  gegenwärtige  Gesetz  keine  abändernde  Be- 
stimmung enthält,  auch  auf  die  in  diesem  Gesetz  mit  Strafe  bedrohten 
Handlungen  für  entsprechend  anwendbar. 

5.  Baden. 

Vorschriften  über  die  Anwendbarkeit  badischer  Landesstra%esetze 
bei  von  ihnen  mit  Strafe  bedrohten,  aufserhalb  Badens  begangenen 
Handlungen  bestehen  überhaupt  nicht 

Der  badische  Richter  darf  deshalb  nach  badischem  Landesstrafrecht 
nur  denjenigen  bestrafen,  welcher  sich  innerhalb  der  badischen  Grenzen 
gegen  dasselbe  vergangen  hat;  es  gilt  für  die  badischen  Landesstraf- 
gesetze  absolutes  Territorialitätsprincip. 

6.  Hessen. 

Auch  im  Grofsherzogtum  Hessen  gilt  ftir  das  Landesstra&echt 
grundsätzlich  das  absolute  Territorialprincip.  Dies  folgt  aber  nur  bei 
den  neueren  Gesetzen,  die  nicht  als  Polizeigesetze  zu  betrachten  sind, 
dtrans,  dafs  sie  keine  Bestimmungen  über  ihr  räumliches  Herrschafts- 
gebiet enthalten  und  dafs  die  diesbezügliche  allgemeine  Bestimmung  des 
Strafgesetzbuchs  für  das  Grofsherzogtum  Hessen  vom  17*  September 
1841  mit  diesem  bei  ElinfUhrung  des  Reichsstrafgesetzbuchs  für  auf- 
gelioben  erklärt  wurde. 

Bezüglich  der  älteren  und  wichtigeren  hessischen  Landesstrafgesetze 
bestehen  ausdrückliche  Vorschriften  über  ihren  räumlichen  Geltungs- 
bereich, so  vor  allem  in  dem  Poliaeistra^esetz  vom  SO.  Oktober  1855. 
In  Art  2  dieses  Gesetzes  heifst  es: 

„Den  Bestimmungen  des  Polizeistrafgesetzes  sind  nicht  allein  In- 
länder,  sondern  auch  Ausländer  wegen  aller  im  Inlande  begangenen 
Übertretungen  unterworfen,'' 
und   Art.  8   in   der   durch  Gesetz   vom   10.  Oktober  1871,   betreffend 
den  Übeigmig  zu  dem  Strafgesetzbuch  ftlr  das  Deutsche  Reich  redigierten 
Fassung  ftlhrt  fort: 

„Ausnahmsweise  werden  Inländer  auch  wegen  der  im 
Auslande  begangenen  Übertretungen  der  in  den  Art.  54.  55  und  252 
des  Pol]zeistra%esetzes,  sowie  der  in  den  §§  860  Nr.  4,  861  Nr.  4 
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und  370  Nr.  5  des  deutschen  Strafgesetzbuchs  enthaltenen  Vorschriften 
im  Grofsberzogtum  zur  Strafe  gezogen,  es  sei  denn,  dafs  schon  im 
Auslande  desfalls  eine  Bestrafung  oder  Freisprechung  stattgefunden  bat." 

In  diesen  Artikeln  wird  das  Territorialprincip  ab  Begel  für  das 
Polizeistrafgesetz  aufgestellt,  nur  ausnahmsweise,  in  bestimmten  Fällen 
darf  und  mufs  in  Hessen  auch  dann  eine  Verfolgung  stattfinden,  wenn 
ein  hessischer  Staatsangehöriger  sich  aufserhalb  Hessens  gegen  eine 
Vorschrift  des  Polizeistra%esetzbuchs  vergangen  hat,  ohne  im  Ausland 
deshalb  abgeurteilt  worden  zu  sein. 

Als  Ausland  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  mufs  selbstverständlich 
auch  das  Gebiet  eines  anderen  deutschen  Bundesstaates  angesehen 
werden.  Da  aber  wegen  in  einem  solchen  begangener  Übertretungen 
des  Reichsstra^esetzbuchs  der  hessische  Staatsanwalt  und  Richter,  sobald 
ein  Gerichtsstand  vor  ihm  begründet  ist,  nach  Reichsrecht  einschreiten 
mufis,  kann  der  Art.  8  insoweit  nicht  mehr  als  gültig  angesehen  werden, 
als  er  sich  auf  die  Verfolgung  von  in  einem  anderen  Bundesstaat  be- 
gangenen Übertretungen  der  §§  860  Nr.  4,  861  Nr.  4  und  870  Nr.  5 
des  Reichsstrafgesetzbuchs  bezieht  Dies  folgt  aus  dem  Grundsatz  des 
Art  2  der  Reichsverfassung,  wonach  Reichsrecht  Landesrecht  bricht, 
selbst  dann,  wenn  das  Landesrecht  mit  dem  Reichsrecht  übereinstimmt 

Im  übrigen  bestehen  dagegen  diese  Vorschriften  zu  Recht  auch 
hinsichtlich  der  reichsgesetzlichen  Übertretungen.  Denn  zum  Erlafs  der 
in  §  6  des  Reichsstrafgesetzbuchs  erwähnten  besonderen  Gesetze  und 
Verträge,  ohne  die  im  (Reichs-)Ausland  begangenen  Übertretungen  des 
Strafgesetzbuchs  nicht  zu  bestrafen  sind,  sind  nach  richtiger  Ansicht 
auch  die  Einzelstaaten  befugt     (Vgl.  Frank  zu  §  6.) 

Was  den  Inhalt  der  landesgesetzlichen  Strafvorschriften  anbetrifitf 
wegen  deren  ein  Hesse  auch  bei  Verstofs  gegen  dieselben  im  Ausland 
vom  hessischen  Gericht  zur  Verantwortung  gezogen  werden  soll,  so  be- 
treffen Art  54  und  55  Mifsbräuche  bei  Beförderung  von  Auswanderern 
und  Art  252  des  Polizeistrafgesetzbuchs  die  htüflose  Gebort  einer 
Schwangeren. 

Die  Wirkung  der  in  Art.  2  und  8  aufgeführten  Bestimmungen  des 
Polizeistrafgesetzbuchs  über  den  riiumlichen  Wirkungskreis  desselben  ist 
durch  Art  6  des  nämlichen  Gesetzes  ausgedehnt  auf  alle  Polizei- 
Übertretungen  gegen  die  neben  dem  Polizeistrafgesetze  fortbestehenden 
oder  noch  erlassen  werdenden  besonderen  Polizeigesetze  und  Verordnungen. 
Da  aber  fast  alle,  wenn  nicht  überhaupt  alle  neueren  hessischen  Landes* 
stm^esetze  den  Charakter  von  Polizeigesetzen  oder  Verordnungen  haben, 
so  gilt  auch  ftir  diese  neueren  Gresetze  das  reine  Territorialprincip. 

Dies  ist  ebenso  bei  den  kriminell  wichtigsten  hessischen  älteren 
Strafgesetzen,  wie  dem  Jagdstrafgesetzbuch  vom  19.  Juli  1858,  dem 
Fischereistrafgesetz  vom  18.  November  1860,  dem  Foiststra^esetz  vom 
4.  Februar  1837  und  dem  Feldstrafgesetz  vom  21.  September  1841* 
Denn  nach  Art  8  des  Gesetzes,  betreffend  den  Übergang  zu  dem  Straf* 
gesetzbuche  für  das  Deutsche  Reich  u.  s.  w.  vom  10.  Oktober  1871 
finden    die  Grundsätze   des  allgemeinen  Teils,   darunter  Art  2  und  3 
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des  Polueistrafgeaetzes  auch  auf  die  in  diesen  Öesetsen  enthaltenen,  in 
Kraft  bleibenden  Vorscbriflen  Anwendung. 

7.     Mecklenburg-Schwerin. 

Eine  ausdrückliche  allgemeine  Gresetzesanordnnng  über  den  räum- 
lichen Wirkungskreis  der  Liandesstrafgesetze  und  Verordnungen  besteht 
nicht;  es  gilt  somit  ftlr  diese  das  strenge  Territorialprincip,  wie  durch 
konstante  Oerichtsprazis  auch  anerkannt  ist  Die  mecklenburgischen 
Strafverordnungen  finden  Anwendung  auf  alle  nach  diesen  Verordnungen 
strafbaren  Handlungen,  welche  innerhalb  der  Grenzen  des  6ro(sherzog- 
tniDB  ausgeführt  sind,  gleichviel  ob  der  Thäter  ein  Mecklenburger  oder 
ein  Nicht  -  Mecklenburger  ist;  sie  finden  keine  Anwendung  auf  Hand- 
kmgen, welche  ein  Mecklenburger  aufserhalb  Mecklenburgs  ausgeführt  hat. 

Ebendasselbe  gilt: 

8.  von   Mecklenbur^-Strelitz. 

Eine  Ausnahme  von  diesem  allgemeinen  Grundsatz  ist  aber  zu 
konstatieren  in  der  Verordnung,  betreffend  die  Bestrafung  der  Forst- 
frevel vom  31.  Mai  1879,  wo  in  §  29  die  einleitenden  Bestimmungen 
des  Strafgesetzbuchs  fUr  auf  die  Forstfrevel  entsprechend  anwendbar  er- 
klärt werden,  so  dafs  hier  die  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  über 
das  internationale  Strafrecht  analoge  Anwendung  finden  müssen. 

9.  Sachsen- Weimar. 

10.  Sachsen-Meiningen. 

11.  Sachsen-Koburg-Gotha, 

12.  Anhalt 

13.  Schwarzburg-Rudolstadt 

14.  Schwarzburg-Sondershausen. 

15.  Reufs  älterer  Linie. 

16.  Reufs  jüngerer  Linie. 

In  diesen  acht  Staaten  war  firüher  das  internationale  Strafirecht 
dnrch  Art  2  ff.  des  filr  sie  gemeinsam  geltenden  sog.  Thüringischen 
Strafgesetzbuchs  von  1849  geregelt  Da  diese  Bestimmungen  ihrem  In- 
halte nach  kaum  noch  wegen  im  Ausland  begangener,  nach  Landesrecht 
mit  Strafe  bedrohter  Handlungen  Anwendung  finden  können^),  andere 
dieBbezttgliche  allgemeine  Bestimmungen  in  diesen  Staaten  aber  nicht 
existieren,  so  ist  grundsätzlich  das  exklusive  Territorialprincip  für  die 
Laadesstrafgesetze  herrschend. 

Im  Sinne  dieses  Princips  sind  von  den  Thüringischen  Staaten 
ontereinander  oder  mit  preufsischen  Regierungen  mehrfach  Verträge  ge- 
schlossen worden,  wonach  ein  Angehöriger  dieser  Staaten,  der  in  einem 
henachbarten  Staate  einen  Forstfrevel  begeht,  immer  am  forum  ddicH 
commissi  abgeurteilt  werden  soll ;  dies  bestimmt  z.  B.  die  Vereinbarung 

4)  In  Sachsen- Weimar  und  Anhalt  ist  übrigens  das  Thüringische  Straf- 
gesetzbuch durch  Gresetz  aufser  Kraft  gesetzt  worden. 
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Bwischen    dem   Fürstentum   Reafs  jüngerer  Linie  and    der   Königlich 
Preafsischen  Regierung  zu  MeFseborg  vom  8.  Oktober  187  9« 

17-     Oldenburg. 

Eine  allgemeine  Bestimmung  über  den  rttnmlichen  Wirkungskreis 
der  Landesstrafgesetze  ist  nicht  vorhanden,  da  das  mit  dem  PreufsischeD 
Strafgesetzbuch  wesentlich  übereinstimmende  Oldenburgische  Stra%e8etz- 
buch  vom  3.  Juli  1858  ausdrücklich  bei  Einführung  des  Beichsstraf- 
gesetzbuchs  angehoben  worden  ist  Einzelne  neuere  LandesstrafgesetM, 
wie  z.  B.  das  Gesetz  vom  15*  August  1882,  betreffend  den  Foistdieb- 
stahl  und  die  Jagd-  und  Feldpolizei,  verweisen  jedoch  auf  die  allge- 
meinen Bestimmungen  des  Reichsstrafgesetzbuchs,  so  dafs  also  auch  für 
unsere  Frage  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  analoge  Anwendung  za 
finden  haben. 

18.     Braunschweig. 

Auf  die  braunschweigischen  Landesstrafgesetze  haben  die  Be* 
Stimmungen  der  §§4 — 6  des  Reichsstrafgesetzbuchs  analoge  Anwendung 
zu  finden.  Dies  ergiebt  sich  ans  der  allgemeinen  Vorschrift  des  Gesetzes 
vom  22.  Dezember  1870,  die  in  den  Landesgesetzen  angedrohten  Strafen 
betreffend,  welche  sagt:  „Die  in  den  §§  1—79  des  R.Str.G.B. 
enthaltenen  allgemeinen  strafrechtlichen  Vorschriften  sollen  auch  be- 
züglich der  inländischen  eine  Strafe  vorschreibenden  Bestimmungen, 
welche  nach  dem  1.  Januar  1871  neben  dem  Reichsstra^esetzbuch  in 
Kraft  bleiben,  zur  Anwendung  kommen.'' 

Eine  dem  Inhalte  nach  gleiche  Bestimmung  enthalten  aufserdem 
noch  besonders  die  braunschweigischen  Landesgesetze  vom  1.  April 
1879,  das  Forststrafgesetz  und  das  Gesetz,  die  Jagdpolizeiübertretungen 
betreffend,  und  das  Braunschweigische  Polizeistra%e8etzbuch  (neu  redi- 
giert 1809). 

19.     Sachsen- Alten  bürg. 

Es  sollen  hier  keinerlei  Bestimmungen  über  den  rttumlichen 
Wirkungskreis  der  Landesstrafgesetze  existieren,  weshalb  das  exklusive 
Territorialprincip  ftlr  diese  als  geltend  anzunehmen  ist. 

20.     Waldeck. 

Besondere  Bestimmungen  sind  nicht  vorhanden,  es  gilt  grundsätz- 
lich das  absolute  Territorialprincip. 

21.  Schaumburg-Lippe. 

22.  Lippe. 

Gesetzliche  Vorschriften  der  hier  fraglichen  Art  sind  nicht  ergangen, 
weshalb  das  exklusive  Territorialprincip  als  herrschend  zu  betrachten  ist 
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28.     Lübeck. 

24.  Bremen. 

25.  Hamburg. 

£e  bestehen  keine  gesetzliche  Vorschriften  über  das  rftomliche 
Hemchaftsgebiet  der  Landesstrafgesetze;  von  der  Praxis  ist  die  Herr- 
schaft des  absoluten  Territorialprincips  Ar  die  Landesgesetze  anerkannt. 

26.  Elsafs -Lothringen. 

Auch  in  den  Keichslanden  besteht  keine  allgemeine  Vorschrift, 
nach  welcher  Strafthaten ,  welche  nicht  durch  Reichsgesetze,  sondern 
dmth  besondere  Landesgesetze  mit  Strafe  bedroht  sind,  dort  verfolgt 
werden  können,  wenn  sie  aufserhalb  des  Reichslandee  verübt  worden  sind. 
Doch  findet  sich  z.  B.  in  dem  Gesetz,  betreffend  das  Forststrafrecht 
nnd  das  Forststraf^erfahren  vom  28«  April  1880,  folgende  besondere 
Vorschrift: 

§  1.     „Die  in  diesem  Gesetze  mit  Strafe  bedrohten  Handlungen 
onterli^en  den   nachstehenden  Bestimmungen  und   insoweit  in  den- 
selben  Abweichungen   nicht  vorgesehen   sind,  den  Vorschriften  des 
Strafgesetzbuchs.  ^ 
Da  über  den  xftumlichen  Wirkungskreis  des  Gesetzes  nichts  gesagt 
ist,  80  finden  danach   die  Vorschriften  des  Reichsstrafgesetzbuchs  über 
die  Herrschaft  der  Strafgesetze  analoge  Anwendung. 
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Die  Rechtsfähigkeit  ausländischer  juristischer  Personen 

nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  und  einzelnen 

Ausfuhrungsgesetzen  zum  B.G.B. 

Von  JTmll««  PlotKe,  Rechtsanwalt  in  Frankiurt  a.  M. 

Durch  die  Einführang  des  neuen  Bürgerlichen  Gesetzbnchs  and 
die  Ansführongsgesetze  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  wird  das  seitherige 
Recht  ausländischer  juristischer  Personen  im  Inlande  vielfach  modifiziert 
ood  vereinfacht. 

I. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  definiert  nicht  den  Begriff  der  juristi- 
schen Person.  Es  behandelt  selbst  nur  zwei  Arten  derselben,  nkmlich 
die  Vereine  und  Stiftungen*). 

Ober  die  Rechtsfähigkeit  ausländischer  (d.  h.  aufserdeutscher) 
Vereine  bestimmt  das  B.G.B.  §  23,  dafs  in  Ermangelung  besonderer 
reichsgfsetzl icher  Vorschriften  einem  solchen  Vorein  durch  Beschlufs  des 
Bandesrats  Rechtsfllhigkeit  verliehen  werden  kann. 

Haben  solche  Vereine  nach  dem  ausländischen  Recht,  welchem  sie 
onterBteheo ,  bereits  Rechtsfähigkeit,  so  sind  sie  auch  in  Deutschland 
rechtsfähig,  vorausgesetzt,  dafs  die  Rechtsfähigkeit  durch  den 
Bandesrat  anerkannt  wird.  (Art  10  desRelchseinfÜhrungsgesetzeB 
cam  B.G.B.) 

Für  ausländische  Stiftungen  gilt  nach  §  80  Satz  2  des 
B.G.B.  der  gleiche  Grundsatz. 

Der  Mangel  der  Rechtsfähigkeit  eines  Vereins  bewirkt, 
dafs  auf  einen  solchen  Verein  die  Grundsätze  über  die  Geselkchaft  ^) 
Anwendung  fiinden.     (§  54  des  B.G.B.) 

Nicht  rechtsfähige  Vereine  haben  zwar  an  sich  nicht  die  Partei- 
fähigkeit  für  den  Prozefs  (§  60  Abs.  1  der  Deutschen  Civil- 
prozefsordnung),  allein  trotzdem  können  solche  nicht  rechtsfähige  Vereine 
▼  erklagt  werden,  —  und  demgemäfs  auch  Widerklage  erheben  — 
ond  sie  haben  als  Verklagte  und  Widerkläger  die  Stellung  eines  rechts- 
fähigen Vereins ;  es  ist  femer  auf  Grund  eines  Urteils  gegen  einen  nicht 


1)  Die  im  §  89  des  B.G.B.  erfolgte  Bezugnahme  auf  juristische  Personen 
des  Öffentlichen  Rechts  kann  hier  aufser  Betracht  bleiben*  es  besteht  kein 
Zweifel,  dafs  auch  die  ausländischen  Korporationen  des  önentlichen  Rechts 
(Staat,  Gemeinden)  rechtsfähig  sind. 

2)  und  zwar  wohl  diejenigen  Grundsätze,  welche  in  dem  betreffenden 
Staat,  in  welchem  der  Verein  seinen  Sitz  hat,  hinsichtlich  der  Gesellschaft 
in  Geltone  sind;  —  mit  der  Modifikation  jedoch,  dafs  unter  allen  Umständen 
die  für  den  Verein  Handelnden  persönlich  und  solidarisch  haften  (§  54 
Satz  2  B.G.B.). 
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rechtsfUhigen  Verein  die  Zwangsvollstreckung  in  sein  Vermögen  zalHasig. 
(§  50  Abs.  2  und  §  785  der  Deutschen  Civilprozefsordnung.) 

Da  femer  auf  einen  nicht  rechtsfilhigen  Verein  die  VorscIirifleD 
über  die  Gesellschaft  Anwendung  finden,  so  kann  auch  der  Vorstand 
des  Vereins  namens  demselben  als  Klager  auftreten;  denn  soweit  Ge- 
sellschaftern (den  Vofstandsmitgliedern)  nach  dem  Gesellschaftsvertrag 
(dem  Statut  des  nicht  rechtsftlhigen  Vereins)  die  Beftignis  zur  Geschttfts- 
fdhrung  zusteht,  ist  er  im  Zweifel  auch  emäehägt,  die  anderen  Gesell- 
schafter (die  Vereinsmitglieder)  Dritten  gegentlber  zu  vertreten.  (§714 
des  B.G.B.) 

Nicht  rechtsfähige  Stiftungen  können  weder  klagen  noch  ver- 
klagt werden. 

Die  Rechtsfähigkeit  der  juristischen  Personen,  also  ancb  ^er 
ausländischen,  bedeutet,  dafs  sie  aktive  und  passive  Subjekte  von  Rechten, 
also  sowohl  Subjekte  von  Rechten  wie  Subjekte  von  Pflichten  sein 
können.  Sie  handeln  durch  die  statntarisch  sie  vertretenden  Organe, 
also  ihren  Vorstand,  der  gesetzlich  ihr  Vertreter  ist,  und  es  stehen 
ihnen  alle  Rechte  zu,  soweit  nicht  das  Gesetz  specielle  Ausnahmen 
statuiert  respective  soweit  solche  Rechte  nicht  nach  der  Natur  der 
Sache  an  das  Vorhandensein  einer  physischen  Person  geknüpft  sind. 

Insbesondere  steht  den  juristischen  Personen,  also  auch  den  aus- 
ländischen vom  Bundesrat  anerkannten  Vereinen  und  Stiftungen  and 
sonstigen  ausländischen  juristischen  Personen,  die  Fähigkeit  zu.  Erbe 
und  Legatar  zu  sein. 

Da  der  Begriff  der  juristischen  Personen  vom  Büi^gerlichen  Gesetz- 
buch nicht  definiert  ist,  so  ist  im  einzelnen  Fall  festzustellen,  ob  eine 
solche  vorhanden  ist  oder  nicht  Als  juristische  Personen  sind  —  ab- 
gesehen von  dem  Fiskus,  sowie  den  Körperschaften,  Stiftungen  und  An- 
stalten des  öffentlichen  Rechts  (§  89  B.G.B.)  —  nach  deutschem 
Recht  allgemein  anerkannt:  die  Aktien-  und  Aktienkommandit -  Gesell- 
schaften, die  Genossenschaften  und  die  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung,  während  man  jetzt  allgemein  die  offenen  Handelsgesellschaften 
und  Kommanditgesellschaften  als  Societäten  ohne  juristische  Persönlich- 
keit ansieht.  —  Bei  ausländischen  Gesellschaften  der  ersteren  Art  wird 
die  Frage,  ob  dieselben  juristische  Persönlichkeit  besitzen,  nach  dem 
ausländischen  Recht  zu  beantworten  sein. 

Der  Sitz  der  juristischen  Person,  d.  h.  der  satzungs-  oder  ver- 
fttssungsmäfsig  als  solcher  bestimmte,  oder  mangels  solcher  Bestimmung 
der  Ort  der  Verwaltung,  ist  ftlr  diese  Frage  entscheidend. 

Dafs  auch  die  ausländischen  handelsrechtlichen  Gesellschaften,  selbst 
wenn  sie  nicht  juristische  Persönlichkeit  besitzen,  dennoch  ab  rechts- 
ftlhig  nach  deutschem  Recht  zu  gelten  haben,  ergiebt  sich  indirekt  aus 
§  13  Abs.  8  des  Deutschen  Handelsgesetzbuchs  vom  10.  Mai  1897. 
(Seherer,  Einführungsges.  zum  B.G.B.  S.  20.) 

Eine  Beschränkung  der  Rechtsfähigkeit  juristischer  Per- 
sonen ist  durch  da»  Einftihrungsgesetz  zum  Bürgerlichen  Gesezbuch 
(Art.  86)  insofern  speciell  bestimmt  worden,  als  die  landesgesetzlicheo 
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Vonchriften  aufi^echt  erhalten  worden,  welche  den  Erwerb  von  Rechten 
durch  juristische  Personen  beschrftnken  oder  von  staatlicher  Genehmi- 
fpong  abhängig  machen,  soweit  diese  Vorschriften  Gegenstände  im 
Werte  yon  mehr  als  5000  Mk.  betreffen. 

Für  Prenfsen  bedeutet  dies  eine  Modifikation  des  Gesetses  vom 
23.  Febrar  1870,  insofern  dort  die  Verftigangsfreiheit  auf  den  Betrag 
▼on  8000  Mk.  begrenzt  war. 

Hiemach  sind  alle  früheren  einengenden  Vorschriften  —  sofern  sie 
Gegenstände  von  einem  geringeren  Wert  als  5000  Mk.  betre£Pen  — 
bsBeitigt,  und  insoweit  ist  volle  Verftlgungsfreiheit  reichsgesetalich  ge- 
währleistet 

Anfserdem  bestehen  1  and  es  rechtlich  vielfiiche  Beschränkungen 
fOr  die  Erwerbsftlhigkeit  von  juristischen  Personen  nach  doppelter 
Richtung : 

a)  dafs  ftlr  Geschenke  und  letztwillige  Zuwendungen  staatliche  Ge- 
nehmigung eribrderiich  ist, 

b)  dafs  der  Erwerb  von  Grundbesitz  staatlicher  Aufeicht  bezw.  vor- 
gängiger staatlicher  Zustimmung  unterworfen  ist 

IL 

Für  Preufsen  ist  die  betreffende  Materie  durch  das  Preufsische 
Ansl^lhrungsgesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  (Art  6  und  7)  er- 
schöpfend ger^elt  worden. 

A.  Danach  bedtlrfen  Schenkungen  oder  Zuwendungen  von 
Todeswegen  an  juristische  Personen,  inländische  wie  ausländische, 
über  den  Werth  von  5000  Mk.  zu  ihrer  Wirksamkeit  ihrem  vollen 
Betrage  nach  der  Genehmigung  des  Königs  oder  der  durch  königliche 
Verordnung  bestimmten  Behörde. 

Für  die  Wertberechnung  werden  wiederkehrende  Leistungen  zu 
vier  Prozent  kapitalisiert 

Zuwiderhandlungen  werden  mit  Geldstrafe  bis  zu  neunhundert  Mark 
bestraft;  und  zwar  sind  haftbar: 

1.  die  Vorsteher  einer  in  Preufsen  domizilierten  juristischen  Person, 
welche  eine  Schenkung  oder  eine  Zuwendung  von  Todeswegen 
in  Empfang  nehmen,  wenn  sie  nicht  binnen  vier  Wochen  die 
Genehmigung  nachsuchen, 

2.  diejenigen,  welche  einer  ausländischen  (nicht  preufsischen)  juristi- 
schen Person  eine  solche  Schenkung  oder  Zuwendung  vor  Er- 
teilung der  Genehmigung  verabfolgen,  also  Geschenkgeber,  Erben, 
Legatare,  Testamentsexekutoren,  Nachlalsadministratoren  etc. 

Jedoch  finden  die  vorgedachten  Vorschriften  ftlr  Familienstiftangen 
keine  Anwendung. 

Bei  Regelung  von  Nachlässen  taucht  hierbei  nicht  selten  die  inter- 
nationale Kechtsfrage  auf,  ob  letztwülige  Zuwendungen  von  Deutschen, 
we&ehe  im  Ausland  wohnen,  an  ausländische  juristische  Personen  der 
resp.  deutschen  —  landesheirlichen  Genehmigung  bedürfen.     Blierttber 
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enthalten  weder  die  früheren   noch   die  gegenwärtigen  deutschen  parti- 
kularrechtlichen GesetzcBhestimmungen  eine  Entscheidung. 

In  einem  jüngst,  aber  noch  unter  der  Herrschaft  des  preofsischen 
Gesetzes  vom  23.  Februar  1870,  erledigten  Falle  hatte  ein  in  Frank- 
reich lebender  Preufse  einzelnen  ausländischen  'Wohlthätigkeitsinstituten, 
welche  die  Rechte  der  juristischen  Person  besitzen,  letztwillige  Zu- 
wendungen gemacht;  hierbei  entstand  ftlr  die  preufsischen,  in  Preufsen 
wohnhaften  Testamentsexekutoren  der  Zweifel,  ob  für  die  Ausfolgung 
dieser  Zuwendungen  an  die  ausländischen  Gesellschaften  die  prenfsische 
landesherrliche  Genehmigung  erforderlich  sei.  Die  Testamentsexekutoren 
haben  den  Sachverhalt  der  Behörde  dargestellt  und  ausgeführt,  dafs 
nach  dem  Geist  der  betr.  gesetzlichen  Bestimmungen  (damals  §  2  und 
§  5  des  preufsischen  Gesetzes  vom  23.  Februar  1870)  die  gesetzlichen 
Beschränkungen  sich  auf  einen  solchen  Fall  nicht  beziehen.  Denn  es 
entzieht  sich  vollständig  der  Jurisdiktion  und  der  Aufsicht  der  inlän- 
dischen Behörden,  wenn  ein  im  Ausland  Wohnhafter  ausländischen 
Korporationen  Schenkungen  oder  sonstige  Zuwendungen  macht. 

Eine  Schenkung,  welche  ein  im  Auslande  Wohnhafter 
einer  ausländischen  Korporation  macht,  bedtlrfte  schon  deshalb  der  in- 
ländischen (preufsischen)  landesherrlichen  Genehmigung  nicht,  da  für 
obligatorische  Verhältnisse  das  Domizilrecht,  nicht  aber  das  Recht  der 
Staatsangehörigkeit  mafsgebend  ist  —  Anders  könnte  man  entscheiden, 
wenn  es  sich  um  Schenkungen  inländischer  Liegenschaften  handeln 
würde,  solche  standen  jedoch  im  gegebenen  Falle  nicht  in  Frage. 

Das  Gleiche  mufs  ftlr  die  letztwilligen  Zuwendungen  gelten,  da  das 
Gesetz  principiell  Schenkungen  und  letztwillige  Zuwendungen  gleich- 
gestellt hat 

Nach  dem  Willen  des  Gesetzgebers  ist  die  staatliche  GenehmigoDg 
nur  dann  erforderlich,  wenn  vom  Inlande  ausgehend,  —  also  von  einem 
im  Inland  Wohnhaften  —  Zuwendungen  an  die  betreffenden  auslän- 
dischen Korporationen  oder  juristischen  Personen  stattfinden. 

In  dem  hierauf  erfolgten  Beschlufs  der  unteren  Verwaltungsbehörde 
wurde  dieser  Standpunkt  gebilligt,  die  Behörde  erwiderte  wörtlich: 

„Schliefslich  bemerke  ich,  dafs  die  landesherrliche  Geneh- 
migung zur  Annahme  der  Schenkungen  für  die  ausländischen 
Korporationen  und  juristischen  Personen  auch  nach  meiner  An- 
sicht nicht  beantragt  zu  werden  braucht." 

Die  höhere  Behörde  hat  indessen  einen  anderen  Standpunkt  ein- 
genommen; dieselbe  hielt  im  gegebenen  Fall  die  landesherrliche  Ge- 
nehmigung ftir  erforderlich  und  beftlrwortete  im  Instanzenzuge  die  Er- 
teilung derselben.  Die  Zuwendungen  des  im  Ausland  domiziliert 
gewesenen  Erblassers  wurden  dann  auch  genehmigt. 

In  der  neuen  Litteratur  {Strane- Gerhard^  Das  Preufsische  Aus- 
führungsgesetz zum  B.G.B.  Art  6  §  1  S.  64)  wird  Gewicht  darauf  ge- 
legt, ob  die  betreffende  Zuwendung  an  die  auswärtige  juristische  Person 
„im  Inland  gethätigt"  wird,  nur  in  diesem  Fall  sei  die  landesherr- 
liche Genehmigung  für   die  Zuwendung  an  die  ausländische  juristische 
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Person  erforderlich,  da  die  Oberanfsicht  des  Staates  alle  diejenigen 
Bechtsakte  umfasse,  welche  innerhalb  seines  Gebiets  ausgeübt  werden, 
gegenüber  Rechtsakten  im  Auslande  trete  sie  dagegen  nicht  ein. 

Allein  die  Frage  wird  auch  hierbei  wieder  auftauchen,,  was  als 
Ort  der  „Thätigung'^  der  letztwilligen  Zuwendung  anzusehen  ist,  ob  er 
sich  dort  befindet,  wo  die  letztwillige  Verfligung  vollzogen  ist,  oder 
dort,  wo  dieselbe  zur  Ausftlhrung  kommt  —  Das  Gesetz  selbst  unter- 
scheidet in  diesem  Sinne  nicht ;  es  stellt  die  Genehmigung  als  Erfordernis 
ftlr  die  Wirksamkeit  auf. 

Nach  der  ratio  legis  wird  von  einer  letztwilligen  Zuwendung  im 
Sinne  des  hier  in  Frage  stehenden  Gesetzes  erst  dann  die  Rede  sein 
können,  wenn  es  sich  um  die  Ausfuhrung  derselben  bandelt.  Dort  wo 
die  Ausführung  zu  erfolgen  hat,  ist  der  Sitz  Air  die  Entscheidung 
der  Frage,  welcher  staatlichen  Oberaufsicht  sie  unterliegt  Es  wird 
danach  wohl  als  mafsgebend  zu  erachten  sein,  ob  diejenigen,  welche 
die  Zuwendung  zu  verabfolgen  haben,  im  Inland  wohnhaft  sind-,  nur 
wenn  dies  der  Fall  ist,  wird  die  Undesherrliche  Genehmigung  erfordere 
lieh  sein,  im  anderen  Falle  nicht 

B.  Hinsichtlich  der  Fähigkeit,  Grundbesitz  zu  erwerben, 
bestehen  nach  dem  Preufsischen  Ausftlhrungsgesetze  zum  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  Verschiedenheiten  zwischen  juristischen  Personen,  welche  in 
Preufsen,  und  solchen,  welche  in  einem  anderen  deutschen  Bundesstaate, 
endlich  solchen,  welche  im  Ausland  domiziliert  sind ;  —  femer  zwischen 
juristischen  Personen,  die  auf  Grund  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs,  und 
solchen,  die  auf  Grund  anderer  Reichsgesetze  Rechtsfähigkeit  besitzen, 
und  juristischen  Personen  öffentlichen  Rechts. 

Als  Princip  ist  der  Satz  aufgestellt,  dafs  die  in  Preufsen  oder  in 
einem  anderen  deutschen  Bundesstaate  domizilierten  juristischen  Per^ 
sonen  zum  Erwerbe  von  Grundstücken  im  Werte  von  mehr  als  5000  Mk. 
der  Genehmigung  bedürfen,  und  zwar  ist  ftlr  die  preufsischen  juristischen 
Personen  die  staatliche  Aufsichtsbehörde  zuständig.  (Art  7  §  1  des 
Preafsischen  Ausftlhrungsgesetzes  zum  B.G.B.) 

Für  Aktiengesellschaften,  Konmianditgesellschaften  auf  Aktien,  ein- 
getragene Genossenschaften,  eingeschriebene  Hülfskassen,  rechtsfähige 
gegenseitige  Versicherungsgesellschaften  und  Gewerkschaften,  die  aufser- 
halb  Preufsens  in  einem  deutschen  Bundesstaate  ihren  Sitz  haben,  wird 
die  Genehmigung  von  den  zuständigen  preufsischen  Ministem  erteilt; 
fOr  andere  aufserpreufsische  (deutsche)  juristische  Personen  ist  mangek 
einer  anderweiten  Bestimmung  durch  königliche  Verordnung  —  die 
Genehmigung  des  Königs  erforderlich.  (Preufsisches  Ausftlhrungsgesetz 
zum  B.G.B.  Art.  7  §  2  Abs.  1  und  Preufsische  Verordnung  vom 
16.  November  1899  [G.-S.  S.  562]  Art  6.) 

Ausländische  nichtdeutsche  juristische  Personen 
bedürfen  dagegen  in  jedem  Falle  ohne  Rücksicht  auf 
den  Wert  für  den  Erwerb  von  Grundbesitz  der  Geneh- 
migung des  Königs.  (Art  7  §  2  Satz  2  des  Preufsischen  Aus- 
führungsgesetzes zum  B.G.B.) 
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Familienstiftungen,  ferner  solcben  preafsiBchen  joristisGlien 
Personen,  deren  Rechtsflihigkeit  anf  einem  neben  dem  Bllif  erlichen  G^ 
setzbucbe  bestebenden  Reichsgesetze  beruht,  sowie  solcben  prenfBischen 
juristischen  Personen  des  öffentlichen  Rechts,  welche  nach  den  für  sie 
geltenden  Gesetzen  ohne  Genehmigung  der  AuftichtsbehOrde  seither 
-Omndeigentum  erwerben  konnten,  bleibt  dieses  Recht  gewahrt. 

Femer  können  preufsische  Sparkassen,  die  durch  staatliche  Ver- 
leihung Rechtsfähigkeit  erlangt  haben,  ein  von  ihnen  beliehenes  Omnd- 
stück  im  Zwangsversteigerungsverfiaihren  ohne  die  Grenehmigung  der 
Au&ichtsbehörde  erwerben. 

Eine  Genehmigung  ist  in  dem  Fall  nicht  erforderlich,  wenn  es 
sich  um  einen  Grundstttckserwerb  aidP  Grund  einer  nach  Mafsgabe  der 
oben  sub  A.  erörterten  Bestimmungen  über  Schenkungen  etc.  ge- 
nehmigten Schenkung  oder  Zuwendung  von  Todesw^en  handelt. 

III. 

In  anderen  Bundesstaaten  bestehen  hinsichtlich  der  Erwerbsfkhig- 
keit  juristischer  Personen  bezüglich  Schenkungen  und  letztwilliger  Zu- 
wendungen sowie  hinsichtlich  des  Grundbesitzerwerbs  ähnliche  Be- 
stimmungen. 

a)  Im  Grofsherzogtum  Hessen  sind  in  erster  Beziehung  die 
Bestimmungen  des  preufsischen  Rechts  vollkommen  nachgebildet 
rArt  14  des  Hessischen  AusfUhrungsgesetzes  zum  B.G.B),  mit 
oier  Modifikation  jedoch ,  dafs  die  Zuwiderhandlung  unter  eine 
andere  Strafe  gestellt  ist  (GeldstrafSs  bis  1000  Mk.,  die  in  Oe- 
fUngnisstrafe  umgewandelt  werden  kann). 

Hinsichtlich  des  Grundstttckserwerbs  durch  juristische  Per- 
sonen hat  das  Hessische  AusfUhrungsgesetz  keine  besondersn 
Bestimmungen  getroffen;  indessen  untersagt  es  principiell  über- 
haupt Atisländem,  also  sowohl  ausländischen  physischen  Per- 
sonen wie  juristischen  Personen  ohne  staatlicbe  Grenehmigung 
den  Erwerb  von  Grundbesitz.  Hiervon  besteht  nur  insoweit 
eine  Ausnahme,  als  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist  (Art  15 
des  Hessischen  AusfUhrungsgesetzes  zum  B.G.B.) 

b)  Das  bayerische  Recht  unterscheidet  bei  inländischen 
juristischen  Personen  zwischen  geistlichen  Gesellschaften  und 
anderen  juristischen  Personen. 

Inländische  juristische  Personen,  die  nicht  ab  geistliche  Ge- 
sellschaften zu  charakterisieren  sind,  bedürfen  weder  fOx  An- 
nahme von  Schenkungen,  noch  ftlr  Annahme  von  Zuwendungen 
von  Todeswegen  der  landesherrlichen  Genehmigung. 

I^Agegoi^  ist  dieselbe  für  Grunderwerb  von  geistlichen 
Gesellschaffcen  sowie  fiXi  Schenkungen  und  letztwillige  Zu- 
wendungen an  geistliche  Gesellschaften  in  dem  Falle  er- 
forderlich, wenn  der  Wert  der  betreffenden  Zuwendung  oder 
des  betreffenden  Grunderwerbs  mehr  als  10000  Mk.  beträgt 
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Die  „englischen  Fräulein''  in  Bayern  sind  von  solchen  Be- 
schränkungen befielt 

Fttr  ausländische  juristische  Personen  bestehen 
weitere  BescbrtLnkungen,  sofern  sie  religiöse  oder  wohl- 
thätige  Zwecke  oder  Zwecke  des  Unterrichts  oder  der 
Erziehung  verfolgen.  Für  Schenkungen  oder  letztwillige 
Zuwendungen  an  juristische  Personen  dieser  genannten  Kategorien 
ist  die  landesherrliche  Genehmigung  erforderlich,  sofbm  der 
Wert  dieser  Zuwendungen  mehr  ab  500  0  Mk.  beträgt;  f^ 
£rwerb  von  Grundbesitz  bedürfen  solche  juristische  Personen 
in  allen  Fällen  der  landesherrlichen  Genehmigung. 

Für  ausländische  juristische  Personen,  die  in  keine  der  ge- 
dachten Ejitegorien  fidlen,  bestehen  weder  Erwerbsbeschrän- 
kungen  ftlr  Schenkungen  oder  Zuwendungen  noch  für  Grund- 
besitz. (Art  7 — 10  des  Bajriscben  Atisführungsgesetzee  zum 
B.G.B.) 

e)  Für  Württemberg  sind  im  Gegensatz  zu  dem  firtüier  Aus- 
geführten für  Schenkungen  und  letztwillige  Zuwendungen  an 
juristische  Personen  einengende  Vorschriften  in  dem  Wtfrttem- 
beigischen  AusfÜhrungsgesetz  zum  B.G.B.  nicht  enthalten. 

Dagegen  ist  eine  Beschränkung  juristischer  Personen  (und 
zwar  einheitlicb  für  ausländische  wie  für  inländische)  des  In- 
halts statuiert  worden,  dafs  hinsichtlich  des  Erwerbs  von  württem- 
bergischem Grundbesitz  uud  von  Rechten  an  solchen  Grund- 
stufen (mit  Ausnahme  von  Hypotheken,  Ghrundschulden  und 
Rentenschulden)  die  Genehmigung  der  Kreisregiemng  dann  er- 
forderlich ist,  wenn  die  erwerbende  juristische  Person  religiöse 
oder  wohlthätige  Zwecke  oder  Zwecke  des  Unterrichts  oder  der 
Erziehung  verfolgt  und  wenn  es  sich  um  Wertbeträge  von  mehr 
als  5000  Mk.  handelt 

Der  Erwerb  zum  Zweck  der  Erbauung  einer  Kirche  ist  frei 
von  behördlicher  G^ehmigung.  (Art.  140  des  Württembeigi- 
schen  AusfUhrungsgesetzes  zum  B.G.B.) 

Andererseits  aber  bedürfen  ausländische  Aktiengesellschaften, 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und  juristische  Personen  der 
Genehmigung  des  Ministeriums  des  Innern,  um  in  Württemberg 
ein  stehendes  Geschäft  mittels  Zweigniederlassung  oder  eine 
ständige  Agentur  zu  betreiben,  wenn  entweder  das  Unternehmen 
Bank-  und  Kreditgeschäfte,  Sach-  oder  Lebensversicherungen 
(mit  Ausschlufs  der  Leibrenten)  zum  Gegenstand  hat  oder  wenn 
in  dem  betreffenden  ausländischen  Staat  der  Gewerbebetrieb  von 
württembergischen  Gesellschaften  oder  Personen  gleichfalls  die 
staatliche  Genehmigung  erfordert 
Die  letztgedachte  Bestimmung  entspricht  im  wesentlichen  dem 
<Merreichischen  Rechte. 
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Nach  der  (toterreicbischen  Kaiserlichen  Verordnaog  vom  29.  No- 
vember 1865  (Reichsgesetzblatt  für  das  Kaisertom  Osterreich,  Jahrgang 
1865  S.  363  ff.)  werden  atisländische  Aktiengesellschaften  und  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien  in  Österreich  nur  dann  als  rechtlich 
bestehend  anerkannt  und  zum  gewerbsmttfsigen  Betriebe  ihrer  Geschttfie 
zugelassen,  wenn  sie  nachweisen,  dafs  sie  im  Heimatstaate  Rechts- 
f^igkeit  besitzen,  wenn  die  Zwecke  der  Gesellschaft  den  Grundsätzen 
des  österreichischen  Rechtes  nicht  widerstreiten  und  wenn  die  Gegen- 
seitigkeit verbürgt  ist.  Dafs  diese  Voraussetzungen  vorliegen,  ist  durch 
die  Osterreichischen  Behörden  vor  der  Zulassung  festzustellen.  —  Be- 
sonderheiten,  welche  hinsichtlich  des  Ausschlusses  auslttndischer  Ver- 
sicherungsgesellschaften gelten,  sind  durch  das  österreichische  Geseti 
vom  29.  März  1873  (ReichsgesetzbUtt  für  die  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder,  Jahrgang  1873  S.  193)  statuiert 

In  verschiedenen  österreichischen  Verordnungen  sind  dann  aller- 
dings in  Osterreich  solche  ausländischen  Aktien-  und  Kommanditaktien- 
Geeellschaften  für  rechtsfähig  anerkannt  worden  (cfir.  z.  B.  Ministerial- 
bekanntmachung vom  12.  Oktober  1868  betr.  die  französischen  und 
schweizerischen  Aktien-  und  Kommanditaktien-Gresellschaften). 


Die   Darlegung   des  Rechtszustandes    der    hier    nicht    behandelten 
deutschen  Bundesstaaten  bleibt  einem  späteren  Au&atz  vorbehalten. 


Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.    Bürgrerllches  Recht,  Handels-,  TVeohsel-  und 
Konkursrecht.  —  ClvllprozellB. 

Das  Gesetz  des  Wohnsitzes  des  zur  Erbschaft  Berufenen  kommt 
derart  zur  Anwendung,  dafs  er  die  Erbschaft  nicht  schon  unwider- 
ruflich erworben  hat,  wenn  er  nach  seinen  Gesetzen  noch  eifie 
Überlegu/ngsfrist  hat,  oder  einer  besonderen  Antretung  bedarf. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Breslau  vom  19.  September  1899  (mitgeteilt 
von  Herrn  Geh.  Justizrat  Hermann  Meyer  in  Breslau). 

Ein  Preufse  war  in  Preufsen  (landrechtliches  Gebiet)  gestorben. 
Sein  nach  preufsischem  Landrecht  zur  Erbschaft  berufener  Verwandter, 
der  in  Sachsen  wohnte,  wurde  von  einem  Erbschaftsgläubiger  V6^ 
klagt   und  obgleich   er  nach  sächsischem  Rechte  rechtzeitig  die 
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Erbschaft  ausgeschlagen  hatte,  vom  Landgerichte  verurteilt,  weil  er  nach 
dem  malBgebenden  preufsischen  Landrechte  zu  spät  ausgeschlagen  habe. 
Das  Oberlandesgericht  wies  die  Klage  ab. 

Gründe:  Die  herrschende  Ansicht,  welche  auch  v,  Savigwy  im 
System  des  Römischen  Rechts  Bd.  8  S.  802  vertritt,  bringt  auf  das 
Erbrecht  das  Gesetz  des  Wohnsitzes  des  Erblassers  zur  Anwendung. 
Damit  ist  zunttchst  die  Frage  gemeint,  wer  zur  Erbschaft  berufen 
ist.  Gerade  bei  der  Intestaterbfolge  ist  der  Hauptgrand  v.  SavignySy 
dafs  sie  auf  einem  präsumtiven  Willen  des  Verstorbenen  beruhe  und 
man  doch  nicht  dem  Verstorbenen  den  Willen  unterlegen  könne,  für 
verschiedene  Vermögensobjekte  verschiedene  Erben  zu  haben,  (t;.  Savigny 
a.  a.  0.  S.  803,  304.)  Es  handelte  sich  dabei  um  Bekämpfung  der 
Ansichten,  welche  ^  alle  Vermögensstttcke  oder  für  die  Immobilien 
die  Rechte  der  belegenen  Sache  mafsgebend  sein  lassen  wollten.  Das 
Obertribunal  in  Berlin  hat  nun  allerdings  ohne  nähere  Begründung  in 
der  Entscheidung  vom  8.  Juni  1869  (Striethorsts  Archiv  75  S.  114) 
angenommen,  dafs  auch  der  Erwerb  der  Erbschaft  sich  in  jeder  Rich- 
tung nach  dem  Gesetze  des  Wohnorts  des  Erblassers  richte.  Dies  ist 
indessen  so  allgemein  nicht  richtig.  Denn  ein  Gesetz,  welches  den  zur 
Erbschaft  Berufenen  von  selbst  Erbe  werden,  und,  wenn  er  binnen  be- 
stimmter Frist  nicht  ausschlägt,  Erbe  bleiben  läfst,  legt  den  zur  Erb- 
schaft Berufenen  eine  besondere  Pflicht  auf,  und  da  ist  es  das  Natür- 
lichste, dafs  das  Gesetz  diese  Pflicht  nur  denen  auferlegt,  die  innerhalb 
des  Gebietes  wohnen,  für  welche  das  Gesetz  erlassen  ist  und  nicht  auf 
Ausländer  y  welche  das  Gesetz  nicht  zu  kennen  brauchen.  Auf  dem 
Gebiete  des  internationalen  Rechts  ist  erhebliches  Gewicht  darauf  zu 
l^euy  ob  eine  Regel  zu  unbilliger  Härte  ^hrt  Eine  solche  läge  aber 
bier  vor,  wenn  jemand  für  Nachkrsverbindlichkeiten  aufkommen  müfste, 
während  sein  heimisches  Recht  den  Erwerb  der  Erbschaft  von  einer 
besonderen  Antretung  oder  dem  Ablauf  einer  längeren  Überlegungsfrist 
abhängig  macht  Mit  Recht  ist  daher  neuerdings  in  Theorie  und  Praxis 
angenommen,  dafs  in  solchem  Falle  das  Gesetz  des  Wohnsitzes  des  zur 
Erbschaft  Berufenen  derart  zur  Anwendung  kommt,  dafs  dieser  die  Eirb- 
Bchaft  nicht  schon  unwiderruflich  erworben  hat,  wenn  er  nach  seinen 
Gesetzen  noch  eine  Überlegungsfrist  hat  oder  einer  besonderen  Antre- 
tmig  bedarf.  (Vergl.  t;.  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  internationalen 
Privatrechts  2  Aufl.  Bd.  II  S.  343.  Qierke,  Deutsches  Privatrecht  I 
8.  245  Anm.  147.  Seufferts  Archiv  40  Nr.  172,  45  Nr.  160.)  —  Im 
vorliegenden  Falle  ist  nicht  behauptet,  dafs  der  Beklagte  vor  dem 
8.  Juni  1897  Kenntnis  davon  erhalten  hat,  dafs  er  zur  Erbschaft  be- 
rafen  sei.  §  2265  des  B.G.B.  für  das  Königreich  Sachsen,  welches 
nach  dem  Obigen  als  Gesetz  des  Wohnorts  des  in  Sachsen  wohnenden 
Beklagten  zur  Anwendung  kommt,  erklärt  die  Erbschaft  für  angenommen, 
wenn  der  Erbe  innerhalb  eines  Jahres  von  der  Zeit  an,  da  er  von 
dem  Anfalle  Kenntnis  erlangt  hat,  über  die  Antretung  sich  nicht  er- 
klärt hat  Die  am  15.  Dezember  1897  erfolgte  Ausschlagung  war 
daher  rechtzeitig  und  bewirkte,  dafs  der  Beklagte  nicht  als  Erbe  haftet. 
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Wichtiger  Grund  für  Äbaabe  einer  Vormundschaft  an  ein  anderes 
Gericht.     Gesete  über  Angelegenheiten  der  freiwüligen  Gerichts- 

barkeü,  §  46. 

BeschlaliB  des  BeichsgerichtB  vom  1.  Februar  1900  (Sachs.  Archiv  för  bürgerl. 
Recht  und  Prosefs  Bd.  10  S.  175). 

Der  Realschüler  L.,  der  ein  nicht  unerhebliches  Vermögen  besitzt, 
wurde  vom  Sachs.  Amtsgericht  Mittweida  bevormundet;  dieses  ersuchte 
das  Preufs.  Amtsgericht  2U  Muhlheim  a.  Ruhr  um  Übernahme  der  Vor- 
mundschaft auf  Gmnd  von  §  46  des  Gesetzes  über  die  freiwillige  Ge- 
richtsbarkeit und  legte,  da  das  Erauchen  abgelehnt  wurde,  die  Sache 
dem  Reichsgerichte  zur  Entscheidung  vor.     Diese  erging  dahin: 

Das  Reichsgericht  hat  in  Erwägung,  dafs  das  von  dem  Königl. 
Sttchs.  Amtsgericht  zu  Mittweida  an  das  Königl.  Preufs.  Amtsgericht  zu 
Muhlheim  a«  Ruhr  gerichtete  Ersuchen,  die  Vormundschaft  dorthin  zu 
übernehmen,  von  dem  letzteren  abgelehnt  worden  ist,  dafs  indes  ein 
wichtiger  Grund  fUr  die  Abgabe  der  Vormundschaft  insofern  vorliegt, 
als  der  bestellte  Vormund,  Fabrikdirektor  G.,  der  der  Abgabe  zuge- 
stimmt hat,  in  Muhlheim  wohnt,  auch  der  Gegenvormund,  der  mit 
Rücksicht  darauf,  dafs  eine  Vermögensverwaltung  mit  der  Vormundschaft 
verbunden,  zu  bestellen  ist,  aus  der  Zahl  der  dortigen  Einwohner  za 
wählen  sein  wird,  und  es  im  Interesse  der  Führung  der  Vormundschaft 
liegt,  dafs  Vormund  und  Gegenvormund  und  das  Vormundschaftsgericbt 
an  demselben  Orte  sich  befanden,  dafs  anderseits  der  sich  in  Mittweida 
aufhaltende  Mündel  im  siebzehnten  Lebensjahre  steht,  bei  einem  Lehrer 
der  dortigen  Realschule  unlei^bracht  ist  und  voraussichtlich  in  kürzerer 
Zeit  —  nach  Beendigung  des  Schulunterrichts  —  Mittweida  verlassen 
wird,  auf  Grund  des  §  46  des  Reichsgesetzes  über  die  freiwillige  Ge- 
richtsbarkeit vom  17./20.  Mai  1898  beschlossen:  Das  Königl.  Preufs. 
Amtagericht  zu  Mühlheim  a.  Ruhr  hat  die  Vormundschaft  zu  übernehmen. 

Eigentumsübergang  beim  Warenkauf 

(Vergl.  Zeitschrift  Bd.  V  S.  286,  Bd.  VIII  S.  46.) 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Zweibrücken  vom  18.  Juli  1898  (Zeitschr.  für 
französ.  Civilrecht  Bd.  XXX  S.  660). 

Die  üolzschtthfabrik  Gebr.  Gr.  in  Neustadt  a.  H.  hatte  bei  der 
Filzfabrik  V.  in  G.  bei  Löbau  in  Sachsen  eine  gröl^ere  Partie  Waren 
bestellt  Die  Sendung  wurde  am  2.  Juni  1896  in  Löbau  an  die 
Käuferin  aufgegeben  und  am  1.  Juli  darauf  an  Gebr.  Gr.  in  Neustadt  a.H. 
abgeliefert  Nachdem  am  4.  Juli  1896  der  Konkurs  über  das  Vermögen 
der  ELäuferin  eröffnet  worden  war,  machte  die  Verkäuferin  ein  Aus- 
sondemngsrecht  geltend  unter  der  zu  Beweis  gestellten  Behauptung,  die 
Firma  Gebr.  Gr.  habe  die  ihr  überschickten  Filze  nicht  für  sieh  in 
Besitz  genommen,  sondern  der  Verl^uferiu  zur  Verfügung  gestellt  und 
die  Waren  nur  ftlr  die  Verkäuferin  in  Verwahrung  genommen.  1b 
erster  und  zweiter  Instanz  wurde  die  Klägerin  abgewiesen. 


Bürgerikhas  Recht  etc.  -^  Civilprozefs.  221 

Aus  den  Gründen  des  oberlandesgerichtlichen  Ur- 
teils: 

„Der  Klageanspmeh  wird  in  jetziger  Instanz  nur  noch  anf  §  35 
K.O.  nnd  die  Behauptong  gesttttzt,  dafs  die  von  der  KlMgerin  am 
2.  Juni  1896  in  Löban  und  am  1.  Juli  darauf  in  Neustadt  a.  H.  zur 
Ablieferung  an  die  Beklagte  gelangte  Ware  zur  Zeit  des  am  4.  Juli 
1896  eröffneten  Konkurses  noch  nicht  in  das  Eigentum  der  BekUgten 
übergegangen  gewesen  sei.  Dafs  dieser  Übergang  sich  in  jenem  Zeit- 
punkte vollzogen  hatte,  wenn  das  pfklzische  Recht  mafsgebend  für  ihn 
war,  kann  mit  Erfolg  nicht  bestritten  werden,  denn  nach  der  in  der 
Praxis  allein  herrschenden  Meinung  geht  das  Eigentum  auch  bei  einer 
auf  Bestellung  von  auswärts  zugeschickten  Genufsware  schon  mit  der 
Ablieferung  an  den  Frachtführer,  der  hiebei  als  Mandatar  ftlr  das  Ge- 
achllft  des  Zuwttgens  und  Zumessens  gedacht  ist,  auf  den  K&ufer  Über 
{Cass.  24.  12.  75,  Dda.  1876  I  3.  91,  R.G.  I  S.  415,  XXXIV  Nr.  16 
S.  66,  Zachariä-'Crofne  §  21  T.  u.  Note  19,  Laurent  XIV  Nr.  359, 
XXIV  Nr.  140,  Fuchelt'FMst^  Art  342).  Nach  AufiitiOlung  der 
KUigerin  soll  aber  die  Frage  des  Eigentumsttberganges  nicht  nach 
pftlzischem,  sondern  nach  sttchsischem  Rechte  zu  beurteilen  sein,  das 
ZOT  Bewirkung  des  Eigentumsüberganges  neben  dem  obligatorischen 
Vertrage  das  Zustandekommen  eines  besonderen  dinglichen  Vertrages 
durch  die  in  der  Absicht  der  Eigentumsttbertragung  erfolgte  Übergabe 
und  die  in  der  Absicht  des  Eigentumserwerbee  erfolgte  Annahme  der 
übergebenen  Ware  fordert  (BoUe  16  Nr.  6  u.  83,  Seuffert  40  Nr.  182, 
49  Nr.  78),  während  die  Beklagte,  wie  subsidiär  unter  Beweis  gestellt 
ist,  die  W'are  nicht  in  dieser  Absicht,  sondern  nur  zum  Zwecke  der 
Verwahrung  für  die  Klägerin  abgenommen  haben  soll.  Nun  kann  der 
Beklagten  wohl  soviel  zugegeben  werden,  dafs  auch  nach  pfldzischem 
Rechte  für  die  Rechtsverhältnisse  der  beweglichen  Sachen  die  lex  rei 
sitae  mafsgebend  ist  und  dafs  zufolgedessen  die  Frage  des  Eigentums- 
überganges jedenfi&lls  insolange  nach  fittchsischem  Rechte  zu  beurteilen 
war,  als  die  Ware  sich  im  Gebiete  dieses  Rechtes  befand  (Bar  I  §  222, 
8.  603,  §  226,  §  284,  Äubrp  et  JRofi  I  §  31,  Demolombe  I  Nr.  96, 
Crome,  AUg.  Teü  §  12,  T.  und  Note  44,  R.G.  VIII  S.  113,  Jur. 
Wochenschr.  85  8.  89  Nr.  49).  Allein  mit  dem  Augenblicke,  wo  die 
Ware  in  das  Gebiet  des  pflüzischen  Rechtes  eintrat,  mufste  es  zur  Be- 
wirkung des  Eigentumstiberganges  genügen,  wenn  diejenigen  Recbts- 
tbatsachen  vorlagen  und  fortdauerten,  an  die  das  pfälzische  Recht  die 
Wirkung  des  Eigentumsüberganges  knüpft.  Diese,  würden  aber  nur 
dann  fehlen,  wenn  der  Wille  des  Verkäufers,  Eigentum  zu  übertragen, 
oder  der  des  Käufers,  Eigentum  zu  erwerben,  schon  vor  jenem  Zeit- 
pnakte  in  Weg&ll  gekommen  und  zufolgedessen  in  keinem  Augenblick 
seit  dem  Übertritt  der  Ware  in  das.  Gebiet  des  pflllzischen  Rechtes  der 
nach  diesem  Rechte  zur  Bewirkung  des  Eigentumsttberganges  an  der 
ausgesonderten  Ware  hinreichende  Konsens  über  Ware  und  Preis  vor- 
handen gewesen  wäre  (Bar  §  228,  ILG.Entsch.  I  416,  Seuffert,  Archiv  47 
Nr.  8,  Oberlandesg.  Hamburg  vom  18.  Mai  1894,   Zeitschr.  f.  intern. 
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Recht  Bd.  V  S.  286).  Dafür,  dafs  dies  der  Fall  gewesen  wäre,  li^ea 
irgend  welche  Anhaltspunkte  nicht  vor,  und  auch  der  angebotene  Be- 
weis würde  dies  im  Falle  seines  Gelingens  nicht  darthan. 

Demgemttfs  war  die  Berafhng  ohne  Beachtung  des  Beweisanerbietens 
als  unbegründet  zu  verwerfen.'' 

Welches  Recht  ist  für  die  Frage  der  Bemängelung  der  Kaufsache 

malsgebend,  das  Recht  des  Erfüllungsortes  des  Käufers  oder  des 

Verkäufers?    (Altes  KG.B.  Art.  34/;  neues  H.G.B.  §  377.) 

Urteil  des  Hanseat  Oberlandesgerichts  in  Hamburg  vom  2.  Dezember  1899 
(Hans.  Oerichtazeitg.  21.  Jahrgang  [1900]  Hauptblatt  S.  69  f.). 

Im  April  1897  hat  die  Klägerin,  welche  damab  eine  Niederlassung 
in  Mannheim  hatte,  an  das  Londoner  Haus  des  Beklagten  75  slavonische 
Eichenklotze  verkauft  mit  der  Kondition  netto  Kassa  bei  Empfiing. 

Am  20.  Juli  1897  sind  in  Fiume  von  der  Fiumer  Kreditbank  A.-6. 
64  Eichenklötze  per  Steamer  „Barofs*'  verschiffi;  worden  mit  der  Be- 
stimmung nach  London.  Das  Schiff  ist  dort  am  6«  August  —  od^ 
8.  August,  wie  Beklagter  behauptet  —  eingetroffen.  Von  den  rest- 
lichen 11  Klötzen  sind  nur  10  Stttck  per  Steamer  „William  Bailej" 
von  Fiume  nach  London  verschifft  und  sollen  dort  am  2.  Oktober  1897 
eingetroffen  sein. 

Beklagtischerseits  ist  die  erste  Sendung  von  64  Klötzen  am  4.  Ok- 
tober 1897  besichtigt  worden  und  am  selben  Tage  aufgeschossen.  Die 
zweite  Sendung  soll  am  25.  oder  26.  Oktober  1897  besichtigt  worden 
sein.  Am  29.  Oktober  1897  hat  das  Londoner  Haus  des  Beklagten 
sämtliche  Klötze  aufgeschossen. 

Aus  den  Gründen  des  Urteils  des  O.L.6.  II  vom  2.  Dezember 
1899: 

Die  Klägerin  erachtet  den  Beklagten  um  deswillen  für  sachMig, 
weil  er  den  Vorschrifken  des  Art  847  des  H.G.B.  nicht  genügt  habe, 
weshalb  die  von  der  Klägerin  dem  Beklagten  käuflich  gelieferten  Eichen- 
blöcke als  genehmigt  gelten  müfsten.  Der  Beklagte  bestreitet  die  An- 
wendbarkeit des  Art.  847  H.6.B.  auf  den  vorliegenden  Fall,  weil  ftlr 
die  Frage  der  Bemängelung  das  Recht  des  Er^llungsortes  des  Kttafers, 
also  hier  das  englische  Recht  mafsgebend  sei.  Hierin  ist  das  L.Q*.  dem 
Beklagten  beigetreten.  Allerdings  hat  das  R.O.H.O.  im  Bd.  15  S.  212  f. 
seiner  Entscheidungen  —  und  ebenso  anscheinend  das  R.G.  bei  BdUe 
Bd.  5  Nr.  82  S.  474  —  den  gegenteiligen  Standpunkt  vertreten.  Wsb 
dort  zur  Begründung  gesagt  ist,  reduziert  sich  auf  den  einen  Satz:  Die 
Berechtigung  zur  Beanstandung  gekaufter  Ware  bestimme  sich  nach 
dem  Rechte  des  Erflillungsortes  des  Verkäufers;  bei  der  Bemängelung 
handele  es  sich  um  eine  Voraussetzung  seiner  Berechtigung. 
Dieser  Grund  trifit  offensichtlich  nicht  zu  I  Was  der  Verkäufer  zu  leisten 
hat,  bestimmt  sich  allerdings  nach  dem  Rechte  seines  Erfüllungsortes. 
Hier  handelt  es  sich  aber  nicht  um  eine  Leistung  des  Verkäufers,  son- 
dern   darum,    dafs    der  Käufer    ausgeschlossen    sein    soll,   die 


Boigerliches  Recht  ete.  —  GiTilpiozefB.  223 

Leistang  des  Verkäufers  zu  beanstanden ,  weil  er,  der  ELäufer,  es 
unterlassen  hat,  bei  oder  nach  der  AbUeferong  der  Ware  irgendwie 
tfastig  zn  werden.  Ob  und  inwieweit  der  KSufer  hierzu  verpflichtet  ist 
und  welche  Rechtsfolgen  sich  an  sein  Thun  oder  Lassen  knüpfen,  kann 
sich  nur  nach  dem  Rechte  seines  ErftQlungsortes  bestimmen.  Die 
deutschen  Gerichte  haben  denn  auch  im  umgekehrten  Falle,  dafs  der 
Eiftülungsort  des  Verkäufers  im  Auslande  lag,  der  des  Käufers  aber 
in  Deutschland,  keinen  Anstand  genommen,  den  Art  347  H.6.B.  als 
dts  Recht  des  Käufers  in  Anwendung  zu  bringen  (vergl.  z.  B.  Hans. 
O.L.G.  im  Hauptblatt  1892  Nr.  69).  Das  ist  neuerdings  ex  professo 
geschehen  durch  das  Urteil  des  jetzt  erkennenden  Senats  des  Hans. 
0.L6.  vom  2.  Mai  1899  in  Sachen  Menzenhauer  &  Co.  gegen  Hähner 
(Bf.  n  81/99),  wo  gleichfalls  der  angeführten  Entscheidung  des  R.O.H.6. 
entgegengetreten  und  namentlich  auch  noch  darauf  verwiesen  ist,  dafs 
CS  zu  Unzuträglichkeiten  führen  müsse,  wenn  man  den  Käufer  ver- 
pflichten wolle,  bei  Übersendung  von  Waren  aus  dem  Auslande  be- 
zli^ich  der  Untersuchung  und  eventuellen  Beanstandung  der  Ware  sein 
Verhalten  nach  den  Bestimmungen  eines  ausländischen,  ihm  vielleicht 
vollständig  unbekannten  Rechtes  einzurichten.  Dem  hat  sich  das 
Bevisionsgericht  in  seinem  Urteil  vom  21.  Oktober  1899  (I  248/99) 
angeschlossen.  Gilt  das  aber  für  den  deutschen  E^äufer  gegenüber  dem 
aosländischen  Verkäufer,  so  kann  auch  nicht  im  umgekehrten  Falle, 
wie  es  hier  in  Frage  steht,  der  Käufer,  welcher  seinen  Erfüllungsort 
im  Auslande  hat,  dem  Art  347  des  deutschen  H.G.B.  unterworfen  sein, 
sondern  gleich&lls  nur  dem  Rechte  seines  Erfüllungsortes. 

Erfüllungsort  des  BekUgten  ist  aber  London,  denn  die  Klägerin 
hatte  an  „Carl  Gärtner  London **  nach  London  zu  liefernde  Ware  mit 
der  Kondition  „Netto  Kassa  bei  Empfangt  verkauft,  wobei  noch  hinzu- 
gefügt war,  dafs  die  Anschaflung  in  einem  Check  auf  London  nach 
Tageskursberechnung  gemacht  werden  möge.  Deshalb  kommt  im  vor- 
liegenden Falle  nicht  der  Art  847H.G.B.,  sondern  das  eng- 
lische Recht  in  Betracht 

Selbst  bei  diesem  principiellen  Ausgangspunkt  erachtet  die  Klägerin 
dennoch  das  deutsche  Recht  für  anwendbar,  weil  die  Parteien  Deutsche 
seien  und  der  Beklagte  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  zwar  eine 
Handelsniederlassung  in  London,  sein  Hauptgeschäft  aber  in  Hamburg 
gehabt  habe.  Letzteres  kommt  schon  deshalb  nicht  in  Betracht,  weil 
die  Londoner  Filiale  des  Beklagten  selbständig  mit  der  damaligen  Nieder- 
lassung der  Klägerin  in  Mannheim  verhandelt  und  abgeschlossen  hat 
(vergl.  auch  R.G.  Entsch.  19  S.  86  Mitte).  Auch  im  weiteren  Verlauf 
der  Sache  hat  die  Klägerin  stets  die  Londoner  Filiale  als  ihre  Kon- 
trahentin betrachtet,  was  so  recht  illustriert  wird  durch  das  Schreiben 
der  Klägerin  an  das  Hambuiger  Haupthaus,  worin  sie  diesem  mitteilt, 
was  und  wie  sie  mit  dem  Londoner  Haus  abgemacht  habe.  Es  kann 
sich  daher  nur  fragen,  ob  etwas  dafür  vorliegt,  dafs  sich  die  Londoner 
Filiale  dem  deutschen  Recht  hat  unterwerfen  wollen.  Aus  dem  Um- 
stand allein,   dafs  es  die  Filiale  eines  deutschen  Hauses  war  und  dafs 
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sie  —  was  Übrigens  beklagtischerseits  bestritten  wird  —  von  einem 
Dentsehen  geleitet  wurde,  läfst  sich  schlechterdings  nichts  daAlr  folgern, 
dafs  man  beklagtischerseits  das  Kan^eschttft,  insbesondere  iHr  die  hier 
erhebliche  Frage  der  Bemttngelnng,  dem  dentsehen  Recht  hat  unter- 
stellen wollen.  Wenn  Klägerin  zur  Sttltze  ihrer  Meinung  auf  die  Ent- 
scheidungen des  R.G.  Bd.  40  Nr.  52  verweist,  so  geht  das  fehl!  Doit 
ist  gesagt,  dafs  Deutsche,  welche  im  Auslande  fOr  die  Dauer  bestimmte, 
ihre  Familienverhältnisse  beeinflussende  Abmachungen  treffen,  solche 
vernünftigerweise  ihrem  Heimatsrecht  und  nicht  dem  Rechte  eines 
fremden  Landes  haben  unterwerfen  wollen,  wo  sie  sich  nur  des  £i^ 
werbes  halber  zeitweilig  aufhielten.  Hier  handelt  es  sich  aber  um 
weiter  nichts  als  um  ein  einzekies  Handelskau%e6chäft,  dessen  Objekt 
nach  London  geliefert  und  dort  veräufsert  werden  sollte.  Das  würde 
sich  eher  zu  Gunsten  des  englischen  Rechtes  verwerten  lassen,  als  ftlr 
eine  Unterwerfung  der  Parteien  unter  das  deutsche  Recht  sprechen. 

Anerkennung  eines  österreichischen  Urteils  in  DeiäscKlcmd  (§§  328^^ 
722  der  C.Pr.O).    Bedeutung  des  über  die  mündliche  Verhandr 
lung  aufgenommenen   hezirJcsgerichtlichen  ProtokoUes  nach  öster- 
reichischem Rechte  (§§  209,  211,  212,  215,  443  der 
Österreichischen  C.Pr,0.)> 

urteil  des  Oberlandesgerichts  Dresden  vom  5.  Januar  1900  (Sfiehs.  Arebi? 
för  Bflrgerliches  Recht  u.  Proaeft,  Bd.  10  8.  60). 

Der  Sachantrag  der  Klägerin  geht  dahin,  auszusprechen,  dafs  die 
Zwangsvollstreckung  aus  dem  Urteile  des  k.  k.  Bezirksgerichts  in  Lem- 
berg  vom  8.  Juli  1898  C  XIII  ^^^  in  Sachen  der  Handelsfirma 
J.  &  M.  L.  in  Lemberg  gegen  den  Mobelfabrikanten  P.  Th.  in  Leipsig 
wegen  einer  Forderung  von  461  Mk.  56  Pfg.  nebst  5  %  Zinsen  seit 
dem  9.  Februar  1898  nach  Höhe  dieser  Forderung  sowie  nach  Höhe 
von  63  fl.  25  Kr.  ö.  W.  als  dem  Betrage  der  dem  Beklagten  auferlegten 
Kosten  zulässig  sei. 

Der  Beklagte  ist  Unbestrittenermarsen  in  jenem  Urteile  zur  Zahlung 
der  genannten  Betrage  verurteilt  worden.  Das  Urteil  ist  nach  öster- 
reichischem Gesetze  rechtskräftig. 

Die  KlHgerin  behauptet,  dafs  auch  die  weiteren  Erfordernisse  des 
§  661  der  CPr.O.  (§§  722,  828  neue  Fassung),  insbesondere  die  Zu- 
ständigkeit des  Bezirkfl^richts  Lemberg,  vorlägen. 

Letzteres  hat  der  Beklagte,  der  Klagabweisung  fordert,  bestritten, 
indem  er  anftihrt:  da  beide  Parteien  Kanfleute  seien,  hätte  die  Klsge 
am  Sitze  der  Handelsniederlassung  des  Beklagten  erhoben  werden  mttflsen. 
Die  Zuständigkeit  des  österreichischen  Gerichts  sei  darauf  gestutzt  worden, 
dafs  der  Beklagte  eine  die  Klagforderung  betreffende  Rechnung  sn- 
genommen  habe,  die  den  Vermerk  enthalten  habe,  dafs  er  durch  An- 
nahme der  Rechnung  sich  der  Zuständigkeit  des  österreichischen  Ge- 
richtes unterwerfe.     Diesen  Vermerk   habe  jedoch  die  Rechnung  nicht 
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enthalten,  und  vor  allem  habe  er  die  ihm  von  der  Klägerm  Übersandte 
Ware,  der  die  Rechnung  beigefttgt  gewesen  sei,  zor  Verftlgang  gestellL 

Die  Klttgerin  hat  das  thatslicfaiiche  Vorbringen  des  Beklagten  zn- 
g«geben,  hat  aber  behauptet,  der  Beklagte  habe  vor  dem  Bezirksgerichte 
snr  Hauptsache  mündlich  verhandelt,  ohne  die  Ortliche  Unzuständigkeit 
des  Gerichts  geltend  zu  machen;  das  Bezirksgericht  Lembeig  sei  also 
Dach  §  39  der  C.Pr.O.  durch  stillschweigende  Vereinbarung  der  Par- 
teien zuständig  geworden. 

Der  Beklagte  hat  zur  Widerlegung  dieses  AnfUhrens  auf  das  Fto- 
tokoll  über  die  erste  Tagfahrt  Bezug  genommen. 

Die  eiste  Instanz  hat  die  Klage  abgewiesen.  Die  Berufung  der 
Klägerin  wurde  zurückgewiesen  aus  folgenden  Gründen. 

Die  in  §  828  Ziffer  1  der  CPr.O.  vorausgesetzte  Zuständigkeit 
des  ausländischen  Gerichtes  ist  vom  deutschen  Richter  nach  deutschem 
Rechte  zu  prüfen.  Er  ist  dabei  an  die  Feststellungen  des  ausländischen 
Richters  nicht  gebunden. 

Vergl.  Entscheidung  des  O.L.G.  im  Sachs.  Archiv  1896  S.  226. 

An  sich  war  und  ist  für  die  Klage  g^gen  den  Beklagten  auf  Er- 
füllung des  Handelskaufes  nach  Art  278,  824  H.G.B.,  bezw.  §  269 
Deutsch.  B.G.B.  §  29  der  CPr.O.  das  Landgericht  zu  Leipzig  zuständig. 

Die  Zuständigkeit  des  Bezirksgerichtes  Lemberg  konnte  durch  die 
von  der  Klägerin  nachträglich  in  die  Faktur  angenommene  Bestimmung, 
dafs  der  Beklagte  sich  durch  Annahme  der  Rechnung  der  Zuständigkeit 
der  österreichischen  Gerichte  unterwerfe,  nach  deutschem  Rechte  selbst 
dann  nicht  begründet  werden,  wenn  er  die  Faktur  unbeanstandet  an- 
genommen hätte. 

Vergl.  die  angezogene  Entscheidung  und  die  dortigen  Nach- 
weisungen, auch  Reichsgericht  im  Sachs.  Archiv  1891 
S.  468  Nr.  2. 

Er  hat  sie  aber  unbestrittenermafsen  überhaupt  nicht  angenommen. 
Mithin  würde  aus  jener  Fakturenklausel  nicht  einmal  nach  tfsterreichi- 
9chem  Rechte  die  Zuständigkeit  des  Bezirksgerichts  Lemberg  abgeleitet 
werden  können.     (Vergl.  Jnrisdiktionsnorm  §  88  Abs.  2.) 

Die  Behauptung  der  Klägerin,  das  Bezirksgericht  Lemberg  sei  da- 
durch zuständig  geworden,  dafs  der  Beklagte,  ohne  rechtzeitig  die  Ein- 
rede der  Unzuständigkeit  erhoben  zu  haben,  in  der  Hauptsache  münd- 
lich verhandelt  habe  (Deutsche  CPr.O.  §  89;  Jurisd.  Norm  §  104 
Abs.  3),  wird  durch  das  Protokoll  über  die  erste  Tagsatzung  widerle;;:t, 
WGoach  der  Beklagte  diese  Einrede  schon  in  dieser,  abgesondert 
abgehaltenen  Tagsatzung  vorgebracht  hat,  also  bevor  er  sich  in  die 
Verhandlung  üW  die  Hauptsache  einliefe.  (VergL  österr.  CPr.O. 
§§  440  Abs.  1.  239,  441.) 

Nunmehr  behauptet  die  Klägerin  unter  Berufung  auf  das  Zeugnis 
des  Advokaten  Dr.  T.,  der  Beklagte  habe  thatsächUch  die  fragliche 
Einrede  in  einer  späteren  Verhandlung  wieder  fiidlen  lassen.  Dem- 
gegenüber ist  auf  folgendes  hinzuweisen.  Nach  §  209  der  österr. 
C.Pr.O.  ist  in  jedes  Protokoll  über  eine  mündliche  Verhandlung  nebst 
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den  Angaben,  welche  den  Gang  der  Verhandlung  im  aUgemeinen  et- 
kennen  lassen,  der  Inhalt  des  anf  den  Sachverhalt  sich  besiehendeo 
beiderseitigen  Vorbringens  in  gedrängt  zusammenfitfsender  Darstellang 
anfznnefamen.  Im  bezirksgerichtlichen  Verfahren  hat  die  ProtokoUiening 
in  der  Regel  in  der  Form  des  Resum^protokoUes  sn  geschehen  (§  448 
der  C.Pr.O.),  d.  b.  der  Richter  legt  nach  Beendigong  der  Parteiverhand- 
long  in  Gegenwart  der  Parteien  den  aas  ihrem  Vorbringen  sich  er- 
gebenden Sachverhalt  in  übersichtlicher  Zosammenfiuwnng  dar  und 
diese  Darstellung  wird  zu  Protokoll  gebracht  (§  211).  Das  Protokoll 
ist  den  Parteien  zur  Dnrehsicht  vorzulegen  oder  vorzulesen  und  von 
ihnen  zu  unterschreiben.  Den  Parteien  ist  gestattet,  sodann  auf  jene 
Punkte  aufmerksam  zu  machen,  in  welchen  die  im  Protokolle  enthaltene 
Darlegung  des  Verhandlungsinhaltes  dem  thatsftcblichen  Verlaufe  der 
Verhandlung  nicht  entspricht.  Bei  Nichtbeachtung  dieser  Einwendung 
steht  der  Partei  der  Widerspruch  gegen  die  bezüglichen  Angaben  dee 
Protokolles  zu.  Der  nichtbeachtete  Widerspruch  mufs  nebst  seiner  Be- 
gründung in  einem  Protokollanhange  konstatiert  werden.     (§  212.) 

Nach  diesen  Vorschriften  bildet  das  Protokoll  eme  verläfsllche 
Grundlage  nicht  blofs  fUr  die  Abfassung  des  Thatbestandes,  sondern  zu- 
gleich fOr  die  Entscheidung  über  eine  Kritik  des  Thatbestandes.  Dafs 
der  Osterreichische  Gesetzgeber  ganz  wesentliches  Gewicht  auf  diese 
genaue,  der  eingehenden  Kontrolle  der  Parteien  unterliegende  Fixierung 
des  Prozefsstoffes  im  Verhandlungsprotokolle  legt,  erhellt  deutlich  aas 
den  Materialien  zu  C.Pt.O.  §§  207  fg., 

(abgedruckt  bei  Schauer,  Die  österreichische  CPr.O.,  3.  Aufl. 
8.  492—495) 
insbesondere  aber  daraus,  dafs  er  gerade  der  ProtokoUierungsvorschriften 
wegen  dem  Institute  der  Thatbestandsberichtigung  nur  untergeordnete 
Bedeutung  beimifst,  „da  es  sich  dabei  eigentlicli  nur  mehr  um  Redaktio- 
nelles, nicht  um  wahre  Thatsachenergänzung  oder  um  sachliche  Be- 
richtigung des  Resum^  des  Verhandlungsstoffes  handeln  könne.*' 
Vergl.  Motive  zu  §  420  C.Pr.O.  (bei  SOutuer)  8.  706. 

In  der  Osterreichischen  Civilprozefsordnung  nimmt  sonach  das  Wer- 
handlungsprotokoU  im  wesentlichen  dieselbe  Stellung  ein,  die  in  der 
Deutschen  Civilprozefsordnung  dem  Urteilsthatbestande  eingerttumt  ist 
Dieser  Auffassung  entspricht  es,  wenn  die  österr.  CPr.O.  im  §  215 
bestimmt,  dafs,  soweit  nicht  ein  ausdrücklicher  Widersprueh  einer  Partei 
vorliegt,  das  Protokoll  über  den  Verlauf  und  Inhalt  der  Verhandloog 
vollen  Beweis  liefert. 

Diese  Beweiskraft  wirkt  —  wie  die  des  Thatbestandes  im  deutBchen 
Civilprozefs  —  nicht  nur  positiv,  sondern  auch  n^ativ,  d.  h.  durch 
das  unbeanstandet  gebliebene  Protokoll  wird  auch  bewiesen,  dafs  die 
darin  nicht  festgestellte  ParteierkllSrung  nicht  abgegeben  worden  ist. 

Da  nun  nach  der  eignen  Darstellung  der  Klägerin  eine  schiiftliebe 
Feststellung  über  die  behauptete  ZurücknahmlB  der  Unzuständigkeits- 
einrede im  Prozesse  nicht  erfolgt  ist,  so  ist  auf  Grund  (des  oder)  der 
Verhandlungsprotokolle  als  voll  bewiesen  anzusehen,   dafs  die  Ziurttck* 


BeohtBhfllfe.  227 

nähme  nicht  erfolgt  ist.  Die  etwaige  gegenteilige  Zengenaussage  des 
Advokaten  Dr.  T.  würde  dieeen  Beweis  um  so  weniger  zu  erschttttem 
Term^Sgen,  als  die  behauptete  Rttcknahme  nicht  einmal  Gegenstand  eines 
Widerspmcbs  g^gen  das  Protokoll  gewesen  und  wenigstens  hierbei 
Gegenstand  schriftUcber  Fixierung  geworden  ist 

Hiemach  ist  —  ohne  dafs  es  der  Erhebung  der  angebotenen  Be- 
weise bedurfte  —  auch  jetzt  noch  die  Zuständigkeit  des  österreichischen 
Geriehti  zu  verneinen  und  deshalb  die  verfügte  Kkgabweisung  fltr  ge- 
rechtfertigt zu  erachten. 

B.   RechtshtLlfe. 

Ähkhmmg  der  durch  einen  beaußragien  Richter  erbetenen  Hechts- 
hülfe.     O.r.G.  §§  159.  160. 

Beachlufs    des  ObeilandeBgerichts    in   Bostock    vom    20.    September    1899 

(Mecklenbumsche  ZeitBchiift  fiOr  Rechtspflege  imd  Rcshtswissenschaft 

18.  Bd.  S.  214.) 

Das  Königl.  Landgericht  zu  K.  hatte  durch  Beweisbeschlufs  die 
Vernehmung  zweier  in  R.  wohnenden  Zeugen  angeordnet  und  ein  Mit- 
glied des  Prozefsgerichts  mit  der  Erledigung  des  Beweisbeschlnsses 
besnftragt;  eine  Bestimmung  dahin,  dafs  die  Beweisaufaahme  dem  Amts- 
gericht SU  R.  übertragen  werde,  war  vom  Landgericht  nicht  getroffen 
worden.  Das  vom  beauftragten  Richter  an  das  Amtsgericht  zu  R.  ge- 
richtete Ersuchen  um  Yemehmüng  der  beiden  Zeugen  wurde  vom 
Amtagericht  abgelehnt  mit  dem  Bemerken,  dafs  die  Erledigung  nur  er- 
folgen könne,  wenn  das  Ersuchungsschreiben  in  G^mäfsheit  des  §  327 
C.Pr.O.  ergehe,  da  der  Fall  des  §  330  CP.O.  nicht  vorliege.  Auf 
den  nach  §  160  G.V.G.  gestellten  Antrag  des  Landgerichts  zu  R.  ist 
darch  Beschlufs  vom  20.  September  1899  entschieden  worden,  dafs  die 
Ablehnung  ungerechtfertigt  sei  aus  folgenden  Gründen: 

Der  beauftragte  Richter  hat  nach  §  330  C.Pr.O.  an  und  ftlr  sich 
die  Ermächtigung,  unter  bestimmten  Voraussetzungen  ein  anderes  Ge- 
richt um  die  Aufnahme  des  Beweises  zu  ersuchen ;  und  wenn  ein  solches 
Ersuchen  ergeht,  so  hat  das  ersuchte  Gericht  nicht  zu  prtLfen,  ob  in 
Wirklichkeit  der  Fall  des  §  330  C.Pr.O.  gegeben  ist,  sondern  darf  das 
Ersuchen  nur  ablehnen,  wenn  ein  Fall  des  §  159  Abs.  2  G.V.G. 
vorliegt 

AbUhnung  der  Bechtshulfe.  —  Beiveisaufnahme. 

Beichhirs  des  Rdchsgerichts  vom  21.  November  1899  (Rhein.  Archiv  für  das 
avU-  und  Kriminalrecht  96.  Bd.,  N.  F.  89.  Bd.,  II.  Abt.  S.  5.) 

Aus  den  Gründen:  Im  §  159  Abs.  2  des 'G.V.G.  ist  zwar 
nur  gesagt,  das  Ersuchen  eines  nicht  im  Instansenzuge  vorgesetzten 
Gerichts  sei  abzulehnen,  wenn  dem  ersuchten  Gerichte  die  örtliche  Zu- 
Btttndigkeit  mangele  oder  die  vorzunehmende  Handlung  nach  dem  Rechte 
dieses  Gerichts  verboten  sei.     Wie  in  der  Rechtsprechung  schon  Mher 
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ausgesprochen  worden  ist,  wird  aber,  damit  das  ersuchte  Gericht  ver* 
pflichtet  ist,  die  erbetene  RechtshUlfe  in  Ansehung  der  Ausftahmng  eines 
Beweisbeschlusses  zu  leisten,  weiter  vorausgesetzt,  dafs  das  ersuchende 
Gericht  den  ihm  obliegenden  Verpflichtungen  insoweit  genügt  hat,  dafs 
eine  Beweiserhebung  auf  Grund  des  Beweisbeschlusses  selbst  erfolgen 
kann.  Insbesondere  muls,  soweit  um  die  Vernehmung  von  Zeugen  er- 
sucht wird,  dieser  Beschlufs  die  im  §  824  Ziff.  1  der  C.Pr.0.  vor- 
geschriebene Bezeichnung  der  streitigen  Thatsachen,  über  welche  der 
Beweis  zu  erheben  ist,  enthalten  (vergl.  Beschlufs  des  Oberlandesgerichts 
Braunschweig  vom  20.  Oktober  1890,  Seufferis  Archiv  Bd.  47  S.  223, 
224;  femer  Siruchmcmn  und  Koch  zum  §  159  des  G.V.G.  Anm.  2). 
Im  vorliegenden  Falle  ist  der  erwähnten  Vonchrift  nicht  gentigt,  sind 
vielmehr  die  Parteien  nur  „zu  den  von  ihnen  angebotenen  Beweisen 
zugelassen*'  worden.  Wie  das  Oberlande^ericht  zutreffend  dargelegt 
hat,  ist  im  vorliegenden  Falle  der  Gerichtsschreiber  mit  Rücksicht  aof 
den  gegebenen  Sachverhalt  nicht  ohne  weiteres  in  der  Lage,  die  Ladung 
der  Zeugen  in  der  vorgeschriebenen  Weise  zu  veranlassen.  Es  ist  aber 
auch  nicht  Sache  des  ersuchten  Richters,  alle  Beweiserbieten,  die  in 
dem  immerhin  fttnf  Seiten  enthaltenden  Sitzungsprotokolle  mithalten 
sind,  und  die  zudem  mehr&ch  ineinander  greifen  und  sich  eigänzen, 
vorerst  soigftütig  zu  prüfen  und  daraus  dasjenige  Beweismaterial  aus- 
zuscheiden, das  ftlr  die  von  ihm  zu  vernehmenden  Zeugen  in  Betracht 
kommt  Er  kann  vielmehr  verlangen,  dafs  die  Thatsachen,  über  welche 
diese  Zeugen  vernommen  werden  sollen,  genau  bezeichnet  werden. 


Österreich. 

ReclitsprechoDg  der  Ssterreicliischeii  GericlitsliSfe. 

Beurteilung    der   VerpflichtungsfähigJceit    einer  Ausländerin  nach 
dem  Rechte  des  in  der  ausländischen  Heimat  wohnhaften  Gatten. 

Entscheidung  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes  vom  7.  Juli  1899  Z.  7276 
(Jur.  Blätter  29.  Jahrgang  [1900]  S.  81). 

Das  k.  k.  Landesgericht  in  Wien  hat  mit  Urteil  vom 
28.  JÄnner  1899  G.  Z.  <^g-^^^>^»8  die  Klage  des  Jakob  M.  ab  erbfl- 
erklttrten  Erben  nach  Ignaz  M.  wider  Elise  N.  auf  Zahlung  von 
16  000  fl.  samt  Nebengebühren  abgewiesen. 

Thatbestand:  Der  Kläger  ftlhrt  an,  dafs  sein  Vater  Ignaz  M., 
dessen  Erbe  er  ist,  dem  Johann  N.,  dem  Sohne  der  Geklagten,  im 
Jahre  1898  Schmuckgegenstftnde  und  Juwelen  um  16  000  fl.  verkaoft 
und  geliefert  habe,  und  dafs  die  Geklagte  mit  schriftlicher  ErklfliuDg 
vom  18.  Mai  1898  sich  verpflichtet  habe,  ihm  diesen  Betrag  am 
15.  November  1898   zu  bezahlen.     Die  Geklagte   hat  angeführt,   dafs 
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sie  nunflnische  Staatsangehörige  und  als  solche  nach  §  197  des  rumä* 
nischen  btlrgerlichen  Gesetzbaches  nicht  berechtigt  sei,  ohne  Znstimmung 
ihres  Ghitten  einen  Prozefs  zu  führen.  Diese  Zustimmung  wurde  aber 
fta  den  Torliegenden  Hechtsstreit  erteilt.  Die  Klagsangaben,  insbesondere 
die  AngemesBenheit  des  Preises  der  angeblich  gelieferten  Pretiosen, 
wurde  bestritten,  bei  der  Verhandlung  jedoch  die  Fertigung  der  Er- 
klärung vom  18.  Mai  1898  durch  die  Geklagte  zugegeben.  Einge- 
wendet wurde,  dafs  Johann  N.  mindeijlthrig,  und  zwar  erst  19  Jahre 
ilt  sei,  dafs  er  trotzdem  in  den  Jahren  1897  und  1898  zweimal  eine 
riesige  Sehuldenlast  auf  sich  genommen  habe  und  dabei  aufserordentlich 
bewuchert  worden  sei.  Der  Vater  des  Minderjährigen,  Gatte  det  Ge- 
klagten, habe  zweimal  die  Schulden  seines  Sohnes  beliehen,  darunter 
auch  eine  frühere  Forderung  des  Ignaz  M.,  und  sei  dieser  dabei  auf- 
meiksam  gemacht  worden,  dafs  Johann  N.  minderjährig  und  seine 
Mutter  als  rumänische  Untertlianin  nicht  allein  verpflichtungsf^ig  sei. 
Zweifellos  sei  der  Minderjährige  auch  bei  dem  vorliegenden  Geschäfte 
mafslos  bewuchert  worden ;  die  KUgsseite  sei  nicht  einmal  in  der  Lage, 
eine  Faktura  oder  nur  die  geringste  Aufzeichnung  über  die  angeblich 
?erkauften  Waren  vorzulegen.  Der  mit  Bezug  auf  diese  Behauptung 
in  der  Klagebeantwortung  gestellte  Antrag,  das  zwischen  Ignaz  M.  und 
Johann  N.  geschlossene  Geschäft  nach  §  10  des  Gesetzes  vom  28.  Mai 
1882  Nr.  47  R.G.B1.  für  nichtig  zu  erklären,  wurde  bei  der  Verhand- 
lung nicht  mehr  angebracht  Die  Erklärung  vom  18.  Mai  1898  wurde 
jedoch  bezttglich  ihrer  Rechtsverbindlichkeit  bestritten,  weil  in  derselben 
kein  Recbtstitel  für  die  Forderung  des  Klägers  enthalten  ist,  weil  die 
Haaptfbrderung  deshalb  nicht  zu  Recht  bestehe,  weil  der  Hauptschuldner 
minderjährig  und  das  Geschäft  als  Wuchergeschäft  nichtig  sei;  endlich 
Bei  die  Schuldfiberaahme  nicht  gültig,  weil  die  Geklagte  als  rumänische 
Dnterthanin  ohne  Mitwirkung  ihres  Ehegatten  vermögensrechtliche  Ver- 
bindlichkeiten nicht  eingehen  könne  (§§  197 — 201  des  rumänischen 
bürgerlichen  Gesetzbuches  und  §  84  a.  b.  G.B.),  und  weil  die  Schuld- 
ttbmahme  nicht  ernstlich  erfolgt  sei,  da  die  Geklagte,  die  der  deutschen 
Sprache  nicht  mächtig  ist,  die  Erklärung  vom  18.  Mai  1898  unter- 
schrieb, ohne  ihren  Inhalt  zu  kennen.  Bei  der  Verhandlung  hat  der 
Kläger  ttber  die  Lieferung  der  Juwelen  und  die  Angemessenheit  der 
dafür  berechneten  Preise  den  Johann  N.  und  den  Leo  E.  als  Zeugen 
geführt,  femer  auch  einen  Beweis  Über  die  Art  der  Schuldttbemahme 
durch  Elise  N.  und  die  wiederholt  abgegebene  Schuldanerkennung  ihrer- 
nits  durch  die  obgenannten  Zeugen  und  Dr.  0.  angeboten.  Der  Be- 
stand der  von  der  Geklagten  angeführten  Bestimmungen  aus  dem  rumä- 
niflcben  btlrgerlichen  Gesetzbuche  wurde  zugegeben,  jedoch  die  rumänische 
Staatsangehörigkeit  der  Geklagten,  wofür  deren  Vertreter  sich  auf  den 
nn  Akte  CJg.  IV  1018/98  erliegenden  Reisepafs  berief,  in  Zweifel  ge- 
igen, weil  in  diesem  Passe  der  Gatte  der  GekUgten  nicht  ausdrücklich 
als  romanischer  Staatsbürger  bezeichnet  ist  Da  nach  §  34  a.  b.  G.B. 
Mch  der  Wohnsitz  der  Geklagten  in  Frage  kommen  kann,  wurde 
Uägerischerseits  behauptet,   dafs  Elise  N.   mit  ihrem  Gatten  vor  4  bis 
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5  Jahren  von  Kronstadt  nach  Wien  ttbersiedelt  sei,  dafs  sie  Wien  erst 
im  November  1898  verlassen  habe  und  seither  mit  ihrar  ganaen  Fa- 
milie in  Zttrich  wohne.  Hierüber  wurden  Nikolaus  und  Johann  N., 
Olga  N.,  die  Tochter  der  Geklagten,  Baronin  F.,  als  Zeugen  geführt 
und  sich  auf  die  Geklagte  selbst  berufen.  Auch  legte  der  klägerische 
Vertreter  eine  Bestätigung  der  Polizeidirektion  Wien  vor,  laut  weicher 
Nikolaus  und  Elise  N.  seit  4.  November  1896  in  Wien  gemeldet  und 
am  1.  November  1898  abgemeldet  wurden.  Der  Vertreter  der  Ge- 
klagten gab  wohl  zu,  dafs  die  Geklagte  mit  ihrer  Tochter  Olga  sich 
seit  circa  4  Jahren  in  Wien  aufhalte,  jedoch  mit  Crenehmignng  ihres 
Gatten  und  zur  Überwachung  ihres  Sohnes,  der  hier  studieren  sollte. 
Derzeit  hält  sich  die  Familie  in  Zürich  auf.  Er  legte  eine  Bestätigung 
der  Polizeidirektion  Wien  vor,  wonach  Elise  N.  am  22.  November  1898 
nach  Rumänien  ab-  und  sohin  nicht  wieder  angemeldet  ist.  Den  Um- 
stand, dals  sie  ursprünglich  mit  ihrem  Gatten  hier  gemeldet  vrar,  klärte 
der  Vertreter  der  Geklagten  dahin  auf,  dafs  NikoUus  N.  seine  Familie 
wiederholt  besuchte  und  seine  Frau  es  ersparen  wollte,  ihn  jedesmal 
bei  seiner  jeweiligen  Anwesenheit  zu  melden.  Darüber,  dafs  Nikolaus 
N.  seinen  ständigen  Wohnsitz  in  Rumänien  hat,  und  nur  ab  und  m 
nach  Wien  kam,  führte  er  den  Leo  E.  und  sich  selbst  als  Zeugen. 
Leo  E.  gab  an,  dafs  die  Familie  N.  mit  Ausnahme  des  Vaters,  der 
seinen  ständigen  Wohnsitz  in  Bukarest  hat,  und  nur  ab  und  zu  nach 
Wien  kam,  seit  mindestens  8  Jahren  in  Wien  wohne.  Dr.  Philipp  £. 
gab  als  Zeuge  an,  dafs  Nikolaus  N.  sein  ständiges  Domizil  auf  dem 
Gute  X.  bei  Bukarest  habe;  in  Bukarest  halte  er  ein  Absteigequartier, 
nach  Wien  sei  er  nur  ab  und  zu,  etwa  alle  drei  Monate,  gekommen; 
Frau  N.  hat  ihn  nur  deshalb  ständig  gemeldet,  weil  sie  ihn  nicht  stets 
an-  und  abmelden  wollte.  Er  wies  eine  Reihe  von  Korrespondenzen 
aus  der  fraglichen  Zeit  vor,  die  alle  an  Nikolaus  N.  in  Bukarest 
adressiert  sind.  Der  klägerische  Vertreter  beantragte  noch  Vernehmung 
des  Nikolaus  N.  darüber,  dafs  er  seiner  Familie  gestattet  habe,  den 
ständigen  Wohnsitz  in  Wien  zu  nehmen.  Dieser  und  seine  Übrigen 
Beweisanträge,  soweit  sie  nicht  ohnehin  gegenstandslos  geworden  waren, 
wurden  ab  unerheblich  abgelehnt  Der  klägerische  Vertreter  beantragte 
scbliefslich  Erkenntnis  nach  dem  Klagebegehren,  der  Vertreter  der  Ge- 
klagten Abweisung  desselben. 

Entscheidungsgründe:  Durch  den  vom  königL  rumänischen 
Ministerium  des  Äufsem  ausgestellten  Reisepafs  ftlr  Nikolaus  N.  und 
dessen  Familie  ist  dessen  rumänische  Staatsangehörigkeit  erwiesen,  da 
solche  Dokumente  nur  den  eigenen  Staatsangehörigen  gegeben  werden. 
Die  Geklagte  Elise  N.  folgt  aber  der  Staatsangehörigkeit  ihres  Gatten, 
sie  ist  daher  Ausländerin  und  ihre  persönliche  Fähigkeit  zur  Eingehung 
von  Rechtsgeschäften,  somit  die  Gültigkeit  der  von  ihr  unterschriebenen 
Erklärung  vom  18.  Mai  1898  nach  §  34  a.  b.  G.B.  zu  beurteilen. 
Der  §  35  a.  b.  G.B.  kommt  hier  nicht  in  Betracht,  da  dieser  nur  die 
objektive  Seite  des  Rechtsgeschäftes  ins  Auge  fafst  Bei  Anwendung 
des  §.  84  a.  b.  G.B.  war  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  der  darin  vor- 
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kommende  Aiudrack  „Wohnsitz"  im  gewöhnlichen  Sinne  ab  Domizil 
nach  der  jetzt  herrschenden  Lehre,  oder,  wie  ältere  Kommentatoren, 
namentlich  Zeiüer,  wollten,  als  Staatsbürgerschaft  aufzufassen  sei.  Der 
Gerichtshof  hat  sich  der  ersteren,  übrigens  auch  Tom  Eläger  yertretenen 
Ansicht  angeschlossen,  weil  zunächst  kein  Grund  vorliegt,  Ton  der  Aus- 
legung des  Ausdruckes  „Wohnsitz"  im  gewöhnlichen  Wortsinne  ab- 
zugeben  (§  6  a.  b.  G.B.),  und  weil  aus  der  Bestimmung,  dafs  in  dem 
Falle,  als  der  Ausländer  keinen  Wohnsitz  hat,  die  durch  seine  Geburt 
begründete  Staatsangehörigkeit  mafsgebend  sein  soll,  klar  hervorgebt, 
dafs  das  Gesetz  in  erster  Linie  den  Wohnsitz  als  entscheidend  ansieht 
Auch  konnte  nicht  aufser  Acht  gelassen  werden,  dafs  das  Gesetz  o£Penbar 
den  Wohnsitz  deswegen  als  in  der  Regel  bestimmend  angenommen  hat, 
weil  die  Staatsangehörigkeit  im  einzelnen  Falle  schwer  oder  gar  nicht 
nachweisbar  ist,  oder  eine  Person  auch  die  Staatsbtiigerschaft  in  mehreren 
Staaten  geniefsen  kann.  Als  Wohnsitz  der  Geklagten  kann  aber  nach 
den  anderweitigen  gesetzlichen  Vorschriften  nicht  ihr  ftiktischer  Wohnort, 
den  sie  allerdings  zur  Zeit  der  Abgabe  der  Erklärung  vom  18*  Mai  1898 
in  Wien  hatte,  sondern  gemäfs  §  70  J.N.,  der  offenbar  sowie  §  19  der 
Jurisdiktionsnorm  vom  20.  November  1850  Nr.  251  R.G.BL  mit  Rück- 
sicht auf  §  92  a.  b.  G.B.  erlassen  wurde,  nur  der  ihres  Gratten  an- 
gesehen werden.  Dafs  der  Wohnsitz  des  Letzteren  aber  nicht  in  Wien, 
sondern  in  Rumänien  bei  Bukarest  in  der  täglichen  Zeit  gewesen  ist, 
wurde  durch  die  Aussagen  der  Zeugen  Leo  £.  und  Dr.  Philipp  E. 
vollständig  erwiesen.  Da  nun  nach  §  199  des  rumänischen  bürger- 
lichen Gesetzbuches,  dessen  Bestand  nicht  bestritten  wurde,  eine  Ehe- 
ina  ohne  Zustimmung  ihres  Mannes  sich  nicht  rechtsgültig  verpflichtea 
kann,  folgt,  dafs  die  Erklärung  vom  18.  Mai  1898,  die  ohi^e  solche 
Mitwirkung  des  Ehegatten  abgegeben  wurde,  rechtsunwirksam  ist,  und 
mnfste  daher  das  ELlagebegehren  schon  aus  diesem  Grunde  abgewieseoi 
werden,  ohne  dafs  es  nötig  war,  auf  die  Einwendungen  der  Geklagten^ 
die  die  Gültigkeit  des  ursprünglichen  Geschäftes  betreffen,  einzugehen. 

Der  Berufung  des  Klägers  hat  das  k.  k.  Oberlandesgericht 
in  Wien  als  Berufungsgericht  auf  Grund  der  mit  beiden  Parteien  durch- 
geführten mündlichen  Beruiungiiverhandlung  mit  Urteil  vom  24.  März 
1899  G.Z.  ^'  f'^  keine  Folge  gegeben  und  das  Urteil  des  Ge- 
richtes erster  Instanz  bestätigt. 

Thatbestand:  Die  Darstellung  des  Thatbestandes  in  dem  Ur- 
teile der  ersten  Listanz  bat  durch  die  Ergebnisse  der  Berufungsverhand- 
lung  keine  Berichtigung,  eine  Ergänzung  aber  nur  in  der  Richtung  er- 
fiihren,  ab  die  Berufungsgegnerin  in  der  Berufungsmitteilung  ein  Attest 
des  rumänischen  Ministers  des  Äufsem,  betreffend  den  Wohnort  des 
Gatten  der  Geklagten  im  Auslande  und  den  Zweck  des  Aufenthaltes 
der  Geklagten  in  Wien  vorlegte.  Es  wird  daher  auf  die  Darstellung 
des  Thatbestandes  im  Urteile  der  ersten  Instanz  Bezug  genommen. 

Entscheid ungsgründe:  Indem  der  erste  Richter  die  rumä- 
nische Staatsbürgerschaft  der  Geklagten  feststellte,    hatte   er  auch  bei 
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der  Beurteilung  der  persönlichen  Fähigkeit  der  QekUigten  zu  dem  in 
der  Klage  dargestellten  Rechtsgeschl&fte  gemäfs  §§  4  und  84  a.  b.  G.B. 
nicht  das  österreichische  btLrgerliche  Gesetzbuch,  sondern  das  mmftnische 
Recht,  also  desjenigen  Staates,  dem  die  geklagte  Fremde  als  Unter- 
thanin  unterliegt,  zur  Richtschnur  zu  nehmen,  und  indem  der  erste 
Richter  im  Hinblick  auf  die  §§  199  und  200  des  rumänischen  Gresetses 
die  Rechtsunvnrksamkeit  der  Ton  der  Geklagten  hierlands  ohne  Mit- 
wirkung ihres  Ehegatten  eingegangenen  Verbindlichkeit  wegen  mangelnder 
Handlungsfähigkeit  der  Geklagten  aussprach,  hat  er  den  SachTorhalt 
auch  in  rechtlicher  Beziehung  einer  richtigen  Beurteilung  unterzogen. 
Die  Behauptung  des  Berufungswerbers,  dafs  die  Geklagte  zur  Zeit  der 
Abgabe  ihrer  Btlrgschaftserklärung  in  Wien  domizilierte,  weil  sie  da- 
selbst als  Jahrespartei  polizeilich  gemeldet  war,  ist,  da  das  Domizil 
▼on  anderen  Voraussetzungen  bedingt  ist  (§  66  J.N.),  unrichtig  und 
überdies  belanglos,  weil  bei  der  konstatierten  ausländischen  Staats- 
bürgerschaft der  Geklagten  deren  Wohnsitz  oder  Geburtsort  bei  Ent^ 
Scheidung  der  Streitsache  nicht  weiter  in  Betracht  kommt'  Es  war 
somit  die  Berufung  als  unbegründet  abzuweisen. 

Der  Revision  des  Klägers  hat  der  k.  k.  Oberste  Ge- 
richtshof mit  Urteil  vom  7.  Juli  1899  Z.  7276  keine  Folge 
zu  geben  befunden. 

Begründung:  Die  Revision  des  Klägers  stützt  sich  auf  die 
Revisionsgründe  des  §  503  Z.  2,  3  und  4  C.Pr.O.  Der  Revisionsgrund 
des  §  508  Z.  2  wird  geltend  gemacht,  weil  das  BemAingsgericht  die 
von  dem  Klager  bereits  in  erster  Instanz  angebotenen  Beweise  darüber, 
dafs  die  Geklagte  mit  Zustimmung  ihres  Gatten  ihren  ständigen  Wohn- 
sitz in  Wien  genommen  habe,  nicht  zugebissen  hat.  Dieser  Revisions- 
grund steht  jedoch  mit  der  rechtlichen  Beurteilung  der  Sache  im  Zu- 
sammenhange und  könnte  erst  dann  in  Betracht  kommen,  wenn  die 
rechtliche  Beurteilung  der  Sache  unrichtig  und  die  unter  Beweis  ge- 
stellte Behauptung  für  die  Entscheidung  der  Sache  erheblich  wäre,  was 
jedoch,  wie  unten  gezeigt  wird,  nicht  der  Fall  ist  Der  Revisionsgrund 
des  §  508  Z.  3  soll  darin  liegen,  dafs  das  Berufungsgericht  gleich  der 
ersten  Instanz  als  erwiesen  angenommen  hat,  dafs  die  Greklagte  rumä- 
nische Staatsbürgerin  sei,  wiewohl  diesfiüls  nur  eine  Urkunde  produ- 
ziert wurde,  welche  die  rumänische  Staatsbürgerschaft  darzuthun  nicht 
geeignet  sei.  Allein  dieser  Revisionsgrund  liegt  nicht  vor,  weil  die 
Prozefsakten  und  insbesondere  der  Reisepafs  Nr.  1  nichts  enthalten, 
was  gegen  die  Eigenschaft  der  Geklagten  als  rumänische  Unterthanin 
sprechen  würde,  daher  von  einem  Widerspruche  zwischen  dieser  Voraus- 
setzung und  den  Prozefsakten  keine  Rede  sein  kann,  und  dies  umso- 
weniger,  als  im  BerufungsverfiJiren  ein  Attest  des  rumänischen  Ministers 
des  Äu&eren  vorgelegt  wurde,  in  welchem  bestätigt  erscheint,  dais  so- 
wohl der  Gatte  der  Geklagten,  als  auch  sie  selbst  und  ihre  Kinder 
rumänische  Unterthanen  sind.  Aber  auch  der  Revisionsgrund  des  §  503 
Z.  4  liegt  nicht  vor.  Denn  was  vor  allem  die  Auslegung  des  §  34 
a.  b.  G.B.  betrifft,   so  wurde  nicht  nur  festgestellt,   dafs  die  Greklagte 
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nuniliiische  Unterthanin  ist,  sondern  auch,  dafs  ihr  Oatte  seinen  ordent- 
lichen Wohnsitz  in  Rumänien  hat,  und  insbesondere  auch  zor  Zeit  der 
Auflstellnng  der  ErklUrung  der  Geklagten  vom  18.  Mai  1898  dort  hatte. 
Dals  aber  in  rechtlicheir  Beziehung  der  Wohnsitz  des  Gatten  als  der 
Wohnsitz  seiner  Gattin  zn  gelten  hat,  ergiebt  sich  sowohl  ans  §  92 
a.  b.  G.B.,  als  aneh  ans  §  70  der  Jorisdiktionsnorm,  so  dafs  es  aaf 
den  faktischen  Wohnsitz  der  Geklagten  gar  nicht  weiter  ankommt  und 
lUe  Voraossetzongen  gegeben  sind,  unter  welchen  ihre  persönliche  Fllhig- 
keit  ZQ  Rechtsgeschäften  gemafs  §  34  a.  b.  G.B.  nach  rumänischem 
Gesetze  zu  beurteilen  ist  Was  endlich  die  Auslegung  des  §  199  des 
romanischen  Gesetzes  betrifft,  so  ei^ebt  sich  die  Richtigkeit  der  An- 
sicht, dafs  die  runUtnische  Ehefrau  obie  Zustimmung  ihres  Mannes  sich 
flberhaupt  nicht  rechtlich  verpflichten  kann,  auch  aus  der  Bestimmung 
des  §  201  dieses  Gesetzes,  welcher  Ton  dem  Falle  spricht,  dafs  der 
Ehefrau  yon  ihrem  Ehemanne  die  Ermächtigung  zu  irgend  einem  Rechts- 
gesehäfie  verweigert  wird.  Die  Revision  des  Klägers  ist  also  gänzlich 
nnbegrOndet  und  war  derselben  keine  Folge  zu  geben. 

Ein  von  einem  Ausländer  mit  einem  österreichischen  Staatsbürger 

hierlands    eingegangenes,   wechselseitig   verbindendes   Geschäft  ist 

ohne  jede  Ausnahme  nach  österreichischem  Hechte  eu  beurteilen. 

Entieheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  vom   15.  Februar   1900  Z.  1288. 

Das  Bezirksgericht  hat  die  Klage  des  A.,  Handelsmannes  in 
Halle  a.  S.  gegen  B.,  Handelsmann  in  X.  (Böhmen)  auf  Bezahlung 
▼on  1396  Mk.  16  Pf.  c  s.  c.  abgewiesen. 

Grttnde:  Der  Beklagte  hat  sich  laut  der  Klage  vom  20.  April 
1897  verpflichtet,  dem  Kläger  180  Kisten  k  24  Schock  la.  feinste, 
grofse,  böhmische  Kalkeier  in  drei  Sendungen  für  die  Monate  Oktober, 
November  und  Dezember  1896  zu  liefern.  Die  Lieferung  der  bestellten 
Eier  erfolgte  in  den  besagten  Monaten,  insbesondere  sandte  der  Be- 
klagte am  30.  Dezember  1896  den  Rest  der  Lieferung,  bestehend  in 
60  Kisten  Kalkeiern.  Nachdem  der  Preis  der  ganzen  Lieferung  per 
8312  Mk.  durch  den  Bankier  M.  in  Halle  a.  S.  beglichen  worden  war, 
liefs  Kläger  von  den  60  Elisten  vorerst  15  Kisten  nach  seinem  Lager 
tthafien  und  untenog  die  Eier  einer  I^fung.  Da  dieselben  schlechter 
Qualität  waren,  hat  Kläger  den  Beklagten  hiervon  benachrichtigt  und 
^ie  Ware,  als  mit  einem  Mangel  behaftet  und  nicht  vertragsmäfsig,  nicht 
angenommen,  sondern  die  Sendung  vom  30.  Dezember  1896  dem  Be- 
klagten zur  Verfolgung  gestellt  Nachdem  der  angegebene  Mangel  vom 
Beklagten  bestritten  wurde,  liefs  Kläger  die  restlichen  45  Kisten  bei 
dem  Spediteur  N.  in  Halle  a.  S.  niederlegen  und  durch  den  gerichtlich 
bestellten  Sachverständigen  0.  in  Leipzig  5  EListen  nach  dessen  Wahl 
prüfen.  Als  Beklagter  auch  diesmal  die  Richtigkeit  der  Beanstandung 
in  Abrede  stellte,  liefs  Kläger  am  18.  Jänner  1897  eine  neue  Prüfung 
der  gelieferten  Eier  durch  den  gerichtlich  bestellten  Sachverständigen 
P'  in  Leipzig  vornehmen,  wobei  neuerdings  festgestellt  wurde,  dafs  die 
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Eier  sehr  schlechter  Qualität,  ssum  Teile  faul  und,  soweit  dieselbe 
nicht  gana  fiiul,  zum  grofsen  Teile  yerdorben  und  sehr  minderwertig 
sind.  Nachdem  der  Beklagte  trotz  erfolgter  Verständigung  yon  dem 
Sachverstttndigenbefunde  keine  Verfolgung  bezüglich  der  Eier  getroffBii, 
so  Uefs  Kläger  die  besprochenen  60  Kisten  Kalkeier  im  Sinne  des 
Handelsgesetzes  durch  den  Gerichtsvollzieher  Q.  in  einer  öfientlichea 
Versteigerung  um  den  Meistbot  per  2837  Mk.  verkaufen.  Diesen  Be- 
trag nahm  Kläger  nach  Abzug  der  Gebühr  per  87  Mk.  77  Pf.  in  Em- 
p&ng,  wogegen  der  Ersatz  des  Restes  des  von  ihm  bezahlten  Kauf- 
preises sowie  des  für  Fracht,  Zoll  und  an  sonstigen  Spesen  gezahlten 
Betrages  mitteb  Klage  begehrt  wird.  Über  die  schlechte  Qualität  der 
Eier  führt  Kläger  den  Beweis  durch  das  schriftliehe  Gutachten  des  0. 
und  P.  sowie  auch  durch  deren  Aussagen  als  Zeugen.  Beklagter  be- 
hauptet, dafs  diese  Sendung  nicht  mangelhaft,  sondern  vertragsmäOsii^ 
gewesen  sei,  weil  er  die  Eier  vor  deren  Verpackung  und  Einsendung 
untersucht  und  sich  versichert  habe,  dafs  keine  faulen  darunter  sind. 
Beklagter  behauptet  insbesondere,  dafs  es  nicht  erwiesen  sei,  dafs  Kläger 
von  den  übernommenen  60  Kisten  vorerst  15  Kisten  nach  seinem  Lager 
in  Halle  a.  S.  schaffen  liefs,  dafs  die  vom  KUlger  angeführten  15  Kisten 
Kalkeier  mit  den  vom  Beklagten  gelieferten  identisch  waren  und  dafs 
die  klägerische  Bemänglung  entweder  auf  einer  mangelhaften  Unter- 
suchung oder  auf  einer  Verwechslung  oder  Unterschiebung  beruhe. 
Beklagter  widerspricht,  dafs  die  Eier  durch  Sachverständige  untersucht 
und  dafs  sie  als  mangelhaft  befunden  wurden;  er  widerspricht  weiter, 
dafs  P.  und  0.  gerichtlich  bestellte  Sachverständige  sind  und  dafs  das 
Gutachten  die  Eigenschaft  eines  Sachverständigen-Gutachtens  besitze,  — 
dies  aus  dem  Grunde,  weil  der  Vorgang  bei  dem  angeblich  durch- 
geführten Beweise  dem  Art.  848  H.G.B.  und  dem  Handel^gebranche 
widerstreite  und  weil  eine  Privataufhahme  von.  angeblichen  Privatsach- 
verständigen dem  Art  848  H.G.B.  und  dem  §  18  Einf.Ges.  zur  deut- 
schen Civilprozefsordnung  sowie  auch  der  österreichischen  CivilprozeTs- 
ordnung,  wonach  blofs  das  Gericht  zur  Vornahme  des  Sachverstibidigen- 
beweises  kompetent  erscheine,  widerstreite;  endlich  rügt  Beklagter  die 
Angaben  des  Gutachtens,  da'  dieselben  ganz  allgemein,  oberflächlich  und 
nicht  richtig  seien.  Weiter  behauptet  BekUigter,  dafs  die  Identität  der 
angeblich  geprüften  Eier  mit  den  von  ihm  gelieferten  nicht  konstatiert 
wurde  und  dafs  Kläger  zu  einer  öffentlichen  Versteigerung  der  Liefe- 
rung im  Sinne  der  Art.  348  und  848  H.G.B.  nicht  berechtigt  gewesen 
sei,  dafs  die  vorgenommene  Versteigerung  nicht  gesetzmäfsig  vorgenommen 
wurde  und  dafs  auch  der  hierüber  von  Q.  ausgestellten  Urkunde  nicht 
der  Charakter  einer  öffentlichen  Urkunde  beigemessen  werden  könne. 
Endlich  behauptet  Beklagter,  dafs  er  und  seine  Leute  die  Ware  beim 
Einpacken  und  bei  dem  vorhergehenden  Trocknen  genau  und  einzehi 
untersucht  haben  und  dafb  keine  verdorbenen  und  faulen  Eier  unter  den 
eingesendeten  waren.  Hierüber  fUhrt  er  den  Beweis  durch  Zeugen. 
Kläger  führt  zur  Festsstellung  des  Umstandes,  dafs  die  ge{»1tften  Eier 
identisch  mit  den  gelieferten  waren  und  dafs  er  in  der  fraglichen  Zeit 
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weder  andere  Kalkeier  auf  Lager  gehabt,   noch   solche  bezogen  habe, 
R.  und  8.  als  Zeugen  an. 

Wie  ans  der  Klage  and  den  Prozefsakten  hervorgeht,  hat  die  tob 
dem  Geklagten  an  den  KIttger  eingesandte  Ware  nicht  entsprochen  und 
es  hat  der  Kläger  dem  Verkftnfer  davon  die  Anzeige  gemacht;  da  der- 
selbe über  die  Ware  keine  Verfügung  traf,  wurde  diese  Ware  im  Sinne 
des  Art.  343  H.G.B.  verkauft.  Der  Klfiger  hat  jedoch  irtther,  um  sich 
im  bevorstehenden  Prozesse  mit  dem  Beweise  ttber  die  Qualität  der 
Ware  schützen  zu  können,  die  Bestimmung  des  zweiten  Absatzes  des 
Art  348  H.Gr.B.  benutzt  und  die  gelieferten  Eier  durch  Sachverständige 
gutachtlich  besichtigen  lassen.  In  diesem  Prozesse  stellt  sich  die  Be- 
hauptung des  Klägers,  dafs  die  gelieferte  Ware  nicht  vertragsmäfsig, 
vielmehr  mangelhaft  und  minderwertig  war,  als  erheblicher  Umstand 
dar,  und  es  obliegt  dem  Kläger,  diese  Behauptung  zu  erweisen.  Kläger 
hat  auch  die  Beweislast  bezüglich  seiner  Behauptung  übernommen  und 
im  Stritte  die  Urkunden  lit  a— n  produziert.  Der  Beweis  betreffs  der 
Mangelhaftigkeit  der  bezogenen  Eier  ist  jedoch  dem  Kläger  nicht  ge- 
lungen, denn  es  konnte  derselbe  nicht  als  ein  im  Sinne  der  Civilprozefs- 
ordnung  erbrachter  Beweis  angesehen  werden,  da  derselbe  den  gesetz- 
liehen Anforderungen,  sowohl  des  Handelsgesetzbaches  als  auch  der 
Civilprozefsordnung  vom  1.  Mai  1781,  J.G.S.  Nr.  18  und  der  deutschen 
Civilprozefsordnung  nicht  entspricht.  Das  Handelsgesetzbuch  erfordert 
im  Art.  348,  dafs  der  Zustand  der  Ware  durch  Sachverständige  fest- 
gestellt werde  und  dafs  die  Sachverständigen  vom  Gerichte  ernannt 
werden  und  ihr  Gutachten  schriftlich  oder  zu  Protokoll  abgegeben 
werden  soll.  Die  Duzchftkhrung  und  die  Erfordernisse  eines  Sach- 
veratändigenbeweises  bestimmt  das  Kapitel  XVII  der  alten  Civilprozefs- 
ordnung; insbesondere  enthält  §  196  cit.  Ges.  die  Bestimmung,  dafs  zu 
einem  vollständigen  Beweise  durch  Kunstverständige  die  einhellige 
Aussage  zweier  Kunstverständigen  über  jede  zu  erweisende  Eigenschaft 
der  Streitsache  erfordert  wird.  Wenn  jedoch  erwogen  wird,  dafs  Kläger 
bei  Feststellung  des  Zustandes  der  gelieferten  Ware  die  gesetzlich  vor- 
geschriebenen Erfordernisse  nicht  beachtete,  indem  er  den  Beweis  durch 
Sachverständige  nicht  unter  der  Autorität  des  Gerichtes  durchftlhren 
Uefs  (§  188  cit  Ges.),  —  wenn  erwogen  wird,  dafs  die  angeblichen 
Sachverständigen  0.  und  P.,  die  —  wie  aus  ihren  Aussagen  hervor- 
geht —  weder  beeidet  noch  als  solche  bei  einem  Gerichte  bestellt  sind, 
ihre  Gutachten  nicht  dem  Gerichte  (und  ebenfalls  nicht  über  Auftrag 
des  Gerichtes)  schriftlich  oder  protokollarisch,  sondern  —  wie  aus  den 
Beilagen  lit  a — n  hervorgeht  —  blofs  über  Verlangen  des  Klägers  ein 
jeder  einzeln  und  zu  verschiedenen  Zeitpunkten  verschiedene  und  nur 
einzelne  Kisten  der  gelieferten  Eier  untersucht  und  darüber  separate 
Gutachten  in  die  Hände  des  Klägers  abgegeben  haben,  konnte  die  durch 
0.  und  P.  voigenommene  Besichtigung  der  ihnen  von  dem  Kläger  vor- 
geaeigten  Ware  nicht  als  ein  im  Sinne  der  ftkr  diesen  Prozefs  geltenden 
Civilprozefsordnung  durchgeftlhrter  Sachverständigenbeweis  betrachtet 
werden  und  dies  umsoweniger,   nachdem  die  schriftlichen  Mitteilungen 
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der  Genannten  nicht  tlber  die  ganze  Sendung,  sondern  nur  Ober  einen 
Teil  derselben  im  Gutachten  enthalten  and  dieses  demnach  sich  als  un- 
vollständig darstellt,  ungeachtet  dessen,  dafs  die  beiden  Gutachten  un- 
korrekt, stellenweise  unklar  sind  und  einer  Begründung  entbehren.  Die 
vorgelegten  Belege  konnten  blofs  als  private  Schriflitttcke,  die  eine  pro- 
zessuale Beweiskraft  nicht  besitzen ,  betrachtet  werden.  Klüger  kann 
sich  auch  auf  die  Handelsgebrttuche  seines  Wohnortes  nicht  berufen,  da 
auch  die  reichsdeutsche  Gesetzgebung  Normen  enthält,  die  bei  Durch- 
führung eines  Sachverständigenbeweises  (nach  Art  348  H.G.B.)  be- 
obachtet werden  mtlssen.  Insbesondere  bestimmt  das  Einftihrungsgesetz 
zur  Civilprozefsordnung  vom  30.  Januar  1877,  R.G.B1.  Nr.  6  im  §  18, 
letzter  Absatz:  In  den  Ftülen  der  Art  348,  365,  407  H.G.B.  ist  das 
im  §  448  C.Pr.O.  bezeichnete  Amtsgericht  zuständig;  auf  die  Ernen- 
nung, Beeidigung  und  Vernehmung  der  Sachverständigen  finden  die 
Vorschriften  der  Civilprozefsordnung  in  dem  VIII.  Titel  des  L  Ab- 
schnittes des  zweiten  Buches  entsprechende  Anwendung  (§  867 — 379 
der  deutschen  CPr.O.).  Der  Kläger  hat,  wie  aus  dem  Gesagten  hervor- 
geht, den  Sachverständigenbeweis  tlber  die  Mangelhaftigkeit  der  er- 
wähnten 60  Kisten  Eier  und  über  die  vertragswidrige  Bescha£fenheit 
derselben  nicht  geliefert.  Was  die  Aussagen  der  Zeugen  0.  und  P. 
sowie  des  Lageristen  S.  betrifft,  so  vermögen  dieselben  einen  solchen 
Beweis  nicht  zu  ersetzen  und  dies  umsoweniger,  wenn  erwogen  wird, 
dafs  in  entgegengesetzter  Richtung  durch  die  Aussage  einer  Reihe  von 
unbedenklichen  Zeugen,  H.,  J.,  K.,  L.,  erwiesen  wurde,  dafs  die 
sämtlichen  gelieferten  Eier  untersucht  und  dafs  unter  ihnen  kein 
schlechtes  und  faules  Ei  war.  Auf  Grund  des  Ergebnisses  des  An- 
gebotenen Sachverständigenbeweises  blieb  unerwiesen,  ob  die  bezogenen 
Eier  sämtlich  vertragswidrig  waren  oder  nur  ein  Teil  von  ihnen,  nnd 
weiter,  ob  im  Sinne  des  §  932  a.  b.  G.B.  der  behauptete  Mangel  von 
der  Art  gewesen,  dafs  er  nicht  mehr  behoben,  oder  dafs  vielmehr  der 
Nachtrag  der  mangelhaften  Eier  gefordert  werden  konnte;  es  blieb 
weiter  unerwiesen,  ob  die  Versteigerung  der  Ware  durch  den  Ge- 
richtsvollzieher Q.  notwendig  und  begrttndet  war,  da  im  Gegenteile 
durch  die  Zeugen  0.  und  P.,  dann  S.  erwiesen  wurde,  dafs  nicht  sämt- 
liche 60  Kisten  Eier  gutachtlich  besichtigt  wurden,  wodurch  sich  die 
Versteigerung  der  sämtlichen  Ware  als  ein  willkürlicher  Akt  des 
Klägers  darstellt 

Das  Oberlandes-  als  Berufungsgericht  hat  über  Beruftmg 
des  Klägers  das  bezirksgerichtliche  Urteil  bestätigt. 

Gründe:  Entscheidend  für  die  Beurteilung  dieses  Rechtsstrittes 
ist  der  Umstand,  ob  die  vom  Kläger  behaupteten  Mängel  an  den  ge- 
lieferten Eiern  erwiesen  sind;  das  Berufungsgericht  stimmt  der^ Ansicht 
der  ersten  Instanz  bei,  dafs  Kläger  diesen  Beweis  nicht  hergestellt  hat 
Kläger  beruft  sich  auf  den  Umstand,  dafs  er  einen  Teil  der  in  60 
Kisten  gelieferten  Eier  durch  Sachverständige  untersuchen  liefs,  dafs 
dieselben  schriftliche  Gutachten  über  die  Mängel  abgegeben  und,  als 
Zeugen  gehört,    die  wahrgenommenen  Mängel  bestätigt  haben;    Kläger 
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behauptet  femer,  da&  die  Beorteiliing  der  Beweiskraft  nach  der  deat- 
aehen  Civilprozefsordnang  vorzunehmen  Bei,  da  angeblich  zwischen 
Deutschland  und  Österreich  in  dieser  Richtung  Reciprocität  bestehe; 
diese  Behauptung  ist  jedoch  nicht  richtig,  da  keine  gesetzliche  Bestim- 
mung besteht,  welche  die  Reciprocität  in  der  Beurteilung  der  Kraft  der 
io  einem  hiergerichts  durchgeführten  Rechtsstritte  vorliegenden  Beweise 
ftststellen  würde.  Aus  diesem  geht  hervor,  dafs  ftlr  den  vorliegenden 
Eeebtsstritt  die  Bestimmungen  der  Gerichtsordnung  vom  1.  Mai  1781, 
J.6.S.  Nr.  18  maf^gebend  sind  und  dafs  Klttger  den  Beweis  tlber  die 
behaupteten  Mängel  in  Gemäfsheit  des  §  196  a.  6.0.  durch  die  ein- 
hellige Aussage  zweier  Sachverständigen  ttber  jeden  zu  erweisenden 
Mangel  herzustellen  hat  Eläger  führt  nun  den  Beweis  ttber  die  Mangel- 
haftigkeit der  Eier  durch  die  von  den  Sachverständigen  0.  und  P.  ab- 
gegebenen Gutachten ;  Kläger  führt  selbst  an,  dafs  die  genannten  Sach- 
verständigen die  Eier  nicht  gleichzeitig  untersucht  haben  und  es  ist 
auch  sonst  nicht  erwiesen  worden,  dafs  den  Sachverständigen  dieselben 
Eier  als  Gegenstand  der  Untersuchung  und  Begutachtung  vorlagen.  Es 
ist  weiter  sichergestellt,  dafs  0.  und  P.  nicht  gerichtlich  bestellte  Sach- 
verständige sind  und  es  konnte  daher  auch  durch  ihre  später  erfolgte 
gerichtliche  Einvernahme  als  Zeugen  ein  Gutachten  im  Sinne  des  Ge- 
setses  nicht  geschaffen  werden.  Aus  alledem  geht  hervor,  dafs  der 
Sachverständigenbeweis  ttber  die  behaupteten  Mängel  nicht  hergestellt 
worden  ist  und  dafs  demnach  fttr  den  klägerischen  Anspruch  jede 
Grundlage  fehlt. 

In  der  vom  Kläger  gegen  das  oberlandesgerichtliche  Urteil  ttber- 
reichten  aufserordenüichen  Revisionsbeschwerde  führt  derselbe  aus: 
Durch  die  Zeugnisse  und  Aussagen  der  Fachmänner  0.  und  P.  sei  nach 
den  Vorschriften  der  deutschen  Civilprozefsordnung  unzweifelhaft  er- 
wiesen, dafs  die  erkauften  Eier  von  mangelhafter  Qualität  waren.  Die 
Frage,  nach  welchem  Rechte,  ob  der  deutschen  Civilproze&ordnung  oder 
der  österreichischen  allgemeinen  Gerichtsordnung,  die  Beweiskraft  dieser 
Beweismittel  zu  beurteilen  ist,  ist  vom  Standpunkte  der  Reciprocität  zu 
entscheiden.  Die  Entscheidung  hierttber  stehe  aber  nicht  den  Gerichten, 
sondern  dem  Justizministerium  zu,  und  waren  daher  die  Akten  vom 
Gerichte  erster  Instanz,  eventuell  vom  Oberlandesgerichte  dem  Ministe- 
rium vorerst  zur  Entscheidung  dieser  Frage  vorzulegen.  Dafs  dies  nicht 
geschah,  begrttndet  eine  Nullität.  Das  Amtsgericht  Halle  a.  S.  hat 
sich  bereits  bezttglich  der  Berechtigung  des  Gerichtsvollziehers  Q.  zur 
Vornahme  des  öffentlichen  Verkaufes  der  Eier  im  Sinne  des  Art  843 
H.G.B.  ausgesprochen.  Es  liege  daher  ein  Konflikts^  im  Sinne  des 
§  4  der  alten  C.J.N.  vor,  der  vom  Ministerium  zu  entscheiden  war, 
ehe  die  Gerichte  in  meriio  ttberhaupt  entscheiden  durften.  Wenn  aber 
dieser  Fall  nach  der  allgemeinen  Gerichtsordnung  entschieden  wird,  so 
Hegt  gegen  den  Kläger  eine  Ungerechtigkeit  vor,  weil  derselbe  bei  der 
Sicherung  der  Beweise  für  seine  Ansprttche  gegen  den  Beklagten,  nach 
dem  Grundsatze  locus  regU  actum,   nur  die  Vorschriften  der  deutschen 


238  RechtBpreehitiig:  Österreich. 

CtTilprozersordnang,  in  deren  Geltungsgebiete  die  Beweise  angenommen 
wurden,  vor  Augen  haben  konnte. 

Der  ObersteGerichtshof  bat  der  auCrarordentlichen  Re^iaions- 
beschwerde  keine  Folge  gegeben. 

Gründe:  Der  Kläger  erhebt  den  Vorwurf  der  NuUitSt  gegen 
die  beiden  untergerichtlichen  Urteile  und  will  dieselbe  darin  erblicken, 
daCs  die  Untergerichte  bei  der  Entscheidung  der  Sache,  die  Frage  der 
Herstellung  des  Beweises  ttber  die  vom  Klttger  behauptete  Mangelhaftig- 
keit der  beim  Beklagten  erkauften  Eier  vom  Standpunkte  der  Vor- 
schriften der  allgemeinen  Gerichtsordnung  beurteilt  haben,  während  diese 
Frage  nach  den  in  der  Civilprozefsordnung  für  das  Deutsche  Reich  ent- 
haltenen Grundsätzen  über  die  Beweiswürdigung  zu  lösen  war,  und 
dafs  dieselben  nicht  nach  Vorschrift  des  §  4  der  Civ.J.N.  vom  20.  No- 
vember 1852,  R.G.B1.  Nr.  251  früher  die  Entscheidung  des  Justiz- 
ministeriums  über  die  Frage,  welches  Frozefsrecht  vom  Standpunkte 
der  Reciprocität  auf  den  vorliegenden  Fall  Anwendung  zu  finden  habe, 
eingeholt  haben.  Was  nun  die  letztere  Behauptung  betrifft,  so  ist  die 
Ansicht  des  Revisionswerbers  eine  vollständig  irrige,  weil  der  im  §  4 
der  alten  Civ.J.N.  geregelte  FM  vorliegend  absolut  nicht  zutrifft,  denn 
inhaltlich  der  vorliegenden  Akten  wurde  die  Zuständigkeit  der  Oster- 
reichischen Gerichte  überhaupt  nicht  von  einem  Gerichte  eines  aus- 
wärtigen Staates  bestritten,  und  auch  nicht  von  einem  solchen  die  Zu- 
ständigkeit zur  Entscheidung  des  gegenständlichen  Strittes  in  Anspruch 
genommen ;  es  lag  daher  ein  Anlafs  zur  Einholung  einer  diesbezüglichen 
Entscheidung  des  Justizministeriums  gar  nicht  vor  und  kann  die  Unter- 
lassung einer  solchen  Einholung  daher  einen  Nullitätsgrund  nicht  bilden; 
vielmehr  hat  der  Kläger  durch  die  Erhebung  der  Klage  bei  einem 
österreichischen  Gerichte  die  Zuständigkeit  desselben  zur  Verhandlung 
und  Entscheidung  der  Sache  anerkannt;  ein  österreichisches  Gericht  hat 
aber  alle  vorliegenden  Kechtsstreitigkeiten,  soweit  es  prozessuale  Fragen 
anbetrifft,  nur  nach  den  gültigen  österreichischen  Gesetzen  zu  verhan- 
deln und  zu  beurteilen.  Dies  erscheint  in  dem  Kundmachungspateute 
vom  1.  Mai  1781,  J.G.S.  Nr.  18  zur  allgemeinen  Gerichtsonlnung, 
welche  mit  Rücksicht  auf  die  Zeit  der  Klagsanbringung  und  den  Beginn 
der  Verhandlung  in  dieser  Streitsache  mafsgebend  ist,  deutlich  aus- 
gesprochen. Ausländische  Prozefsgesetze  können  fUr  das  österreichische 
Gericht  im  allgemeinen  nicht  bindend  sein,  weil  dies  dem  Principe  der 
Territorialhoheit  des  Staates  direkt  widerstreiten  würde.  Eine  Aus- 
nahme von  dieser  Regel  in  Beziehung  auf  die  Kraft  der  im  Auslände 
angenommenen  Beweise  tritt  nur  insofern  ein,  als  infolge  von  besonders 
kundgemachten  G^etzen  und  Staatsverträgen  die  Beweiskraft  von  im 
Auslande  errichteten  öffentlichen  Urkunden  für  das  Inland  besondeis 
anerkannt  erscheint  Sonstige  im  Auslande  ohne  Intervention  und  Be- 
urkundung öffentlicher  Behörden  aufgenommene  oder  errichtete  Bew^ 
mittel  unterliegen,  was  die  Prüfung  ihrer  Beweiskraft  anbetrifft,  den 
Vorschriften  des  für  den  Streitfall  hierlands  gültigen  Proaefsgeseties. 
Es  geht  dies  schon  aus  dem  §  36  a.  b.  G.B.  hervor,    wonach,    wenn 
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ein  Ausländer  hierlands  ein  wechselseitig  yerbindendes  Oeschttfit  out 
dnem  Österreichischen  Staatsbürger  eingebt  —  nnd  dieser  Fall  liegt  gegen- 
wärtig Tor  — ,  das  Geschäft  ohne  jede  Ansnahme  nach  <toterreichischem 
Rechte  beurteilt  werden  mufs,  welche  zwingende  Vorschrift  tunsomehr 
dann  gelten  mufs,  wenn  während  des  Prozesses  Fragen  rein  prozessualer 
Natur  zur  Lösong  kommen  sollen.  Die  Anwendung  der  allgemeinen 
Gerichtsordnung  auf  den  Torliegenden  Fall,  die  Entscheidung  der  Frage, 
ob  den  Parteien  die  HersteUung  eines  gerichtsordnungsoolüsigen  Bei- 
weises  über  bestimmte  Umstände  gelungen  sei,  nach  den  Vorschrilteo 
dieser  allgemeinen  Gerichtsordiuu^  seitens  der  Untergerichte,  ist  daher 
nicht  nur  nicbt  gesetzwidrig,  sondern  vielmehr  einzig  richtig.  Die  be- 
hauptete Nullität  des  angefochtenen  Urteiles  liegt  daher  nicbt  yor.  Aber 
auch  eine  offenbare  Ungerechtigkeit  kann  in  den  untergerichtlichen  Ent* 
Scheidungen  nicht  erblickt  werden,  vielmehr  erscheint  die  Abweisung 
der  Klage  nach  der  Aktenlage  vollständig  gerechtfertigt  und  schon  von 
dem  ersten  Ricbter  dem  Gesetze  entsprechend  begründet,  weshalb  die 
aafserordentliche  Revisionsbeschwerde  wegen  Abganges  der  Voraus^ 
setzongen  des  Hofdekretes  vom  15.  Februar  1838,  J.G.8.  Nr.  2598 
abzuweisen  war. 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 
Justizverwaltungsstellen  etc. 

I.    Dentsehland. 

Gesetze,   Verordnungen  etc.   der  einzelnen 
Bundesstaaten. 

PrevfUen. 

Allg.  Verf.  vom  22.  Mai  1900,  betr.  die  in  den  Fällen  des  Bundes- 
ratsbeschlusses vom  11.  Juni  1885  neben  der  Gesamtstrafe  zu 
vollziehenden  substituierten  Freiheitsstrafen  (J.M.B1. 
8.  431). 

Bayern. 

1.  Ju8tMin.Bekaimtmachung  vom  10.  April  1900,  die  Voll- 
streckung der  von  deutschen  Gericbten  in  bürgerlichen 
Bechtsstreitigkeiten  erlassenen  Urteile  in  Österreich 
(J.M.B1.  S.  795  ft).     8.  unten  „Österreich«  Nr.  1. 

2.  Min.Bekanntmachung  vom  80.  Mai  1900,  Bechtshttlfe- 
▼erkebr  mit  Dänemark  betr.  (J.M.BL  8.  961).  8.  unten  ,,Intem. 
Vertrtge*'. 

8.  Nach  Just.Mjm.6ekanntmachung  vom  8.  Juni  1900  (J.M.BL 
S.  968)  ist  der  unmittelbare  Geschiiftsverkehr ,   wie  er  nach  Mabgabe 
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d«r  Bekanntniachang  Tom  6.  Aognst  1899  (b.  Bd.  IX  S.  415)  swischeu 
dem  Gericht  in  Kiautschoa  sowie  den  Marinegerichten  im  Ausland  and 
den  bayerischen  Gerichten  besteht,  nunmehr  den  Gerichten  der  siUnt- 
liehen  Schutzgebiete  gestattet. 

SaeliMii. 

Min. Bekanntmachung  vom  26.  April  1900,  die  Vollstreckung 
von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  in  Österreich 
betr.  (J.M.BL  S.  88). 

Ju8tMin.Bekanntmachung  vom  10.  April  1900,  betr.  die  Ausliefe- 
rung von  Verbrechern  zwischen  Württemberg  und  Frank- 
reich (Amtsblatt  des  WUrtt  Justizministeriums  1900  S.  101  ff.). 

Der  auf  dem  Auslieferungsvertrsjg  vom  25.  Januar  1858  (Re^.Bl.  S.  69) 
beruhende  Auslieferungsverkehr  zwiBchen  Württemberg  und  Fnuuoreich  hat 
aus  Anlaffl  von  Einzelfällen  durch  Oegenaeitigkeitserkiftmnf en  zwischen  der 
Wilrttembergischen  und  der  Französischen  Regierung  mehrfache  Erweiterungen 
erfiihren.    iSmach  findet  die  Auslieferung  auch  statt 

1.  wegen  einfachen  Diebstahls  ohne  Rücksicht  auf  den  Wert  des 
Gegenstandes,  wenn  die  betreffende  Handlung  nach  der  G^setzgebozig 
des  einen  wie  des  andern  Teiles  als  Verbrecnen  oder  Vergehen  unter 
Strafe  gestellt  ist,  auch  insoweit,  als  die  Auslieferung  deswegen  nicht 
schon  vertragsmäfsig  zu  erfolgen  hat; 

2.  wegen  Unterschlagung,  sofern  die  Handlung  von  der  Gesetzgeboog 
beider  Länder  mit  Strafe  oedroht  ist; 

8.  wegen  Untreue,  sofern  die  Handlung  von  der  Gesetzgebung  beider 
Länder  mit  Strafe  bedroht  ist; 

4.  wegen  Betrugs,  sofern  die  Handlung  gleichzeitig  nach  deutBcbem 
Rechte  als  Betrug  und  nach  französischem  Rechte  als  fratide  oder 
eicroquerie  straf mur  ist,  sowie  wegen  versuchten  Betrugs; 

5.  wegen  Hehlerei,  die  im  allgemeinen  als  Teilnahme  an  dem  Ve^ 
brechen  oder  Vergehen,  durch  das  die  verhehlten  Sachen  erlangt 
werden,  aufzu£usen  ist,  und  insbesondere  wegen  Hehlerei  in  Besiehoiig 
auf  einen  die  Auslieferung  an  sich  begründenden  Diebstahl,  selbst 
wenn  dieser,  weil  zum  Nachteile  von  Verwandten  aufsteigender  Linie 
begangen,  nach  Art.  880  des  französischen  Strafgesetzbudis  straflos 
biSbt 

Auch  wurde  in  einem  Falle  seitens  der  Französischen  R^erung  die 
Auslieferung  wegen  des  im  Auslieferunesvertrag  nicht  ausdrücklich  vo^ 
gesehenen  Verbrechens  des  Raubs  (als  aen  Thatbestand  des  Diebstahls  in 
sich  schliefsend)  bewilligt 

Sodann  geht  ans  der  in  der  Anlage  abgedruckten,  dem  Preufsiflchen 
Justizministerialamtsblatt  von  1899  S.  273  ff.  entnonunenen  Zusammenstellong 
hervor,  dafs  auch  der  Auslieferungsverkehr  zwischen  Preufsen  und  Frank- 
reich, welcher  auf  dem  Vertrag  vom  21.  Juni  1845  (Preufs.  Ge8.Slg.  S.  579  £) 
beruht,  mehiÜBiche  Erweiterungen  und  Ergänzungen  erfitihren  hat. 

Vorstehendes  wird  mit  dem  Anfügen  bekannt  gemacht,  dafs  bei  der 
Ähnlichkeit  des  württembergisch-französischen  und  des  preufinsch-französiseheB 
Auslieferungsvertrags  die  zwischen  Preufsen  und  Frankreich  bestehende  Aos- 
dehnnng  des  Ausliefemngsverkehrs  seitens  der  Französischen  Regierung  vor- 
kommendenfalls  wohl  auch  im  Auslieferungsverkehr  mit  Württembe^  sn- 
gestanden  werden  wird. 
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Aalaga 

Der  auf  dem  Vertrage  Tom  21.  Juni  1845  bemhende  Aiuliefenn^pi- 
Terkehr  awifichen  PreuiBeii  emerseits  und  Frankreich  andererseits  hat  im 
Lanfe  der  Zeit  durch  Austausch  Ton  GegenseitiffkeitserklttruDgen  und  in 
ioderer  Weise  die  folgenden  Erweiterungen  und  &gttiiznngen  er&hren. 

I. 

A.  Auf  Grund  förmlicher  Gegenseitigkeitserkiftrungen  findet 
die  Auslief emnff  statt: 

1.  wegen  Körper  Ter  letzung  mit  tödlichem  Ausgang: 

2.  w^en  Blutschande,  wenn  die  Handlung  sngleich  nMn  §  178  des 
Beichsstrafgesetsbuchs  und  nach  Art  831  Ah£  2  des  Code  p^rnd 
strafbar  ist; 

8b  wepen  Entführung  von  Minderjährigen,  gleichviel  ob  die  That 
sich  nach  dem  fiechte  des  einen  wie  des  andern  Teils  als  Verbrechen 
oder  Vergehen  darstellt; 

4.  wegen  einfachen  Diebstahls  ohne  Rücksicht  auf  den  Wert  des 
Gegenstände»,  sofern  die  betreffende  flandlune  nach  der  Gesetzgebung 
des  einen  wie  des  andern  Teiles  als  Verbrechen  oder  Vergehen  untw 
Strafe  gestellt  ist; 

5.  wegen  Unterschlagung  ohne  Bücksicht  auf  den  Wert  des  Gegen- 
standes, wenn  die  Handlung  nach  deutschem  Rechte  als  ünterschlaping 
und  nach  französischem  Rechte  als  a6tM  de  eonfiance  strafbar  isf: 

6.  wegen  Betrugs,  sofern  die  Handlung  gleichzeitig  nach  deutaenem 
Beäit  als  Betrag  und  nach  französiMshem  Recht  als  eseroquerie  straf- 
bar ist; 

7.  wegen  aktiver  und  passiver  Beamtenbestechung,  wenn  die 
Handlung  gleichzeitig  nach  deutschem  Rechte  als  Bestediung  öffant- 
licher  Beamter  zum  Zweck  einer  Verletzung  ihrer  Amtspflicht  (Reichs- 
stra%eeetabuch  §§  332—884)  und  nach  £ranzösischem  Rechte  als  eor- 
rupiion  de  foncitonaires  publica  (Code  p^nal  art.  177—179,  181,  182) 
mit  Strafe  bedroht  ist; 

8.  wegen  Begtlnstigung,  wenn  die  Handlung  als  Begünstigung  nach 
II  257,  258  und  2S0  des  Reichsstrafgesetzbuchs  und  nach  Art.  &ß  des 
Uotie  p4nal  mit  Strafe  bedroht  ist 

B.  Wegen  Versuchs  der  im  Anaüeferungsvertaragund  in  den  sonstigen 
Abmachungen  vorgesehenen  Strafthaten  ist  zwar  die  Gegenseitigkeit  mcht 
•Ilgemein  vereinbart  worden,  jedoch  erscheint  sie  aus  Anlafs  einzelner  Fälle 
gewihrleistet,  nSmlieh  wegen: 

1.  Versuchs  des  Todschlags, 

2.  Versuchs  der  Notzucht. 

8.  Versuchs  der  Brands tittun^, 

4.  Versuchs  des  schweren  Dieostahls, 

5.  Versuchs  des  einfachen  Diebstahls, 

6.  Versuehs  des  Betrugs. 

n. 

Femer  besteht  wechselsätiges  Einverständnis  über  erweiternde  Aus- 
legung des  Auslieferungsvertrags  iiinfflchdich  folgender  Punkte: 

1.  IHe  Hehlerei  ist  als  TeiUiahme  an  dem  Verbrechen  oder  Vergehen 
au&ufassen,  durch  das  die  verhehlten  Sachen  erlang  sind.    Die  Aus- 
lieferung wegen  Hehlerei  hat  daher  in  gleicher  Weise  wie  wegen  . 
sonstiger  Teimahme  stattzufinden. 

2.  Unter  dem  in  Art  2  Nr.  3  des  Ausliefemnffsvertrags  vom  21.  Juni 
1845  au%eflihrten  Verbrechen  der  Verfälscnung  von  authentischen 
Schriften  oder  Handelspapieren  und  von  Privatschriflen  ist  nicht  nur 
die  Fälschung  einer  dieser  Urkunden,  sondern  auch  das  Gkbrauch- 
machen  von  einem  solchen  verflUschten  Schriftstück  verstanden. 

ZaitMhrift  f.  inteni.  Privat-  u.  Strafreoht  etc.,  Band  X.  16 
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d.  Auch  nach  Über^be  dner  ausffelieferteD  Person  soll  noch  die  nrndi- 
triiffliche  Genehmigung  zur  Stn^erfolg^ong  wegen  solcher  in  dem  nr- 
Bpranglichen  Ansuemongsantrag  nicht  enthaltener   Handlungen  be- 


willigt werden,  wM;en  deren  die  Auslieferuns  nach  dem  AosUefenings- 
vertrag  vom  21.  J^i  1845  und  den  m  semer  Erläuterung  oder  &- 
gttneung  getrofifenen  sonstigen  Abmachungen  überhaupt  zu  bewilligen  ist 
Wenn  eme  ausgelieferte  Person  nach  rechtskrftftiger  Aburteilung  w^gen 
der  Strafthat,  wegen  deren  die  Auslieferung  erfolgt  ist  es  unterlassen 
sollte,  das  Gelnet  des  Staates,  an  den  ne  ansgelietert  worden  ist, 
innerhalb  einer  ihr  gestellten  Frist,  deren  Bemessung  der  Justizver 
waltunff  zusteht,  zu  verlassen,  so  luinn  sie  auch  w^jen  eines  tot  der 
Attsliefemnff  b^angenen  gemeinen  Yerbreehens  oder  Vemhens,  w^^ 
dessen  die  Ausheferung  nicht  erfolfft  ist  (d.  h.  also  auch  wegen  emes 
in  dem  Auslieferungsvertrag  oder  oen  sonstigen  Abmachungen  nicht 


vorgesehenen  gemeinen  Yerbreehens  oder  Vergehens),  vor  den  Gerichten 
des  ersucheoiden  Staates  strafrechtUdi  verfolgt  weiden. 

BaAen. 

1.  Gerichtskostenordnung  vom  10*  Januar  1900  (G. o. 
V.B1.  S.  207). 

§  61  bebandelt  die  Gerichtskosten-VorBchflase  der  Ausländer.  Vor  Vor- 
nahme einer  jgerichtlichen  Handlung  wird  die  Ziüilung  der  den  Ausländem 
gemäls  §  85  ^  R.G.K.G.  obliegenden  Gebühren-  bezw.  AuslasenvorschusBefl 
verlangt.  Die  Auflage  erfolgt  durch  einen  Beschluß  des  Gerichts.  Die  Auf- 
lage kann  unterbleiben,  wenn  der  Ausländer  seinen  dauernden  Wohnsitz  im 
bäischen  Staatwebiete  hat  oder  ein  in  diesem  Staatsgebiete  wohnender 
zahlungsfähiger  Deutscher  sich  in  öffentlich  b^laubigter  Form  oder  wenn 
sich  ein  badischer  Kechtsanwalt  för  dessen  E!ostensehnld  samtverbindlieh 
haftbar  erklärt  bat  Der  Vorschufs  ist  Jedoch  auch  in  diesen  Fällen  sofort 
(nicht  erst  nach  der  ersten  kontradiktorischen  Verhandlung)  zu  erbten. 

2.  Min. Verordnung  vom  21.  April  1900,  betr.  die  Zuständig- 
keit ftlr  die  Todeserklärung  von  badiscben  Staats- 
angehörigen ohne  inländischen  Wohnsitz  (G. a.V.BL  S. 602)* 

Hessen. 

1.  Verordnung,  die  Anlegung  des  Grundbuchs  und  die 
Ausfuhrung  der  Grnndbuchordnnng  betr.,  vom  18.  Januar 
1900  (R.BL  S.  51  ff.). 

2.  Bekanntmachung  des  Textes  des  Gtoetzes,  den  Gerichts- 
stand und  das  gerichtliche  Verfahren  in  Ansehung  des 
Landesherrn  und  der  Mitglieder  des  Grofsherzogliohen 
Hauses  betr.,  vom  7.  Juni  1879,  in  der  vom  1.  Januar  1900  «n 
geltenden  Fassung,  vom  31.  März  1900  (R.BL  S.  275). 

Meeiaenlbviv-SeliwertM« 

1.  Min.Bekanntmachung  vom  30.  Januar  1900,  den  Ausliefe- 
rnngsverkebr  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Öster- 
reich (R.B1.  S.  97). 

2.  Min.Bekanntmachung  vom  2.  Februar  1900,  betr.  den  un- 
mittelbaren Verkehr  zwischen  Deutschland  und  den 
Schweizerischen  Behörden  zum  Schutze  des  gewerb- 
lichen Eigentums  (B.BI.  S.  98). 


AuBwärtige  Staaten:  Belgien,  Brasilien,  QroISibritannien  etc. 

MeeiaeB^wrr-  Strellts. 

Beg.Bekaaotmachang  vom  20.  April  1900,  betr.  dieVollstreok- 
barkeit  der  Entscheidangen  deutscher  Gerichte  in 
Osterreich  und  umgekehrt  (Off.  Anz.  S.  286). 

SselisMii^MeiMlBveii. 

Min^Auaschroiben  vom  8.  Februar  1900  tlber  Ehesehliefsung 
Ton  Ausländern  (Slg.  der  Ausschr.  S.  621). 

Notariatsordnung  vom  27.  April  1900  (Gte.81g.  Nr.  29). 

WSkmmtk  -  liOtkrlnreii. 

1.  Bekanntmachung  des  Textes  des  Gesetzes,  betreffend  die 
Ausführung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  in  Elsafs- 
Lothringen,  vom  22.  Dezember  1899  (Ges.BL  f.  Elsafs-Lothringen 
1900  8.  1  £L). 

2.  Allerh.  Erlafs,  betr.  die  Genehmigung  der  Vereinbarung  ttber 
die  Abttnderung  der  Ziff.  4  1.  A.  des  Schlufsprotokolls  zu  Art  15  der 
revidierten  Rheinschiffahrts- Akte  vom  17.  Oktober  1868 
d.  d.  Mannheim,  den  4.  Juni  1898.  Vom  19.  April  1899  (GeB.Bl. 
1900  S.  89  f.). 

8.  Verordnung,  betr.  die  Anlegung  von  GrundbtteherD, 
vom  18.  April  1900  (GeB.BL  8.  91). 

4.  Verordnung  vom  2.  Mai  1900,  betr.  den  Güterstand  der 
vor  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
geschlossenen  Ehen  (Ges.Bl.  S.  101). 

n.    Auswärtige  Staaten. 
Belrien. 

1.  Gesetz,  betr.  die  Fischerei  in  den  EttstengewMssern, 
vom  19.  August  1891  (Siörk,  Noveau  Recueü  g4nir<A  T.  XXIV 
p.  128). 

2.  Gesetz  über  Bestrafung  der  Zuwiderhandlungen 
gegen  Bestimmungen  der  internationalen  Konvention 
vom  6.  Mai  1882  über  die  Fischerei  in  der  Nordsee  (Siörh  ek. 
p.  133). 

BrMilien. 

Ver&ssungsgesetz  der  Vereinigten  Staaten  von  Brasilien 
vom  24.  Februar  1891  ßiörk  etc.  p.  90). 

Gesetz,  betr.  die  Admiralität-Gerichtsbarkeit,  vom 
26.  Juli  1890  (Störk  de.  p.  66). 

16* 
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Hawaische  Gesetze  zur  Regelang  der  chinesischen  Ein* 
Wanderung  Tom  20.  Dezember  1887  and  14.  Noyember  1890  (No- 
veau  Becueil  gSniräl  u.  Stärk,  Tarn.  XXIV  p.  3). 

1.  Gesetz  tlber  die  bedingangsweise  Verarteilung  yom 
10.  Mai  1892  (Störk  etc.  p.  143). 

2.  Min.Rund8chreiben,  betr.  die  znr  Erlangung  der  Eigen- 
schaft als  Luxemburger  abzugebenden  Erklärungen,  vom 
17.  September  1892  (Störk  etc.  p.  152). 

8.  Gesetz  tlber  das  Armenrecht  etc.  Tom  28.  Mürz  189S 
(Störk  etc.  p.  159). 

4.  Gesetz  über  die  Fremdenpolizei  vom  30.  Dezember  189S 
(Störk  etc.p.  510.  513). 

dstenrelelu 

1.  Verordnung  des  Justizministers  vom  21.  Dezember  1899, 
womit  die  vom  1.  Januar  an  geltenden  Vorschriften  der 
deutschen  Civilprozefsordnung  über  die  ZwangsvoU- 
Streckung  aus  ausländischen  Urteilen  und  das  Mafs  der 
durch  diese  Bestimmungen  verbürgten  Gegenseitigkeit 
bekannt  gemacht  werden  (Osterr.  R.G.BL  1899  Nr.  105  S.  253). 

Die  im  Deutschen  Reiche  vom  1.  Jänner  1900  an  geltende  Civilproielf- 
ordnunff  in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  17.  Mai  1898  (RG.B1.  x^r.  25» 
8.  410  ff.)  enthält  über  die  Zwangsvollstreckung  aus  ausländischen  UrteiieD 
die  nachstehenden  Vorschriften: 

§  722. 

„Aus  dem  Urteil  eines  ausländischen  Gerichtes  findet  die  ZwangsToH- 
stredmng  nur  statt,  wenn  ihre  Zuläesigkeit  durch  ein  VoUstreckungsurteil 
ausgesprochen  ist. 

Für  die  Klage  auf  Erlassang  desselben  ist  das  Amtsgericht  oder  Land- 
gericht, bei  welchem  der  Schuldner  seinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hat, 
und  in  Ermaoeelung  eines  solchen  das  Amtsgericht  oder  Landgericht  zu- 
ständig, bei  welchem  in  Gtemftfsheit  des  §  23  gegen  den  Schuldner  Klage  er- 
hoben werden  kann.** 

§  728. 

.Das  VoUstreckungsurteil  ist  ohne  Prüfung  der  Gesetzm&fsigkeit  der 
Entscheidunff  zu  erlassen. 

Das  VoUstreckungsurteil  ist  erst  zu  erlassen,  wenn  das  Urteil  des  aus- 
ländischen Gerichts  nach  dem  für  dieses  Gericht  geltenden  Bechte  die  Rechts- 
kraft erlangt  hat  Es  ist  nicht  zu  erlassen,  wenn  die  Anerkennung  des 
Urteils  nach  §  828  ausgeschlossen  ist*^ 

§328. 

.Die  Anerkennung  des  Ürteiis  eines  ausländischen  GMchts  ist  aus- 
geschlossen : 

1.  wenn  die  Gerichte  des  Staates,  dem  das  ausländische  Gericht  angehortr 
nach  den  deutschen  Gesetzen  nicht  zuständig  sind; 

2.  wenn  der  unterlegene  Beklagte  ein  Deutscner  ist  und  sich  auf  den 
Prozefs  nicht  eingelassen  hat,  sofern  die  den  Prozels  einleitende  Ia- 
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doDg  oder  VerfÜemur  ihm  weder  in  dem  Staate  des  Proseftgeiichtes 
in  Person,  noch  aurcn  Gewährung  deutscher  Bechtshulfe  zugestellt  ist ; 

3.  wenn  in  dem  Urtdle  zum  Nachteil  einer  deutschen  Partei  von  den 
Yorschriften  des  Art  18  Abs.  1,  3  oder  der  Art  17,  18,  22  des  ESn- 
ftthnmgsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbache  oder  von  der  Vor- 
Bchiifb  des  auf  den  Art.  18  Abs.  1  bezüglichen  Teiles  des  Art.  27  des- 

*  selben  Gesetzes  oder  im  Falle  des  Art  9  Abs.  8  zum  Nachteile  der 
Ehefrau  eines  für  tot  erklärten  Ausländers  von  der  Vorschrift  des 
Art  18  Abs.  2  abgewichen  ist; 

4.  wenn  die  Anerkennung  des  Urteils  gegen  die  guten  Sitten  oder  gegen 
den  Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  verstofsen  wttrde; 

5.  wenn  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  ist 

Die  Vorschrift  der  Nr.  5  steht  der  Anerkennunff  des  Urteils  nicht  ent- 
g^en,  wenn  das  Urteil  einen  nicht  yermö^ensrechtBchen  Anspruch  betri£Pt 
und  nach  den  deutschen  Gesetzen  ein  Genchtsstand  im  Inlande  nicht  be- 
grCbidet  war." 

Die  Kaiserlich  deutsche  Regierung  hat  erklärt,  dafs  bd  der  Anwendung 
dieser  gesetzlichen  Bestimmunj^en  im  Deutschen  Reiche,  soweit  die  bbherige 
Praxis  der  dortigen  Gerichte  emen  Schlufs  gestattet,  alle  jene  Beschlttsse  nnd 
Beseheide  österreichischer  Grerichte  die  Zwan^fsrollstreckang  begründen 
können,  welche  einen  Rechtsstreit  zwischen  Parteien  auf  Grund  eines  beiden 
Parteien  Gehör  gewährenden,  ordentlichen  oder  summarischen  prozessualen 
Verfahrens  erledigen,  wobei  es  nicht  darauf  ankomme,  ob  die  Beschlüsse  und 
Bescheide  auch  in  den  äufseren  Formen  eines  Urteils  ergangen  sind  und  ob 
auch  thatsächlich  beide  Parteien  yerhandelt  haben. 

Betreib  der  Sprüche  yon  Schiedsrichtern  und  Sohied«rerichten  erklärte 
die  deutsche  Regierung,  dafs  auf  sie  zwar  nicht  die  §§  722,  728,  wohl  aber 
die  Vorschriften  des  zehnten  Buches  der  deutschen  Civilprozefsordnung  An- 
Wendung  finden.  Nach  der  Rechtssprechung  des  Reich£^erichtes  könne  als 
Grundsatz  gelten,  dafs  aus  einem  ausländischen  Schiedssprüche  bei  den 
deutschen  Gerichten  ein  VoUstieckungsurteil  beantrag  werden  kann,  sofeme 
der  Schiedsspruch  gemäfs  den  bezeichneten  Vorschriften  der  deutschen  Civil- 
prozetsordnunff  eigansen  und  nicht  etwa  nach  dem  für  das  fragliche  Reehte- 
verh&ltnis  maugebenden  ausländischen  Rechte  ab. unwirksam  anzusehen  ist. 

Für  die  Zwangsvollstreekung  im  Deutschen  Reiche  kommen  sonach  die 
hn  §  1  der  Ezekutionsordnung  vom  27.  filai  1896,  R.6.B1.  Nr.  79,  unter  Ziff.  1, 
2  und  8  angeführten  Exekutionstitel,  einschliefshch  der  Entscheidungen  über 
die  Kosten  des  Verfahrens,  dann  die  mit  der  Wirkung  der  Vollstreckbarkeit 
ausgestatteten  amtlichen  Auszüge  aus  dem  während  des  Konkursverfahrens 
anfeenommenen  liquidierungsprotokoUe  (§  1  Ziff.  7  der  Ezekutionsordnung) 
und  die  Urteile  der  Gewerbegerichte  (§  1  Ziff.  11  der  Ezekutionsordnung 
endlich  unter  den  im  zehnten  Buche  der  deutschen  Civilprozefsordnung,  ins- 


besondere in  den  §§  1025,  1026,  1089.  1041,  1042,  1045—1048  erwähnten 
Voraussetzungen,  auch  die  einer  Anieehtung  vor  einer  höheren  schieds- 
gerielitlichen  Instanz  mcht  mehr  unterliegenden  Sprüche  Ton  Schiedsrichtern 
mid  Sciiiedsgerichten  (§  1  Ziff.  16  der  Ezekutionsordnung)  in  Betracht 

In  diesem  MaTse  ist  auch  die  Gegenseitigkeit  als  verbürgt  anzusehen, 
wenn  es  sich  gemäfs  §  79  der  Ezekutionsordnung  um  Exekutionen  auf  Gnmd 
von  Akten  una  Urkunden  handelt,  die  im  Deutschen  Reiche  errichtet  wurden. 

Die  Bewilligung  der  Exekution  oder  der  angesuchten  Ezekutionshand- 
hmg  ist,  gleichwie  in  den  Fällen  des  §  81  Ziff.  2—4  der  Ezekutionsordnung, 
dann  xa  versagen,  wenn  die  Anerkennung  des  deutschen  Urteiles  gegen  den 
Zweck  eines  hierzulande  j^eltenden  Gesetzes  verstoCsen  würde. 

Diese  Verordnung  tritt  am  1.  Jänner  1900  an  Stelle  der  bisher  geltenden 
vom  10.  Dezember  1897,  RG.BL  Nr.  287,  in  Wirksamkeit 

2.  JostMin. Verordnung  vom  18.  Februar  1900,  betr.  den  Aus- 
lieferungsverkebr  mit  dem  Deutschen  Reiche  (J.M.V.BL 
S.  57). 
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8.  JostMin. Verordnung  vom  &•  MKrz  1900,  wodurch  das  Kor- 
respondenz-Übereinkommen mit  der  Schweiz  kundgemacht 
wird  (J.M.V.B1.  8.  68  ff.). 

4.  Verordnung  vom  31.  Januar  1900,  betr.  die  Einschrftn- 
kung  der  Gerichtsbarkeit  der  k.  und  k.  Konsularttmter 
in  Ägypten  und  die  teilweise  Übertragung  dieser  Gerichtsbarkeit  an 
die  dort  bestehenden  gemischten  Tribunale  auf  weitere  fUnf  Jahre 
(R.G.B1.  8.  36). 

Seliweii. 

1.  Gesetz,  betr.  das  Zollreglement,  vom  28.  Juni  189S 
(Siörk  etc.  p.  481). 

2.  Offizielle  Aktensttlcke  über  das  Verhältnis  zwischen  der  Schweiz 
und  Frankreich,  betr.  die  Staatsangeh(Srigkeit  und  den 
Militärdienst  der  in  Frankreich  geborenen  Kinder  (Siörk 
ete.  p.  500). 

Gesetz  über  den  Zolltarif  yom  1.  Juli  1898  (Siörk  etc. 
p.  493). 

Tttrliei. 

Gnrkular  der  Hohen  Pforte,  betr.  das  zwischen  den  Otto- 
manischen  Behörden  und  den  fremden  Konsuln  zu  be- 
obachtende Ceremoniel,   vom  22.  September  1890   (Siörh  de. 
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1.  Nouveau  RecueilGdn^ral  deTraitis  eicyonFrohBBor 
Dt.  Felix  Siörk  in  Greifewald  enthält  u.  a.  im  Wortlaute  folgende: 

A.     Freundschafts-,  Handels-  etc.  Verträge: 

1.  Handels-  und  Schiflabrtsvertrag  zwischen  Ecuador  und  Sal- 
vador vom  20.  März  1890  (p.  16); 

2.  Handdsdeklaration  zwischen  Portugal  und  der  Türkei  vom 
11.  Januar  1890  (p.  49); 

3.  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  Mexiko 
und  der  dominikanischen  Republik  vom  29.  März  1890 
(p.  62); 

4.  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiflkhrtsvertrag  zwischen  Grofs- 
britannien  und  Muscat  vom  19.  März  1891  (pi  114); 

5.  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffabrtsvertrag  zwischen  Kongo 
und  Liberia  vom  15.  Dezember  1891  (p.  186); 

6.  Übereinkunft  zwischen  Luxemburg  und  Preufsen,  betr. 
die  Regelung  der  Fischerei  in  den  Grenzgewässern, 
vom  5.  November  1892  (p.  153); 
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7.  Internationale  Mttnzkonfereuz  zwischen  Dentschland, 
Österreich-Ungarn,  Belgien,  Dänemark,  Spanien,  den  Vereinigteo^ 
Staaten  von  Amerika,  fVankreich,  Orofsbritannien,  Britisch-Indien, 
Griechenland,  Italien,  Mexiko,  Norwegen,  den  Niederlanden, 
Portugal,  Romllnien,  Schweden,  der  Schweiz  und  der  Türkei, 
abgehalten  zu  Brttasel  vom  22.  November  bis  17.  Dezember  1892« 
Protokolle  and  offizielle  Aktenstücke  (p.  167); 

8.  Freundschafts-,  Handels-  and  Schifiahrtsvertrag  zwischen  Schwe- 
den and  Norwegen  and  Argentinien  vom  17.  Juli  1895 
(p.  620); 

9«  Arrangement  zwischen  Luxemburg  und  Italien  über  den 
gf^enseitigen  Schutz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken  vom 
l./d.  März  1896  (p.  641); 
10a.  Konferenz  (Deutschland,  Argentinien,  Belgien,  Bolivien,  Brasilien, 
Bulgarien,  Columbien,  Dänemark,  Spanien,  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika,  Frankreich,  Grofsbritannien,  Griechenland,  Guate- 
mala, Italien,  Luxemburg,  Mexiko,  Monaco,  Montenegro,  Nor- 
wegen, Peru,  Portugal,  Rumänien,  Schweden,  Schweiz,  Tunis) 
über  den  Schutz  von  Werken  der  Litteratur  und  der  Kunst, 
Paris  15.  April  bis  4.  Mai  1896  (p.  667). 
b.  Internationale  Union,  Zusatzakte  zur  Übereinkunft  vom  9.  Sep- 
tember 1886  zwischen  Deutschland,  Belgien,  Spanien,  Frank- 
reich, Grofsbritannien,  Italien,  Luxemburg,  Monaco,  Montenegro, 
Norwegen,  Schweiz,  Tunis  vom  4.  Mai  1896  (p.  758,  Deutsch. 
R.G.B1.  1897  Nr.  45). 

B.     Auslieferungsverträge: 

1.  A.y.  zwischen  Belgien  und  Peru  vom  23.  November  1888 
nebet  Deklaration  vom  18./21.  Januar  1889  und  Ratifikationsr- 
protokoll  vom  23.  August  1890  (p.  9); 

2.  A.V.  zwischen  Luxemburg  und  Rufsland  vom  31./19.  März 
1892  (p.  145); 

3.  A.V.  zwischen  Spanien  und  Chile  vom  80.  Dezember  1895 
(p.  683); 

4.  A.V.  zwischen  den  Niederlanden  und  Serbien  vom 
28.  Februar/11.  März  1896  (p.  636). 

G.     Kon  snlar  vertrage: 

1.  Vertrag  zwischen  den  Niederlanden  und  der  Domini- 
kanischen Republik,  betr.  die  Zulassung  der  domini- 
kanischen Konsuln  in  den  hauptsächlichsten  Häfen 
der  niederländischen  Kolonien  vom  I.Mai  1891  (p.l21); 

2.  Übereinkunft  zwischen  Deutschland  und  Italien,  betr.  die 
Eheschliefsung  durch  die  Konsuln,  vom  4*  Mai  1891 
(p.  125). 

2.     Nach  gemeinschaftlicher  Bekanntmachung  der  k.  bayer.  Staats- 
ministerien des  Königl.  Hauses  und  des  Äufsem,   der  Justiz,  der  Fi* 
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nanzen  vom  30.  Mai  1900  (J.ILBL  S.  961)  ist  Bwiachen  dem  Deat- 
Bchen  Reiche  und  Dänemark  die  Vereinbarang  getroffen  wozden, 
dafs  im  gegenseitigen  ReehtshülieTerkehr  bei  Erledigung  der  ge- 
richtlicben  Enucbungsschreiben  die  zor  Staatekasse  fliefsenden  Oebtthrai 
vom  1.  Juni  1900  an  nicht  mehr  erhoben  werden. 


Vermischte  Mitteilungen. 

1«  Institut  de  droit  international,  Session  de  Neu- 
ehatel  1900..  Ordre  du  jour  pour  VassemhlSe  ginirale 
le  jeudi  6  septemhre,  ä  2  heures  de  l'aprbs-midi  etles 
jours  suivants: 

V  Biception  par  les  owtoritA. 

2^  JUocuHon  du  President.  Prodamation  et  instoBation  de  nou- 

veaux  Üus. 
8®  Bapport  du  Secräaire  ginirdl  aimud  sur  les  traveaux  de  Vln- 

stitut  depuis  la  demi^e  Session, 
4^  Notices  nArologiques  sw  les  membres  dMdis  depuis  la  derm^ 

Session. 
5^  Des   conßts   enire   les  disposUions   legislatives   de  droit  inter- 
national privi, 
Iro  Commission.  —   Rapporteuis:  MM.  Buggati  et  Laini. 
6^  ConflUs  de  his  et  Ugislation  internationale  en  maUibre  de  fatBite; 
riglement  iexdcution. 
II«  Commission.  —  Rapporteurs:  MM.  Weiss  et  Äs^er* 
7®  Du  regime  de  la  neutrtüiti. 

ni«  Commission.  —  Rapporteuis:  MM.  Des  camp s  et  N. 
8®  Devoirs  et  droits  des  puissances  etrang^es  ä  de  leurs  ressortis- 
sants,  au  cos  de  mouioement  insurrectionndj  envers  les  gouioeme- 
ments  dahUs  et  reconnus  giii  sont  aux  prises  avec  Vinsurredion. 
IV«  Commission.    —    Rapporteurs:     MM.     Desjardin    ei 
d'Olivart. 
9^  Application  ä  la  guerre  marüime  des  principes  de  la  Gontfention 
de  Genive. 
V«  Commission.  —  Rapporteurs:  MM.  Benault  et  WestlaJce, 
10^  Des  droits  des  iHats  tiers  vis-ä-vis  Su/ne  puissance  qui  ne  peid 
ou  ne  veut  pas  ex^cuter  ses  engagements  finanders  enoers  Uun 
ressortisscmts. 
VI«  Commission.  —  Rapporteurs:  MM.  Boiceau  et  Chritien. 
11<>  De  Vordre  public  dans  le  droit  international  privi. 

Vn«   Commission.    —    Rapporteurs:    MM.    Boguin   et  de 
Bustamente. 
120  Du  respect  des  droits  cu^uis  en  cas  de  (hangement  de  nationaUÜ. 
Vni«  Commission.  — Rapporteurs:  MM,  Buggati  et  Ässer  fiU. 
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18^  SetpoiuabüM  des  Aats  ä  raison  des  dowmages  soufferts  par 
des  Orangers  m  eas  d^Smeute  au  de  guerre  civüe. 
IX«  CommiflBioii.  -»  Rapporteara:  MM.  Brusa  ei  Catellani. 
W  ConflUs  de  Ms  en  maHire  ^öbltgaHons. 

X«  OommiflBion.  —  Rapporteon:  MM.  de  Bustamanie  et 
Harhurger. 
15^  ConfiUs  de  Ms  en  maU^e  de  ti&es  au  porteur, 

XI®   GommiBBion.    —   Bapportears :    MM,   Lyon^Caen   ei 
Sacerdoii. 
16®  Mesures  intemationaies  ä  prendre  pour  Ja  protection  des  pro- 
pridaires  de  tiires  au  porteur  depossddA. 
Mdme  Commission.  —  Rapporteon:  MM,  Ässer  et  N, 
17®  BSglementation  internationale  des  difficuUes  r^suUant  des  eoBi" 
sions  en  mer, 
XII®  Commission.  —  Rapportears:  MM,  de  Montluc  et  StoBrh. 
18®  Les  prohtbUions  des  importations  et  des  exportaiions  dam  le 
commerce  iniemational, 
XIII®  Commiflsion.  —  Rapporteum:  MM.  StcRrk  et  Vesnitch, 
19®  De  la  constOuHon  d'un  ou  deplusieurs  tribunaux  intemationaux 
dkarg&  d^vnterpräer  les  Conventions  cftmtons  intemationaies. 
XTV®  GommiBBion.  —  Rapportears:  MM,  Darras  et  Roguin, 
20®  Des  doubles  impositions  dans  les  rapports  intemationauXy  no- 
tamment  en  mottle  de  droits  de  mutation  par  dices, 
XV®  ConmuBsion.  —  Rapportears:  MM.  Barclay  ei  Stcßrk, 
21®   Cons^guences  et  applicaiions  y  dans  les  matüres  de  droit  p4naly 
de  la  rhgU  que  la  capacUi  Sune  personne  d  ses  rapports  de 
famiUe  sont  rdgis  par  sa  loi  nationale, 
XVI®  GommiBBion.  —  Rapportears:  MM,   Älhin  Bolin  et 
Lammasch, 
22®  ]^umSration  des  ouvrages  ou  documents  offerts  ä  VInstüut, 
23®  Comptes  rendus  et  apprüAation,  sHl  y  a  Üeuj  de  faits  et  ades 

intemationaux  intervenus  depuis  la  dernihre  Session, 
24®  Examen  de  toute  proposition  dont  Vurgence  seraU  reconnue  par 

TAssemhl^e. 
25®   Choix  des  sujds  h  porter  ä  Vordre  du  jour  de  la  prochaine 

Session.  —  Nomination  des  Commissions  et  des  rapporteurs. 
26®  D^signation  du  lieu  et  de  Vipoque  de  la  prochaine  session, 

2«  Für  die  Verfolgang  deutscher  Rechtsansprüche 
in  England  ist  als  sehr  tüchtiger  und  vertrauenswürdiger  Jurist  auf 
dem  Gebiete  des  englischen  Rechts  der  den  Lesern  der  Zeitschrift  wohl- 
bekannte Herr  Dr.  jur.  C.  H.  P.  Inhülsen  in  London,  Nr.  87 
Cl^hane  Boady  Canonbury,  der  als  deutscher  Advokat  dort  seit  Jahren 
tbxtig  ist  und  sich  speciell  mit  der  deutsch  -  englischen  Praxis  befafst, 
&1I&  beste  zu  empfehlen.  Femer  machen  wir  auch  noch  darauf  auf- 
merkBam,  dafs  Herr  Dr.  Karl  Wertheim  in  Nürnberg,  der  Ver- 
fitter   des  Wörterbuchs  des    englischen  Rechts   (s.   oben  S.  171)   ein 


250  Venniachte  MitteiluDgeD. 

englisches  RechtsbOreau  eröffinet  hat,  das  den  Reebtsnchenden 
nicht  nur  Infonnation  gewähren,  sondern  auch  durch  Fttbruig  der 
Korrespondenz  mit  englischen  Anwälten  und  Behörden  und  Überwachung 
der  Prozesse  Mühe  and  Kosten  ersparen  will  und  zn  diesem  Zwecke 
mit  angesehenen  englischen  Anwälten  sich  in  Verbindung  gesetzt  hat 
Die  Thätigkeit  dieses  BOreans  erstreckt  sich  auch  auf  Einholung  von 
Ausktlnften,  Eintreibung  von  Forderungen  auf  aufseigeiichtlichem  Wege, 
Vertretung  bei  Konkursen  und  dgl.  in  England, 

3«  (Kosten  der  von  den  schweizerischen  Gerichts- 
behörden in  Privatklagsachen  geleisteten  Rechtshfllfe.) 
Nach  Art.  12  Abs.  3  des  Auslieferungsvertrags  zwischen  dem  Deutschen 
Reich  und  der  Schweiz  vom  24.  Januar  1874,  R.0.B1.  8.  118  ff., 
werden  Requisitionen  in  einem  nichtpolitischen  Strafverfahren,  welche 
die  Vernehmung  von  Zeugen  zum  Gegenstand  haben,  von  den  schweize- 
rischen Justizbehörden  kostenfrei  erledigt,  während  fUr  die  Erledigung 
der  Ersuchen  um  Rechtshfllfe  in  bürgerlichen  Sachen  Gebühren  und 
Auslagen  zur  Berechnung  kommen. 

Da  aber  nach  dem  Rechte  einiger  Schweizer  Kantone,  z.  B.  des 
Kantons  Thurgau,  Beleidigungsklagen,  von  wenigen  Ausnahmen  ab- 
gesehen, nach  der  Civilprozefsordnung  und  nicht  als  Strafeachen  be- 
handelt werden,  setzen  die  Bezirksgerichte  genannter  Kantone  ffSat 
solche  Zeugenvernehmungen  Gebtlhren  und  Auslagen  an,  welche  bei  Ve^ 
nehmung  eines  einzigen,  am  Sitz  des  Bezirksgerichts  Steckborn 
wohnhaften  Zeugen  die  beträchtliche  Summe  von  25  Mk.  40  Pfg.  be- 
tragen haben. 

Die  Praxis  der  schweizerischen  Behörden  ist  tlbrigens  eine  ver- 
schiedene, insofern  bei  einer  in  derselben  Privatklagsache  von  dem 
K.  Amtsgericht  R.  an  das  gleichfalls  dem  Kanton  Thuigau  angehörige 
Bezirksgericht  Diefsenhofen  gerichteten  Requisition  die  Vernehmung 
eines  Zeugen  zur  Erledigung  des  Ersuchungsschreibens  vom  Obergericht 
Thurgau  (das  Bezirksgericht  Diefsenhofen  hatte  die  Requisition  dem 
dortigen  Bezirksamt  übergeben,  letzteres  aber  seine  Zuständigkeit  ver- 
neint) das  Bezirksamt  Diefsenhofen  für  zuständig  erklärt  worden  ist, 
welches  sodann  die  Zeugenvernehmung  kostenfrei  besorgte. 

Hiemach  empfiehlt  es  sich,  Requisitionen  um  Vernehmung  von 
Zeugen  in  Privatklagsachen  der  Kostenersparnis  halber  nicht  an  die 
Bezirksgerichte,  sondern  an  die  Bezirksämter  (den  Bezirksstatthalter)  n 
richten,  welche  in  der  Schweiz  zu  den  Gerichtsbehörden  zählen. 
(Zeitschrift  fUr  freiwillige  Gerichtsbarkeit  etc.  [Württemberg],  Jahiging 
1900  S.  145.) 
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Dr.  JET.  Becher 9  k.  Landgerichtsrat  in  München.  Die  Aus- 
fflhrongsgesetse  tum  Bürfferlichen  Qesetzbache.  7.  Lteferang, 
Preis  3  Mk.    J.  Schweitzers  Yerfae  (Arthur  Sellier),  Mfinchen.    7. 

Die  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  IX  8.  428  angeseigte  jß^eA ersehe  Samm- 
long  der  yon  den  Bandesstaaten  zur  Ausführung  des  Bürgerlicben  Gesetz- 
bucnes  und  seiner  Nebengesetze  erlassenen  Gesetze  und  mit  Gesetzeskraft 
yersehenen  Verordnungen,  auf  deren  besonderen  Wert  für  die  Bibliotheken 
der  Gerichte,  Notare  und  Bechtsanwftlte  bereits  hingewiesen  wurde  und 
welche  sich  allgemeiner  Beliebtheit  zu  erfreuen  hat,  ist  nunmehr  bis  zur 
7.  Lieferung  gediehen.  I^eselbe  bringt  AusfÜhmngsgesetze  etc.  von  Reufsä.  L., 
Sschsen-KoDurg-Gotha,  Sachsen-Meiningen  und  Fortsetzung  der  Gesetze  yon 
Hessen,  Mecklenburg-Schwerin,  Mecklenburg- Strelits,  Oldenburg,  Preufsen, 
Heufs  j.  L.  und  Sac&en.  B, 
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Die  Bechtspreehung  der  Oherlandeaaerichte  auf  detn  CMdete 
des  Civilrechi»,  herausgegeben  von  B.  mu gdan  und  R,Falhmann^ 
Kammergerichtsrttte.  Wöchentlich  eine  Nummer.  Preis  des  Halbjahrs 
6  Mk.    Leipzig,  Veit  &  Co.    1.  Jahrgang,  Nr.  1  (L  Juni  1900). 

Vorbezeichnete  neue  Zeitschrift  hat  sich  zur  Aufgabe  gestellt,  einen 
Sammelpunkt  f&r  die  Entscheidungen  der  höchsten  Landesgerichte  zu  schaffm, 
diese  der  Praxis  nutzbar  zu  machen,  insbesondere  die  nach  dem  Gesetz 
über  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  und  nach  der  Qrundbuch- 
Ordnung  unumgftnghche  gegenseitige  Kenntnis  der  auf  dem  Boden  dieser 
Entscheianngen  ergangenen  Entscheidungen  zu  vermitteln.  Sie  zieht  das  ge- 
samte BeicniMävilrecht  in  ihren  Kreis  ein,  materielles  und  Prozelsreeht, 
streitige  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit,  die  grofsen  Gesetzeskodifikationen, 
wie  oue  ganze  übrige  Keichsgesetzgebung.  Ausgeschlossen  sind  nur 
solche  Entscheidungen,  aie  Fragen  des  Landescivilrechts  zum 
alleinigen  Gegenstand  haben.  Die  Elntscheidnngen  der  ersten  Nummer 
betreffen  die  rechtliche  Natur  des  Prozefsvergleichs,  das  Pfandrecht  des  Ver- 
mieters, den  Antrag  auf  Vollstreckbarkeit,  Beschwerde  gegen  Eintragung 
einer  Zwangshjnotbek,  Eintragung  einer  Sicherungshypothek,  Kündigung 
einer  Brief  hjpotnek,  Verletzung  der  ehelichen  Pflicht,  Herstellung  der  häus- 
lichen Gemeinschaft,  Inhalt  einer  Urkunde,  Anspruch  auf  Zinsen,  Prozefs- 
kosten,  Begriff  des  wirtschaftliehen  Vereins. 

EnUcheidungen  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  OerichUt^ 
barkeit  und  des  Orundhuchreehts.  zusammengestellt  im  Reichsjustiz- 
amte.  Berlin  1900,  in  Kommission  bei  Puttkammer  &  Mühlbrecht.  1.  Bd., 
1.  Heft,  enthält  Entscheidungen  des  Kammer^eriohte  Berlin,  betr.  allgemeine 
Vorschriften,  Handelssachen,  Güterrechtsregister,  Grundbuchrecht  und  eine 
desgleichen  des  Oberlandesgerichts  Jena,  l^tr.  das  Grundbuchrecht 

Kritieche  Vierteljahrsschrift  für  Gesetzgebung  und  Hechts* 
Wissenschaft^  3.  Folge,  Bd.  VI,  Heft  2,  enthält  Besprechungen  aus 
den  Gebieten  der  Rechtsgeschichte  (Brie,  Die  Lehre  vom  Gewohn- 
heitsrecht), des  Civilrecht8(/^tnd6r,  Die  Correalobligation  im  römischen 
und  heutigen  Recht;  Saleillen.  Le»  acciderUn  detravail  et  la  regponsa- 
büiii  civüe;  v.  Seeler^  Die  Lehre  vom  Miteigentum  nach  römischem 
Recht;  Esser,  Die  Neugestaltung  der  AktiengesellBchaft  nach  dem  neuen 
Bürgerlichen  Gesetzbuch;  Esser^  Das  Reichsgesetz,  betr.  die  Gesellschaften 
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mit  beschränkter  Haftpflicht:  Stquet^  Die  Liquidation  der  offenen  Handels- 
gesellschaft; Wandelt,  Die  rechtliche  Natur  des  Kommissionsgeschftfts; 
ioehm.  Das  neue  fiecht  der  Handlonffsgehttlfen ;  Meyer,  Die  Anzeige- 
pflicht  des  Versicherungsnehnvers  bei  ÄDschluTs  des  Yenricherungsyertaj^ 
nach  See-  und  Binnenyefsichemngsrecht;  Wiedenfeld,  Die  Börse  in 
ihren  wirtschaftlichen  Funktionen  und  ihrer  rechtlichen  Grestaltnng;  Lotm^ 
Das  Blankst- Accent),  des  Giyiiprozefsrechts  (Pfü z er^  Die  legis  actio 
sacram&fUo,  ein  Versuch  auf  dem  Wege  der  Bechtsyergleichung;  Sperl^ 
Systematische  Übersicht  über  litteratur  und  Praxis  des  österreichischen 
Civilprosers-  und  Ezekntionsrechts  1895--1898;  Derselbe,  Übersicht  etc. 
im  ersten  Halbjahre  1899;  Kohler,  GiyilproaesBualische  Bechtsau£g;aben; 
Stein  und  Schmidt,  Aktenstücke  zur  Einführung  in  das  ProsefSreeht), 
des  Strafrechts  {Heyler,  Die  praktische  Thätiekeit  der  Jnristenfiskul- 
täten  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  etc.;  Oppenheim,  Fahrlässige  Be- 
huidlunff  und  fahrlässige  Begutachtung  yon  Ohrmkranken ;  Zucker , 
Über  Schuld  und  Strafe  der  jugendlichen  Verbrecher;  Schultte^  Die  für 
die  gerichtliche  Psychiatrie  wichtigsten  Bestimmungen  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  und  der  Noyelle  zur  (^yilprozefsordnung^des  Strafprozesses 
(B  in  ding,  Grundrifs  des  Strafprozefsrechts) ,  des  Staatsrechts 
(v,  Oettingen,  Abrifs  des  russischen  Staatsrechts;  Reininghaus,  Ein 
praktischer  Fall  zur  rechtlichen  Stellung  Konfessionsloser  in  Österreich; 
Eher 8 ladt,  Das  franzömsche  Gewerberecht  und  die  Schaffung  staatlicher 
Oesetzgebnoe  und  Verwaltung  in  Frankreich  yom  13.  Jahrhnnoert  bis  1581; 
Meyer,  Lenrbuch  des  deutschen  Staatsrechts),  des  internationalen 
Rechts  (Kaufmann,  Die  Rechtskraft  des  internationalen  Rechts  und 
das  Verhältnis  der  Staatsgesetzgebuneen  und  der  Staatsorsane  zu  dem- 
selben; Kleen,  Lois  et  ueages  de  la  neutralit^  etaprh  Te  droit  inter- 
national conventionnel  et  eoutumier  des  4tate  civilis^;  Rivier^  Lebrhlich 
des  Völkerrechts;  Holland,  Studies  in  international  law). 

ZeiUchrift  für  deuUchen  CivilprazefB  und  das  Verfahren  in 
Angelegenheiten  der  freiwiUigen  Oerichtsbarkeitf  Bd.  XXVU, 
1./2.  Heft:  Wach,  Prozefsyollmacht  und  Einrede  der  Aufrechnung. 
Weinsäeker,  Unrichtige  Parteibezeichnune  in  der  Klageschrift  Se  uff  er  t^ 
Die  Pfandbriefgläubiger  im  Konkurs  über  das  Vermögen  einer  HypoUieken- 
bank.  Franke,  Anerkennung  ausländischer  Urteile  nach  Neiiyahr  19Ö0. 
B'öhner,  Das  Kostenfestsetzungsy erfahren  bei  quotatiyer  Kosten verteilong. 

JBiätter  für  Hechisanwendung •  65.  Jahigang:  Meikel,  Rechtsstreite 
yon  und  gegen  Ehegatten  im  ordentlichen  gesetzlichen  Güterstande  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  (^9  ff.).  Mumm,  Die  Rechte  der  Verlobten  (9  f.). 
Mayer,  Bayerisches  Gesmderecht  (12  f.).  Frhr.  v,  Stengel,  Zur  Aus- 
le^ng  des  Art  26  des  Forstgesetzes  yom  28.  März  1852  (U\  Kraner, 
Die  Bestimmung  des  zuständigen  Gerichts  bei  Beschlagnahmen  zum  Zwecke 
der  Zwangsversteigerung  (14>  Mumm,  Zur  Lehre  von  der  Rückwirkung 
(Art  170  Einf.Ges.  z.  B.G.B.  (14).     . 

SächHeches  Archiv  für  bürgerliehes  Becht  und  BroMefs,  10.  Bd., 
2.  und  3.  Heft:  Schanze,  Zum  Begriffe  des  Gebrauchsmusters.  Breiig 
Mehrheit  kompensabeler  Forderungen.  4.  Heft:  Schanze,  Zum  Begriffe 
des  Gebrauchsmusters  (Schlufs).  Raddatz,  Ermächtigt  die  Prozeisvoll- 
macht  zur  Aufrechnungserklärung  und  Entgegennahme?  Reinhard, 
Mufs  die  einem  gerichtlichen  oder  notariellen  Protokolle  als  Anlage  bei- 
gefügte und  in  der  Erklärung  der  Beteiligten  in  Bezug  genommene  Schrift 
yoreelesen  werden,  damit  ihr  Inhalt  als  gerichtlich  oder  notariell  beurkundet 
ffilt?  Qrohmann,  Mufs  das  Grundbuchamt  vor  Eintragung  einer  Buch- 
h}rpothek  die  Zustimmung  des  Gläubigers  zum  Ausschlüsse  des  HTpotheken- 
briefs  erfordern? 
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Zeitsehrm  für  die  freiwiUige  Geriohisbarkeit  eic.  (Württemberg), 
42.  Jahigan^  (Heranageber  der  Zeitschrift  ist  nunmehr  Landgerichtsrat 
K,  Mayer  in  StuttgaSrt):  Weegmann,  Über  die  Pflicht  der  Eltern  znr 
Yeneichniuig  des  Vermögens  ifairer  minderjährigen  Kinder  gem&Ci  §  1640 
des RG.B^  soweit  es  der  statutarischen  Nutzniefsnng unterliegt  (4>  H%r»ehy 
Zur  Fzage  der  Hypothek  an  gewillkürten  Zubehörung[en  (4).  Sch,^  Zur 
Fnge  der  fferichtiichen  BeanfnchtiffUDg  der  Familienstiftungen.  Zulteig- 
keit  dieser  £inrichtang  nach  dem  Inkrafttreten  des  Büreenichen  Gesetz- 
bnchs  (5).  Burih,  Formular  zu  einem  EheTertrag  nach  aSgemeiner  Güter- 
gemeinschaft neuen  Rechts  (5). 

Anmalen  der  Grofah.  Badiaehen,,  Gerichte^  fid.  LXV  (1899): 
Koch,  Der  ISgentumserwerb  durch  „Übertragung"'  |(||  929—986  B.G.B.) 
mit  Rttcksicht  auf  das  Handelsgesetzbuch  Tom  10.  Mai  1897  und  das 
französisch -badische  Recht  (17  ffX  —  Die  Annalen  hören  mit  dem  LXV. 
Jahiganff  als  selbständiffe  Zeitschrift  zu  erscheinen  auf  und  werden  von 
der  G.  Braunschen  Hof  bnchdruckerei  in  Karlsruhe  in  Verbindung  mit  der 
„Badischen  Rechtspraxis"  (s.  nachfolgend)  weiter  herausgegeben. 

Badische  JBechtsprctxie  (Annalen  der  Grofsherzogl.  Badisohen  Gerichte), 
herausgegeben  von  Berthold  Bautnstoeh^  Rechtsanwalt  in  Karlsruhe 
n.  A.,  Organ  der  Badischen  Anwaltskammer,  Karlsruhe,  erscheint  alle 
14  Tage,  Prcds  4  Mark  halbjährüch.  Jahrgang  1900  Nr.  9  enthält  folgende 
Abteilungen:  I.  Rechtsprechung  des  Oberlandesgerichts,  II.  Rechtsprechung 
der  Lan&erichte ,  HI.  Rechtsprechung  der  Amts-  und  Nachlafsgerichte, 
IV.  Rechtsprechung  der  Verwaltungqgerichte ,  VI.  Justizverwaltung, 
VIU.  Innere  Verwiutune,  IX.  Finanzverwaltun^ ,  XL  Kosten  und  Gre- 
bühren,  XIL  Litteratur,  XIV .  Sprechsaal  und  Abbandlungen. 

Meckienhurgische  ZeitsehrVt  für  Bschtapflege  und  RechU- 
wiseeneehaft^  18.  Bd.,  S.  Heft:  Das  Bün;erhche  Gesetzbuch  fttr  das 
Deutsche  Reich  und  das  mecklenburgische  Partikularrecht  Labes  V. 
Das  Erbrecht  TL  Forts.  Annahme  und  Ausschlagung  der  Erbschaft. 
FOiBorge  des  NachlaTsgerichts. 

ZeUeehrififür  BeciUepflege  im  Herzogtum  Braunschweig^  47.  Jahr- 

0(1900):  Kulemann,  Das  Verbot  der  Arbeitervereine (1  u.  2).    üde, 
trag  zu  dem  Aufsätze  „Unser  künftiges  Bauemrecht**  (1  u.  2). 

Allgemeine  öeterreiehieche  Gerichtszeitung ,  51.  Jahrgang  (1900): 
—  ow  •—,  Die  Untemehmerkartelle  der  Vereinifften  Staaten  (13).  bchm id. 
Zur  Anwendung  der  Ezekutionsordnung  (18).  Nothnagel^  Die  Entlastung 
des  Vorstandes  einer  Aktiengesellschfuft  in  der  Generalversammlung  der 
Aktion&re  (14).  Fiek,  Rechtswidrige  Entziehung  elektrischer  Arbeit  und 
der  neue  deutsche  Gesetzentwurf  (14  f.).  v.  Schrutka-Rechtenstammy 
Die  Richtigkeit  der  Forderungen  als  Voraussetzung  der  Koiapensation  (15  ff.). 
Friedländery  Zur  Kasuistik  des  Zwischenantniges  auf  Feststellune  (17). 
Stooss^  Der  Thatbestand  der  Kuppelei  nach  österreichischem  Stra^cht(18). 
Coumont,  Die  Reorganisation  der  Advokatur  (19).  Benedikt^  Juridische 
Briefe:  I.  Degeneration  und  Verbrechen  (26).  Favlidek,  Der  Check  in 
den  nordischen  Staaten  (20).  Amschl,  BeitriL^e  zur  Anwendung  des 
Strafverfahrens  (20  f.).  v.  Äomoraymki,  Einige  interessante  Rechts- 
fragen, betreffend  die  refonnierten  Personalsteuem  (21).  Lammasch, 
Die  Fortbildung  des  Rechts  parlamentarischer  Immunität  in  Belgien  (22). 
Äbelj  Die  Sicherstellunffsvorkehrungen  im  civilrechüichen  Patenteingrifis- 
Terfahren  (22).  Amsckl,  Der  Zusammenhang  von  Strafsachen  (28). 
Btttelheim^  Das  Recht  des  Erfinders  aus  dem  AusfÜhrungsbesitze  (28). 

Juristische  Biätter  (Wien),  29.  Jahrgang  (1900):  Cz.,  Ober  Namensftnde- 
rungen  (15).    Fischel,  Urteilsgebühren  (16  ff.),    v.  Strobaeh,  Zur  An- 
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Wendung  der  Ezekation«ordnunff,  Frage  der  Pertinenzqnalität  und  deren 
Feststellung  (16).  Ofner^  §  272  des  Personal- Emkommenstenergesetzes  in 
der  Praxis  (21). 

Zeitschrift  für  Notariat  und  freiwiiiige  OeriehtsbarkeU  in 
Österreich  (1900):  RoUo^il,  Stembach:  Treu  und  Glauben  im  Ver- 
kehr (16).  Steiner^  Ein  Wort  zur  neuesten  Praxis  bezüglich  des  §  63 
Konkursordnung  (20  ff.).  Roztoiil^  Glossen  zum  neuesten  Notanats- 
gesetzentwnrfe  yon  Zfirich  (28). 

Zeitäcfirift  für  acfiweizerisches  BechU  41.  Bd..  N.  F.  19.  Bd.,  Heft  2: 
Schneider^  Rode  zur  Feier  des  hundertsten  Geburtstags  des  Prof.  Dr. 
Fr.  L.  ▼.  Keller.  HeuBler,  Schweizerische  Rechtsquellen.  Die  Statuten 
yon  Bellinzona  (Forts.). 

Kamnodikef  Zeitung  für  den  internationalen  Rechtsverkehr,  3.  Jahrgan« 
Nr.  5:  Eäne  Rede  Bismarcks  über  die  Todesstrafe.  Brunn  (^Ost-Asien^ 
Japanische  Justiz.  De  la  condüion  legale  des  SociAia  Stranger^  en  Rou- 
manie  {9uüe\  Nr.  6:  Der  Delegiertentag  der  östeiieichischen  Advokaten- 
kammem.  Der  Verlust  und  die  Wiedererwerbung  der  Doktorwürde  nach 
stra&erichtlicher  Verurteünng.  Wahl,  De  Vapplication  de  la  r^gle 
^mooilia  pereonam  eequuntur^  aux  droüe  de  mutation  par  diei*  en  Ang- 
leierre,  Nr.  7:  Der  Delegiertentag  der  Osterreichischen  Advokatenkanunern 
(Forts.).  Wahl,  De  la  aopltcaUon  etc.  (9uiU\  Nr.  8:  Der  Delegierten- 
tag  der  Österreichischen  AaTokatenkammem  (Schluls).  71,  Dänischer  Ent- 
wurf eines  G^esetzes  über  den  G^eschSflsbetrieb  der  Lebensvermchenings- 
untemehmungen.  La  methode  mentale  dane  la  pr6paraUon  du  dücowrs» 
Ancienne  et  nouvelle  Frofeeeion,  Nr.  9:  Rundschau.  Thyssen,  Com- 
pany lato  Reform.  §ur  Vavenir  du  Barreau. 

Betme  dedrait  intemaUonal  etde  UgietaHon  eampariSf  Deuxihne 
84rie,  Trente-unihme  Annie  (1899),  Tom,  I  Nr.  5  et  6:  Nys,  Alphome 
Rivier,  sa  vie  et  ses  oeuvres.  Rolin,  Vhistoire  des  r^gles  juridiques  en 
maUhre  iTabordage,  Ouyot,  Les  Bar»  et  les  üitlanders.  De  Bar,  De 
la  responsabilit^  des  Etats  ä  raison  des  dommages  soufferts  par  de» 
Strangers  en  cos  de  troubles,  demente  ou  de  guerre  civüe.  Qilson,  Ja 
droit  sous  la  domination  r omaine.  Des  Afare,  La  lettre  de  faire  au 
XIII'  sikcle,  Contribution  ä  V4tude  sur  les  origines  des  papiers  de  eridü. 
Barclay,  Inviolahüiti  de  la propri^tä  priv4e  sur  mer.  Lehr,  Quelques 
mots  sur  les  doulles  impositions  en  droit  international,  Tom,  II  Nr.  2: 
Deseamps,  Conf^ence  internationale  de  la  paix,  Rapport  sur  le  rhgU- 
ment  pacifique  des  conflits  internationaux.  Otivi,  Le  projet  nierlandait 
de  Programme  pour  la  troisihne  confirence  \de  droit  international  prM 
{deuxihme  articte).  Harburger,  Ihi  manque  de  parole  des  prisoniert 
de  guerre,  N.^  La  Situation  politique  de  la  Finlande  {deuxikme  artieU). 
Piritch,  ün  eas  de  naturaltsation  coUective  en  dehors  de  taute  eession 
de  territoire.  Ed,  R,,  La  guerre  du  Transvaal  et  Vopinion  puUiqut 
dans  les  PayS'Bas.  Lamere,  Le  grand  conseil  des  dues  de  Bourgogne 
de  la  maison  de  Valois, 

Mevue  internationale  du  droit  maritime,  15.  Annie.  Nr.  V—VI: 
OovarCf  Examen  du  projet  de  loi  portant  modification  de  Varticle^l 
du  Code  de  commerce.  Bulletins  de  la  jurisprudence^Fran^aise,  Dan- 
visel  (BeauchetJ,  des  Echelles  du  Levante  (Manasse),  Egyptienne  (Padoa- 
Beg),  Norvigienne  (Beanchet),  Nr.  VII— VIII:  Morel-Spiers,  Ob- 
servations  sur  un  projet  de  loi  internationale  uniforme  en  matiire  de 
saiuMtage  et  dCassistenoe  maritimes,  Martin,  Observations  sur  un  projet 
de  loi  internationale  uniforme  en  matihre  de  sauvetage  et  tTasststanee 
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marilimes.  —  BulletMs  de  la  jurieprudence  Frangaiee^  Allemande 
(Koeh),  Anglaise  (Govar^  BvUheel  et  MareL-Smer»)^  Beige  (Mcteter' 
Unch)y  des  Etaie-Ünie  (AtUran),  Italienne  (Koch), 

Journal  du  dnAi  inUmaUanal  privS  et  de  la  Jurieprudence 
eomp€9r6e9  26.  Annie,  No,  XI^XlT:  Wahl,  Le  repr^sentani  respon- 
table  des  soeiiles  itranghres  vis-ä-vis  da  fisc,  Piritch,  De  la  natümalit^ 
smvafU  la  legislaiion  serbe.  Salem,  Du  droit  des  ^trangers  de  recueülir 
par  sueeesston  en  Tur^uie,  N. ,  <n  ^^  ^^  condiUon  ligale  des  soeiiUe 
Üranghres  en  Rourname.  27,  Annie.  No,  I-^II:  Marquis  de  Vareilles' 
Sommi^res,  La  synikkse  du  droit  international  privi,  Fromageot^ 
Les  mores  cansidir^  eomme  contrebande  de  gusrre,  Keidel,  Benseigne- 
ments  pratiques  sur  la  nationalite'  allemande.  Wahl,  De  Vapplication 
de  la  r^le  mobilia  personam  sequuntur  aux  droits  de  mutcUien  par  ddeis 
en  Angleterre,  Periteh,  De  la  niUianaliti  suivant  la  ligislation 
terbe  (ßn.).  27.  Ann^  (19aO\  Nr.  III^IV:  Feraud-Oiraud,  Cau- 
Serie  sur  une  quesiion  de  neviraliti,  Verneauz,  L'unißealion  du  droit 
dans  la  matih'e  de  la  responsabüiU  des  prowriitaires  de  navires.  De 
Vareilles'Sommikre»,  La  eynthhse  du  droit  international  privi (suite). 
PiCj  De  Vintroduetian  /rauduleuee,  en  Franee,  de  produiis  iirangers 
revÜus  €pune  marque  fran^ise  usurpie  ou  tTune  fauese  indieation  de 
provencMce.    De  proUges  en  Turquie, 

Annalee  de  droit  eommercial  et  indueiriel  fran^aiem  itraffger  et 
intem€Monai,  13.  Annie,  Nr.  6:  M agnin,  Eesad  sur  le  nautissement 
des  fonds  de  commerce  et  les  rdsultats  de  la  loi  du  1.  mars  1698.  Pia  . 
et  Sumien,  France  1898,  Chronique  de  Ugislation  et  de  doctrine  en 
matihre  de  droit  commercial  et  industriel.  14.  Annie,  Nr.  1:  Magnin, 
Essai  sur  le  nautissement  etc.  (Suite  et  fin).  Hassens,  Belgique,  Chro- 
nique de  liaislation  et  de  Jurieprudence  en  matih'e  de  droit  commercial 
et  industriu.  Schwartz,  Conversion  of  shares  into  stock  (Conversion 
dactions  en  stock J.  H.  F.,  Le  nouveau  projet  de  loi  sur  marine  marchande. 
Huard,  De  Vevolution  du  droit  en  matihre  de  proprie'ti  intellectuelle. 
Franehi  {Italie):  Chronique  de  Ugislation  en  matih'e  de  droit  com' 
mereial  et  industriel.  Kahn,  La  Ugislation  compl^mentaire  de  la  loi 
du  $  amril  1898  sur  les  accidents  du  trawxU. 

Arehivio  QiuridieOf  N  S.  Vol.  IV,  Fase:  Buonamiei,  BecUaiiones 
solennes.  Di  Rugoiero,  La  delegcutione  in  diritto  romano  (cont.efine). 
Lutea to,  Sopra  ü  contributo  di  Aristatüe  ol  problema  della  dijferen- 
siasiane  del  Diritto  {cont.efineJ.  Ottolenghi,  Appunti  di  Diritto  inter- 
nationale sulla  capacitä  commerciale  e  cambiaria.  Tuoezi,  II  giudicaio 
penale  e  Vart.  1351  del  Codice  civile.  Ferrini,  Appunti  sulla  separatio 
oonorwn. 

Bevieta  nenaüe  di  doUrina,  iegi^axione  e  giurieprudenea, 
Vok  L  Fase.  V:  Lanza,  La  prova  testimoniaie  nel  giudüno  penale. 
IIL  Publico  dibattimento.  §  3.  Del  modo  di  esaminare  i  testimoni.  §  4. 
Dei  testimoni  falsi  o  reticenti.  Fase.  VI:  De  Notaristefani,  Intorna 
aiUa  condanna  condizionale.  Vol.  LI  Fase.  I:  Luzzato,  DelV  elemento 
etieo  nel  magistero  penale.  Cacciapuoti,  Rinvio  degli  atti  dl  giudice 
istruttore  disoosto  dal  tribunale  in  sede  giudizio.  Scarlata^  nassocia- 
sione  per  delinquere  e  la  mafia,  Fase.  II:  Longhi,  Delle  formale  di 
prosewglimento  deüe  ordinanze  e  delle  sentenze  penali.  Alimena,  Ri- 
eorso  contro  le  ordinanze  di  proscioglimento  del  Presielente  della  carte 
ifassise.  Fase.  III:  Conti,  Sempre  dei  moventi  a  delinquere  fconJt.) 
Fase.  IV:  Luzzato,  DelV  elemento  etico  nel  magistero  penale,  —  a)  Va- 
lore  etico  del  diritto  dello  Stato  fcont,).  Fase.  V:  Luzzato,  Dell'  ele- 
mento etieo  nel  magistero  penale  (cont.  efine).  Fase.  VI:  Conti,  Sempre 
dei  moventi  a  delinquere  (cont.  e  fine). 
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Suppiemenio  aUa  Jßl/viHa  pönale  ete.j  Vol.  VIII,  Fase.  IV:  De 
An  gell  8,  Se  lo  echiaffo  costUuisea  ü  reaio  d^ingiuria  o  dz  leHone  per- 
eofude.  Sc ar lata,  Dei  delitti  contro  Vinvioldbilith  del  domicÜio. 
Calabreei^  La  „causa  honoris^  nelV  in/aniicidio.  Sehioppaj  Ititamo 
aüa  c&mpensaziane  deUe  ingiurie.  Innamorati^  IrUomo  al  deUUo  di 
prevaricamane.  Fase,  V:  Innam oratio  Intomo  al  deiiUo  di  prevari- 
caziane  {eont.  e  fine\  Carnevale,  Se  i  memhri  FarlamerUo  siano 
oubblid  ufficiaU.  Ruffo,  Intomo  aüa  decorrensa  del  termine  per  quere' 
lare  nel  ratio  consensuale.  Ollandini,  ün  preteso  easo  di  truffa. 
Carfora,  Variieolo  168  del  codice  in  rekUione  eon  Vari,  43  deU  teste 
unico  ddla  legge  svlla  riscossione,  dei  dasi  di  coneumo^  Ordine^  Der 
lim  contro  Vincolumitä  pubbliea. 

JBI  foro  del  Borvenir,  Organa  de  la  9,8ocied€td  Juridiea  Sakfo^ 
doreha^*,  Comsnission  Redaetora:  Manuel  A.  Reeinos,  Eduarde 
Alvarez,  Antonio  B.  Mindez,  Administration:  8^  Caüe  Oriente. 
San  Salvador,  Anno  II  {1899).  Nr.  11:  Filar,  El  Derecho  p 
la  Fuerza.  Turcios,  Observaciones  sobre  et  articulo  1103  C.  AI- 
varez,  Estudio  sobre  la  Guerra  Civil.  Redaccion,  Revista  juridiea 
y  politiea.  Rodriguez,  Eetudio  sobre  el  poder  personal.  Nr.  12: 
Redaccion,  La  nueva  profesiön.  Qömez,  Algo  sobre  hipoteccu,  Ro- 
driguez,  Estudio  sobre  el  poder  personal  {Cont^ 

MechUaeieerd  Mctgaas^jn,  19.  Jaarganq,  Aflevering  112:  Leonhard, 
Die  fjrgftnzung  des  deatschen  Büreerlichen  Geeetzbachs  doicb  neaeie 
Bdchsgesetze  (Forts.).  Mijs,  Faillisement  der  hutoelijksgemeenschaf. 
Eoksma,  Schriflelijk  bewijs  fegen  der  den.  Gratama^  Het  ondermjt 
in  het  oud-vaderlandsche  recht  en  zyne  geschiedenis  ander  de  u>et  tot 
regeling  van  het  hooger  onderwijs,  van  28.  Aprü  1876.  Tichelaar, 
Nog  en  woord  over  het  wetsontnerp,  betreffende  den  rechstoestand  der 
buitenechtelifke  hinderen. 


Innerstaatliches  und  überstaatliches  internationales 
Privatrecht 

Zur  Orientierung  Qber  die  neuesten  Theorien. 
Von  Dr.  W«  HarcBseB,  ord.  PM>fe68or  der  Rechte  in  Bern. 


Die  Vertreter  der  heutigen  Wissenschaft  des  I.Pr.R.  sind  bekanntlich 
in  zwei  Lager  geteilt  Man  nntezscheidet  eine  sog.  internationalistische 
und  eine  nationalistische  oder  positivistische  Richtung.  Der  inter- 
nationalistischen Strömung  huldigt  die. Mehrzahl  der  Anhänger  der  ro- 
manischen Schule;  von  den  deutschen  Gelehrten  sind  als  Vorkämpfer 
dieser  Theorie  in  erater  Linie  zu  nennen:  v,  Ba/tj  Brinz  und  t;.  Bul- 
merincq.  Mit  gewissen,  allerdings  sehr  erheblichen  Einschränkungen 
zählt  sich  zu  denselben  auch  Ziielmann  in  seinem  neuesten  Werke. 

Der  nationalistische  Standpunkt,  welcher  in  der  englisch-amerika- 
nischen Litteratur  stets  vorherrschte,  gewinnt  gegenwärtig  in  der  deutschen 
Wissenschaft  immer  mehr  Boden  und  wird  vorzugsweise  vertreten  von 
Bohm^  NiemeyeTy  Kaihnf  Regelsberger^  Oierhe^  Neumann  und  mit  eigener 
Formulierung  auch  von  Ziidmcmn. 

Der  wesentliche  Inhalt  der  international.  Theorie  läfst  sich  in 
Kürze  folgendermafsen  kennzeichnen :  Das  Völkerrecht  setzt  der  internen 
Rechtsordnung  gewisse  Schranken.  Die  Nonnen,  welche  diese  Geltungs- 
grenzen  abstecken,  die  in  ihrer  Gesamtheit  das  LPr.R.  ausmachen,  ge- 
hören daher  nicht  der  internen  Gesetzgebung  an,  sondern  dem  Völker- 
recht Sie  bestimmen  sich  durch  die  Natur  der  Sache,  d.  h.  durch  die 
Anforderungen,  welche  ein  geordneter  Verkehr  unter  civilisierten  Völkern 
erheischt,  die  ihre  Souveränität  gegenseitig  anerkennen^).  Aus  diesem 
völkerrechtlichen  Principe  der  Abgrenzung  ergiebt  sich,  dafs  in  jedem 
einzelnen  Falle  eine  bestimmte  Rechtsordnung  und  nur  diese  mafs- 
gebend  ist 

Im  G^ensatz  hierzu  geht  die  national.  Schule  davon  aus,  dafs  die 
Bestimmung,  wie  weit  die  Geltung  der  eigenen  Rechtsordnung  reiche. 


1)  VergL  o.  Bar^  Theorie  und  Praxis  I  S.  5  und  106. 
Zeitaehrift  f.  intern.  PriTai-  u.  Strafrecht  eto.  Band  X.  17 
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lediglich  durch  die  letztere  selbst  getroffen  werde.  Das  LPr.R.  ist 
demnach  ftkr  jeden  Staat  ein  internes,  innerstaatliches  Recht  und  bildet 
einen  Teil  seines  positiven  Rechtes. 

n. 

Diese  Gegensätze  beginnen  jedoch  in  neuester  Zeit  wesentlich  an 
Schärfe  za  verlieren.  So  giebt  Regelsberger^)^  welcher  dem  LPr.B. 
ttbrigens  jeden  anfserstaatlichen  Charakter  abstreitet,  doch  sm,  dafs  bei 
An&tellung  und  Ermittelung  des  anzuwendenden  örtlichen  Rechts  völker- 
rechtliche Gesichtspunkte  mitwirken.  Ebenso  vertritt  auch  Oierkey  der 
sonst  gleichfidls  Anhänger  der  posit.  Schule  ist,  die  Ansicht,  dafs 
das  Völkerrecht  den  Inhalt  des  LI^.R.  bestimmt;  denn  durch  das  Völker- 
recht seien  die  einzelnen  Völker  gebunden,  ihr  Recht  als  solches  gegen- 
seitig anzuerkennen').  Die  gleiche  Anschauung  finden  wir  bei  Dem- 
hurg^).  Nach  ihm  erlangt  das  I.Pr.R.  formal  seine  Kraft  durch  den 
WiUen  des  Staates,  in  dem  es  gilt ;  aber  sein  Inhalt  ist  in  den  Haupt- 
zUgen  durch  die  Obereinstimmung  der  Kultumationen  gebildet  Auch 
Kahn^  bisher  einer  der  schneidigsten  Vertreter  der  nationaliatischen 
Richtung,  macht  in  seinen  beiden  neuesten,  verdienstvollen  Schriften^) 
den  Internationalisten  einige  bedeutsame  Konzessionen.  Einmal  betont 
er  entgegen  früheren  Ausführungen  [Ges.  CoUisionen,  Jahrb.  für 
Dogm.  B.  XXX]  mit  grofser  Entschiedenheit,  dafs  mit  dem  exklusiven 
nationalen  Standpunkt,  welcher  das  gesamte  I.Pr.R.  aus  den  eigenen 
Sachnormen  schöpfen  will,  nicht  durchzukommen  sei.  Denn  unsere 
Rechtsordnung  hat  die  Pflicht,  Kollisionsnormen  auch  fUr  solche  fremde 
Rechtsinstitute  zu  schaffen,  die  dem  eigenen  Rechte  völlig  unbekannt 
sind.  Hierzu  gelangt  sie  aber  durch  Rechtsvergleichung,  welche  dem- 
nach eine  unerlttrsliche  Voraussetzung  des  LPr.R.  bildet*).  Die  Arbeit 
der  Wissenschaft  mufs  daher  eine  international  gemeinsame  sein^).  In 
seiner  allemeuesten  Schrift  stellt  er  sogar  die  rechtsvergleichende  Rich- 
tung als  diejenige  hin,  welche  in  Zukunft  sowohl  die  nationalistiBdie 
als  die  internationalistische  Schule  zu  ersetzen  hat^)  und  die  Vorztige, 
die  jede  einzelne  aufv^eist,  in  sich  vereinigen  soll.  Die  Brauchbarkeit 
dieser  Methode  zeige  sich  ganz  besonders  bei  Auslegung  und  Anwen- 
dung der  positiven  Kollisionsnormen.  Ebenso  wirke  sie  ungemein 
fordernd  zur  Erkenntnis  des  so  schwierigen  Problems  des  ordre  pMk. 
Femer  giebt  Kahn^),   ftir  welchen   bisher  das  LPr.R.   in   erster  Linie 


2)  RegeUberger,  Pand.  I  §  40  S.  164. 
8)  Qierke,  ENnitsch.  Pr.R.  I  §  25  S.  2ia 

4)  Demhurg,  Pand.    6.  Auflage  §  45  8.  98. 

5)  Kahn^  Über  Inhalt,  Natur  und  Methode  des  LPr.R.  Jahrb.  für 
Dogm.  Bd.  XL  und  in  besonderem  Abdruck  1899.  Femer  neuestens  Kahn^ 
Beoeutnng  der  Rechtsvergleichung  etc.  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  X  S.  97  ft. 

6)  Kahn,  Inhalt,  Natur  etc.  S.  74. 

7)  Kahn,  Inhalt,  Natur  etc.  S.  83. 

8)  Kahn,  Bedeutung  der  Rechtsvergleichung  Bd.  X  S.  97  und  103. 

9)  Kahn,  Inhalt,  Natur  etc.  S.  38  ff. 
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auf  positiver  Satsnng  der  einzelnen  nationalen  Bechtsordnong  bembt, 
^eiehwohl  die  Möglichkeit  und  sogar  die  wirkliche  Existenz  eines  vtflker- 
rechtlichen  LPt.R.  zn,  welches  allerdings  nicht  mit  dem  ZUdmatm^ 
flehen  Ubentaatlichen  LPr.R.  identisch  ist  Dasselbe  beschiKnkt  sich 
ftir  ihn  auf  einige  wenige  Sittze,  in  denen  sich  eine  allgemein  anerkannte 
▼Slkerreehtlicbe  Oberzeugong  widerspiegelt ,  ans  denen  aber  ein  ganzes 
System  sich  nicht  herleiten  läfst  Als  solche  völkerrechtliche  Rechts- 
sltze  können  die  folgenden  angesehen  werden: 

1.  Jeder  Staat  hat  die  völkerrechtliche  Pflicht,  auch  fremdee  Becht 
anzuerkennen; 

2.  mafs  jeder  Staat  ein  LPr.R.  haben; 

8.   für  Sachen  gilt  die  lex  rei  sitoe.     Und  etwa  noch 
4.   den   Rechtsregeln  des  einheimischen  Personen-,   Familien-  nnd 
Erbrechtes  sind  Anslftnder,  die  sich  nnr  vorübergehend  im  In- 
lande  aufhalten,  regelmäfsig  nicht  unterworfen. 

Dieses  völkerrechtliche  I.Pr.R.  wtlrde  die  Anforderungen  in  sich 
flchliefsen,  die  das  Völkerrecht  an  die  einzelnen  Staaten  in  Bezug  auf 
ihre  Verhältnisse  nach  innen  stellt,  während  der  gröfsere  Teil  der  Be- 
stimmungen desselben  sich  auf  die  Verhältnisse  der  einzelnen  Staaten 
nach  aufsen  bezöge. 

Wenn  dieses  völkerrechtliche  LPr.R.  sich  vorläufig  auch  nur  auf 
einige  wenige  Sätze  beschränkt,  so  stellt  Kahn  die  weitere  Ausbildungs- 
filhigkeit  desselben  keineswegs  in  Abrede  und  läfst  somit,  wie  er  sich 
selbst  ausdrückt,  in  der  erwähnten  Schrift  etwas  internationale  Zukunfts- 
musik ertönen  *<>). 

Nach  Nettmann  ^^)  bildet  das  LPr.R.  einen  Teil  des  einheimischen 
positiven  Rechtes.  Die  einheimische  G^etzgebung  hat  aber  bei  der 
Aofttellung  ihres  LPr.R.  davon  auszugehen,  dafs  die  einzelnen  Staaten 
koordinierte  Glieder  einer  grofsen  Völkergemeinschaft  bilden.  Das 
Volkerrecht  verlangt,  dafs  die  Regelung  auch  der  privatrechtlichen  Be- 
ziehungen im  Völkerverkehre  den  Verkehrsbedürfoissen  oder  der  Natur 
der  Sache  entsprechend  erfolge.  Diese  Natur  der  Sache  macht  der  Ge- 
setzgeber nach  Neumann  zu  einem  Bestandteil  seines  positiven  Rechtes, 
wodurch  eine  Vereinigung  der  an  sich  einander  widerstreitenden  Theo- 
rien der  Nationalisten  und  Internationalisten  erzielt  wird. 

m. 

Eine  ganz  neue  Formulierung  haben  die  Probleme  des  LPr.R. 
durch  das  vortrefipliche  Werk  von  ZUdnuxnn  ^')  erhalten,  dessen  Theorie 
die  nationalistische  und  intemationalistiache  Richtung  miteinander  zu 
veiBöhnen  sucht  und  deren  wesentlicher  Inhalt  im  folgenden  kurz 
skizziert  sein  mag. 


10)  a.  a.  O.  S.  46. 

11)  LPr.R.  1896  S.  21. 

.      12)  E.  Zitelmann,  LPr.R.   Bd.  I  1897.    Bd.  II  erste  Hälfte  1898.    Die 
un  Texte  angeführten  Seitenzahlen  beziehen  mch  auf  den  ersten  Band. 

17* 
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Das  I.Pr.R.  ist  in  erster  Linie  innerstaatliches  Beebt  (S.  2). 
Die  Bechtsslltze  dieses  positiven  Rechtes  sind  die  EolliBionanormen. 
Die  Aufgabe  der  Wissenschaft  gegenüber  diesen  positiven  Rechte  ist 
eine  doppelte  (S.  2).  8ie  besteht  in  der  Erkenntnis  und  in  der 
ICritik  desselben.  Da  der  positive  Bestand  an  Rachtsstttsen  und  auch 
an  anerkannten  Gewohnheiten  nnr  ein  sehr  geringer  ist,  so  ist  für  die 
Ansflülnng  der  Lttcken  ein  weites  Feld  der  Arbeit  gegeben.  Hierbei 
aber  empfiehlt  es  sich,  die  Thätigkeit  nicht  in  Einzeliintersnchungen  so 
erschöpfen,  sondern  leitende  Principien  anfznsuchen,  aus  welchen  die 
notwendigen  Entscheidungen  im  einzelnen  Falle  sich  herleiten  lassot 
Ftir  die  Auffindung  eines  Principes,  aus  welchem  jenes  subsidiäre  Recht 
herzuleiten  wllre,  könnte  zunllchst  an  die  induktive  Methode  gedacht 
werden  (S.  22).  Allein  der  Versuch,  aus  dem  vorhandenen  Material 
leitende  Grundsätze  herauszuschälen,  würde  nicht  zum  Ziele  führen. 
Die  bestehenden  Normen  des  geltenden  Rechtes  sind  willkürlich,  e^ 
mangeln  der  principiellen  Begründung  und  widersprechen  einander  noch 
dazu  sehr  häufig.  Daher  ist  hier  der  deduktive  Weg  einzuschlagen 
(S.  22).  Es  mufs  ein  Princip  aufgefunden  werden,  aus  welchem  jenes 
subsidiäre  Recht  zu  entwickeln  wäre.  Brauchbar  würde  ein  solches 
Princip  nur  dann  sein,  wenn  es  in  einem  allgemein  anerkannten  Rechts- 
satz bestünde,  d.  h.  völkerrechtlich  anerkannt  wäre.  Daraus  ergiebt 
sich,  dafs  dieses  subsidiäre  I.Pr.R  ein  völkerrechtliches  oder  über- 
staatliches sein  müfste  (S.  25). 

Um  das  gesuchte  Princip  zu  finden,  wählt  ZUdmafm  (S.  42 — 77) 
folgendes  Vorgehen.  Er  nimmt  zum  Ausgangspunkt  die  Entscheidung 
des  praktischen  Falles.  Bei  einem  solchen  behauptet  die  eine  Ptotei 
eine  für  sie  günstige  Rechtslage,  d.  h.  ein  subjektives  Recht  Dm 
führt  Züdmofin  zunächst  auf  eine  Untersuchung  des  Wesens  der  sab- 
jektiven  Rechte. 

Subjektive  Rechte  mit  ihrer  Schutzverheifsung  entstehen  durch  Be- 
fehle des  Staates.  Solche  Befehle  kann  der  Staat  nur  erteilen,  resp. 
die  Ausübung  derselben  andern  überlassen,  soweit  seine  eigene  Macht 
reicht  Völkerrechtlich  verbindlich  sind  sie  nur,  soweit  diese  Macht 
völkerrechtlich  anerkannt  ist  (S.  45  ff.).  Diese  Befehle  müssen  daher 
an  der  innem  Machtstellung  und  an  der  völkerrechtlichen  Stellung  des 
Staates  gemessen  werden  (S.  66  ff.).  Das  Herrschafbgebiet  eines  Stsates 
äufsert  sich  nach  zwei  Seiten: 

a)  in  seiner  Personalhoheit, 

b)  in  seiner  Gebietshoheit  (S.  82  ff.). 

ad  a)  Kraft  seiner  Personalhoheit  herrscht  der  Staat  über  senMO 

historisch  gewordenen  Personenbestand ; 
ad  b)  aus  der  Gebietshoheit  folgt  die  Herrschaft  des  Staates 
1.  auf  seinem  Gebiet,    2.  über  sein  Gebiet, 
ad  1.  Diese  Herrschaft  erstreckt   sich  auf  alles,    was  sich 
im  Gebiet  befindet 
a)  bewegliche  und  unbew^liche  Sachen; 
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ß)  Personen,  soweit  diese  Herrschaft  aas  Gründen  der 
Rechtssicherheit  und  auf  Grand  öffentlich-rechtlicher 
and  sittlicher  Yorschriflen  geboten  erscheint  Diese 
Anfordemngen  betreffen  regelmäfsig  nicht  die  privat- 
rechtlichen  Verhältnisse  (Personen-,  Familien-  and  Erb- 
recht, teilweise  aach  Obligationenrecht). 

Für   letztere    ist    daher    das    Personalstatut   anzu- 
erkennen. 
y)  Immaterialgüterrechte;  Individnalrechte ;  absolute  und 

besondere  Personenrechte, 
d)  Delikte. 
Diejenige  Rechtsordnung,  welche  auf  Grund  der  völkerrechtlich  ihr 
zustehenden  Kompetenz  im  einzelnen  Fall  zur  Herrschaft  berufen  ist, 
nennt  Zitdmann  Statut  (8.  125  f.).  Dieses  Statut  ist  entweder  Per- 
sonalstatut oder  Gebietsstatut  Als  Personalstatut  bezeichnet  Zäd- 
mann  in  Abweichung  von  der  gewöhnlichen  Terminologie  die  Rechts- 
ordnung desjenigen  Staates,  welche  kraft  seiner  Persoualhoheit  im 
gegebenen  Fall  zur  Herrschaft  berufen  ist,  d.  h.  welche  den  verbind- 
lichen Befehl  erteilen  kann,  aus  dem  das  behauptete  subjektive  Recht 
hervorgeht.  Dem  entsprechend  ist  Gebietsstatut  die  Rechtsordnung  des- 
jenigen Staates,  der  auf  Grund  seiner  Gebietshoheit  die  Entscheidung 
ZQ  treffen  hat.  Dieses  Gebietsstatut  kann  man  im  einzelnen  Falle 
wiederum  bezeichnen  als  Sachstatut,  Handlungsstatut  oder  Gebietsstatat 
i.  e.  S.  Da  demnach  die  Befehlsgewalt  des  einzelnen  Staates  völker- 
rechtlich genau  abgegrenzt  ist,  so  kann  nach  jenen  völkerrechtlichen 
Grundsätzen  in  jedem  einzelnen  FaUe  ohne  weiteres  ermittelt  werden, 
welche  Rechtsordnung  zur  Erlassung  des  Befehles,  aus  dem  das  sub- 
jektive Recht  hervorgeht,  kompetent  ist  Welche  Rechtsordnung  zu- 
ständig ist,  eigiebt  sich  daher  aus  der  Natur  des  behaupteten  sub- 
jektiven Rechtes  (S.  124  ff.)-  Nach  dieser  Rechtsordnung  ist  auch  zu 
entscheiden,  ob  die  Wirkungen,  welche  als  Eonsequenzen  des  subjek- 
tiven Rechtes  behauptet  werden,  eintreten  können.  Daher  nennt  Züd- 
^Mnn  dieses  Statut  auch  das  Wirkungsstatat  (S.  125  f.)- 

Um  die  Tragweite  und  Brauchbarkeit  dieses  Principes  vollständig 
^'^ttrdigen  zu  können,  empfiehlt  es  sich  nicht  allein,  die  FäUe  ins  Auge 
ZQ  fassen,  in  denen  auf  Grund  gegebener  Thatsachen  und  Wirkungen 
ein  Recht  behauptet  wird,  sondern  jene  Thatsachen  und  Wirkungen 
gesondert  in  Betracht  zu  ziehen. 

1.    Man  geht  von  der  Wirkung  aus. 

Hier  ist  zu  fragen,  welche  Thatsachen  sind  im  Moment  der  be- 
haupteten Wirkung  erforderlich,  um  diese  Wirkung  hervorzubringen, 
^p.  welche  Rechtsordnung  entscheidet  hierüber. 

Letztere  bestimmt  sich  ans  der  Natur  des  behaupteten  subjektiven 
achtes.  [Erbstatut  ist  demnach  das  Personalstatut  des  Erblassers; 
^  Obligationsstatat  das  Personalstatut  des  Schuldners;  Statut  des  ding- 
lichen ^btes   die  lex  rei  sitae '^   Statut  der  Immaterialrechte  das  Ge- 
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bietsstatat;   för  Delikts-  und   HaftnngsobUgationen   ist  mafsgebend  die 
lex  hei  ddidi  commissi.] 

Als  einen  besonderen  Vorzug  seiner  Theorie  hebt  Zitelmann  das 
sich  aus  ihr  ergebende  sog.  Princip  der  Konzentration  hervor.  Gebt 
man  nämlich  von  der  behaupteten  Wirkung  aus,  so  ergiebt  sich,  dafs 
alle  Thatsachen,  die  jene  Wirkung  hervorbringen  sollen,  im  Momente, 
da  diese  Wirkung  eintritt,  von  einem  und  demselben  Statut  beherrscht 
werden.     Mehrere  Thatsachen  —  eine  Wirkung  —  ein  Statut 

2.  Oder  man  geht  von  den  Thatsachen  aus  und  fragt,  welche 
Wirkungen  bringen  diese  Thatsachen  hervor,  resp.  nach  welchem  Rechte. 
Letzteres  bestimmt  sich  nach  der  Natur  der  behaupteten  Wirkung. 
[Dingliche  Wirkung  —  Sachstatut;  obligatorische  Wirkung  —  Personal- 
Statut  des  Schuldners.] 

Da  der  gleiche  Thatbestand  verschiedene  Wirkungen  hervorbringen 
kann  und  jede  Wirkung  von  einem  besonderen  Statut  beherrscht  wird, 
so  ergiebt  sich,  dafs  soviel  zuständige  Statuten  in  Betracht  kommen, 
als  Wirkungen  unterschieden  werden  können.  Soviel  Wirkungen  — 
soviel  Statute.  Schwierigkeiten  könnten  hier  entstehen ,  wenn  die 
mehreren  in  Betracht  kommenden  Wirkungsstatnte  voneinander  ab- 
weichende Wirkungen  eintreten  lassen.  Auch  für  diese  Fälle  giebt 
Zitelmamn  eine  befriedigende  Lösung  (S.  143  f.)*  Entweder  treten  hier 
die  mehreren  Wirkungen  nebeneinander  ein.  Ist  aber  ein  solches  Neben- 
einanderbestehen ausgeschlossen,  indem  jedes  der  in  Frage  kommenden 
Statute  seine  eigene  Wirkung  mit  Rücksicht  auf  das  konkurrierende 
Statut  ausschliefst  und  die  Wirkung  dieses  konkurrierenden  Statntes 
eintreten  lassen  will,  so  kommt  keine  dieser  Wirkungen  in  Frage.  Bei 
einem  derartigen  sog.  negativen  Konflikt  ist  so  zu  entscheiden,  als  ob 
die  bezügliche  Ver^s'eisung  auf  fremdes  Recht  gar  nicht  vorInge.  Es 
hat  demnach  mit  dem  Fintritt  derjenigen  Wirkung  sein  Bewenden, 
welche  sich  normaler  Weise  aus  dem  Statut  des  urteilenden  Richters 
ergiebt,  so  dafs  die  bezügliche  Verweisung  gar  nicht  in  Betracht  kommt 

Stehen  endlich  die  verschiedenen  Wirkungen  in  einem  Konnezitfits- 
Verhältnis,  so  wird  regelmäfsig  die  eine  nicht  Platz  greifen,  sofern  die 
andere  ausgeschlossen  sein  sollte. 

Ebenso  ergiebt  sich  aus  der  Zitelmannschea  Theorie  eine  sehr  zu- 
treffende Entscheidung  ftlr  den  Fall,  dafs  vor  Vollendung  des  flir  eine 
Wirkung  erforderlichen  Thatbestandes  die  zuständige  Rechtsordnung  sieb 
ändert  Zitdmann  spricht  hier  von  S  t a  t  u  t  e  n  w  ec  h  s  e  1  (S.  149  f*)* 
Da  das  Statut  nach  ihm  Wirkungsstatut  ist,  so  entscheidet  rieh  hier 
principiell  nach  dem  neuen  Rechte,  ob  die  nach  dem  früheren  Statute 
sich  ergebenden  Wirkungen  eintreten  resp.  fortdauern  können  oder  nicht 
Ersteres  wird  aber  bei  Mangel  einer  ausdrücklichen  entgegenstehenden 
Bestimmung  zu  präsumieren  sein.  Ist  nach  dem  neuen  Statat  die  Wir- 
kung des  fliten  ausgeschlossen  und  wird  das  frühere  Statut  später  wieder 
zuständig,  80  ist  für  die  Zeit  vorher  ein  blofses  Buhen  dieser  Wirkung 
anzunehmen. 
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IV. 

Gregen  diese  neue  Theorie  von  Züdmann  sind  von  Kahn  sehr  ge- 
wiektige  Bedenken  erhoben  worden.  In  scharfer  Betonung  des  natio- 
nalistischen Standpunktes  bestreitet  er  den  völkerrechtlichen  Charakter 
des  von  Zitdmann  ab  tlberstaatlich  bezeichneten  I.Pr.R.  Das  LPr.R. 
kann  nach  ihm  Völkerrecht  nur  insoweit  sein,  ab  es  von  der  Staaten- 
gemeinschaft den  Staaten  anbefohlen  wird  und  diesen  die  Verpflichtung 
auferlegt,  bestimmte  Eollisionsnormen  als  Recht  zu  haben  und  durch- 
zuführen *•). 

Der  völkerrechtliche  Chankter  jener  Überstaatlichen  Anwendungs- 
normen  sei  keineswegs  erwiesen.  Dieselben  bilden  weder  objektiv 
gtlltige  Nonnen  des  Völkerrechtes,  noch  sind  sie  der  Ausdruck  völker- 
rechtlicher Gewohnheiten.  Ebensowenig  lassen  sie  sich  auf  eine  all- 
gemein anerkannte  Überzeugung  zurttckführen  *^).  Von  Völkerrecht 
kann  hier  auch  darum  keine  Rede  sein,  weil  die  Subjekte  des  Völker- 
rechts nur  Staaten  sind.  Der  völkerrechtliche  Imperativ  richtet  sich  an 
die  Staaten ;  die  Befehlsnorm,  welche  an  Privatpersonen  ergeht,  ist  nicht, 
wie  viele  behaupten,  Völkerrecht,  wenn  sie  auch  ihren  Inhalt  durch 
das  Völkerrecht  erhiüt,  sondern  sie  Ist  Privatrecht,  welches  der  Rechts- 
ordnung der  einzelnen  Staaten  angehört  Dies  mufs  auch  gelten,  wenn 
die  letztere  Norm  inhaltlich  den  völkerrechtlichen  Befehl  genau  repro- 
duzieren würde"). 

Das  angeblich  völkerrechtliche  I.Pr.R.  der  international.  Schule 
ist  ein  Völkerrecht,  das  nie  und  nirgends  geübt,  das  immer  und  überall 
mifsachtet  und  übertreten  worden  ist  und  das  alledem  zum  Trotz  doch 
bestehen  mufs,  weil  es  den  Theoretikern  nach  den  allgemeinen  Grund- 
Bfttzen  als  das  Richtige,  als  das  Natumotwendige  erscheint,  über  dessen 
Inhalt  aber  im  einzelnen  die  Ansichten  weit  auseinandergehen  ^'). 

Überhaupt  läfst  sich  aus  einigen  allgemeinen  Sätzen  des  Völker- 
rechts ein  ganzes  System  des  I.Pr.R.  nicht  herleiten.  Ein  solches  wtfre 
nichts  anderes  ab  Naturrecht,  und  ein  derartiges  naturrechtliches  System 
des  I.Pr.R.  könnte  ebensowenig  wie  ein  solches  des  materiellen  Privat- 
rechtes  Anspruch  auf  objektive  Geltung  erheben.  Für  die  Anhänger 
jener  Richtung  allerdings  ergiebt  sich  aus  der  principiellen  völkerrecht- 
lichen Herrschaftsbefognis  mit  zwingender  Kraft  das  richtige  I.Pr.R. 
mit  allen  Einzelheiten,  ergiebt  sich  ein  volbtändiger  völkerrechtlicher 
Kodex,  ein  lückenloses,  erschöpfendes  System  von  Kollisionsnormen,  das 
nur  erkannt  und  entwi^elt  zu  werden  braucht^''). 

Wie  bereits  oben  erwtihnt,  läfst  auch  Kahn  in  einem  gewissen 
Um£mge  ein  völkerrechtliches  oder  überstaatliches  LPr.R.  gelten.  Dieses 
überstaatliche  LPr.R.  hat  sogar  nach  ihm  die  beste  Aussicht,  sich  weiter 
zu  entwickeln  und  allgemeine  Anerkennung  zu  erlangen.   Dieser  Zukunfts- 


18)  Kahn,  Inhalt,  Natur  etc.  S.  82  f. 

14)  Kahn,  a.  a.  0.  S.  34  f. 

15)  Kahn,  a.  a.  0.  S.  80. 

16)  Kahn,  a.  a.  0.  S.  25. 

17)  Kahn,  a.  a.  0.  S.  23. 
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kodex,  der  gleichwohl  nnr  ans  einer  geringen  Anzahl  von  Artikeb 
hestehen  wird,  wird  aher  nicht  gelten,  weil  er  Ansflafs  eines  sog. 
völkerrechtlichen  Principes  ist,  sondern  kraft  allgemeiner  Anerkennung. 
£r  bildet  nicht  den  Anfang,  sondern  den  Schlufsstein  der  Entwicklung, 
die  sich  zunächst  auf  dem  Boden  des  innerstaatlichen  Rechtes  volkieht 
Derselbe  enthält  aach  kein  erschöpfendes  System.  £in  solches  könnte 
nur  ans  dem  innerstaatlichen  Recht  herauswachsen,  während  die  Normen 
des  völkerrechtlichen  oder  tiberstaatlichen  LPr.R.,  welche  jener  Kodex 
enthielte,  einen  mehr  aphoristischen  Charakter  aufweisen  wttrde^^). 
Endlich  bekämpft  Kahn  auch  sehr  energisch  das  von  den  Internatio- 
nalisten proklamierte  Princip  der  exklusiven  Oeltong  einer  bestimmten 
Eechtsordnung  im  einzelnen  Falle.  Potentielle  Gesetzgebungsmacht  be- 
steht nach  ihm  gegenüber  einem  beliebigen  Rechtsverhältnis  im  all- 
gemeinen dir  jeden  Staat,  in  welchem  das  Rechtsverhältnis  eine  An- 
knttpfong  hat  Der  Behauptung,  dafs  jedesmal  nur  eine  einzige 
bestimmt  auszuscheidende  Anknüpfuing  zur  Ausübung  der  Gesetzgebongs- 
gewalt  berechtige,  widersprechen  die  Thatsachen  und  die  Völkerrecht- 
liehen  Erscheinungen. 

Dieses  Princip  der  Exklusivität  wird  aUerorts  von  den  Staaten 
mifsachtet,  offen,  deutlich  und  klar,  ohne  dafs  ein  Zweifel  über  das 
Faktum  der  Mifsachtung  möglich  wäre^*). 


Die  im  vorstehenden  skizzierten  Einwürfe,  welche  Kahn  gegen- 
über der  Zitdmannechen  Theorie  erhebt,  lassen  sich  kurz  in  dem  Satze 
zusammenfassen,  dafs  dessen  sog.  überstaatliches  I.Pr.R.  kein  Völke^ 
recht  sei,  sondern  Naturrecbt  Um  zu  prüfen,  ob  und  inwieweit  diese 
Behauptung  richtig  sei,  mufs  etwas  weiter  ausgeholt  werden. 

Bestimmungen  über  die  Abgrensning  seiner  Geltung  enthält  das 
Pr.R.  nach  verschiedenen  Seiten.  So  setzt  sich  die  Rechtsordnung  selbst 
Grenzen  für  den  Fall,  dafs  sie  nicht  durchgeführt  werden  kann^®),  in 
gleicher  Weise  dadurch,  dafs  sie  der  Mehrzahl  ihrer  Rechtssätze  keinen 
zwingenden,  sondern  blofs  ergänzenden  Charakter  beilegt,  so  dafs  eine 
Abweichung  von  den  Vorschriften  derselben  durch  Parteidisposition  e^ 
möglicht  wird.  Endlich  setzt  die  einzelne  Rechtsordnung  ihrer  Anwen- 
dung auch  diejenigen  Schranken,  welche  im  Interesse  des  völkeiredit- 
liehen  Verkehres  mit  anderen  Staaten  als  geboten  erscheinen.  Die 
Gründe  dieser  Selbstbeschränkung  liegen  in  idlen  diesen  FäUen  aufser- 
halb  des  Privatrechtes.  Bestimmend  wirken  hier  Erwägungen  der 
Nützlichkeit  oder  die  Rücksicht  auf  die  Vexkehrsinteressen  oder  die 
Beachtung  der  Pflichten,  die  das  Völkerrecht  den  einzelnen  Staaten 
anferl^. 


18)  Kahn,  a.  a.  0.  S.  45—49. 

19)  Kahn,  a.  a.  0.  S.  36. 

20)  Vergl.  B.G.B.  208.  C.Pr.O.  245.  Ebenso  in  den  Fällen,  in  welchen 
die  Bestimmungen  der  Rechtsnorm  nur  Platz  greifen  sollen,  wenn  dieB 
„thunüch«'  ist,  vergi.  z.  B.  B.G.B.  374  Abs.  2;  1166. 
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Die  Grenzbestimniiingen  aber,  welche  epeciell  der  letzteren  Er- 
wigong  ihren  Ursprang  verdanken,  bilden  in  ihrer  Gesamtheit  das  sog. 
LPr.R.  Völkerrechtliche  Einflüsse  jedoch  zeigen  sich  nicht  nnr  gegen- 
über dam  Privatrecht;  sie  sind  auch  anf  anderen  Rechtsgebieten  von  Be- 
deotang ;  so  wird  kein  moderner  Staat  bei  der  An&tellang  seiner  Normen 
strsfrechtlichen  nnd  öflentlich-rechtlichen  Inhalts  aafser  acht  lassen  dürfen, 
daA  er  ein  Glied  der  grofsen  Gemeinschaft  der  Kulturvölker  bildet 
Er  wird  diese  Normen  mehr  oder  weniger  mit  den  völkerrechtlichen 
Anschaunngen  in  Einklang  zu  bringen  haben,  welche  in  dieser  Gemein- 
schaft anerkannt  sind.  Das  Völkerrecht  bestimmt  hier  nur  den  Inhalt 
der  betreffenden  Sätze.  Diese  selbst  gehören  dem  einzelnen  positiven 
Rechte  an.  Fraglich  könnte  hierbei  erscheinen,  ob  diese  Rechtssätze 
dem  privaten  oder  dem  öffentlichen  Rechte  angehören.  Dieser  Zweifel 
erhebt  sich  nnseres  Erachtens  nnr  infolge  einer  anrichtigen  and  tlber- 
triebenen  Würdigung  jener  völkerrechtlichen  Einfltlsse.  Festzuhalten 
ist  in  erster  Linie,  dafs  es  sich  um  Normen  handelt,  durch  welche  die 
Anwendung  der  einzelnen  Privatrechtsr^el  abgegrenzt  und  festgestellt 
wird.  Eine  solche  Anwendungsnorm  ist  z.  B.  auch  in  jeder  dispositiven 
privatrechtlichen  Bestimmung  unausgesprochen  oder  ausdrücklich  ent- 
halten, der  Satz  nämlich,  dafs  die  ergänzende  Vorschrift  nar  dann  in 
Betncht  kommen  soll,  wenn  keine  anderweitige  Parteidisposition  vor- 
liegt Dafs  eine  solche  Anwendungsnorm,  welche  das  Geltungsgebiet 
eines  Privatiecbtssatzes  abgrenzt,  dem  Privatreeht  und  nicht  dem  öffent- 
lichen Rechte  angehört,  darüber  dürfte  kein  Zweifel  herrschen. 

Es  liegt  kein  Grund  vor,  ftlr  die  EoUisionsnormen  etwas  anderes 
aozanehmen.  Die  letzteren  erhalten  weder  durch  den  Umstand,  dafs 
sie  ihren  Inhalt  dem  Völkerrecht  entlehnen,  noch  auch  um  deswillen 
einen  verschiedenen  Charakter,  weil  sie  von  der  Sachnorm,  deren 
Geltangskreis  sie  bestimmen,  gesondert  auftreten.  Darum  ist  auch  der 
Ansicht  Zitdmanm  nicht  beizupflichten,  welcher  die  Kollisionsnormen 
dem  internen  Staatsrechte  zuweist'^).  Der  Grund,  aus  welchem  er  die- 
selben ans  dem  Privatrecht  ausscheiden  will,  weil  sie  als  Grenzbestim- 
mungen  vor  dem  materiellen  Privatrecht  vorhanden  sein  müssen,  ist 
nicht  durchschlagend.  Richtig  erscheint  uns  die  Ansicht  von  Kahn*% 
wonach  die  KoUisionsnormen  als  Pertinenzen  oder,  wie  wir  beiftlgen 
möchten,  auch  als  Bestandteile  der  Privatrechtsnormen  aufzufassen  sind. 
8achnormen  und  KoUisionsnormen  sind  zwar  verschieden,  stehen  aber 
gleichwohl  in  enger  Beziehung  za  einander.  Die  Sachnorm  bildet  den 
AoQgangspankt  und  den  Schlufs  der  privat-intemationalrechtlichen  Unter- 
sQchang.  Auf  einer  gründlichen  Verkennung  dieses  nahen  Zusammen- 
hanges beruhte  die  von  Demaugeat*^)  und  anderen  verteidigte  Ansicht, 
dafs  zunächst  auf  Grund  des  I.Pr.R.  entschieden  und  auf  Grund  dieser 
Entscheidung  erst  das  materielle  Hecht  herangezogen  wird,  so  dafs  die 


21)  Züelmann,  a.  a.  0.  S.  199. 

22)  Kahn,  Natur,  Inhalt  etc.  S.  54  ff. 

23)  m  Clunets  Journal  I. 
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pmat-intemationalrechtliche  Entocheidnng  auch  ohne  jegliche  Eenndiis 
irgend  eines  materiellen  Rechtes  möglich  wäre.  Wie  ganz  anders  lautet 
demgegentlber  die  neueste  Formulierung  von  Kähny  in  welcher  der 
rechtsvergleichende  Standpunkt  einen  sehr  energischen  Ausdruck  er- 
halten hat  Er  sagt^^):  Jede  EoUisionsnorm  ist  die  Resultante  aus 
zwei  Erttften;  einerseits:  Sinn  und  Tendenz  der  materiellen  Rechts- 
ordnung ;  andererseits :  das  Streben  nach  internationaler  Gesetzesharmonie. 

VI. 
Die  Rechtssätze,  welche  den  Geltungsbereich  der  eigenen  Redits- 
ordnung  abstecken,  d.  h.  die  Eollisionsnormen,  geh((ren  richtiger  An- 
sicht nach  also  dem  innerstaatlichen  Rechte  an.  Dies  gut  wohl  zweifellos 
für  die  ausdrücklichen  Bestimmungen  privat- intemationalrechtlichen  In- 
halts, deren  positiver  Bestand  jedoch  nur  ein  sehr  geringer  ist  Jedes 
Privatrecht  mufs  aber  auch  die  Entscheidung  solcher  intemational-privat- 
rechüicher  Fragen  ermöglichen,  zu  deren  Lösung  ein  direkter  Rechts- 
satz  nicht  gegeben  ist  Dies  geschieht  durch  die  stillschweigenden  oder, 
wie  Niemeyer  ^^)  sie  nennt,  durch  die  konkludenten  Normen,  welche  in 
jedem  einzelnen  Rechte  enthalten  sind  und  zu  denen  man  durch  die 
Interpretation  desselben  gelangt.  Diese  lassen  sich  entweder  aus  ein- 
zelnen Rechtssätzen  oder  aus  Sinn  und  Geist  einer  jeden  positiven 
Rechtsordnung  ableiten  ^^).  Die  Auffindung  solcher  Sätze  zum  Zweck 
der  Entscheidung  der  einzelnen  ihm  vorliegenden  Rechtsfragen  ist  die 
Aufgabe  des  Richters.  Zur  Lösung  dieser  Au%abe  kann  er  entweder 
an  wesensgleiche,  vom  Gesetze  geregelte  Thatbestände  anknüpfen  oder 
er  ist  lediglich  auf  den  ihm  von  der  Rechtsordnung  erteilten  Befehl  an- 
gewiesen, nach  seinem  Ermessen  die  Entscheidung  zu  treffen  ^^).  Diese 
konkludenten  Normen  sind  demnach  Analogieschlüsse.  Dafs  dieselben 
einen  Bestandteil  der  positiven  Rechtsordnung  ab  unausgesprochenen 
Inhalt  derselben  bilden,  darf  als  eine  allgemein  anerkannte  Wahrheit 
angenommen  werden.  Für  ihren  positiven  Charakter  mufs  es  ohne  Ein- 
flufs  sein,  ob  sie  vom  Richter  oder  von  der  Wissenschaft  gefunden 
werden.  Voraussetzung  der  Gültigkeit  eines  solchen  Rechtssatzes  ist 
aber  die  Richtigkeit  des  durch  Denkoperation  zu  ziehenden  Schlusses 
oder  die  allgemeine  Anerkennung  des  Satzes.  Bestehen  daher  die  kon- 
kludenten Eollisionsnormen  in  Analogieschltlssen ,  so  gehören  dieselben 
dem  positiven  Rechte  an  und  haben  mit  dem  Natuirechte  nichts  zu  thun. 
Vom  Naturrecht  unterscheidet  sich  das  I.Pr.R.,  weil  auch  die  Analogie- 
schlüsse an  anerkannte  Rechtssätze  resp.  an  die  im  positiven  Recht  an- 
erkannten Principien  anknüpfen.  Zugegeben  kann  werden,  dafs  der 
Zusammenhang  des  Analogieschlusses  mit  anerkanntem  positiven  Rechte 
und  seine  ZurückfUhrung  auf  dasselbe  nicht  mit  der  gleichen  Sicherheit 


24)  Kahn,  Bedeutung  etc.  S.  98. 

25)  Niemeyer,  I.Pr.R.  1894  S.  6. 

26)  Niemeyer,  a.  a.  O.  S.  7. 

27)  Niemeyer,  a.  a.  0.  S.  8.    Einen  solchen  Befehl  enthält  s.  B.  G.  c 
fr.  art.  4. 
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festgestellt  werden  kann,  wenn  man  nicht  von  einem  einzelnen  Rechts- 
satze aoszogehen  vermag,  sondern  vielmehr  ein  Zurückgehen  auf  obere 
Prineipien  notwendig  erscheint.  Die  sog.  Natur  der  Sache,  als  welche 
die  Bechtsanalogie  hier  entgegentritt,  ist  bereits  früher  mit  dem  Natur- 
recht  verwechselt  worden  und  wird  auch  in  manchen  Fällen  nicht  weit 
von  demselben  entfernt  sein. 

Nichts  anderes  als  die  NtemeyerBchen  konkludenten  Kollisions- 
Donoen  sind  im  Grunde  die  sog.  subsidiären  Anwendungsnormen  des 
Uberstaatlicben  LPr.R.  von  ZUdmann,  Dieselben  werden  zwar  durch 
Analogieschlüsse  aus  völkerrechtlichen  Prineipien  gewonnen;  aber  sie 
sind  darum  nicht  weniger  innerstaatliches  positives  Recht.  Diesen  inner- 
staatlichen Charakter  erhalten  sie  aus  der  allgemeinen  Vorschrift,  welche 
jede  civilisierte  Rechtsordnung,  wenn  auch  nur  stillschweigend,  enthält 
und  nach  welcher  der  Richter  angehalten  ist,  in  Ermangelung  ander- 
weitiger positiver  Bestimmungen,  privat -intemationalrechtliche  Fragen 
nach  dem  Völkerrechte  zu  entscheiden^^).  Diese  überstaatlichen  An- 
wendungsnormeu  sind  freilich  nur  subsidiäre,  denen  auch  die  wider* 
sprechende  Kollisionsnorm  vorzugehen  hat.  Der  von  Zitelmann  auf- 
gestellte Gegensatz  zwischen  innerstaatlichem  und  überstaatlichem  LPr.R. 
besteht  thatsächlich ,  allein  er  bedeutet  nicht  zwei  voneinander  ver- 
Bchiedene  Rechtsgebiete,  sondern  nur  zwei,  allerdings  voneinander  zu 
scheidende  Bestandteile  eines  imd  desselben  Rechtes. 

VTI. 
Diese  stillschweigenden  oder  konkludenten  oder  überstaatlichen 
Anwendungsnormen  sind  daher  nicht  ein  blofses  Produkt  naturrecht- 
licher Spekulation,  sondern  haben  als  Bestandteil  des  einzelnen  positiven 
Rechtes  einen  streng  positiven  Charakter.  Dies  jedoch  nur  unter  einer 
Voraussetzung.  Durch  den  Befehl  unserer  Rechtsordnung,  privat-inter- 
nationalrechtliche Fälle  nach  Völkerrecht  zu  entscheiden,  wird  zum 
internen  Rechte  nur  dasjenige  gemacht,  was  wirklich  Völkerrecht  ist 
Dafs  aber  die  Ziielmannschen  Deduktionen  Anspruch  auf  völkerrecht- 
liche Geltung  erheben  dürfen,  wird,  wie  bereits  angedeutet,  von  Kahn 
auf  das  lebhafteste  bestritten.  £s  ist  schon  darauf  hingewiesen  worden, 
dafs  der  Schwerpunkt  der  KahnBchea  Kritik  sich  gerade  gegen  die  Ab- 
leitung eines  ganzen  Systems  aus  einigen  allgemeinen  angeblich  völker- 
rechtlichen Prineipien  richtet,  was  uns  jedoch  als  ungerechtfertigt  er- 
scheint. Kahn  giebt  selbst  zu,  dafs  das  Völkerrecht  das. LPr.R.  stark 
beeinflusse  und  demselben  Schranken  setze.  Solche  Schranken  bestünden 
aber  nicht  nur  gegenüber  dem  LPr.R.,  sondern  auch  Air  die  materielle 
Rechtsordnung^*).  Diese  Schranken  sind  jedoch  sehr  weiter  Natur ;  sie 
sind  nicht  aus  allgemeinen  Prineipien  abzuleiten,  sondern  der  inter- 
nationalen Übung  und  Überzeugung  zu  entnehmen.  Sie  bestehen  im 
Komplex  derjenigen  Regeln,  auf  welche  die  einzelne  Rechtsordnung  ihr 

28)  Züdmanny  a.  a.  0.  S.  196  ff. 

29)  Kahn^  a.  a.  0.  S.  39. 
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I.Pr.R.  aufbaut  und  welche  f^  die  verschiedenen  Kulturvölker  besw. 
für  die  überwiegende  Mehrheit  derselben  gemeinsame  geworden  sind. 
Diese  sind  wahres  Völkerrecht;  sie  bilden,  wie  Kahn  sich  ausdrückt, 
den  wahren  internationalen  ordre  public  ^  der  sich  auf  allen  Gebieten 
geltend  machte  auf  allgemeiner  Anerkennung  beruht,  deshalb  aber  gleich- 
wohl von  der  einzelnen  Rechtsordnung  mifsachtet  werden  kann.  Um 
nichts  anderes  aber  handelt  es  sich  bei  Zitehnann,  Die  völkerrecht- 
lichen Principien  ttber  die  Machtabgrenzung  der  einzelnen  Staaten 
gegeneinander  auf  Grund  ihrer  Personal-  und  Gebietshoheit  sind  all- 
gemein anerkannt.  Dafs  sie  in  einzelnen  fallen  mifsachtet  werden, 
darf  nicht  befremden.  Sie  teilen  diese  Eigentümlichkeit  mit  anderen 
Sätzen  des  Völkerrechts,  die  sich  zur  allgemeinen  Sanktion  erst  all- 
mählich durchringen  müssen.  Beruhen  aber  die  Fundamentalsätze,  von 
denen  Zitdmann  ausgeht,  auf  allgemeiner  Anerkennung  und  Über- 
zeugung, so  darf  dasselbe  ohne  Zweifel  auch  ftbr  die  Analogieechlttsse 
angenommen  werden,  die  aus  denselben  hergeleitet  werden.  Diese 
Analogieschlüsse  bilden,  was  v.  Bar  die  Natur  der  Sache  nennt;  sie 
sind  ihrem  Ursprung  nach  wahres  Völkerrecht  Da  sie  indessen  durch 
einen  verbindlichen  Befehl  dem  innerstaatlichen  Rechte  einverleibt  sind, 
so  bilden  sie  auch  einen  Bestandteil  des  letzteren  und  kommen  in  ihrer 
Eigenschaft  als  positives  Recht,  das  allerdings  nur  subsidiär  gilt,  in 
erster  Linie  in  Betracht  Auch  die  rechtsvergleichende  Methode,  die 
von  Kahn  mit  vollem  Rechte  als  wirksames  Mittel  zur  Erreichung  der 
Gesetzesharmonie  gepriesen  wird,  mufs  den  Beweis  dafür  erbringen, 
dafs  die  Grundideen,  aus  denen  der  Inhalt  des  LPr.R.  geschöpft  wird, 
bei  den  verschiedenen  civilisierten  Völkern  gemeinsame  und  daher  inter- 
national sind. 

VIII. 
Die  subsidiären  Anwendungsnormeii  gehören  also  sowohl  dem 
Privatrechte  wie  dem  Völkerrechte  an.  Aus  der  übereinstimmenden 
Anerkennung  derselben  bei  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  civilisierten 
Völker  ergiebt  sich  ihr  internationaler  Charakter.  Principiell  gilt  daher 
auch  der  von  Kahn  bekämpfte  Grundsatz  der  Exklusivität,  nach  welchem 
in  jedem  Falle  eine  Rechtsordnung  und  nur  diese  zur  Entscheidung 
berufen  ist  Daran  ändert  auch  nichts  die  Abweichung  von  der  völker- 
rechtlichen Regel,  welche  einzelne  positive  Kollisionsnormen  enthalten. 
Solche  Abweichungen  von  der  Natur  der  Sache  beruhen  z.  B.  häufig 
auf  einer  Überspannung  der  Bedeutung  der  Gebietshoheit  Dies  gilt 
namentlich  von  denjenigen  Rechten,  welche  das  Personalstatut  ans- 
schliefslich  nach  dem  Domizil  bestimmen.  Andererseits  mufs  aber  auch 
darauf  hingewiesen  werden,  dafs  einzelne  Anwendungsnormen  in  der 
allemeuesten  Gesetzgebung  jenen  völkerrechtlichen  Anforderungen  in 
vollem  Mafse  gerecht  werden.  So  giebt,  was  den  Anknüpftingspnnkt 
des  Erfüllungsortes  fOr  Obligationen  anlangt,  das  B.G.B.  in  §  269  eine 
Norm,  welche  in  sehr  befriedigender  Weise  mit  der  Natur  der  Sache 
in  Einklang  gebracht  werden  kann.  Als  Erfüllungsort  oder  wie  dss 
B.G.B.  sich  ausdrückt:  als  Leistungsort,  gilt,  sofern  nicht  durch  Partei- 
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vereinbamng   oder  aus  der  Natur  des  Geschäftes  sich   ein  anderes  er- 
giebt,  der  Wohnsitz  des  Schuldners  —  also  das  ZäeZmamisehe  Personal- 


Oberhaupt  steht  zu  hoffen,  dafs  die  Kollisionsnonnen,  welche  mit 
den  aus  dem  Völkerrecht  sich  ergebenden  Anwendungsnormen  in  Wider- 
spruch stehen,  immer  mehr  von  den  letzteren,  die  Wahrheit  und  Richtig- 
keit filr  sich  haben,  wieder  verdrängt  werden.  Hat  das  I.Pr.R.  den 
Stoff  zu  seiner  weiteren  Ausbildung  dem  Völkerrecht  bisher  nur  inso- 
weit entlehnt,  als  nicht  seine  einzelnen  positiven  Normen  mit  demselben 
in  Widerspruch  stehen,  so  ist  als  das  nächste  Ziel  die  Überwindung 
dieser  Widersprflche  anzustreben,  so  dafs  das  innerstaatliche  I.Pr.R.  in 
s^nem  gesamten  positiven  Bestände  mit  den  völkerrechtlichen  An- 
forderungen identisch  wird. 


Die  RecMsfähigkeit  ausländischer  juristischer  Personen 

nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  und  einzelnen 

Ausfuhrungsgesetzen  zum  B.G.B. 

Von  Jallvs  Pletlie,  Rechtsanwalt  m  Frankfurt  a.  M. 
(Fortsetzung  und  Schluls.) 

IV. 

In  den  aufserpreufsischen  Gelnetsteilen  des  früheren  französi- 
schen Rechts,  im  Grofsherzogtnm  Baden  und  in  den  Reichs- 
landen galten  die  Bestimmungen  des  französischen  Rechts,  wonach 
Schenkungen  und  letztwillige  Zuwendungen  an  die  tote  Hand  (main 
morte)  der  staatlichen  Genehmigung  bedtkrfen,  während  andererseits  die 
Ansfolgnng  solcher  Zuwendungen  an  diese  Institutionen  ohne  staatliche 
Genehmigung  nicht  etwa  unter  Strafe  gestellt  war.  Die  Ausfolgung 
hatte  vielmehr,  da  die  betreffende  juristische  Person  nicht  empfangen 
und  quittieren  darf,  die  Wirkung  der  Zahlung  einer  Nichtschuld,  sie  be- 
gründete die  condictio  indebiti. 

An  diese  Rechtslage  schlofs  sich  das  Stiftungsgesetz  in  Baden 
Tom  5.  Mai  1870  an,  indem  es  bestimmte,  dafs  nur  solchen  Stif- 
tungen die  Staatsgenehmigung  und  somit  die  Anerkennung  als  selb- 
ständige Rechtssubjekte  erteilt  werden  dürfe,  welche  einem  öffent- 
lichen, sei  es  kirchlichen  oder  weltlichen  Zwecke  gewidmet,  sowie 
den  Gesetzen ,  den  guten  .Sitten  und  dem  Staatswohle  nicht  zuwider 
sind.  Der  staatlichen  Genehmigung  bedürfen  femer,  und  es  sind  in 
ihrer  rechtlichen  Wirksamkeit  durch  sie  bedingt,  alle 
Schenkungen  und  letztwilligen  Verfügungen  zu  Gunsten 
schon  bestehender  Stiftungen  oder  anderer  juristischer  Per- 
sonen, gleichviel  ob  es  sich  um  inländische  oder  ausländische 
Institutionen  handelt. 
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Das  neae  Badische  AosfÜhrangsgesetz  vom  17.  Juni  1899  Art  4 
hlüt  diese  Bestimmungen  ausdracklicb  aufrecht,  jfdoch  mit  der  wesent- 
liehen  aus  dem  Reichsrecht  bedingten  Modifikation,  dafs  Schenkungen 
und  Zuwendungen  im  Werte  von  5000  Mk.  und  darunter 
keinerlei  Genehmigung"  zu  ihrer  Wirksamkeit  bedürfen. 

Das  Elsafs-Lothringische  Ausftlhrungsgesetz  vom 
17.  April  1899  enthlüt  die  gleiche  Bestimmung;  es  stellt  zwar  als 
Princip  den  Satz  im  §  6  auf: 

„Schenkungen  und  VerfOgungen  von  Todeswegen  zu  Gunsten 
juristischerPersonen  bedürfen  zu  ihrer  Wirksamkeit,  soweit 
gesetzlich  nicht  ein  Anderes  bestimmt  ist,  der  staat- 
lichen Genehmigung." 

Indessen  ist  durch  den  Zusatz  „soweit  gesetzlich  nicht  ein  Anderes 
bestimmt  ist**,  zum  Ausdruck  gebracht,  dafs  die  —  landesrechtlich  un- 
abänderliche —  Bestimmung  des  Reichseinführungsgesetzes  zum  B.G.B. 
Art  86  dadurch  nicht  berührt  werden  soll,  wonach  Zuwendungen  unter 
Lebenden  und  von  Todeswegen  im  Werte  bis  5000  Mk.  keinerlei 
Beschränkung  unterliegen. 

Das  Elsafs-Lothringische  AusfÜhrungsgesetz  aber  statuiert  noch  eine 
fernere  sehr  wesentliche  Ausnahme  zu  Gunsten  von  Aktiengesellschafteo, 
eingetragenen  Genossenschaften  und  GeseUschailen  mit  beschränkter 
Hafhing.  Zuwendungen  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen  an 
juristische  Personen  dieser  drei  Kategorien  bedürfen 
keinerlei  staatlichen  Genehmigung,  unabhängig  von  dem 
Wert,  um  den  es  sich  dabei  handelt  Dies  gilt  an  sich  sowohl  für 
inländische  wie  für  ausländische  Gesellschaften  dieser  Art; 
jedoch  ist  dabei  zu  erwägen,  dafs  als  Genossenschaften  und  Gesell- 
schaften mit  beschränkter  Haftung  nur  solche  angesehen  werden  können, 
welche  auf  Grund  des  Deutschen  Reicfasgesetzes,  betrefiend  die  Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften  vom  1.  Mai  1889  (Reichsgesetzbktt 
1898  S.  810)  und  des  Deutschen  Reichsgesetzes  vom  20.  April  1892 
(Reichsgeeetzblatt  1898  S.  846)  konstituiert  sind.  Danach  würden  Zu- 
wendungen an  inländische  wie  ausländische  Aktiengesellschaften  zwir 
von  staatlicher  Genehmigung  befreit  sein,  nicht  jedoch  nach  dem  Wort- 
laut des  Gesetzes,  das  ausdrücklich  auf  die  vorbezeichneten 
Reichsgesetze  Bezug  nimmt,  an  ausländische  eingetragene  Genossen- 
schaften oder  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  wenn  und  soweit 
solche  etwa  analog  den  deutschen  Rechtsgebilden  in  anderen  Ländern 
bestehen  oder  begründet  werden  sollten.  Indessen  ftlhrt  die  ratio  le^ 
dahin,  eine  solche  Ausnahme  nicht  zu  machen.  Die  BeKugnahme 
auf  die  Deutschen  Reichsgesetze  im  Elsafs-Lothringischen  AusftlhrangB- 
gesetz  hat  nur  den  Sinn,  die  betre£fenden  Genossenschaften  und  Ge- 
sellschaften ab  solche  zu  charakterisieren,  welchen  die  selbständige 
Rechtsfähigkeit  innewohnt,  auf  ihre  rechtliche  Gestaltung  hinzuweisen, 
nicht  aber  eine  Beschränkung  auf  reichsdeutsche  Gesellschaften aos- 
zusprechen;    ein  Unterschied  zwischen   deutschen   und  aufserdeutschen 
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GeseliflGhafteii  und  GreaoasenBchaften  ist  hier  so  wenig  vom  Gesetzgeber 
gewollt  wie  bei  den  Aktiengesellschaften. 

Beschränkungen  für  Anslllnder  oder  ftir  anslttndische  juristische 
Personen  in  der  Erwerbsfkhigkeit  von  Grundbesitz  sind  weder  im 
Badischen  noch  im  Elsafs-Lothringischen  Ausfahmngsgesetz  angeordnet 

V. 

Im  Königreich  Sachsen  bestehen  keinerlei  Bestimmungen  be- 
treffBud  Beschränkung  juristischer  Personen,  weder  soweit  es  sich  um 
den  Erwerb  von  Schenkungen  noch  um  den  Erwerb  von  letzt- 
willigen Zuwendungen  handelt  Der  Erwerb  der  toten  Hand 
ist  in  Sachsen  keinerlei  staatlicher  Genehmigung  unterworfen.  Ebenso- 
wenig  sind  daselbst  Beschränkungen  hinsichtlich  des  Erwerbs  von  Grund- 
besitz für  juristische  Personen  angeordnet.  Alles  dies  gilt  auch  iür 
axisländische  juristische  Personen.  Somit  lag  im  Königreich  Sachsen 
kein  Anlafs  vor,  von  den  im  Art  86  des  Reichs  -  Einführungsgesetzes 
den  Landesgesetzgebungen  eingeräumten  Befugnissen  Gebrauch  zu  machen. 

Die  gleiche  Rechtslage  trifft  ftlr  das  Grofsherzogtum  Olden- 
burgy  das  Herzogtum  Sachsen-Koburg  und  -Gotha  und  für 
das  Herzogtum  Braunschweig,  sowie  endlich  für  die  freien 
Hansestädte  Bremen  und  Hamburg  zu.  Weder  im  Olden- 
boigischen  Gesetz  zur  Ausführung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  und 
des  Handelsgesetzbuchs  vom  15.  Mai  1899  noch  in  dem  Sachsen- 
Eobuig- Gothaischen  Ausführungsgesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch 
vom  20.  November  1899  noch  in  dem  Braunschweigischen  Gesetz  vom 
12.  Juni  1899  noch  in  dem  Bremischen  Ausführungsgesetz  zum  Bürger- 
lichen Gesetzbuch  vom  18.  Juli  1899  und  dem  Hamburgischen  Aus- 
fühmngagesetz  vom  14.  Juli  1899  ist  irgend  <^me  Bestimmung  in  der 
hier  zai  Erörterung  kommenden  Materie  getroffen  worden^). 

Ähnlich  verhält    es    sich    mit   dem  Herzogtum  Anhalt.     Jedoch 


1)  Interessant  ist  die  Vorschrift  (§  5 ')  des  Hamburgischen  Ausfnhmngs- 
gesetzes: 

„Verdne,  welche  vor  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 

entstanden  sind,  gelten  als  rechtsfähig,  wenn  sie  bis  zum  31.  Dezember 

1899  vom  Senat  cue  £nnächtigmu[  erfiilten  haben,  sich  Grundstucke  oder 

HTpotheken  in  den  öffentlichen  Büchern  zuschreiben  zu  lassen.^ 

Ähnliche  iänrichtungen   bestanden    in    der  vormals  Freien    Stadt 

Frankfurt;  auch  hier  wurde  einzelnen  Vereinen  das  Recht,  Hypotheken 

oder  Omndbesitz  zu  erwerben,  durch  Senate-Dekret  verliehen.    Im  Prenfti- 

sehen  Ausfühnmgsgesetz  zum  BürgetHchen  Gesetzbuch  fehlt  es  jedoch  an 

emer  Bestiomiung,  ob  solche  Vereine  nunmehr  als  rechtsfähig  im  Sinne  des 

Bür^lichen  Gesetzbuchs  zu  gelten  haben.   Indessen  wird  dies  —  auch  trotz 

des  Fehlens  einer  solchen  Anoidnuns  —  anzunehmen  sein.   —  Das  Ham- 

borgische  Ausfuhronswesetz  hat  le(%fich  den  vorhandenen  Rechtszustand 

MAktioniert    In  der  Verleihung  des  Rechts,  Hypotheken  oder  Grundbesitz 

zu   erwerben,    hat   der  Staat  bereits   die  Recntsfähif^keit   anerkannt. 

Vereine,  welche  aber  vor  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerbchen  Gesetzbuchs 

veehtsf&hig  waren,  haben  diese  Rechtsfähigkeit  ohne  weiteres  behalten. 
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kommt  aoB  dem  Anhaltifichen  Auaftthrungsgesetz  vom  18.  April 
1899  hier  in  Betracht,  dafs  eine  ReligionsgesellBchaft  oder  eine 
geistliche  Gesellschaft  nur  durch  landesherrliche  Verordnuig 
Rechtsfähigkeit  erlangen  kann,  eine  Bestimmong,  die  dem  Sinne  nach 
sich  sowohl  auf  inländische  wie  auf  anslttndische  Gesellschaften  dieser 
Kategorien  bezieht 

Vollkommen  gleich  mit  Anhalt  ist  die  Rechtslage  in  dem  Fürsten- 
tum Lippe,  im  Fürstentum  Schwarzburg-Rudolstadt,  im 
Herzogtum  Sachsen-Meiningen  und  im  Fürstentum  Reufs 
ftltere  Linie. 

Cfr.  §  13  des  Lippeschen  Gesetzes  zur  Ausführung  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  vom  17.  November  1899  und 
Art  8  des  Schwarzburg-Rudolstttdtischen  AusfÜhrungsgesetzes 
▼om  11.  Juli  1899,  §  4  des  Sachsen-Meiningenschen  Ans- 
ftlhrungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  vom  9.  August 
1899  und  §  7  des  Ausführungsgesetzes  zum  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  des  Fürstentums  Reufs  Altere  Linie  d.  d.  26.  Ok- 
tober 1899. 

VL 

Dem  preufsischen  System  sind  die  Gesetzgebungen  von  Sachsen - 
Weimar-Eisenach,  Schwarzburg-Sondershausen,  Sachsen- 
Altenburg,  Reufs  jüngere  Linie  und  Waldeck  nachgebildet; 
jedoch  bestehen  im  einzelnen  Abweichungen.  Die  Gesetzgebungen 
dieser  Länder  haben  sich  an  den  Entwurf  des  Preufsischen  Ans- 
führungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch,  wie  derselbe  von  der 
preufsischen  Regierung  dem  Parlament  vorgelegt  worden  ist,  angeschlossen 
und  diejenigen  Änderungen  daher  nicht  berücksichtigt,  welche  durch 
die  parlamentarischen  Verhandlungen  sowie  in  den  Kommissionen  des 
Abgeordneten-Hauses  vorgenommen  wurden  und  in  der  definitiven  Ge- 
staltung des  preufsischen  Gesetzes  zum  Ausdruck  gekommen  sind. 

So  deckt  sich  der  Art.  5  und  6  des  AusfÜhrungsgesetzes  dsB 
Fürstentums  Waldeck  -  Pyrmont  vom  11.  Dezember  1899  hat  wörtlich 
mit  den  'Art.  6  und  7  des  preufsischen  Entwurfs. 

Die  §§18  und  19  des  Aasführungsgesetzes  des  Grofsheizogtums 
Sachsen -Weimar -Eisenach  vom  5.  April  1899  und  der  Art  15  des 
Ausftlhruugsgesetzes  des  Ftlrstentums  Schwarzburg  -  Sondershausen  vom 
19.  Juli  1899  decken  sich  hinsichtlich  der  Erwerbsbeschränkung  von 
Schenkungen  und  letztwilligen  Zuwendungen  mit  dem  Art.  6  des 
preufsischen  Entwurfs.  Sie  entsprechen  in  der  Form  und  auch  hin- 
sichtlich der  Strafe  für  etwaige  Zuwiderhandlungen  (Mk.  1000)  dem 
oben  citierten  gleichfalls  Preufsen  nachgebildeten  Ausführungsgesetz  des 
Grofsherzogtums  Hessen  (s.  den  ersten  Aufsatz  S.  216). 

In  beiden  Gesetzen  sind  aber  keine  Beschränkungen  für 
den  Erwerb  von  Grundbesitz  seitens  inländischer  oder  auste- 
discher  juristischer  Personen  enthalten. 

Die  in  der  späteren  parlamentarischen  Behandlung  des  prenfsischsn 
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Entwurfs  eingeftlgten  Änderangen,  insbeeondere  die  Bestiininiing ,  dafe 
rechtsfähige  Sparkassen  Grandsttlcke  in  der  Exekution  ohne  staatliche 
Genehmigung  erwerben  dürfen,  welche  ihnen  ▼erpfkndet  waren,  ist  in 
den  sAmtlichen,  dem  preoTsischen  nachgebildeten  Gesetzen  nicht  ent- 
halten. 

Dagegen  finden  sich  in  diesen  Bundesstaaten  abweichend  von  Preulsen 
besondere  Bestimmungen  beztlgHch  der  Wirksamkeit  von  Schenkungen 
imd  letztwilligen  Zuwendungen  für  Mitglieder  religiöser  Orden 
oder  ordensähnlicher  Kongregationen;  auch  hierbei  wieder 
mit  Abweichungen  im  einzehien. 

In  Schwarzburg  -  Sondershausen  Art  14  des  Ausführungsgesetzes 
vom  19.  Juli  1899  sind  Schenkungen  an  Mitglieder  religiöser  Orden 
oder  Kongregationen  von  der  Undesherrliohen  Genehmigung  abhängig. 
Nach  §  14  Abs.  1  des  Sachsen-Altenburgischen  AusfUhrungs- 
gesetzes  vom  4.  Mai  1899  ist  anfser  solchen  Schenkungen  auch  der 
Erwerb  solcher  Zuwendungen  von  Todeswegen  der  landes- 
herrlichen Genehmigung  unterstellt  In  diesem  Falle  ist  sonach  die 
Erwerbsbeschränkung  sogar  für  Objekte  unter  5000  Mk.  landes- 
gesetzlicb  ausgesprochen.  Die  gleiche  Bestimmung  hat  das  Fürstentum 
Reufs  jüngere  Linie  im  §  14  seines  AusAibrungsgesetzes  vom 
10.  Augast  1899  getroffen. 

Die  vorbezeichneten  Gesetze  haben  insoweit  von  der  durch  Art  87 
des  Reicbs-Einfbhrungsgesetzes  zum  B.G.B.  den  Landesgesetzgebungen 
eingeräumten  Befugnis  Gebrauch  gemacht,  den  Erwerb  religiöser  Orden 
imd  religiöser  Kongregationen  zu  beschränken. 

Dagegen  findet  sieb  die  oben  unter  Nr.  V  erwähnte  Beschränkung 
der  Rechtsfähigkeit  von  Religionsgesellschaften  und  geistlichen 
Gesellschaften  wieder  bei  dem  Grofsherzogtum  Sachsen -Weimar 
(§  11  des  Ausführungsgesetzes)  und  bei  dem  Fürstentum  Schwarzburg- 
Sondershausen.  Auch  hier  erwerben  die  Religionsgesellschaften 
und  geistlichen  Gesellschaften,  die  nicht  der  Landeskirche  angehören 
oder  (bei  Schwarzburg-Sondershausen)  nicht  Synagogengemeinden  sind 
(Art  4  des  Ausftlhrungsgesetzes)  nur  im  Weg^  der  landesherrlichen 
Verleihung  die  Rechts^higkeit 

Bezüglich  des  Herzogtums  Sachsen-Altenburg  ist  noch  auf 
einige  Besonderheiten  hinzuweisen.  Dort  ist  nämlich  die  Strafe  f^ 
Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  über  die  Erwerbsbeschrän- 
kling  hinsichtlich  Schenkungen  und  letztwilliger  Zuwendungen  in  den 
im  ersten  Aufsatz  unter  II.  S.  119  bezeichneten  Fällen  auf  600  Mk. 
festgesetzt  Dieses  Gesetz  giebt  ferner  dem  Landesherm  oder  den  auf 
landesherrliche  Verordnung  bestimmten  Behörden  ausdrücklich  die  Be- 
fugnis, ein  für  allemal  im  voraus  juristischen  Personen  die  G^nehmi- 
gong  zu  erteilen,  Grundbesitz  zu  erwerben. 

Dies  würde  übrigens  aus  allgemeinen  Gründen  auch  dann  zu  gelten 
haben,  wenn  die  vorgedachten  besonderen  Bestimmungen  nicht  getroffen 
worden  wären. 

Zeittehrift  f.  intern.  PriTai-  u.  Strafreoht  et«..  Band  X.  lg 
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Die  AnsfUhrungsverordnangen  vom  9.  April  1899  der  beiden 
Grorsherzogtttmer  Mecklenburg-Schwerin  und  Mecklenbarg- 
Strelitz,  deren  agrarische  Bedeutung  sich  auch  in  den  Liandesgesetzen 
überall  widerspiegelt,  enthalten  im  Abschnitt  III  der  betreffenden  6«- 
setze  eigenartige  Vorschriften  bezttglich  des  Erwerbs  von  Landgütern 
und  Lehngütern. 

Juristische  Personen,  und  zwar  juristische  Personen  des 
privaten  wie  des  öffentlichen  Rechts,  inländische  wie  ans- 
ländische,  können  Lehngüter  nur  mit  lehnsherrlicher  Oenehmigong 
erwerben,  und  zwar  ganz  unabhängig  von  dem  Wert  der  Lehnsgttter. 
Ein  Erwerb  von  Landgütern  ist  dagegen  nur  dann  beschränkt, 
wenn  derselbe  mehr  als  5000  Mk.  beträgt  Im  letzteren  Fall  ist  zom 
Erwerb  die  Genehmigung  der  Landesregierung  erforderlich;  dieses  Er- 
fordernis f^lt  jedoch  dann  weg,  wenn  eine  juristische  Person  im  Weg« 
der  Exekution  ein  Grundstück  erwirbt,  an  welchem  ihr  eine  Hypothek, 
Grundschuld  oder  Rentenschuld  zusteht;  hat  die  juristische  Person  der- 
gestalt ein  Grundstück  erworben,  so  mufs  sie  es  binnen  drei  Jahren 
weiter  veräufsem,  wenn  sie  nicht  eine  Prolongation  dieser  Frist  durch 
die  Landesregierung  erlangt  hat 

Handelt  es  sich  um  Ijandgüter,  welche  auf  einer  städtischen 
Feldmark  belegen  sind,  so  bedarf  es  der  landesherrlichen  Genehmigimg 
zum  Erwerbe  auch  dann  nicht,  wenn  der  Wert  des  Landgutes  über 
5000  Mk.  beträgt.  Diese  beschränkenden  Vorschriften  finden  auf  den 
Fiskus  überhaupt  keine  Anwendung;  sie  finden  dagegen  auch  «nf 
Stadtgemeinden  Anwendung,  wenn  es  sich  um  den  Erwerb  von  ritter- 
schaftlichen  Gütern  handelt 

Aufserdem  bestehen  noch  besondere  hier  nicht  näher  zu  erörternde 
Bestimmungen  über  die  Ausübung  der  mit  dem  Besitze  eines  Grund- 
stücks verbundenen  öfientlich- rechtlichen  Befugnisse,  insbesondere  der 
Ausübung  der  Landstandschaft.  Dieselben  sind  grundsätzlich  —  ab- 
gesdhen  von  Ausnahmen  im  einzelnen  —  den  juristischen  Persooeo 
versagt 

Dagegen  sind  in  diesen  Territorien  Beschränkungen  hinsichtlich  da 
Erwerbe  von  Hypotheken  durch  inländische  oder  ausländische  juristische 
Personen  nicht  statuiert  worden,  ebensowenig  bestehen  dort  Beschrän- 
kungen ftlr  den  Erwerb  von  Schenkungen  und  letztwilligen 
Zuwendungen  durch  juristische  Personen ;  anderseits  sind  auch  hier 
die  oben  unter  Nr.  V  hervorgehobenen  Vorschriften  getroffen  worden, 
dafs  zur  Erlangung  der  Rechtsfähigkeit  für  Religionsgesell  sc  haften 
oder  geistliche  Gesellschaften  die  landesherrliche  Genehmigan^ 
erforderlich  ist 

VIIL 

Trotz  der  neuen  einheitlichen  Regelung  des  deutschen  Rechts  er- 
giebt  sich  aus  vorstehendem  ein  sehr  buntscheckiges  Bild;  man  siebt 
nicht  recht   ein,    weshalb   in   solchen  Fragen,    ffXr  welche  doch  kaum 
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irgend  weiche  partiknlarifitiscbe  Eigentümlichkeiten  der  Einzebtaaten  m 
konservieren  waren,  nicht  eine  einheitliche  gleichuittrstge  Begeiong  er- 
zielt werden  konnte.  Was  beispielsweise  ffXr  eine  „berechtigte  Eigen- 
tümlichkeit* darin  aufrechtzohalten  war,  dafs  der  eine  Staat  die  Maximal- 
fitrafe  für  Verletzung  der  Vorschriften  tlber  Emp&ngnahme  aof  600  Mk., 
der  andere  auf  900  Mk.,  der  dritte  anf  1000  Mk.  festsetzte,  ist  schwer 
erfindlich.  Es  wftre  zu  wünschen,  dafs  die  Einzelstaaten  vor  der  Rege- 
lung solcher  den  Landesgesetzen  vorbehaltenen  Materien  Fühlung  zu 
einander  nehmen  nnd  gemeinsam  auf  eine  Beseittgong  der  Unterschiede 
in  den  Terschiedenen  Rechtsgebieten  hinarbeiten. 

IX. 

Von  grofsem  Interesse  wäre  es,  die  gleichen  Fragen  auch  in  aofser^ 
deutschen  Recbtsgebieten  zu  verfolgen.  Es  sei  mir  gestattet,  auf  einige 
diesbezügliche  Bestimmungen  in  Frankreich,  England  und  im  Staate 
New. York  hinzuweisen: 

Frankreich  hat  im  Art.  910  und  987  Code  civil  ähnliche  Er- 
werbsbeschränkungen statuiert 

Art.  910.  „£es  disposUions  entre  vifs  ou  par  testamentj  au 
Profit  des  hospiees,  des  pauwres  d'une  commune,  ou 
d'itablissements  d'utiliii  puhligue,  n*aurofd  leur  effet 
gu*autafd  qu'Mes  seront  autorisies  par  un  ddcret  du  pr&ident  de 
la  Räpublique.'' 

Art   937.     „I^   donations   faites   au  profit   dhospices,    des 
pauvres  d'une  commune,  ou  d'äMissements  d^utüM  publique,  seront 
acceptüs  par  les  adminisirateurs  de  ces  commtmes  ou  äablissemeniSf 
aprhs  y  avoir  Üi  dümetd  tnUcrises. 
Die  Nichtbefolgung  der  Vorschriften  ist  jedoch  nicht  unter  Strafe 
gesteUt,    sondern  hat  die  Unwirksamkeit  der  betreffenden  Zuwen- 
dung zur  Folge.     Sind   sie   ohne  staatliche  Autorisatton  ausgeführt,   so 
kennen    sie    unter  gewissen  Umständen   als    don  manueH  aufrecht  er- 
kalten  werden. 

Cfr.  C.  Äuhry  dt  Bau,  Droit  dvü  Dran^iSy  Bd.  VII, 
4.  Aufl.,  S.  41,  Nr.  68. 
Die  Verweigerung  der  Genehmigung  bewirkt  die  HinfWigkeit  der 
Zuwendung,  während  die  Genehmigung  sie  als  von  Anfang  an  wirksam 
macht,  d.  h.  mit  Rückwirkung  auf  den  Zeitpunkt,  an  welchem  die  Zu- 
wendung von  der  juristischen  Person  resp.  deren  Vertreter  acceptiert 
worden  ist 

In  der  Praxis  wird  die  Genehmigung  für  die  Ausführung  von 
Schenkungen  und  Zuwendungen  nicht  so  häufig  nachgesucht,  als  es 
nach  den  vorgedachten  Bestimmungen  den  Anschein  haben  dürfte.  In 
den  meisten  Fällen  wird  weder  der  Schenker  noch  der  Erbe  des  Zu- 
wendenden den  Willen  haben,  die  Zuwendung  rückgängig  zu  machen. 
Die  Nachsuchung  der  Genehmigung  beim  Staatsrat  bedeutet  in  der 
Praxis  Jahre  an  Zeitverlust ;  es  tritt  eine  sehr  umfassende  causae  cognitio 

18* 
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bei  den  franasösischen  Behörden  ein,  Umfrage  bei  den  Erben,  Elrforadnmg 
des  Vermögens  n.  dgl.  Die  Interessenten  suchen  daher  zumeist  diesen 
modus  zu  vermeiden  und  begnügen  sich  mit  der  einfachen,  an  sich  er- 
laubten, Ausfuhrung,  wenn  dieselbe  auch  in  der  Regel  einen  dauernden 
Rechtsbestand  nicht  garantiert 

Freilich  entzieht  sich  dann  dem  Staat  jede  Kontrolle  über  den  Zu- 
wachs an  Vermögen,  welches  solche  Institutionen  allmfthlich  ansanameln. 
Bei  der  gegenwärtigen  Strömung  in  Frankreich,  welche  hierfür  eine 
Kontrolle  zu  erlangen  sucht,  würde  sich  eine  ähnliche  gesetzliche 
R^elung,  wie  sie  im  ersten  Aufsatz  S.  213  dargelegt  ist,  als  ge- 
eignetes Mittel  vielleicht  empfehlen. 

Die  vorgedachten  Erwerbsbeschrltnkungen  beziehen  sich  jedoch  nur 
auf  Kranken-  und  Armenanstalten  und  als  gemeinnützig  anerkannte 
Institutionen,  —  nicht  jedoch  auf  sonstige  juristische  Personen,  deron 
Bewegungsfreiheit  im  Rechtsverkehr  im  allgemeinen  in  Frankreich  an* 
gehindert  ist. 

In  England  wird  die  fragliche  Rechtsmaterie  durch  die  3  Morir 
main  and  Chantahle  üses  Acts  1888  ^1  &  52  Viel.  CK  42), 
1891    (54  dt  55    Vid.   Ch.   73)^    1892    (55  &  56    Viä.   CK  11) 


Danach  sollen  juristische  ^Personen ,  welche  einen  Charakter  der 
Wohlthätigkeit  besitzen  oder  carporcttions  in  mortmain  sind,  keinen 
Grundbesitz  erwerben  ohne  Genehmigung  der  königlichen  Regierung, 
die  freilich  von  der  Königin  ein  für  allemal  im  voraus  erteilt  werden 
kann.     Jedoch  sind  regelmäfsig  frei  von  solchen  Beschränkungen: 

a)  Erwerbungen  fi^I  „a  ptMic  parkj  a  schoolhouse  for  an  demm- 
iary  schoolj  a  public  museum^  (einen  öffentliche;n  Park,  ein 
Schulhaus  für  Elementarschule,  ein  öffentliches  Museum), 

b)  für  eine  grofse  Anzahl  im  einzelnen  aufgezählter  vnssenschaft- 
hcher  Institutionen  (Universitäten  und  Schulen)  und 

c)  (sofern  es  sich  um  Verfügungen  unter  Lebenden  handelt) 
für  Gesellschaften  oder  Körperschaften,  die  künstlerischen  oder 
wissenschaftlichen  Zwecken  dienen,  soweit  der  Grunderwerb  ge- 
wisse Grenzen  nicht  überschreitet  und  die  sonstigen  Vorschriften, 
welche  die  Staatsaufsicht  sichern,  beachtet  weiden. 

Im  Staate  New  York  ist  die  Lage  der  Gesetzgebung  etwa 
die  folgende: 

Im  Jahre  1848  wurde  ein  Gesetz  bezüglich  ^heneoolmi^  charUabUy 
scientific  and  missionary  sociäies*^  angenommen,  in  dessen  Paragraph  4 
bestimmt  wurde:  dafs  regelmäfsig  jede  Religions-,  Erziehungs-,  litte- 
rarische- oder  Wohlthätigkeitsgesellschaft  oder  eine  Gesellschaft,  die  (Or 
Zwecke  eines  Hospitals,  eines  Krankenhauses  oder  für  andere  als  ge- 
schäftliche Zwecke  gegründet  wird,  Eigentum  nur  bis  zu  zwei  Millionen 
Dollars  oder  nur  ein  solches  Einkommen  besitzen  darf,  welchee  im  Jshr 
100  000  Dollars  nicht  überschreitet;  hiervon  können  jedoch  statutarisch 
oder  durch  Regelung  im  einzelnen  Fall  Ausnahmen  eintreten. 
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Die  Maxiroakumme  wurde  später  erhöht,  so  dafs  solche  Oesell- 
sehaften  jetzt  Eigentum  bis  zu  drei  Millionen  Dollars  erwerben  oder 
em  Einkommen  bis  auf  500  000  Dollars  erlangen  dtlifen. 

Im  Jahre  1861  wurde  bezüglich  der  Zuwendungen  durch  letzt- 
willige Verfügungen  an  solche  OeBellschaflen  bestimmt,  dafs  die 
Netto-Einkttnfte  solcher  Zuwendung  —  gleichviel  ob  sie  Immobiliar- 
oder  Mobiliar- Vermögen  betrifft  —  die  Summe  von  10  000  Dollars  pro 
Jahr  nicht  übersteigen  dürfen  und  dafs^  falls  der  Zuwendende  eine 
Witwe  oder  Kinder  oder  Eltern  hinterläfst,  die  Zuwendung  nicht  mehr 
als  ein  Viertel  seines  Netto -Vermögens  betragen  darf.  Aufserdem  ist 
erfordert,  dafs  die  betreffende  letztwillige  Verfolgung  wenigstens  zwei 
Monate  yor  dem  Tode  des  Testators  errichtet  sein  mufs. 

Spttter  wurde  die  freie  Befugnis  zu  solchen  Zuwendungen  auf  die 
Hilfle  des  Netto- Vermögens  erweitert'). 

Die  Anordnung,  dafs  eine  solche  letztwillige  Verfolgung,  um  wirk- 
sam zu  sein,  nicht  kurz  —  innerhalb  zweier  Monate  —  vor  dem  Tode 
,  errichtet  sein  darf,  erscheint  als  eine  sehr  weise  Mafsregel,  um  die  Be- 
einflussung eines  dem  Tode  Nahen  zu  verhüten. 


Rechtsprechung. 


Deutschland. 

Bürgrerllches  Recht,  Handels-,  Wechsel-  und 
Konkursrecht.  —  Civilprozefs. 

örtliches  Becht  hei  Ansprüchen  aus  Verlöbnisbn^ch^). 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  in  Stuttgart  vom  13.  April  1899  (Jahrhücher 
der  Wflrttemhergisehen  Rechtspflege,  Bd.  12  S.  1  ff'.). 

Der  Sachverhalt  ergiebt  sich  aus  den  Gründen: 
Die  Frage,   welches  Ortliche  Hecht  auf  das  zwischen  den  Parteien 
streitige  Verlöbnis  zur  Anwendung  zu  bringen  sei,  ist  in  Ermangelung 
l>e8onderer  Vorschriften  des  Württemtiergischen  Privatrechts*)  nadi  den 
im  gemeinen  Recht  geltenden  Normen  zu  entscheiden'). 


2)  Ich  verdanke  die  obigen  Bemerkungen  bezüglich  New  Yorks  dem 
Herrn  Rechtsanwalt  Dr.  Julius  Ooldman  in  New  York. 

1)  Vgl.  Art  11  Einf.Gres.  cum  B.G.B.,  Cosaek,  Lehrbuch  des  deutschen 
böigerf.  Rechts  Zusatz  I  zu  §  275. 

2)  s.  Wächters  Württb.  Privatrecht  Bd.  H  J  18  bei  Note  4. 

8)  Wächter  a.  a.  0.  §  18  Z.  1;  Entsch.  d.  Reichsgerichts  24,  828  a.  £.; 
29,  289  a.  K;  86,  205;  Jahrb.  der  Wttrttb.  Rechtspflege  8,  147. 
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Bei  dem  streitigen  Verlöbnis  bandelt  es  sieb  sanMebst  nicht  mn 
dessen  recbtlicbe  Wirkungen,  sondern  um  die  Voraossetsnngen  seiner 
Entstehung  in  Ansehung  einer  etwa  bieftlr  ▼oigeschriebenen  Form. 
HKtte  man,  da  das  Verlöbnis  die  Natur  eines  obligatorischen  Vertrages 
hat,  auch  in  letzterer  Beziehung  zu  fragen,  ob  die  Parteien  sich  einem 
bestimmten  örtlichen  Rechte  unterwerfen  wollten,  das  hienaeh  fOx  mafs- 
gebend  zu  erachtoi  wäre*),  so  wäre  diese  Frage  zu  verneinen.  Euie 
ausdrückliche  Unterwerftuig  wurde  nicht  behauptet;  ^r  die  Annahme 
einer  stillschweigenden  Unterwerfung  gebricht  es  an  den  erforderiiehen 
thataächlichen  Anhaltspunkten ;  es  steht  vielmehr  fest,  dafs  die  Parteien 
weder  ttber  den  Ort,  wo  die  Ehe  geschlossen,  noch  über  den  Ort,  wo 
das  eheliche  Domizil  genommen  werden  sollte,  eine  Vereinbarung  ge- 
troffen hatten«  Demgemäfs  bedarf  es  einer  Untersuchung  darüber  nicht, 
ob  und  inwieweit  die  Parteien  bezüglich  des  auf  ihr  Verlöbnis  und 
dessen  Form  anzuwendenden  örtlichen  Rechts  im  Wege  der  Autonomie 
rechtsverbindliche  Bestimmungen  hätten  treffen  können*).  Beim 
Fehlen  autonomer  Bestimmungen  ist  somit  die  Frage  des  anzuwendenden  ^ 
Rechts  nach  dem  diesseitigen  Gesetze  zu  entscheiden.  Dasselbe  enthält 
eine  ausdrückliche  Norm  in  der  Richtung  nicht,  ob  ein  von  einem 
Württembeiger  aufserhalb  Württembergs  mit  einer  Nicht- Württembetgerin 
abgeschlossenes  Verlöbnis  zu  seiner  Gültigkeit  der  Beobachtung  der  am 
Orte  des  Vertragsabschlusses  vorgeschriebenen  Form  bedürfe.  Prüft 
man  aber  nach  Sinn  und  Geist  des  einheimischen  Rechts,  ob  dasselbe 
seine  Bestimmungen  über  den  Abschlufs  von  Verlöbnissen  auch  ftlr  die 
im  Ausland  eingegangenen  Verlöbnisse  geben  wollte*),  fio  sucht  man 
für  die  Bejahung  dieser  Frage  umsonst  nach  Gründen,  und  es  ist  des- 
halb nach  den  heutzutage  allgemein  anerkannten  Prindpien  des  inter- 
nationalen Privatrechts  anzunehmen,  dafs  das  einheimische  Recht  nur 
diejenigen  Rechtsverhältnisse  ergreifen  wolle,  die  seinem  Raum  an- 
gehören und  dafs  es  für  die  einem  fremden  Raum  angehörigen  das 
fremde  Recht  zulassen  wolle  ^). 

Soweit  also  Klägerin  behauptet,  das  der  EJage  zu  Grunde  liegende 
Verlöbnis  sei  in  Berlin  zustande  gekommen,  mufs  dies  nach  dem  Preufd- 
schen  Allgemeinen  Landrecht  beurteilt  werden.  Die  Beobachtung  der 
hier  vorgeschriebenen  Form  vermochte  Klägerin  nicht  zu  behaupten 
und  sie  kann  mithin  aus  dem  in  Berlin  formlos  -  geschlossenen  Ehe- 
gelöbnis auch  bei  den  württembergischen  Gerichten  Rechtsansprüche 
nicht  geltend  machen.  Zu  demselben  Eigebnis  gelangt  man,  wenn  man 
mit  den  Schriftstellern,  welche  die  Einteilung  der  RecbtssHtze  in  statuta 
personaliaj  realia  und  mixta  im  modernen  Sinne ^)  anwenden,  die 
hierauf  gegründeten  Sätze  verwertet     Hienaeh   kommen,   soweit  nicht 


4)  Wächter  a.  a.  0.  §  20  I;  Entsch.  d.  Reichsgerichts  20,  385. 

5)  Wächter  a.  a.  0.  &  20  I.  VI  2b  u.  d. 

6)  Wächter  a.  a.  0.  J  18  Z.  2. 

7)  8.   Windsiheids  l^dektenrecht  §   84,    Note  6;    Wächter  a.  a.  0. 
§  18,  Note  9. 

8)  Wächter  a.  a.  0.  §  19,  Note  1. 
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der  Sftta:  hem  regit  actum  entscheidet,  bei  zweiseitigen  Rechtsgeschäften 
die  Gesetze  des  Domizils  beider  Teile  znr  Anwendung;  „sind  diese 
Gesetze  verschieden  und  haben  beide  Teile  nicht  die  Formen  beider 
Gesetigebongen  beobachtet,  so  ist  bei  Nichtbeobachtung  der  am  Orte 
der  Handlung  geltenden  Formvorschriften  das  Geschäft,  sofern  es  nicht 
Ton  einer  Seite  freiwillig  erftlUt  ist,  unbedingt  nichtig;  es  läfst  sich, 
da  für  jedes  der  beiden  G^esetze  dieselben  Gründe  sprechen,  em  Vor- 
zog des  einen  oder  anderen  nicht  beweisen^  *).  Insbesondere  beurteilt 
sich  das  Verlöbnis  nach  den  beiderseitigen  Personalstatuten  der 
Nupturienten,  so  dafs,  wenn  nach  dem  einen  Personalstatut  das  Ver- 
löbnis gtlltig,  nach  dem  anderen  aber  ungültig  wttre,  Bechte  aus  dem- 
selben nicht  abgeleitet  werden  können  ^^). 

Die  Anwendung  des  Grundsatzes  locus  regit  actum^  wonach  es  be- 
zöglich  der  Form  einer  Handlung  genügen  soll,  wenn  die  am  Orte  der 
Vornahme  der  Handlung  erforderliche  Form  gewahrt  wurde,  könnte 
selbstverstilndlich  zu  einer  für  die  Klttgerin  günstigen  Entscheidung  nur 
dann  ftüuren,  wenn  anzunehmen  wttre,  dafs  das  Verlöbnis  aufserhalb 
des  Geltungsgebiets  des  Preufsischen  Allgemeinen  Landrechts  unter 
der  Herrschaft  eines  Territorialrecbts  eingegangen  worden  sei,  welche» 
eine  Form  ftlr  Verlöbnisse  nicht  vorschreibt.  In  dieser  Beziehung  macht 
Klägerin  geltend,  das  £heversprechen  sei  vom  Beklagten  nicht  nur  in 
Berlin  abgegeben,  sondern  auch  auf  wttrttembergischem  und  bayerischem 
Gebiete  in  einer  Reihe  von  Briefen  wiederholt  worden.  Allein  abge- 
sehen davon,  dafs  nach  dem  in  Berlin  erfolgten  Austausch  der  beider- 
seitigen Eheversprechen  in  den  nachfolgenden  Erklärungen  des  Beklagten 
ein  rechtsgeschi&ftlicher  Wille  zur  (nochmaligen)  Eingehung  eines  Ver- 
löbnisses überhaupt  nicht  geftmdea  werden  kann^^),  sind  auch  diese 
Erklflmngen,  die  der  Klägerin  in  Berlin  zugingen,  als  dort  abgegeben 
and  von  der  Klägerin  als  dort  acceptiert  anzusehen,  so  dafs  auch  die 
Bestätigang  des  zu  Beginn  unwirksamen  Verlöbnisses,  weil  der  Form- 
vorschrift  des  preufsischen  Rechts  unterliegend,  ohne  solche  ein  gültige» 
Verlöbnis  nicht  zu  erzeugen  vermöchte^'). 

St(xtutenhollision  im  Ehescheiäungsrecht 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  18.  September  1899  (Zeitschrift  für  deutschee 

btfargerUehes  Recht  und  französiches  CSvikecht  Bd.  XXXI  B.  55). 

Nach  französisch  -  badischem  Rechte  ist  der  Anspruch  auf  Schei- 
dung nach  dem  Rechte  des  Staates  zu  beurteilen,  welchem  der  Ehe- 
mann angehört,  nicht  nach  dem  Rechte  des  mit  der  Scheidungsklage 
^i^egangenen  Gerichts. 

9)  V.  Bar ,  Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privatrechts,  Bd.  1, 
§128. 

10)  V.  Bar  a.  a.  O.  §  171,  Note  1  und  6;  Böhm,  Die  räumliche  Herr- 
•chaft§7Z.2. 

11)  Jahrb.  der  Württb.  Rechtspflege  4,  160. 

12)  WächUr  a.  a.  0.  §  20,  Note  9;  v.  Bar  a.  a.  0.  §  125,  Note  60 
Q]id§270. 
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Durch  Begrttndung  eines  Wohnsitzes  in  einem  anderen  Staate  kann 
eine  Änderung  des  Personalstatuts  nicht  herheigeführt  werden. 

Der  Klüger,  welcher  am  1.  Juni  1895  in  Kobuig  mit  der  Be* 
klagten  die  Ehe  schlofs,  dort  Wohnsitz  nahm  und  solchen  dann  nach 
Mannheim  verlegte,  erwirkte  am  15.  Dezember  1896  ein  Urteil  des 
Landgerichts  Mannheim,  wodurch  die  in  Kobuig  verbliebene 
Beklagte  angehalten  wurde,  das  eheliche  Leben  mit  ihm  fortzusetzen. 
Die  Frau  bUeb  trotzdem  in  Koburg,  worauf  der  Mann  Scheidungsklage 
erhob  wegen  grober  Verunglimpfung,  die  er  in  diesem  Verhalten  seiner 
Frau  erblickte. 

In  I.  Instanz  abgewiesen  legte  er  Beruinng  ein  mit  dem  £rfblge, 
dafs  durch  Urteil  des  Oberlandesgerichts  Karlsruhe  vom 
17.  Februar  1899  dem  Klageantrag  entsprochen  wurde. 

Auf  Revision  der  Beklagten  hat  das  Reichsgericht  das  Be- 
ruftingsurteil  aufgehoben  und  die  Sache  an  das  Beruftmgsgericht  zurflck* 
verwiesen. 

Aus  den  Gründen:  „Das  Berufxingsgericht ,  welches  die  von 
den  Parteien  am  1.  Juni  1895  geschlossene  Ehe  wegen  grober  Ver- 
nnglimpfiiug  (L.R.S.  231)  des  Klftgers  durch  die  Beklagte  ftlr  geschieden 
erklHrte,  hat  über  die  Vorfrage,  welches  Recht  auf  die  von  dem 
Klttger,  der  nicht  badischer  Staatsangehöriger  ist,  bei  dem  nach  §  568 
CPr.O.  zustandigen  Landgericht  zu  Mannh^m  erhobenen  Ehescheidungs- 
klage Anwendung  finde,  nach  der  Ansicht  entschieden,  dafs  wegen  der 
zwingenden,  streng  positiven  Natur  des  Ehescheidungsrechts  dem  Ge- 
richte nur  die  Anwendung  seines  eigenen  Rechtes  gestattet  sei  und 
einem  fremden  Rechte  durch  Berufung  auf  L.R.S.  8  Abs.  8  hier  nicht 
Eingang  verscha£ft  werden  könne.  Diese  Rechtsansicht,  Air  welche  das 
Berufungsgericht  auf  die  reichsgerichtlichen  Entscheidungen,  mitgeteilt  in 
Bd.  9  S.  191  und  Bd.  16  S.  138  (s.  auch  Jur.  Wochenschr.  1886 
S.  286^®  und  1890  S.  119'®)  hingewiesen  hat,  kann  für  das  Gebiet 
des  französisch-badischen  Rechts  nicht  gebilligt  werden.  Nach  dem  Air 
die  Beantwortung  der  Vorfrage  zunächst  mafsgebenden  badiscben  Landes- 
recht kommt  fUr  die  Beurteilung  einer  Ehescheidungsklage  Nichtbadenem 
gegenüber  das  Recht  des  Heimatsstaates  in  Betracht,  also  das  Recht 
des  Staates,  in  welchem  der  Ehemann  Staatsangehörigkeit  besitzt  Dies 
folgt  aus  L.R.S.  3  Abs.  8,  denn  es  bandelt  sich  wie  bei  der  Schliefsang 
der  Ehe  um  eine  Frage  des  Standes  (^äat^y  Art  8  Code  civü).  Wie 
die  hiertlber  bestimmenden  Gesetze  für  den  Inländer,  auch  wenn  sr 
sich  im  Auslande  aufhält,  mafsgebend  bleiben,  so  sind  umgekehrt  die 
Standesverhältnisse  der  Nichtbadener  von  den  badischen  Gerichten  nach 
deren  Heimatsrecht  zu  beurteilen;  vgl.  R.G.E.  Bd.  29  S.  289/90; 
Laurenty  Drois  dvü  intemationäl  t  I  no.  119.  Unzutreffend  wäre 
hier  nicht  nur  die  Anwendung  des  L.R.S.  8  Abs.  1,  wonach  die  Polizei- 
und  Sicherheitsgesetze  jeden  verbinden,  der  auf  dem  Staatsgebiete  sich 
aufhält  (vgl  R.G.E.  Bd.  12  S.  311),  sondern  es  läfst  sich  auch  eine 
unbedingte  Anwendung  des  inländischen  Rechts  nicht  aus  L.R.S.  6 
rechtfertigen.     Allerdings  beruhen   die  Vorschriften  des  badischen  Ehe* 
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geheidmigsrechts  auf  den  Grandsätzen  des  Sittengesetaes  nnd  der  (Sffent^ 
liehen  Ordnung,  allein  das  trifft  auch  hei  den  ähnlichen  Gesetzen  anderer 
deutscher  Staaten  zu.  Die  inlllndischen  Gesetze  ttber  Ehescheidung 
8md  zunächst  für  den  Inländer  gegeben.  Standesveränderungen  von 
Aasländern,  wozu  auch  Ehescheidungen  solcher  zu  rechnen,  sdlen  zu- 
folge L.R.S.  3  Abs.  3,  welcher  sich  in  gleicher  Weise  auf  die  ehe- 
lichen Gttterrechtsverhältnisse  bezieht  (vgl.  R.G.E.  Bd.  25  S.  342  ff.), 
nach  dem  Rechte  der  Staatsangehörigkeit  dieser  beurteilt  werden,  die 
blofse  Begründung  eines  Wohnsitzes  im  Inknde  also  eine  Aenderung 
dieses  Personalstatuts  nicht  herbeiführen.  Hieraus  ergiebt  sich,  dafs 
vorerst  die  Staatsangehörigkeit  des  klägerischen  Ehemannes,  welcher 
auch  die  beklagte  Ehefrau  folgt,  zu  erheben  ist,  da  bis  jetzt  eine  Fest- 
stellnng  hierüber  nicht  stattgefunden  hat,  um  zu  ermessen,  ob  nach 
dem  Rechte  dee  Heimatsstaates  die  erhobene  Ehescheidungsklage  zu- 
Eolassen  sei,  und  wäre  erst  dann  zu  prüfen,  ob  dem  Ergebnisse  Be- 
stimmungen des  badischen  Ehescheidungsrechtes  nach  ihrem  Geist  und 
Zweck  als  zwingende  Rechtsnormen  entgegen  stehen.^ 

Zwingende  Kraft  des  hamburgischen  ehelichen  Crüterrechts  in  Bezug 
mf  die  Schuldenhaftung  auch  der  von  auswärts  herziehenden  Ehe- 
gatten selbst  bei  Annahme  eines  doppelten  Wohnsitzes. 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  9.  März  1900  (Hanseat  Geriohtszeitung, 
XXL  Bd.  [1900],  Beibl.  S.  113  ff.). 

Aus  den  Gründen: 

Den  Gegenstand  des  Streites  bildet  die  Frage,  ob  die  der  Be- 
klagten ans  dem  schriftlichen  Vertrage  vom  29.  Mai  1897  gßgen 
Morawetz  zustehende  Forderung  zu  der  vom  Kläger  ver- 
walteten Konkursmasse  ihres  Ehemannes  gehört  oder  nicht 
Fest  steht  gegenwärtig,  dafs  der  Letztere,  und  daher  in  rechtlicher 
Konsequenz  auch  die  Beklagte,  zur  Zeit  der  in  Hambuig  erfolgten 
Konkurseröffnung  seinen  Wohnsitz  in  Hambuig  gehabt  hat  Mit  Recht 
hat  das  Berufungsgericht  hieraus  gefolgert,  dafs  zu  Gunsten  der  da- 
maligen  Gläubiger  des  Ehemannes  die  hambuxgischen  Rechtsnormen 
über  die  Haftung  des  Frauengutes  für  die  Schulden  des  Mannes  zur 
Anwendung  zu  kommen  haben.  Allerdings  leben  und  lebten  auch  da- 
mals die  Beklagte  und  ihr  Ehemann  unteremander  nach  dem  Märkischen 
ehelichen  Güterrechte,  bezw.  nach  dem  gesetzlichen  Güterrechte  des 
Preufsischen  Allgemeinen  Landrechtes,  weil  sie,  ohne  durch  Vertrag 
iben  Güterstand  anderweitig  zu  regeln,  ihren  ersten  ehelichen  Wohn- 
Bitz  in  Berlin  genommen  hatten,  und  weil  der  richtigen  Auf&ssung  vom 
gemeinen  Recht«  zufolge  der  gesetzliche  Güterstand  mit  der  Verlegung 
des  Domizils  nicht  auch  seinerseits  wechselte;  vergl.  Entsch.  des  R.G. 
in  Civilsachen  Bd.  6  S.  224  f.  und  S.  394.  Aber  wenn  auch  das 
R.G.  a.  a.  0.  S.  225  es  abgelehnt  hat,  für  diejenigen  Bestimmungen 
des  Rechts  des  neuen  Wohnortes,  welche  sich  auf  das  vermögensrecht- 
liche Verhältnis  der  Ehegatten   zu  dritten  Personen,  also  insbesondere 
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auch  auf  die  ScholdeDhaftung  beziehen,  ohne  weiteres  eine  Ausnahme 
von  der  Regel  der  Unwandelbarkeit  des  gesetzlichen  ehelichen  Gflter- 
standes  anzunehmen,  so  ist  doch  andererseits  gewifs,  dafs  solche  Aus- 
nahmen vom  Standpunkte  der  gemeinrechtlichen  AuffiuMung  des  sog. 
internationalen  Priyatrechtes  aus  überhaupt  denkbar  sind;  a.  a.  0. 
S.  224  und  S.  894  hat  das  R.6.  für  diese  Ausnahmen,  vielleicht  nicht 
ganz  zutreffend,  den  Ausdruck  „ verbietende  Gesetze*',  bezw.  ^Prohibitiv- 
gesetze''  gebraucht  Der  hamburgische  Rechtasatz,  dafs  das  Franengut 
für  die  Schulden  des  Ehemannes  hafte,  war  nun  freilich  keine  Prohibitiv- 
norm  in  dem  Sinne,  dafs  ein  anderer  Rechtszustand  in  Ansehung  keines 
Ehepaares,  z.  B.  auch  nicht  eines  dort  gar  nicht  wohnenden,  sondern 
sich  nur  vortlbergehend  aufhaltenden,  anerkannt  worden  wltre  (vexgL 
Hans.  Ger.-Ztg.  von  1891  Bbl.  Nr.  88  S.  142  ff.);  aber  abgesehen 
von  gewissen  ganz  besonderen  AusnahmefÜllen  gab  es  nach  hambuigi- 
schem  Rechte  für  die  ihm  unterworfenen  Ehepaare  keine  Mög- 
lichkeit, die  Geltung  des  bezeichneten  Rechtasataes  für  eine  einaebe 
Ehe  ohne  die  Zustimmung  des  betreffanden  Gläubigen  auszuschliefsen; 
vergl.  Baumeister^  Hamb.  Privatrecht  Bd.  2  §  80  S.  81  ff.  und  §  83 
S.  99  ff.,  und  Niemeper,  Hamb.  Privatrecht  §  148  S.  316  ff.  und  §  144 
S.  826  ff.  Letztere  Eigentümlichkeit  ist  offenbar  vom  O.L.G.  gemeint, 
wenn  es  den  in  Rede  stehenden  hamburgischen  Rechtssatz,  wiederum 
nicht  ganz  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes,  als  einen  „zwingenden" 
bezeichnet;  damit  ist  übrigens  für  die  vorliegende  Sache,  da  es  sich 
insoweit  um  irrevisibles  Recht  handelt,  dieser  Rechtssatz  als  ein  durch 
Abmachungen  der  Ehegatten  unter  sich  nicht  auszuschliefsender ,  auch 
formell  unanfechtbar  festgestellt  Hieraus  ist  dann  aber  wiederum  un- 
bedenklich zu  folgern,  dafs  er,  trotz  des  gemeinrechtlich  sonst  anzu- 
eriLonnenden  Grundsatzes  der  Unwandelbarkeit  des  gesetzlichen  ehe- 
lichen Gttterstandes,  auch  auf  die  aus  anderen  Gebieten  neu  zuziehenden 
Ehepaare  anzuwenden  war. 

Die  Beklagte  hat  nun  freilich  gerügt,  dafs  das  O.L.G.  so  weit  ge- 
gangen sei,  diesen  Rechtssatz  auch  bei  der  Unterstellung,  dafs  das  be- 
treffende Ehepaar,  wie  hier  behauptet  war,  gleichzeitig  einen  doppelten 
Wohnsitz  hätte  (hier  in  Hamburg  und  in  Berlin),  auch  auf  das  an  dem 
anderen  Wohnorte,  wo  der  Satz  nicht  gilt,  belegene  Frauengut  (für 
anwendbar  zu  halten ;  allein  hierin  konnte  kein  rechtlicher  Yerstofs  ge- 
funden werden.  Denn  die  Belegenheit  des  Frauengutes  ist  vom  Stand- 
punkte jenes  hamburgischen  Rechtssatzes  ans  an  sich  unerheblich,  und 
wenn  auch  das  Recht  jedes  der  beiden  Wohnsitze  an  sich  gleich  viel 
Anspruch  auf  Geltung  in  Ansehung  auf  Schuldenhaftung  haben  würde, 
so  giebt  es  doch  eben  für  diesen  Konflikt  keine  Lösung:  es  bleibt  nichts 
anderes  übrig,  als  dafs  jeder  der  beiden  örtlich  in  Betracht  kommenden 
Richter,  wenn  er  gerade  mit  der  Rechtsprechung  Ober  die  doch  jeden- 
falls auch  in  seinem  Sprengel  wohnhafte  verklagte  Ehefrau  befaAit  ist, 
sein  örtliches  Recht  anwende 
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Ist  für  das  Lehnrecht  die  lex  euriae  oder  die  lex  rei  sitae 
mafsgehend? 

Urteil  des  ReicbigerichtB  vom  10.  März  1899  (Entsch.  in  avils.  Bd.  43  B.  177). 

Ans  den  Grttnden: 

....  „Die  Feststellung,  dafs  das  lomhaidlsche  Lehnrecht  die  lex 
rei  sitae  bilde,  und  dafs  das  Partikularrecht  die  Lehnsemeuerung  von 
den  nicht  besitzenden  Vasallen  nicht  verlange,  ist  für  das  Revisions- 
gericht bindend,  die  Annahme  aber,  dafs  auch  das  lombardiscbe  Lehn- 
recht nicht  mehr  erfordere,  unbedenklich;  die  Entscheidung  hängt  also 
davon  ab,  ob  ftbr  diese  Frage  die  lex  euriae  oder  die  lex  rei  sitae  mafs- 
gehend ist,  eventuell  ob  das  von  den  Beklagten  als  lex  euriae  behauptete, 
die  Lehnsemeuerung  auch  der  Anwärter  erfordernde  sachsische  Lehn- 
recht  zur  lex  ifwestiturae  gemacht  ist 

Die  Anwendbarkeit  der  lex  rei  sitae  ist  nicht  ohne  Zweifel,  da 
das  Lehnsverhältnis  nicht  nur  auf  dem  dinglichen  Nutzungsrechte  am 
Grundstücke,  sondei-n  auch  auf  den  persönlichen  Rechten  und  Verbind- 
lichkeiten des  Lehnsherrn  und  des  Vasallen  beruht  E>s  ist  auch  nicht 
ganz  richtig,  wenn  das  Berufungsgericht  sich  für  seine  Ansicht  auf 
V.  Bar  (Internationales  Privatrecht)  beruft,  in  dessen  2.  Auflage  Bd.  I 
S.  659  vielmehr  einschriinkend  nur  für  das  jus  cogens,  nicht  fttr  das 
jus  dispositipum  das  örtliche  Recht  des  Grundsttlckes  als  maftigebend 
anerkannt  wird.  Aber  gerade  diese  Unterscheidung,  die  auch  von 
MMiom  (Deutsches  Privatrecht  §  38)  gemacht  wird,  erscheint  will- 
kürlich, da,  wenn  einmal  das  jus  euriae  das  flir  das  Lehn  mafsgebende 
Recht  ist,  seiner  Anwendbarkeit,  auch  soweit  es  zwingender  Natur  ist, 
an  sich  kein  Bedenken  entgegenstehen  vetlrde.  Aber  diese  Untenchei- 
dung  hat  einen  richtigen  Kern,  der  namentlich  in  Schnauherts  Erläute- 
rungen zu  Böhmers  „Lehniecht^  näher  ausgeföhrt  wird.  Sdmauberty 
ohne  seine  eigene  Ansicht  bestimmt  auszusprechen,  erkennt  S.  65  an, 
dafs  ftar  die  feuda  extra  curtem,  die  ja  allein  in  Frage  kommen,  die 
Mehrheit  sich  Air  die  lex  rei  sitae  erkläre;  mit  Recht  hebt  er  aber  auf 
S.  60  fg.  hervor,  es  liege  nahe,  da(k  der  Lehnsherr  die  Anwendung 
der  lex  euriae  wünsche,  und  dafs  daher  diese  r^elraäfsig  die  lex  in- 
vestihtrae  sein  werde,  die  dann  selbstverständlich  an  den  zwingenden 
Rechtssätzen  ihre  Grenze  fand.  Auch  der  erkennende  Senat  geht  davon 
aus,  dafs  von  der  für  das  örtliche  Recht  an  Grundstücken  jedenMs 
unbestrittenen  R^;el  der  lex  rei  sitae  eine  Ausnahme  für  das  Lehnrecht 
nicht  nachweisbar  ist  und  namentlich  durch  das  Interesse  des  aus- 
wärtigen Lehnsherrn  nicht  ohne  weiteres  geschaffen  werden  konnte, 
dafs  jedoch  die  Aufnahme  abändernder  Bestimmungen  in  die  LehnbrieflB 
durch  dieses  Interesse  nahegelegt  wird.  Aber  wie  alle  Abweichungmi 
vom  disponttven  Rechte,  mufs  auch  dieser  Vertragswille  aus  dem  In- 
lialte  des  Vertrages  erkannt  werden  können.  Das  Berufungsgericht  hat 
nun  die  Lehnbriefe,  bei  denen  die  Voreltern  der  Kläger  bNSteiligt  ge- 
wesen sind,  eingehend  geprüft  und  stellt  fest,  aus  ihnen  ergebe  sich 
nicht  genügend,   dafs  abweichende  Bestimmungen  allgemein  oder  doch 
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bezüglich  der  Pflicht  zur  Lehnseraeaenuig  gewollt  seien,  und  diese  Ans- 
legiing  lä^st  einen  Rechtsirrtnm  nicht  erkennen.''  .... 

Örtliches  Recht  für  die  Gültigkeit  und  Wirksamkeit  einer  Cession. 
Art.  1690  C.  c.  enthält  materielles  Recht. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Darmstadt  vom  16.  Dezember  1898  (Zeitschrift 
für  deatsches  bttrgerL  Recht  und  französ.  Civiliecht  Bd.  XXXI  S.  131  ff.). 

Durch  notariellen  Akt  vom  14.  November  1893  verkauften  Peter 
M.  in  Fehlheim  and  dessen  Kinder  das  gemeinsame  Haus  in  Dromen- 
heim  (Rheinheesen)  an  den  Beklagten  T.  Der  Kaufpreis  war  zahlbar 
zu  Dromersheim  mit  je  einem  Sechstel  am  11.  November  1894  und 
dem.  gleichen  Tage  der  fllnf  nftchsten  Jahre.  Zwei  Termine  wurden 
bezahlt  Nach  dem  Tode  des  Peter  M.  errichteten  dessen  Kinder  am 
5.  Dezember  1895  zu  Fehlheim,  wo  gemeines  Recht  gilt,  eine  Urkunde 
des  Inhalts,  dafs  sie  von  Lehrer  N.  den  Restkaufpreis  empfangen  hätten 
und  dem  Genannten  alle  ihre  Rechte  cedierten.  Verkauf  und  Gession 
wurden  dem  heutigen  Beklagten  T.  erst  am  5.  März  1898  durch  Ge- 
richtsvollzieher bezw.  Post  signifiziert. 

Die  klägerischen  Eheleute  S.  hatten  durch  notariellen  Akt  vom 
11.  Oktober  1894  ihre  Hofraite  an  einen  gewissen  L.  verkauft  unter 
Bttrgschaft  des  obengenannten  Peter  M.  Nach  des  letzteren  Tode  wurde 
gegen  dessen  £rben,  darunter  die  Tochter  Katharina  M.,  die  Kanf- 
bezw.  Bttigschaftsurkunde  vom  11.  Oktober  1894  durch  Verfolgung 
vom  20.  November  1896  für  vollstreckbar  erklärt  und  Urkunde  mit 
Vollstreckungsklausel  wurde  den  Rechtsnachfolgern  des  Peter  M.  am 
27.  November  1896  zugestellt.  An  die  nämlichen  eiging  wegen  ihrer 
KauQ)reisforderung  an  Beklagten  T.  am  15.  bezw.  17.  September  1897 
seitens  des  Klägers  Pfkndungsbenachrichtigung  gemäfs  §  744  G.Pr.0. 
und  das  Amtsgericht  Z.  erliefe  am  7.  Oktober  1897  P^dungs-  und 
Überweisungsbeschlufs ,  welcher  dem  Beklagten  T.  nebst  Aufforderung 
nach  §  789  C.Pr.0.  am  gleichen  Tage  zugestellt  wurde.  Beklagter  T. 
erklärte,  er  schulde  an  die  Erben  M.  nichts,  worauf  Eheleute  8.  g^gen 
ihn  Klage  erhoben,  jedoch  nur  insoweit  der  Erbanteil  der  Katharina  IL 
in  Betracht  komme;  der  letzteren  wurde  gemäfs  §  740  C.Pr.0.  der 
Streit  verkündet 

Das  Landgericht  in  Mainz  verurteilte  am  18.  JuU  1898  den 
Beklagten  nach  Antrag.  Die  eingelegte  Berufung  wurde  vom  Ober- 
landesgericht verworfen.  Der  Berufungskläger  berief  sich  danuif, 
dafs  die  Gession  sowohl  nach  ihrer  Form  wie  hinsichtlich  ihrer  Wir- 
kungen nicht  nach  dem  an  seinem  Wohnort  Dromersheim  geltenden  G.  c, 
sondern  nach  gemeinem  Recht,  welches  keine  Signifikation  oder  Ae- 
ceptation  verlange,  zu  beurteilen  sei.  Die  Forderung  sei  also  zur  Zeit 
der  Pf^dung  sowohl  ihm  wie  dem  Kläger  gegenüber  längst  auf  Lehrer 
N.  übergegangen  gewesen. 

Aus  den  Gründen:  „.  .  .  .  Es  handelt  sich  um  die  Frsge, 
welches  (örtliche)   Recht   bezüglich    der  Gession    mafsgebend    ist  .  .  . 
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Nach  dem  Grrandsatz  locus  regit  actum  ist  rttcksichtlidi  der  Form  der 
Gessionsarkonde  das  Kecht  mafsgebend,  welches  an  dem  Ort  gilt,  an 
welchem  die  Urkunde  angenommen  wurde.  Hinsichtlich  der  Wirkungen 
dag^en  yerhält  es  sich  anders.  So  hat  das  R.6.  in  einer  Entschei- 
dung —  Band  XIV  S.  239  —  sich  dahin  ausgesprochen,  das  Recht 
des  Ortes,  an  welchem  die  Cession  erfolge,  sei  mafsgebend  für  das 
Bechtsverhftltnis  zwischen  Cedent  und  Cessionar,  nicht  aber 
f^  dasjenige  zwischen  Cessionar  und  codiertem  Schuldner.  In  dieser 
Beziehung  sei  entscheidend  das  Recht  des  Ortes,  wo  der  Sitz  der 
Obligation  sei,  in  erster  Linie  der  mutmafslicbe  Wille,  und  wenn 
ein  solcher  nicht  zu  ermitteln  sei,  der  Erfüllungsort.  In  einem  anderen 
Urteil  hat  das  R.O.  erklärt,  für  den  Übergang  der  codierten  Forderung 
an  den  Cessionar,  namentlich  auch  beztlglich  der  Denunziation  der 
Cession y  sei  Dritten,  insbesondere  auch  dem  codierten  Schuldner 
gegenüber  das  örtliche  Recht  am  Wohnsitz  des  Schuldners  mafsgebend 
imd  demnach,  wenn  der  letztere  im  rheinischen  Rechtsgebiet  wohnt, 
der  Art.  1690  C.  c,  anzuwenden.  Nach  dieser  Gesetzesstelle,  welche 
nicht  eine  Beweisvorschrift  und  nicht  durch  §  14  Abs.  2  Z.  2 
Einf.Ges.  zur  C.Pr.0.  aufgehoben  ist,  sondern  materielles  Recht  ent- 
hält, ist  nun  aber  Acceptation  und  Signifikation  nötig,  sofern  diese 
Dritten  g^enttber  ihre  Wirkung  äufsem  soll. 

Die  oben  erwähnten  Voraussetzungen  zur  Anwendung  des  rheini- 
schen Rechtes  liegen  hier  aber  Tor.  Zu  Dromersheira  ist  der  Wohnsitz 
des  Sehuldnexs,  ist  der  Elauf preis  zahlbar,  die  Verbindlichkeit  zu  er- 
füllen, dort  also  dor  Sitz  der  Obligation Für  die  hier  vertretene 

Ansicht  spricht  auch  der  mutmafslicbe  Willö  der  Parteien,  sich  für  den 
Fall  einer  Cession  den  Vorschriften  des  C,  c.  zu  unterwerfen " 

Mangelanzeige  heim  Warenkauf.    Betrug. 

Urteil    des   Reichsgerichts  vom  28.  April   1900   (Jur.  Wochenschrift  1900 

8.  557  Nr.  11). 

Ans  den  Gründen:  Die  zwischen  den  Parteien  streitige  Frage, 
ob  der  Beklagte  durch  sein  Verhalten  nach  der  Ankunft  der  ersten  Partie 
Holz  (64  £ichenklötze)  per  Dampfer  „Barofs^  in  London  das  Recht,, 
die  Ware  auizuschiefsen,  verloren  habe,  hat  das'O.L.G.  auf  Grund  des 
englischen  Rechts  bejaht  Die  Richtigkeit  dieser  Entscheidung  ist  nach 
der  C.Pr.0.  §  549  in  der  gegenwärtigen  Instanz  nicht  nachzuprüfen. 
Es  kann  sich  nur  fragen,  ob  etwa  durch  die  Anwendung  des  englischen 
Rechts  die  Grundsätze  des  internationalen  Privatrechts  verletzt  sind. 
Das  ist  indes  nicht  der  Fall.  Wie  der  erkennende  Senat  noch  vor 
kurzem  in  der  auch  vom  O.L.G.  angefahrten  Sache  Hähner  gegen 
Menzenhauer  &  Co.  (Rep.  L  248/1899  Juristische  Wochenschrift  1899, 
8.  751  Nr.  27)  ausgesprochen  hat,  ist  die  Frage,  ob  und  unter  welchen 
Voraussetzungen  der  Käufer  wegen  mangelhafter  Beschaffenheit  der 
Ware  Befreiung  von  der  Verbindlichkeit ,  den  Kaufpreis  zu  fordern,  i 
verlangen  kann,  mithin  auch  die  Frage,  ob  und  von  wann  an  es  einer  j 
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unversüglichen  Mangelanzeige  bedürfe,  eine  Frage  der  BrAliungspfficht 
des  Käufers,  die  nach  dem  Rechte  des  Ortes  zu  beurteilen  ist,  wo  der 
Käufer  zu  erfüllen  hatte.  Dies  war  aber  hier  London,  wohin  die 
Klägerin  die  Ware  zu  versenden  und  wo  der  Beklagte  nach  der  Klausel 
„netto  Kasse  bei  Empfang*'  den  Kaufpreis  zu  bezahlen  hatte.  Damit 
erledigen  sich  die  Angriffe,  die  von  der  Revision  gegen  diesen  Teil  der 
EntscbeidungsgrUnde  des  B.O.  (I  und  II  der  Orttnde)  erhoben  sind. 
Und  GS  bedarf  aus  denselben  Orttnden  auch  keiner  Nachprüfung  der 
Ausführungen  des  O.L.O.,  die  sich  unter  III,  1  und  2  der  Entscbeidungs- 
grUnde finden.  Ob  der  Beklagte  die  Beanstandung  der  ersten  Partie 
mit  Rücksicht  auf  die  Einheitlichkeit  des  ganzen  Abschlusses  oder  mit 
Rücksicht  darauf,  dafs  die  Klägerin,  statt  der  kontraktlichen  75  Blocke 
im  ganzen  nur  74  geliefert  hat,  ohne  nachteilige  Rechtsfblgen  hinaus- 
schieben durfte,  das  sind  Fragen,  die  nach  dem  soeben  Bemerkten 
ebenfalls  nach  englischem  Rechte  zu  entscheiden  waren,  und  deren  Ver- 
neinung, weil  sie  sich  auf  dieses  Recht  gründet,  in  der  Revisionsinstans 
nicht  nachzuprüfen  ist.  Anders  liegt  es  mit  der  Verteidigung  des  Be- 
klagten, dafs  die  Klägerin  betrügerischerweise  statt  des  ausbednngenen 
slavonischen  Eichenholzes  bosnisches  Eichenholz  geliefert  habe  (III,  8 
der  Entscheidungsgründe  des  O.L.G.).  Denn  dafs  sich  der  Verkäufer 
1  im  Falle  eines  Betruges  mit  der  Versäumung  einer  rechtzeitigen  Mängel- 
anzeige nicht  verteidigen  kann,  ist  ein  absolut  gebietender,  mit  den  bei 
uns  herrschenden  sittlichen  Grundsätzen  in  engerem  Zusammenhange 
stehender  Rechtssatz,  der  von  dem  deutschen  Prozefsrichter  immer  an- 
zuwenden ist,  also  auch  dann,  wenn  das  ausländische  Recht,  das  sonst 
für  den  Kontrakt  raa(sgebend  ist,  den  gleichen  Rechtssatz  etwa  nicht 
enthalten  sollte.    Der  Rechtssatz  ist  aber  durch  das  O.L.O.  nicht  verletzt 

Wechselrecht  j  Amoendung  des  am  ZMungsarte  geltenden  aus- 
ländischen Bechts  auf  die  Verpflichtung  des  Acceptanten  eines 
Bomietkoechsels  (Art.  84^86  der  W.O.,  §  U  des  Sachs.  B.G.B:$). 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Dresden  vom  7.  Juni  1898  (Sächsisches  Archiv  ete. 

Bd.  10  S.  393  ff.). 

Der  Sachverhall  ei^iebt  sich  aus  den  nachstehenden  Entachei- 
dungsgründen: 

Die  beklagte  Handelsgesellschaft  ist  Acceptantin  ein^  Wechsels 
d.  d.  Antwerpen,  den  15.  Oktober  1897,  welcher  von  Charles  Dedyn 
über  die  Summe  von  4012  Frcs. ,  zahlbar  am  18.  Januar  1898) 
an  eigene  Ordre  gezogen  und  durch  Indossierung  auf  den  Kläger  über- 
gegangen ist.  Nach  der  Deutschen  Wechselordnung,  Art  48,  wäre  der 
Kläger  seines  Wechselrechts  gegen  die  Beklagte  verlustig.  Denn  der 
Wechsel,  der  in  Paris  beim  Compfotr  National  d^Escompte  zahlbar  war, 
ist  gegen  den  benannten  Domiziliaten  erst  am  29.  Januar  1898  mangels 
Zahlung  protestiert  worden  und  diese  Protesterhebung  ist  nicht  nur  nach 
der  Deutschen  Wechselordnung  (Art.  41),  sondern  auch  nach  dem  in 
Paris  geltenden  Code  de  commerce  (Buch  I  Art  162)  verspätet     Der 
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Kläger  macht  jedoch  geltend,  dafs  die  Acceptverbindlichkeit  der  Be- 
klagten, wenn  sie  auch,  wie  letztere  behauptet,  am  Orte  ihrer  Handels- 
niederlassung,  in  Lieipzig,  eingegangen  sein  sollte,  nach  fransOsischem 
Recht  zu  beurteilen  sei,  nach  welchem  es  allerdings  zur  Erhaltung  des 
Wechselrechts  gegen  den  Acceptanten  selbst  in  dem  Falle,  dafs  der 
Wechsel  mit  Benennung  eines  Domiziliaten  nach  einem  vom  Wohnort 
des  Bezogenen  yerschiedenen  Zahlungsorte  domiziliert  ist,  keines  Pro- 
testes mangels  Zahlung  bedarf,  und  hat  demgemäfs  beantragt,  die  Be- 
klagte zur  Zahlung  der  Wechselsumme  nebst  Zinsen  zu  6  9/o  jährlich 
seit  dem  29.  Januar  1898  zu  verurteilen.  Diese  Verurteilung  ist  vom 
Landgericht  atisgesprochen  worden  und  zwar  mit  Recht. 

Der  ersten  Instanz  ist  darin  beizutreten,  dafs  das  französische 
Recht  für  mafsgebend  gelten  mufs,  wenn  behufs  Entscheidung  der  Frage, 
nach  weichem  örtlichen  Rechte  die  Verbindlichkeit  der  Beklagten  aus 
dem  Accept  zu  beurteilen  ist,  auf  das  Landesrecht  zurückgegriffen 
werden  darf.  Denn  nach  §  11  des  Sliehs.  B.6.B.  werden  Forderungen 
nach  den  Gesetzen  des  Ortes  beurteilt,  an  welchem  sie  zu  erfülien  sind, 
nnd  Erfüllungsort  für  die  Wechselverpflichtung  der  Beklagten  war  aller- 
dings, als  Domizilort',  Paris,  da  die  dort  zu  suchende  Zahlung  des 
Wechsels,  mag  sie  durch  den  Acceptanten  selbst  oder  durch  einen  be- 
nannten Domiziüaten  erfolgen,  nichts  anderes  als  Erfüllung  der  Ver- 
pflichtung aus  dem  Accept  ist  Man  vergL  v.  Sälpiua  in  G^ldschmidts 
Zeitschrift  Bd.  19  8.  18;  BM>einf  Wechselordnung,  5.  Aufl.  S.  130 
Anm.  6  bei  Art  86  a.  E.;  Staub,  Wechselordnung  §  6  bei  Art  86; 
Lehmann^  Lehrb.  des  Wecbselrechts,  3.  180,  181;  Entsch.  desReichs- 
obOThandelsgerichts,  Bd.  5  S.  127  und  Jur.  Wochenschr.  Jahrg.  1886 
a  148  Nr.  14. 

Ob  nun  der  Entscheidung  die  angezogene  landesrechtliche  Vor- 
schrift zu  Grunde  gelegt  werden  darf,  ist  zwar  nicht  zweifelsfrei,  ob- 
wohl die  Wechselordnung  in  dem  einschlagenden  Abschnitte  (Art.  84 
bis  86)  über  die  Bedingungen,  unter  denen  Inhalt  und  Wirkungen 
einer  Wechselerklürung  nach  ausländischem  Recht  zu  beurteilen  sind, 
keine  besonderen  Bestimmungen  au&tellt,  sondern  sich  darauf  beschränkt, 
die  Anwendbarkeit  der  ausländischen  Wechselrechte  in  Bezug  auf  die 
Wechselfllhigkeit  und  die  Form  des  Wechsels  und  der  wechselrechtlichen 
Akte  zu  regeln.  Denn  es  handelt  sich  hier  um  die  Bestimmung  der 
Grenzen  des  örtlichen  Herrschaftsgebiets  eines  Reichsgesetzes,  und  es 
lAfst  sich  sehr  wohl  die  Ansicht  verteidigen,  dafe  das  Herrschaftsgebiet 
eines  solchen,  soweit  es  selbst  nichts  Besonderes  bestimmt,  nicht  aus 
dem  Landesrecht,  sondern  aus  seinem  eigenen  Wesen  und  Gegenstände 
geschöpft  werden  mtlsse.  Man  kann  aber  die  Frage  dahingestellt  sein 
lassen,  da  man  auf  beiden  Wßgen  zu  dem  nämlichen  Ergebnis  gelangt. 
Denn  die  Bestimmungen  in  Art  84 — 86  der  Wechselordnung  bieten 
ftlr  eine  Entscheidung  der  vorliegenden  Streitfrage  keinen  Anhalt. 
Namentlich  ist  die  Berufung  der  Beklagten  auf  Art.  85  Satz  1,  wonach 
die  wesentlichen  Erfordernisse  eines  im  Auslande  ausgestellten  Wechsels, 
sowie  jeder  anderen   im  Ausland  ausgestellten  Wechselerklärung  nach 
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den  Gesetsen  des  Ortes  beurteilt  werden,  wo  die  ErklVning  erfolgt  ist, 
nicht  gerechtfertigt;  diese  Bestimmong  enthält  nur  eine  Anwendung  des 
allgemein  anerkannten  Grandsatzes,  dafs  über  die  Form  eines  Rechts- 
geschäfts die  Gesetze  des  Ortes  seiner  Vornahme  entscheiden  (locM 
regit  (uium)y  ein  Grandsatz,  für  welchen  sich  andere  Rücksichten  als 
bei  Ermittelung  des  für  Inhalt  und  Wirkungen  eines  Rechtsgeschäfb 
mafsgebenden  Rechts  geltend  machen  lassen,  so  dafs  er  auch  im  Sachs. 
B.G.B.  (§  9)  neben  der  oben  erwähnten  Regel  des  §  11  festgestellt 
werden  konnte.  Bieten  aber  die  angezogenen  Einzelbratimmungen  der 
Wechselordnung  keinen  Anhalt,  so  ist  die  Frage,  welchem  Rechte  eine 
Wechselverpflichtung  der  streitigen  Art  zu  unterstellen  ist,  nach  dem 
Wesen  des  Rechtsverhältnisses  und  der  Natur  der  Sache  zu  beantworten. 
Wie  vom  Reichsgericht  mehrfttch  anerkannt  worden  ist,  gelangt  man 
von  diesem  Standpunkte  aus  dazu,  gleichwie  für  die  Verbindlichkeit  des 
Ausstellers  eines  eigenen  Wechsels  (Entsch.  des  Reichsgerichts  Bd.  2 
S.  13  flg.  und  Bd.  7  S.  21),  so  auch  für  die  des  Acceptanten  eines 
Domizilwechsels  mit  benanntem  Domiziliaten  (Entsch.  des  Reichsgerichts 
Bd.  6  S.  25  und  Jur.  Wochenschrift  Jahrg.  1886  S.  148  Nr.  14)  das 
Recht  des  Zahlungsortes  des  Wechsels  für  mafsgebend  zu  erachten, 
und  dieser  Ansicht  konnte  sich  das  Berufungsgericht  —  wenn  auch 
die  Theorie  vom  Er^Uungsort  im  Einführungsgesetz  zum  B.G.B.  fllr 
das  Deutsche  Reich  (siehe  Art  7 — 80  in  Verb,  mit  §  11  des  Teil- 
entwurfs) keine  grundsätzliche  Anerkennung  gefunden  hat  —  um  so 
mehr  anschliefsen ,  ab  der  Wechsel  zum  Umlauf  unter  unbestimmtan 
Personen  des  In-  und  Auslands  befähigt  ist,  welche  mit  seiner  Aus- 
übung an  den  im  Wechsel  bezeichneten  Zahlungsort  verwiesen  sind. 
In  Übereinstimmung  mit  seinen  oben  angezogenen  Urteilen,  sowie  mit 
dem  Erkenntnis  in  den  Entscheidungen  des  Reichsoberhandelsjger.  Bd.  19 
S.  208  hat  übrigens  das  Reichsgericht  auch  von  der  Regrefsverbindlich- 
keit  des  Trassanten  angenommen,  dafs  sie  beim  Auseinanderfallen  von 
ErfÜUungs-  und  Ausstellungsort  durch  das  Recht  des  ersteren,  d.  i.  in 
diesem  Falle  des  Ortes  der  Handelsniederhissung  bez.  des  Wohnort« 
des  Ausstellers,  beherrscht  werde.  Man  vergl.  Entsch.  des  Reichsgerichts 
Bd.  28  S.  82  und  Bd.  24  S.  115.  Das  Urteil  in  Bd.  86  der  Entsch. 
des  Reichsger.  S.  126  flg.  betrifft  nur  eine  einzebe,  auf  die  Regrefs- 
Verbindlichkeit  des  Ausstellers  bezügliche  Frage  (v.  S(üpiu8  a.  a.  0. 
S.  28),  würde  aber  gleichfalls  zu  dem  hier  erlangten  Ergebnisse  führoi. 
Ob  eine  andere  Auffassung  dann  Platz  greifen  würde,  wenn  ersichüidi 
wäre,  dafs  die  Beklagte  ihre  Wechselverpflichtung  einem  anderen  Rechte 
als  dem  des  Domizilortes  habe  unterstellen  wollen,  bedarf  keiner  Er- 
örterung ;  denn  ein  solcher  Wille  ist  nicht  nur  nicht  erkennbar,  sonden 
es  mufs  im  Gegenteil  bei  jedem,  der  einen  Wechsel  unter  Benennong 
eines  Domiziliaten  oder  einen  bereits  domizilierten  Wechsel  aooeptiert, 
die  Absicht  vorausgesetzt  werden,  sich  damit  für  die  Wirkungen  der 
Wechselannahme  dem  Rechte  des  Domizilortes  zu  unterwerfen.  Zu 
vergl.  Entsch.  des  Reichsger.  Bd.  6  S.  25,  ingleichen  Jur.  Woehenscfar. 
Jahrg.  1894  S.  130  Nr.  55. 
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Örtliches  Recht  beim  Kommissionsgeschäft 

Urteil  des  Rdchflorerichts  Tom  30.  November  1899  (SächsiflcheB  Archiv  etc. 

Bd.  IX  S.  779  ff.). 

Der  in  Menebuig  wohnhafte  Beklagte  hat  durch  Vermittelong  des 
Klügere,  der  Kaufmann  in  Leipzig  ist,  Wetten  für  die  an  diesem  Orte 
stat^denden  Pferderennen  abechlielaen  lasaen.  Dabei  hatte  der  Klüger 
aoftragagemäfB  4000  Mk.  für  den  Beklagten  am  ToUliaator  bezahlt,  der 
Beklagte  aber  hierüber  einen  Wechsel  aoceptiert,  auf  dem  der  Kltfger 
selbst  als  Domiziliat  benannt  war.  Der  Wechsel  wurde  mangels  Zah- 
lung protestiert;  der  erhobenen  Klage  setzte  der  Beklagte  den  Einwand 
entgegen,  dafs  dem  Wechsel  eine  ungültige  Spielschuld  zu  Grunde  liege. 
Die  eiste  Instanz  wies  die  Klage  ab,  das  O.L.6.  Dresden  verurteilte 
nach  dem  Klagantrage  und  das  Reichsgericht  wies  die  Revision  zurtlck. 

Während  das  Landgericht  den  £inwand  des  Beklagten,  dafs  dem 
Klagewechsel  eine  Spielschuld  zu  Grunde  liege,  nach  Preufsischem 
Recht  beurteilt  und  ftlr  begrtlndet  erachtet,  verwirft  das  Berufungsgericht 
denselben  unter  Anwendung  des  Sttchs.  Bürgerlichen  Gesetzbuchs. 

Seine  AusAlhrungen  sind,  soweit  sie  auf  der  Annahme  eines 
zwischen  den  Parteien  begründeten  Auftragsvertrags  im  Sinne  einer 
handelsrechtlichen  Kommission  —  Art  360  des  H.G.B.  —  fufsen  und 
nch  mit  der  Frage  beschüftigen ,  ob  nach  dem  Sachs.  Landesrecht  der 
streitige  Anspruch  klagbar  ist,  von  der  Revision  nicht  angefochten  und, 
hiervon  abgesehen,  nach  §  6  des  Einf.Ges.  zur  C.P.O.  insoweit  der 
Anfechtung  überhaupt  entzogen,  als  sie  die  AnwendbariLoit  des  Sttchs. 
Rechtes  lediglich  aus  dem  letzteren  selbst  herleiten.  Dies  trifft  un- 
zweifelhaft Air  die  Feststellung  zu,  dafs  gemäfs  §  11  des  Sttchs.  B.G.B. 
das  Streitverhaltnis  der  Parteien  dem  Recht  des  Erfüllungsortes  unter- 
steht.  In  welchem  Umfiuig  es  sich  ebenso  verhttlt  mit  der  ferneren 
Erwägung,  bei  Beurteilung  des  Erfüllungsortes  nach  dem  Klagewechsel 
allein  kennzeichne  der  dort  beigefUgte  Domizilvermerk  ohne  weiteres 
die  Stadt  Leipzig  als  Erfüllungsort,  mag  dahingestellt  bleiben.  Denn 
nach  anerkannten  gemeinrechtlichen  Gmndsiltzen  wttre  auf  die  dem 
Wechselzug  vorausgegangenen  bürgerlichen  Recbtsbeziehungen  der  Par- 
teien das  hiefür  mafsgebende  örtliche  Recht  anzuwenden,  und  es  mttfste 
als  solches  mit  dem  Berufungsgericht  das  Sttchsische  Recht  angesehen 
werden. 

Das  Berufungsgericht  geht  in  dieser  Hinsieht  unter  Bezugnahme 
auf  f^rtthere  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  davon  aus,  dafs  beim 
Aaftrag  —  nach  der  Natur  des  Geschäfts  (Art.  824  des  H.G.B.)  — 
die  Mandatsausführung  die  Hauptsache  darstelle,  und  dafs  folgerichtig 
der  Ort,  wo  der  Auftrag  zu  vollziehen  war  und  vollzogen  wurde,  auch 
beiQglich  der  G^enansprüche  des  Beauftragten  als  EiriÜllungsort  zu 
gelten  habe.  Nun  hat  das  Reichsgerieht  in  den  angezogenen  früheren 
Entaebeidungen  allerdings  nicht  schlechthin  den  Satz  aufgestellt,  es  bilde 
innerhalb  aller  Auftragsverhaltnisse  der  Ort  der  Ausführung  des  Auf- 
tragt immer  zugleich   den  Erfllllungsort  für  die  dem  Auftraggeber  er- 
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wachsenden  Verbindliebkeiten.  Wohl  aber  ist  vom  Enten  GiTÜBenat, 
vorbehaltlich  des  Vorliegens  anderweiter  Vereinbarungen,  dargelegt 
worden,  dafs  bei  der  Verkaufskommission  der  Kommittent  gegenüber 
dem  als  Selbstkttufer  eintretenden  Kommissionär  seine  Leistungen  ans 
dem  Kaufgeschtö  am  Ort  der  Handelsniederlassung  des  KommiseionilrB 
vorzunehmen  ^Entsch.  in  Civils.  Bd.  10  S.  91)  und  bei  dem  Auftrag 
zum  An-  und  Verkauf  von  Börsenpapieren  der  Kommittent  seine  wesent- 
lichen Verpflichtungen  am  Ort  des  kommittierten  GreschKfts  zu  erflülen 
habe  (das.  Bd.  23  S.  418,  Bd.  37  S.  268),  femer  dafe  der  Ort,  an 
welchem  oder  von  welchem  aus  der  Auffcra^eber  seinem  Beauftragten 
Ersatz  für  auftragsgemttfse  Aufwendungen  machen  müsse,  nicht  als  Sitz 
der  Obligation  anzusehen  sei  (das.  Bd.  12  S.  35). 

Im  gegenwärtigen  Fall  ist  eine  besondere  Vereinbarung  über  den 
Erfüllungsort  weder  von  dem  Beklagten  behauptet,  noch  sonst  ersicht- 
lich, im  Gegenteil  durch  das  Beruftingsgericht  stillschweigend  vemeiol. 
Daher  führt  der  festgestellte  Sachverhalt,  nach  welchem  es  sich  um  eine 
kaufmännische  Kommission  handelte,  bei  Anwendung  von  Art.  824  des 
H.6.B.  und  bei  Beachtung  der  bisherigen  Rechtsprechung  des  Reichs- 
gerichts, von  der  abzugehen  kein  Orund  vorliegt,  mit  Notwendigkeit 
zu  dem  Schlufs,  dafs  der  Beklagte  seine  ursprüngliche,  durch  Ausftlh- 
rung  einer  Kommission  entstandene  Ersatzverbindlichkeit  gegenüber  dem 
Kläger  an  dem  Sitz  der  kommittierten  Geschäfte ,  d.  i.  in  Leipzig  ca 
erfüllen  gehabt  hätte,  und  dafs  auch  deshalb  das  dem  Weebselzag 
vorausgegangene  büx^erliche  Rechtsverhältnis  nach  Sachs.  Recht  zu  be- 
urteilen ist,  soweit  nicht  handelsrechtliche  Bestimmungen  einschlagen. 

Nach  welchem  Recht  ist  ein  Vertrag  zu  beurteilen,  wenn  die  bin- 
dende Abrede  im  Lüande  von  einem  dort  wohnhaften  Lieferantefi 
mit  einem  Ausländer  abgeschlossen  j  und  die  Ware  vom  Inkmäe 
nach  dem  Wohnsitze  des  Bestellers  abgeschickt  wird?  Unterschied 
zwischen  Werkverdingungs-  und  Lieferungsvertrag. 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  19.  April  1899  (Gruchot  Beiträge  etc.  6.  Folge 

3.  Jahrgang  S.  979). 

Die  Revision  des  Klägers  wider-  das  Urteil  des  Preufs.  Kammer- 
gerichts  zu  Berlin  ist  zurückgewiesen. 

Thatbestand:  Der  Beklagte  hat  dem  Kläger  auf  dessen  Be- 
stellung im  Sommer  1898  einen  Kinematographen  zum  Preise  von 
2000  Mk.  abzüglich  15  ^/o  nebst  6  Bildern  zum  Preise  von  738  Mk. 
geliefert  Der  Vertrag  ist  in  Berlin  abgeschlossen,  und  der  Apparat  ist 
dem  Kläger  auf  dessen  Rechnung  und  Geftihr  nach  Wien  gesandt 
Dieser  verlangt  jetzt  die  Rücknahme  des  Apparats  sowie  die  Rück- 
zahlung des  schon  berichtigten  Preises  und  erhebt  daneben  verschiedene 
Schadenersatzansprüche.  Er  macht  geltend,  dafs  der  Apparat  in  mehr- 
facher Beziehung  mangelhaft  sei,  und  will  dem  Beklagten  von  den  vor- 
gefundenen Mängeln  ordnungsmäfsig  Kenntnis  gegeben  haben.  Über- 
dies beruft  er  sich  auf  einen  Betrug  desselben,  sofern  er  ihm  nändich, 
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am  die  Fehlerhaftigkeit  seiner  Apparate  wissend,  Toi^espiegelt  habe, 
dafs  er  einen  tadellosen  Apparat  liefbm  kttnne  and  wolle.  Aaberdem 
behauptet  der  Klüger,  den  Verkauf  eines  weiteren  Apparates  an  einen 
gefnssen  Seh.  vermittelt  zu  haben  und  beanspracht  hieifUr  die  angeblich 
zugesagte,  im  ganzen  400  Mk.  oder  240  Golden  betragende  Provision. 
Er  hat  demgem&fs  gebeten«  den  Beklagten  za  verorteilen,  erstens  den 
ihm  verkaaften  onbranchbaren  Kinematographen  zarttckzanehmen  and 
zweitens  ihm  8785  Golden  44  Kreozer  ö.  W.  oder  6850  Hk.  nebst 
Zinsen  zo  bezahlen. 

Der  Beklagte  hat  die  Mangelhaftigkeit  des  Apparats,  den  ihm  vor- 
geworfenen Betrag  und  die  Rechtzeitigkeit  der  Mängelrüge  bestritten. 

Das  Landgericht  zo  Berlin  hat  die  ELlage  abgewiesen.  Die  hier- 
gegen eingelegte  Berofong  des  Kittgers  hat  das  Kammergericht  ver- 
worfen. 

Entscheidongsgrttnde:  Die  aus  der  Ordnongswidrigkeit  des 
Kinematographen  abgeleiteten  Ansprüche  sind  verworfen  worden,  weil 
der  Klftger  mit  Rücksicht  aof  die  Versäomnis  einer  rechtzeitigen  An- 
zeige etwaige  Mängel  nicht  mehr  rtlgen  könne,  dem  Beklagten  aber  ein 
Betrag  mit  Unrecht  zom  Vorwarf  gemacht  werde.  Dabei  hat  das  Be- 
rafongsgericht  seiner  Entscheidong  das  deutsche  Recht  zu  Grunde  ge- 
legt Dies  ist  für  diejenigen  Rechtsfragen,  deren  Beantwortung  es  gilt, 
aach  jedenfalls  zutreffend.  Der  Vertrag  ist  zu  Berlin  in  persönlicher 
Unterhandlung  der  Parteien  abgeschlossen;  und  Berlin,  der  Wohnsitz 
des  Beklagten,  ist  für  diesen  Erfüllungsort.  Zwar  sollte  der  Apparat 
Dach  Wien  gesandt  werden;  die  Versendung  geschah  aber  auf  Gefahr 
ond  Kosten  des  Klägers.  Diese  Thatsache  bewirkt  daher  lediglich,  dafs 
die  Untersuchung  erst  in  Wien,  dem  Bestimmungsorte,  stattzufinden 
brauchte ;  nicht  aber,  dafs  auch  am  Bestimmungsorte  die  Verpflichtungen 
des  Beklagten  zu  erfüllen  waren. 

Somit  richtet  sich  die  rechtliche  Natur  des  Vertrages  nach  dem 
in  Berlin  gültigen  Rechte,  das  hierfür  um  so  gewisser  aUein  malsgebend 
sein  mufs,  ab  sie  nur  in  einheitlicher  Weise  und  nicht  je  nach  den 
Verpflichtungen  der  einen  oder  anderen  Seite  verschieden  bestimmt 
werden  kann.  Ebenso  liegt  ein  Betrug  des  Beklagten  nur  vor,  wenn 
er  nach  den  Sätzen  der  deutschen  Rechtsordnung  in  seinem  Verhalten 
erblickt  werden  muTs.  Und  endlich  wird  ans  dem  —  hier  übrigens 
von  dem  österreichischen  Rechte  nicht  abweichenden  —  deutschen 
Handelsgesetzbnche  auch  für  die  Frage,  ob  es  zur  Erhaltung  des  Rttge- 
rechts  einer  abbaldigen  Mängelanzeige  bedurfte,  die  Entscheidangsnorm 
za  gewinnen  sein.  Die  Notwendigkeit  einer  solchen  Anzeige  ergab  sieh 
oun  ni^t,  wenn  die  Paneieil,  Wie  der  Krägef"  Jetzt  geltend  maclit, 
einen  Werkverdingungsvertrag  miteinander  geschlossen  haben.  Das  ist 
aber  nicht  anzuneiimeiT  Wenn  der  Beklagte  den  Apparat  möglicher- 
weise auch  nicht  gerade  auf  Lager  gehabt,  sondern  erst  angefertigt  hat, 
80  büdete  docE^nicht  dessen'Tterätenaag,  sondern  dessen 'Eieferang  den 
(j^gensiänd  des  Verti^es.  l>er  Kläger  hat  schrechthin  die' Lieferung 
eiaeS' Sinematograpläen  H.'scher  Konstruktion  verlangt;  und  mit  einem 
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)  jeden  Sachindividnnm,  das  zu  dieser  Gattang  gehörte,  konnte  sich  der 
Beklagte  aus  seiner  Verpflichtung  letoen.  Demgem&fs  haben  die  Par- 
teien ihr  Geschäft  denn  aach  in  ihrer  Korrespondena  sowohl  wie  in 
der  Verhandlung  Tor  dem  Landgerichte  tibereinstimmend  als  Kauf- 
geschl&ft  angesehen  ond  bezeichnet  (Eis  wird  weiter  ausgeführt,  dafs 
die  Milngelanzeige  verspätet  erfolgt  sei,  dafs  ein  Betrug  nach  den  that^ 
sächlichen  Feststellungen  des  IL  Richters  nicht  stattgefunden  habe,  und 
dafs  die  Provisionsforderung  der  Begründung  entbehj*e.) 

Klage  eines  Nardamerikaners.  —  GericJUskostenvorschufs. 

Beschlufs  des  Reichsgerichts  yom  24.  Oktober  1899  (Jur.  Zeitschr.  für  Elsaff- 
Lothrmgen  Bd.  25  S.  187). 

Ein  Angehöriger  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  der  in 
Deutschland  Klage  erhoben  hat,  ist  nach  §  85  Abs.  1  Ger.K.G.  zur 
Zahlung  des  hier  vorgesehenen  Gerichtskostenvorschusses  verpflichtet, 
wenn  nicht  ein  der  in  Abs.  2  Ziff.  1 — 6  der  erwähnten  Vorschrift 
vorgesehener  Befreiungsgrund  vorliegt.  Dafs  dies  der  Fall  ist,  hat  der 
Ausländer  darzuthun.  Nach  den  vorgenommenen  Ermittelungen  ist  übrigens 
anzunehmen,  dafs  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  von  dea 
Ausländem  eine  besondere  Sicherstellung  der  Gerichtskosten  durch 
Bürgschaftsleistung  einer  zahlungsfähigen,  ansässigen  Person  verlangt 
¥drd,  zu  der  die  Inländer  nicht  verpflichtet  sind.  (Vergl.  Vocke^  Hand- 
buch der  Rechtspflege  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  S.  84 
und  86.) 


Belgien. 

Rechtsprechmig  belgischer  OerichtshSfe. 

Verjährung. 

UrteU  des  Kassationshofes  vom  18.  JnU  1898  (Clunet  1900  S.  656> 

Für  die  Verjährung  sind  mafsgebend  die  Gesetze  des  Ortes,  wo 
die  Forderung  entstanden  ist  und  erftlUt  werden  soll. 

Waremeichen. 
Qrteil  des  Handelsgerichts  Lüttich  vom  9.  Deiember  1899  {Clunsi  1900  &  185). 

Die  Teilung  eines  Warenzeichens  in  drei  Felder  mit  verschiedenen 
Farben  und  die  gew((hnliche  Form  einer  Flasche  sind  Zeichen,  die  schon 
lange  als  Freizeichen  gelten  und  von  jedermann  gebraneht  werden 
k((nnen. 

Nach  ständiger  Rechtsprechung  kann  die  Übertragung  der  Wai«n- 
zeichen  an  Dritte  für  diese  nur  dann  rechtliche  Wirkung  äufsem,  weoä 
das  Warenzeichen  rechtsftlnnlich  hinterlegt  ist 
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AnaUbidem  gewfthrt  das  Gesetz  vom  1.  April  1879  dieselben  Rechte 
bezüglich  der  Warenzeichen  anter  der  Voraussetzung  bestehender  Gegen- 
seitigkeit mit  dem  anderen  Staate. 


Dänemark. 

Rechtsprechimg  der  dänisches  Gerichte^). 

Anstprüche  aus  unehelicher  Schwängerung. 
Urteil  des  Kriminal-  und  Polizeigerichts  zu  Kopenhagen  Tom  4.  Mai  1897. 

In  einem  Fall,  da  eine  in  Deutschland  wohnhafte  dänische  Weibs- 
person in  Bremerhaven  von  einem  dänischen  Manne  geschwängert  worden 
war,  der  sich  dort  auf  der  Reise  aufhielt,  wurde  angenommen,  dafs  sie 
berechtigt  sei,  von  ihm  Mr  das  Kind  Alimentationsgelder  nach  den  ein- 
schlägigen Regeln  des  dänischen  Rechts  zu  fordern,  um  so  mehr,  als 
er  nicht  nachgewiesen  hat,  dafs  das  deutsche  Recht  zu  einem  für  ihn 
günstigeren  Resultate  führen  würde. 

Da  die  Weibsperson  indessen  in  Deutschland  mit  ihm  eine  Über- 
emkunft  abgeschlossen  hat,  wonach  sie  auf  ihren  Alimentationsanspruch 
an  ihn  verzichtet  hat  gegen  die  Ausbezahlung  einer  bestimmten  Geld- 
Bomme  auf  einmal,  wurde  angenommen,  dafs  sie  hieran  gebunden  und 
damit  von  der  Zuerkennung  von  Alimentationsbeiträgen  ausgeschlossen 
sei,  da  sie  ab  23jährig  und  in  Deutschland  wohnhaft  nach  deutschem 
Recht  als  vollmündig  zu  betrachten  sei,  obwohl  sie  dieses  nach  dänischem 
Recht  nicht  sei,  wdchee  ein  Alter  von  25  Jahren  fordert. 

Da  die  Mutter  nach  dänischem  Recht,  so  lange  weder  sie  noch  das 
Kind  der  Armenpflege  zur  Last  flült,  über  den  Alimentationsanspruch 
zu  verfügen  hat,  wird  angenommen,  dafs  der  Vormund  des  Kindes  den 
Anspruch,  auf  den  sie  verzichtet  hat,  nicht  geltend  machen  könne. 

Verjährung  von  Forderungen. 

a)    Urteil  des  Höchsten  Gerichts  vom  13.  Februar  1899. 

In  einem  FaU,  da  ein  dänischer  Kaufmann  gegen  einen  in  Malmö 
wohnenden  schwedischen  Staatsbürger  durch  Lieferung  von  Waren  eine 
Fordemng  erworben  hatte,  wurde  angenommen,  dafs  die  Frage  nach 
der  Verjährung  dieser  Forderung  nach  dänischem  Recht  zu  beurteilen 
sei,  weil  der  Schuldner  noch  vor  dem  Ablauf  der  Verjährungsfrist  der 
schwedischen  Gesetzgebung  festen  Aufenthalt  in  Dänemark  genommen 


1)  Die  Mitteilung  obiger  Entscheidungen  verdankt  die  Redaktion  der  be- 
sonderen Gewogenheit  Sr.  Excellenz  des  Herrn  .Präsidenten  des  Höchsten 
Gerichtshofes  Dr.  Nellemann  in  Kopenhagen;  die  Übersetzung  lieferte  in  ge- 
wohnter Gfite  und  Liebenswürdigkeit  Herr  Geheimrat  Dr.  v.  Maurer  in 
München. 
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hatte,  wo  er  eine  Anstellang  alB  Buchhalter  in  einem  Handekgeachlft 
erhalten  hatte,  and  da  nach  den  im  Lianfe  des  Prosessea  erlangten  Anf- 
schlUssen  nicht  anzunehmen  ist,  dafs  bei  Entstehung  der  Forderung  die 
Meinung  der  Parteien  die  gewesen  sei,  dafs  die  Forderung  gerade  in 
Schweden  erfüllt  oder  zu  jeder  Zeit  dem  schwedischen  Recht  unterstellt 
sein  solle.  Es  wird  bemerkt,  dafs  die  Verjährungsfrist  bei  Forderungen 
von  dieser  Beschaffenheit  in  Schweden  10  Jahre  betrügt,  dag^en  nad^ 
danischem  Recht  in  derartigen  Fällen  20  Jahre,  und  dafs,  ab  die  For- 
derung in  Dänemark  eingeklagt  wurde,  wohl  mehr  als  10  Jahre  yet- 
laufen  waren,  aber  noch  nicht  20  Jahre  seit  der  Entstehung,  tod 
welchem  Zeitpunkte  ab  die  Verjährungsfrist  sowohl  nach  schwedischem 
ab  dänischem  Recht  berechnet  wird. 

b)    Urteil  des  Obergerichts  Tom  17.  Juli  1899. 

Im  Jahre  1889  stellte  ein  in  Schweden  wohnhafter  Mann  ein  auf 
den  Inhaber  lautendes  Geldpapier  aus,  und  dieses  Geldpapier  erhielt 
eine  Aufzeichnung,  kraft  deren  ein  Dritter  ftir  die  Bezahlung  des  Geld- 
papieres  als  Selbstschuldner  einstand.  Kurze  Zeit  nach  der  Ausstellang 
des  Geldpapieres  wanderte  dfr  Schuldner  nach  Amerika  aus;  aber  im 
Jahre  1896  nahm  er  seinen  Wohnsitz  in  Dänemark.  In  diesem  Faü 
wurde  angenommen,  dafs  die  Forderung  aus  dem  Geldpapiere  nach  dem 
schwedischen  Rechte  verjnhrt  sei,  und  dafs,  nachdem  der  Schuldner  eist 
nach  Ablauf  der  in  Schweden  geltenden  Verjährungsfrist  seinen  Wohn- 
sitz in  Dänemark  genommen  hatte,  kein  Grund  vorliege,  das  dänische 
Recht  in  der  Sache  zur  Anwendung  zu  bringen.  Ebenso  wurde  an- 
genommen, dafs  die  Forderung  aus  dem  Geldpapiere  ebensowohl  dem 
Selbstschuldnerkautionisten  gegenüber  verjährt  sei  wie  gegenüber  dem 
Schuldner  selbst 

Vollstreckung  aiasländischer  Urteile. 

a)   Urteil  des  Obergerichtes  zu  Kopenhagen  vom  8.  August  1898. 

Im  Verlaufe  einer  bei  einem  dänischen  Gerichtshofe  anhängigen 
Rechtssache,  welche  darauf  abzielte,  dem  Kläger  ftb*  einen  von  einem 
nordamerikanischen  Gerichtshofe  zuerkannten  Betrag  hier  im  Lande  die 
Exekution  zugänglich  zu  machen,  wurde  angenommen,  dafs  der  Ent- 
scheidung des  fremden  Gerichtes  ohne  nähere  Prttfring  Folge  zu  gaben 
sei,  indem  man  davon  auszugehen  habe,  dafs  dieses  auch  nach  den 
dtfnischen  Rechtsvorschriften  zur  Entscheidung  der  Sache  kompetent  ge- 
wesen sei,  —  beide  Parteien  wohnten  damals  innerhalb  der  nord- 
amerikanischen Freistaaten  — ,  und  da  auch  im  Verlaufe  der  hiesigen 
Verhandlupgen  vom  Verurteilten  nicht  geltend  gemacht  worden  war, 
dafs  das  Urteil,  welches  ein  Versäumnisurteil  war  (der  Geladene  war 
verurteilt  worden,  obwohl  ausgeblieben),  an  irgend  einem  Mangel  leide, 
der  es  nach  nordamerikanischem  oder  nach  dänischem  Recht  ungtthig 
mache,  oder  dafs  ein  von  dem  nordamerikanischen  Gerichte  erlassenes 
Versäumnisurteil  nicht  dieselben  Wirkungen  habe  wie  ein  hierzulande 
erlassenes  Versäumnisnrteil. 
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b)  Urteil  des  See-  nnd  Handdageriehtes  vom  5.  Bfai  1899. 

In  einem  Fall,  in  welchem  ein  hier  wohnender  dMnischer  Mann 
durch  ein  englisches  Gerieht  als  ausgebliehen  zur  Beeahlnng  des  Betrages 
der  Forderung  samt  den  Prozefskosten  verurteilt  worden  war,  blieb  das 
englische  Urteil  unberücksichtigt,  da  nach  dttnischem  Recht  keine  Be- 
rechtigung vorlag,  den  Geladenen  vor  englische  Gerichte  zu  ziehen. 


England. 

Eheliches  CHHerreeht 

Urteil  des  Hohen  Gerichtshofes  vom  11.  Februar  1900  (Clunet  1900  S.  686). 

Rechtsgültig  ist  der  von  zwei  auslttndischen ,  in  Gütergemeinschaft 
lebenden  Ehegatten  über  einen  der  Frau  angefidlenen  Nachlafs  ab- 
geschlossene Vertrag,  insbesondere  wenn  derselbe  von  einem  englischen 
Gerichte,  dessen  Gerichtsbarkeit  sich  beide  freiwillig  unterworfen  haben, 
bestätigt  wurde. 

Atislegung  der  in  Englcmd  eingegangenen  Verträge. 

Urteil  des  Hohen  Gerichtshofes  vom  11.  Februar  1900  {Chinet  1900  S.  686). 

In  England  abgeschlossene  Verträge  müssen  nach  den  Vorschriften 
det  englischen  Gesetze  ausgelegt  werden. 

Geltendmachung  englischen  Gesetzes  seitens  der  Ausländer. 

Urteil  des  Hohen  Gerichtshofes  vom  22.  Juli  1898  (Clun&t  1900  S.  166). 

In  Ermangelung  besonderer  Vereinbarung  kann  sich  der  Ausländer 
grundsätzlich  nicht  auf  englische  Gesetze  berufen,  wenn  er  gerichtlich 
gegen  Staatsangehörige  EInglands  vorgehen  will.  Wenn  also  auf  hoher 
See  ein  ausländischer  Matrose  infolge  des  durch  Verschulden  eines  eng- 
lischen Schiffes  herbeigeführten  Zusammenstofses  ertrunken  ist,  können 
seine  nicht  in  England  wohnenden  Verwandten  keinen  Anspruch  auf 
Entschädigung  g^enttber  dem  englischen  Schifiseigentümer  vor  den  eng- 
lischen Gerichten  auf  Grund  der  englischen  Gesetzgebung  geltend  machen. 
(Diese  Entscheidung  steht  im  Widerspruch  zu  den  Rechtsauffassungen^ 
die  in  den  europäischen  Kontinentalstaaten  hierüber  herrschen.) 

Warenzeichen. 
Urteil  des  Oboisten  Gerichtshofes  vom  22.  Juli  1898  (Clunet  1900  S.  689). 

Wer  ein  Warenzeichen  ftlr  Waren  eintragen  läikt,  sie  aber  nie- 
mals verkauft  hat  oder  verkauft,  auch  nicht  einmal  die  Absicht  hat,  sie 
zu  einer  bestimmten  Zeit  zn  verkaufen,  kann  hiefUr  das  ausschliefsliche 
Schutzrecht  selbst  dann   nicht  erlangen,  wenn  er  in  der  Lage  wäre. 
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aolche  Waren  aaf  Verlangen  am  liefern.  Folglich  mnCs  ein  soleher  Ein- 
trag aaf  Antrag  eines  anderen  OeschftftBmannes,  der  thatsikchlich  mit 
solchen  Waren  Handel  treibt,  gelöscht  werden.  (Im  Gegensätze  dasa 
steht  die   französische  Rechtsprechung   Clunei  a.  a.  0.   S.  641  Note.) 


Frankreich. 

Rechtspreehnn^  franzSsischer  OerichtshSfe. 

•  Änderung  der  Staatsangehörigkeit  einer  Gesellschaft. 
Urteil  des  franzödschen  KoDsnlargerichts  sn  Konstantinopel  rom  September 
1899  (Clunet  1900  S.  657). 

Wenn  eine  französische  Gesellschaft  ihren  Sitz  ins  Ausland  ver- 
legt und  der  Mittelpunkt  des  Betriebes  nicht  mehr  in  Frankreich  ist, 
so  hört  ihre  ft'anzösische  Staatsangehörigkeit  auf. 

Änderung  des  Eintrages  in  ein  ausländisches  Personenstandsregister. 

Urteil  des  dvilgerichts  der  Seme  yom  14.  August  1894  und  31.  März  1896 
{Clunet  1900  S.  112). 

Zwar  sind  die  französischen  Gerichte  im  allgemeinen  unzuständig, 
die  von  ausländischen  Behörden  im  Auslande  errichteten  Personenstaods- 
akte  zu  berichtigen.  Wenn  es  sich  jedoch  um  den  Personenstand  eines 
Franzosen  handelt,  der  in  Frankreich  in  das  Personenstandsregister  ein- 
getragen ist,  oder  wenn  der  Eintrag  im  Vollzuge  des  Gesetzes  ▼om 
8.  Juni  1893  beim  Ministerium  hinterißt  wurde,  hat  in  solchen  Fällen 
das  französische  Gericht  nach  Art  99  des  neuen  Code  civil  die  Be- 
richtigung der  Uberschreibung  oder  der  in  Frankreich  geschehenen 
Hinterlegung  anzuordnen.  * 

Eheabschlufs  der  Franzosen  im  Auslände. 
Urteil  des  Civilgerichts  der  Seine  vom  16.  Janoar  1899  (Clunei  1900  S.  148). 

Nichtig  ist  die  Ehe,  die  zwischen  Franzosen  im  Auslände  ein- 
gegangen ist,  wenn  einer  der  künftigen  grofsjährigen  Gatten  in  der 
Absicht,  den  Eltern  das  Vorhaben  seiner  Ehe  zu  verheimiichen  und 
dagegen  Einspruch  zu  erheben,  es  unterlassen  hat,  für  die  Ehe  den 
förmlichen  Ehrerbietungsakt  der  Eltern,  deren  Zustimmung,  ^smer  die 
gesetzlich  vorgeschriebenen  öffentlichen  Aufgebote  herbeizuführen,  end- 
lieh den  Heiratsakt  binnen  drei  Monaten  nach  seiner  Ktickkehr  nach 
Frankreich  in  das  Personenstandsr^ister  eintragen  zu  lassen. 

Mangel  des  Aufgebots  einer  Ehe. 
Urteil  des  Appellgerichts  von  Orleans  vom  9.  Februar  1890  (Clunet  1900  S.  592). 

Gültig  ist  die  im  Auslande  von  einer  Französin  eingegangene  Ehe, 
ohne  dafs  in  Frankreich  ein  Au%ebot  vorher  ging,  wenn  dies  nnabsicht- 


Frankreich.  297 

lieh,  aach  nicht  heimlich  oder,  am  das  franzÖBische  Gesetz  su  umgeben, 
unterblieben  ist.  Der  Mangel  des  Eintrages  der  Ehe  in  daa  Personen- 
Btandsr^ster  zieht,  wenn  die  Ehe  im  Aaslande  za  stände  kam,  nicht 
deren  Ungültigkeit  nach  sich. 

Charterpartie  in  englischer  Sprache. 
Urteil  des  Appellhofes  zu  Bordeaux  Tom  14.  Juni  1899  {Cimet  1900  S.  122). 

Eine  in  englischer  Sprache  geschriebene  Charte  -  Partie  (Befrach- 
tongsvertrag ,  um&ssender  als  das  Ronnossament)  mufs  nach  dem 
Sinne,  den  die  Ausdrücke  in  der  englischen  Sprache  haben,  selbst  dann, 
wenn  sie  zwischen  Franzosen  eingegangen  wurde,  ausgelegt  werden. 
Wenn  also  das  Wort  jf>araterie^  im  Französischen  jedes  Verschulden 
des  SchiftfUhrers,  welcher  Art  es  auch  sei,  amiafst,  wHhrend  das  eng- 
lische Wort  ^harratry*^  nur  die  absichtlich  betrügerischen  oder  straf- 
baren Handlungen  dabei  im  Auge  hat  und  sich  nicht  auf  die  Ver- 
ficbuldung  aus  Fabrlttssigkeit,  Unfllhigkeit  oder  anderen  Mhnlichen  Gründen 
erstreckt,  so  ist  die  englische  Aufläissung  mafsgebend. 

Die  Worte  y^fauU  and  negUgenee^  in  einer  Charte-Partie  beziehen 
sich  nur  auf  Verschuldung  und  NachlKssigkeiten  des  SchififUhrers  und 
der  Schiffsmannschaft  während  der  Schifiahrt.  Folglich  kann  eine  Klausel 
der  Befreiung  zu  Gunsten  des  Reeders,  die  sich  nur  auf  jene  zwei  Aus- 
drücke bezieht,  den  Schiffsführer  nicht  von  seiner  Vei-schuldung  befreien. 
Ebenso  Urteil  des  Handelsgerichts  Bordeaux  vom  22.  Juni  1898. 

Anm.  d.  Redaktion: 

Mit  dieser  Auslegung  stimmt  ein  Urteil  des  Landgerichts  Hamburg  vom 
9.  November  1898  (Hanseatische  Gerichtsseitun^  1899  S.  72)  überem,  wonach 
diewlbe  auch  in  dem  Falle  Platz  greifL  wenn  das  Rechtsgeschäft  selbst  nach 
deutschem  Rechte  zu  beurteilen  ist  Eis  handelt  sich  darum,  den  WUlen  der 
Beteiligten  zu  erforschen.  (Art  278  des  früheren  deutschen  H.G.B.,  §§  188, 
157  B.G.B.) 

Unfallsentschädigung  der  Ausländer. 

Urtea  des  Givilgerichts  LUle  vom  8.  Mftrz  1900  (Chmet  1900  S.  544.) 

Wenngleich  Art  3  vorletzter  Absatz  des  Gesetzes  vom  9.  April 
1898  nur  den  Fall  vorsieht,  dafs  ausländische  Arbeiter  einen  Un&ll  im 
Inhinde  erleiden  und  ihren  Aufenthalt  in  Frankreich  aufgeben,  so  ist 
diese  Vorschrift  doch  auch  auf  den  ausländischen  Arbeiter  anwendbar, 
der,  ohne  Wohnsitz  in  Frankreich  zu  besitzen,  täglich  dahin  zur  Ar- 
beit kam  und  hier  den  Un£dl  erlitt  Er  soll  als  Entschädigung  ein 
Kapital  erhalten,  das  dem  Dreifachen  der  Jahresrente  gleichkommt,  die 
er  erhalten  haben  würde,  wenn  er  französischer  Arbeiter  gewesen  wäre 
oder  in  Frankreich  gewohnt  hätte. 

Internationale  Transportvorsehriften, 

Urtefl  des  Appellgerichts  von  Douai  vom  9.  März  1899  (Clunet  1900  B,  873). 

Das  Bemer  Übereinkommen  über  den  internationalen  Eisenbahn- 
transport bat  in   Frankreich   die  obligatorische  Kraft  eines   Gesetzes. 
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Die  in  Art  81  aufgeführten  Anraahmen  begründen  bis  som  Gegen- 
beweis lediglich  eine  RecbtBvermatong.  Handelt  es  sich  am  ihrer  Natar 
nach  leicht  zerbrechliche  Waren,  so  wird  der  Schaden  ^on  yomherein 
ab  Folge  der  Zerbrechlichkeit  angesehen.  Dem  Empflbiger  li^  der 
Beweis  ob,  dafs  die  Ware  durch  ein  Verschulden  der  Eisenbahn  ent- 
standen ist 

Ausländisehes  PcdewtrechV 
Urteil  des  Appellhofes  zn  Nancy  vom  8.  Juli  1899  (Clunet  1900  S.  120). 

Der  Verletzung  der  Art  40  und  41  des  französischen  Patent- 
gesetzes vom  5.  Juli  1844  macht  sich  derjenige  schuldig,  der  im  Aas- 
lande f\ir  seine  Erfindung  ein  Patent  erlangt  hat  und  in  Nichtbeachtong 
der  Beeilte  eines  anderen  inländischen  (französischen)  Patentberechtigten 
die  patentierten  Waren  in  Frankreich  einführt  und  verkauft  Ein 
solcher  Verkauf  ist  anzunehmen,  wenn  die  Waren  in  Frankreich  liefer- 
und zahlbar  sind. 

Erfindungspatmt. 

UrteU  des  AppeUgerichts  von  Paris  vom  15.  Min  1900  (Clunei  1900  S.  547). 

In  Frankreich  wird  jedes  Erfindungspatent  Freigut,  wenn  es  nicht 
binnen  zwei  Jahren  in  Betrieb  gesetzt  wird.  Von  dieser  VeHkllfrist 
kann  der  Erfinder  befreit  werden,  wenn  er  gesetzliche  Orttnde  ftlr  seine 
UnthKtigkeit  vorbringt  Als  solcher  gilt  nicht,  wenn  der  auslHndisehe 
Erfinder  seine  Erfindung  in  seinem  eigenen  Lande  in  Betrieb  gesetzt  hat 

Wareneeichen, 

Urteil  des  AppeUgerichts  zu  Aiz  yom  7.  Febmar  1899  {Clunt  1900  8. 150). 

Um  für  ein  Warenzeichen  des  Auslandes  den  Schutz  des  französi- 
schen Gesetzes  zu  erlangen,  mufs  es,  falls  zwischen  den  Staaten  die 
Gegenseitigkeit  gesichert  ist,  sowohl  im  Ursprungslande  als  auch  in 
Frankreich  hinterlegt  werden. 

Urteil  des  Kassationshofes  vom  15.  Juni  1899  {CIwmI  1900  ti.  353). 

Der  Auslllnder  kann  in  Frankreich  nicht  mehr  Rechte  besitzen  als 
in  seinem  Ursprungslande.  Ein  Warenzeichen,  das  im  Auslande  ein 
Freizeichen  bildet,  kann  in  Frankreich  keinen  Rechtsschutz  beanspraehen. 
Nach  §  20  des  deutschen  Markenschutzgesetzes  vom  80.  November  1874 
kann  der  ausländische  Fabrikant  das  Eigentum  seines  WarenzeichenB 
in  Deutschland  nur  beanspruchen,  wenn  er  dasselbe  beweist  Nach 
Art.  2  des  französischen  Gesetzes  Tom  28.  Juni  1857  ist  das  Eigentom 
des  Warenzeichens  an  die  Voraussetzung  geknüpft,  dafs  die  vor- 
geschriebene Zahl  von  Exemplaren  hinterlegt  wird.  Die  Partei,  welche 
die  Neuheit  des  Zeichens  bestreitet,  hat  den  Beweis  hierüber  zu  f^ibren. 

Urteil  des  Appellgerichts  von  Poitiers  yom  20.  November  1899  iChtnei  1900 

S.  150). 

Zur  Annahme  der  Nachahmung  und  Nachbildung  eines  Waren- 
zeichens genügt  der  Umstand,  dafs  zwischen  den  tthnlichen  EnengnisND 
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eine  VerwechBlnng  möglich  ist  Namentlich  ist  solches  bei  den  Waren- 
zeichen um  80  leichter  ancnnehmen ,  die  zur  AnsAihr  ins  Ausland  be- 
stimmt sind,  wo  die  Ähnlichkeit  oder  Verschiedenheit  der  Bachstaben 
der  fremden  Sprache  schwieriger  erkennbar  sind  ab  im  Inland. 

Testament. 

Urteil  des  CSyilgezichts  der  Seine  vom  6.  Desember  1899  {Clunet  1900  S.  872). 

Ein  Ton  einem  Franzosen  im  Ansland  errichtetes  Testament  er- 
fordert za  seiner  Kechtsgttltigkeit,  dais  es  in  den  im  aaslMndischen  Staate 
statthaften  Formen  errichtet  ist. 

Provision  aus  Wechseln. 

Urteil  des  Kaaeationahofes  vom  6.  Febmar  1900  (Clunet  1900  S.  605> 

Die  Übertragung  einer  Provision  eines  Wechseb  kann,  wie  diese 
selbst,  nor  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes  geschehen,  unter  dessen 
Herrschaft  er  ausgestellt  wurde.  Der  Inhaber  eines  ausländischen  Titek 
nimmt  mit  dessen  Annahme  auch  die  demselben  eigentümliche  und  nach 
dem  Gesetze  seiner  Ausstellung  zu  beurteilende  Natur  in  Empfiing. 

Konkurs. 

Urteil  des   Handelsgerichts  Marseille  vom  26.  Jannar  1900  und  des  avil- 

gerichts  der  l^e  vom  10.  Mftrz  1900  (aunet  1900  S.  584,  585)., 

Ein  im  Auslände  erklärter  Konkurs  kann  in  Frankreich  nicht  die 
diesem  Lande  eigenttlmlichen  gesetzlichen  Wirkungen  hervorbringen, 
wenn  die  Erklärung  des  Konkurses  in  Frankreich  nicht  ftlr  vollstreck- 
bar erklärt  ist  So  lange  dies  nicht  geschehen  ist,  bleibt  der  Geschäfts- 
mann in  Frankreich  berechtigt,  über  sein  Vermögen  zu  verftigen. 

Immunität  der  diplomatischen  Missionen. 

BeschluTs  des  Gvilgerichts  der  Seine  vom  16.  Jannar  1900  (Clunet  1900  S.  327). 

Der  bevollmächtigte  Minister  eines  auswärtigen  Staates  ist  in  Frank- 
reich der  Gerichtsbarkeit  der  französischen  Gerichte  nicht  unterworfen, 
und  selbst  wenn  es  sich  um  Privatinteressen  handelt,  ist  fttr  dessen 
Fahrnisse  nur  das  Gericht  seines  Landes  zuständig,  so  dafs  auch  Ver- 
häagung  eines  Arrestes  gegen  ihn  wegen  seiner  Schuld  ausgeschlossen  ist 

Exterritorialität  der  Konsuln. 

Urteil  des  Civilgerichts  Dieppe  vom  22.  Januar  1900  [Clunet  1900  S.  ISO). 

Die  Konsuln  und  Vizekonsuln  geniefsen  ftir  ihre  Person  an  sich 
nicht  ohne  weiteres  das  Vorrecht  der  Eztetritorialität  und  des  Gerichts- 
standes ihres  Staates,  wie  es  den  diplomatischen  Vertretern  gewährt  ist, 
demnach  nur  insoweit,  ab  dies  Vorrecht  ihnen  durch  besondere  Staats- 
ttbereinkommen  eingeräumt  ist  Nur  insofern  steht  ihnen  dies  Vor- 
recht zu,  als  sie  innerhalb  des  Rahmens  ihrer  Konsularthätigkeit  handeln« 
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Zuständigkeit. 
Urteil  des  KassatioiiBhofeB  vom  26.  Dezember  1899  (Clunet  1900  S.  835). 

Die  Bestimmong  des  Art.  59  Abs.  2  der  C.Pr.0.,  wonach  die 
mehreren  Beklagten  vor  jedem  Gericht  des  einen  von  ihnen  verklagt 
werden  k((nnen,  gilt  auch,  wenn  einer  oder  mehrere  der  Beklagten  Ans- 
Ittnder  sind. 

Proeefskostenkaution. 
UrteU  des  Handelsgerichts  der  Seine  vom  18.  M&iz  1898  (Clunet  1900  S.  333). 

Die  gestellte  Prozefskostenkaution  sichert  nnr  die  Entschädigimgen, 
die  dem  Beklagten  auf  Grand  der  im  Einzelfidle  erhobenen  Hauptklage 
zukommt,  erstreckt  sich  aber  nicht  auch  auf  die  sich  für  ihn  aus  der 
erhobenen  Widerklage  sich  ergebenden. 

Bechtsstreite  der  Auslcmder  in  Handelssachen. 
Urteil  des  Appellgerichts  zu  Paris  vom  12.  Januar  1900  (Clunet  1900  S.  569). 

Die  finnzösischen  Gerichte  k((nnen  über  Rechtsstreitigkeiten  der 
Ausländer  in  Handelssachen  entscheiden,  insbesondere  über  die  Frage 
der  Entlassung  von  Handlungsgehulfen.  Den  amerikanischen  Konsuln 
steht  nach  dem  französisch-amerikanischen  Übereinkommen  vom  28.  Fe- 
bruar 1853  keine  Befugnis  mehr  zur  gerichtlichen  Entscheidung  über 
Streitigkeiten  amerikanischer  Bürger  zu. 

Gerichtlicher  Beistand  des  Verschwenders. 
Urteil  des  Handelsgerichts  der  Seine  vom  21.  Juli  1898  {Clunet  1900  S.  568). 

Wurde  einem  Franzosen  ein  gerichtlicher  Beistand  bestellt  (hier 
w^en  Verschwundung),  so  kann  die  hieraus  folgende  Einrede  rechts- 
wirksam einem  Engländer  entgegengehalten  werden,  der  mit  dem  Ver- 
schwender in  Person  ein  Rechtsgeschäft  einging,  vriewolil  in  England 
kein  Gesetz  besteht,  wonach  dein  Verschwender  ein  Beistand  batellt 
werden  kann. 

Arrest. 
Urteil  des  Civilgerichts  der  Seine  vom  12.  Juli  1899  {Clunet  1900  S.  154). 

Die  französischen  Gerichte  sind  unzuständig  zur  Entscheidung  über 
einen  Rechtsstreit,  der  entsteht  über  das  Vorhandensein  einer  Forde- 
rung, auf  Grund  deren  von  einem  Ausländer  gegen  einen  anderen  Aus- 
länder in  Frankreich  in  die  Hände  eines  Franzosen  ein  Arrest  erwirkt 
wurde.  Sie  sind  nur  zuständig,  über  die  Rechtsgttltigkeit  des  Arrestes 
bezüglich  seiner  Form  zu  entscheiden.  Dabei  sind  die  Vorschriften  des 
französischen  Gesetzes  zu  beachten;  insbesondere  mufs  die  Forderung 
bestimmt,  erwiesen  und  beitreibbar  sein. 

Äustä/ndisches  Urteil. 
UrteU  des  (Svilgeridits  zu  Samt-Gandens  vom  26.  JuU  1899  {Clwnet  1900  8. 146> 
Die  Partei,  die  ein  Urteil  eines  ausländischen  Gerichts  erlangt  hat 
und  an  dem  aufserbalb  Frankreichs  gelegenen  Vermögen  hat  vollstrecken 
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lasBen,  ist  biefllr  nicht  zu  Schadensersatz  verpflichtet,  und  zwar  selbst 
dann  nicht,  wenn  gleichzeitig  mit  der  von  dem  ausländischen  Gericht 
erhobenen  Kkge  die  Sache  bereits  vor  ein  französisches  Gericht  ge- 
bncht  worden  war. 

VoUstreckbarkeit  ausländischer  Urteile. 
Urtdl  des  Appellgerichts  zu  Ronen  vom  17.  März  1897  (Clunet  1900  S.  847). 

Die  französischen  Gerichte  sind  zuständig  zur  Vollstreckbarkeits- 
erklärung eines  zwischen  Ausländem  ergangenen  Urteils,  selbst  wenn 
die  ausländische  Gerichtsbarkeit  von  einem  anderen  Gerichte  ausging, 
als  von  dem  des  Wohnortes  des  Beklagten.  Die  hierauf  gerichtete 
Klage  kann  sowohl  vor  dem  Gerichte  des  Wohnortes  des  Beklagten 
als  auch  vor  dem  der  gelegenen  Sache  erhoben  werden.  Die  französi- 
schen Gerichte  haben  die  Vollstreckbarkeitserklärung  nicht  so  lange 
auszusetzen,  bis  das  Urteil  im  auswärtigen  Staate  vollstreckbar  geworden 
ist  Ihnen  steht  das  Prtlftmgsrecht  unbedingt  zu,  auch  wenn  beide 
Teile  Ausländer  sind. 

Urteil  des  Givilgerichts  der  Seine  vom  9.  Juni  1899  {Clunet  1900  S.  342). 

Den  französischen  Gerichten,  die  ein  ausländisches  Urteil  für  voll- 
streckbar in  Frankreich  zu  erklären  haben,  steht  in  Ermangelung  be- 
sonderer Verträge  ein  Unbedingtes  Prüiungsrecht  zu,  selbst  wenn  das 
Urteil  gegen  einen  Franzosen  ergangen  ist. 

Zu  verweigern  ist  die  Vollstreckbarkeitserklärung,  wenn  der  Be- 
klagte durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  war,  der  seine  Vollmacht 
überschritten  hat 

VolUug  von  Akten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit. 

Urteil  des  Appellgerichts  zu  Orleans  vom  9.  Februar  1900  {Clunet  1900  S.  592). 

Zwischen  den  Nationen  hat  sich  die  allgemeine  Übung  gebildet, 
behördliche  Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  gegenseitig  zuzulassen, 
ohne  dafs  sie  für  vollstreckbar  erklärt  werden.  Dies  ist  nur  iür  streitige 
Rechtssachen  erforderlich. 

Spionage. 

Urteil  des  Kassationshofes  vom  7.  Juli  1899  {Clunet  1900  8.  576). 

Aus  den  Grundsätzen  des  Art.  1  Abs.  2  und  8  des  Gesetzes  vom 
18.  April  1886  folgt,  dafs  auch  der  Versuch,  heimliche  Urkunden,  die 
die  Verteidigung  des  Landes  oder  äufsere  Sicherheit  des  Staates  be- 
treffen, dem  fremden  Staate  zu  liefern,  mitzuteilen  oder  zu  verbreiten, 
strafbar  ist  Insbesondere  gilt  dies  von  Handlungen  eines  früheren 
Offiziers,  der  der  Gesandtschaft  einer  fremden  Macht  solche  Urkunden 
liefert,  deren  Natur  er  vermöge  seines  Berufes  gekannt  haben  muß». 
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Italien. 

Im  Ausland  volUogener  Eheäbschlufs. 

Urteil  des  Appellgerichts   zu  Palermo  vom   16.  August  1895  (Clunet  1900 

S.  668). 

Ist  eine  zwischen  einem  Italiener  and  einer  Ansländerin  im  Aas- 
lande eingegangene  Ehe  nach  den  im  auswärtigen  Staate  geltenden 
Formen,  z.  B.  religittee  Trauung  allein,  zu  stände  gekommen,  so  ist  sie 
nach  dem  Grundsatz  Joats  regit  cidum^  rechtsgültig.  Das  Gleiche 
gilt  im  Falle  der  Auftösung  einer  solchen  Ehe  im  Auslande. 


Österreich. 

Reehtsprechnng  Qsterreichischer  GerichtshSfe. 

Übertretung  der  Vormundschaft  an  ein  sächsisches  Gericht, 
Entecheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  81.  J&nner  1900,  Z.  212. 

Über  den  Antrag  des  Oberlandesgerichts,  die  Fortführung  der  ?or- 
mundschaftlichen  Geschäfte,  betreffend  den  pp.  Rudolf  B.  aus  Zweck- 
mäfsigkeitsgrUnden  an  das  Amtsgericht  in  Dresden  zu  übertragen,  hat 
der  Oberste  Gerichtshof  dem  Bezirksgerichte  verordnet,  im  Sinne 
des  §  183  des  kais.  Fat  vom  9.  August  1854  R.G.B1.  Nr.  208  vor- 
zugehen, da  —  wie  das  Bezirksgericht  festgestellt  hat  —  der  pp.  Ru- 
dolf B.  sächsischer  Staatsangehöriger  ist  und  nicht  vorliegt,  dais  das 
Amtsgericht  in  Dresden  es  abgelehnt  hat,  die  vormundschaftsbehördlichen 
Geschäfte  als  die  zuständige  Vormundschaftsbehörde  fortzuführen,  — 
demnach  ^ie  Voraussetzungen  für  die  in  Antrag  gebrachte  Schlufs&SBung 
des  Obersten  Gerichtshofes  nicht  gegeben  sind. 

Die  fswischen  Österreich  und  Preußen  bestehende  Beciprodtät  be- 
treffs der  Behandlung  von  Verlassenschaften  erfordert  nur  deren 
Befreiung  von  Staatsauflagen^  nicht  aber  au^h  von  FondsgebiAren, 

Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  22.  Mai  1900,  Z.  6984 

Das  Bezirksgericht  hat  von  der  Verlassenschaft;  des  in  Wien 
verstorbenen  Max  F.  mit  Rücksicht  auf  dessen  preufsische  Staatsange- 
hörigkeit weder  einen  Beitrag  zum  Wiener  allgemeinen  Versorgungsfonde, 
noch  einen  Schulbeitrag  für  den  niederösterreichischen  Landesfend  be- 
messen. 

Das  Landesgericht  hat  den  Rekursen,  und  zwar  des  Magistrates 
der  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  ftLr  den  Wiener  allgemeineo 
Versorgungsfond  und  des  niederösterreichischen  Landesaasschosses  fto 
den  niederösterreichischen  Landesfond,  g^en  den  erstrichterlichen  Be- 
schlufs   Folge   gegeben    und    dem    Bezirksgerichte    in    AbKndenmg 
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dieBes  BeBcbloMes  ▼erordnet,  mit  der  Bemessimg  der  erwähnten  BtttrSge 
▼ozsngefaen. 

Begründung:  Das  Gebtthrengesets  (§§  IB  und  57)  bandelt  nur 
Yon  der  Vermögensttbertragungsgebtthr  von  Verlassenscbaften 
und  nimmt  demnach  auch  die  MinisteriaWerordnnng  vom  8.  April  1854« 
E.G.BL  Nr.  84  nur  hierauf  Beeng.  Wenn  somit  der  JustiBministerial- 
erlafs  ^om  17.  September  1875,  Z.  12  748  dahin  lautet,  dafs  daa  in 
öaterreieh  befindliche  bewegliche  YermlSgen  veratorbener  Angehöriger 
Preafsena  der  GebUhrenbemesaung  nicht  zu  unterziehen  ist,  bo  kann 
umaoweniger  bezweifelt  werden,  dafs  hiermit  nur  die  Vermögens* 
ttbertragungsgebtthr  gemeint  sein  kann,  ab  dieser  Juatizministerial- 
eriafs  unter  Bezugnahme  auf  das  preufsische  Erbschaftssteuergesetz  Tom 
80.  Mai  1878  erfolgt  ist,  welches  nur  von  der  Befreiung  Ton  der  Ver- 
steuerung spricht,  die  Redprocität  somit  nur  die  Befireiung  ^on 
Staatsauf  lagen  erfordert,  während  die  FondsgebUhren  nicht  dem  Staats- 
schatze zufliefsen  und  demnach  nicht  ab  eine  den  Nachlafs  treffende 
Versteuerung  desselben  angesehen  werden  können,  —  das  Gksetz 
▼om  18.  Dezember  1871,  L.G.BI  Nr.  1  ez  1872  (§  1)  und  das 
Hofdekret  vom  80.  August  1806,  J.G.S.  Nr.  782  aber  die  Abnahme 
des  Schulbeitiages  beziehungsweise  des  Versoigongsfondsbeitrages  von 
allen  in  Niederösterreich  beziehungsweise  in  Wien  vorkommenden  Ver- 
bssenschaften ,  welche  800  fl.,  racksichUich  100  fl.  übersteigen,  ver- 
ordnen. Nachdem  die  Bemessung  der  Fondsbeiträge  durch  das  Rekurs- 
gericht mangeb  der  hierzu  nötigen  Belege  nicht  erfolgen  kann,  ergeht 
der  bezügliche  Auftrag  an  das  GMcht  erster  Instanz. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  dem  Revbionsrekuise  des 
TestamentsexekutoiB  gegen  den  landesgerichtlichen  Bescblufs  aus  den 
durch  die  Ausführungen  des  Beschwerdeführers  nicht  widerlegten 
Gründen  desselben  keine  Folge  gegeben. 

Die  Bewilligung  der  Exekution  auf  Grund  der  Urteile  der  Gerichte 

des  Deutschen  Meiches  ist  an  die  Beibringung  eines  VcilstreckungS' 

urteiles  nicht  gebunden, 

Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  8.  Mu  1900,  Z  6894. 

Das  Kreisgericht  hat  in  der  Ezekutionssache  des  A.  in  X. 
(Sachsen),  betreibenden  Gläubigers  gegen  B.  in  Y.  (Böhmen),  Ver- 
pflichteten, dem  Ersteren  zur  Hereinbringung  seiner  Forderungen  die 
Exekution  mittebt  PAlndung  der  dem  B.  gegen  die  N.-Veraichemngs- 
geselbchaft  zustehende  Brandschadenersatzforderung  bewilligt. 

Das  Oberlandesgericht  hat  dem  Rekurse  des  Verpflichteten 
keine  Folge  gegeben  und  die  angefochtenen  kreisgerichtlichen  Beschlüsse 
bestätigt;  denn  mit  diesem  Rekurse  werden  die  erwähnten  Ezekutions- 
beachlttase  nur  aus  dem  Grunde  angefochten,  dafs  mit  Rücksicht  auf 
die  im  Deutschen  Reiche  geltenden  Bestimmungen  der  §§  722  und  728 
der  deutsehen  Civilprozefsordnung  der  Exekutionsbewilligung  auf  Grund 
der  urteile  des  Königl.  Sächsischen  Amtsgerichtes  in  X.  ein  von  dem 
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betreibenden  GlKnbiger  erst  za  erwirkendes  VolktrecknngsarteU  bitte 
vorangehen  sollen.  Da  jedoch  nach  §  79  Ezek.O.  die  Ezekation  im 
Geltnngegebiete  der  Ezekutionsordnnng  nur  dann  and  in  dem  Mafse 
stattfinden  kann,  als  die  Oegenseitigkeit  durch  Staatsvertrüge  oder  durch 
darüber  erlassene,  im  Reichsgesetzblatte  kundgemachte  Regierungs- 
erklärungen verbttigt  ist  und  da  in  der  mit  der  MinisterialTerordnung 
vom  21.  Dezember  1899,  R.G.B1.  Nr.  253  kundgemachten  ErkUlrung 
tiber  den  Bestand  und  die  Verbürgung  der  Gegenseitigkeit  zwischen 
Österreich  und  dem  Deutschen  Reiche  die  ZulKssigkeit  der  Exekutions- 
bewilligung auf  Grund  der  den  Exekutionstiteln  des  §  1  £xek.O.  gleich- 
zuhaltenden Erkenntnissen  und  Beschlüssen  der  Gerichte  des  Deutschen 
Reiches  ausgesprochen  ist,  kann  nicht  die  Beibringung  eines  Voll- 
streckungsurteiles  als  Vorbedingung  zur  Exekudonsbewilligung  gefordert 
werden. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  dem  Revisionsrekurse  des  Ver- 
pflichteten keine  Folge  gegeben  und  unter  Berufung  auf  die  richtige 
Begründung  der  angefochtenen  Entscheidung  nur  noch  bemerkt,  dafd 
der  Beschwerdeführer  die  Worte  „in  dem  Mafse''  des  §  79  Exek.O. 
unrichtig  auslegt,  indem  er  dafür  httlt,  es  müsse  das  Verfahren  bei  der 
Exekutionsbewilligung  ein  gleiches  sein,  wie  im  Deutschen  Reiche, 
während  unter  den  Worten  „in  dem  Mafse"  die  verschiedenen  Akten 
und  Urkunden  verstanden  werden,  auf  Grund  welcher  die  Exekution 
bewilligt  werden  kann.  Für  das  Verftihren,  das  bei  der  Exekutions- 
bewilligung auf  Grund  ausländischer  Titel  einzuhalten  ist,  ist  für  das 
inländische  Geltungsgebiet  so  vorzugehen,  wie  es  die  §§  80 — 88  Exek.0. 
vorschreiben,  ohne  Rücksicht  darauf,  was  die  ausländischen  Gesetze  über 
das  Verfahren  anordnen. 

Ein  vor  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  der  neuen  Oivtlprojsefs" 
Ordnung  und  der  Exekutionsordnung  rechtskräftig  eingeleitet  Ddi- 
bationsverfahren  ist  nach  den  bisher  geltenden  ProBefsvorschriften 
vor  dem  bis   dahin  zuständigen  Oenchte  m  verhandeln  und  jm 

entscheiden. 

EntBcheidong  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  17.  Mai  1900,  Z.  6962. 

Das  Handelsgericht  hat  in  der  Delibationssache  des  A.,  grie- 
chischen Unterthans  in  Smjma  wider  B.,  Grofshändler  in  Wien  wegt)n 
Vollstreckbarkeitserklärung  des  Urteiles  des  königl.  griechischen  Kon- 
sulates in  Smyrna  vom  7.  April  1864,  wegen  Zahlung  von  488  Na- 
poleonsdor  s.  N.  G.  das  Begehren  des  Belangten  um  Einstellung  des 
Verfiihrens  und  um  Versagung  der  Vollstreckbarkeitserklärung  und 
Exekutionsbewilligung  zurückgewiesen  aus  folgenden  Erwägun- 
gen: Über  das  Exekutionsvollstreckungsgesnch  des  A.  vom  6.  April 
1894  wurde  mit  dem  Bescheide  vom  18.  April  1894  das  Delibations- 
verfahren  eingelotet  und  wurden  in  diesem  Ver&hren  von  jeder  Partei 
bereits  mehrere  Reden  protokolliert  Das  Delibationsver&hren  aber 
mufs,  wenn  auch  die  Bewilligung  des  Exekutionsvollzuges  sein  Zweek 
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ist,  doch  als  ein  die  Entscheidung  über  diesen  VoUzng  herbeiftlhrendes 
Streitvenfiihren  angesehen  werden,  and  es  hat  die  Bestimmung  des 
Art  34  £xek.O.  auf  dieses  Verfahren  keine  Anwendung.  Diese  Be- 
stimmung rfgelt  die  Frage,  wie  za  yerfahren  ist,  wenn  eine  Ezekntion 
Tor  Inkrafttreten  der  £xekationsordnang  euigeleitet  wurde.  Durch  die 
Einleitang  des  Delibationsyerfkhrens  Tor  diesem  Zeitpunkte  ist  aber  noch 
keine  Exekution  eingeleitet,  sondern  es  soll  dadurch  erst  entschieden 
werden,  ob  eine  solche  eingeleitet  werden  kann.  Es  ist  also,  wie  ge- 
sagt, ein  Streitver&hren ,  welches  ^or  Beginn  der  neuen  Prozefs-  und 
Exekutionsgesetze  begonnen  hat  und  fortgesetzt  wurde.  Auf  dieses 
Verfiüiren  kommen  daher  zur  Anwendung:  1.  Art  19  Einf.Ges.  zur 
Jurisdiktionsnorm,  wonach  die  Zustiindigkeit  dieses  Gerichtes  zur  Ent- 
scheidung über  das  Delibationsverfahren  aufrecht  bleibt,  wenn  auch 
dermalen  nach  §  82  £xek.O.  dieses  Gericht  nicht  mehr  berufen  wäre, 
in  Sachen  der  Bechtshttlfe  auf  Grund  ausländischer  Exekutionstitel  eine 
Entscheidung  zu  fk&llen;  2.  Art.  47  Einf.Ges.  zur  CÜTilprozefsordnung, 
wonach  die  bereits  begonnene  und  fortgesetzte  Delibationsverhandlung 
nach  den  vor  den  neuen  Prozefs-  und  Exekutionsgesetzen  geltenden 
Vorschriften  zu  verhandeln  und  zu  entscheiden  ist  Diese  beiden  Ge- 
setzesbestimmungen gaben  die  Richtschnur  dafür,  dafs  trotz  der  neuen 
gesetzlichen  Bestimmung  Über  Verfahren  und  Kompetenz  die  Einstellung 
des  DeÜbationsverfiihrens  nicht  erfolgen  und  über  das  diesem  Ver&hren 
zu  Grunde  liegende  Gesuch  erst  nach  geschlossenem  Verfahren,  und 
zwar  von  diesem  Gerichte  entschieden  weiden  kann,  und  es  mufs  dieses 
Gericht  zu  dieser  Entscheidung  selbst  dann  als  berufen  erkannt  werden, 
wenn  man  der  Anschauung  wäre,  dafs  es  vom  Anfange  an  unzuständig 
gewesen  sei;  denn  die  Einwendung  der  Unzuständigkeit  wurde  nicht 
rechtzeitig  erhoben  und  so  war  die  Verhandlung  nach  §  48  der  alten 
J.N.  mit  Recht  hier  fortzusetzen. 

Das  Oberlandesgericht  hat  dem  Rekurse  des  Belangten  keine 
Folge  gegeben,  weil  auf  das  von  A.  mit  Eingabe  vom  6.  April 
1894  und  Bescheid  des  Handelsgerichtes  vom  13.  April  1894  auf  Grund 
des  vorbezeichneten  Urteiles  und  der  dort  in  Gemäfsheit  der  damals 
bestandenen  Vorschriften  in  Kopie  beigebrachten  Bestätigung  ttber  die 
Vollstreckungsgegenseitigkeit  rechtskräftig  eingeleitete  Verfahren,  in 
welchem  gemäfs  Hofdekretes  vom  15.  Februar  1805,  Nr.  711  und  vom 
18.  Mai  1792,  Nr.  16  der  um  die  Vollstreckung  des  auswärtigen  Ur- 
teiles ansuchende  A.  die  Zuständigkeit  des  auswärtigen  Richters,  die 
Rechtskraft  des  Urteiles  und  die  gleiche  Behandlung  (Reciprocität) 
aafser  Zweifel  zu  setzen  und  sich  nach  der  bestehenden  allgemeinen 
Gerichtsordnung  vorschriftsmäfsig  zu  benehmen  hat,  die  Vorschriften  der 
▼iel  späteren  Gesetze  voin  27.  Mai  1896  Nr.  78  und  79  (Exek.0. 
samt  Einf.Ges.),  insbesondere  §  79 — 83  Exek.O.  keine  Anwendung 
finden;  weil  vielmehr  das  vorgedachte,  rechtskräftig  eingeleitete  Streit- 
▼erfiüiren,  welches  vor  der  Wirksamkeit  der  neuen  Civilprozefsordnung 
ODd  Exekutionsordnung  (1.  Jänner  1898)  schon  bis  zur  Schlufsrede 
gediehen  war,   gemäfs  Art.  47  Einf.Ges.  zur  CPr.O.  nach  den  bisher 
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geltenden  ProzerBvonchriften  vor  dem  bis  dahin  zastttndigen  Grerichte 
(Art.  19  Einf.Ges.  zur  J.N.)  zu  verhandeln  und  zu  entscheiden  ist; 
weil  femer  die  vom  Belangten  nunmehr  zur  Begründung  eeinee  auf 
§  79 — 83  Ezek.O.  geetfitzten  Antrages  auf  Einstellung  des  vozgedachten 
Verfiihrens  und  Versagung  der  begehrten  VollstreckbarkeitserklXmng 
und  Exekutionsbewilligung  aus  den  Art.  34  und  86  Ein£Gre8.  zur 
Exek.O.  abgeleiteten  Argumente  mangels  der  sachlichen  Voraussetzungen 
dieser  Artikel  nicht  standhalten,  da  Art  34  eine  vor  Inkrafttreten  der 
Exekutionsordnung  eingeleitete  Exekution,  diese  aber  vor  allem  einen 
hierlands  vollstreckbaren  Exekutionstitel  voraussetzt,  im  vorliegenden 
Falle  aber  ein  solcher  Exekutionstitel  eben  erst  durch  das  rechtsbestündig 
anhängige  Streitverfahren  anerkannt  werden  soll,  und  da  Art.  36  ein 
bei  Beginn  der  Wirksamkeit  der  neuen  Exekutionsordnung  anhängiges 
Exekutionsverfahren,  auf  welches  die  Vorschriften  der  Exekutionsord- 
nung  anzuwenden  sind,  zur  Voraussetzung  hat;  weil  es  endlich  aueli 
nicht  angeht,  dem  Einschreiter  die  von  ihm  nach  den  zur  Zeit  des  von 
ihm  gestellten  Begehrens  (6.  April  1894)  bestandenen  Vorschrift^ 
(allg.  Grerichtsordnung  und  cit  Hofdekrete)  in  seiner  Eingabebeilage  c 
beigebrachte  Basis  für  die  begehrte  Vollstreckbarkeitserklärung  durch 
Berufting  auf  spätere,  von  den  früheren  Vorschriften  abweichende  Ge- 
setze (§  79—83  Exek.O.,  Einf.0e8.  vom  27.  Mai  1896,  Nr.  78  and 
79)  zu  entziehen. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  dem  a.  o.  Bevisionsrekurse  des 
B.  beim  Abgange  der  Voraussetzungen  des  Hofdekretes  vom  15.  Februar 
1833,  J.G.S.  Nr.  2598  keine  Folge  gegeben. 

Die  ExekutionsfäJiigJceit,  welche  durch  die  Ministerial' Verordnung 
vom  13.  Dezember  1897 ,  R.G.BI.  Nr.  385,  Abs.  7,  den  in  Ungarn 
errichteten  Akten  und  Urkunden  eingeräumt  wurde,  kommt  jenen 
Erkenntnissen  der  ungarischen  Börseschiedsgerichte,  denen  bereits 
zur  Zeit  der  Geltung  der  frOheren  Gesetze  die  Eigenschaft  eines 
Exekutionstitels  abgesprochen  wurde,  nicht  zu. 

EntscheiduDff  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes  vom  19.  September  1899, 
Z.  8954.  —  III.  Senat.  (Entsch.  in  avils.,  B&l.  I  z.  Allg.  Ost.  G.Z.  1900  S.  202.) 

Mit  obersigerichtlicher  Entscheidung  vom  3.  November  1897, 
Z.  12878,  wurde  der  Vollzug  der  vom  zuständigen  ungarischen  Ge- 
richte auf  Grund  des  Urteiles  des  Schiedsgerichtes  der  Waren-  und 
Effektenbörse  in  Budapest  vom  3.  März  1897,  Z.  705  ex  1896,  be- 
willigten Exekution  im  Hinblicke  auf  den  Justizministerialerlafs  vom 
23.  September  1862,  Z.  9627,  wonach  das  genannte  Schiedsgericht  als 
ein  ungarisches  Civil-,  Handels-  oder  Wechselgericht  im  Sinne  dieses 
Erlasses  nicht  angesehen  werden  kann,  dessen  Urteile  sonach  hierlands 
nicht  exekutionsftlhig  sind,  endgültig  abgelehnt 

Nach  dem  Inkrafttreten  der  Exekutionsordnung  erwirkte  der  be- 
treibende Gläubiger  auf  Grund  desselben  Urteiles  neuerdings  die  Exe- 
kution und  nunmehr  gab  das  inländische  Gericht  erster  Instani 
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dem  Ersuchen  des  bewilligenden  ungarischen  Gerichtes  um  den  Vollzog 
dieser  Exekution  Folge,  was  auch  vom  Rekursgerichte  mit  der 
Begründung  besttttigt  wurde,  dafs  der  erwähnte  Jastiasministerialerlafs 
duroh  die  Ministerialverordnung  vom  13.  Dezember  1897,  R.G.B1.  Nr.  285, 
aa%ehoben  worden  sei,  den  Urteilen  der  ungarischen  Btfrseschieds- 
gericbte  dermalen  Ezekutionskraft  hierlands  zukomme,  daher  der  An- 
wendung des  Art.  XXX I,  Abs.  2,  des  Einf.Ges.  zur  Eexek.O.  kein 
Hindernis  im  Wege  stehe. 

Dagegen  hat  der  Oberste  Gerichtshof  den  Ezekutionsvollzug 
aneh  jetzt  verweigert,  denn  das  gegenständliche  Urteil  des  Schieds- 
gerichtes der  Budapester  Waren-  und  Effektenbörse  hatte  gemäfs  des 
zu  jener  Zeit  in  Geltung  bestehenden  Justizministerialerlasses  vom 
23.  September  1862,  Z.  9627,  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Län- 
dern, wie  dies  bereits  in  der  oberstgerichtlichen  Entscheidung  vom 
8.  November  1897,  Z.  12  878,  ausgesprochen  wurde,  keine  Ezekutions-  * 
krafi;  ihm  ging  somit  die  Eigenschaft  eines  Ezekutionstitels  ab;  und 
wenn  auch  mit  dem  Inslebentreten  der  Civilprozefs-  und  Ezekutions- 
Ordnung  im  Hinblicke  auf  die  Ministerialverordaung  vom  18.  Dezember 
1897,  R.G.B1.  Nr.  285,  auch  den  Urteilen  der  Schiedsgerichte  der 
ungarischen  Waren-  und  Effektenbörsen  Ezekutionskraft  zuerkannt  wurde, 
so  kann  diese  Verordnung  im  gegenwärtigen  Falle,  wo  dem  besagten 
Urteile  schon  einmal  die  Eigenschaft  eines  Ezekutionstitels  rechtskräftig 
abgesprochen  wurde,  nicht  zur  Anwendung  gelangen. 

Von  dem  in  Österreich  befindlichen  Nachlctsse  eines  im  Auslande 

verstorbenen  Ausländers  sind  Fondsgebühren  auch  dann  nicht  zu 

bemessen,  wenn  ein  österreichisches  Gericht  zur  Abhandlung  dieses 

Nachlasses  zuständig  ist. 

Entscheiduiig  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes  in  Wien    vom  22.  Mai  1900 
Z.  7885  (Jur.  Blätter  XXIX.  Jahrgang  [1900]  S.  383  ff.). 

In  der  Verlassenschaftssache  nach  dem  am  17.  Dezember  1898 
verstorbenen,  in  W.  in  England  wohnhaften  königl.  grofsbritannischen 
Staatsangehörigen  M.  hat  die  erste  Instanz  mit  Entscheidung  vom  28.  Mttrz 
19O0  G.Z.  A.  ix.^107-99  ^^^  ^^  NachUwse,  bestehend  in  a)  Realitäten- 
anteilen  per  651 216  Kronen  80  Heller,  b)  einem  Depot  bei  einem 
Wiener  Bankhause  per  21047  438  Kronen  79  Heller,  zusammen 
21.698.655  Kronen  59  Heller,  nach  Abzug  der  Passiven  per  2  814  720 
Kronen  92  Heller  19  383  934  Kronen  67  Heller,  einen  Beitrag  zum 
n.  0.  Landesschulfbnds  mit  144  628  Kronen  50  Heller  bemessen  und 
entschieden,  dafs  ein  Beitrag  zum  allgemeinen  Versorgungsfonds  nicht 
zu  entrichten  ist  Diese  Entscheidung  wurde  hinsichtlich  der  Befreiung 
von  einem  Beitrage  zum  Versorgungsfonds  auf  Hofdekret  vom  22.  Juni 
1821  Nr.  1770  J.G.S.  gegrtlndet  und  blieb  in  diesem  Teile  unan- 
gefochten. Hinsichtlich  des  Beitrages  zum  Schulfonds  stützte  sich  die 
Entscheidung  darauf,  dafs  das  Gericht  gemäfs  §§  107  und  108  J.N. 
zur  DorehAlhrung  dieser  Abhandlung  zuständig  sei  und  das  Gesetz  vom 

20* 
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18.  Dezember  1871  Nr.  1  L.G.B1.  ex  1872  von  jeder  in  östeimch 
unter  der  Enns  vorkommenden  Verlassenschaft  spricht. 

Dem  Rekurse  des  £rben  hat  das  k.  k.  Landesgericht  in 
Wien  unter  Richtigstellung  der  Ziffer  des  Beitrages  auf  145  378  Kronen 
50  Heller  keine  Folge  gegeben  und  den  erstrichterlichen  Beschlnfs 
mit  Entscheidung  vom  24.  April  1900  G.Z.  5i.™:Li?^=??  bestätigt 
aus  folgenden  Gründen: 

Wenn  auch  im  vorliegenden  Falle  der  Erblasser  englischer  Unter- 
than  war  und  zuletzt  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  in  England,  somit 
aufserhalb  Niederösterreichs  hatte,  so  ist  dennoch  der  hierlands  befind- 
liche Naclilafs  desselben  in  Wien  abzuhandeln,  und  erscheint  hierza, 
wie  von  keiner  Seite  in  Zweifel  gezogen  wird,  das  k.  k.  Bezirksgericht 
Innere  Stadt  II  Wien  kompetent,  und  wird  derselbe  in  dem  begonnenen 
Beschlüsse,  der  in  dieser  Richtung  von  keiner  Seite  angefochten  wurde, 
mit  dem  Betrage  von  19  383  984  Kronen  67  Heller  festgestellt  Der 
lediglich  angefochtene  Teil  des  obigen  Beschlusses  des  Erstrichteis,  daft 
hiervon  ein  Beitrag  zum  n.  ö.  Landesschulfonds  zu  bemessen  ist,  ist 
nun  allerdings  begründet  und  entspricht  der  Rechts-  und  Sachlage. 
Denn  die  im  n.  ö.  Landesgesetze  vom  18.  Dezember  1871  Nr.  1 
L.G.BL  ex  1872  und  zwar  im  §  1  enthaltene  Bestimmung,  wonach 
„von  jeder  in  Osterreich  unter  der  Enns  vorkommenden  Verlaasenschaft, 
wenn  der  reine  Nachlafs  300  fl.  übersteigt,  ein  Schulbeitrag  fUr  den 
n.  ö.  Landesfonds  als  gesetzliches  Vermächtnis  einzuheben  ist",  ist 
nach  deren  Sinn  und  Zweck  dahin  zu  verstehen,  dafs  jede  in  Öster- 
reich unter  der  Enns  kraft  der  Zuständigkeitsregeln  abgehandelte 
Verlassenschaft  einem  solchen  Beitrag  unterliegt  Schon  nach  dem 
Sprachgebrauche  ist  eine  Verlassenschaft  dort  als  vorkommend  anza- 
sehen,  wo  sie  abgehandelt  wird.  Für  diese  Auslegung  spricht  auch 
die  Analogie  mit  anderen  diesbezüglichen  Landesgesetzen,  welche  auf 
der  gleichen  Tendenz  beruhen,  indem  das  für  Böhmen  (Landesgesetz 
vom  2.  Februar  1873  Nr.  60  L.G.BL)  von  jeder  in  Böhmen  abgehan- 
delten Verlassenschaft,  das  ftlr  Dalmatien  (Landesgesetz  vom  30.  Jänner 
1878  Nr.  11  und  respektive  Gesetz  vom  28.  April  1888  Nr.  16L.G.BL) 
von  jeder  in  Dalmatien  angefallenen  VerUssenschaft ,  das  für  Salzbnig 
(Landesgesetz  vom  26.  Dezember  1871  Nr.  45  L.G.B1.  ex  1872)  von 
jeder  Verlassenschaft,  deren  Abhandlung  von  einem  salzbuxgischen  Ge- 
richte gepiogen  wird,  das  für  Triest  (Landesgesetz  vom  15.  Mai  1874 
Nr.  16  L.6.BL)  von  jeder  Verlassenschaft  in  der  Gemeinde  Triest 
einen  Schulbeitrag  normieren,  indem  femer  die  Landesgesetze  für  Oöis 
und  Gradisca  (Landesgesetz  vom  16.  Jänner  1881  Nr.  6  L.G.BL  und 
vom  15.  August  1892  Nr.  24  L.G.B1.),  für  Krain  (Lande^;esetz  vom 
18.  Dezember  1874  Nr.  1  L.G.B1.  ex  1875  und  vom  6.  Juli  1889 
Nr.  15  L.G.BL),  für  Mähren  (Landesgesetz  vom  80.  April  1874  ^r.  37 
L.G.B1.),  für  Oberösterreich  (Landesgesetz  vom  9.  Juni  1876  Nr.  18 
L.G.B1.)  und  für  Steiermark  (Landesgesetz  vom  29.  Dezember  1888 
Nr.  3  L.G.B1.  ex  1889)   aussprechen,   dafs  von  jeder  Verlassenscbaft, 
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m  deren  Abhandlung  ein  dort  befindliches  Gericht  nach  den  allgemeinen 
Regeln  über  die  Zusttlndigkeit  berofen  erscheint,  ein  Schnlbeitrag  zu 
bemessen  ist  Aneh  die  Durchfhhrangsverordnnng  der  Ministerien  der 
Justiz,  der  Finanzen  und  des  Unterrichtes  vom  13.  Juni  1876  Nr.  90 
R.6.BL,  welche  auch  mit  Geltung  fUr  Niederösteireich  erlassen  wurde, 
gebraucht  an  der  Spitae  des  bezüglichen  Mr  die  Gerichte  vorgeschriebenen 
Verzeichnisformulares  den  Ausdruck  ^abgehandelte  Verlassenschaften^. 
Eb  war  daher  der  obige  Beschlufs  in  seinem  angefochtenen  Teile  zu 
bestätigen,  jedoch  der  bei  der  Berechnung  dem  Erstrichter  unterlaufene 
Rechnungsfehler,  der  keinem  der  Beteiligten  zum  Vorteile  oder  Nach- 
teile gereichen  kann  (aig.  aus  §  1388  a.  b.  G.B.)  richtig  zu  stellen, 
da  gegenüber  der  vom  Erstrichter  festgestellten  Ziffer  des  hierllndischen 
Npichlasses  und  einem  Prozentsatz  von  ^/4  ^/o  (50  kr.  samt  50  ^/o  Zu- 
schlag pro  je  100  fl.)  sich  der  oben  eingesetzte  höhere  Betrag  ergiebt 

Der  k.  k.  Oberste  Gerichtshof  hat  nun  unterm  22.  Mai 
1900  G.Z.  7335  über  aufserordentlichen  Revisionsrekurs  des 
Erben  den  Beschlufs  der  zweiten  Instanz  dahin  abgeändert,  dafs 
von  diesem  Nachlasse  ein  Schulbeitrag  zum  n.  ö.  Landesfonds  nicht 
bemessen  wird,  mit  folgender  Begründung: 

Das  Landesgesetz  für  Niederösterreich  vom  18.  Dezember  1871 
Nr.  1  L.GB.  ex  1872  bestimmt  im  §  1,  dafs  von  jeder  in  Österreich 
unter  der  Enns  vorkommenden  Verlassenschaft,  wenn  der  reine  Nach- 
lafs  300  fl.  übersteigt,  ein  Schulbeitrag  ^r  den  h.  ö.  Landesfonds  als 
gesetzliches  Vermächtnis  einzuheben  ist.  Im  vorliegenden  Falle  ist  zu 
entscheiden,  ob  die  in  dem  gedachten  Landesgesetze  gebrauchte  Be- 
zeicbnung  „vorkommende  Verlassenschaft^  dahin  zu  verstehen  ist,  dafs 
der  Pflicht  zur  Leistung  dieses  Legates  alle  Verh&ssenschaften  unter- 
liegen, welche  vor  Gerichten  in  Niederösterreich  verhandelt  worden, 
ob  sich  diese  Verpflichtung  unabhängig  von  den  häufig  von  zufUlligen 
Umständen  abhängigen  Eompetenzbestimmungen  nach  dem  Wohnorte 
des  Erblassers  richtet  und  davon  abhängig  ist,  dafs  dieser  in  dem  be- 
treffenden Lande  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hatte,  und  daher  in  der 
Lage  war,  voa  den  bestehenden  Schuleinrichtungen  vorkommenden 
Falles  Grebrauch  zu  machen.  Dem  ganzen  Sinne  und  Geiste  des  Ge- 
setzes zufolge  erscheint  nur  letzteres  zutreffend,  und  erscheinen  daher 
die  Nachlässe  solcher  Personen,  welche  ihren  Wohnsitz  nicht  in  Nieder- 
Osterreich  hatten,  von  der  Entrichtung  dieses  gesetzlichen  Legates  be- 
freit. Dies  erscheint  vor  allem  durch  §  4  des  bezogenen  Gesetzes 
dargethan,  wonach  unbewegliches  Vermögen,  das  nicht  in  Niederöster- 
reich liegt,  bei  Berechnung  des  Schulbeitrages  nicht  in  Anschlag  zu 
bringen  ist,  obgleich  auch  dieses  Vermögen,  wenn  dasselbe  sich  nicht 
im  Auslände  befindet,  vor  dem  Gerichte  in  Niederösterreich  der  Ab- 
handlung unterzogen  wird,  findet  femer  eine  Unterstützung  in  dem 
Dekrete  der  Gentral-Finanzkommission  vom  21.  September  1811  Nr.  959 
J.G.S.,  dem  Hofdekrete  vom  22.  Juni  1821  Nr.  1770  J.G.S.  und  in 
dem  Erlasse  des  n.  ö.  Appellationsgerichtes  vom  16.  September  1842 
Z.  10719,   endlich   spricht  für  die  Richtigkeit   dieser  AufiBftssung  auch 
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das  Gesetz  yom  31.  Dezember  1891  Nr.  72  L.6.B1.,  demzufolge  eine 
Gebühr  zum  Wiener  Krankenanstalteufonds  nur  von  Verlaasenschaften 
solcher  Personen  einzuheben  ist,  welche  zur  Zeit  ihres  Todes  ihren 
ordentlichen  Wohnsitz  in  Wien  hatten,  und  ist  im  vorliegenden  Falle 
auch  thatsächlich  seitens  des  k.  k.  Centraltaxamtes  eine  Qebtihr  zum 
Wiener  Krankenanstalteufonds  nicht  bemessen  worden*  (Blatt  158).  — 
Ganz  unzutreffend  ist  die  vom  Reknrsgerichte  aus  dem  Wortlaute  der 
die  Entrichtung  des  Schulbeitrages  ftar  andere  Kronländer  regelnden 
Landesgesetze  für  die  Begründung  seiner  Rekurserledigung  hergeholte 
Analogie,  welche  schon  deswegen  ohne  jegliche  Bedeutung  ist,  weil 
diese  Gesetze  von  legislativen,  von  einander  ganz  unabhängigen  Körper- 
schaften beschlossen  wurden,  und  nicht  das  mindeste  Anzeichen  dafür 
vorliegt,  dafs  hierbei  von  denselben  Grundprincipien  wie  in  Nieder- 
österreich ausgegangen  wurde.  Nun  war  der  Erblasser  unbestrittener- 
mafsen  königl.  grofsbri tannischer  Unterthan  und  hat  nicht  hier,  sondern 
in  W.  in  England  seinen  Wohnsitz  gehabt,  weshalb  von  seinem  Nach- 
lasse, zu  dessen  Abhandlung  das  k.  k.  Bezirksgericht  Innere  Stadt  II 
Wien  nur  infolge  des  zufälligen  Uinstandes  berufen  erscheint,  weil  der 
Verstorbene  im  Sprengel  dieses  Gerichtes  Hausanteile  besafs,  ein  Schal- 
beitrag nicht  zu  bemessen.  Durch  die  gegenteilige  Entscheidung  der 
Untergerichte  erscheint  das  Landesgesetz  vom  18.  Dezember  1871  Nr.  1 
L.G.B1.  ex  1872  offenbar  verletzt,  es  war  daher  dem  aufserordentlicheii 
Revisionsrekurse  des  Erben  Folge  zu  geben,  und  der  Beschlufs  des 
Rekursgerichtes  im  vorstehenden  Sinne  abzuändern. 

Stehen  die  nach  inländischem  Gesetze  dem  Stcuxtsärar  zustehenden 
Privilegien  auch  dem  Fiskus  eines  fremden  Staates  zu? 

Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  in  Wien  vom  30.  November  18d8, 
Z.  9958  (mitgeteilt  von  Hm.  Prof.  Dr.  Rosenblatt  in  Krakau). 

Die  Finanzprokuratur  in  Warschau  erhob  namens  des  kaiserlich- 
russischen Fiskus  gegen  den  Hauseigenttlmer  X.  in  Krakau  vor  dem 
Landesgerichte  daselbst  die  Klage  auf  Zahlung  einer  Hypothekarforde- 
rung von  5705  poln.  Gulden  resp.  1426  Gulden  ö.  W.  Die  Klsge 
sttltzte  sich  darauf,  dafs  auf  der  dem  Belangten  eigenttlmlich  gehörigen 
Realität  in  Krakau  (Ostereich)  obige  Summe  zu  Gunsten  des  Karme- 
litanenklosters  in  Lublin  (Rufsland)  eingetragen  war,  und  dafs  aaf 
Grund  des  kaiserlich  -  russischen  Erlasses  (Ukases)  vom  27.  Oktober 
1864,  mit  welchem  das  erwähnte  Kloster  aufgehoben  und  detfsen  Ver- 
mögen konfisziert  worden  ist,  sämtliches  Vermögen  dieses  Klosters  auf 
den  russischen  Fiskus  übergegangen,  derselbe  somit  als  Rechtsnachfolger 
des  Klosters  legitimiert  sei,  obige  Summe  einzufordern. 

Der  Belangte  erhob  gegen  die  Klage  folgende  Einwendungen: 

1.    Dafs  der  kaiserlich- russische  Fiskus  zur  Klage  nicht  l^timiert 

sei,    denn  der  kaiserlich-russische  Erlafs,  womit  das  Kloster  m  Labiin 

aufgehoben  und  dessen  Vermögen  in  das  russische  Staatsärar  einverleibt 

worden  sei,  sei  eine  verwaltungsrechtliche  russische  Verfügung,  welche 
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ein  österreichischer  Staatsbürger-,  mangels  nachgewiesener  Redprocittlt» 
anzuerkennen  nicht  verpflichtet  sei; 

2.  den  Einwand  der  Verjähmng,  weil  znr  Zeit  der  EHagserhebnng, 
d.  i.  am  1.  Oktober  1894  mehr  als  30  Jahre  vom  Zeitpunkte  der  letzten 
Zinsenzahlung  verflossen,  somit  die  Verjtthrung  eingetreten  sei,  da  g^en 
den  russischen  Fiskus  nicht  die  Ittngere  40  jährige  Verjilhrungsfirist,  wie 
gegen  den  privilegierten  Osterreichischen  Fiskus,  sondern  die  allgemeine 
30  jfthrige  Verjährungsfrist  Geltung  habe. 

Die  Klage  wurde  in  allen  drei  Instanzen  abgewiesen,  jedoch  aus 
verschiedenen  Gründen. 

Die  erste  Instanz  erklärte  die  vom  Beklagten  erhobenen  Einwen- 
dungen ab  nicht  zutreffend;  sie  war  der  Meinung,  dafs  die  Rechts- 
fähigkeit einer  russischen  juristischen  Person ,  daher  auch  die  Aktiv- 
l^timation  des  russischen  Fiskus  nach  russischem  Recht  zu  entscheiden, 
somit  vorbanden  sei,  femer,  dafs  dem  russischen  Fiskus  ebenso  wie  dem 
Österreichischen  die  längere  Verjährungsfrist  zu  gute  komme. 

Trotzdem  wurde  die  KLige  des  kaiserlich  -  russischen  Fiskus  von 
der  ersten  Instanz  abgewiesen,  und  zwar  mit  der  Begründung,  dafs  nach 
dem  in  Osterreich  nicht  ausdrücklich  aufgehobenen,  somit  noch  zu  Recht 
bestehenden  jus  alhinagii  (droit  cPaubaine)  resp.  nach  dem  sog. 
Epavierungsreeht  (droit  d'^ave)  im  Falle  des  Erlöschens  einer 
ausländischen  juristischen  Person,  deren  inländisches  Vermögen  dem 
österreichischen  Fiskus  anheim&lle  und  dasselbe,  selbst  im  Falle  der 
Reaktivierung  der  ausländischen  Korporation,  derselben  nicht  zurück- 
zustellen sei.  (Allerhöchste  Entschliefsung  vom  26.  September  1846 
Nr.  985  J.G.8.;  Vesgue  v.  Püttlingen,  Internat  Privatrecht  S.  209; 
Kraim-Ffaff,  System  des  bürg.  Rechts  I  §  73  Note  3;  Stubenrauchj 
Kommentar  I  S.  30;  Walker^  Die  rechtliche  Stellung  ausländischer 
juristischer  Personen,  §  19.) 

Zufolge  Berufung  des  russischen  Fiskus  bestätigte  das  Oberlandes- 
gericht das  erstrichterliche  abweisliche  Urteil,  jedoch  aus  anderen  Gründen, 
und  zwar  w^en  vorliegender  Verjährung. 

Der  k.  k.  Oberste  Gerichtshof  in  Wien  bestätigte  mit  Urteil  vom 
30.  November  1898  ZI.  9958  die  abweislichen  Erkenntnisse  der  unteren 
Instanzen  aus  nachstehenden  Gründen: 

Gründe  des  Obersten  Gerichtshofes:  „Nach  dem  Hof- 
dekrete vom  15.  Februar  1833  Nr.  2598  J.G.S.  können  gleichlautende 
Urteil«  der  beiden  unteren  Instanzen  aufgehoben  oder  abgeändert  werden, 
wenn  eine  Nichtigkeit  oder  offenbare  Ungerechtigkeit  vorliegt. 

Nun  wird  von  der  Klagsseite  eine  in  dem  Verfahren  unterlaufene 
Nichtigkeit  nicht  behauptet  und  konnte  eine  solche  auch  bei  amts- 
wegiger  Überprüfmig  der  Akten  nicht  entdeckt  werden;  die  vermeint- 
liche verfehlte  Unterstellung  der  fiiktischen  Sachlage  unter  das  Gesetz 
vermag  aber  eine  Nichtigkeit  nicht  zu  begründen,  kann  vielmehr  nur 
den  Anlafs  bieten  zu  einer  Untersuchung,  ob  die  Sachlage  auch  in 
rechtlicher  Beziehung  derart  unrichtig  beurteilt  worden  sei,  dafs  die  an- 
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gefochtenen  Sprüche  für  die  Beschwerde  ftlhrende  Partei  eine  ofifonhare 
Ungerechtigkeit  involvieren. 

Dafs  eine  solche  gegebenen  Falls  nicht  vorliegt,  ergiebt  sich  ans 
nachstehenden  ErwSgungen: 

Den  Gegenstand  dieses  Rechtsstreites  bildet  der  von  der  Klags- 
seite  erhobene  Anspruch  auf  Zahlung  der  auf  der  Realität  des  Beklagten 
verbücherten  strittigen  Forderung  aus  der  Hypothek  der  mit  dieser 
Forderung  belasteten  Liegenschaft..  Dafs  als  EUSger  der  kaiserlich- 
russische  Fiskus  auftritt,  erhellt  aus  den  eigenen  kltfgerischen  Replik- 
ausfUhrungen,  wonach  die  Fonde  der  im  Jahre  1864  aufgehobenen  Klöster 
seither  einen  Bestandteil  des  allgemeinen  Staatsschatzes  beziehungsweise 
des  kaiserlich-russischen  Fiskus  bilden,  was  tlbrigens  auch  in  dem  §  18 
des  in  der  Replik  unter  Beilage  X  produzierten  Ukases  vom  27.  Oktober 
(8.  November)  1864  insofern  eine  Bestätigung  findet,  als  hierin  von 
einem  besonderen  Fonde  des  aus  der  gegenständlichen  Lastpost  ehemals 
berechtigten,  seither  aufgehobenen  Karmelitenklosters  in  Lublin  speciell 
keine  Rede  ist 

Dem  geltend  gemachten  Ansprüche  hat  nun  der  Beklagte  unter 
anderen  auch  die  Einwendung  der  Verjährung  entgegengesetzt  und  ist 
diese  Einwendung  von  beiden  Untei^erichten  auch  eingehenden  Prü- 
fungen unterzogen  worden,  welche  jedoch  zu  verschiedenen  Ergebnisaen 
geführt  haben,  indem  der  erste  Richter  das  Postulat  der  aufserordent- 
lichen  vierzigjährigen  Verjährungszeit  als  gegeben  angenommen  hat, 
während  der  obere  Richter  die  ordentliche  dreifsigjährige  als  ausreichend 
fand.  Die  diesfalls  von  dem  Revisionswerber  erhobene  Einwendang, 
dafs  die  erstrichterliche  in  der  Urteilsbegründung  niedergelegte  An- 
schauung, ob  nicht  eingebrachter  Appellation  seitens  des  Beklagten  in 
Rechtskraft  erwachsen,  sonach  präjudiziert  sei,  ist  belanglos,  sobald  er- 
wogen wird ,  dafs  die  Begrtlndung  einer  richterlichen  Entscheidung  f^ 
sich  allein  einen  Gegenstand  der  Anfechtung  im  Rechtsmittelzuge  nicht 
abzugeben  vermag  und  Beklagter  gegen  die  ihm  doch  günstige,  denn 
das  Klagebegehren  abweisende,  erstrichterliche  Urteilssentenz  ein  Rechts- 
mittel zu  ergreifen  keinen  Grund  hatte. 

Nun  steht  nach  dem  Verhandlungsergebnisse  fest,  dafs  von  dem 
strittigen  Kapital  bis  zur  Aufhebung  des  Klosters  in  Lublin  im  Oktober 
1864  Zinsen  entrichtet  worden  sind,  sowie  dafs  die  letzte  dekursiv  ver- 
fallende Zinsenrate  am  1.  Juli  1864  zur  Zahlung  gelangte. 

Die  unter  Beweis  durch  den  Haupteid  gestellte  weitere  klägerische 
Behauptung,  dafs  die  fraglichen  Zinsen  bis  Ende  des  Jahres  1864  be- 
richtigt worden  sind,  ist  von  den  Untergerichten  mit  Recht  unbeachtet 
gelassen  worden,  weil  die  Klagseite  weder  die  Zeit  angegeben,  wann, 
noch  auch  jenes  Rechtssubjekt  bezeichnet  hat,  zu  dessen  Händen  die 
Zahlung  der  ftlr  die  Zeit  nach  dem  1.  Juli  1864  entfallenden  Zinsen 
erfolgt  sei.  Übrigens  ist  die  gedachte  Behauptung  an  sich  schon  za 
einem  Beweisthema  durch  den  unrückschiebbaren  Haupteid  nicht  ge- 
eignet, weil  doch  zugestandenermafsen  das  zur  kritischen  Zeit  zum  Be- 
züge berechtigte  Kloster  in  Lublin  im  Oktober  1864  aufgehoben  wurde, 
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die  nücbste  Zinseorate  aber  nach  Inhalt  der  besttglichen  VerpflicbtnngB- 
nikunde  erst  am  1.  Janaar  1865  fUlig  war.  In  der  Zahlung  der 
weiterlaufenden  Zinsen  von  der  ftar  das  Karmeliterkloster  in  Ozema 
somit  für  ein  anderes  Rechtssubjekt  verbücherten  gleichen  Eapitalssumme 
kann  ebensowenig  eine  Unterbrechung  der  Klagsverjährung  gefunden 
werden,  als  in  den,  die  Streitparteien  nicht  bindenden,  im  Jahre  1881 
und  folgenden  stattgehabten  mündlichen  Verhandlungen  zwischen 
Dr.  Sdachtawski  und  Hieromin  CgechanowsM,  weil  die  Ermächtigung 
dieses  Letzteren  zu  einer  bindenden  Erklärung  namens  des  damaligen 
Besitzers  der  belasteten  Hypothek  gerichtsordnungsmäfsig  nicht  aus- 
gewiesen wurde.  • 

Gleich  belanglos  für  die  aufliegende  Frage  ist  auch  die  Fertigung 
des  Nachlafsinventars  nach  Adam  Cgechtmotoski  durch  den  Beklagten, 
weil  hiedurch  blofs  der  faktisch  damals  noch  aufrechte  Bestand  der 
streitigen  Hypothekenforderung  als  Bucheintrag  bezeugt  erscheint 

Steht  aber  hiedurch  fest,  dafs  seit  dem  1.  Juli  1864  als  dem 
letzten  Zinsenzahlungstermine  weder  von  selten  des  Forderungsberechtigten 
noch  jener  des  Verpflichteten  eine  Handlung  gesetzt  wurde,  wdche 
gemäfs  §  1497  a.  b.  O.  eine  Unterbrechung  der  Verjährung  herbei- 
zuführen geeignet  wäre,  so  ist  die  ordentliche  30  jährige  Verjährungszeit 
mit  dem  1.  Juli  1894  beziehungsweise  vor  Überreichung  der  Klage 
(1.  Oktober  1894)  auch  abgelaufen,  zumal  für  die  strittige  Forderung 
ein  Zahlungstermin  nicht  bedungen  war,  dieselbe  sonach  sofort  nach  der 
letzten  Zinsenzahlung,  die  am  1.  Juli  1864  erfolgte,  gemäfs  §  904  a.  b.  B. 
gefordert  und  im  Weigerungsfalle  auch  eingeklagt  werden  konnte. 

£^  erübrigt  noch  die  Erwägung,  welche  Verjährungszeit  gegebenen- 
faUs  mafsgebend  ist,  und  in  dieser  Beziehung  mufs  der  obergerichtlichen 
Anschauung,  dafs  in  diesem  Streitfalle  die  ordentliche  80jährige  Ver- 
jährungszeit platzzugreifen  habe,  beigepflichtet  werden. 

Denn  die  im  §  1472  a.  b.  G.  enthaltene  Begünstigung  , 
der  Verwalter  der  Staatsgüter  und  des  Staatsverm(5gens 
ist  ein  Privilegium,  welches  blofs  zu  Gunsten  des  eige- 
nen Staates  beziehungsweise  des  Oberhauptes  statuiert 
ist  und  als  eine  Ausnahme  von  der  ordentlichen  Ver- 
jährungszeit nicht  auch  auf  einen  fremden  ausländischen 
Fiskus  ausgedehnt  werden  könne,  worüber  Theorie  und 
Praxis  einig  sind.  Die  von  der  Elagsseite  diesfalls  angerufene  Be- 
stimmung des  Art  125  des  in  Rufsland  geltenden  Gesetzes  vom 
14./26.  April  1818,  wonach  bei  hypothekarisch  eingetragenen  Rechten 
von  einem  Anfänge  einer  Verjährung  keine  Rede  sein  kann,  so  lange 
sie  in  den  Hypothekenbüchem  ungelöscht  bleiben,  ist  gegebenenfklls 
ohne  Bedeutung,  weil  es  sich  um  die  Realisierung  einer  Forderung  aus 
einer  hierlands  gelegenen  Hypothek  bandelt,  sonach  der  Hypotheken- 
beeitzer  als  österreichischer  Staatsangehöriger  in  betreff  des  ihm  aus  der 
Verjährung  fliefsenden  Rechtes  doch  nicht  dem  ausländischen  Gesetae 
unterstellt  werden  kann. 

Wenn  daher  das  Obergericht  die   erstrichterliche  auf  Abweisung 
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des  KlagsbegehreoB  laatende  Entscheidung  aus  dem  Grunde  der  dn- 
getretenen  Verjährung  beBtätigt  hat,  kann  hierin  angesichts  des  oben 
Ausgeführten  eine  offenbare  Ungerechtigkeit  durchaus  nicht  gefunden 
werden. 

Das  oberlandesgerichtliche  Urteil   mufste   daher  bestätigt  werdoi/ 


Schweden. 

Wiederverehelichfmg  nach  Ehescheidung. 

BeschlnfB  des  Staatsrats  vom  19.  Mai  1899  (Clunet  1900  S.  206). 

Wenn  feststeht,  dafs  nach  den  Regeln  der  lex  hei  adus  die  Ehe- 
scheidung eines  Schweden  im  Auslande  gerichtlich  ausgesprochen  wurde, 
können  die  schwedischen  Behörden  diesem  Schweden  nicht  die  be- 
sondere Ermächtigung  erteilen,  eine  zweite  Ehe  in  Schweden  einzugehen. 

Besiieveränderwngsgehühr. 
Urteil  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  10.  April  1899  (Clunet  1900  S.  207)l 
In  Schweden  mufs  die  Zahlung  einer  Besitzveränderungsgebühr 
auch  bezüglich  des  von  einem  Schweden  im  Auslande  hinterlassenen 
Vermögens  erfolgen,  selbst  wenn  der  ausländische  Staat  bereits  eine 
solche  davon  erhoben  hatte. 


Schweiz. 

Rechtsprechung  schweizerischer  GerichtshSfe. 

Betreibung  gegen  einen  im  Auslände  wohnenden  Schuldner  ist  in 
der  Schweiz  nur  möglich   in   den  in  Art  50  und  52  B.G.  ^vor- 
gesehenen Fällen. 

Entscheid  der  Bern,  kantonalen  Aufnchtsbehörde  in  Schuldbetreibung  und 

Konknrssachen  vom  9.  Jiüi  1899  (Zeitschr.  des  Bemischen  JuristenTerems  etc. 

Bd.  XXXVI  S.  198  f.). 

Die  Beschwerde  wurde  im  Sinne  der  nachstehenden  Motive  als 
unbegrtlndet  abgewiesen. 

1.  Namens  der  Frau  Witwe  Portmann  reichte  Notar  S.  in  B. 
dem  Betreibungsamte  Aarbei^  für  eine  Forderung  von  Fr.  90.05  sn 
^SoHberger  Ferdinand,  flruiHer  ä  Monnetier  prhs  Champfromier ,  äi- 
pcurtement  Äin^  France^  ein  Betreibungsbegehren  ein  mit  der  Beme^ 
kung:  „Sie  wollen  gemäfs  Art.  66  B.G.  für  Zustellung  besorgt  sem.'' 
Der  Betreibungsbeamte  von  Aarberg  ersuchte  zunächst  den  Notar  S. 
um  Mitteilung  darüber,  an  welchem  Orte  Sollberger  in  der  Schwei« 
seinen  letzten  Wohnsitz  hatte,  und  als  er  den  Bericht  erhielt,  derselbe 


Schweiz.  315 

8o0e  sich  saletzt  in  Langnau  att%ehalten  haben,  sandte  er  das  B&- 
traibnngsb^^hren  an  Notar  S.  zorttck  mit  dem  Bemerken,  dasselbe  sei 
an  das  Betreibnngsamt  Signau  zu  richten,  wenn  der  Schuldner  zuletzt 
in  Langnan  gewohnt  habe.  Gestützt  auf  diese  Wegleitnng  stellte  Notar 
S.  namens  der  Witwe  Portmann  beim  Betreibnngsamte  Signau  ein  neues 
Betreibnngsbegehren.  Der  Betreibungsbeamte  von  Signau  fertigte  zwei 
Doppel-Zahlungsbefehle  aus,  gab  aber  dem  Betreibungsgehülfen  Liechti 
in  Langnau  Auftrag,  Nachforschungen  uach  dem  Schuldner  anzustellen, 
und  sandte,  als  diese  ergaben,  derselbe  sei  wirklich  früher  in  Langnau 
gewesen,  aber  schon  vor  Jahr  und  Tag  von  dort  weggezogen,  eben&Us 
die  beiden  Doppel-Zahlungsbefehle  mit  dem  Zeugnis  des  Weibels  Liechti : 
„Schuldner  Ferdinand  Sollberger  ist  in  Langnau  unbekannt*',  unter 
Nachnahme  von  Fr.  1  an  Notar  S.  zurück. 

2.  Wegen  der  Weigerung,  dem  Betreibnngsbegehren  der  Witwe 
Portmann  Folge  zu  geben,  bezw.  die  Zustellung  des  Zahlungsbefehls  an 
den  Schuldner  Sollberger  zu  besorgen,  hat  namens  derselben  mit  Schrift- 
satz vom  12./13.  Juni  1899  Notar  S.  gegen  die  Betreibungsttmter  Aar- 
berg und  Signau  Beschwerde  erhoben.  Er  macht  geltend,  da  Art  66, 
AL  3  B.6.,  welche  Oesetzesstelle  hier  allein  mafsgebend  sei,  nicht  sage, 
welches  Betreibungsamt  zur  Einleitung  der  Betreibung  und  Zustellung 
des  Zahlungsbefehls  gegen  einen  im  Auslande  wohnenden  Schuldner 
Terpflichtet  sei,  so  müsse  angenommen  werden,  dafs  jedes  Betreibungs- 
amt  der  ganzen  Schweiz  einen  solchen  Schuldner  betreiben  müsse, 
Bofem  der  Gläubiger  den  Kostenvorschufs  leistet 

3.  Dieser  Standpunkt  ist  nun  aber  nicht  haltbar.  Der  Bevoll- 
XDlIchtigte  der  Beschwerdeftlhrerin  geht  von  der  Ansicht  aus,  ein  im 
Ausland  wohnender  Schuldner  könne  von  dem  in  der  Schweiz  wohnenden 
GlSnbiger  in  der  Schweiz  stets  betrieben  werden.  Dies  ist  nicht 
richtig.  Nach  dem  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs 
kann  ein  im  Auslande  wohnender  Schuldner  überhaupt  nur  in  drei 
FiUen  in  der  Schweiz  betrieben  werden,  nämlich  in  den  beiden  in 
Art  50  vorgesehenen  Fällen:  wenn  er  in  der  Schweiz  eine  Geschäfts- 
niederlasaung  besitst,  für  die  auf  Rechnung  der  letztem  eingegangenen 
Verbindlichkeiten,  und  wenn  er  in  der  Schweiz  zur  ErftQlung  einer 
Verbindlichkeit  ein  Specialdomizil  gewählt  hat,  ftlr  diese  Verbindlichkeit, 
nnd  aufserdem  noch  (gemäfs  Art.  52)  in  dem  Falle,  wenn  für  die  For- 
derung ein  Arrest  gelegt  ist  Nach  einem  Entscheide  des  Bundesrates 
vom  16.  Mftiz  1893  (s.  Archiv  Bd.  II  Nr.  48)  kann  der  Schuldner 
allerdings  durch  das  Betreibungsamt  seines  letzten  bekannten  Wohn« 
ortes  und,  in  Ermangelung  eines  solchen,  seines  letzten  bekannten  Auf- 

>  enthaltsortes  in  der  Schweiz  betrieben  werden,  wenn  sein  dermaliger 
Wohnsitz  oder  Aufenthaltsort  nicht  bekannt  ist  Dieser  Fall  liegt  aber 
nicht  vor,  da  ja  im  Betreibungsbegehren  der  Beschwerdeführerin  der 
dermalige  Wohnort  des  Schuldners  Sollberger  ganz  genau  angegeben 
ist  Dafs  einer  der  drei  erwähnten  Fälle,  in  denen  ein  im  Auslande 
wohnhafter  Schuldner  in  der  Schweiz  betrieben  werden  kann,  vorliegend 
zutreffe,  ist  weder  von  der  Beschwerdeftlhrerin  behauptet,  noch  ans  den 
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Akten  enicbtlich.  Es  war  daher  weder  das  BetreibungBamt  Aarbeig, 
noch  das  Betreibangsamt  Signau  kompetent,  dem  Betreibongsbegehren 
der  Beschwerdeführerin  Folge  zu  geben. 

Vindikation  gestohlener ,  im  Auslände  ^Deutschland)  von  einem 
Dritten    erworbener    Inhaberpapiere.     Auslegung   von    Art.    208 

Ziff.  2  OM. 

£ntBcheiduig   des  BondesgeriehtB  vom  24.  November  1899  (ZeitBohrift  des 
Bernischen  Jaristenvereins  etc.  Bd.  XXXVI  S.  255  AT.). 

Der  Klägerin  Frau  E.  B.  in  Zug  worden  nnter  anderen  Wert- 
papieren zwei  Inhaberobligationen  auf  die  schweizerische  Eidgenossen- 
schaft gestohlen.  Diese  wurden  als  gestohlen  aasgekündigt  and  sodann 
auf  die  vom  Gerichtspräsidenten  in  Bern  erlassene  Bekanntmachung  von 
den  Beklagten,  Gebrüder  K.,  Bankhaus  in  Freibarg  i.  B.,  dem  Richter- 
amt Bern  vorgelegt  Klttgerin  verlangte  mit  Klage  Anerkennung  ihres 
Eigentums,  die  Beklagten  stellten  Widerklage  auf  Anerkennung  ihres 
Eigentumsrechtes. 

Der  Appellhof  in  Bern  hat  mit  Urteil  vom  20.  Juni  1899 
die  Klage  abgewiesen  und  die  Widerklage  gutgeheifsen,  indem  er  sich 
auf  den  Standpunkt  stellte:  Nach  Art  208  Ziff.  2  O.R.  sei  der  Eigen- 
tumsanspruch der  Klägerin  an  den  von  den  Beklagten  unbestrittener- 
mafsen  in  Deutschland  erworbenen  Papieren  ausgeschlossen,  wenn  dis 
deutsche  Recht  im  vorliegenden  Falle  die  Eigentumsklage  nicht  zulsase, 
und  der  Erwerb  der  Papiere  durch  die  Beklagten  gegen  Entgelt  und 
in  gutem  Glauben  stattgefunden  habe.  Diese  Voraussetzung  treffe  in 
casu  zu;  denn  nach  deutschem  Recht  (H.G.B.  Art.  306  und  307)  er- 
lange der  redliche,  d.  h.  gutgläubige  Erwerber  eines  Inhaberpapieres 
das  Eigentumsrecht  an  demselben;  es  sei  auch  unbestritten,  dafs  die 
Beklagten  die  beiden  Obligationen  gegen  Entgelt  erworben  haben. 
Rttcksichtlich  des  gutgläubigen  Erwerbes  li^ge  es  zwar  den  Be- 
klagten ob,  die  Thatsache  ihres  guten  Glaubens  beim  Erwerbe  zu  be- 
haupten. Allein  anderseits  li^e  es  ebenso  zweifellos  in  der  Natur  der 
Sache,  dafs  wenn  jemand,  wie  hier  die  Beklagten,  eine  Sache  justo 
tUulo  erworben  habe,  die  faktische  Vermutung  ftir  ihn  streite,  dafs  er 
sich  beim  Erwerb  in  gutem  Glauben  befanden  habe,  und  es  daher  Sache 
der  Gegenpartei  sei.  Umstände  zu  behaupten  und  aufzuweisen,  welche 
die  Annahme  des  guten  Glaubens  ausschliefsen.  Dies  sei  nun  aber 
nicht  geschehen.  Aus  der  Darstellung,  welche  die  Beklagten  über  ihre 
Erwerbung  der  beiden  Obligationen  gegeben  haben,  könne  nicht  ge- 
schlossen werden,  dafs  sie  dabei  grob&hrlässig  gehandelt  hätten;  mid 
sonstige  Umstände,  welche  geeignet  wären,  die  für  das  Vorhandensein 
der  bona  fidea  streitende  faktische  Vermutung  zu  erschüttern,  seien  nicht 
aktenkundig.  # 

Das  Bundesgericht  hat  die  Entscheidung  in  allen  Teilen  mit 
Urteil  vom  24.  November  1899  bestätigt 

Aus  den  Gründen  des  bundesgerichtlichen  Urteils: 
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Da  die  beiden  Inhaberobligationen  der  Klttgerin  ge- 
stohlen worden  sind,  and  gemäfe  Art.  206  O.R.  beim  Erwerb  gestoh- 
lener (and  verlorener)  Sachen  der  in  Art  205  aosgesprochene  Grand- 
satz, Hand  moTs  Hand  wahren,  nicht  Platz  greift,  solche  Sachen  vielmehr 
binnen  fünf  Jahren,  vom  Tage  des  Abhandenkommens  an  gerechnet, 
jedem  Inhaber  abverlangt  werden  können,  so  besteht  kein  Zweifel,  da(s 
die  Beklagten  an  den  genannten  Papieren  kein  Eigentum  erworben 
haben,  wenn  für  den  von  ihnen  behaupteten  Eigentumserwerb  das  eid- 
gen(Jesi8che  Recht  mafsgebend  ist  Nun  haben  aber  die  Beklagten  die 
Papiere  im  Aaslande  gekauft,  und  sie  stützen  sich  darauf,  dafs  sie  nach 
dem  am  Erwerbungsorte  geltenden  Recht  Eigentümer  geworden  seien. 
In  der  That  geht  das  deutsche  Handelsgesetzbach,  welches  hier  als 
Hecht  des  Erwerbungsortes  in  Betracht  kommt,  in  der  Beschrttnkang 
der  Vindikation  von  Inhaberpapieren  weiter  als  das  schweizerische 
Obligationenrecht,  indem  es  den  redlichen  Erwerber  solcher  Papiere 
aach  dann  Eigentttmer  derselben  werden  Ittfst,  wenn  sie  gestohlen  oder 
verloren  waren  (Art.  806  und  807  des  deutsch,  allg.  H.G.B.).  Es 
mufB  sich  demnach  vor  allem  fragen,  nach  welchem  Recht,  ob  nach 
dem  Bundesgesetz  über  das  Obligationenrecht  oder  nach  dem  deutschen 
Bandeisgesetzbuche  der  Streit  über  das  von  beiden  Parteien  behauptete 
Eigentumsrecht  zu  entscheiden  sei.  HiefÜr  sind  in  erster  Linie  die  im 
inUlndischen  Recht  selbst  niedeigelegten  Grundsätze  über  die  örtliche 
Herrschaft  der  Rechtsnormen  mafsgebend;  eventuell,  soweit  das  inlän- 
dische Recht  hierüber  nichts  Besonderes  bestimmt,  mtlssen  die  allge- 
meinen, in  Wissenschaft  und  Praxis  des  internationalen  Privatrechts 
anerkannten  Regeln  platzgreifen.  Nun  ist  aber  die  vorwtlrfige  Frage 
im  eidgenössischen  Obligationenrecht  speciell  geregelt,  indem  es  in  Art 
208,  Zi£P.  2  das  in  einem  Lande,  dessen  Gesetzgebung  die  Eigentums- 
klage nicht  zuläfst,  erworbene  Eigentum  an  Inhaberpapieren  anerkennt, 
sofern  der  Erwerb  gegen  Entgelt  und  in  gutem  Glauben  stattgefunden 
bat  Denn  diese  Gesetzesbestimmung  erklärt  die  Vindikation  als  aus- 
^^escblossen  bei  Inhaberpapieren,  welche  gegen  Entgelt  und  in  gutem 
Glauben  aus  Dindem  erworben  wurden,  deren  Gesetzgebung  die  Eigen- 
tamskhige  nicht  zuläfst  Mit  Unrecht  behauptet  die  Klägerin,  dafs 
Art.  208  sich  nur  auf  diejenigen  Fälle  beziehe,  in  welchen  der  Er- 
werbe^  in  der  Schweiz  wohnt  Allerdings  bestand  nach  der  von  der 
Klägerin  citierten  bundesrätlichen  Botschaft  zu  einem  Gesetzentwurf, 
enthaltend  schweizerisches  Obligationen-  und  Handelsrecht  (B.Blatt  von 
1880  L  Bd.  S.  206)  das  Motiv  fUr  die  Aufnahme  der  in  Rede  stehenden 
Bestimmung  in  der  Erwägung,  man  mtlsse  die  Interessen  des  schwei- 
lerischen  Verkehrs  mit  Ländern,  in  welchen  das  Prindp  des  deutschen 
Handelsgesetzbuches  Anwendung  findet,  billig  berücksichtigen.  Allein 
die  in  den  gesetzgeberischen  Vorarbeiten  niedergelegten  Motive  können 
nicht  als  eine  dem  Gesetzestezt  koordinierte  Grundlage  für  die  Inter- 
pretation des  Gesetzeswillens  anerkannt  werden.  Mafsgebend  für  den 
Inhalt  des  gesetzgeberischen  Willens  ist  der  im  Gesetze  enthaltene 
Willensaasdmck.     Nach  diesem  besteht  aber  keine  Berechtigung,   hin- 
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sichtlich  der  Vindikation  von  Inhaberpapieren  zwischen  inländischen  und 
aoslAndischen  Erwerbern  einen  Unterschied  zu  machen.  Der  Umstand, 
dafs  Art  208  Abs.  2  O.R.  von  Inhaberpapieren  spricht,  die  aus  andern 
LSndem  erworben  wurden,  deutet  zwar  darauf  hin,  dafs  der  G^esets- 
geber  in  der  That  zunächst  an  eine  Erwerbung  vom  Ausland  ins  In- 
land gedacht  hat  Aus  dem  Ausland  erworben  sind  jedoch  die  dort 
angekauften  Papiere  auch  dann,  wenn  der  Erwerber  zur  Zeit  des  An- 
kaufe selbst  im  Ausland  wohnte,  und  da  Art.  208  Ziff.  2,  weil  er  eine 
grundsätzliche  Frage  des  internationalen  Privatrechts  regelt,  nicht  ein- 
schränkend, sondern  in  Anwendung  des  ihm  zu  Grunde  liegenden  Prin- 
cips  zu  interpretieren  ist,  so  geht  die  von  der  Klttgerin  geltend  gemachte 
Unterscheidung  nicht  an.  Denn  Art  208  Ziff.  2  geht  von  dem  Grand- 
satze ans,  dafs  ^  die  Vindikation  von  Inhaberpapieren  das  Recht  dee 
Erwerbungsortes  entscheidend  sei,  und  aus  diesem  Grundsatze  folgt  die 
Berechtigung,  einen  Unterschied  zwischen  inländischen  und  ausllindischen 
Erwerbern  zu  machen,  nicht  (vergL  v,  JBar,  Theorie  und  Praxis  des 
internationalen  Privatrechts  I  S.  634,  insbes.  Note  24  daselbst). 

Form  eines  Checks  (oder  Wechsels);  OM.  Art.  722,  823,  830, 836. 

Urteil  des  BundesgerichtB  vom  6.  April  1900  (Revue  der  G^richtsprazis  im 
Gebiete  des  BandesdvÜreehtB  Bd.  XVIII  S.  112). 

Ftlr  die  Form  eines  Checks  (oder  Wechsels)  ist  das  Recht  des  im 
Check  oder  Wechsel  angegebenen  Ausstellungsortes  mafsgebend,  aodi 
wenn  dieser  nicht  der  wirkliche  Ausstellungsort  ist  Ein  zwar  in  der 
Schweiz  ausgestellter,  aber  von  London  datierter  Check  ist  daher  form- 
gültig,  wenn  er  den  Vorschriften  des  englischen,  wenn  auch  nicht  den- 
jenigen des  schweizerischen  Rechtes  entspricht. 

Ausliefenmgsverirag  snoischen  dem  Deutschen  Reiche  und  der 
Schweiz  vom  24.  Märe  1874;  Art,  1  Ziff.  16,    Verleitung  0um 

Meineid. 

Urteil  des  Bundesgeriehts  vom  29.  Juni  1899  (Schweizerische  ZeitBcfarift  für 

Strafrecht  18.  Jahrgang  S.  89  ff.). 

A.  Mit  Note  vom  10.  Juni  1899  hat  die  Kaiserl.  Deutsche  Ge- 
sandtschaft in  Bern  beim  schweizerischen  Bundesrate  die  Auslieferoog 
des  Jakob  Lind  aus  Weinheim,  Kreis  Alzey,  Grrofsherzogtum  HeBsen, 
auf  Grund  von  Art.  1  Nr.  16  des  schweizerisch-deutschen  Auslieferongs- 
vertrages  vom  24.  Januar  1874  nach  Mainz  verlangt  Das  Auslieibnuig*- 
begehren  stützt  sich  auf  einen  Haftbefehl  des  Untersuchungsrichters  Q 
bei  dem  Orofsherzoglichen  Landgericht  der  Provinz  Rheinhessen  vom 
3.  Juni  1899,  in  welchem  der  Requirierte  des  Verbrechens  gegen  §  159 
des  deutschen  Strafgesetzbuches  beschuldigt  wird,  und  zwar  auf  Gnmd 
des  folgenden  Thatbestandes :  Lind  habe  ein  Liebesverhältnis  mit  d«r 
Maria  geb.  Fuchs,  jetzigen  Ehefrau  Peter  QM  zu  Worms,  nnterhsltan. 
Nach  Abbruch  desselben  sei  der  Fuclis  aus  ihrer  Wohnung  in  Wontff 
in  der  Nacht  vom  1S./14.  Juni  1898,  ein  Kleid  gestohlen  worden,  das 
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ihr  Lind  zum  Geechenk  gemacht  hatte.  Der  Verdacht  des  Diebztahk 
hahe  sich  auf  Lind  gelenkt,  welcher  deshalb  dem  Grofsherzoglichen 
Sehoffengericht  za  Worms  zur  Aborteilong  ttberwiesen  worden  sei. 
Lind  sei  nun  nach  der  bisherigen  Beweisaafnahme  sehr  belastet,  yor 
dem  Haapttermine,  1.  Februar  1899,  die  ihm  bekannte  Frau  ff'^mapp 
wiederholt  aufgesucht  und  sie  durch  dringendes  Bitten  bestimmt  zu 
haben,  dals  sie  zu  der  als  Zeuge  vor  das  Schöffeogericht  zu  Woms 
Torgeladenen  Fuchs  gegangen  sei  und  sie  angefordert  habe,  vor  Schöffen- 
gericht auszusagen,  sie  könnte  sich  beztlglich  des  Kleides  getäuscht 
haben,  es  gebe  noch  mehr  von  dem  Stoff,  und  es  zu  beschwören.  Lind 
habe  es  dadurch  unternommen,  die  Fuchs  zur  Begehung  eines  Mein- 
eides zu  verleiten  (Verbrechen  des  §  159  des  deutschen  Str.G.B.).  Die 
Fuchs  habe  indessen  bei  ihrer  zeugeneidlichen  Vernehmung  vor  dem 
Schöffengericht  die  Wahrheit  ausgesagt 

B.  Jakob  Lind,  welcher  am  27.  liai  1899  in  Basel  verhaftet 
worden  war,  protestiert  g^gen  die  Auslieferung,  erstens  weil  er  das  ihm 
zur  Last  gelegte  Verbrechen  nicht  begangen  habe,  und  zweitens  auf 
Grund  des  Schlufssatzes  des  Art  1  des  schweizerisch  -  deutschen  Aus- 
lieferungsvertrages, weil  die  erfolglose  Anstiftung  zunyMeineid  nach  der 
Gesetzgebung  des  Kantons  Baselstadt  nicht  mit  Strafe  bedroht  sei,  und 
er  demnach  wegen  der  ihm  zur  Last  gelegten  Handlung  in  Basel  nicht 
strafrechtlich  verfolgt  werden  könnte. 

C.  Das  Polizeidepartement  des  Kantons  Baselstadt  spricht  sich  in 
einem  an  das  eidg.  Justiz-  und  Polizeidepartement  am  14.  Juni  1899 
entatteten  Bericht  über  die  Frage,  ob  Lind  sich  nach  dem  Strafgesetz 
des  Kantons  Baselstadt  einer  strafbaren  Handlung  schuldig  gemacht 
habe,  dahin  aus,  dafs  die  erfolglose  Anstiftung  zum  Meineid  nach  basel- 
•tädtischem  Stra^esetz  nicht  mit  Strafe  bedroht  sei,  Jakob  Lind  also, 
nach  dortigem  Recht,  wegen  seiner  Handlung  nicht  strafrechtlich  ver- 
folgt werden  könnte. 

D.  Mit  Zuschrift  vom  21.  Juni  1899  übermittelt  das  eidg.  Justiz- 
ond  Polizeidepartement  dem  Bundesgerichte  die  Akten  zur  Entscheidung. 

Das  Bundesgericht  zieht  in  Erwägung: 

1.  Auf  die  vom  Requirierten  in  erster  Linie  erhobene  Einwen- 
dung, dafs  er  die  ihm  zur  Last  gelegte  Handlung  gar  nicht  begangen 
habe,  kann  nicht  eingetreten  werden,  denn  die  Prüfting  dieser  Frage 
steht  lediglich  dem  in  der  Sache  selbst  urteilenden  Strafgerichte  zu. 
Bis  Bundesgericht  hat  nur  zu  untersuchen,  ob  die  Voraussetzungen  der 
Ausliefernngspflicht  nach  den  Bestimmungen  des  schweizerisch-deutschen 
AosUeferungsvertrages  gegeben  seien;  dagegen  hat  es  nicht  zu  prüfen, 
ob  die  si&mtlichen  Merkmale  des  subjektiven  und  objektiven  That- 
bestandes  des  dem  Requirierten  zur  Last  gelegten  Verbrechens  wirk- 
lieh gegeben,  und  ob  derselbe  schuldig  oder  hinlänglich  verdüchtig  sei 
oder  nicht. 

2.  Nun  haben  sich  nach  Art  1  Ziff.  16  des  am  24.  Januar 
1B74  zwischen  der  Schweiz  und  Deutschland  abgeschlossenen  Aus- 
lieferuB^ivertrages  die  beiden  Staaten  verpflichtet,   einander  diejenigen 
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Personen  anszoliefem,  welche  „wegen  Verleitung  eineB  Zeugen  za 
fidschem  Zeagnis''  ab  Urheber,  Thäter  oder  Teilnehmer  in  Anklage- 
stand versetzt  oder  zur  gerichtlichen  Untersnchang  gescogen  sind.  Ein 
Vorbehalt,  dafs  die  Auslieferung  wegen  dieses  Delikts  nur  dann  statt- 
finden solle,  wenn  dasselbe  nach  den  Gesetzgebungen  beider  vertrag- 
schliefsenden  Staaten  mit  Strafe  bedroht  sei  (wie  z.  B.  bei  Ziff.  9,  12 
und  13  dieses  Artikels),  ist  in  Ziff.  16  nicht  beigeftlgt,  und  es  mnis 
daher,  wie  das  Bundesgericht  schon  wiederholt  ausgesprochen  hat  (vgl 
bundesgerichtl.  Entscheid.,  Amtl.  Samml.  Bd.  XVIII  &  188  E.  1), 
davon  ausgegangen  werden,  dafs  die  Ausliefemngspflicht  eine  unbedingte 
und  nicht  davon  abhängig  sei,  dafs  die  That  auch  im  ersuchten  Staate 
mit  Strafe  bedroht  ist.  Die  Auslieferung  mufs  demnach  gewithrt  werden, 
sofern  im  Sinne  der  Ziffl  16  von  Art  1  des  schweizerisch  -  deutschen 
Auslieferungsvertrages  unter  Verleitung  eines  Zeugen  zum  fidschen  Zeugnis 
derjenige  Thatbestand  zu  verstehen  ist,  den  §  159  des  deutschen  Str.G.B. 
im  Auge  hat,  und  wonach  schon  das  blofse  Unternehmen,  einen  andern 
zum  Meineid  zu  verleiten,  also  der  Versuch  der  Anstifhmg,  als  selb- 
ständiges vollendetes  Verbrechen  erscheint  Dies  muls  aber  bejaiit 
werden;  denn  w^r  erfolgreich  einen  andern  zum  fiüschen  Zeugnis 
verleitet,  ist  intellektueller  Urheber  dieses  letztem  Delikts  und  unter- 
steht deshalb  schon  nach  Ziff.  15  von  Art  1  (welche  das  falsche  Zeugnis 
als  Auslieferungsdelikt  bezeichnet)  der  Auslieferung.  Wenn  also  Ziff.  16 
nur  die  erfolgreiche  Verleitung  zum  falschen  Zeugnis  in  sich  begreifen 
wttrde,  so  wttrde  diese  Ziffer  nicht  mehr  besagen,  als  was  bereits  in 
Ziffer  15  enthalten  wäre.  Zifier  16  kann  demnach,  wenn  sie  Ober- 
haupt einen  Sinn  haben  soll,  nur  so  interpretiert  werden,  dafs  sie  die 
Verleitung  zum  fiilschen  Zeugnis  als  selbständiges  Thatbestandsmerkmal 
behandelt,  und  daher  die  Ausliefemngspflicht  nicht  davon  abhängig 
macht,  ob  die  Verleitung  gelungen  sei  oder  nicht 

Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkannt: 

Die  Aushefemng  des  Jakob  Lind  aus  Weinheim  an  das  Lsnd- 
gericht  Mainz  wird  bewilligt. 

Interkantonales  Auslieferungsrecht,  Bundesgesetfs  über  die  Aus- 
lieferung von  Verbrechern  und  Angeschuldigten  vom  24.  JuU  1852. 

Urteil  des  Bundesgeriohts  vom  5.  Jali  1899  (Schweiz.  Zeitschrift  far  Stiaf- 
recht  la.  Jahrgang  8.  61  ff.). 

A.  In  einer  Strafuntersuchung  wegen  Verkauf  von  geMscfatem 
Kirschwasser,  respektive  wegen  Fälschung  von  solchem ,  die  auf  Ekge 
der  bemischen  Direktion  des  Innem  vom  Gerichtspräsidenten  von  Thon 
gegen  Fried.  Santschi,  Wirt  in  Gunten,  und  gegen  die  Firma  F.  Lttdi 
&  Cie.,  Apotheke  und  Droguerie  in  Burgdorf,  eingeleitet  worden  war, 
bezeichnete  Wemer  Lttdi,  Teilhaber  der  Firma  F.  Lüdi  &  Cie.,  bei 
seiner  Abhtfrong  den  Baptist  Stalder,  Kirschwasserdestillateur  in  Vitz- 
nau,  als  den  Lieferanten  der  beanstandete  Ware.  Die  Untersuchongs- 
akten  wurden  infolgedessen  dem  Statthalteramt  Luxem  ttbermittelt,  „mit 
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dem   hdfikhen  Enadien   am  Einvernahme   des  Angeschuldigten  Herrn 

B.  Stalder ,  auf  welchen  gegenwttrtige  Untersuchang  von  Amtes 

wegen  ausgedehnt  wird^.  Am  1.  März  1898  wurde  Stalder  vom  Statt* 
balteramt  Lnzem,  nachdem  ihm,  wie  das  Protokoll  sagt,  die  Unter* 
suchnngsakten  gegen  Santschi  und  Lttdi  &  Cie.,  betreffend  Lebensmittel- 
f^lschung  erö&et  worden  waren,  einTemommen;  znm  Schlosse  seiner 
Abbömng  erklärte  derselbe  laut  Protokoll,  dafs  er  gegen  das  Prozefk* 
verfahren  keine  Einwendungen  erhebe.  Zur  Hauptverhandlung,  die  am 
20.  April  1898  vor  dem  Gerichtspräsidenten  von  Tbnn  statt&nd,  wuixl& 
B.  Stalder  gehörig  geladen.  Er  blieb  jedoch  aus.  Das  Urteil  gingr 
dahin,  dafs  Stalder  und  Werner  Lttdi  der  Widerhandlung  gegen  §  12  II 
Art.  238  Ziff.  1  und  2  des  bemischen  Lebensmittelpolizeigesetzes  vom 
6.  Februar  1888  und  des  §  17  der  Verordnung  vom  19.  März  1890 
schuldig  erklärt  und  in  Anwendung  der  genannten  Gesetzesstellen^ 
sowie  der  Art  368,  310  und  468  des  Stra^erfahrens  konektionell  ver- 
urteilt wurden:  1.  Baptist  Stalder  zu  3  Tagen  Gefangenschaft  und 
Fr.  300  Geldbufse,  sowie  zu  Bezahlung  von  '/s  der  ergangenen  Kosten 
des  Staates,  bestimmt  auf  Fr.  28-90.  2.  Werner  Lttdi  zu  einer  Geld- 
bufse von  Fr.  200  und  zu  Bezahlung  von  ^/s  der  ergangenen  Staatskosten^ 
bestimmt  auf  Fr.  14.45.  Friedrich  Santschi  wurde  von  Schuld  und 
Strafe  freigesprochen.  Das  Urteil  wurde  dem  Stalder  in  gesetzlicher 
Weise  erOfinet 

B.  Mit  Zuschrift  vom  10.  Juni  1898  ersuchte  der  Regierungsrat 
des  Kantons  Bein  den  des  Kantons  Luzem  um  die  bundesgesetzliebe 
Auslieferung  des  Baptist  Stalder,  d.  h.  darum,  dafs  derselbe  verhaftet 
und  dem  Begierungsstatthalteramt  Thun  zugeführt,  oder  dafs  die  Strafe 
in  Lnzem  vollzogen  werde.  Stalder  protestierte  sowohl  gegen  die  Aus- 
lieferung als  gegen  die  Vollziehung  der  Strafe  in  Luzem.  Und  indem 
der  Regierongsrat  von  Luzem  demjenigen  von  Bem  hiervon  Kenntnis 
gab,  sprach  er  seine  eigene  Ansicht  dahin  aus,  dafs  das  Urteil  des 
Oerichtspräsidenten  von  Thun  fttr  Stalder  unverbindlich  sei,  fügte  jedoch 
bei,  dafs  er  bereit  sei,  den  Stalder  wegen  des  Vergehens,  dessen  er 
angeschnldigt  sei,  vor  die  luzemischen  Gerichte  zu  verweisen  und  die 
Sache  dort  beurteilen  zu  lassen.  Hierauf  ging  der  R^ierungsrat  des 
Kantons  Bem  nicht  ein,  sondem  beharrte  darauf,  dafs  Stalder  aus- 
geliefert, oder  dafs  die  in  Bem  gegen  ihn  verhttngte  Strafe  in  Luzem 
vollzogen  werde.  Auf  der  andem  Seite  hielt  auch  der  Regierungsrat 
des  Kantons  Luzem  an  seinem  Standpunkte  fest 

C.  Unter  Berufung  auf  Art  175  Ziff.  2  des  Bundesgesetzes  ttber 
die  Organisation  der  Bundesrechtspflege  stellte  nunmehr  mit  Eingabe 
▼om  16.  März  1899  der  Regierangsrat  des  Kantons  Bern  beim  Bundes- 
gericht das  Begehren:  „Die  hohe  Regierung  des  Kantons  Lnzem  sei 
pflichtig  zu  erklaren,  entweder  den  Baptist  Stalder,  Landwirt,  von  und 
in  Vitznau,  an  den  Kanton  Bem  auszuliefern  zum  Zwecke  der  Voll» 
Ziehung  des  Urteils  des  korrektioneilen  Richters  von  Thun  vom  20.  April 
1898,  durch  welches  Stalder  wegen  Widerhandlung  gegen  das  bemische 
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Lebensmittelpolizeigesetz  durch  Lieferung  von  gefillflchtem  Kizschwuser, 
beziehungsweise  wegen  Betruges  korrektionell  zu  3  Tagen  Oe&ngen- 
Schaft,  Fr.  300  OeldbuHse  und  Fr.  28.90  Kosten  yerurteilt  worden  ist, 
oder  aber  dieses  Urteil  in  betreff  der  verhängten  Grefi&ngnisstrafe  und 
Oeldbufse  selbst  vollziehen  zu  lassen.^  Zur  Begründung  wird  ausgeführt: 
Stalder  sei  deshalb  verurteilt  worden,  weil  er  der  Firma  F.  Lttdi  &  Cie. 
in  Burgdorf  verfi&lschtes  Kirschwasser  geliefert,  obschon  er  für  die  Rein- 
heit desselben  garantiert  habe.  Die  Handlung  qualifiziere  sich  als  Be- 
trug im  gemeinrechtlichen  Sinne  und  bilde  somit  ein  Vergehen,  wegen 
dessen  nach  dem  Bundesgesetz  tlber  die  Auslieferung  von  Verbrechern 
und  Angeschuldigten  vom  24.  Juli  1852  Art  1  und  2  Abs.  6  die 
Auslieferung  von  Kanton  zu  Kanton  gestattet  werden  müsse.  Diese 
könne  nur  verweigert  werden,  wenn  sich  die  Regierung  des  Kantons 
Luzem  verpflichte,  die  über  den  Stalder  vom  bemischen  Richter  ver- 
hängte Strafe  selbst  vollziehen  zu  lassen.  Als  Thatort  des  Delikts  sei 
der  Kanton  Bern  zu  betrachten,  da  in  diesem  Kanton  das  Delikt  per- 
fekt geworden  sei.  Stalder  sei  somit  mit  Bezug  auf  jene  Handlang 
der  Stra%erichtsbarkeit  des  Kantons  Bern  unterlegen.  Durch  seine  vor 
dem  Statthalteramt  Luzem  am  1«  März  1898  abgegebene  Erklärung 
und  dadurch,  dafs  er  gegen  die  Vorladung  zur  Hauptverhandlung  nicht 
protestierte  und  gegen  das  Urteü  kein  Rechtsmittel  ergriff,  habe  er  sich 
übrigens  der  bemischen  Gerichtsbarkeit  freiwillig  unterworfen,  und  es 
sei  deshalb  nicht  nötig  gewesen,  vor  Anhebung  der  Strafuntersuchang 
das  Ausliefertingsverfahren  durchzuführen. 

D.  Der  Regierungsrat  des  Kantons  Luzem  beantragt  in  seiner 
Antwort  Abweisung  des  Rekursb^ehrens.  Er  bemerkt:  Wenn  das 
Bundesgesetz  vom  24.  Juli  1852  mafsgebend  sei,  so  habe  der  Regierangs- 
rat  von  Luzem  seinen  Verpflichtungen  mit  der  Erklärung,  den  Fall 
den  dortigen  G^erichten  zur  Behandlung  zu  überweisen,  vollständig  Gre- 
nüge  gethan.  Auch  wenn  Stalder  der  bemischen  Gerichtsbarkeit  sich 
unterzogen  hätte,  so  würde  dies  hieran  nichts  ändem,  da  eine  Unter- 
ziehungderklärung  nur  bewirken  wtlrde,  dafs  Stalder  gegen  seine  Aus- 
lieferaug  keine  Einwendungen  erheben  könnte,  falls  die  R^emng  die- 
selbe bewilligen  wollte,  den  Regierungsrat  aber  keineswegs  zur  Aas- 
lieferung verpflichten.  Dazu  komme,  dafs  Lebensmittelfiüschung  kein 
Auslieferongsdelikt  sei,  das  Bundesgesetz  von  1852  also  gar  nicht  zar 
Anwendung  komme.  Der  Regierungsrat  von  Luzem  1^  sich  dann 
die  Frage  vor,  ob  das  Ausliefenmgsbegehren  auf  die  zwischen  Bern 
und  Luzem  seit  1865  bestehende  Übereinkunft,  betreffend  die  gegen- 
seitige Stellung  der  Fehlbaren  in  korrektionellen  und  polizeirichterliched 
Straffkllen  gestützt  werden  könne,  und  verneint  auch  diese  Frage,  da 
die  Anwendbarkeit  der  Übereinkunft  u.  a.  voraussetze,  dafs  das  Ver- 
gehen in  beiden  E^antonen  mit  Strafe  bedroht  sei,  was  mit  Bezog  aof 
die  in  Frage  stehende  Handlung  nicht  zutreffe,  da  die  luzemische  Ge- 
setzgebung nur  das  Feilbieten,  nicht  aber  auch  den  Verkauf  gefiUschter 
Ware  unter  Strafe  stelle. 

E.  In  einer  längeren  Rechtsschrift  widersetzt  sich  auch  B.  Stalder, 


Schweiz.  323 

vertreten  dareh  Dr.  Gelpke  in  Lasern,  dem  Begehren  des  RegiemngB- 
rats  des  Kantons  Bern. 

F.  Der  weitere  Sehriftenwechsel  förderte  keine  neuen  Momente 
za  Tage. 

'Dtm  Bandesgericht  zieht  in  Erwtigang: 

1.  Der  Regierangsrat  des  Kantons  Benrn  sttltzt  sein  Begehren  aos- 
sehliefslich  aaf  das  Bandesgesetz  ttber  die  Aaslieferang  von  Verbrechern 
and  Angeschnldigten  vom  24.  Jali  1852,  indem  er  geltend  macht,  dafs 
hiernach  fttr  den  Kanton  Lazem  die  bandesrechtliche  Verpflichtang  be- 
stehe, das  Strafarteil,  das  im  Elanton  Bern  gegen  den  im  Kanton  Lazem 
heimatberechtigten  and  dort  niedergehissenen  Baptist  Stalder  aosgeMlt 
wurde,  in  der  Weise  anznerkennen,  dafs  entweder  Stalder  den  bemischen 
Behörden  aasgeliefert,  oder  daft  die  Strafe  im  Kanton  Lazem  vollzogen 
werde.  Der  B^erangsrat  des  ELantons  Lazem  bestreitet,  dab  eine 
solche  Verpflichtang  ftbr  ihn  im  genannten  Bandesgesetze  begründet  sei. 
Eb  li^  somit  ein  Anstand  tlber  die  staatsrechtlichen  Beziehangen  der 
Kantone  Bem  and  Lazem  aaf  dem  Gebiete  der  interkantonalen  Rechts- 
hfllfe  in  Stralbachen  vor,  sn  dessen  Bearteilung  das  Bandesgericht  nach 
Art.  175  Zifil  2  des  Organisationsgesetzes  kompetent  ist  (s.  den  EntBch 
in  Sachen  Bem  c.  Baselland  Tom  20.  Joni  1895  £•  1). 

2.  Grerade  weil  es  sich  am  eine  staatsrechtliche  Streitigkeit 
zwischen  zwei  Kantonen  ttber  die  Grenzen  ihrer  Jastizhoheit  in  Straf- 
sachen, heziehangsweise  ttber  die  Verpflichtangen  handelt,  die  aaf  diesem 
Gebiete  von  Bandes  wegen  den  ELantonen  aoferlegt  sind,  ist  die  Frage, 
ob  Baptist  Stalder  si^  persönlich  der  Strafgerichtsbarkeit  des  Elantons 
Bem  nnterworien  habe,  nicht  entscheidend.  Wie  der  Regierangsrat  des 
Kantons  Lazem  richtig  bemerkt,  wttrde  eine  solche  Unlerziehang  nar 
bewirken,  dafs  Stalder  persönlich  keine  Einwendangen  gegen  eine  nach- 
gesachte  and  behördlich  bewilligte  Aaslieferong  mehr  erheben  könnte, 
bindet  aber  die  Regierang  in  keiner  Weise,  wenn  sie  dafür  httlt,  dab 
die  Aoslieferangspflicht  ftlr  sie  nicht  bestehe.  Es  mafs  der  Regierang 
eines  Kantons  zastehen,  ihre  staatsrechtliche  Stellang  and  die  hoheit- 
lichen Rechte,  die  hier  in  Frage  kommen,  za  wahren,  ohne  Rttcksicht 
aaf  das  Verhalten  des  in  der  Sache  zanXchst  beteiligten  Bürgers,  dessen 
Interessen  sich  nicht  immer  and  notwendigerweise  mit  denjenigen  des 
Staates  decken.  Wenn  daher  aach  Baptist  Stalder  sich  der  beraischen 
Strafgerichtsbarkeit  nnteizogen  haben  sollte,  was  ttbrigens  kaam  an- 
genommen werden  könnte,  so  kommt  das  ftkr  die  streitige  Frage,  ob 
der  Regierangsrat  des  Kantons  Lazem  verpflichtet  sei,  dem  Begehren 
desjenigen  von  Bem  Folge  za  geben,  nicht  in  Betracht 

8.  Dieses  Begehren  ist  non  im  Bandesgesetze  vom  24.  Jali  1852 
nicht  begrttndet  Zwar  ist  es  nicht  richtig,  dafs  man  es  ttberhaapt  nicht 
mit  einem  sogenannten  Aaslieferangsdelikt  za  ihan  habe.  Stalder  warde 
verfolgt  and  bestraft,  weil  er  ein  Genafsmittel  als  echt  verkaaft,  von 
dem  er  gewafst  habe,  dafs  es  gefluscht  seL  Es  kann  nan  nicht  be- 
stritten werden,  dafs  dieser  Thatbestand  die  objektiven  and  sabjektiven 
Merkmale  des  Betrags  im  Sinne  des  gemeinen  Strafrechts  aafweist  and 
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demnach  unter  die  sogenannten  Aaslieferungsdelikte  fWt,  wie  sie  in 
Art  2  des  mehrerwähnten  Bundesgesetzes  aufgezählt  sind.  Dafs  der 
bemische  Gresetzgeber  die  Lfebensmittelfälschung  und  den  Handel  mit 
gefälschten  Nahrungs-  und  Oenufsmitteln  einer  besonderen  strafirechtlicben 
Normierung  unterworfen  und  ftkr  die  daherigen  Delikte  besondere  Be- 
zeichnungen eingeführt  hat,  ändert  hieran  ebensowenig  wie  der  Um- 
stand, dafs  die  luzemische  Strafgesetzgebung  in  der  strafrechtlichen 
Ahndung  von  Lebensmittelfälschungen  u.  dgl.  nicht  so  weit  zu  geben 
scheint,  wie  die  des  Kantons  Bern.  Das  Delikt  ist  femer  auch,  wie 
das  Bundesgericht  schon  mehrfach  in  ähnlichen  Fällen  ansge^hrt  hat^ 
als  im  Kanton  Bern  begangen  anzusehen  und  unterlag  somit  der  straf- 
rechtlichen Beurteilung  durch  die  dortigen  Behörden  (vgl.  z.  B.  AmtL 
Slg.  Bd.  XIII  S.  376,  XVI  S.  488,  und  das  erwähnte  Urteil  in  Sachen 
Bern  c  Baselland  vom  20.  Juni  1895  £.  2).  Dagegen  ist  die  An- 
schauung des  Begierangsrats  des  Kantons  Bern,  dafs  Luzera  nur  nock 
das  Recht  habe,  den  Stalder  auszuliefern  oder  die  ausgesprochene  Strafe 
zu  vollziehen,  unrichtig.  Nach  Art.  1  des  Auslieferangsgesetzes  kann 
der  requirierte  Kanton  die  Auslieferung  verweigern,  wenn  er  sich  ver- 
pflichtet, den  Auszuliefernden  nach  seinen  eigenen  Oesetzen  zu  be- 
urteilen und  zu  bestrafen.  Es  konnte  eingewendet  werden,  dafs  diese 
Erklärung  nicht  mehr  abgegeben  werden  kann,  wenn  im  requirierenden 
Kanton  das  Verfahren  durchgeführt  und  das  Urteil  bereits  ergangen  ist 
Allein  dadurch ,  dafs  ein  Kanton  seine  Strafgerichtsbarkeit  auf  jemand 
ausdehnt,  der  sich  unter  der  territorialen  Hoheit  einea  anderen  Kantoos 
befindet,  ohne  letzteren  zuvor  zu  begrttfsen,  kann  er  diesen  nicht  des 
Rechts  berauben,  die  Verfolgung  und  Bestrafung  seiner  Angeböriges 
nach  seinem  Recht  zu  tlberaehmen,  und  es  kann  dadurch  nicht  be- 
wirkt werden,  dafs  der  requirierte  Kanton  nur  noch  zwischen  Ans- 
lieferang  und  Vollziehung  des  auswärtigen  Urteils  zu  wählen  hat  Viel- 
mehr kann  er  sich  der  Pflicht  zur  Auslieferung  auch  jetzt  noch  dadurch 
entschlagen,  dafs  er  sich  verpflichtet,  den  Betreffenden  nach  seinen  Ge- 
setzen zu  beurteilen  und  zu  bestrafen.  Eine  solche  Erklärang  ist  von 
der  Regierung  des  Kantons  Luzem  im  vorliegenden  Falle  abgegeben 
worden.  Damit  hat  sie  den  ihr  nach  dem  Bundesgesetz  vom  24.  Juli 
1852  obliegenden  Verpflichtungen  gegenüber  dem  Kanton  Bem  ein  Ge- 
nüge geleistet,  und  es  ist  deshalb  das  Begehren  des  Regierungarates  des 
Kantons  Bem  abzuweisen.  Da  sich  letzterer  auf  die  Übereinkunft  vom 
Jahre  1865  nicht  stützt,  ist  auf  die  Frage,  ob  danach  der  Rekoisantisg 
begründet  wäre,  nicht  einzutreten. 

4.  Die  Erklärong  des  Regierungsrats  des  Kantons  Luzem,  dafs 
er  den  B.  Stalder  vor  die  dortigen  Gerichte  verweisen  wird,  hat  sar 
notwendigen  Folge,  dafs  das  im  Kanton  Bem  gegen  denselben  dmdi- 
geführte  Strafver&hren  au%ehoben  werden  mufs.  Der  ELanton  Losem 
hat  nach  Bnndesrecht  die  Prioritilt  der  Strafverfolgung  des  Stalder. 
Wenn  er  von  diesem  Rechte  Gebrauch  macht,  so  kann  ein  im  Kanton 
Bern  wegen  des  gleichen  Delikts  gegen  denselben  durchgeführtes  Ver* 
fahren  nicht  aufrecht  erhalten  werden. 
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Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkannt: 

1.  Der  Regierungsrat  des  Kantons  Bern  wird  mit  dem  Rechts- 
begehren seiner  Klage  gegenüber  dem  Regierungsrat  des  Kantons  Luzem 
abgewiesen. 

2.  Dagegen  wird  der  Regierungsrat  des  Kantons  Luzem  bei  der 
Erklärung  behaftet,  dafs  er  den  Baptist  Stalder  wegen  dea  ihm  zur 
Last  gelegten  Vergehens  vor  die  luzernischen  Gerichte  verweisen  und 
die  Sache  dort  beurteilen  hissen  wolle.  Infolgedessen  wird  das  gegen 
Baptist  Stalder  im  Kanton  Bern  durchgeführte,  mit  dem  UrteU  des 
korrektionellen  Richters  von  Thun  vom  20.  April  1898  abschliefsende 
Strafver&hren  aufgehoben. 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 
Justizverwaitungsstellen  etc. 

I.    Deutschland. 

1.     Reichsgesetze,  Kaiserliche  Verordnungen  etc. 

1.  Gesetz  ttber  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom  7.  April 
1900  (R.G.B1.  S.  213  ff.). 

Erster  Abschnitt. 
Umfang  der  Konsulargerichtsbarkeit 

§  1.  Die  Konsulargerichtsbarkeit  wird  in  den  Lfindem  ausgeübt,  In 
denen  ihre  Aus&bung  ourch  Herkommen  oder  durch  Staatsvertrttge  ge- 
stattet ist 

Sie  kann  durch  Kaiserliche  Verordnung  mit  Zustimmime  des  Bundes- 
rats f&r  bestunmte  Gebiete  und  in  Ansehung  bestimmter  Recntsrerh&ltnisse 
aolser  Übung  gesetzt  werden. 

§  2.    Der  Konsulargerichtsbarkeit  sind  unterworfen: 

1,  Deutsche,  soweit  sie  nicht  in  dem  Lande,  in  dem  die  Konsulargerichts- 
barkeit ausgeübt  wird,  nach  allgemeinen  völkerrechtlichen  Grundsätzen 
das  Recht  uer  Exterritorialität  seniefsen; 

2.  Ausländer,  soweit  sie  fUr  ihre  ^»chtsyerhältnisse  durch  Anordnung  des 
Reichskanzlers  oder  auf  Grund  einer  solchen  dem  deutschen  Schutze 
unterstellt  sind  (Schutzgenossen). 

Den  Deutschen  (Abs.  1  Nr.  1)  werden  gleichseachtet  Handelsgesell- 
schaften, eingetragene  Genossenschaften  und  juristische  Personen,  wenn  sie 
im  Keichsffebiet  oder  in  einem  deutschen  Schutzgebiet  ihren  Sitz  haben, 
juristische  Personen  auch  dann,  wenn  ihnen  durch  den  Bundesrat  oder  nach 
den  biaheriffen  Vorschriften  durch  einen  Bundesstaat  die  Rechtsfähigkeit  ver- 
liehen worden  ist  Das  Gleiche  gilt  von  offenen  Handelsffesellsobaften  und 
Kommanditgesellschaften,  die  in  einem  Konsulargerichtsbezirk  ihren  Sitz 
lutben,  wenn  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  sämtlich  Deutsche  sind. 
Andere  als  die  bezeichneten  Handelsgesellschaften,  eingetragenen  Genossen- 
schaften und  juristischen  Persona  werden  den  Ausländem  (Abs.  1  Nr.  2) 
gleichffeachtet 

Durch  AnoidnuDK  des  Reichskanzlers  oder  auf  Grund  einer  solchen  kann 
bestimmt  worden,  dius  die  im  Abs.  2  Sat^  1  bezeichneten  Handelsgesell- 
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Schäften,  eingetragenen  Genoseenschaften   und  jmiatischen  Personen,  wenn 

Ausländer  daran  beteiligt  sind,  der  Eonsulargericntsbarkeit  nicht  unterstehen. 

§  3.    Die  Militärgerichtsbarkeit  wird  durch  dieses  Gesetz  nicht  bertthit 

Zweiter  Absehnitt. 

Gerichtsverfassung. 

§  4.  Die  Konsulargerichtsbezirke  werden  von  dem  Reichskanzler  nach 
Vernehmung  des  Ausschusses  des  Bundesrats  für  Handel  und  Verkehr  be- 
stimmt 

§  5.  Die  Konsulargerichtsbarkeit  wird  durch  den  Konsul  (§  2  des  Ge- 
setzes, betreffend  die  Organisation  der  Bundeskonsulate,  vom  8.  November 
1867),  durch  das  Konsulargericht  und  durch  das  Reichsgericht  ausgeübt 

§  6.  Der  Konsul  ist  zur  Ausübung  der  Gerichtsmurkeit  befugt,  wenn 
er  dazu  von  dem  Reichskanzler  ermächtigt  wird. 

Der  Reichskanzler  kann  neben  dem  Konsul  sowie  an  dessen  Stelle 
einem  anderen  Beamten  die  dem  Konsul  bei  der  Ausübung  der  Grerichtsbar^ 
keit  obliegenden  Verrichtungen  übertragen. 

§  7.    Der  Konsul  ist  zuständig: 

1.  für  die  durch  das  Gerichtsverfassunpgesetz,  die  Prozefsordnungen 
und  die  Konkursordnung  den  Amtsgerichten  zugewiesenen  Sachen; 

2.  für  die  durch  Reichsgesetze  oder  in  Preufsen  geltende  allgemeine 
Landes^esetze  den  Amtsgerichten  übertragenen  Angelegenheiten  der 
freiwilhgen  Gerichtsbarkeit 

§  8.  Das  Konsulargericht  besteht  aus  dem  Konsul  als  Vorsitzendem 
und  zwei  Beisitzern. 

In  Strafsachen  sind  in  der  Hauptverhandlung  vier  Beisitzer  zuzuziehen, 
wenn  der  Bescblufs  über  die  Eröffiiung  des  Hauptverfifthrens  ein  Verbrechen 
oder  Vergehen  zum  Gegenstande  hat,  das  weder  zur  Zuständigkeit  der 
Schöffengerichte  noch  zu  den  in  den  §§  74,  75  des  Gerichtsverfassungsgesetses 
bezeichneten  Handlungen  gehört 

§  9.  Ist  in  bürgerliäen  Rechtsstreitigkeiten  die  Zuziehung  von  zwei 
Beisitzern  nicht  ausfährbar,  so  tritt  an  die  Stdle  des  Konsulargerichts  der 
Konsul 

Ist  in  Strafsachen  die  vorgeschriebene  Zuziehung  von  vier  Beisitzern 
nicht  ausführbar,  so  genügt  die  Zuziehung  von  zwei  Beisitzem. 

Die  Gründe,  aus  denen  die  Zuziehung  von  Beisitzern  nicht  ausführbar 
war,  müssen  in  dem  Sitzungsprotokoll  ang^eben  werden. 

§  10.    Das  Konsulargericht  ist  zuständig: 

1.  für  die  durch  das  Gcrichtsverfassungsgesetz  und  die  Prozefsordnungen 
den  Landgerichten  in  erster  Instanz  sowie  den  Schöffengerichten  za- 
gewiesenen  Sachen; 

2.  für  die  Verhandlung  und  Entscheidung  über  das  Rechtsmittel  der  Be- 
schwerde gegen  die  Entscheidungen  des  Konsuls  in  Strafinchen. 

§  11.  In  den  vor  das  Konsulargericht  gehörenden  Sachen  steht  den 
Beisitzem  ein  unbeschränktes  Stimmrecht  zu. 

In  den  im  §  10  Nr.  1  bezeichneten  Sachen  nehmen  die  Beisitzer  nur  sn 
der  mündlichen  Verhandlung  und  an  den  im  Liaufe  oder  auf  Grand  dieier 
Verhandlung  ergehenden  Entscheidungen  teil;  die  sonst  erforderlichen  Ent- 
scheidungen w^en  von  dem  Konsul  erlassen. 

J\  12.  Der  Konsul  ernennt  für  die  Dauer  eines  jeden  GeschSftsjahn 
en  achtbaren  Gerichtseingesessenen  oder  in  Ermangelung  solcher  aas 
sonstifiren  achtbaren  ESnwohnem  seines  Bezirkes  vier  Beisitzer  und  mindestens 
zwei  Hülfsbeisitzer. 

Die  Gerichtseingesessenen  haben  der  an  sie  ergehenden  Berafong  Folge 
zu  leisten;  die  §§  58,  55,  56  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  finden  ent- 
sprechende Anwendung. 

§  18.  Die  Beeidigung  der  Beisitzer  erfolgt  bei  ihrer  ersten  Dienst- 
leistung in  öffentlicher  Sitzung.  *  Sie  gilt  für  die  Dauer  des  Geschäfbgalus. 
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Der  Vonhieiide  richtet  an  die  za  Beetdigenden  die  Worte:  .Sie  schwöreD 
bei  Gott  dem  AUm&chtigen  und  AllwisBenden,  die  Pflichten  eines  Beisitzers 
des  deutschen  Konsolargeiichts  getreulich  zu  erfüllen  and  Ihre  Stimme  nadi 
bestem  Wissen  und  Ge¥rissen  abzugeben." 

Die  Beisitaer  leisten  den  Eid,  mdem  jeder  einzeln,  nnter  Erhebung  der 
rechten  Hand,  die  Worte  i^richt:  .Ich  schwöre  es,  so  wahr  mhr  Gott  helfe. *^ 
Ist  ein  Beisitzer  Mitglied  einer  Reugionsgesellschaft,  der  das  Gesetz  den  Ge- 
branch gewisser  Beteuenmgsformeln  an  Stelle  des  flides  gestattet,  so  wird 
die  AbRahe  einer  Erklärung  unter  der  Beteuernngsformel  dieser  Beligions- 
gesellscnaft  der  Eidesleistung  gleichgeachtet.  Über  die  Beeidigung  ist  ein 
Protokoll  aufzunehmen. 

§  14.  Das  Reichsgericht  ist  zuständig  f&r  die  Verhandlung  und  end- 
gültige Entscheidung  über  die  Rechtsmittel 

1.  der  Beschwerae  und  der  Beruftmg  in  den  vor  dem  Konsul  oder  dem 
Konsulargerichte  verhandelten  hÜJ^erlichen  Rechtsstreitigkeiten  und  in 
Konkarssachen ; 

2.  der  Beschwerde  und  der  Berufung  gegen  die  Entscheidungen  des 
Konsulargerichts  in  8tra£Bachen; 

3.  der  Beschwerde  gegen  die  Entscheidunffen  des  Konsuls  in  den  An- 
gelegenheiten der  freiwilligen  Gerichtsbaäeit 

§  15.  Eine  Mitwirkung  der  Staatsanwaltschaft  findet,  soweit  nicht  in 
diesem  Gesetz  ein  Anderes  vorgeschrieben  ist,  in  den  vor  den  Konsul  oder 
das  Konsulargericht  gehörenden  Sachen  nicht  statt 

S  16.  Die  Personen,  welche  die  Verrichtungen  der  Gerichtsschreiber 
and  der  Gerichtsvollzieher  sowie  die  Verrichtungen  der  Gerichtsdiener  als 
Zustellungsbeamten  auszuüben  haben,  werden  von  dem  Konsul  bestimmt. 
Sofern  diese  Personen  nicht  bereits  den  Diensteid  als  Konsularbeamte  ge- 
leistet haben,  sind  sie  vor  ihrem  Amtsantritt  auf  die  Erfüllung  der  Obliegen- 
heiten des  ihnen  übertragenen  Amtes  eidlich  zu  verpflichten. 

Das  Verzeichnis  der  Gerichtsvollzieher  ist  in  der  för  konsularische  Be- 
kanntmachungen ortsüblichen  Weise,  jedenfalls  durch  Anheftung  an  die  Ge- 
richtstafel bekannt  zu  machen. 

§  17.  Die  Personen,  die  zur  Ausübung  der  Rechtsanwaltschaft  zuzu- 
lassen sind,  werden  von  dem  Konsul  bestimmt    Die  Zulassung  bt  widerruflich. 

Gegen  eine  Verfügung  des  Konsuls,  durch  die  der  Antrag  einer  Person 
auf  Zulassung  zur  Ausübung  der  Rechtsanwaltschaft  abgelehnt  oder  die  Zu- 
lassung zurückgenommen  wird,  findet  Beschwerde  an  den  Reichskanzler  statt 

Das  Verzeichnis  der  zur  Ausübung  der  Rechtsanwaltschaft  zugelassenen 
Personen  ist  in  der  für  konsularische  Bekanntmachungen  oriBÜblichen  Wdse, 
jedenfalls  durch  Anheftung  an  die  Gerichtstafel  bekannt  zu  machen. 

§  18.  Die  Vorschriften  der  §§  157  bis  169  des  Gerichtsverfassungs- 
gesetzes  und  des  §  2  des  Reichsgesetzes  über  die  Angelegenheiten  der  frei- 
willigen GerichtsMrkeit  finden  auf  die  Leistunfc  der  Rechtshüüe  unter  dm 
bei  aer  Ansnbunff  der  Konsulargerichtsbarkeit  mitwirkenden  Behörden  sowie 
anter  diesen  Behörden  und  den  Behörden  im  Reichsgebiet  oder  in  den 
deutschen  Schutzgebieten  mit  der  Mafsgabe  entsprechende  Anwendung,  dafs 
flir  die  im  §  160  Abs.  1  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  vorgesehene  Ent- 
scheidung, sofern  die  Rechtriiülie  von  dem  Konsul  versagt  oder  gewährt 
wird,  das  Reichsgericht  in  erster  und  letzter  Instanz  zuständig  ist. 

Dritter  Abschnitt 

Allgemeine  Vorschriften  über  das  anzuwendende  Recht 

§  19.  In  den  Konsulargerichtsbezirken  gelten  für  die  der  Konsular- 
gerichtabarkeit  unterworfenen  Personen,  soweit  nicht  in  diesem  Gesetz  ein 
Anderes  vorgeschrieben  ist: 

1.  die  dem  bttreerlichen  Rechte  angehörenden  Vorschriften  der  Reichs- 
gesetze  und  der  danebcm  innerhalb  Preufsens  im  bisherigen  Geltui^- 
bereiche  des  preufsischen  Allgemeinen  Landrechts  in  Kraft  stehen&n 
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allgemeiDen  Gesetze  sowie  die  VorBchriften  der  bezeichneten  Gesetze 

über  das  Verfahren  and  die  Kosten  in  bürgerUchen  Rechtastreitigkeiten, 

in  Konknissachen   and  in  den  Angelegenheiten  der  fireiwinigen  Ge- 
richtsbarkeit ; 
2.  die  dem  ätrafrecht  angehörenden  Vorschriften  der  Reiehsfesetse  sowie 
die  Vorschriften  dieser  Gresetze  über  das  Ver£ahren  und  die  Kosten  in 

Strafsachen. 

§  20.  Die  im  §  19  erwähnten  Vorschriften  finden  keine  Anwendung, 
soweit  sie  Einrichtungen  und  Verhältnisse  voraussetzen,  an  denen  es  für  den 
Konsnlargerichtsbezi»  fehlt 

Durch  Kaiserliche  Verordnung  können  die  hiernach  aufser  Anwendung 
bleibenden  Vorschriften,  soweit  sie  zu  den  im  §  19  Nr.  1  erwähnten  ^ 
hören,  näher  bezeichnet,  auch  andere  Vorschriften  an  deren  Stelle  getromn 
werden. 

§  21.  Durch  Kaiserliche  Verordnung  können  die  Rechte  an  Grund- 
stücken, das  ßeiKwerkseigentum  sowie  die  sonstigen  Berechtigungen,  für 
welche  die  sich  auf  Grundstücke  beziehenden  Vorsclmften  gelten,  abweichend 
von  den  nach  §  19  mafsgebenden  Vorschriften  ger^elt  werden. 

§  22.  Durch  Kaiserliche  VerordnunjO"  kann  bestimmt  werden,  inwieweit 
die  Vorschriften  der  Gesetze  über  den  Schutz  von  Werken  der  Litterator 
und  Kunst,  von  Photographien,  von  Erfindungen,  von  Mustern  und  Modellen, 
von  Gebrauchsmustern  und  von  Warenbezeiclmunffen  in  den  KonsulargerichtB- 
bezirken  Anwendung  finden  oder  aufser  Anwendung  bleiben. 

§  28.  Soweit  die  im  ^  19  bezeichneten  Gesetze  landesherrliche  Ver- 
ordnungen oder  landesherrliche  Genehmigung  vorsehen,  treten  an  deren  Stelle 
in  den  Konsulargerichtsbezirken  Kaiserlicne  Verordnungen  oder  die  Ge- 
nehmigung des  i^sers. 

Die  nach  diesen  Gesetzen  im  Verwaltungsstreitverfahren  zu  trefienden 
Entscheidungen  werden  für  die  Konsulargerichtsbezirke'in  erster  und  letzter 
Instanz  von  dem  Bundesrat  erlassen. 

Soweit  in  diesen  Gesetzen  auf  Anordnungen  oder  Verfügungen  einer 
Landes-Centralbehörde  oder  einer  höheren  Verwaltungsbehörde  verwiesen 
wird,  txeten  an  deren  Stelle  in  den  Konsular^erichtsb^rken  Anordnungen 
oder  Verftlgungen  des  Reichskanzlers  oder  der  von  diesem  bezeichneten 
Behörde. 

Die  nach  diesen  Gesetzen  den  Polizeibehörden  zustehenden  Befugnisse 
werden  in  den  Konsulargerich tsbezirken  von  dem  Konsul  ausgeübt. 

Bis  zum  Erlasse  der  im  Abs.  1  vorgesehenen  Kaiserlichen  Verordnungen 
sowie  der  im  Abs.  8  vorgesehenen  Anordnungen  oder  Verfügunfen  des 
Reichskanzlers  finden  die  innerhalb  Preufsens  im  oisherigen  Geltungsbereiche 
des  preufsischen  Allgemeinen  Landrechts  geltenden  landesherrlichen  Ver- 
ordnungen sowie  die  dort  geltenden  Anordnungen  oder  Verfugungen  der 
Landes-Centralbehörden  entsprechende  Anwendung. 

§  24.  Soweit  nach  den  im  §  19  bezeichneten  Gesetzen  dem  Landes- 
fiskus Rechte  zustehen  oder  Verpflichtungen  obliegen,  tritt  in  den  Konsolai^ 
ferichtsbezirken  an  dessen  Stelle  der  Reich^skus.  .  Diese  Vorschrift  findet 
eine  Anwendung  auf  die  Rechte  und  Verpflichtungen,  die  für  den  Landes- 
fiskus  mit  Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  eines  Beteiligten  be- 
gründet sind. 

Geldstrafen  fliefsen  zur  Reichskasse.  Durch  Kaiserliche  Verordnnng 
kann  bestimmt  werden,  dafs  die  wegen  Zuwiderhandlung  gegen  einzelne  Ge- 
setze oder  Verordnungen  verhängten  Geldstrafen  einem  anderen  Berechtigten 
zufallen. 

§  25.  Die  Rechtsverhältnisse  der  Schutzgenoesen ,  die  keinem  Staate 
angehören,  werden,  soweit  dafür  die  Staatsangehörigkeit  in  Betracht  kommt, 
nach  den  Vorschriften  beurteilt,  die  für  die  kemem  Smdesstaat  angehörenden 
Deutschen  gelten. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  Schutzgenossen,  die  einem  fremden  Staate 
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angehören,  werden,  soweit  dafür  die  StAatMngehörigkeit  in  Betracht  kommt, 
nach  den  für  Aasländer  geltenden  Vorschriften  beurteilt 

§  26.  Dmich  Kaiserliche  Yerordnang  kann  bestimmt  werden,  inwieweit 
die  Kouralaigericbtsbezirke  im  Sinne  der  in  den  §§  19,  22  beaeichneten  Ge- 
setze als  deataches  Gkbiet  oder  Inland  oder  als  Ausland  anzusehen  sind. 

§  27.  Soweit  die  nach  §  19  zur  Anwendung  kommenden  Gesetze  auf 
die  an  einem  ausländischen  Orte  j^eltenden  Vorschriften  Bezug  nehmen,  sind 
hierunter,  falls  es  sich  um  einen  &t  innerhalb  eines  Konsulargerichtsbezirkes 
imd  um  die  Rechtsverhältnisse  einer  der  Konsulargerichtsbarkeit  unterworfenen 
Person  handelt,  die  deutschen  Gesetze  zu  verstehen. 

Durch  Kaiserliche  Verordnung  kann  bestimmt  werden,  inwieweit  in 
einem  Konsulareerichtsbezirke  die  von  der  dortigen  Staatsgewalt  erlassenen 
Vorschriften  neben  den  deutschen  Gesetzen  als  G^esetze  des  Ortes  anzu- 
sehen sind. 

§  28.  Zustellungen  an  die  der  Konsulargerichtsbarkeit  unterworfenen 
Personen  erfolgen  im  Konsulargerichtsbezirke ,  sofern  sie  entweder  in  einer 
in  diesem  Bezirke  vor  den  Konsul  oder  das  Konsulargericht  gehörenden  Sache 
oder  in  nicht  gerichtlichen  Rechtsangelegenheiten  auf  Betreiben  einer  in  dem 
Benrke  befindlichen  Person  zu  geschehen  haben,  nach  den  Vorschriften  über 
Zustellungen  im  Inlande.  Falls  die  Befolgung  dieser  Vorschriften  mit 
Schwierigkeiten  verbunden  ist,  kann  die  Zustellung  durch  den  Konsul  nach 
den  Vorschriften  über  Zustellungen  im  Auslande  mit  der  Mafsgabe  bewirkt 
werden,  dafs  an  die  Stelle  des  £;rsuchens  hei  Zustellungen  auf  Betreiben  der 
Beteiligten  deren  Antrag  und  bei  Zustellungen  von  Amts  wegen  die  Anzeige 
des  GerichtBschreibers  tritt. 

Im  übrigen  erfolgen  Zustellungen  im  Konsulargerichtsbezirk  an  die  der 
Konsulargerichtsbarkeit  unterworfenen  Personen  nach  den  Vorschriften  über 
Zustellungen  im  Ausland,  und  zwar  in  gerichtlichen  Angelegenheiten  mittelst 
Ersuchens  des  Konsuls  und  in  nicht  gerichtlichen  Rechtsangelegenheiten  auf 
einen  von  den  Beteiligten  an  ihn  zu  richtenden  Antrag. 

§  29.  Die  Einriickung  einer  öffentlichen  Bekanntmachung  in  den 
Deutschen  Reichsanzeiger  ist  nicht  erforderlich,  sofern  daneben  eme  andere 
Art  der  Veröffentlichung  vorgeschrieben  ist.  Der  Reichskanzler  kann  Aus- 
nahmen von  dieser  Vorschrift  anordnen. 

Der  Reichskanzler  kann  bestimmen,  dafs  an  die  Stelle  der  Einrückung 
einer  öffentlichen  Bekanntmachung  in  den  Deutschen  Reichsanzeiger  eine 
andere  Art  der  Veröffentlichung  tritt. 

§  30.  .t^eue  Gesetze  erlangen  in  den  Konsulargerichtsbezirken ,  die  in 
Europa,  in  Ägypten  oder  an  der  asiatischen  Küste  des  Schwarzen  oder  des 
Aüttelländischen  Meeres  liegen,  mit  dem  Ablaufe  von  zwei  Monaten,  in  den 
übrigen  Konsulargerichtsbezirken  mit  dem  Ablaufe  von  vier  Monaten  nach 
dem  Tage,  an  dem  das  betreffende  Stück  des  Reichs- Gesetzblatts  oder  der 
Preufsischen  Gesetz-Sammlung  in  Berlin  ausgegeben  worden  ist,  verbindliche 
Kraft,  soweit  nicht  für  das  Inkrafttreten  ein  späterer  Zeitpunkt  festgesetzt 
ist  oder  für  die  Konsulargerichtsbezirke  reichsgesetzlich  ein  Anderes  vor- 
geschrieben wird. 

Vierter  Abschnitt« 
Besondere  Vorschriften  über  das  bürgerliche  Recht. 

§  31.  Auf  Vereine,  die  ihren  Sitz  in  einem  Konsulargerichtsbezirke 
haben,  finden  die  Vorschriften  der  §§  21,  22,  des  §  U  Abs.  1  und  der  §§  55 
bis  79  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  keine  Anwendung. 

§  32.  Die  in  den  §§  8  bis  10  des  Gesetzes,  betreffend  die  Rechts- 
verhältnisse der  deutschen  Schutzgebiete  (Reichs-Gesetzbl.  1888  S.  75,  Reichs- 
Gesetsbl.  1899  S.  865),  für  die  Errichtung  deutscher  Kolonialgesellschaften 
erlassenen  Vorschriften  finden  entsprechende  Anwendung  auf  deutsche  Ge- 
seUschaften,  die  den  Betrieb  eines  Unternehmens  der  im  §  8  Abs.  1  des 
Gesetzes  b€»sdchneten  Art  in  einem  Konsulargerichtsbezirke  zum  Gegenstand 
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und  ihren  Sits  entweder  im  Reichsgebiet  oder  in  einem  deutschen  Schuti- 
gebiet  oder  in  einem  Konsulargerichtsbezirke  haben. 

§  33.  Durch  Kaiserliche  Verordnung  kann  f&r  einen  Konsulargerichts- 
bezirk  oder  für  einen  Teil  eines  solchen  angeordnet  werden,  dafs  statt  der 
in  den  §§  246,  247,  288  des  Bürjp^erlichen  Gesetsbuchs  und  im  §  352  des 
Handelsgesetzbuchs  aufgestellten  ZmssKtze  ein  höherer  Zinssatz  gilt 

§  Si,  Inhaberpapiere  der  im  §  795  Abs.  1  des  Bürgerlichen  Qeseti- 
bnchs  bezeichneten  Art,  die  in  einem  Eonsulaigerichtsbezirke  von  einer  der 
Konsulargerichtsbarkeit  unterworfenen  Person  ausgestellt  worden  sind,  dürfen 
nur  mit  Genehmigung  des  Reichskanzlers  in  den  Verkehr  gebracht  werden. 

§  35.  Durch  Anordnung  des  Reichskanzlers  kann  bestimmt  werden, 
wer  in  den  Konsulargerichtsbezirken  an  die  Stelle  der  Gemeinde  des  Fund- 
orts in  den  Fällen  der  §§  976,  977  und  an  die  Stelle  der  öffentlichen  Armeu- 
kaase  einer  Gemeinde  im  Falle  des  §  2072  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  za 
treten  hat. 

§  36.  Die  Form  einer  Ehe,  die  in  einem  Konsulargerichtsbezirke  Ton 
einem  Deutschen   oder  von  einem  Schutzgenossen ,   der  keinem  Staate  an- 

gehört,  geschlossen  wird,  bestimmt  sich  ausschliefsiich  nach  den  Vorschriften 
es  Gesetzes,  betreffend  die  Eheschliefsune  und  die  Beurkundung  des  Personen- 
standes von  KeichsangehÖrigen  im  Auslande,  vom  4.  Mai  1870  (Bundee- 
Gesetzbl.  S.  599,  Reichs-Gesetzbl.  1896  S.  614).  Ein  Schutz^enosse,  der  emem 
fremden  Staate  angehört,  kann  die  Ehe  in  dieser  oder  in  einer  anderen,  nach 
den  Gesetzen  seines  Staates  zulässigen  Form  schliefsen. 

Durch  Kaiserliche  Verordnung  kann  bestimmt  werden ,  inwieweit  m 
emem  Konsulargerichtsbezirke  die  Beachtung  der  Vorschriften  genügt,  die 
von  der  dortigen  Staatsgewalt  über  die  Form  der  Eheschliefsung  enaasen  sind. 

§  37.  Durch  Kaiserliche  Verordnung  können  für  die  innerhalb  der 
Konsulargerichtsbezirke  belegenen  Grundstücke  die  Grundsätze  bestimmt 
werden,  nach  denen  die  Sicherheit  einer  Hypothek,  einer  Grundschuld  oder 
einer  Rentenschuld  im  Sinne  des  §  1807  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  fest- 
zustellen ist. 

§  38.  Im  Falle  des  S  2249  Abs.  1  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  kann 
das  Testament  durch  mündliche  Erklärung  vor  drei  Zeugen  nach  §  225D  er 
richtet  werden;  der  §  2249  Abs.  2  findet  entsprechende  Anwendung. 

§  39.  Durch  Kaiserliche  Verordnung  können  für  die  Konsulargerichts- 
bezirke die  der  Land^kgesetzgebung  vorbehaltenen  Bestimmungen  über  die 
Hinterlegung  und  die  mnterlegungastellen  getroffen  werden. 

§  40.  In  Handelssachen  nnden  die  Vorschriften  der  im  §  19  bezeichneten 
Gesetze  nur  soweit  Anwendung,  als  nicht  das  im  Konsulargerichtsbezirke 
geltende  Handelsgewohnheitsrecht  ein  Anderes  bestimmt. 

Handelssachen  im  Sinne  des  Abs.  1  sind  die  ven  einem  Kaufmanne  Tor- 
genommenen  Rechtsgeschäfte  der  im  §  1  Abs.  2  des  Handelsgesetzbuchs  be- 
zeichneten Art  sowie  die  Angelegenheiten,  die  eines  der  im  8  101  Nr.  3a 
d,  e,  f  des  Gerichtsver^EMSungsgesetzes  aufgeführten  Rechtsverhältnisse  znm 
Gegenstande  haben. 

Fünfter    Abschnitt. 
Besondere  Vorschriften   über  das  Verfahren  in   bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten,  in  Konkurssachen  und  in  den  Angelegen- 
heiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 

§  41.  In  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  richtet  sich  das  Ver&hrao 
vor  dem  Konsul  sowie  vor  dem  Konsulargerichte  nach  den  Vorschriften  Über 
das  Verfahren  vor  den  Amtsgerichten  mit  der  Mafsgabe,  dafs  auch  die  yo^ 
Schriften  der  §§  348  bis  354  der  Civilprozefsordnung  Anwendung  finden. 

§  42.  InRechtsstreitigkeiten,  die  die  Nichtigkeit  einer  Ehe  zumGeS»- 
stande  haben,  werden  die  Verrichtungen  der  Staatsanwaltschaft  von  dem 
Konsul  einer  der  zur  Ausübung  der  Rechtsanwaltschaft;  zugelassenen  Per- 
sonen, einem  anderen  achtbaren  Gerichtseingesesoenen  oder  sonst  im  Konsour- 
gerichtsbezirke  befindlichen  Deutschen  oder  Schutzgenossen  übertngen.   1^ 
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Gleiche  eilt  in  EntmündigungsBachen  sowie  im  Aufgebotsverfahren  lom 
Zwecke  der  Todeserklärung. 

§  43.  In  den  nach  §  7  Nr.  1  zur  Zuständigkeit  des  Konsuls  gehörenden 
härgerJichen  Rechtsstreitiffkeiten  findet,  sofern  der  Wert  des  Streitgegen- 
standes die  Summe  von  oreihundert  Mark  nicht  Übersteigt,  ein  Rechtsmittel 
nicht  statt. 

§  44.  Der  Konsul  bt  zur  Abänderung  seiner  durch  sofortige  Beschwerde 
angefochtenen  Entscheidung  auch  aufser  den  im  §  577  Ab£  8  der  Civil- 
prozefsordnonff  bezeichneten  Fällen  befiigt 

§  45.  Das  Rechtsmittel  der  Berufune  wurd  bei  dem  Konsul  eingelegt 
Die  Eml^gung  erfolgt  durch  Einreichung  aer  Berufungsschrift.  Auf  die  Ein- 
legung findet  die  Vorschrift  des  §  78  Abs.  1  der  Civilprozelsordnung  kdne 
Anwendung.  Die  Berufungsschrift  ist  der  Gegenpartei  unter  Beachtung  der 
Vorschriften  des  S  179  der  Civilprozefsordnunff  von  Amts  wegen  zuzustellen. 
Der  Konsul  hat  aie  Prozefsakten  mit  dem  Nachweise  der  Susteilung  dem 
Reichsgerichte  zu  übersenden. 

Das  Reichsgericht  hat  den  Termin  zur  mündlichen  Verhandlung  von 
Amts  wegen  zu  Bestimmen  und  den  Parteien  bekannt  zu  machen. 

Die  Bekanntmachung  des  Termins  erfolgt  an  den  für  die  Berufungs- 
instanz bestellten  und  dem  Reichsgerichte  durch  Vermittelung  des  Konsuls 
oder  durch  die  Partei  selbst  rechtzeitig  benannten  ProzefsbevoUmftchtigten 
oder  Zustellungsbevollmächtigten ,  in  Ermangelung  eines  solchen  an  die 
Partei  selbst. 

Die  im  §  520  der  Civilprozefsordnung  vorgesehene  Frist  bennnt  mit 
dem  Zeitpunkt,  in  dem  der  Termin  dem  Berurangsbeklagten  bekannt  ge- 
macht worden  ist. 

§  46.  Die  Zwangsvollstreckung  im  Konsulargerichtsbezirk  aus  den  bd 
der  Ausübung  der  Konsulargerichtsbarkeit  fUr  diesen  Bezirk  entstandenen 
vollstreckbaren  Schuldtiteln  erfolgt  gegen  die  der  Konsulargerichtsbarkeit 
unterworfenen  Personen  nach  den  vorscnriften  über  die  Zwangsvollstreckung 
im  Inlande.  Im  übrigen  wird  die  Vollstreckung  im  Konsulargeriehtsbezirke 
^gra  solche  Personen  durch  den  Konsul  auf  ein  an  ihn  gemäfs  §  791  der 
Civilprozersordnung  gerichtetes  Ersuchen  veranlafst. 

§  47.  In  den  Fällen  der  §§  110,  179  der  Konkursordnung  soll  der 
Termin  zur  Beschlufsfassung  über  die  Wahl  eines  anderen  Verwalters  und 
über  die  Bestellung  eines  Gläubigerausschusses  sowie  der  Vergleichstermin 
nicht  über  zwei  Monate  hinaus  anberaumt  werden. 

Diese  Termine  können  bis  auf  drei  Monate  hinausgeschoben  werden, 
wenn  der  Bezirk  des  Konsulargerichts,  vor  dem  das  Verfahren  schwebt,  nicht 
in  Europa,  in  Ägypten  oder  an  der  asiatischen  Küste  des  Schwarzen  oder 
des  Mittelländischen  Meeres  liegt. 

Der  Zeitraum,  der  nach  §  138  der  Konkursordnung  zwischen  dem  Ab- 
laufe der  Anmeldefrist  und  dem  allgemeinen  Prüfungstermine  liegen  mufs, 
soll  mindestens  zwei  Wochen  und  höchstens  drei  Monate  betragen. 

An  die  Stelle  der  in  den  §§  152,  208  der  Konkursordnung  vorgesehenen 
Fristen  tritt  eine  Frist  von  einem  Monat,  im  Falle  des  Abs.  2  eineTrist  von 
zwei  Monaten. 

§  48.  Die  Vorschrift  des  §  18  Abs.  2  des  Rdchs^esetzes  über  die  An- 
gelegenheiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  findet  auf  eine  durch  Beschwerde 
angefochtene  Verfügung  des  Konsuls  keine  Anwendung. 

Sechster  Abschnitt. 
Besondere  Vorschriften  über  das  Strafrecht. 

§  49.  In  den  Konsulargerichtsbezirken  finden  die  von  der  dortigen 
Staatsgewalt  erlassenen  Strafgesetze  soweit  Anwendung,  als  dies  durch  Her- 
kommen oder  durch  Staatsverträge  bestimmt  ist 

§  50.  Durch  Kaiserliche  Verordnung  kann  bestimmt  werden,  inwieweit 
in  den  Konsulargerichtsbezirken  die  strafrechtlichen  Vorschriften  der  all- 
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eemeinen  Gesetze  Anwendang  finden,  die  innerhalb  Preofsens  im  bisherigen 
Geltungsbereiche  des  preafsischen  Allgemeinen  Landrechts  in  Kraft  stehen. 

§  51.  Der  Konsol  ist  befugt,  für  seinen  Geriehtsbezirk  oder  einen  Teil 
des  Bezirkes  polixeiiiche  Vonchriften  mit  verbindlicher  Kraft  für  die  seiner 
Gerichtsbarkeit  unterworfenen  Personen  zu  erlassen  nnd  deren  Nichtbefolgung 
mit  Haft,  Greldstrafe  bis  zum  Betrage  von  eintausend  Mark  und  Einziebnng 
euiselner  Gkffenstände  zu  bedrohen.  Diese  Vorschriften  sind  sofort  in  Ab- 
schrift dem  Keichttkatizler  mitzuteilen. 

Der  Reichskanzler  ist  befucrt,  die  von  dem  Konsul  erlassenen  polizei- 
lichen Vorschriften  aufzuheben. 

Die  Verkündnng  der  polizeilichen  Vorschriften  sowie  die  Verkündong 
ihrer  Aufhebung  erfolgt  in  der  für  konsularische  Bekanntmachungen  orts- 
üblichen Weise,  jeden&lls  durch  Anheftung  an  die  Gerichtstafel 

Siebenter  Abschnitt« 

Besondere  Vorschriften  über  das  Verfahren  in  Strafsachen. 

§  52.  Der  Konsul  übt  in  Strafsachen  die  Verrichtungen  des  Amts- 
richters und  des  Vorsitzenden  der  Strafkammer  aus. 

§  53.  Die  Zustellungen,  die  Ladungen,  die  Vollstreckung  von  Be- 
schlüssen und  Verfügungen  sowie  die  Strafvollstreckung  werden  durch  den 
Konsul  veranlagt. 

§  54.  Im  vorbereitenden  Verfahren  ist  die  Beeidigung  eines  Zeugen 
oder  Sachverständigen  auch  in  den  im  §  65  Abs.  2  der  Strsfproselsordnang 
bezeichneten  Fällen  zulässig. 

Die  Vorschriften  des  §  126  der  Strafprozefsordnung  finden  keine  An- 
wendung. 

§  55.  Erhält  der  Konsul  von  dem  Verdacht  eines  zur  Zuständigkeit 
des  Reichsgerichts  oder  der  Schwurgerichte  gehörenden  Verbrechens  Kenntois, 
so  hat  er  die  zur  Strafverfolgung  erforderlichen  Sicherheitsmalsregeln  sn 
treffen  sowie  die  Untersuchungshandlungen ,  in  Ansehung  deren  G^ahr  im 
Verzug  obwaltet  oder  die  Voraussetzungen  des  §  65  Abs.  2  der  Strafproiefs- 
ordnung  zutreffen,  vorzunehmen  und  demnächst  die  Akten  der  Staatsanwalt- 
schaft bei  dem  zuständigen  deutschen  Gericht,  in  Ermangelung  eines  solchen 
dem  Ober- Reichsan walte  zu  übersenden.  Im  letzteren  Falle  wird  dss  zu- 
ständige Gericht  von  dem  Reichsgerichte  bestimmt 

§  56.  Gehört  die  strafbare  Handlung  zur  Zuständigkeit  des  Konsular- 
gerichts oder  des  Konsuls,  so  ist  an  Stelle  der  Staatsanwätschaft  der  Konsul 
zum  Einschreiten  berufen.  Er  stellt  insbesondere  die  der  StaatsanwaltBcbaft 
im  vorbereitenden  Verfahren  obliegenden  Ermittelungen  an. 

§  57.    Eine  Voruntersuchung  findet  nicht  statt. 

§  58.  An  die  Stelle  der  öffentlichen  Klaffe  tritt  in  den  Fällen,  in  denen 
nicht  sofort  das  Hauptverfahren  eröffnet  wira,  die  Verfügung  des  Konsuls 
über  die  Einleitung  des  Strafverfahrens  gegen  den  Beschuldigten.  Diese 
Verfuffung  hat  die  dem  Angeschuldigten  zur  Last  gelegte  That  unter  Her- 
vorhebung ihrer  gesetzlichen  Merkmiue  und  des  anzuwendenden  Strafgesetiei 
zu  bezeichnen. 

Der  Beschlufs,  durch  den  das  Hauptverfahren  eröfibet  wird,  hat  auch 
die  Beweismittel  anzuffeben. 

§  59.  Die  Vorschrift  des  §  282  der  Strafprozefsordnung  findet  auch 
dann  Anwendung,  wenn  nach  dem  Ermessen  des  Gerichts  die  zu  erwartende 
Freiheitsstrafe  mcht  mehr  als  sechs  Monate  beträgt 

§  60.  Den  Umfang  der  Beweisaufnahme  bestimmt  das  Gericht,  ohne 
hierbei  durch  Anträge,  Verzichte  oder  fnihere  Beschlüsse  gebunden  zu  sein. 

§  61.  In  das  Protokoll  über  die  Hauptverhandlung  sind  die  wesent- 
lichen Ergebnisse  der  Vernehmungen  aufzunehmen. 

§  62.  In  den  Fällen  der  §§  £5,  449  der  Strafprozefsordnung  beträgt  die 
Frist  zwei  Wochen. 

§  63.    Gegen  die  wegen  Übertretungen  erlas&enen  Entscheidungen  ist, 
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eofern  eine  Yenurtdlung  auf  Grand  des  S  861  Nr.  8  bis  8  des  Strafgesets- 
bachs  erfolgt  oder  nur  auf  Geldstrafe  ooer  aaf  Geldstrafe  and  Einziehang 
erkannt  wird,  ein  Rechtsmittel  nicht  znlüasig. 

Im  übrigen  findet  in  Strafsachen  gegen  die  Urteile  des  Konsulargerichts 
das  Kechtamittel  der  Berufung  statt. 

§  64.  Auf  Beschwerden  gegen  Entscheidungen  des  Konsuls  findet  die 
VoTBchiift  des  §  23  Abs.  1  der  Strafprozefsordnunff  keine  Anwendung. 

In  den  Fulen  des  §  853  der  StrafprozelsoranuDg  ist  der  Konsul  srar 
Ab&nderung  seiner  durch  Beschwerde  angefochtenen  fSitscheidung  befugt 

§  65.  Die  der  Staatsanwaltschaft  austehenden  Rechtsmittel  können 
g^en  die  Entscheidungen  des  Konsulargerichts  von  dem  Konsul  eingelegt 
werden. 

§  66.  In  den  Fällen  der  §§  858,  855,  858,  860  der  Strafprozefsordnung 
beträgt  die  Frist  zwei  Wochen. 

§  67.  Die  Frist  zur  Anfechtung  einer  Entscheidung  beginnt  für  den 
Nebenkläger  im  Falle  des  §  489  der  Stra^rozefsordnung  mit  der  Bekannt- 
machung der  Entscheidung:  an  den  Beschuldigten. 

§  68.  Der  Konsul  kann  Zeugen  und  Sachverständige,  die  zur  Recht- 
fertigung der  Berufung  benannt  sind,  vernehmen  und  beeidigen,  wenn  die 
Voraussetzungen  des  §  65  Abs.  2  der  Strafprozefsordnung  vorliegen.  "Die 
Protokolle  übsr  diese  Vernehmungen  sind  dem  Ober-Reichrnnwalte  zu  über- 
senden. Die  Vorschriften  des  §  223  und  des  §  250  Abs.  2  der  Strafprozefs- 
ordnung finden  entsprechende  Anwendung. 

§  69.  Der  Angeklagte  kann  in  der  Hauptverhandlung  vor  dem  Be- 
rafunesgericht  erscheinen  oder  sich  durch  einen  mit  schriftlicher  Vollmacht 
versenenen  Verteidiger  vertreten  lassen. 

Der  nicht  auf  n-eiem  Fufse  befindliche  Angeklagte  hat  keinen  Anspruch 
auf  Anwesenheit 

Soweit  der  Angeklagte  die  Berufung  eingelegt  hat,  ist  über  diese  auch 
dann  zu  verhandeln,  wenn  weder  der  Angeklagte  noch  ein  Vertreter  für  ihn 
erschienen  ist 

§  70.  Die  Wiederaufnahme  eines  durch  rech^räfdges  Urteil  ge- 
schlossenen Verfahrens  kann  von  Amts  wegen  erfolgen. 

§  71.  Das  Gesetz,  betreffend  die  Entschädigung  der  im  Wiederauf- 
nahmeverfahren freigesprochenen  Personen,  vora  20.  Mai  1898  (Reichs- Gesetzbl. 
S.  345}  findet  mit  folgenden  Mafsgaben  Anwendung. 

An  die  Stelle  der  Staatsanwaltschaft  des  Landgerichts  tritt  der  Konsul. 
Die  im  §  5  Abs.  8  vorgesehene  Ausschlufsfrist  beüägt  sechs  Monate.  Für 
die  Ansprüche  auf  Entschädigung  ist  das  Reichsgericht  in  erster  und  letzter 
Instanz  zuständig. 

§  72.  In  Strafsachen,  in  denen  der  Konsul  oder  das  Konsulargericht 
hl  enter  Instanz  erkannt  hat,  steht  das  Begnadigungsrecht  dem  Kaiser  m. 

Achter  Abschnitt« 

Besondere  Vorschriften  über  die  Kosten. 

§  73.  Die  Gebühren  der  Gerichte  und  der  Gerichtsvollzieher  in  den 
Konsulargerichtsbezirken  werden  im  doppelten  Betrap;e  der  Sätze  erhoben, 
die  in  den  nach  §  19  malsgebenden  Vorschriften  bestimmt  sind. 

Die  Gebühr  für  eine  Zustellung  in  den  Konsnlargerichtsbesirken  nach 
den  Vorschriften  über  Zustellungen  im  Auslande  beträgt  drei  Mark. 

Die  den  Gerichtsbeamten  und  Gerichtsvollziehern  zustehenden  Tage- 
gelder und  Reisekosten  werden,  soweit  es  sich  um  Konsularbeamte  handelt, 
nach  Mafsgabe  der  für  diese  geltenden  Vorechriften  erhoben. 

§  74.  Die  Erhebung  und  Beitreibung  der  Kosten  wird  durch  den  Konsid 
veranuifst 

Die  Regelung  des  Beitreibungsveiftüirens  erfolgt  im  Anschlofs  an  die 
Vorschriften  der  CivilprozeCsordnung  durch  Anordnung  des  Reichskaiislen. 
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§  75.  Die  bei  der  Ausübnug  der  Konsulargerichtsbarkeit  mitwirkenden 
Behörden  haben  einander  saun  2^ecke  der  Erhebung  und  Beitreibung  der 
Kosten  Beistand  zu  leisten. 

Das  Gleiche  gilt  für  die  Beistandslebtnng  unter  diesen  Behörden  und 
den  Behörden  im  Beichsgebiet  oder  in  den  deutschen  Schutzgebieten.  Dabei 
finden  die  gemäfs  §  99  des  Gerichtskostengesetzes  (Reichs-Gesetzbl.  1898 
8.  659)  erlawenen  Vorschriften  über  den  zum  Zwecke  der  Emziehune  Yon 
Gerichtskosten  unter  den  Bundesstaaten  zu  leistenden  Beistand  entsprechende 
Anwendung. 

§  76.  Soweit  die  Gebühren  der  Rechtsanwälte  durch  Ortsgebranch  ge- 
regelt sind,  kommt  dieser  zun&chst  zur  Anwendung. 

Neunter  Abschnitt. 

Schlufsbestimmungen. 

§  77.  Die  im  §  2  bezeichneten  Personen  können  nach  den  in  Gemärs- 
hdt  dieses  G^esetzes  in  den  Konsulai^richtsbezirken  Anwendung  findenden 
strafrechtlichen  Vorschriften  wegen  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  aacli 
dann  verfolgt  werden,  wenn  sie  die  Handlung  in  einem  Gebiete  begangen 
haben,  das  keiner  Staatsgewalt  unterworfen  ist. 

Im  übrigen  können  durch  Kaiserliche  Verordnung  die  in  GemäCsheit 
dieses  Gesetzes  in  den  Konsulargerichtsbezlrken  geltenden  Vorschriften  in 
Gebieten  der  im  Abs.  1  bezeichneten  Art  ganz  oder  teilweise  für  anwendbsr 
erklärt  werden.  Soweit  hiemach  die  Vorschriften  über  die  Ausübung  der 
G^chtsbarkeit  Geltung  erlangen,  ist  der  Reichskanzler  befugt,  an  Stelle 
des  Konsuls  einen  anderen  Beamten  zur  Wahrnehmung  der  Gerichtsbarkeit 
sni  ermächtigen;  auch  können  als  Gerichtsbeisitzer  Personen  zugez<^ 
werden,  die  nicht  Eingesessene  oder  Einwohner  des  Gerichtsbezirkes  sina. 

§  78.  Dieses  Gesetz  tritt  an  einem  durch  Kaiserliche  Verordnung  fest- 
zusetzenden Tage  in  Kraft. 

§  79.  Soweit  in  Reichsgesetzen  oder  in  Landesgesetzen  auf  Vorschriften 
des  Gesetzes  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom  10.  JuU  1879  y erwiesen 
ist,  treten  die  entsprechenden  Vorschriften  dieses  Gesetzes  an  deren  Stelle. 

§  80.  Der  Reichskanzler  hat  die  zur  Ausführung  des  Gesetzes  erforder- 
lichen Anordnungen  zu  erlassen. 

2.  Gesetz  vom  30.  Juni  1900,  betr.  die  Handelsbeziehungen 
zum  Britischen  Reiche  betr.  (R.G.B1.  S.  805). 

Der  Bundesrat  wird  erm&chtigt,  den  Angehörigen  und  den  Er- 
zeugnissen des  Vereinigten  Königreicbs  von  Grofsbritannien  und  Irland 
sowie  den  Angehörigen  und  den  Erzeugnissen  britischer  Kolonien  aD<i 
auswärtiger  Besitzungen  bis  zum  31.  Juli  1901  diejenigen  Vorteile  ein- 
zuräumen, die  seitens  des  Reiches  den  Angehörigen  oder  den  Erzeug- 
nissen des  meistbegünstigten  Landes  gewährt  werden. 

3.  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  28.  Juli  1900«  b^ 
treffend  die  Handelsbeziehungen  zum  Britischen  Reiche 
(R.G.B1.  S.  777). 

Auf  Grund  des  G^esetzes,  betr.  die  Handelsbeziehungen  zum  Britischso 
Reiche,  vom  30.  Juni  1900  (R.G.B1.  S.  305)  hat  der  Bundesrat  beschlossen, 
dafs  die  laut  der  Bekanntmachungen  vom  11.  Juni  1898  (R.G.B1.  S.909)  ond 
vom  16.  Dezember  1899  (R.G.Bl.  S.  701)  getroffene  Anordnung,  wonach  den 
Angehörigen  und  den  Erzeugnissen  des  Vereinigten  Könimiches  vonGrof«- 
britannien  und  Irland  sowie  den  britischen  Kolonien  una^  auswärtigen  Be* 
Sitzungen  mit  Ausnahme  von  Kanada  und  von  Barbados  diejenigen  Vorteile 
eingeräumt  sind,  die  seitens  des  Reichs  den  Angehörigen  und  den  S^>^ 
nissen  des  meistbegünstigten  Landes  gewährt  werden,  über  den  30.  Juli  1900 
hinaus  bis  auf  weiteres  in  Kraft  bleiben  soll. 
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2.    Gesetze,  Verordnungen  etc.   der  einzelnen 
Bundesstaaten. 

Pre«lteen. 

1.  Gesetz  Tom  18.  April  1900,  betr.  die  Vermeidung  von 
Doppelbesteuerungen  (G^.Slg.  S.  259  f.)i  genehmigt  in  §  1  den 
nebst  dem  Schlufsprotokolle  (S.  260  ff.)  beigedruckten  Yertmg  mit  der 
k.  k.  Osterreichischen  Regierung  vom  21.  Juni  1899  zur  Beseitigung 
von  Doppelbesteuerungen,  welche  sich  aus  der  Anmeldung  der  für  das 
Königreich  Preufsen  beziehungsweise  ftir  die  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  geltenden  Steuergesetze  ergeben  konnten,  und 
ermMchtigt  den  Finanzminister,  mit  Bezug  auf  Personen  und  Steuer- 
qaeUen,  welche  der  Steuerhoheit  mehrerer  Staaten  unterliegen,  Verein- 
barungen zu  treffen  und  Anordnungen  zu  erUssen,  durch  die  ihre 
Heranziehung  zu  den  direkten  Staatssteuem  unter  Wahrung  des  Grund- 
satzes der  Gegenseitigkeit  auch  abweichend  von  den  in  Preufsen  gel- 
tenden gesetzlichen  Vorschriften  geregelt  wird. 

2.  AUg.  Verf.  vom  3.  Juli  1900,  betr.  den  Auslieferungs- 
verkehr mit  Osterreich  (Just.Miu.Bl.  S.  447). 

8.  Allg.  Verf.  vom  16.  Juli  1900,  betr.  das  Verfahren  bei 
der  Zuziehung  von  Sachverständigen,  welche  in  einem 
andern  Bundesstaate  wohnhaft  sind  (JustMin.Bl.  S.  528). 

Bayern. 

Bekanntmachung  der  k.  Staatsministerien  der  Justiz  und  der  Fi- 
nanzen vom  4.  Juli  1900,  die  Vollstreckung  von  Gesamtstrafen 
bei  Festsetzung  der  Einzelstrafen  von  Gerichten  ver- 
schiedener Bundesstaaten  betr.  (Just.M.Bl.  S.  1015  f.). 

Der  BeschluTs  des  Bundesrats  vom  11.  Juni  1885  (J.M.BL  S.  159,  160; 
F.BLB1.  S.  708)  enthält  eine  Bestimmung  darüber  nicht,  von  welchem  Bundes- 
staate die  Frdhdtsstrafe  zu  vollstrecken  ist,  die  an  die  Stelle  einer  G^d- 
strafe  tritt,  welche  neben  einer  oder  neben  mehreren  der  in  eine  Gesamt- 
strafe einbezogenen  Freiheitsstrafen  ausgesprochen  wurde  und  von  dem  Ver- 
urteilten nicht  beigetrieben  werden  kann. 

Übersteigt  die  an  die  Stelle  einer  Geldstrafe  tretende  Freiheitsstrafe  die 
Dauer  von  sechs  Wochen  nicht,  so  ist  sie  nach  §  168  des  Gerichtsverfassui^- 
gesetzes  in  dengenigen  Bundesstaat,  in  welchem  sich  der  Verurteilte  befindet, 
zu  vollstrecken:  sie  wird  also  regelm&Tsig  im  Anschluls  an  die  Gesamtstrafe 
vollstreckt  werden.  Damit  aber  auch  in  den  F&llen,  in  denen  die  an  die 
Stelle  einer  uneinbringlichen  Geldstrafe  tretende  Freiheitsstrafe  die  Dauer 
von  sechs  Wochen  übersteigt,  die  ununterbrochene  Vollstreckung  der 
an  erster  Stelle  ausgesprochenen  Freiheitsstrafe  und  der  an  die  Stelle  der 
Geldstrafe  tretenden  Freiheitsstrafe  gesichert  wird,  werden  auf  Grund  emer 
von  den  Justizverwaltungen  der  sämtlichen  Bundesstaaten  getroffenen  Ver- 
anbamng  die  Strafvollstreckungsbehörden  hiemit  beauftragt,  in  geeigneten 
FiUlen  die  mit  der  Vollstreckung  der  Gesamtstrafe  befafste  Behörde  eines 
anderen  Bundestaats  um  die  Obemahme  der  Vollstreckun|B^  der  an  die  Stelle 
^er  Geldstrafe  tretenden  Freiheitsstrafe,  auch  wenn  diese  die  Dauer  von 
sechs  Wochen  Übersteigt,  in  der  gleichen  Weise  zu  ersuchen,  wie  dies  bei 
Strafen  von  einer  kärzeren  Dauer  nach  §  163  des  GerichtsverflAssungsgesetzes 
ZQ  geschehen  hat 
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Ebenso  ist  den  Ersnchen  der  StnifTollstreckongsbehörden  anderer 
ßnndesstaaten,  in  F&llen  dieser  Art  die  Vollstrecknnff  der  an  die  BteUe  einer 
Geldstrafe  tretenden  Freiheitsstrafe  neben  der  VoUstreckmu^  der  Gesamt- 
strafe  an  fibemehmen,  yon  den  StrafVollstrecknngsbehörden  m  Bajem  stets 
zu  entsprechen. 

2.  Bekanntmachung  der  k.  Staatsministerien  des  Königlichen 
Hauses  and  des  Äufsern,  der  Justiz  und  des  Innern  vom  6.  August 
1900,  die  Ergänzung  der  Rheinschiffahrts-Polizeiordnung 
betr.  (G.  u.V.BL  8.  1019). 

1.  Gesetz  zur  Ausführung  einiger  mit  dem  Bttrgerlichen 
Gesetzbuche  zusammenhängender  Reichsgesetze  Tom 
15.  Juni  1900  (G.  u.V.BL  S.  269). 

2.  Gesetz  vom  18.  Juni  1900,  die  Zwangsvollstreckung 
in  das  unbewegliche  Vermögen  betr.  (G.  n.V.Bl.  8.  312). 

3.  Gesetz  ttber  die  Gerichtskosten,  vom  21.  Juni  1900 
(G.  U.V.B1.  8.  327). 

4.  Kostenordnung  für  Rechtsanwälte  und  Notare« 
▼om  22.  Juni  1900  (G.  U.V.B1.  8.  364). 

5.  Gesetz  ttber  Familienanwartschaften,  vom  7.  Juli  1900 
(G.  U.V.B1.  8.  452). 

6.  Gesetz  ttber  die  Verwaltungsrechtspflege,  vom  19.  Juli 
1900  (G.  U.V.B1.  8.  485). 

7.  Min. Verordnung  yom  31.  Januar  1900,  den  Auslieferungs- 
▼  erkehr  mit  Osterreich  betr.  (J.M.Bl.  8.  9). 

8.  Min. Verordnung  an  die  8tra^oll8treckung8behörden  vom  16.  Mai 
1900,  eine  Ergänzung  des  Bundesratsbeschlusses  yom 
11.  Juni  1885  betr.  (J.M.Bl.  8.  36). 

WArttemkerr* 

1.  Min-Erlafs  vom  12.  Mai  1900,  betr.  Vollstreckung  toa 
Gesamtstrafen  bei  Festsetzung  der  Einzelstrafen  von 
Gerichten  verschiedener  Bundesstaaten  (Amtsbl.  d.  J.H. 
8.  111). 

2.  Min.Bekanntmachung  vom  16.  Juni  1900,  betr.  den  Rechts- 
balfeverkehr  mit  Dänemark  (A.Bl.d.  J.M.  8.  125). 

3.  Min.Bekanntmachung  vom  26.  Juni  1900,  betr.  den  Ans- 
lieferungsverkehr  mit  Osterreich  (daselbst  8.  126). 

4.  Min. Bekanntmachung  vom  10.  Juli  1900,  betr.  den  Ge- 
schäftsverkehr zwischen  den  wttrttembergischen  Justis* 
behörden  und  den  Gerichten  der  deutschen  8chutzgebiete 
(daselbst  8.  128). 

1.  Bekanntmachung  des  Just.Min.  vom  5.  Februar  1900  Nr.  3837, 
den  Rechtshttlfeverkehr  mit  der  8chweiz  in  Patentange- 
legenheiten betr. 

2.  Bekanntmachung  des  JustMin.  vom  9.  Jtini  1900  Nr. 
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den  Reehtshttlfeverkehr  mit  Österreich  in  Patentange- 
legenheiten  betr. 

8.  Bekanntmachung  des  JostMin.  vom  19«  März  1900,  Rechts- 
httlfeyerkehr  mit  Osterreich  betr. 

4.  Min. Verordnung  vom  18.  Juni  1900>  die  Aichung  der 
Rheinschiffe  betr.  (O.U.V.BL  8.  798). 

5.  Min.Bekanutmachung  vom  18.  Juli  1900,  die  Rhein- 
Bchiffahrts-Polizeiordnung  betr.  (G.  U.V.BL  8.  855). 

6.  Min. Verordnung  vom  19.  Juli  1900,  Vornahme  aufser- 
ordentlicher  Fahrtrevisionen  hinsichtlich  der  8chiff8- 
dampfkeasel  auf  dem  Rhein  betr.  (G.  U.V.BL  8.  857). 

Hessen. 

1.  G^etzvom  7.  Juli  1900,  die  Legitimation  durch  nach- 
folgende Ehe  betr.  (R61.  8.  429). 

2.  Min.Bekanntmachung  vom  27.  Juni  1900,  den  Erlafs  einer 
neuen  Aichordnung  fttr  die  Rheinschiffe  betr.  (R.BL  8.  489). 

8.  Min.Bekanntmachung  vom  28.  Juni  1900,  den  Reehts- 
httlfeverkehr mit  Dänemark  betr.  (AmtsbL  d.  J.M.  Nr.  16). 

HeeUemburr-StrelitB. 

1.  Reg.Bekanntmachnng  vom  25.  Mai  1900,  betr.  den  Reehts- 
httlfeverkehr zwischen  deutschen  und  dänischen  Gerichten 
(Off.  Anz.  f.  M..Str.  8.  280). 

2.  Reg.Bekanntmachnng  vom  10.  Juni  1900,  betr.  den  un- 
mittelbaren Geschäftsverkehr  der  Gerichte  sämtlicher 
deutscher  Schutzgebiete  mit  den  einheimischen  Gerichten 
(OfL  Anz.  f.  M.-8tr.  8.  280). 

8.  Reg.Bekanntmachung  vom  11.  Juni  1900,  betr.  den  Ver- 
kehr mit  dem  Osterreichischen  Patentgerichtshof  (eben- 
daselbst  8.  280). 

WaldecK. 

Bekanntmachung  vom  7.  Juli  1900,  betr.  Eheschliefsung  von 
Ausländern  in  den  Fttrstentümern  Waldeck  und  Pyrmont 
(Reg.Bl.  8.  149). 

«  lilppe. 

Bekanntmachung  vom  10.  Mai  1900,  betr.  Eheschliefsung 
niederländischer  und  schwedisch-norwegischer  Staats- 
angehöriger (Ge8.81g.  8.  124). 

ISlsaflhlietlurlmffeB. 

Gesetz  vom  17.  Juni  1900,  betr.  die  Abänderung  des  Ge- 
setzes über  die  Erbschaftssteuer  —  neue  Textierung  des  Ge- 
setzes vom  17.  Juni  1900  —  (G.Bl.  8.  114  und  128). 

§5  (der  neuen  Textierung): 

Der  Erbechaftsstetier  unterliegt  der  gesamte  Nachlafs  derjenigen  Per- 
sonen, welche  zur  Zeit  ihres  Todes  in  Ekafs- Lothringen  ihren  Wohnsitz 
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hatten,  mit  Atisnabme  der  aufiwrhalb  Elaars-Lothringenfl  belesenen  Grund- 
etttcke  nebst  Zubehör  und  derjenigen  Rechte  an  solchen  (Grundstücken,  welche 
nach  der  Gesetzgebung  des  Staates,  in  dessen  Gebiet  die  Grundstticke  be- 
legen sind,  als  unbeweglich  gelten. 

Befinden  sich  zum  Nachlafs  gehörige  Sachen  zur  Zeit  des  Abgangs 
aulherhalb  Elsaft  und  Lothringen,  so  ist  auf  Verlangen  die  nach  den  Ge- 
setzen des  Staates,  in  dessen  Gebiete  sie  sich  befinden,  etwa  zu  entrichtende 
erweislich  gezahlte  Erbschaftsabgabe  von  der  Steuer  in  Abzug  su  bringen. 
Auf  Wertpapiere  findet  diese  Bestimmung  nicht  Anwendung. 

§  6.  Der  Erbschaftssteuer  unterliegen,  auch  wenn  der  Erblasser  seinen 
Wohncdtz  nicht  in  Elsafs-Lothringen  hatte: 

1.  In  Elsafs-Lothringen  belegene  Grundstücke  mit  Zubehör; 

2.  Bergwerkseigentum  und  sonstige  Rechte  an  solchen  (rrundstllcken 
(mit  Ausnahme  der  Hypotheken,  Grundschulden  und  Rentenschulden) 
sowie  Ansprüche  auf  Übertragung  des  Eigentums  oder  auf  Begründung 
oder  Übertragung  einer  der  bezeichneten  Rechte  an  solchen  Grund- 
stücken; 

3.  die  Kuxe  in  Elsafs-Lothringen  belegener  Bergwerke; 

4.  in  Elsafs-Lothringen  betriebene  Apotheken. 

In  den  Fällen  unter  3.  und  4.  ist,  wenn  der  Erblasser  dne  deutsche 
Staatsangehörigkeit  besessen  hat,  auf  Verlangen  die  nach  den  Gesetzen  eines 
Bundesstaats  etwa  zu  entrichtende  und  erweislich  gezahlte  Erbschaftsabgabe 
▼on  der  Steuer  in  Abzug  zu  bringen. 

Aufserdem  ist  der  firbschaftssteuer  das  in  Eisafs-Lothzingen  befindlidie 
Veimö^  eines  Erblassen  unterworfen,  welcher  bei  seinem  Ableben  kernen 
Wohnsitz  hatte. 

§  7.  Hatte  der  ErbUsser  sdnen  Wohnsitz  nicht  in  Elsafs-Lothringen 
und  werden  in  dem  Staate  des  Wohnsitaes  die  nachbezeichneten  Werte  dieses 
Landes,  welche  zu  einem  elsafs-lothringischen  Nachlasse  gehören,  einer  Erb- 
schaftssteuer unterworfen,  so  unterliegen,  soweit  dies  zutrifit,  der  Erb- 
schaftssteuer auch  elsafs- lothringische  Staatsrenten,  Aktien  und  Schuldver- 
schreibungen, Rechte,  weichein  elsafs-lothringisefaen  Grund-,  Eigentums- oder 
Hypothekenbüeham  eiagetrageBi  oder  vorgemerkt  sind,  Forderungen  gegen 
den  elsafs-lothringischen  Landesfiskus  oder  in  EUsafs-Lothringen  wohnende 
Schuldner,  in  Elsafs-Lothringen  befindliche  bew^liche  Sachen  und  Anteile 
an  gewerblichen  Unternehmungen  in  Elsafs-Lothringen. 

S  7>.  Behufs  Vermeidung  dner  Doppelbesteuerung  ist  das  Ministerium 
ennftcntigt,  insoweit  G^enseitigkeit  vorUegt  oder  die  Kücksieht  auf  be- 
stehende Vertragsverhältnisse  dies  erfordert,  Abweichungen  von  den  in  §§  5 
bis  7  enthaltenen  Bestimmungen  zu  gestatten. 

§  8.  Schulden  and  Lasten ,  welche  nur  auf  einem  nach  §§  5  hu  7 
steuemeicn  oder  steuerpflichtigen  Teile  der  Masse  haften,  kommen  nur  bei 
diesem  Teile,  Schulden  und  Lasten,  welche  vorzugswdse  auf  einem  Steuer- 
frden  oder  vorzugsweise  auf  einem  steuerpflichtigen  Teile  der  Masse  haften, 
zunächst  bei  diesem  Teile  und  erst,  soweit  sie  hiedurch  nicht  gedeckt  werd«i, 
bei  der  übrigen  Masse  in  Abzug. 

Sonstige  Schulden  und  Ltaten,  welche  sowohl  auf  dem  steneiMen, 
als  auch  auf  dem  steuerpflichtigen  Teile  der  Masse  haften,  kommen  vom 
letzteren  nur  nach  Verhältnis  dieses  Teiles  zur  gesamten  Masse  in  Abzog. 

Hatte  jedoch  der  Erblasser  seinen  Wohnsitz  nicht  in  Elsafs-Lothringen, 
so  findet  von  dem  gem&fs  §§  5  bis  7  steuerpflichtigen  Vermögen  ein  Abzog 
von  Schulden  und  Lasten  überhaupt  nur  statt,  soweit  im  Staate  des  Wohn- 
sitzes des  Erblassers  gleiche  Grunasätze  bezüglich  des  Abzugs  von  Scholdeo 
und  Lasten  mafsgebend  sind. 
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IL   AuswSrtige  Staaten. 
Öaterreiek. 

1.  Verordnung  des  Jostizministers  vom  18.  Mai  1900  über  die  An- 
merkung inländischer  Eheerkenntnisse  in  ausIXndischen 
Trauungsmatriken  (J.M.V.Bl.  S.  153). 

2.  Verordnung  des  k.  k.  Finanaministoriums  vom  11.  Juni  1900, 
betr.  die  Gebtlhrenbehandlung  offener  Handelsgesell- 
schaften (Jur.  BI.  XXIX.  Jahrgang  S.  819  f.). 

Ziff.  5  der  Verordnung  bestimmt: 

Anl&fsUch  der  Etrichtang  von  ZwelniiederUaBungeD  im  lolsnde  durch 
ausländische  offene  HandeWeseilschaiten  ist  bei  BestimmuDgen  der  der 
Oeb^hrenbemessung  zu  unterzienenden  Verm5fl[euseinla?en  nur  der  dem  Ge- 
schäftsbetriebe im  Inlande  gewidmete  Teil  les  GoseUschaftsvermögens  in 
Betracht  zu  ziehen  und  sind  daher  jene  Vermöffensbestandtetle  aafser  An- 
schlag SU  lassen,  hinsichtlich  deren  es  offenkundig  ist,  dafs  sie  nicht  dem 
QescUlftsbetriebe  im  Inlande  zu  dienen  bestimmt  smd. 

SeMweii. 

a.     Bundesgesetzgebung. 

1.  Bundesgesetz,  betr.  die  gewerblichen  Uuster  und  Mo- 
delle, vom  30.  März  1900  (Eidg.  amtl.  Slg.  N.  F.  Bd.  XVIII  S.  126  ff.), 
dnrch  welches  das  Bundesgesetz  gleichen  Betreffs  vom  21.  Dezember 
1888  aufgehoben  ist 

Nach  Art  14  kann,  war  in  der  Schweiz  keinen  festen  Wohnsitz  hat, 
nur  durch  einen  in  der  Schweiz  wohnhaften  Vertreter  die  Hinterlegung  eines 
Hasters  oder  Modells  vornehmen  und  die  aus  der  Hinterlegung  hervorgehenden 
Bechte  geltend  machen.  Der  Vertreter  ist  zur  Vertretung  in  dem  nach  Mafs- 
ffabe  dieses  Gesetzes  stattfindenden  Verfahren,  sowie  in  den  den  Muster-  und 
Modollschutz  betreffenden  Rechtsstreitigkeiten  befugt  Vorbehalten  bleiben 
die  Bestimmungen  der  Kantone  über  berufsmäfsige  jProzefsvertretung.  Für 
die  in  solchen  Bechtsstreitigkeiten  gegen  den  Hinterleger  anzustellenden 
Klaffen  ist  das  Gericht  zustlUidig,  in  dessen  Bezirk  der  Vertreter  seinen  Wohn- 
sits  hat;  in  Ermangelung  eines  solchen  das  Gericht  des  Amtssitzes  der  Hinter- 
l^gunosstelle  (eidgen.  Amt  for  gtts%es  Eigentum  in  Bern). 

Nach  Art.  äi  können  die  Angehöriffen  der  Länder,  weiche  mit  der 
Schweiz  beztigliche  Konventionen  aogescEloesen  haben,  ihre  gewerblichen 
Muster  und  Modelle  innerhalb  der  ver&aglioh  festgesetzten  Frist,  vom  Datum 
^rer  ersten  Hinterlegung,  sofern  dieselbe  in  einem  der  in  der  bezüglichen 
Konyention  genannten  Länder  stattgefunden  hat,  und  unter  Vorbehalt  der 
Bechte  Dritter,  in  der  Schweiz  hmterlegen,  ohne  dafs  durch  inzwischen 
eingetretene  Thatsachen,  wie  durch  eine  Hinterlegung  Anderer  oder  durch 
6ioe  Veröffentlichung,  die  GtÜtigkeit  ihrer  Hinterlegung  beeinträchtigt  werden 
kSmite. 

Das  ffleiche  Becht  wird  denjenigen  Schweizern  gewährt,  die  ihre  Muster 
und  ModeUe  zuerst  in  einem  der  im  vorigen  Absätze  bezeichneten  Länder 
biaterlegt  haben. 

2.  VollziehungBverordnung  zum  Bnndesgesetz  vom  3Ö.  März  1900, 
1^.  die  gewerblichen  Muster  und  Modelle,  vom  27.  Juli 
1900  (Eidg.  amtl.  Slg.  Bd.  XVIII  S.  138  ff). 

22» 
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b.     Kantonalge  setzgebnng. 

Kanton  Appensell  i.  Rh. 

Strafgesetz  (der  Landgemeinde  des  Kantons  Appenzell  i.  Rb.) 
für  den  ELanton  Appenzell  i.  Rb.  vom  30.  April  1899  (bes.  gedr., 
Näheres  s.  HeusHer^  Schweizerische  Rechtsgesetzgebung  des  Jahres  1899 
in  der  Zeitschrift  für  Schweizerisches  Recht  Bd.  41,  N.  F.  Bd.  19 
8.  457  ff.). 

Kanton  St  Gallen. 

1.  Gesetz  (des  Grofsen  Rates  des  Kantons  St  Gallen  ttber 
Fremdenpolizei  nnd  Niederlassung)  vom  17.  Mai  1899,  in 
Kraft  getreten  am  19.  Juni  1899  (G.S.  N.  F.  VIII  8.  89  ff.). 

2.  VollzQgsyerordnnng  (des  Regierangsrates  des  Kantons  St  Gallen) 
zur  Revision  der  internationalen  Schiffahrts-  und  Hafen- 
ordnung für  den  Bodensee,  laut  Konstanzer  Protokoll  vom  8.  April 
1899,  vom  30.  Dezember  1899  (G.S.  N.  F.  VUI  S.  75  ff.). 

Kanton  Glarus. 

1.  Revision  (der  I^andsgemeinde  des  Kantons  Glarus)  des  Straf- 
gesetzbuches,  vom  7.  Mai  1899  (Memorial  ftir  die  Landsgemeinde 
von  1899  S.  21  ff.;  Näheres  s.  HeuOer  a.  a.  0.  S.  455). 

2.  Strafprozefsordnung  (der  Landsgemeinde  des  Kantons) 
vom  7.  Mai  1899  (Memorial  etc.  S.  32  ff.;  Heusler  S.  462). 

Kanton  Luzern. 

Organisationsgesetz  (des  Grofsen  Rates  des  Kantons)  vom 
8.  März  1899  (8.  d.  G.  VIII  S.  71  ff.;  Heusler  8.  467  ff). 

Tit  IV.    Richterliche  Gewalt 

"Em  Obergericht  von  sieboi  Mitgliedern  und  sieben  Ersatzmännern  ist 
oberste  kantonale  Instanz  in  CSvii-  und  Straftachen,  beaufirichtigt  die  untaren 
Gerichte  und  die  Advokaten  sowie  das  Betreibungs-,  Konkurs-,  Handinde- 
run^-,  Hypothekar-  und  gerichtliche  Sportelwesen.  Kompetenz  des  Obe^ 
genchtes  (§  142):  als  Apj>eliations]n8tanz  in  Civilsachen  mit  Streitwert  Aber 
%0  Fr.  nnd  in  allen  Knminalstrafisachen  und  Polizeistra£Bachen  (aulser  den 
nach  Mafsgabe  des  Strafrechtsverfahrens  von  den  Benrksfferichten  endgfiltig 
erlassenen);  als  Kassationsbehörde  über  alle  Nichtigkeitsbeschwerden  segeo 
Gerichtsurteile;  als  RekursbehOrde  nach  Mafsgabe  der  Civilprozefsoraiiaiig 
und  des  Strafi^htsveriiEihrens.  —  Ein  KriminfQjgericht  von  fünf  Miteliedero 
nnd  fünf  Ersatzmännern,  erste  Instanz  ftlr  Kriminalsaehen  in  G^emAfsheit  der 
Strafgesetze.  —  19  Bezirksgerichte  von  sieben  Mitgliedern  und  zwei  finati- 
männem ,  gew&hlt  von  den  Stimmberechtigten  der  Gerichtsbezirke  auf  eine 
Amtsdauer  von  vier  Jahren,  für  Beurteilung  aller  Civilstreiti^keiten,  welche 
die  Summe  von  100  Fr.  Übersteigen,  aller  Injurienstreitigkeiten  und  aller 
nach  Mafsgabe  des  Strafrechtsvernthrens  ihnen  unterstelltäi  PolizeiprozesBe. 
Civilstreitigkeiten  bis  auf  den  Wert  von  100  Fr.  beurteilt  der  Gerichts- 
präsident —  Die  Gerichtsbezirke  sind  in  Friedensrichterkreise  (im  wesent- 
lichen mit  den  Gemeinden  sich  deckend)  eingeteilt,  die  jeder  einen  Friedens- 
richter wählen.  Dieser  hat  in  allen  Civil-  und  Injurienstreitigkeiten  sanes 
Kreises  zuerst  Vennittelunff  zu  versuchen  und  entscheidet  endffttlti^  Giril- 
sachen  im  Werte  bis  auf  10  Fe  —  Jede  Gemeinde  bildet  einen  Betreibungs- 
kreis  mit  einem  Betreibungsbeamten  und  einem  Stellvertreter.  Die  WahleQ 
dieser  Beamten  sind  Gemeindewahlen.  —  Gewerbliche  Schiedsgerichte,  laot 
Gesetz. 


Internationale  Vertr&ge.  341 

Ranton  Tesain. 

1.  Codice  di  Procedura  civile  (dd  cantone  dd  Ticmo)^ 
del  5.  maggio  1899  (BoU.off.  deUe  Leggi  XX7 p.  328  8S.\  Heusler 
a.  a.  O.  S.  443  ff.). 

Die  competenta  per  territorio  bestimmt  sich  fttr  persönliche 
Klag^  nnd  f&r  dingliche  Mobiliarklagen  nach  dem  Domizil  des  Beklagten, 
aiunahmsweise  nach  dem  Ort  der  Enoilung  einer  Obiijgation  oder  der  ge- 
leg^enen  Sache,  wenn  nämlich  der  Beklagte  kein  Domizil  mehr  im  Kanton 
hat  (vorbehalten  Art.  59  B.-Verf.);  für  I^hnforderuneen  kann  der  Kläger 
auch  am  Orte  der  Dienstleistanff  klagen,  und  fllr  Schadenersatzforderong  aus 
nnerlanbten  Handlungen  am  Ort  des  begangenen  Delikts.  Fttr  dingliche 
Klappen  auf  anbewegliche  Sachen,  Besitzklagen,  actio  damniin/eeti  und  operis 
novi  nuneiatio  sdlt  der  Gerichtsstand  der  belegenen  Sache,  für  Erbschafts- 
kla^en  der  Ort  der  eröffiieten  Erbschaft. 

Exekution  der  Urteile  auswärtiger  Oerichte.  Urteile  der  Ge- 
richte anderer  Kantone  und  solcher  fremder  Staaten,  mit  denen  Verträge  be- 
stehen, werden  als  vollstreckbar  erklärt  auf  dem  Weg  des  Art.  81  des  eid- 
genössischen Schnldbetreibungs-  und  Konkurs^esetzes.  Wo  dieser  Artikel 
nicht  anwendbiur  ist,  giebt  das  Appellationsgericht  den  Urteilen  die  Exekutiy. 
kraft,  nach  vorgängiger  Untersuchung  darüber,  ob  das  Gericht,  das  die  be- 
zügliche Sentenz  eriassen  hat,  kompetent  war,  die  Parteien  r^elrecht  citiert 
waren,  gesetzmäßd^  yertreten  waren,  das  Urteil  nicht  der  öflrantlichen  Ord. 
nvng  octer  dem  eidgenösöschen  oder  kantonalen  öffentlichen  Becht  wider. 
spricht,  oder  Civilurteile  nicht  ezekutionsfahig  sind  wegen  ihrer  Abhängig. 
k^t  von  politischen  oder  Prefs-Prozessen  und  Strafurteilen.  IKese  Unter. 
aoehnng  enolgt  in  der  Camfra  di  Covsiglio, 

2.  Legge  (dd  Oran  Comiglio  dd  cantone  del  Tieino)  organic  a 
giudigiaria  in  materia  eivile^  dd  4.  maggio  1899  (BoU.  off, 
deOe  Leggi  XXV  p.  315  88.;  Heu8ler  8.  473  ff.). 

Das  neue  Gesetz  ffiebt  den  Friedensrichtern,  aufser  den  Vergleichsr 
veranchen,  eine  richterliche  Kompetenz  in  allen  Sachen,  deren  Streitwert  50  Fr. 
nicht  tibersteigt,  und  zwar  inappellabel.  Den  Gerichtspräsidenten  erster  hi- 
stans  (Besirksgeriehtspräsidenten)  wird,  ebenfalls  mappenabel,  eine  Kompetenz 
von  über  50  Fr.  bis  auf  150  Fr.  übertragen.  Die  Bezurksj^ehte  entscheiden 
alle  anderen  Sachen  in  erster  Instanz.  Zweite  Instanz  ist  das  tribunale  di 
appMo.  Die  Zahl  der  Friedensgerichte  und  der  Bezirksgerichte  ist  üi  diesem 
Gesetze  nicht  weiter  normiert,  es  bleibt  bei  dem  bisherigen  Zustande.  Das 
Gesetz  enthält  Vorschriften  über  Organisation  der  innem  Verwaltung  der 
Gerichte  (Gerichtsschreiberei,  Kammern,  perönliche  f^higkeit  der  Richter 
und  dergl.). 

Kanton  Thurgau. 

Vollziehungsverordnung  (des  Regierungsrates  des  Kantons)  zur 
Revision  der  internationalen  Schiffahrts-  and  Hafen- 
Ordnung  für  den  Bodensee,  laut  Konstanzer  Protokoll  vom 
8.  April  1899,  vom  29.  Dezember  1899  (Amtsbl.  1900  Nr.  5). 


Internationale  Verträge. 

1.  Zum  Weltpostvertrag  von.Washington  vom  15.  Juni 
1897  ist  Nicaragua  vom  19.  Juni  1900  ab  beigetreten  (Eidg. 
amtL  81g.  N.  F.  Bd.  XVIII  8.  62). 
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Zum  Weltpostvertrag  von  Washington  sind  vom  20.  Fe- 
bmar  1900  ab  ferner  beigtreten  die  Inseln  HawaY,  Caba, 
^orto-Kico,  die  Philippinen  und  die  Insel  G na m  (ibid.  S.  57). 

Aulser  der  Schweiz  sind  zur  Zeit  bei  diesem  Veitrag  folgende  Staaten 
beteiligt:  Deatscbland  nnd  die  deutschen  Schutzgebiete,  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  die  Inseln  Hawai,  Porto-Rico,  die  Philippinen  nnd  die 
Inseln  Gnam  und  Cuba,  die  argentinische  Republik,  Osterreich,  Belgien, 
Bolivia,  Bosnien-Herzegowina,  Brasilien,  Bulganen,  Chile,  die  Bepnblik  Co- 
lumbia, der  unabhängige  Congostaat.  das  Kaisertum  Korea,  die  Bepublik 
Costa-Bica,  Dänemark  und  die  dfinischen  Kolonien,  die  dominikanische  Re- 

Sublik,  Ägypten,  Ecuador,  Spanien  und  die  spanischen  Niederlassungen  im 
Leerbusen  von  Gninea|^  Frankreich,  die  französischen  Kolonien,  Grofsbritannien 
und  verschiedene  britische  Kolonien,  Britisch  Indien,  die  britischen  Kolonien 
von  Anstralaeien,  Canada,  die  britischen  Kolonien  von  Südafrika,  Griechen- 
land, Guatemala,  die  Republik  Haiti,  die  Bepublik  Honduras,  Italien,  Japan, 
die  Republik  Liberia,  Luxemburg,  Mexiko,  Montenegro,  Nicaragua,  Norwe^[en, 
der  Oranje-Freistaat,  Paraguay,  Niederlande,  die  niederländischen  Kolonien, 
Peru,  Persien,  Portugal  und  (ue  portugiesischen  Kolonien,  Bumänien,  Rufs- 
land,  Salvador,  Serbien,  das  Röm^reich  Sam.  die  südafrikanische  Bepublik, 
Schweden,  die  Begentschaft  Tunis,  die  Türkei,  Ungarn,  Uruguay  und  die 
Vereinigten  Staaten  von  Venezuela  (mit  der  Schweiz  54  Staate^ 

2.  Samoa  (deutsches  Schutsgebiet)  ist  vom  8.  Mai  1900  ab  zum 
Washingtoner  Weltpostvertrag  und  za  den  übrigen  Über- 
einkommen von  Washington,  mit  Ausnahme  desjenigen  über  die 
Identitätsbücher  beigetreten  (ibid»  S.  59). 

8.  Zum  Postübereinkommen  von  Washington  vom 
15  Juni  1897,  betr.  den  Geldanweisungsdienst  ist  Montenegro 
vom  19.  Juni  1900  beigetreten  (ibid.  S.  61). 

Anfser  der  Sdiweiz  sind  bei  aiesem  Übereinkommen  folgende  Staaten 
beteiligt:  Deutschland  nnd  die  deutschen  Schutsgebiete,  die  Aigentinisebe 
Republik,  ÖsterreiclH  Belgien,  Bosnien  •Herzegowina,  Brasilien,  Bulgarien, 
Chile,  Dfinemark  und  die  dänischen  Kolonien,  Ägypten,  Frankreieh,  Griechen- 
laad,  die  Bepublik  Honduras,  Ungani,  Italien,  Japan,  die  Bepublik  Liberis, 
Luxemburg,  Montenegro.  Norwegen,  Niederlande,  die  niederliUidiaelien  Kolo> 
nien,  Peru,  Portugal  und  die  portugiesischen  Kolonien,  Bnmtoien,  Salvador. 
Serbien,  das  Königreieh  Slam,  Schweden,  die  Schweis,  die  Regentschaft  Tonis 
ttsd  Uruguay. 

4.  Peru  ist  vom  18.  Februar  1900  ab  zu  dem  internationalen 
Übereinkommen,  betr.  den  Geldanweisungsdienst  und  betr.  die 
Auswechslung  von  Poststücken  beigetreten  (ibid.  S.  55). 

Bei  dem  Übereinkommen,  die  Auswechslung  von  Poststücken, 
sind  anfser  der  Schweiz  nun  folgende  Staaten  beteilig,:  Deutschland  und  die 
deutschen  Schutzgebiete,  die  Argentinische  Bepublik,  Österreich- Ungarn,  Bel- 
gien, Bosnien-Herzegowina,  Bulgari«ci,  Chile,  die  Bepublik  Columbia,  Däne- 
mark und  die  dttnischen  Kolonien,  Ägypten,  Spanien,  Frankreich,  die  fran- 
zösischen Kqlonien,  Griechenland,  Britisch  Indien,  Italien,  die  Bepublik 
Liberia,  Luxemburg,  Montenegro,  Norwegen,  Niederlande,  die  niederländischen 
Kolonien,  Peru,  Portugal  una  die  portugiesischen  Kolonien,  Rum&nien,  finls- 
land,  Salvador,  Serbien,  das  Königreich  Slam,  Schweden,  die  Begentschaft 
Tunis,  Uruguay  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Venezuela. 

5.  Die  Bepuhlik  Uruguay  ist  vom  9.  Jnni  1900  ab  zur 
Genfer  Konvention  vom  22.  August  1864  für  die  Verbesserang 
des  Loses  der  im  Kriege  verwundeten  Militärs  beigetreten  (ibid.  S.  60). 
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Die  Gfenfer  Konvention  (Rotes  Kreuz)  besteht  nunmehr  swisehen  der 
Schweis,  der  Argentinischen  Republik^  Belgien.  Bolivia,  Bulgarien,  Chile, 
DftDenuurk,  Dentacnland,  Frankreich,  Gnechenlana,  Grofsbritanmen,  Honduras, 
Italien,  Japan,  dem  Kongostaat,  Luxemburg,  Montenegro,  Nicaragua,  den 
Niederlanden,  dem  Oranjefreistaat,  den  Vereinigten  Stuten  von  Amerika, 
Osteneich-Unffain,  Penden,  Peru,  Portugal,  RumJ&nien,  RuTaland,  Salvador, 
Schweden  und  Norwegen,  Serbien,  Siam,  Spanien,  der  Südafrikanischen  Re- 
publik, der  Türkei,  Uruguay  und  den  Yeremigten  Staaten  von  Venezuela. 

7.  Vereinbarung  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und 
Belgien  über  den  grenzüberspringenden  Fabrikverkehr 
vom  7.  April  1900  (R.G.B1.  S.  781  ff.)- 

8.  Konvention  zwischen  Prenfsen  und  Österreich  vom 
21.  Jnni  1899  über  Beseitigung  von  Doppelbesteuerungen 
nebst  Schlufsprotokoll  vom  gleichen  Tage  (Pr.  6es.Slg.  1900  S.  260  f.)- 
Vgl.  hierzu  oben  „Gesetzgebung"  etc.  Preufsen  Nr.  1. 


Vermischte  Mitteilungen. 

1«  über  die  räumliche  Herrschaft  landesrechtlieher 
Vorschriften,  die  den  Güterstand  der  vor  dem  1.  Januar 
1900  geschlossenen  Ehen  in  das  Güterrecht  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs  überleiten,  —  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  die  Übergangszeit  im  Königreich  Sachsen  ent- 
hält das  Sächsische  Archiv  ftlr  bürgerliches  Recht  und  Prozefs  Bd.  X 
(1900)  S.  273  ff.  eine  sehr  bemerkenswerte  Abhandlung  von  Reicha- 
gerichtsrat  Lippmann  in  Leipzig. 

2«  (Vernehmung  der  Parteien  auf  Ersuchen  eines 
ausländischen  Gerichts.)  Nach  der  am  1.  Januar  1898  in 
Kraft  getretenen  österreichischen  Civilprozefsordnung  vom  1.  August 
1895  giebt  es  keine  Eideszuschiebnng  und  keinen  richterlichen  Eid  im 
Sinne  der  deutschen  Civilprozefsordnung.  Dagegen  kann  der  Beweis 
über  streitige  Thatsachen  durch  Vernehmung  der  Parteien  geführt  werden 
(§  871  Abs«  1).  Diese  Beweisführung  kann  auf  Antrag  oder  von 
Amts  wegen  angeordnet  werden,  ist  jedoch  anderer  Beweis^hrung 
g^enüber  subsidiär  (§  371  Abs.  2).  Die  Anordnung  erfolgt  durch  Be- 
BcHlufs  (§  875  Abs.  1  Satz  1).  Die  Beweisführung  geschieht  dadurch^ 
dafs  das  Gericht  an  die  zu  vernehmende  Partei  die  geeigneten  Fragen 
über  die  Thatsachen  stellt,  deien  Beweis  durch  die  Vernehmung  ge- 
aüurt  werden  soll  (§  875  Abs.  1  Satz  3).  Die  Parteien  sind  zunächst 
ohne  Beeidigung  zu  befragen,  wenn  beide  Parteien  erschienen  sind,  in 
der  Regel  beide;  vor  der  unbeeidigten  Vernehmung  hat  das  Gericht 
die  Parteien  darauf  aufmerksam  zu  machen ,  dafs  sie  unter  Umstanden 
verhalten  werden  können,  über  ihre  Aussagen  einen  Eid  abzulegen 
(§  876).  Wenn  das  Ergebnis  der  unbeeidigten  Befragung  nicht  aas- 
reicht, um  das  Gericht  von  der  Wahrheit  oder  der  Unwahrheit  der  za 
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beweiBenden  Thatsachen  zu  überzeugen,  so  kann  das  Gericht  die  eid- 
liche Veraehmnng  anordnen  (§  377  Abs.  1).  Die  eidliche  Aussage 
kann  ttber  dieselbe  Thatsache  nur  einer  der  beiden  Parteien  angetragen 
werden.  Hierbei  kann  das  Gericht  aus  der  unbeeidigten  Aussage  dieser 
Partei  einzelne  Behauptungen  hervorheben,  welche  die  Partei  nunmehr 
unter  Eid  zu  wiederholen  hat;  desgleichen  kann  das  Gericht  bei  An- 
ordnung der  eidlichen  Vernehmung  die  Fassung  bestimmen,  in  welcher 
die  eidliche  Aussage  über  einzelne  UmstHnde  zu  erfolgen  hat  (§  377 
Abs.  2).  Alle  diese  Anordnungen  erfolgen  nicht  durch  Urteil,  sondern 
durch  Beschlufs. 

Das  Gericht  hat  nach  sorgfältiger  Erwttgung  aller  Umstände  zu 
beschliefsen,  welche  bereits  unbeeidigt  befragte  Partei  unter  £id  zu  ver- 
nehmen ist  (§  378)*  Die  Anwendung  von  Zwangsmafsregeln,  um  eine 
Partei,  die  zum  Zwecke  der  BeweisRlhrung  ohne  Beeidigung  oder  be- 
eidigt befragt  werden  soU,  zum  Erscheinen  vor  Gericht  oder  zur  Aus- 
sage zu  nötigen,  ist  unstatthaft  (§  380  Abs.  3).  Welchen  Einflufs  es 
auf  die  Herstellung  des  Beweises  hat,  wenn  die  Partei  ohne  genügende 
Gründe  die  Aussage  oder  die  Beantwortung  einzelner  Fragen  ablehnt, 
oder,  wenn  die  zur  unbeeidigten  oder  beeidigten  Vernehmung  geladene 
Partei  nicht  erscheint,  hat  das  Gericht  unter  sorgfältiger  EIrwügung 
aller  Umstände  zu  beurteilen  (§  381).  Auch  die  Würdigung  des  Be- 
weiswertes der  unbeeidigten  Aussage  steht  im  freien  Ermessen  des  Ge- 
richts (§  380  Abs.  1  mit  §  327). 

In  der  Regel  soll  die  Vernehmung  der  Parteien  vor  dem  erken- 
nenden Glicht  erfolgen.  Aber  wenn  dem  Erscheinen  der  Partei  vor 
diesem  Gericht  unübersteigliche  Hindernisse  entgegenstehen  oder  wenn 
dadurch  unverhältnismäfsige  Kosten  verursacht  würden,  ist  die  Beweis- 
aufnahme durch  einen  ersuchten  Richter  zulässig  (§  375  Abs.  2). 

Professor  Dr.  Lothar  Seuffert  in  München  knüpft  in  der  Deutschen 
Juristen-Zeitung  (Jahrgang  1 900  S.  223  f.)  an  diese  Vorschriften  des  öster- 
reichischen Gesetzes  die  Frage,  ob  ein  deutsches  Gericht  dem  Er* 
Buchen  eines  Osterreichischen  Gerichts  um  unbeeidigte  oder  beeidigte 
Vernehmung  der  Parteien  entsprechen  darf  und  beantwortet  solche 
wie  folgt: 

Der  bejahenden  Antwort  scheint  das  häufig  aufgestellte  Dogma 
entgegenzustehen,  dafs  das  inländische  Gericht  auch  bei  Gewährong 
der  Rechtshülfe  nur  das  inländische  Prozefsrecht  anzuwenden  hat;  denn 
das  deutsche  Civilprozefsrecht  kennt  weder  eine  unbeeidigte  noch  eine 
beeidigte  Vernehmung  der  Parteien  nach  der  Art  der  Österreichischen 
Prozefsordnung. 

Ich  mochte  im  folgenden  die  Ansicht  begründen,  dafs  die  deutschen 
Gerichte  dem  bezeichneten  Ersuchen  entsprechen  dürfen. 

Zunächst  bezweifle  ich  mit  Wach,  Handb.  I  S.  253,  dafs  dss  er- 
wähnte Dogma  eine  Geltung  ohne  Ausnahmen  beanspruchen  kann. 
Weder  aus  der  Ofientlich-rechtlichen  Natur  des  Prozefsrechts  noch  ans 
der  staatsamtlichen  Natur  des  Richteramts  läfst  sich  folgern,  dafs  dem 
Richter  unter  keinen  Umständen   die  Beobachtung  einer  ausländischen 
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P^roeefsr^gel  zugemutet  werden  kann.  Nicht  blofs  kann  der  inlilndische 
Staat  seinen  Richterbeamten  aoBdrücklich  vorschreiben,  bei  gewissen 
Bechtshillfehandlangen  das  anslündische  Gesetz  zu  beobachten,  sondern 
es  kann  sich  auch  gewohnheitsrechüieh  eine  derartige  Konnivenz  ent- 
wickehi. 

Des  weiteren  glaube  ich,  dafs  man  auch  vom  Standpunkte  jenes 
starren  Dogmas  aus  die  bejahende  Beantwortung  der  angeworfenen 
Frage  rechtfertigen  kuin.  Was  zunächst  die  unbeeidigte  Vemeh- 
mnng  der  Parteien  anlangt,  so  kann  nach  §  141  der  deutschen  C.Pr.O. 
das  Gericht  das  persönliche  Erscheinen  der  Parteien  zur  Aufklärung 
des  Sachverhalts  anordnen,  und  die  Berechtigung  des  Gerichts,  Fragen 
an  die  Partei  zu  stellen,  ergiebt  sich  ans  §  189.  Es  handelt  sich  also 
bei  der  unbeeidigten  Vernehmung  um  eine  richterliche  Thätigkeit,  die 
auch  nach  der  deutschen  Prozefsordnung  zulässjg  ist  und  daher  unter 
Zogrondelogung  dieser  Prozefsordnung  erfolgen  kann.  Die  beeidigte 
Vernehmung  der  Parteien  aber  bat  Ähnlichkeit  mit  dem  richterlichen 
Eide  des  deutschen  Prozefsrechts.  Wie  der  richterliche  Eid,  so  kann 
auch  die  eidliche  Vernehmung  sowohl  zur  Bekräftigung  einer  eigenen 
Behauptung  des  Schwörenden  als  zur  Widerl^ung  einer  bestrittenen 
Behauptung  des  Gegners  angeordnet  werden.  Im  einen  wie  im  anderen 
Fall  ist  eine  besondere  gerichtliche  Anordnung  nötig;  dafs  diese  nach 
dem  deutschen  Prozefsrecht  in  Urteilaform,  nach  dem  österreichischen 
aber  in  Beschlufsform  eigeht,  ergiebt  keinen  principiellen  Unterschied. 
Ebensowenig  kann  ein  principieller  Unterschied  daraus  entnommen 
werden,  dafs  nach  dem  deutschen  Prozefsrechte  bei  der  Anordnung  des 
Eides  die  Eidesnorm  fixiert  und  die  Folge  der  Leistung  und  der  Ver- 
weigerung des  Eides  möglichst  genau  festgestellt  werden  mufs,  während 
nach  dem  österreichischen  Prozefsrechte  die  Fixierung  der  zu  beeidigen- 
den Aussage  nur  fakultativ  und  die  Folge  der  Leistung  und  der  Ver- 
weigerung des  Eides  in  das  richterliche  Ermessen  gestellt  ist  Bei  der 
einen  wie  bei  der  anderen  Einrichtung  handelt  es  sich  um  eine  auf 
richterliche  Anordnung  erfolgende  Beeidigung  der  Partei  zum  Zwecke 
der  Ermittelung  des  wahren  Thatbestandes.  Hiemach  kann  die  eid- 
liche Vernehmung  der  Parteien  als  eine  Art  von  richterlichem  Eide  be- 
trachtet werden.  Da  das  deutsche  Prozefsgesetz  diesen  Eid,  wenngleich 
in  anderer  Ausgestaltung,  kennt,  so  ist  die  Abnahme  dieses  Eides  auch 
vom  Standpunkte  des  deutschen  Rechts  zulässig.  Umgekehrt  haben  die 
österreichischen  Gerichte  auf  Ersuchen  einen  nach  dem  deutschen  G^ 
setze  auferlegten  Eid  abzunehmen,  obwohl  das  österreichische  Gtesetz 
eine  andere  Prozedur  bis  zur  Eidesabnahme  vorschreibt  (vgl.  Walker^ 
Streitfragen  aus  dem  internationalen  Civilprozefsrecht ,  Wien  1897, 
S.  138). 

Endlich  ist  fHr  die  Gewährung  der  Rechtshttlfe  im  Verhältnisse 
zwischen  Deutschland  und  Österreich  zur  Zeit  das  Abkommen  zur 
Regelung  von  Fragen  des  internationalen  Privatrechts  vom  14.  November 
1896,  R.G.B1.  1899,  S.  285,  mafsgebend.  Nach  Art  7  dieses  Ver- 
trags ist  die  Gerichtsbehörde,  an  die  ein  Ersuchen  um  Vornahme  einer 
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richtarlicben  ProzefshandlaQg  oder  anderer  gerichtlicher  Haodltingen 
innerhalb  ihres  Oeschttfttfkreues  gerichtet  wird,  verpflichtet,  dem  Er- 
suchen zn  entsprechen.  Sie  kann  es,  abgesehen  von  der  Unsrastltaiidig* 
keit,  nur  ablehnen,  wenn  die  Echtheit  der  Bequisitionsorkunde  nicht 
feststeht,  wenn  in  dem  ersuchten  Staate  die  Erledigung  des  ErsoeheiiB 
nicht  in  den  Bereich  der  Oerichtsgewalt  fWt,  oder  wenn  die  Erledi- 
gung nach  der  Auffassung  des  Staates,  auf  dessen  Gebiet  sie  erfolgen 
soll,  geeignet  erscheint,  seine  Hoheitsrecbte  su  verletsen  oder  seine 
Sicherheit  su  gefährden.  Da  keine  dieser  Ausnahmen  bei  der  eidlichen 
Vernehmung  der  Parteien  zutrifft,  so  folgt  auch  aus  dem  beamhneten 
Abkommen,  dafs  die  deutschen  Oerichte  das  in  Frage  stehende  Er^ 
suchen  eines  Österreichischen  Gerichts  ausführen  mflssen.  Aus  Art  10 
desselben  Vertrages  ergiebt  sich,  dafs  etwaigen  Wünschen  der  ersuchen- 
den Behörde  beglich  der  Form  des  Verfahrens  von  den  inlftndisohen 
Gerichten  entsprochen  werden  kann. 

Die  in  vorstehendem  vertretene  Ansicht  stimmt  ttberein  mit  einer 
Bekanntmachung  des  Königlich  Sachsischen  Justismintsteriums  vom 
1.  Februar  1900,  JustMin.BL  für  das  Königreich  Sachsen,  Nr.  3  S.  11. 


Litteraturberichte. 

a.   BAclieranxeiren. 

1.  Dr.  Franx  Spevecm  UniverB.-Pkofe88or,  Kommentar  zum  Gesetze  vom 
24.  Mflis  1897  fiber  die  Anfechtung  von  Rechtshandlungen,  welche  das  Ver 
mögen  eines  insolventen  Schuldners  betreffen.  (TumaC  zakonu  od  24/3—1897 
o  pob\janju  pravnih  4jela  glede  imovine  insolventnog  du2mka.)  XXIII— 128 
Scaten.    Agram  1898,  L.  Hartmann. 

Die  fruchtbare  Feder  des  gelehrten  Verfassers  hat  unter  obigem  Titel 
der  Juristenwelt  ein  Buch  geboten,  das  nicht  nur  eine  Zierde  der  Beefati- 
litteratnr  bildet,  sondern  auch  berufen  ist,  eine  empfindliche  Lücke  derseibsn 
auszufüllen.  —  Wenn  auch  das  Konkursgesetz  w&hrend  seines  swei- 
j&hrigen  Bestandes  im  allgemeinen  den  ESrwartuneen  entsprochen  bat, 
welche  im  Interesse  des  Verkehrslebens  an  dasselbe  eeknfipft  wurden,  so  hat 
es  doch  auch  an  Friktionen  bei  Anwendung  desselben  nicht  gefehlt  Wir 
erinnern  nur  an  lebhafte  Debatten,  welche  die  dahingehende  Entscheidimg 
der  Septemviraltafel,  dafs  auch  fferichtliehe  Pfändungen  Gegenstand  der  An- 
fechtung bilden  können,  sowohl  in  fach-  als  in  kaufmftnniBchen  Kreisen 
hervor^mfen.  Um  so  f&hlbarer  war  daher  der  Mangel  eines  wissenschaft- 
lichen Werkes,  das  sieh  in  harmonischer  Verbindung  von  Theorie  und  Piaxifl 
an  das  feste  Rnochenffertlste  des  Gkmtzes  ansetzen  und  so  die  Weiterbüdmig 
des  Konkursrechtes  fordern  und  zn  neueren  Arbeiten  Anstofs  bieten  soll 

Diese  Aufgabe  hat  sich  Dr.  Fr.  Spf^vec  in  sdnem  Buche  gestellt  and 
sie  auch  in  eminenter  Weise  durchgeftlhrt.  Als  Verfasser  des  G^eseEtsent- 
wurfes  und  als  derjenige,  der  auoh  dem  Konkursgesetae  Patendienste  Ittstete, 
wftre  sein  Buch  unter  allen  Umständen  geeignet  gewesen,  die  volle  A^ 
merksamkeit  der  interessierten  Kreise  auf  sich  zu  loiken,  es  kann  dies  wet 
um  so  eher  thun,  als  es  durch  seinen  gelehrten  Inhalt,  durch  die  dem  Ver- 
fitMser  so  eigenartige,  bei  uns  fast  unerreichte  klare  Vortragsweise,  Benutsong 
der  deutschen  und  dsterreichischen  Judikatur  und  durdi  tiefes  Eingehen  snf 
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konirovene  Fragen  einen  über  obige  Vorteile  weit  binaoagehenden  abeolnten 
Wert  hat 

Wie  nuere  moderne  Rechtegesetasgebung  sich  auf  der  deutBch-öster- 
rttchiachen  aufbaut,  so  ist  man  auch  eewohnt,  awiachen  unseren  rechta- 
litterariachen  Produkten  und  den  einschUlgigen  deulachen  eine  Parallele  an 
ziehen.  Nun  denn,  Spevsca  Buch  hat  meaen  Vergleich  aioht  an  Bcheuen, 
ja  es  kann  ihm  nur  erwünscht  sein,  da  manches  Kmpitel  in  demselben,  ina- 
besondere  die  Geechiehte  des  Ronkursrechtea,  die  Actio  Pauliana  auch 
iedem  deutschen  Qelehrten  znr  Ehre  gereichen  würde.  Das  Buch  nebet  der 
ISnleitang  zerf&Ut  in  drei  Teile:  ,Die  Anfechtung  im  Konkurs", 
-die  Anfechtung  aufserhalb  des  Konkurses"  und  „gemeinsame 
Beat  immun  gen". 

Die  Einleitung  enth&lt  eine  historische  Übersieht  über  die  Entwickelnng 
dea  Anfechtungarecfatea  und  die  Litteratur  deaselben,  die  Definition  und  die 
reehtüebe  Natur  des  Anfechtungsrechtes  und  die  aUgemeinen  Voraossetaun^en 
deaaelbeu.  Die  Ku>itel  über  die  Anfechtung  in  und  aufserhalb  des  S!on- 
kuraes  befinssen  sich  mit  den  Anfechtuiungxünden,  den  Subjekten  der  An- 
fechtung, dem  Um£ang  derselben,  den  Bechten  des  Anfeehtungaachuldnen 
und  der  Übertragung  und  dem  Aufhören  der  An£echtimg.  Das  dritte  und 
letzte  Kapitel  enthält  die  Ausübung  des  Anfechtungsrechtes  und  die  Be- 
stimmungen über  die  zeitliche  und  örtliche  Geltung  des  Gesetzes. 

Die  DarsteJlun^  der  ganzen  Materie  isft  eine  klam  und  erschöpfende 
und  auch  fär  den  Nich^uristen  leicht  verstfindüche.  In  all^s  Partien  Ist  die 
Vergleichung  der  Bestimmunfi[en  unseres  Gesetzes  mit  jenen  des  österreichi- 
sehen  und  deutschen  durchgerührt,  wobei  namentlich  auf  die  Abweichun^^ 
beaonderes  Gewicht  gelegt  ist;  die  einschlägige  Litteratur  ist  umfanjpreich 
und  kritisch  benutzt;  die  Motivberkhte  des  deutschen,  des  österreichischen 
und  unseres  Gesetzes  finden  eine  erschöpfende  Würdigung.  Auch  Detail- 
f ragen  finden  wir  sehr  eingehend  behandelt,  so  z.  S.  me  Frage,  ob  eine 
unterlassene  Erbserkiärung  anfechtbar  ist,  und  andere. 

Die  Diktion  ist  eine  klare,  fliefsende,  die  Anordnung  eine  praktische, 
die  Darstellung  eine  leichtfafsliche  und  verständliche.  Diese  Vorzüge  werden 
das  jüngste  Werk  unserer  heimischen  Rechtslitteratur  bald  überall  zu  einem 
unentbehrlichen  Handbuch  machen,  aus  dem  sich  sowohl  der  Richter  als  der 
ELaufmann  und  jeder  sonst  Interessierte  Rats  erholen  kann,  wenn  ihn  der 
Gesetzestezt  allein  im  Stiche  lassen  will.  Die  Ausstattung  des  Buches  ist 
eine  sehr  elegante  und  gereicht  dem  Verleger  zur  vollen  Ehre.  Demnach 
sei  das  erschienene  Wenk  —  da«  ein  selbständiges  Gkinzes  bildet  —  allen 
faeh-  und  kaufmänniscbea  Kreisen  bestens  empfonlen.  Dem  Herrn  Dr.  Fr, 
Spevec  aber,  welcher  mit  diesem  neuesten  Boche  unsere  Rechtslitteratur 
um  einen  wertvollen  Beitrag  bereicherte,  sei  hiefÜr  der  innigste  Dank  aus- 
gedruckt 

Viriiovar  a.  d.  Donau.  Milan  Paul  Jovanovic, 

2.  Josef  Kaizl,  Finanzwissenschaft.  Erster  Teil  Mit  Genehmigung 
des  Autors  und  der  Verlagshandlung  aus  dem  Böhmischen  Übersetzt  von 
Dr.  Alois  Körner,  k.  k.  Ministerialsekretär  und  Docent  fSr  National- 
ökonomie.   Wien  1900.    Mauz.    8«.    I— XVI  und  218  Sdten. 

In  neuester  Zeit  bemerkt  man  da  und  dort  Symptome,  die  starren 
Schranken  der  Gelehrten-Innung  zu  durchbrechen  und  statt  in  schwulstigem, 
technischem  Stile,  in  einfacher,  mundgerechter,  klarer  Weise  die  Re- 
sultate gelehrter  Forschung  bekannt  zu  geben. 

Zu  den  Werken,  die  dieses  2jiel  in  glücklicher  Weise  erstreben,  ohne 
dafs  sie  deshalb  Einbufse  in  scientifischem  Sinne,  in  sachgemäfser  Kritik  und 
umfassender  Behandlung  des  Gegenstandes  erleiden,  —  gehört  gewifs  auch 
das  eben  erschienene  Werk  des  damaligen  Professors  der  k.  k.  oöbmischen 
Karl-Ferdinanda-Univeraität  und  Reichsrats- AbgeortUietcn  Dr.  Josef  Kaizl 
über  die  Finanzwissenschaft 
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Man  kann  gerade  nicht  behaupten,  dafs  unsere  Litteratur  etwa  allza 
arm  ist  an  Werken,  die  dieses  wicntiee  Kapitel  der  Volkswirtschaftslehre 
behandein.  Bot  den  Tagen  des  MateriaUsmns,  wo  der  edle  bgo  Mau  Mola 
und  Loria  daran  gineen,  im  Geiste  der  Zeitrechnung,  die  wir  eben  genannt 
haben,  nnd  die  ne  groTs  und  ernst  vertraten,  der  damals  herrschenden  Roh- 
heit und  Frivolitftt  m  der  Ftthmnff  der  politischen  Volkswirtschaft  rechtlich- 
sittliche  Schranken  zu  ziehen,  ist  cue  Litteratur  fiber  die  politische  Ökonomie 
in  grofsartiger  Weise  angewachsen.  Und  wenn  man  an  die  beiden  National- 
ökonomisten Ad.  Smitn  und  Laveleye,  an  die  Svstematiker  der  Finanz- 
wissenschaft Wagner,  Röscher,  BezobrazoVy  jantul,  an  die  Kodifi- 
katoren  derselben,  Stein,  Umpfenhach,  Cohn,  Coate  u.  a.,  erinnert,  ao 
sind  diese  Namen  nur  wie  hochragende  Meilensteine  auf  dem  Wege  durch 
diese  überreiche  Litteratur. 

Das  Werk  Kaizls  will  nun  durchaus  nicht  eine  Bereicherung  dieser 
Litteratur  in  strens  wissenschaftlichem  Sinne  sein,  sondern  es  präsentiert  sieh 
als  Kompendium  dessen,  was  die  wissenschaftliche  Arbeit  bisher  in  der 
Eruierung  der  bezüglichen  jpolitischen  Volkswirtschaft  geleistet  hat.  Und  in 
dieser  Hinsicht  deckt  es  eme  fühlbare  Lücke  und  wird  in  der  That  mcht 
nur  von  vielen  Lehranstalten,  sondern  nicht  minder  von  jedem  Gebildeten 
gerne  willkommen  geheiÜsen  werden.  Kaizl  ioigt  in  der  S}[8tematik  den 
Vorschlägen,  die  Wagner,  Coate,  Ad,  Smith,  Sax  u.  a.  in  ihren  Weiken 
erstattet  haben  und  teilt  sein  Werk  in  zwei  Teile.  L  Teil:  Die  öffent- 
liche Wirtschaft  und  die  Finanz  Wissenschaft;  Arten  und  Entwicklung  der 
Finanzen.  IL  Teil:  Die  Erwerbseinkttnfte,  Gebühren  und  die  allgemeine 
Steuerlehre. 

Die  Arbeit  erscheint  als  eine  ungemein  fieifsige  Benutzung  der  vo^ 
handenen  reichen  Litteratur  und  als  eine  geistvolle  Verwertung  des  ro^ 
gefundenen  Materials.  Die  deutsche  Übersetzung  dieses  bedeutsamen  Buches 
ist  eine  eminente.  Die  Ausstattung  desselben  seitens  des  Verlegers  ist  vor- 
trefflich. 

Vnkovar  a.  d.  Donau.  Milan  Paxd  Jovanovic. 


Ib.    Zeitmehritten. 

JOas  Mecht*  Rundschau  für  den  deutschen  Juristenstand  (s.  oben  S.  172). 
1900  Nr.  12:  Meli  er,  Ausgleichung  unter  Miterben  und  Auskunftspflicht. 
Rudorff,  Der  Pächter  im  Konkurse  des  Verpächters.  Zoll  er  ^  tat  die 
bösliche  Verlassung  auch  ein  Ehescheidnngsgrund  nach  §  1568  B.G.B.? 
JNiedofn,  Streifzt^e  durch  das  Einfuhrung^esetz,  IV.  Kollision  der  ört- 
lichen und  zeitlichen  Kolltsionsnormen.  Wertheimer,  Reformbe«trebangen 
auf  dem  Gebiete  des  gewerblichen  Rechtsschutzes.  Keyaaner,  Siegel  Siet 
Stempel?  Meyer,  Noch  ein  Wort  zu  der  Frage,  ob  der  Antrag  am  Eides* 
abnanme  im  Falle  des  §  467  Abs.  2  G.Pr.O.,  wenn  der  Schwurpflichtige  einen 
Termin  vor  einem  beauftragten  oder  ersuchten  Richter  veraäumt  nat»  an 
diesen  Richter  oder  an  das  Prozefsgericht  zu  richten  ist  Grünvoald, 
Zur  Auslegung  des  §  866  Abs.  3  C.Pr.0.  Nr.  18:  Boehm,  Befugnis  dei 
TestamentsvoUstreckers  zur  Prozefiiführung.  Francke,  Einige  Streit- 
fragen aus  dem  Mietrecht.  Brettner,  Die  Eintragung  nach  §  1115  B.6.B. 
Leggemann,  Entwickelung  und  Reform  der  Zwangserziehung  in  PreaTflen. 

Archiv  für  bürgerliches  Rechte  Bd.  18,  Heft  1:  Kohler,  Zwölf 
Studien  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch,  IV.  Vertrag  und  Übergabe.  Elster, 
Die  Lehre  von  der  Auslobung  nach  gemeinem  Recht  und  Bttrgerlichem 
Gesetzbuch.    Marea,  Bibliographie  des  bürgerlichen  Rechts. 

Zeitschtifi  für  deutschen  CivUprazefs  und  das  Verfahren  in 
Anaelegen/teitefi  der  freiwUllgen  Gerichisbarkeitj  Bd.  XXVII, 
3.  Heft:  Bülotp ,  Die  neue  Prozefs Wissenschaft  und  das  System  desQvil- 
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prosermrecfats.  He II mann.  Zur  Lehre  von  dem  Maned  der  ProzeCBf&hiff- 
keit,  der  L^timation  als  iresetzlicher  Vertreter  und  der  ProxersvoUinacht 
nach  dentschem  CivilproBeTsrecht.  Franeke^  Zur  SteUong  des  Neben- 
intervenieiiten.  Aron,  Der  Greltungsbereich  der  allgemeinen  Vorschriften 
des  fieichsf^esetses  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  G^chtsbar- 
keit  und  die  Tragweite  einzelner  Bestimmungen. 

ZeUsehrift  für  die  gesamte  Straf reelUmuissensehaft^  20.  Bd., 
Heft  4:  Stetienheimer,  Friedrich  Nietasdie  als  Kriminalist  Mitter- 
maier y  A,  FueJu:  „Die  Gefimgenen-Schutzthätigkeit  und  die  Verbrechers- 
prophylaxe."  Nu/aöaum,  Das  Züchtigungsrecht  der  Diensthenschaft. 
V.  Lilienthal,  Der  Zweck  als  Straf-  und  Schnldmoment  Kohlrauschy 
Das  Glesetz,  betrefiend  die  Bestrafung  der  Entziehung  elektrischer  Arbeit 
und  seme  Vorgeschichte.  Ha  tzig,  Der  Mädchenhandel.  Heft  5 1  Ma yer, 
Bemerkungen  zu  Liepmannt  Eri^rterungen  Aber  die  Kausalität  im  Stnf- 
recht  Heinaheimer,  Inwiefern  wird  die  Einheitlichkeit  eines  KoUektiv- 
delikts  durch  zwischenliegende  Strafentscheidungen  unterbrochen?  Bar- 
tolomäus,  Zur  Reform  der  Strafrechtspflege.  Harburger,  Zwei  Grund- 
fragen des  sogenannten  internationalen  Stnifirechts. 

Beiliegend:   Mitteilungen  der  intern,  kriminalistischen  Ver- 
einigung, 8.  Bd.,  Heft  2. 

Zeiiechrift  für  deutsches  bürgerliches  Recht  und  französisches 
Civiirecht  (froher  Zeitschrift  für  französisches  CiviLcecht),  Bd.  XXXI, 
Heft  1:  Lichtlen,  Die  Bürgschaft  nach  den  Bestimmungen  des  Bürger- 
lichen Gresetzbuchs. 

EUMer  für  Rechtsanwendung ^  65.  Jahrgang:  Meyer,  Fragen  aus 
dem  Anfechtungsrecht  (15  f.).  Francke,  Zur  Eroenmehrhelt  (15).  Jung, 
Dispodtionsbef&nisse  des  Ehemanns  bei  allgemeiner  Gütergemeinschaft  TIT). 
Barrasser,  Wirkung  der  Zwangsversteigerang  auf  die  Dauer  des  liiet- 
verhältnisses  (18).  Wochinger,  Über  Veijährung  und  Erlöschung  Ton 
Ansprüchen  der  Zeugen  und  Sachverständigen  wegen  ihrer  Gebühren  und 
Auslagen  (18). 

SäehMsches  Archiv  für  bürgerliches  Recht  und  Briefs,  10.  Bd., 

5.  Heft:  Lippmann,  Über  die  räumliche  Herrschaft  landesrechtlicher 
Vorschriften,  die  den  Güterstand  der  vor  dem  1.  Januar  1900  ^geschlossenen 
Ehen  in  das  Güterrecht  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  überleiten,  mit  be« 
Bonderer  Rücksicht  auf  die  Übeigangszeit  im  Königreich  Sachsen.  Kauf- 
mann, Zur  Überleitung  des  eheRchen  Güterrechts.  Heft  6:  Nufabaum, 
Beiträge  zur  Auslegung  des  §  54  Satz  2  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs. 
Schanze,  Der  Ansprach  auf  Löschung  des  Gebrauchsmusters. 

Jahrhüclier  der  Württembergischen  Rechtspflege.  12.  Bd.,  I.Heft: 
Uh/and,  Wie  ist  bei  Abfindungsbrennern  die  defraudierte  Branntwein- 
steuer zu  berechen?  Rom  ei k.  Zur  Technik  des  Bürgerlichen  Gresetz- 
buchs.   I.  Dinglicher  Vertrag.    U.  Vollmacht 

Zeitschrift  für  die  freiuHUige  Gerichtsbarkeit  etc.  (Württemberg), 
42.  Jahrgang:  Schelling,  Zur  Frage  der  Hypothek  an  gewillkürten 
Pertinenzen  (6).  Hirnch,  Zu  derselben  Frage  (6).  Planck,  Die  Be- 
schlagnahme auf  Grand  der  §§  20  ff.  des  Reichsgesetzes  über  Zwangs- 
versteigerang etc.  giebt  dem  persönlichen  Gläubiger  ein  Recht  auf  ab- 
gesonderte Befriedigung  (6).  Kohl  er,  Ist  die  Vertretnngsbefugnis  eines 
vor  dem  1.  Januar  1900  ninsichtlich  des  Vater-  und  Mutterguts  eines  minder- 
jährigen Kindes  bestellten  Pflegers  mit  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  erloschen?  (7.) 


850  Litteraturberichte. 

BadiBche  ReclUspraods  (Annalen  der  OrofsherzogL  Badiaeheii  Geiiehte): 
Meckely  Zur  Berechnang  der  Gebfihr  für  BeorkoDdang  yon  Schenkniiffen 
(11).  Bettinger^  Gegen  die  EyentaaUuifrechnuiig  (12).  W achter ^  Der 
Entwurf  einee  Gesetzes ,  die  UnteiitMirkeit  der  Gnindstfleke  betr.  (13). 
Eitle,  Zum  §  431  Str.Pr.O. 

Mecklenburgische  ZeitHchHft  fil/r  ReehUp/lege  und  Bechts- 
wisaetiachaft*  18.  Bd.,  4.  Heft:  iV.,  Tilgung  and  Neneintragong  von 
Hypotheken.    Sohm,  Zar  Anlegung  des  Grandbachs. 

AUgemeine  öatert^eiehische  Gerichtsxeitung ,  51.  Jahrgang  (1900): 
Bujak,  Die  rechtliche  Stellang  des  aafserbftcheihch  berechtigten  Dritten 
bei  der  Zwangs versteiffenuig  bücherlicher  Liegenschaften  (24  f.).  Sehmid, 
Zar  Anwendung  der  £zekationeordnan«[  (24).  Siooes^  Zorn  TlMtbesUnd 
der  Rappelei  n»ch  österreichischem  Stradnecht  (25).  Benedikt^  Jaristische 
Briefe:  iL  Geistesstörongen  und  Verbrechen  (26).  Ruiicka,  Verirage- 
rang  der  Fartöenrertretung  durch  die  Advokatenkainmeni  (26).  Stooss, 
Versäumung  und  Wiedereinsetaung  in  den  vorigen  Stand  (26  f.).  Ofner, 
Die  Kündigung  des  Dienstyertrags  nach  dem  allgemmnen  Bürgerlichen 
GeseUbuch  (28).  KUinwächter^  Sociale  Gruppe  und  Strafrecht  (29  f.). 
Wilhelm,  Zur  Anwendung  des  S  402  Z.  1  G.Pr.0.  (29).  Mathias,  Zorn 
Rechtsbegriffe  des  Schmerzensgeldes  (29).  o.  Sc  hm  tri,  Die  zwangsweise 
Durchsetzung  des  Anspruchs  auf  Aufnebung  der  Gemeinschaft  (31). 

JurUtiHclie  BUUter  (Wien),  29.  Jahrgang  (1900):  Wolf,  Zur  Lehre  yom 
Urkundenprozesse  (22  ff.).  Putz,  Eine  Neuerung  im  ungarischen  Straf- 
verfahren (24).  V,  Korwifi'Dabanski,  Ein  EÜick  auf  unsere  Militär- 
justiz (25  f.).  Schwalb,  Zur  Frage  der  Zurückziehung  der  Einwendungen 
im  Mandatsprozesse  (27).  TU  seh,  Über  Verschulden  des  Beschädigen 
(28  f.).  0/ner,  Zur  Lehre  von  der  Berufung  (80  f.).  Frhr,  v,  Ludwig, 
Zwei  Anträge  behufs  Erleichterung  der  Konvertierung  von  Buchschulden 
(32  f.).  StAin,  Der  Sachverhalt  vor  der  Revisionsinstanz  (32).  Wien, 
Die  Interpretation  des  §  70  C.Pr.O.  (32). 

Zeifachrift    für    Notariat    und  freiwiUige    GerichtsbarkeU   in 

0««err«ic/*  (1900):  Ofner,  Zur  Praxi«  des  §  1101  a.  b.  G.B.  (27).  Ki/t- 
ling,  Zu  §  2  Abs.  11  dos  kais.  Patentes  vom  9.  August  1854  (29).  Stein- 
bock, Die  steuerrechtliche  Behandlung  der  Einkommensquelle,  Genafsquelle 
und  des  Trinkgeldes  (30  f.).  Rozto6il,  Gestaltung  der  Stellung  ehies 
gerichtlich  zum  Vermittler  einer  Nachlafsteilanf  bestellten  Notare  in 
Preufsen  (31).  Rozto^il,  Sind  Ehepakten  über  Mobiliar  ohne  notarielle 
Errichtung  gültig?  (32  f.) 

Z&itaclM-ift  für  schweizerisches  Rechte  41.  Bd.,  N.  F.  19.  Bd.,  Heft  3: 
Met/ er  v.  Schaur.nsee,  Über  einige  Fragen  des  Strafprozesses  und 
Polizeistrafrecbts  mit  specieUer  Berücksichtigung  der  Verhältnisse  des 
Kantons  und  der  Stadt  Luzem.  Hitzig,  Die  Grunddienstbarkeit  im  Vor- 
entwurf eines  schweizerischen  Civiigesetzbuchs.  Hilty,  Die  wohlerworbe- 
nen Rechte  im  Gebiete  der  Benutzung  der  öffentlichen  Gewässer.  Heusler, 
Schweizerische  Rechtsgesetzgebung  des  Jahres  1899. 

Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrecht^  13.  Jahrgang,  l.u.2.Heft: 
Stooss,  Was  ist  Kriminalistik?  Gro/jt,  Zur  Fräse  der  Kriminalistik. 
Her  bin.  Die  Einzelhaft  und  ihre  Einwirkung  auf  den  Verbrecherstsnd, 
auf  die  R&cktäUifkeit  und  Disciplin  sowie  auf  die  physische  und  geistige 
Gesundheit  der  ihr  unterworfenen  Sträflinge.  Zur  hin,  Die  Aufnbe  aer 
Schutzaufisicht  vor  und  nach  Eutlassung  des  Strafgefangenen.  Stoos«, 
t  Gustav  Pfizer,  Nekrolog.  Teichmann,  Schriften  und  AufsStze  tou 
t  G.  Pfizer  in  Ulm. 
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Zeitschrift  de$  Bemieehen  Juristen-Vereins  und  MonatMatt 
mr  Bemisehe  Beehtepreehwngf  Bd.  XXXYI,  Heft  4/5:  Af/otter, 
Die  LebensTennatcizig  nach  aa^amachem  und  solothmnlaclieiii  Bedita 
Heft  6:  BlumenMieifiy  B«ffriff  und  Bedeatone  des  VenchnldenB  im  OJt. 
Art  1^.  Heft  7:  W4ber,loaÜäÄTt  für  den  Erlaft  eine»  BnndeimBetBes 
ftber  den  Erwerb  von  FKhigkeitsaiisweiBen  zor  Aosübnng  des  Anwalta- 
bemfa  in  der  ganzen  Scfaw6fiz. 

Kannodike,  Zeitong^  f&r  den  intemationaien  Rechtsrefkehr,  3.  Jahrgang 
Nr.  10:  Adickes,  uie  Znlaaenng  der  Real-Gymnasiasten  zor  joristiflchen 
Laufbahn.  Seuffert,  Vemehmimg  der  Parteien  auf  Ereaehen  eines  ana- 
lindiochen  Qeriehts  (Desteebe  Jnrizten-ZeStong):  Das  neae  romünuche 
Aktienrecht  AwläBdiBche  Akttengesellaehaften  in  Rüftland.  A  propo§ 
dm  droüB  de  U  D4fen$e.  Nr.  11:  Bataeetti,  Der  Tierte  TeQ  des  Vor- 
entwürfe  eines  schweizerischen  Civüsesetzbachs,  am£usend  das  Sachen- 
recht Bandtmann^  Die  Kechtsyernältnisse  der  Anslftnder  in  Bnlsland 
von  den  ftltesten  Zeiten  bis  zur  Gegenwart  (Zeitschr.  f  int  Privat-  o.  Straf- 
recht). Kahn,  BSle,  fi&nction  et  mühode  du  droit  compari  dans  le  do* 
maine  du  droit  itUemationcd  prM,  Nr.  12:  Mumm,  Die  Yorbildiing  der 
dentschen  Joristen.  Schiller,  Fragen  des  internationalen  Privatrechts 
in  der  Übergangszeit  (Deutsche  Jnxistenzeitong).  Handtmann,  Die 
BechtsYerhältnisse  der  AusUüider  in  Rnfhland  eto. 

Bevue  de  droit  intematianal  et  de  UffisUMan  catnpfirSet  Deuxihne 
86rie,  Trent-deuxi^me  ann^  Tom.  II  (1900),  Nr,  3:  rierantoni.  De 
VexSeution  des  sentencea  arbitralea  Prangers  en  Frange.  Bayer,  Naviree 
de  guerre  ei  porta  neutres.  Stocquart,  La  nouvelle  loi  f^Mrale  des 
Etats- Unis  sur  la  faülite,  Lisöoa,  Du  service  consulaire.  Desca  mp s , 
Confirence  internationale  de  la  paix.  —  Rapport  sur  le  rhglement  päd- 
fioue  des  conüits  intemationaux,  Vazzidi,  La  propriM  immobilih'e  en 
I\irquie  et  Vartiele  1727  du  MedjelU.  Asser,  La  question  du  renovi 
devant  la  troisihne  conf&ence  du  droit  intemationcU  privä,  Nr,  4: 
Kovalevsky,  La  Constitution  v^itienne  jugie  par  les  pvblieistes  des 
XV I;  XVIh  et  XVIII*  sikcles.  Descamps,  Conference  internationale 
de  la  paix  (trois,  partie).  De  Paepe,  De  la  loi  applicable  h  Vitat,  h 
la  capadti  et  aux  meubles  des  itrangers.  De  Bar,  ObservcUions  sur 
les  principes  du  droit  international  concemant  les  impdts,  notamment  les 
douUes  impositions,  Whiteley^  ün  hommage  au  droit  international,  — 
Decision  de  la  Cour  suprhme  des  Etata^ünis. 

Jaurtud  du  dreU  intertuttianai  privi  et  de  ia  Jurieprudenoe 
crnnparle^  27.  AnnSe,  No.  F— 7/:  Fiore,  De  la  lot  qui,  daprhs  les 
principes  du  droit  international ,  doit  rigir  les  engagements  qui  se  for- 
ment  sans  Convention.  Dauge,  De  la  condition  juruLique  des  Strangers 
et  de  r Organisation  judiciaire  au  Siam,  Maeterlinck ,  Des  inslitutions 
juridiques  du  Maroc.  Hubert,  Du ßu  sali  relativement  ä  Vapplication 
de  Part,  10  du  Cod,  dvü.  Busdugan,  Du  mariage  des  Roumains  ä 
Vitranger  et  des  4tranpers  en  Roumanie,  Keidel,  Aenseignements  pra- 
tiques  sur  la  naOonalttS  allemande, 

Revue  intematUm€tie  du  droit  nnirititne,  15.  Annie,  Nr.  IX— X: 
Autran,  De  la  vente  des  natnres  de  plaisance  dSpenditnt  dune  suc- 
cession  ichue  ä  des  mineurs.  Bulletins  de  la  jurisprudenee  Franc aise, 
Allemande  (Koch),  Anglaise  (Autran),  Beige  (Maeterlinck),  des 
Etats 'Unis  (Autran),  Italienne  (Koch), 

Revista    penaie    di  dottrina,    iepisiaziane    e    giurieprudenxa, 

VoL  LIlFasc,  I:  Longhi,  La  restitugione  nei  termini  nella  procedura 
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penaU,  Fa$c.II:  Beriola,  DMa  contumaeia  eeeondo  ü  eodiee  di pro- 
cedura penale  e  la  ragione.  Pola,  La  legütimüä  degU  atÜ  amminittra- 
tivi  nel  giudieio  penale. 

IhmfiemmUo  aUa  lUvieta penaie  eicy  Vol.  VIIJ,  Faee.  VI:  Ordine, 
ßüiUi  cofUro  Vmcolumää  pvhbUca.  Maeueei,  Fondamenio  Meientifieo 
deW  imputabüitdL,  l'uoggi^  Violerua  e  rengt&nga  aH*  aiutorüä.  Tortora, 
n  eareere  preoetUiro  neue  pene  pecwUarie.  Pantffst,  Man^eetOMumi 
sawersive  e  grida  eedinoee. 

BeehUgeieerd  MaqtMmifn»  19.  Joargang^  Aßwering  3:  Gratama, 
Twee  vragen  fßan  tiendrecki^  naar  aanleSding  van  en  in  verband  met 
Jiet  oude  Hendreeht*^^  aeademiech  proefachriftf  door  J,  KoeUrs.  Enge- 
10 n,  JeU  over  het  Elmira-steUeL    Nolet  Treniti^  ExeouH&muddeUn. 


Die  rückwirkende  Kraft  des  internationalen 
Privatrechts. 

Von  Olvll«  BieBS,  Professor  an  der  Uniyersitftt  Siena. 

Die  Lehre  von  den  Konflikten  im  internationalen  Privatrecfat  and 
insbesondere  die  Frage  der  Rttckverweisnng,  welche  gleich  anderen  be- 
rühmten unter  den  Juristen  vergangener  Jahrhunderte  debattierten 
Kontroversen  eine  famosissima  questio  genannt  werden  kann^ 
hat  eine  ganze  juridische  Litteratur  hervorgerufen  und  entwickelt 
Hauptsächlich  aber  haben  sich  die  Schriftsteller  nur  mit  den  Konflikten^, 
welche  sich  in  Hinsicht  auf  die  Ortlichen  Verhältnisse,  nicht  mit  denen^ 
die  sich  hinsichtlich  der  Zeit  ergeben,  beschäftigt^).  Über  letztere  ge-^ 
denke  ich  hier  einige  Untersuchungen  anzustellen. 

Jedermann  wird  die  Wichtigkeit  und  praktische  Bedeutung  solcher 
Untersuchungen  einsehen.  Die  Gesetzgeber  überzeugen  sich  je  mehr 
und  mehr  von  dqm  Nutzen  einer  wenigstens  teilweisen  Kodifikation  der 
Grundprincipien  des  internationalen  Privatrechts,  und  erkennen  hierbei 
die  Notwendigkeit,  die  diese  Materie  betreffenden  Normen,  welche  seit* 
her  auf  Grund  Gewohnheit  oder  ausdrücklicher  gesetzgeberischer  Ver- 
ftlgung  in  Geltung  waren,  soweit  sie  nicht  mit  den  von  der  grofsen 
Mehrzahl  der  geachtetsten  Pfleger  der  Rechtswissenschaft  der  Jetztzeit 
adoptierten  Principien  übereinstimmen,  zu  verlassen  oder  abzuändern. 
Unter  den  Beispi^en,  die  sich  in  dieser  Hinsicht  aus  neuester  Zeit  an- 
fahren lassen^  ist  ohne  Zweifel  das  beachtenswerteste  die  neue  deutsche 
Gesetzgebung.  £b  ist  bekannt,  dafs  das  EinHihrungsgesetz  zu  dem  seit 
1.  Januar  1900  im  Deutschen  Reich  in  Kraft  getretenen  Btlrgerlichei^ 
Gesetzbuch  in  Art  7 — 31  neben  ausgedehnter  Kodifikation  der  An- 
wendbarkeit der  Gesetze  in  räumlicher  Beziehung  verschiedene  Reformen 
von  grtSfster  Wichtigkeit  eingeführt  und  dabei  namentlich  grofsenteila^ 
das  Kriterium  des  Wohnortes  bezüglich  der  den  Familienstand,  Mobiliar- 


1)  Hr.  Prof.  Olivi  hat  vor  einigen  Jahren  dne  Abhandlung  ver5ffent- 
licht  mit  dem  Titel:  De  la  retroactivüi  des  rigles  JuriiUgues  en  droit  inter^ 
nationeU  ei  de  Ugislatwn  comparde  —  Bmzelles  1892  p.  553--569  — ,  aber 
in  derselben  ist  die  Frage  ansscnliefalich  vom  Gesichtspunkt  des  Völkerrechts», 
nicht  des  Privatrechts  behandelt 
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saccession  und  Beurteilung  der  Sachlage  in  Hinsicht  auf  die  Immobiliar- 
succession  betreffenden  Verhältnisse,  welches  seither  durch  die  G^etz- 
gebung  im  deutschen  Gebiete  Geltung  hatte,  verlassen^)  und  zumeist 
das  StaatsbUrgerrechtsprincip  vorgezogen  hat 

Es  ist  indessen  notwendig,  ein  allgemeines  Entscheidungsprincip 
für  den  Fall  festzustellen,  dafs  der  Richter  flber  Rechtsverhältnisse  trän- 
sitorischen  Charakters  Recht  zu  sprechen  hat,  ob  er  hier  die  derzeit 
geltenden  Normen  des  internationalen  Privatrechts  oder  die  zur  Zeit 
der  Entstehung  des  in  Rede  stehenden  Rechtsfalles  anzuwenden  hat 

Man  beachte,  dafs  das  eben  erwähnte  Problem  nicht  zu  verwechseln 
ist  mit  einem  anderen  von  den  Rechtsgelehrten  oft  ausgeworfenen  und 
entschiedenen,  nämlich:  welches  der  Staat  sei,  dessen  interne  Gesetae 
bei  einer  gegebenen  Kontroverse  anzuwenden  sind  mit  Berücksichtigung 
nicht  allein  des  Lokalgesetzes,  dem  beim  Rechtsfidl  in  Frage  die  Peraon 
oder  die  Sache  oder  der  Rechtsakt  thatsächlich  unterworfen  ist,  sondern 
auch  der  Zeit,  in  welcher  dieselbe  Person  oder  Sache  oder  Rechtsakt 
sich  nach  einem  bestimmten  Lokalgesetz  zu  richten  hatte.  So,  wenn 
ein  Individuum  nach  seinem  Recht  als  volljährig  gälte,  aber  bei  ge- 
ändertem Bürgerrecht  anderen  Gesetzen  unterstünde,  nach  denen  es 
noch  minderjährig  wäre  -,  hier  ist  zu  entscheiden,  ob  man  ihm  die  Rechts- 
fähigkeiten des  Majorennen  noch  zuerkennen  könne.  Ähnlich,  wenn  es 
sich  fragt,  ob  ein  Akt  der  Anerkennung  oder  Legitimation  ftbr  ein 
aufsereheliches  Kind  statthaft  sei;  hier  genügt  nicht  blofs  festzustellen, 
ob  das  persönliche  Recht  des  Vaters  oder  des  Kindes  anzuwenden  sei, 
sofern  nicht  eine  absolut  verbietende  Bestimmung  des  Territorialrechts 
entgegensteht,  sondern  es  mufs  aufserdem  auch  noch  entschieden  werden, 
ob  bei  der  Frage,  welches  persönliche  Gesetz  mafsgebend  sei,  der  Mo- 
ment der  Geburt  oder  die  Zeit  des  Zustandekommens  des  Aktes  in  Be- 
tracht komme.  So  mufs  auch  bei  einer  Klage  auf  Rückgewährong 
gegen  den  gutgläubigen  Besitzer  einer  beweglichen  Sache,  welche  er 
zuvor  in  einem  anderen  Territorium  erworben  hat,  untersucht  werden, 
ob  nicht  auf  das  Gesetz,  das  nicht  allein  am  Orte,  sondern  auch  zur 
Zeit  der  Erwerbung  galt,  zu  rekurrieren  sei. 

Diese  Fragen  haben  mit  der  uns  beschäftigenden  nichts  gemein, 
deshalb  nicht,  weil  bei  ihnen  vorausgesetzt  wird,  dafs  die  verschiedenen 
Dispositionen,  die  gegebenen  Falls  einen  Konflikt  herbeiftlhren  können, 
dem  internen  Rechte  im  eigentlichen  Wortsinn,  nicht  den  Normen  des 
internationalen  Rechts  unterstehen. 

Wenn  jedoch  der  Konflikt  unter  sich  widersprechenden  Normen 
letzterer  Art  besteht,  die  zu  verschiedenen  Zeiten  auf  demselben  Terri- 
torium Geltung  hatten,  so  müssen  zwei  Haupthypothesen  unterschieden 
werden: 


2)  Cf.  Codex  Maximü,  bavaric.  civilis  1756  I  2  §  17  und  IH  c.  12  §  1; 
auch  Preufs.  Landrecht  1774  §8  23  ff.;  Code  civ.  franc,  ort.  3  §  2;  Bad. 
Landr.  1809/10  art  3  §  2:  der  Text  dieser  Bestimmunffen  findet  sich  wieder- 
gegeben bei  Meilif  Die  Kodifikation  des  internationalen  Civil-  und  Handels- 
redites.    Leipzig  1891  S.  9—18. 
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1.  Es  kann  vorkommen,  dafs  darch  eine  aosdrttckliche  Bestim- 
mung eine  Norm  der  Anwendbarkeit  der  Gresetze  beirefib  des  Raumes, 
w^elche,  obwohl  nicht  dorch  Gesetz  sanktioniert,  doch  gleichmftfsig  von 
den  Schriftstellern  und  der  Jnrispradenz  angenommen  ist,  aufser  Wirk- 
-samkeit  tritt 

2.  Andererseits  kann  darch  aosdrttckliche  Bestimmang  ein  Princip 
des  internationalen  Privatrechts  abgeschafft  werden,  welches  ansdrttcklich 
dnrch  frühere  Gesetze  oder  zu  einer  bestimmten  Zeitepoche  von  Doktrin 
and  Jarispmdenz  angenommen  ist,  so  dafs  es  als  ein  jus  receptwm  uni- 
ffcrsdle  zu  betrachten  war.  Im  ersteren  Falle  hat  das  Gesetz  nicht  den 
Charakter  einer  Novelle,  sondern  nur  den  einer  Interpretation.  Man 
mafs  tbatsl&chlich  annehmen,  dafs  der  Gesetzgeber  nur  Kontroversen 
zwischen  der  Justizpflege  und  der  Ansicht  der  Rechtsgelehrten  (Praxis 
und  Theorie)  entscheiden  und  feststellen  wollte,  welcher  von  beiden 
Meinungen  der  Vorzug  gebtthre.  £s  ist  klar,  dafs  in  diesem  Falle  die 
gesetzliche  Bestimmung  rttckwirkende  Kraft  hat*). 

Betrachten  wir  hierzu  zwei  Beispiele: 

Im  zweiten  Entwurf  des  deutschen  Civilkodex  war  eine  Bestim- 
mang  enthalten,  es  sei  anzunehmen,  dafs  die  Kontrahenten  sich  dem 
Gesetze  des  Vertragsortes  unterwerfen,  wenn  nicht  aus  den  Umständen 
erhelle,  dafs  sie  ein  anderes  Gesetz  anzuwenden  beabsichtigten  ^).  Wenn 
diese  Bestimmung,  die  in  dem  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuche  beigefügten 
Einftihrungsgesetz  weggeblieben  ist,  Gesetzeskraft  erlangt  hätte,  so  hätten 
nach  meiner  Meinung  die  deutschen  Gerichte  sie  auch  auf  vor  dem 
1.  Januar  1900  geschlossene  Rechtsakte  anwenden  müssen,  obwohl  eine 
grofse  Anzahl  von  Urteilen  deutscher  Gerichte  sich  der  Ansicht  ver^ 
flchiedener  deutscher  Rechtsgelehrten  —  vornehmlich  Savigny^)  — 
zuvor  angeschlossen  hatten,  dafs  die  Verträge  nach  dem  Erfüllungsorte 
zu  beurteilen  seien. 

Art  58  des  ital.  Codice  di  CotnmerciOy  welcher  am  1.  Januar  1883 
in  Kraft  trat,  bestimmt,  dafs  die  Essentialien  der  kaufmännischen  Ver- 
trSge  nach  dem  Gesetz  des  Kontraktsortes  sich  richten.  In  meinem 
^TriMttcUo  di  diritio  commereiale  intemazionale^  habe  ich,  obwohl  an- 
erkennend, dafs  diese  Bestimmung  hinsichtlich  der  Kapacität  der  Kon- 
trahenten einen  Widerruf  des  Art.  6  der  Disposizioni  Freliminari  Co- 


3)  „Ä  fortiori*'  müfste  man  zu  diesem  Schlufs  kommen,  wenn  ein  Ge- 
setz aosdrücklich  ein  vorher  schon  allgemein  anerkanntes  und  beobachtetes 
Princip  des  internationalen  Privatrechte  sanktionieren  würde.  Ebendeshalb 
hat  daher  der  Appellhof  von  Turin  (Urteil  18.  Mai  1872  Giurisprudenta  To- 
rinese  Vcl,  IX  p,  492)  anerkannt,  dafs  die  neue  Sanktion  des  art  9  Diap. 
Prel.  Cod.  eiv,  Itaf.  hinsichtlich  des  die  Form  der  Rechtsakte  feststellenden 
Gesetzes  auch  in  Hinsicht  auf  Rechtsakte,  die  vor  dem  Einfuhrungstag  des 
Cods  eipü  Ital.  geschlossen  wurden,  anwendbar  sei. 

4)  Siehe  Lehr,  Lß  droit  international  priv^  dang  le  seeond  proJet  de 
Code  civil  Allsmand  {Rwue  de  droit  international  1895  p.  329). 

5)  Savigny,  Traili  de  droit  romain  Trnd,  Gaenome,  Paria  1851. 
VoL   VIII  §  368-370.  S72  p,  198—201,  20i''206,  244-^245. 
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Gesetzgeber  eingeht,    sondern   dies  nur  aus  Rttcksieht   auf  unter  der 
fiüheren  Gesetzgebung   erworbene  Rechte   thut.     Jede   gesetzgeberische 
Neuerung  setzt  voraus,  dafs  der  Gesetzgeber  der  Überzeugung  ist,  dafs 
die  alten  Gesetze  unvollkommen   oder   unbrauchbar  geworden  sind  und 
den  Bedürinissen  derjenigen,  für  die  er  Gesetze  giebt,   nicht  mehr  ent- 
sprechen, aber  das  bindert  nicht,   auf  Grund  der  Principien  des  transi- 
torischen   Rechts    deren  Wirksamkeit    bei    unter   ihrer   Herrschaft  ent- 
standenen   Verhältnissen    anzuerkennen.      Der    Charakter    Öffentlichen 
Rechtes  eines  neuen  Gesetzes  bedingt  nicht  notwendig  die  Nichtanerken- 
nung  der   unter   der  Herrschaft  eines   früheren  anders   disponierenden 
Gesetzes  perfekt  gewordenen  Rechtsverhältnisse.    So  würde  ein  die  Ehe- 
scheidung  aufhebendes   Gesetz    (ohne  Zweifel    ein  Gesetz   öffentlichen 
Reehtscharakters)  nicht  ^de  plano^  die  Wirkung  haben ,  die  unter  der 
Herrschaft   des   frtlheren  Gesetzes  ausgesprochenen   Ehescheidungen  za 
annullieren.     Daraus  ergiebt  sich,  dafs  Konflikte  über  die  Nonnen  des 
internationalen  Privatrechts   hinsichtlich   der  Zeit  nicht  nach  denselben 
Gesichtspunkten    zu    beurteilen    sind,    wie   diejenigen    hinsichtlich   des 
Raumes,   und  dafs  die  Frage  der  Ruckverweisung  keinen  direkten  Zu- 
sammenhang mit  unserem  Thema  hat^^).     Wir   müssen  vielmehr  dabei 
bleiben,  dafs  unsere  Frage,  indem  sie  sich  auf  das  internationale  Recht 
bezieht,  dem  transi torischen  Recht  angehört  und  daher  nach  den  diesem 
eigenen  Principien  zu  entscheiden  ist    Qabba  bemerkt  in  seinem  klassi- 
schen Werk,  das  Princip  der  Nicht-Rttckwirksamkeit  der  Gesetze  habe 
keinen  wissenschaftlichen  Wert,  wenn  es  nicht  in  das  andere  übergehe: 
das  neue  Gesetz  darf  früher  erworbene  Rechte  nicht  verletzen,  so  dafs        I 
alle   Fragen    des   transitorischen  Rechts   mit  Berücksichtigung   und  Be-        i 
obachtung  der  erworbenen  Rechte  zu  entscheiden  seien  ^^).  | 


Dies  vorausgesetzt,  ist  mafsgebende  Grundregel  die  folgende: 


11)  Ich  habe  diese  Ausdrucksweise  gebraucht,  weil  eine  indirekte  Be- 
ziehnsg  zwischen  den  Normen  des  internationalen  Privatrechts  in  Hinseht 
auf  die  Zeit  und  der  Frage  der  Rückverweisnng  immerhin  bestehen  kiuin. 
So  kann  es,  am  das  vorhin  allegierte  Beispiel  wieder  aufzugreifen,  vorkommeD, 
dafs  man  in  Deutschland  über  oie  Rechtsfähigkeit  eines  preufaischen,  in  Italien 
wohnhaften  Unterthanen  zu  urteilen  hat,  welcher  vor  dem  1.  Januar  1900 
in  diesem  Lande  einen  Vertrae  civilrechtlicher  Natur  abgeschloasen  hat 
Wenn  man  annimmt,  dafs  Art.  27  des  fünf  Ges.  z.  deutschen  B.G.B.,  welcher 
das  System  der  Rückverweisung  sanktioniert,  keine  erneuernde,  sondern  nor 
auslegende  Kraft  hat,  so  könnte  man  zu  der  Annahme  kommen,  dafs  er  auch 
auf  früher  vorgekommene  Thatsachen  Anwendung  finde,  und  folglich,  da  das 
Domizilfigesetz  im  gegebenen  Fall  auf  die  Anwendung  des  nationailen  Ge- 
setzes verweist  fs.  art.  6  Düp,  Frei,  Cod,  cic.  Ital.\  w&re  der  Fall  gegeben» 
dafs  in  Gemäfsoeit  der  Principien,  welche  demnächst  im  Text  dargel^ 
werden  sollen,  das  deutsche  und  in  specie  das  preufsische  Recht,  welches  zur 
Zeit  des  Vertragsschlnsses  Geltung  hatte,  zur  Anwendung  kommt.  Ich  memee- 
teils  kann  jedoch,  da  ich  das  System  der  Rückverweisung^  mit  allgemeiDeo 
Rechtsgrundsätzen  nicht  vereinbar  halte,  dem  Art.  27  des  deutschen  Einf  6«- 
keine  rackwirkende  Kraft  beimessen. 

12)  GahhOy    Teoria   della  retroattivitä   delle  leggL    2  edia.    Vol  I 
p.  182—183. 
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Wenn  auf  Grund  allgemeiner  Principien  oder  ans- 
drtteklicber  Verfügung  eines  transitorischen  Gesetzes 
angenommen  werden  kann,  dafs  ein  erworbenes  Recht 
besteht,  nach  dem  ein  Rechtsverhältnis  durch  ein  früher 
gültiges  Gesetz  geregelt  ist,  so  mufs  dieses  nicht  allein 
in  seinen  materiellen  oder  internen  Rechtsdispositionen^ 
sondern  auch  mit  den  in  ihm  enthaltenen  Normen  des 
internationalen  Privatrechts  Anwendung  finden;  im 
Gegensatz  hierzu  mufs  man  bei  den  Rechtsverhältnissen, 
welche  nicht  geeignet  sind,  nach  den  vom  Richter  zu 
beobachtenden  Grundsätzen  des  transitorischen  Rechts 
nach  einem  abgeschafften  Gesetze  geregelt  zu  werden, 
die  zur  Zeit  gültigen  Normen  des  internationalen  Privat- 
rechts anwenden. 

In  der  That  sind  die  Normen  des  internationalen  Privatrechta 
integrierender  Bestandteil  der  in  einem  gegebenen  Zeitraum  auf  einem 
bestimmtem  Territorium  gültigen  Gesetzgebung,  und  der  Rückgriff  auf 
ein  früheres  Gesetz  wäre  häufig  unwirksam,  wenn  man  auf  Grund  des- 
selben Gesetzes  nicht  auch  das  Mals  seiner  Anwendbarkeit  bestimmen 
könnte. 

Wozu  sollte  es  z.  6.  dienen,  wenn  eine  Disposition  des  transi- 
torischen Rechts  feststellen  würde,  dafs  die  Zulässigkeit  der  Patemitäts- 
recherche  bei  den  vor  dem  Tage  des  Erlasses  eines  Gesetzes,  welches 
dieselbe  verbietet,  geborenen  Kindern  sich  nach  dem  früheren  Gesetze 
bemesse^^),  wenn  ausgeschlossen  wäre,  dafs  letzteres  Gesetz  in  einem 
Falle ,  wo  es  nach  den  von  ihm  selbst  bestimmten  Normen  anwendbar 
sein  würde,  Anwendung  finden  könne?  Wenn  das  frühere  Gesetz,, 
welches  die  Recherche  der  Vaterschaft  zuliefs,  sich  selbst  für  anwend- 
bar auf  alle  die,  welche  in  dem  Territorium,  für  welches  es  promulgiert 
war,  hielt,  würde  es  nicht  gerechtfertigt  sein,  wenn  der  Richter  die 
Recherche  der  Paternität  für  nicht  zulässig  erklären  würde  nur,  weil 
das  Nationalgesetz  der  fraglichen  Person  sie  verbietet  und  weil  die  lex 
fori  in  der  Gegenwart  das  Nationalgesetz  als  ein  Personalstatut 
ansieht.  Wenn  der  Gesetzgeber  zuläfst,  dafs  das  frühere  Gesetz  an- 
gewendet werden  kann,  so  läfst  er  damit  implicite  auch  zu,  dafs  ea 
hinsichtlich  des  Raumes  dasselbe  Anwendungsgebiet  haben  kann  wie 
zu  der  Zeit,  wo  es  in  Kraft  war^^). 


IS)  VergL  ort,  7  alle  disposiziont  transitorie  per  Vattratione  del  Cod. 
cm.  Italtano  1885;  femer  Art  208  des  Einf.Ges.  zum  deutschen  6.6.B. 

14)  Ich  nehme  deshalb  an,  dafs,  wenn  nach  dem  1.  Januar  1883  (Tag 
der  Einfuhning  des  Cod,  di  Commerz,  m  Italien)  der  Richter  über  die  Rechts- 
fthigkeit  der  Kontrahenten,  welche  einen  Handelsvertrag  an  bestimmtem  Ort 
vor  diesem  Datum  geschlossen  haben,  zu  urteilen  hat,  er  das  nationale  Ge- 
setz der  Parteien  (in  Gemäfsheit  des  art,  6  Disp.  Prel.  Cod.  civ.  Ital.)  und 
nicht  di  lex  loci  eontr actus  nach  Vorschrift  des  art.  58  Cod.  di  Commerz. 
anzuwenden  habe.  In  der  That,  ein  Vertrag,  welcher  alle  Bedingungen  der 
Gültigkeit  an  sich  trägt,  kann  nicht  allein  deshalb,  weil  in  einem  i^teren 
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Zu  einem  dem  von  mir  aDgenommenen  analogen  Schlafs  kommt 
auch  Bartin.  Indem  er  von  den  Konflikten  zwischen  Normen  des  inter- 
nationalen Privatrechts  handelt,  beschäftigt  er  sich  im  allgemeinen  mit 
denen,  welche  anter  derartigen  Dispositionen  zn  verschiedener  Zeit  aaf 
dem  gleichen  Territorinm  schweben;  incidenter  kommt  er  jedoch  auf 
die  Hjpothese,  dafs  eine  fremdstaadiche  Provinz  dem  nationalen  Staat 
annektiert  werde  and  hält  anfrecht,  dafs  erworbene  Rechte  der  Privaten 
in  der  annektierten  Provinz  in  Gemäfsheit  der  dort  vor  der  Annexion 
gültigen  Gesetzgebang  respektiert  werden  müssen,  ohne  dafs  man 
zwischen  Dispositionen  des  internen  Rechts  and  Dispositionen  über 
Gesetzeskonflikte  zn  unterscheiden  habe.  Der  Grund  ftlr  Lösong  der 
Frage  ist,  nach  dem  Aator,  folgender:  „Les  deux  categories  de  äispo- 
siHons  traduisaient  Sgtüement  la  souverainete  ä  la  forme  de  souveraineUj 
gue  Vautorite  puUiqtie  du  pays  annex^  s'attribiiait  avant  VannexUm 
mr  son  terrUoUre  ou  sur  ses  ressortissants.  Et  c'est  cette  souveraineU 
et  eette  forme  de  souverainete  que  le  pays  annexant  doit  respecter  dans 
le  passe  ^  puisque  il  n'a  aeguis  le  terriioire  et  les  personnes,  qui  9 
itaient  soumis ,  qu'ä  la  conditton  de  respecter  les  droits  acquis  pcnr  ees 
personnes  sous  le  rigime  de  legislation  qui  tradisait  cette  souverainäe 
et  cette  forme  de  souverainete  ^^).^ 

Hat  im  gleichen  Territorium  eine  Änderung  der  Normen  des  int^- 
nationalen  Privatrechts  ohne  Terrttorialannexion  stattgefunden,  so  kann 
man  sich  zwar  nicht  auf  die  ErwMgung,  dafs  der  annektierende  Staat 
all  das,  was  als  eine  Emanation  der  irtiheren  Souveränität  anzusehen 
ist,  respektieren  müsse,  stützen,  weil  jeder  souveräne  Staat  befiigt  ist, 
Gesetze  jeder  Art  auf  seinem  Territorium  zu  ändern;   aliein  immerhin 


Zeitraum  die  Gesetzeebung  eines  Staates  die  eigenen  Bestimmungen  des 
früheren  intematioDaTen  Rechtes  geändert  hat,  zur  Annullierang  geeignet 
sein.  Analog  müfste  ein  deutscher  Richter  die  Domiziisgesetze  bei  Beurtei- 
lung der  Rechtsfähigkeit,  der  Gültigkeit  eines  von  einem  preufsischen ,  in 
England  wohnenden  Testators  vor  dem  1.  Januar  1900  errichteten  Testaments 
auch  dann  anwenden,  wenn  die  Erbfolge  erst  nach  EinfÜhran^  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs  eröfinet  würde.  (Es  ist  Princip  des  transitonschen  Rechts, 
dafs  die  Form  der  Testamente  und  die  Fähigkeit  zu  testieren  sich  nach  dem 
Tage  der  Testamentserrichtune  richte,  im  Gegensatz  zu  dem,  was  den  Inhalt 
der  Testamentsbestimmungen  betrifft,  bezüglich  dessen  das  im  Moment  der 
Eröfinung  der  Erbfolge  gültige  Recht  mafsgebend  ist  (vergl.  Gabba,  Op* 
dt.  Vol,  III  p.  272—275  u.  p.  346  /.,  auch  §§  213—215  des  Einf.Ge8.  zum 
deutschen  B.G.B.).  Dieser  Lösung  steht  auch  Art  24  Einf.Ges.  zum  deutschen 
B.G.B.  nicht  entgegen,  lautend:  Erwirkt  ein  Ausländer,  welcher  eine  Ver- 
füffung  von  Todeswegen  errichtet  oder  aufgehoben  hat,  die  Reichsangehöiig- 
keit,  so  wird  die  Gültigkeit  der  Errichtung  oder  Aufhebung  nach  den  Ge- 
setzen des  Staates  beurteilt,  .dem  er  zur  Zeit  der  Errichtung  oder  Auf  hebong 
angehörte  etc.*',  weil  eine  Änderung  der  Staatsangehörigkeit  eine  dem  inter- 
nationalen, nicht  dem  transitorischen  Recht  angehöri^e  Thatsacbe  ist  and 
deshalb  nicht  nach  denselben  Regeln,  die  im  transitonschen  Rechte  gelten, 
zu  beurteilen  ist 

15)  Bart  in,  Etüde»  de  droit  international  prive.   Paris  (Muresq)  1899 
p.  177^179  und  in  Revue  de  droit  international  1898  p.  300—302. 
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bleibt  das  von  mir  adoptierte  System  durch  die  voraasgeftahrten  Er- 
m^Sgnngen  gerechtfertigt 

Zu  seiner  Untersttttzung  kann  noch  ein  Urteil  des  Suissationshote 
in  Florenz  vom  2.  Juni  1884^*)  wie  auch  eine  Entscheidung  des 
Kassationshofes  in  Rom  vom  2.  Juni  1896^^)  angeführt  werden.  Der 
Fall,  über  welchen  der  Oberste  Gerichtshof  von  Florenz  sich  auszu- 
sprechen hatte,  war:  1880  starb  zu  Florenz  ohne  Testament  ein  ge- 
wisser Mademiy  welcher,  im  Kanton  Tessin  geboren,  das  schweizerische 
Btbr^gerrecht  stets  beibehalten,  obwohl  er  schon  in  einer  früheren  Epoche 
1858  das  damals  sog.  ^imcolato^  in  Toscana  (d.  i.  das  Domizil  mit  Er- 
laabnifl  der  Regierung,  welches  nach  der  damals  gültigen  Gesetzgebung 
seinen  staius  und  Familienverhältnisse  dem  Gesetz  des  Domizilsortes  unter- 
stellte, ohne  ihm  das  Geburtsbttrgerrecht  zu  entziehen)  ^^)  erworben  hatte. 
EUn  gewisser  Vitarelli,  1854  in  Florenz  geboren,  wollte,  um  Erbrechte 
geltend  zu  machen,  gerichtlich  beweisen,  dafs  er  ein  natürlicher  Sohn  des 
Verstorbenen  sei.  Die  Gesetzeserben  opponierten  dem  Beweisanerbieten, 
indem  sie  u.  a.  geltend  machten,  dafs,  da  Mademi  stets  der  Schweizer 
Btli^gerschaft  angehört  habe,  der  Civilkodex  des  Kantons  Tessin  seiner 
Heimat  anzuwenden  sei,  welcher  im  Art.  87  die  Recherche  der  Paternität 
unehelicher  Kinder  untersage.  Der  Kassationshof  entschied ,  dafs  über 
<lie  Frage  der  Zulttssigkeit  der  PatemittttBrecherche  nach  Toscanischem 
Gesetze,  welches  die  Recherche  zulftfst,  zu  entscheiden  sei,  weil  Mademi 
sich  in  Kraft  des  „incölato'*^  das  er  vor  1854  erworben,  dem  Toscani- 
sehen  Gesetze  unterworfen  habe,  welches  die  Status-  und  Familienstands- 
&age  nach  nationalem  Gesetze  zu  regeln  vorschreibe,  ohne  das  Princip 
des  ari.  2  Disp.  Prd,  desselben  Kodex,  wonach  die  Gesetze  für  die 
Zukunft  g^eben  werden  und  keine  rückwirkende  Kraft  haben,  zu  ver- 
letzen. 

Dagegen  war  es  eine  Erbfolgefrage,  über  welche  sich  der  Kassations- 
hof von  Rom  auszusprechen  hatte,  und  der  Fall  folgender: 

Der  „de  cujtis^  war  1862  als  Bürger  des  päpstlichen  Staates  ge- 
storben, von  den  hinterlassenen  Erbgütern  lagen  einige  Immobilien  auf 
italienischem  Gebiete  in  Ancona.  Der  Gerichtshof,  annehmend,  dafs 
TOT  Einführung  des  Cod.  Oiv,  Ital.  1865  ein  allgemein  gültiges  Rechts- 
princip  gewesen  sei,  die  Succession  in  Mobilien  nach  dem  Gesetz  des 
Domizils,  bei  Immobilien  nach  dem  der  gelegenen  Sache  zu  regeln, 
entschied,  dals  auf  die  in  Rede  stehenden  Immobilien  bezüglich  der 
Erbfolge  der  in  Ancona  1862  gültige  Codex  AlbertimtSj  nicht  das 
Nationalgesetz   des    „de  cujus*^,    gegebenen&lls  das  Begolamento   Qre- 


16)  Annali  della  Gturispr,  Itoi.  1884  I  p.  338. 

17)  La  legge  1896  H  j).  73. 

18)  Vergl.  bezüglich  einiger  Aufschlüsse  über  juridische  Normen,  die  in 
ToBcana  vor  Errichtung  des  italienischen  Königreiches  befolgt  wurden  in 
Hinsicht  auf  Anwendbarkeit  der  Gesetze  auf  im  Staate  domizilierende  Aus- 
länder ein  UrteU  des  Gerichtshofes  in  Livomo  (Annal,  d,  Gmrispr,  Toscana 
VoL  XVI  P.  II  coL  242S\,  ebenso  Trib.  di  Livomo  28  Settbr,  1858  (Annal. 
a.  Oiurispr.  Toscana  Vol.  XX  P.  II  coL  1858). 
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goriano  von  1838,  anzuwenden  sei.  Mit  dieser  Entscheidung  glaubte 
der  Gerichtshof  weder  ort  8  Disp.  Frei.  Cod.  Civ,  Ital.^  welcher  im 
Gegenteil  verordnet,  es  seien  die  Erbfolgen,  welcher  Art  auch  die  Güter 
und  wo  immer  sie  gelegen  seien,  zu  regeln,  noch  den  Vertrag  zwischen 
Sardinien  und  dem  heiligen  Stuhl  von  1818  verletzt  zu  haben,  weil  die 
gedachte  Disposition  eine  Neuerung  gegentlber  dem  Mher  gültigen  Recht 
und  weil  in  Gemäfsheit  des  eben  angefahrten  Vertrags  die  Unterthanen 
der  beiden  Staaten  zu  gegenseitiger  Succession  im  anderen  Staate  auf 
völlig  gleichem  Fufse  ermächtigt  waren ;  es  wurde  aber  nicht  zugestanden, 
dafs  das  Erbfolgerecht  eines  der  beiden  Staaten  irgend  einen  Einflufs 
in  Hinsicht  auf  die  Immobilien  im  Gebiete  des  anderen  habe,  indem 
dies  den  damals  allgemein  angenommenen  Principien  des  internationalen 
Bechts  widerspreche  ^*). 

Wie  man  sieht,  wird  in  den  Motiven  dieses  Urteils,  wenn  auch 
nicht  mit  ausdrücklichen  Worten,  doch  im  Wesen  ausgesprochen,  dafs, 
wenn  die  Erbfolge  vor  1865  eingetreten  wäre,  solche  nach  der  Gesetz- 
gebung vor  dem  italienischen  Civilgesetzbuch  zu  regulieren  gewesen  sei, 
nicht  allein  bezüglich  der  Dispositionen  des  internen  Rechts,  sondern 
auch  des  internationalen  Civilrechts,  und,  dafs,  weil  1862  auch  der 
Codex  ÄJbertinus  stillschweigend  von  dem  Frincip  ausgeht,  dafs  die  Erb- 
folge in  Immobilien  nach  dem  Gesetz  der  gelegenen  Sache  zu  regdn 
sei,  gerade  auf  dieses  Gesetz  —  das  als  lex  rei  sitae  zu  betrachten  — 
zu  rekurrieren  gewesen  wäre. 

Es  liefse  sich  indessen  einwenden,   dafs  das  in  den  eben  citierten 


19)  Mit  dem  oben  citierten  Urteil  könnte  man  zwei  Entscheidungen  des 
Kassationshofes  von  Turin  vom  22.  Dezember  1870  und  17.  Juni  1874  {Annali 
della  Giuriepr,  Ital,  1871  I  384,  „1875  I  57)  vergleichen ,  die  jedoch  eine 
mehr  ftufserliche,  als  wesentliche  Ähnlichkeit  habäi.  In  dem  »st  glichen 
Thatbestand  beider  Fälle ,  über  den  sich  der'  Oberste  Gerichtahof  von  Tom 
auszusprechen  hatte,  war  der  Verlebte  italienischer  Büiger,  1868  gestorben 
und  hatte  einige  Immobilien  hinterlassen,  zum  Teil  aur  italienischem,  zmn 
Teil  auf  päpstlichem  Gebiete  gelegen.  Es  wurde  entschieden,  dafs  bezüglich 
der  letzteren  Immobilien  das  päpstliche  Gesetz  anzuwenden  sd,  weil  der 
italienische  Gesetzgeber  nicht  verlangen  könne,  die  Beobachtung  seines  eigenen 
Gesetzes  in  Beziehnnc:  aof  Sachen,  die  seiner  Souveränität  nicht  unterstehen, 
zu  erzwingen.  Ich  habe  schon  anderwärts  die  Irrtumlichkeit  dieser  Erwä- 
gung gezeigt  {Die na  im  Arch,  Giurid.  VoL  58  p.  374—376)  und  glanbe 
dies  hier  nicht  wiederholen  zu  müssen.  Ich  bemerke  vielmehr,  dafs  man  bei 
diesen  Kontroversen,  im  Gegensatz  zu  den  im  Text  citierten,  nicht  einer 
Frage  des  transitorischen  internationalen  Privatrechts  gegenüberstand,  weil 
der  ^de  c^ijua^  zu  einer  Zeit  gestorben  war,  wo  der  ital.  Civ,  Cod.  bereitB 
in  K!raft  getreten  war.  Und  weil  vom  Gesichtspunkt  des  transitorischen 
Rechts  die  Erbfolge  nach  dem  Gesetz  der  Zeit,  in  der  sie  sich  oiiffnet,  so 
regeln  ist  (Gaböa,  Op.  du  VoL  I  p.  WO— 303,  VoL  III  p.  ^S3  j(.)y  so 
mufste  die  1868  sich  eröfinende  Erbfolge  eines  Italieners  durch  die  italienischeD 
Gerichte  nach  Mafsgabe  des  internationalen  im  Cod.  Civ.  von  1865  enthal- 
tenen  Civilrechts  beurteilt  werden  und  war  in  diesem  Jahre  (es  ist  allgemein 
bekannt,  dafs  die  italienischen  Trappen  am  20.  September  1870  in  Rom  ein- 
zogen) das  päpstliche  Gesetz  ds  ein  fremdes,  nicht  als  ein  früher  auf  italieni- 
sctiem  Temtorium  gültiges  Gesetz  anzusehen. 
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Urteilen  befolgte  System  nicht  in  allen  Fällen  anwendbar  sei;  sonst 
könnte  man,  wenn  in  dem  früheren  Gesetze  Normen  des  internationalen 
Priyatrechts  enthalten  wären,  die  der  Anwendung  eines  fremden  Rechts 
entgegenstünden,  in  der  Praxis  manchmal  zu  Resultaten  gelangen,  welche 
mit  den  durch  die  Vorschriften  des  transitorischen  Rechts  der  lex  fori 
sich  ergebenden  in  Widerspruch  stünden. 

Man  nehme  an,  ein  italienisches  Gericht  habe  zu  entscheiden,  ob 
eine  Klage  zulässig  sei  auf  Vaterschaftsrecherche  seitens  eines  in  Toscana 
vor  Einführung  des  italienischen  Cod.  Civ.^  doch  von  einer  Mutter,  die, 
obwohl  zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes  im  Besitz  des  toscanischen 
Büigerrechts  ihr  Domizil  mit  Regierungsgenehmigung  in  Frankreich 
hatte,  geborenen  Sohnes,  bei  dessen  präsumtivem  Vater,  gegen  welchen 
die  Klage  gestellt  ist,  die  gleichen  Verhältnisse  bestehen.  Nach  Art  7 
der  Übergangsbestimmungen  zur  Einföhrung  des  italienischen  Cod,  Civ. 
wäre  die  Frage  nicht  auf  Grund  des  Art  189  desselben  Kodex, 
welcher  die  Vaterschaftsrecherche  verbietet,  sondern  vielmehr  nach  tos- 
canischem  Recht,  welches,  wie  schon  erwähnt,  diese  Recherche  zuläfst, 
zu  entscheiden.  Wenn  man  nun,  um  den  juristischen  Status  der  be- 
teiligten Individuen  festzustellen,  anstatt  des  Kriteriums  der  Nationalität 
das  des  Wohnortes  —  vorausgesetzt,  dafs  dieses  nach  dem  zeitlich  gül- 
tigen toscanischen  Recht  anzuwenden  wäre  —  befolgen  müfste,  käme 
man  schliefslich  zur  Anwendung  des  art,  340  des  Cod.  Nap.^  nach 
welchem  ^la  recherche  de  la  patemite  est  inderdite^. 

Nnn,  man  braucht  vor  einem  solchen  Resultat  nicht  zurückzu- 
schrecken, noch  glaube  ich,  dafs  es  von  irgend  einem  Gesichtspunkte 
als  absurd  erscheinen  könnte.  In  Wahrheit,  wenn  der  Gesetzgeber 
mit  einer  transitorischen  Bestimmung  die  Anwendbarkeit  eines  früher 
gültigen  Gesetzes  zuläfst,  so  dafs  er  Individuen  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen gestattet,  an  einem  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  aufgehobenen 
Rechtsinstitut  teilzunehmen,  so  stellt  er  sich  damit  ganz  auf  den  Stand- 
punkt des  früheren  Gesetzes  und  ist  klar,  dafs,  wenn  die  Beteiligten  nicht 
einmal  unter  der  Herrschaft  des  letzteren  Gesetzes  sich  des  Institutes 
in  Frage  zu  bedienen  vermochten,  deren  Rechte  nicht  zu  einer  späteren 
Zeit,  wo  das  Institut  selbst  aufgehoben  war,  geändert  oder  erweitert 
werden  konnten.  Was  die  Rechtsverhältnisse  anlangt,  welche,  obwohl 
sie  vor  der  Einführung  des  neuen  Gesetzes  ihre  Entstehung  begonnen 
haben,  doch  in  Gemäfsheit  der  Principien  und  Dispositionen  des  transi- 
torischen Rechts  durch  dieses  geregelt  werden  müssen,  sofern  nicht  ein 


20)  Durch  das  Stadium  der  Toscanischen  Jurisprudenz  des  19.  Jahr- 
hunderts bis  zur  Errichtung  des  Königreiches  Italien  habe  ich  nicht  in  ge- 
nügend sicherer  Weise  feststellen  können,  ob  die  Status-  und  Familienrechts- 
iragen  nach  dem  Domizilsgesetz  (wenn  dieses  mit  Regieruneserlaubnis  erlanet 
war)  nicht  allein  für  die  in  Toscana  domizilierenden  Fremden,  sondern  audi 
for  die  im  Ausland  domizilierenden  Einheimischen  beurteilt  worden  sind.  Die 
Thatsache  jedoch,  dafs  man  bezüglich  der  ersteren  das  Kriterium  des  Do- 
mizils anwendete,  l&fst  annehmen,  dafs  auch  bei  den  letzteren  gleicherweise 
▼er£fthren  wurde. 
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erworbenes  Recht  besteht,  welches  eine  andere  Lösung' bedingt,  so  wäre 
es  ganz  und  gar  ungerechtfertigt  und  unjuristisch,  auf  Nonnen  des  in 
einem  früheren  Gesetze  enthaltenen  internationalen  Privatrechts  zorfick- 
zugreifen,  welches  in  keiner  Weise,  auch  nicht  in  den  Dispositionen  des 
internen  Rechts  anwendbar  sein  kann.  Es  ist  deshalb  notw^idig,  in 
dieser  Hinsicht  die  Regeln  der  Anwendbarkeit  der  Gesetze  in  Beziebnng 
auf  den  Raum,  die  in  der  That  in  der  lex  fori  existieren,  zu  beobachten. 

Wenn  indessen  ein  in  'England  domizilierender  Preufse  vor  dem 
1.  Januar  1900  ein  Testament  gemacht  und  darin  sein  ganzes  nur  ans 
Hobilien  bestehendes  Vermögen  einer  bestimmten  Person  vermacht  nnd 
seine  eigenen  Descendenten  enterbt  htttte,  dann  zur  Zeit  bereits  ein- 
getretener Gültigkeit  des  deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  gestorben 
wäre,  so  müfsten  die  deutschen  Gerichte  hinsichtlich  des  Rechts  der 
Descendenten  auf  den  Pflichtteil  die  §§  2803  ff.  dieses  G.B.  nnd 
§  24  des  Einf.Gos.  zur  Anwendung  bringen.  Es  ist  ohne  Belang,  dafs 
in  England  unbeschränkte  Testamentsfreiheit  besteht,  dafs  der  Testator 
zur  Zeit  der  Errichtung  des  Testamentes  daselbst  ein  Domizil  hatte, 
und  dafs  nach  preufsischem  Recht  das  Domizilskriterium  mafsgebend 
war,  weil  die  das  Noterbrecht  und  Erbportion  betreffenden  Fragen  nach 
dem  zur  Zeit  des  Eintrittes  der  Erbfolge  gültigen  Gesetze  zu  beurteilen 
sind'^);  deshalb  müfsten  im  gesetzten  Fall  die  Normen  des  internatio- 
nalen Privatrechts,  welche  in  dem  Gesetze,  dem  die  betreffende  Person 
in  der  Gegenwart  untersteht,  enthalten  sind,  angewandt  werden,  und 
nicht  die  eines  früheren  Gesetzes. 

Die  von  uns  dargelegten  Grundsätze  haben  ihre  Gültigkeit  auch, 
wenn  es  sich  um  die  Frage  handelt,  ob  Hindemisse  der  öffentlichen 
Ordnung  (ordre  public)  der  Anwendung  eines  fremden  Gesetzes  in  An- 
erkennung der  Grundsätze  internationalen  Privatrechts,  welche  jetzt  oder 
früher  im  Gesetze  des  urteilenden  Richters  enthalten  sind,  vorhanden  sind. 

Bei  Rechtsverhältnissen,  welche  nach  früher  gültigem  Gesetze  nnd 
folgeweise  nach  den  in  diesem  enthaltenen  Bestimmungen  über  Geseti- 
gebungskonfiikte  zu  regeln  sind,  wird  es  grundsätzlich  zulässig  sein,  das 
Element  der  öffentlichen  Ordnung  auf  Grund  der  in  den  früheren  Ge- 
setzen enthaltenen  Bestimmungen  und  deren  Motive  zu  berücksichtigen '')• 


21)  Gf.  Oabba,  Op,  eü.  Vol.  III  p.  ^57— 360.  „Für  die  erbrechtüclMD 
Verhältnisse  bleiben,  wenn  der  Erblasser  vor  dem  Inkrafttreten  des  Böiger- 
lichen  Gesetzbuchs  gestorben  ist,  die  bisherigen  Grundsätze  mafsgebend  etc' 
bestimmt  das  Einf.Oes.  zum  deutschen  B.G.B.  Art  218.  Das  bedeutet,  daili 
der  deutsche  Gesetzgeber  indirekt  anerkennt,  dafs,  wenn  der  „de  cujug^  nach 
dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  gestorben  ist,  die  Succeflsons- 
Verhältnisse  nach  den  Besünmiungen  dieses  Gesetzbuchs  zu  regulieren  sind. 

22)  Obwohl  im  allgemeinen  anerkannt  ist,  dafs  aus  Gründen  des  öfenl- 
lichen  Wohles  bei  einem  italienischen  Gericht  Vatexschaftsrecherchen  vmr 
lässie  sind,  auch  wenn  sie  das  nationale  Gesetz  der  Interessenten  fols^^ 
(vergl.  Corte  di  apeüo  di  Catania  26.  Maruo  1881,  Anncd.  deUa  Owrigr- 
Ital.  1881  V6L  III  226\  so  haben  wir  doch  gesehen,  wie  man  bei  vor  Bs- 
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Bei  Verhttltnissen  jedocb,  welclie  ein  abgeschaftes'  Gesetz  nicht 
überleben  können,  mufs  die  Rücksichtnahme  auf  die  Öffentliche  Ord- 
naog  durch  das  geltende  Gesetz  bestimmt  werden  '*).  Das  hindert  aber 
nicht,  einen  Unterschied  zwischen  interner  und  internationaler  Öffentlicher 
Ordnung  zu  machen  —  die  erstere  übt  ihren  Einflufs  lediglich  innerhalb 
einer' umgrenzten  Gesetzgebung,  wtthrend  die  zweite  in  jedem  Staate 
luid  gegenüber  jeder  fremden  Gesetzgebung  ihre  selbständige  Wirksam- 
keit hat  — ,  sowie  auch  zu  unterscheiden  zwischen  Anerkennung  der 
juristischen  Konsequenzen,  die  indirekt  aus  einem  fremden  an  sich  der 
Öffentlichen  Ordnung  zuwiderlaufenden  Gesetze  folgen,  und  der  UnmOg* 
lichkeit  irgendwelcher   direkter  Anwendung  eines   derartigen  Gesetzes. 


Zwanzigste  Sitzung  des  „Institut  de  droit  international"^ 

in  Neuchätel. 


Das  ^Institut  de  draii  intematiofuU*^  hatte  zum  Ort  seiner  dies- 
jährigen Zusammenkunft  (4. — 10.  September  1900)  Neuchätel  gewählt 
Zur  Leitung  der  Geschäfte  wurden  berufen  Dr.  Lardy,  Gesandter  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  in  Paris,  als  President,  femer  Dr.  Har- 
hurgcTj  Oberlandesgerichtsrat  und  Professor  in  München,  sowie  SacerdoH^ 
Professor  der  Rechte  in  Padua,  als  Vicepräsidenten ;  die  Geschäft^  des 
Generalsekretariats  ftlhrte  wie  bisher  Professor  und  Botschaftsrat  L^ 
in  Lausanne. 

Die  Session  ist  an  wissenschaftlichen  Ergebnissen  ärmer  geblieben 
als  gewöhnlich,  weil  das  Institut  verhftltnismäfsig  viel  Zeit  auf  die  Re- 
vision seiner  Statuten  verwenden  mufste.  welche  die  in  27  Jahren  ge- 
machten Erfiahrungen  und  zu  Tage  getretenen  Bedürfnisse  zu  berück- 
sichtigen hatte.  Der  Hauptsache  nach  betrafen  diese  organisatorische 
Einrichtungen ;  das  Wesen  und  das  Grundprincip  des  Institutes  blieben 
völlig  unberührt  davon. 

Während  in  den  Sitzungen  der  Kommissionen  verschiedene  Ma- 
terien,  80  insbesondere  das  internationale  Obligationenrecht  sowie  der 
Einflufs  einer  Veränderung  der  Staatsangehörigkeit  auf  erworbene  Privat- 
rechte,  ftlr  die  nächste  Session  vorbereitenden  Beratungen  unterzogen 
YHirden,   nahm  das  Plenum  vor  allem  auf  Antrag  von  Louis  Bena/uU 


fUhnmg  des  Code  Cwäe  Ital,  geborenen  Kindern  zur  en<gM;enge8etzten  Ent- 
scheidung kommt,  wenn  das  anzuwendende  persönliche  Gresetz  die  Yater- 
schaftBrecherche  znläfst. 

23)  Dies  würde  eintreten,  wenn  z.  B.  in  einem  Staate  durch  Gesetz  die 
Ehescheidung  abgeschafft  oder  eine  wesentliche  Änderung  dieses  Institutes 
eingeführt  würde.    Veigl.  Art  201  und  17  des  £inf.Ges.  z.  deutschen  B.03. 
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eine  Resolution  an,  in  welcher  dem  Wunsche  Ausdruck  yerliehen  wurde, 
dafs  durch  eine  Nachtragskonvention  der,  zur  Erlangung  der  Einigkeit 
unter  den  kontrahierenden  Staaten  vorerst  gestrichene,  Art  10  des 
Reglements  der  Haager  Friedenskonferenz  über  die  Anwendung  der 
Genfer  Konvention  auf  den  Seekrieg  wieder  aufgenommen  werden  möchte. 

Sodann  befafste  es  sich  an  der  Hand  eines  Referates  von  Afthur 
Desjardins  mit  der  Prttcisierung  der  Rechte  und  Pflichten  der 
fremden  Staaten  und  ihrer  Unterthanen  im  Falle  einer 
aufständigen  Bewegung  gegen  die  bestehende  und  anerkannte 
Regierung   und   fafste  dieselben  in  folgendem  Reglement  zusammen: 

Art.  1.  Das  Völkerrecht  legt  im  Fall  eines  Aufstandes  oder  eines 
Bürgerkrieges  den  anderen  Staaten  gewisse  Verpflichtungen  gegenüber 
der  bestehenden  und  anerkannten,  von  den  Aufständischen  bekämpften 
Regierung  auf. 

Kapitel  I. 

Pflichten  der  fremden  St(mten  gegenüber  der  Regierung,   wdche 
den  Äufstana  bekämpft. 

Art  2  §  1.  Jeder  dritte  Staat,  der  mit  einem  anderen  unab- 
hängigen Volke  in  Frieden  lebt,  ist  verpflichtet,  sieh  jeder  Störung  der 
Mafsregeln  zu  enthalten,  welche  jenes  zum  Zwecke  der  Wiederherstel- 
lung seiner  inneren  Ruhe  ergreift.  §  2.  Er  darf  darum  den  Aufirtün- 
dischen  weder  Waffen  noch  Munition  noch  sonstige  Ausrttstungsgegen- 
stände  oder  Subsidien  liefern.  §  8.  Insbesondere  aber  ist  jedem  dritten 
Staate  untersagt,  innerhalb  seines  Herrschaftsbereiches  militärische  Ex- 
peditionen, welche  die  bestehende  und  anerkannte  Regierang  des  an- 
deren Staates  zu  bekämpfen  bestimmt  sind,  sich  bilden  und  ausrüsten 
zu  lassen. 

Art.  3.  Grundsätzlich  kann  man  einem  Staate,  auf  dessen  Gebiete 
ein  Aufstand  ausgebrochen  ist,  einen  Vorwurf  nicht  machen,  wenn  er 
bei  Bekämpfung  dieses  mit  Waffengewalt  gegen  alle  Teilnehmer  an  dem 
Bürgerkriege  ohne  Unterschied  ihrer  Staatsangehörigkeit  die  gleichen 
Repressivmafsregeln  in  Anwendung  bringt,  mit  Ausnahme  jedoch  von 
grausamen  Strafen  und  solchen  Mafsnahmen,  welche  offensichtlich  Ober 
das  zur  Niederwerfung  des  Au&tandes  Erforderliche  hinausgehen. 

Kapitel  H. 
Die  Anerkennung  der  Aufständischen  als  Kriegsparteu 

Art  4  §  1.  Die  Regierung  eines  Landes,  in  welchem  ein  BUi^ger- 
krieg  ausgebrochen  ist,  kann  die  Aufttändischen  als  kriegfllhrende  Macht 
anerkennen ,  entweder  durch  eine  ausdrückliche  Erklärung  oder  stili- 
schweigend  durch  eine  Reihe  von  Akten,  welche  über  ihre  Absichten 
keinen  Zweifel  obwalten  lassen.  §  2.  Der  Umstand,  dafs  aus  Rück- 
sichten der  Menschlichkeit  gewisse  Kriegsgesetze  gegenüber  den  Aaf- 
ständischen  angewendet  werden,  kann  für  sich  allein  nicht  als  An- 
erkennung der  letzteren  als  Kriegspartei  erachtet  werden.     §  3*    I^i^ 
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Re^enmg,  welche  ausdrttcklich  oder  stillschweigend  ihre  im  Aufttand 
b^riffenen  bisherigen  Untertbanen  als  Eriegspartei  anerkannt  hat,  darf 
eine  gleiche  Anerkennung  derselben  durch  einen  dritten  'Staat  nicht 
beanstanden. 

Art  5  §  1.  Dritte  Staaten  sind  nicht  gehalten,  die  Aufständischen 
als  Kriegspartei  anzuerkennen  lediglich  um  deswillen,  weil  dies  die  Re- 
^ening  des  Landes  gethan  hat,  in  welchem  der  Bürgerkrieg  zum  Aus- 
bruch gekommen  ist.  §  2.  Solange  sie  dies  nicht  gethan  haben,  sind 
sie  auch  nicht  verpflichtet,  eine  Blockade  anzuerkennen,  welche  die  Auf- 
stilndischen  ttber  Teile  des  Küstenlandes  verhängt  haben,  die  sich  in 
der   Gewalt  der  ordentlichen  Regierung  befinden. 

Art  6.  Die  Regierung,  welche  ihre  au&tändischen  Untertbanen 
als  Kriegspartei  anerkannt  hat,  darf  es  einem  anderen  Staate  nicht  lEum 
Vorwarf  anrechnen,  wenn  er  Angehörige  der  aufständischen  Armee,  die 
sich  auf  sein  Gebiet  geflüchtet  haben,  in  Befolgung  der  Grundsätze  der 
Humanität  aufiiimmt,  sofern  er  nur  sie  entwaffnet  und  bis  zur  Beendi- 
gung der  Feindseligkeiten  interniert  Demgemäfs  darf  sie  sich  auch 
nicht  beklagen,  wenn  ihre  eigenen  Soldaten,  die  sieh  auf  das  gleiche 
Gebiet  flüchten,  entwaflnet  und  interniert  werden.  Andererseits  ist  sie 
auch  nur  ftkr  die  Kosten  der  Unterhaltung  ihrer  eigenen  Truppen 
ersatzpflichtig. 

Art  7.  Wird  seitens  dritter  Staaten  der  Kriegszustand  als  ge- 
geben anerkannt,  so  begründet  dies  ftlr  jene  alle  Rechte  und  Pflichten 
der  Neutralen. 

Art  8.  Dritte  Staaten  kOnnen  Aufetändische  nicht  als  krieg- 
Mirende  Partei  anerkennen:  1.  wenn  diese  nicht  durch  den  Besitz  eines 
bestimmten  Teiles  des  Staatsgebietes  eine  territoriale  Basis  erworben 
haben,  2.  wenn  sie  nicht  eine  ordnungsgemäfse  Regierungsgewalt  be- 
sitzen, welche  offensichtlich  über  jene  Gebietsteile  die  Souveränität  aus- 
übt, 3.  wenn  nicht  der  Kampf  in  ihrem  Namen  durch  organisierte 
Truppen  geführt  wird,  die  militärischer  Disciplin  und  den  Regeln  des 
ELriegsrechts  unterstellt  sind. 

Art  9.  Ein  dritter  Staat  kann  seine  Anerkennung  der  Aufistän- 
dischen  als  Kriegspartei  widerrufen,  auch  ohne  dafs  die  gegenseitige 
Lage  der  streitenden  Teile  eine  Änderung  erfahren  hat ;  selbstverständ- 
lich hat  der  Widerruf  keine  rückwirkende  Kraft 

Im  Anschlufs  hieran  untersuchte  das  Institut  an  der  Hand  eines 
Berichtes  von  Brusa  und  von  Thesen,  die  dieser  gemeinschaftlich  mit 
V,  Bar  aufgestellt  hatte,  den  Um&ng  der  Verantwortlichkeit  der 
Staaten  für  den  Schaden,  der  Ausländern  in  Fällen  von 
Aufruhr,  Aufständen  oder  Bürgerkriegen  zustöfst  In 
dieser  Richtung  formulierte  es  folgende  Regeln: 

1.  Unabhängig  von  den  Fällen,  in  welchen  ohnehin  nach  den  Ge- 
setzen des  fraglichen  Staates  ein  Recht  auf  Schadensersatz  besteht,  sind  die 
.Ausländer  berechtigt,  Entschädigung  zu  verlangen,  wenn  sie  an  Person 
oder  Vermögen  im  Laufe  eines  Aufruhres,  eines  Au6tandes  oder  eines 
Bürgerkrieges    verletzt   worden    sind    und    die   schädigende    Handlang 
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a)  gegen  die  Fremden  als  solche  im  allgemeinen  oder  ab  Unterthanen 
eines  bestin^mten  Staates  im  besonderen  gerichtet  war  oder  b)  bestanden 
hat  in  der  Schliefsang  eines  Hafens  ohne  voigttngige  rechtaeitige  Be- 
nachrichtigung oder  in  der  Zorttckhaltang  aosländischer  Schiffs  in  einem 
Hafen  oder  c)  wenn  der  Nachteil  heryorgemfen  wurde  dorch  eine  ge- 
setawidrige  Handlung  eines  Beamten  oder  wenn  d)  die  Schadensersatz- 
pflicht  in  Gemttfsheit  der  allgemeinen  Orandregeln  des  Kriegsrechtes 
b^grtlndet  ist 

2.  In  gleicher  Weise  ist  Schadensersatzpflicht  gegeben,  wenn  die 
Schadenszufügung  (in  vorstehenden  Fällen  unter  a.  und  d.)  erfolgt  ist 
auf  dem  Gebiete  der  Regierung  der  Aufttändischen ,  sei  es  durch  sie 
selbst,  sei  es  durch  einen  ihrer  Beamten.  Indessen  können  gewisse 
Ersatzansprüche  abgewiesen  werden ,  wenn  sie  sich  auf  Ereignisse  be- 
ziehen, die  eingetreten  sind,  nachdem  der  Heimatstaat  des  Beschüdigtoi 
die  Aufständischen  als  kriegführende  Macht  anerkannt  hatte,  und,  wenn 
der  Beschädigte  seinen  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  auf  dem  Grebiete  der 
aufständischen  Regierung  beibehalten  hat  Solange  diese  letztere  durch 
den  Heimatstaat  des  angeblich  Beschädigten  als  kriegführende  Macht 
anerkannt  wird,  können  die  im  ersten  Satz  erwähnten  Ansprüche  nur 
an  die  Regierung  der  Au&tändischen  und  nicht  an  die  legitime  Regie- 
rung gerichtet  werden. 

8.  Die  Schadensersatzpflicht  entfällt,  wenn  die  beschädigten  Per- 
sonen selbst  den  Vorfidl  verschuldet  haben,  der  die  Schädigung  mit  sich 
gebracht  hat  Insbesondere  besteht  auch  keine  Entschädigungßpflicht 
gegenüber  denjenigen,  die  in  das  Land  zurückgekehrt  sind  unter  Ver- 
stofs  gegen  einen  Ausweisungsbefehl,  oder  die  in  das  Land  gekommen 
smd  und  dort  Handel  oder  Gewerbe  betreiben  wollen  zu  einer  Zeit, 
wo  sie  wuf^ten  oder  wenigstens  wissen  mufsten,  dafs  dort  Unroheo 
ausgebrochen  sind ;  ebensowenig  gegenüber  denjenigen,  die  sich  nieder- 
lassen oder  aufhalten  in  einer  Gegend,  die  infolge  der  Anwesenheit 
wilder  Volksstämme  keinerlei  Sicherheit  bietet,  es  sei  denn,  dafs  die 
Landesregierung  den  Einwanderern  besondere  Zusicherungen  gegeben 
hätte. 

4.  Die  Regierung  eines  aus  einer  Anzahl  kleinerer  Staaten  za- 
sammengesetzten  Bundesstaates,  welche  die  letzteren  völkerrechtlich  ve^ 
tritt,  kann  sich  der  sie  treflenden  Verantwortlichkeit  nicht  durch  die 
Berufung  darauf  entziehen,  dafs  die  Bundesverfassung  ihr  gegenüber 
den  Einzelstaaten  kein  Au&ichtsrecht  noch  die  Befugnis,  von  diesen  m 
fordern,  dafs  sie  ihren  Verbindlichkeiten  nachkommen,  einräume. 

5.  Die  Abmachungen,  durch  welche  die  Staaten  sich  gegenseitig 
von  der  Verpflichtung  zur  Gewährung  diplomatischen  Schutzes  entbinden, 
dflrfen  sich  nicht  erstrecken  auf  die  Fälle  der  Justizverweigerung  oder 
der  offensichtlichen  Verletzung  der  Gerechtigkeit  oder  des  Völker- 
rechtes. — 

Damit  verband  das  Institut  den  Ausdruck  des  Wunsches,  da(s  die 
Staaten  in  Zukunft  Umgang  nehmen  möchten  von  der  Aufuahme  von 
Vertragsbestimmungen,  die  sie  gegenseitig  der  Verantwortlichkeit  mir 


ZwanagBte  Sitzung  de«  „IiiBitirt  de  droit  intern^tioiial*  in  Neachfttel.     860 

fadboB.  Eb  giag  hierbei  von  der  Ansicht  ans,  dafs  derlei  BestimmiiDgen 
die  Bscbteilige  Felge  hatten ,  dafs  sie  die  Staaten  von  ihrer  Verpflich- 
tung <iun  Schatie  ihrer  Angehörigen  im  Anfllande  und  bezw.  der 
JßVemden  im  Inlande  entbinden,  and  daft  es  besser  wttre,  wenn  'OeÜ- 
weise  iolblge  aufseiordentlicher  Umstilnde  den  Ausländem  nicht  go- 
ntlgender  Schutz  gewährt  werden  könne,  diesen  oeitweise  den  JSintritt 
in  das  Staaitsgebiet  ganz  zu  untersagen.  Endlich  empfahl  dae  Institut, 
ftir  die  einschlägigen  Fälle,  die  Anrufung  der  Mithülfe  der  internatio- 
nalen Untersnchungskommissionen  und  der  Entscheidung  der  internatio- 
nalen Gerichtshöfe. 

Eine  um&ssende  Verhandlung  endlich,  an  welcher  sich  die  ersten^ 
Autoritäten  des  internationalen  Privatrechtes ,  darunter  Asser  ^  v,  Bar^ 
JL^on-Caen,  FiOä.  BenauU,  Weifs  und  WesOahe  beteiligten,  hatte  die 
auch  in  diesen  Blättern  viel  erörterte  Frage  der  Rttckverweisung 
und  bezw.  Weiterverweisung  zum  Gegenstande.  Berichterstatter 
war  Professor  Btuszati-^AyiA^  welcher  gemeinschaftlich  mit  seinem  Kor» 
leferenten,  Professor  Xaine-Paris,  die  Materie  in  drei  Thesen  zusammen- 
gefiafst  hatte;  aufserdem  lagen  der  Versammlung  vor  Thesen  v,  Bars 
und  ein  Memorandum  Wtsüäkes. 

Im  Anschlufs  an  die  bereits  während  der  Session  im  Haag  (1898)' 
gepflogene  umfiingreiche  Debatte  wurde  besonders  auf  die  Vorfrage 
^^fses  Gewicht  gelegt,  und  das  Institut  sprach  sich  zuletzt  denn  auch 
mit  giofser  Mehrheit  gegen  das  Princip  der  Eflckverweisung  überhaupt 
auB,   indem  es  folgende  These  annahm: 

Jm  Falle,  dais  das  Gesetz  eines  Staates  eine  Frage  des  inter- 
nationalen Privatrechtes  regelt,  ist  zu  wünschen,  dafs  dasselbe  alsbald 
die  anzuwendende  Bestimmung  selbst  und  nicht  die  einschltfgige  Be- 
stimmung des  internationalen  Privatrechtes  näher  bezeichne^). 


Mit  dem  1.  Januar  1901  tritt  an  die  Spitze  des  Instituts  der  neu 
geschaffene  Ckynseil^  bestehend  aus  den  Mitgliedern  Ässer^  v.  Bar^ 
Deßjardms^  Lardy,  v,  Martens  und  Lord  Beay  sowie  dem  General- 
sekretär. 

An  Stelle  des  Professor  Lehr,  der  von  seiner  seit  1892  inne- 
gehabten Funktion  zum  allgemeinen  Bedauern  zurückgetreten,  wurde 
als  Generalsekretär  chevcdier  DescampSy  Senator  und  Professor  an 
der  Universität  in  Löwen,  gewählt. 

Zu  ordentlichen  Mitgliedern  wurden  gewählt;  Ed.  N,  Eahusenf. 
Advokat  und  Mitglied  der  ersten  Kammer  der  Generalstaaten  in  Amster- 
dam, Chevalier  Fr.  Descampa,  Senator  und  Professor  in  Löwen,, 
JJ.  Midosi^  Advokat  und  Professor  in  Lissabon,  Dr.  Friedrich 
Sieveking,  Präsident  des  hanseatischen  Oberlandesgerichts  in  Hambuig» 

1)  Über  diese  schwierige  Materie  werden  wir  das  besondere  Yergnttgen 
haben,  in  einem  der  nächsten  Hefte  eine  detaUlierte  Darstellang  aus  der 
Feder  des  Berichterstatten  Professor  Bvzzati  unseren  Lesern  vorzulegen. 

Redaktion. 
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Als  aufserordeiitliche  Hitglieder  (aasodA)  wnideQ  nea  «ni^genoiDiiien: 
Charles  Dupuia^  Professor  in  Paris,  Paul  Errera^  Professor  in 
Brüssel,  Franz  r.  LisMt^  Gebeimrat  und  Professor  in  Berlin,  /. 
Macdonell,  Masler  ofthe  roUs  des  Obersten  Gericbtsbofes  in  London, 
Toru  Terao ,  Professor  des  internationalen  Rechts  in  Tokio  nnd  Edm, 
Eug.  Thaller,  Professor  in  Paris. 

Als  Sitz  der  nächsten  Versaminlang  ist  BrOssd  in  Aussicht  ge- 
nommen. 

Hatfimrger. 


Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.    Bürgrerllches  Recht,  Handels-,  "Wechsel-  und 
Konkursrecht.  —  Civllproze£i9. 

2kmi   Begriffe    „Auswanderung"   im  Sinne  des  §  6   Ziff.  2  des 
bayerischen  Indigenatsedikts  vom  26.  Mai  1818  war  die  Erwerbrng 

eines  fremden  Indigenats  erforderlich. 

Durch  behördliche  Auswanderungsbewilligung  ging  die  bayerische 

Staatsangehörigkeit  erst  dann  verloren,  wenn  der  Auswanderer  em 

fremdes  Indigenat  erworben  haue. 

Entscheidung   des   haver.   Verwaltonffsgerichtshofes    vom   9.  Februar  1900 
(Sammlg.  ▼.  E.  d.  vIgJI.  Bd.  21  S.  82  E) 

Aus  den  Gründen: 

Für  die  Beurteilung  der  hier  zu  entscheidenden  Frage  hat  ea 
hauptsachlich  darauf  anzukommen,  von  welcher  Beschaffenheit  eine  „  Aus- 
wanderung **  im  Sinne  des  §  6  Ziff.  2  der  ersten  Verfassungsbeilsge  sein 
mufste,  um  den  Verlust  des  bajerischen  Indigenats  herbeii^hren  n 
können. 

In  dieser  Beziehung  hatte  schon  die  Verordnung  der  kurfürstlichen 
Landesdirektion  vom  6.  Jnli  1804  (Döllinger  Verordnungen-Sammlang 
Bd.  III  S.  63  und  64),  betr.  die  Bestimmungen  über  Auswanderongea 
und  Vermögensexportationen ,  im  allgemeinen  auf  den  Ünterschidd 
zwischen  „Wandern**  und  „Auswandern**  hingewiesen  und  m 
Vermeidung  von  Mifsverständnissen  in  Ziff.  I  bestimmt,  dafs  „mit  dem 
Begriffe  der  Auswanderung  jederzeit  die  Ansftssigmachung  oder 
Verehelichung  in  dem  fremden  Gebiete  verbunden  sei  and 
dafs  die  hierdurch  gegebene  Bestimmung  auf  Wandernde  keine  Be- 
ziehung habe**.  Unter  dieser  Ansässigmachung  war  aber  nicht  die- 
jenige auf  Orund  und  Boden  oder  die  bürgerliche,  sondern  die  Staats- 
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rechtliehe,  d.  h.  die  mit  dem  Erwerbe  deB  fremden  Indige* 
nats  verbundeae  Niederlassong  im  Auslände  za  verstehen.  (Blätter 
für  administrative  Praxis  Bd.  V  S.  253  ff.  und  Bd.  VI  S.  864.)  Die 
bald  hierauf  erschienene  Konstitntion  fUr  das  Königreich  Bayern  vom 
1.  Mai  1808  (Reg.-Bl.  S.  985)  hatte  ans  der  vorgedachten  Verordnung 
das  allgemeine  Verbot  der  unerlaubten  Auswanderung  in  §  8  lediglich 
herttbergenommen^  ohne  an  dem  Begriffe  der  Auswanderung  etwas  zu 
ändern.  Auf  der  Grundlage  der  Konstitution  von  1808  ruht  nun  aber 
die  Verfiissnngsurkunde  vom  26.  Mai  1818  mit  ihren  Beih&gen,  und  die 
Bestimmungen  der  ersteren  sind  gröfstenteils  in  die  letztere  angenommen 
worden.  Wenn  daher  in  §  6  Ziff.  2  des  Indigenatsedikts  die  ,,Ans- 
Wanderung^  ab  Erlöschungsgrund  der  bayerischen  Staatsangehörigkeit 
erklärt  wurde,  so  liegt  von  vornherein  die  Annahme  nahe,  da(s  hierunter 
die  „Auswanderung*'  in  dem  seither  festgehaltenen  Sinne  zu  verstehen 
war,  zumal  das  Edikt  selbst  eine  ausdrückliche  Begrifiserläuterung  nicht 
enthält.  Übrigens  findet  die  gedachte  Annahme  auch  in  anderen  ver- 
fibBsangsmftfsigen  Bestimmungen  ihre  Bestätigung.  So  kehrt  in  §  12 
des  Indigenatsedikts  ein  Ausdruck  wieder,  den  schon  die  oben  erwähnte 
Verordnung  von  1804  f^  den  Bestand  eines  staatsrechtlichen  Verhält- 
nisses gebraucht  hatte.  Es  heifst  dort  nämlich,  dafs  bayerische  Unter- 
thanen  Besitzungen  in  einem  anderen  Staate  haben  und  erwerben,  auch 
an  Handelsetablissements  und  Fabriken  teilnehmen  können,  „wenn 
keine  bleibende  persönliche  Ansässigkeit  in  dem  frem- 
den Staate  damit  verbunden  ist  und  es  unbeschadet  ihrer  ünterthans- 
pflichten  gegen  das  Königreich  geschehen  kann*'.  Offenbar  ist  hier  mit 
der  bleibenden  persönlichen  Ansässigkeit  dasselbe  gemeint,  was  die  ge- 
dachte Verordnung  im  Auge  hatte,  nämlich  die  durch  den  Eintritt  in 
ein  fremdes  Unterthanenverhältnis  erlangte  politische  Ansässigkeit 
In  Titel  IV  §  14  der  Verfassungsurkunde  ist  femer  den  Bayern  ge- 
stattet, „in  einen  anderen  Bundesstaat,  welcher  erweislich  sie  zu 
Unterthanen  annehmen  will,  auszuwandern\  Die  Aus- 
wanderung ist  also  hier  nur  in  Verbindung  mit  der  Änderung  der 
Staatsangehörigkeit  gedacht  Die  soeben  angeführten  Gesetzesstellen 
lassen  zur  Oenttge  erkennen,  dafs  nach  der  Verfassung  von  1818  ebenso 
wie  nach  den  älteren  Normen  der  Erwerb  eines  fremden  Indigenats  als 
ein  wesentliches  Begriffiimerkmal  der  Auswanderung  betrachtet  wurde. 
(VergL  auch  v.  BiedeJrPröM,  Heimatgesetz  7  Aufl.  S.  162.) 

Auch  bei  der  k.  Staatsregierung  hat,  von  einzelnen  vorübergehenden 
Schwankungen  abgesehen,  das  Indigenatsedikt  von  jeher  die  vorbezeichnete 
Auslegung  gefunden.  Zum  Beweise  hierfür  dienen  zahlreiche  Erlasse, 
die  zur  Begelang  des  Auswanderungswesens  in  der  Folgezeit  ergangen 
sind  und  in  denen  fiist  durchgängig  der  Grundsatz  ausgesprochen  ist, 
dafs  eine  Auswanderung  durch  den  Nachweis  über  die  Aufnahme  in 
den  fremden  Staatsverband  bedingt  sei.  (Vergl.  Ministerialentschliefsungen 
vom  8.  Juni  1822,  16.  März  1829,  27.  Juni  1839,  10.  August  1840, 
21.  März  1858;  DöUinger  Verordn.-Sammlg.  Bd.  III  S.  59  u.  60,  71, 
Bd.  XXn  S.  19  n.  84,  Bd.  XXV  S.  140.)    Besondeis  klar  und  bestimmt 
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kam  jeBC8  Prinoip  in  der  Ministenalentachlieraang  ^^om  22.  Januar  1654> 
betr.  die  Inatroiarung  der  Geencbe  nm  die  Erlaaboie  zor  AoBwanderuig 
nttdi  Fimokreich,  Nordamerika  und  Algier,  sain  Ausdracke,  welehe  m 
der  Zeil,  ab  N.  6.  von  Ebern  am  die  Reise  nacb  Nordamerika  antrat, 
Geltung  batte  ond  sa  ▼ollmhea  war.  (SammhiDg  principieller  Idrlasse 
1854  8.  13;  Unterfr.  K.-A.*BL  1854  Beil.  6  a  8  n.  14.)  Dort 
wurden  nitmlifib  die  DlstriktsTerwaltungabebtfrden  lediglicb  ermflcbtigt, 
«nf  Geracbe  mm  die  tErlanbnie  zw  Aaawandennig  naeh  Kordanerika 
ein  Zengnis  darüber  anasEnateUen,  dafs  dem  Vorbaben  des  BittateUen, 
sieb  in  Nordamerika  niederzolaaaen  «nd  4ie  Eigenscbaft  eines  Aroeri- 
kaoiera  za  erwerben,  ein  Hindemis  nicbt  entgegenstehe «  dafs  aber  die 
fbnnliebe  Entlassung  aus  dem  Staatsverbande  «rat  dann  evfolgea  könne, 
wenn  d«*  Nachweis  der  erlangten  Naturalisation  erbraebt 
werde,  bis  zu  welchem  Zeitpunkte  das  bisberige  Untertbanenverbliltnis 
mit  seinen  rechtliehen  Folgen  in  Kraft  bleibe.  Zur  Begründung  dieser 
Mafisnahme  ist  beigefügt,  dafs  der  Verlust  des  Indigenats  nicht  sehon 
mit  der  erteilten  Erlaubnis  zur  Auswanderung,  aonden 
erst  mit  der  förmlichen  Niederlassung  in  d«4n  Irenden  Staate  bezvr. 
mit  der  Aufnahme  in  dessen  Untertbanenverband  ein- 
trete. Auf  dem  gleichen  Standpunkte  steht  endlieh  auch  die  Mi- 
msterialeatschliersung  vom  2.  Februar  1868,  die  Bebandfamg  der  Aaa- 
wanderungsgesuche  betr.,  wie  die  Vorschriflen  in  §  4  und  7  entnehmeD 
lassen. 

Nach  der  vorstehend  entwickelten,  in  Theorie  und  Praxis  seit 
langem  herrschend  gewordenen  Rechtsanschauung  war  es  zur  ErschOpfaog 
des  Begriffes  „Auswandernng**  nicht  genügend,  dafs  ein  Bayer  in  dar 
Absicht,  die  Staatsangehörigkeit  zu  Andern,  sich  ins  Ausland  begab  mid 
dort  niederliefs;  die  Auswanderung  stellte  vielmehr  einen  Rechtsakt 
dar,  welcher  erst  durch  die  Aufiiahme  in  einen  anderen  Untertbanen- 
verband vollendet  wurde  und  folglich  erst  in  diesem  Zeitpunkte 
den  Verlust  des  bayerischen  Indigenats  bewirkte. 

Dieser  Ansicht  hat  sich  auch  der  k.  Verwaltungsgerichtshof  in 
mehreren  Entscheidungen  angeschlossen.  (Vergl.  Sammig.  Bd.  III S.  132, 
Bd.  IV  S.  511,  Bd.  VIII  S.  161  und  namenüich  Bd.  XII S.  233.)  Aller- 
dings bezieht  sich  deren  Mehrzahl  auf  Fälle  der  heimlichen  Aub- 
wanderung.  Allein  bezttglich  des  Eintritts  der  hier  fraglichen  Rechts- 
folge machte  es  keinen  Unterschied,  ob  die  Auswanderung  mit  oder 
ohne  förmliche  Bewilligung  unternommen  wurde.  Auch  bei  der  er- 
laubten Auswanderung  ging  nach  dem  Indigenatsedikte  die  bayerische 
Staatsangehörigkeit  erst  durch  den  Erwerb  eines  fremden  Indigenats 
verloren,  weil  eben  erst  mit  der  letzteren  Thatsache  die  Auswanderongs- 
bewilligung  wirksam  wurde.  (Blätter  fUr  administrative  Praxis  Bd.  VI 
S.  378  und  v.  RiedeUPröhst  a.  a.  0.  S.  163.) 

Nach  den  einschlägigen  Akten  des  vormaligen  k.  Landgerichtes 
Ebern  ist  dem  Schmiedgesellen  N.  B.  von  Preppach  durch  BesohloTs 
vom  15.  Februar  1861    unter  Aufserachtlassung   der   instruktiven  Vo^ 
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mimftm  tobd  22.  Janwr  1854  olme  Votbohalt  die  Bewiliigong  Emr 
AnswandeniDg  Bacb  Nordamerika  erteilt  worden.  Diese  den  bestehenden 
VerBchriAen  nicht  entsprechende  Bewilligung  konnte  den  Verlust  des 
Indigenats  keinesfalls  sofort  bewirkiBn.  Im  übrigen  ist  in  keiner  Weise 
nachgewiesen,  dafs  N.  B.  wfthrend  seines  Aufenthalts  in  New  York  die 
Naturalisation  als  Amerikaner  erlangt  hat  Der  amerikanische  BUrger- 
schoin  vom  9.  Oktober  1868,  der  bei  B.  sich  vorgefunden  hatte,  kann 
wegen  seiner  verstümmelten  Gestalt  und  mangels  der  Bezeichnung  des 
berechtigten  Inhabers  als  Beweismittel  überhaupt  nicht  in  Betecht 
kommen,  ganz  abgesehen  davon,  dafs  durch  die  Mitteilung  des  Kaiserlich 
deutschen  Generalkonsulates  in  New  York  vom  3.  Juli  1899  und  die 
Aussagen  der  Witwe  S.  B.  die  Vermutung  begründet  wird,  dafs  jener 
Schein  einer  anderen  Person  mit  dem  Namen  ,B.'  gehört  habe. 

Uater  diesen  Umständen  ist  aber  die  Schlufsfolgerung  gerechtfertigt, 
da(s  B.  bei  seinem  Ableben  die  bayerische  Staatsangehörigkeit  noch  b^ 
sais  und  demgemftfs  und,  weil  er  eine  andere  Heimat  nicht  erworben 
hatte,  noch  in  der  Gemeinde  Preppach  beheimatet  war. 


Anwe9idu9m  Miichem  Hechts. 

urteil  des  Reichsgerichts  vom  11.  Juli  1900  (Juristische  Wochenschrift  1900 

S.  669  f.). 

Das  Berufungsgericht  steht  auf  dem  Standpunkte,  es  könne  nach 
Lage  der  Sache  dahin  gestellt  Ueiben,  ob  die  Ansicht  des  Schiffers,  es 
werde  durch  die  Aufnahme  der  700  Tonnen  Roheisen  ins  Zwischendeck 
die  Sicherheit  des  Schiffes  in  Gefahr  gebracht,  richtig  gewesen  sei  oder 
nicht;  denn  jedenfalls  habe  sich  die  Reederei  nicht  blofs  von  der  Haf- 
tung für  jede  Thätigkeit  des  Schiffes  in  der  Schiffsführung,  sondern  auch 
für  error  in  judgement  desselben  freigezeichnet.  Zu  diesem  Ergebnis 
gelangt  das  Beruftmgsgericht,  indem  es  die  einzelnen  Bestimmungen  d«r 
unter  den  Parteien  in  Liverpool  unter  Benutzung  eines  in  englischer 
Sprache  abgefafsten  Formulars  abgeschlossenen  American  Time  diarier 
in  ihrem  Zusammenhang  würdigt  Dieser  Vertrag,  der  sich  auf  ein 
englisches  Schiff  bezieht,  in  England  zum  Abschlüsse  gelangt  ist  und 
in  eoglisdier  Sprache  und  herkömmlicher  Form  eine  Anzahl  im  eng- 
lischen Geschäftsverkehr  allgemein  üblicher  Klauseln  enthält,  steht  nach 
dfsa  Oft»  des  Abschlusses  und  dem  praanntiven  Willen  der  Parteien 
later  der  Herrschaft  des  englischen  Rechtes.  Wenn  nun  aneh  das  Be- 
mliMgsgeticht  sich  nicht  ausdrücklich  dahin  ausgesprochen  hat,  dafs  es 
seiner  Beurteihmg  die  Anwendung  des  englischen  Rechts  zu  Grunde 
gel^  hat,  so  ist  dies  doch  nach  seiner  Darlegung  über  die  Bedeutung 
uad  den  inneren  Zusammenhang  der  in  Betracht  kommenden  VertiagB- 
bestimmnngen  nicht  zu  bezweifeln.  Hiernach  scheitert  die  Revision 
dama,  dafs  nach  §  549  der  C.Pr.O.  dieses  Rechtsmittel  auf  die  Ver- 
Islaung  ansländisehen  Rechtes  nicht  gestützt  werden  kann. 
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VaterschaftS'  und   Unterhäiisklage  des  unehelichen  Kindes   einer 
ausländischen  Mutier  gegen  einen  Ausländer. 

Urteil  des  OberlaDdeegeiicbts  Karlsruhe  vom  26.  Juni  1900  (Badische  Bechts- 
praxis  etc.  1900  S.  2S9). 

Dem  Landgericht  ist  darin  beizostimmen,  dafs  auf  die  vorliegende 
Klage  die  Vorschriften  des  badischen  Rechtes  tlber  , Anerkennung  der 
natürlichen  Kinder **,  L.R.S.  834  ff.,  nicht  anzuwenden  sind.  Die  Klage 
—  von  einem  Nicht  -  Badener  gegen  einen  solchen  angestrengt  —  hat 
zweifellos  familienrechtlichen  Charakter;  es  handelt  sich  dabei 
um  „den  Zustand **  des  Klfigers  im  Sinne  des  L.R.S.  3  Abs.  3.  Der 
Grundsatz,  den  diese  Gesetzesbestimmung  aufstellt,  ist  über  den  Wort- 
laut der  letzteren  hinaus  dahin  zxx  erweitem,  dafs  die  Gesetze  des 
Staates,  dem  eine  Person  angehört,  für  ihren  Zustand  und  ihre  Rechts- 
f&higkeit  mafsgebend  smd.  Würden  nun  der  Kläger  und  der  Beklagte 
demselben  Staate  angehören,  so  käme  es  auf  das  Recht  d  i  es  e  s  Staates 
an.  So  einfach  liegt  die  Sache  aber  hier  nicht :  die  Mutter  des  Klägers 
und  demgemäfs  der  Kläger  (§  8  des  R.Ge8.  vom  1.  Juni  1870)  sind 
bayerische  Staatsangehörige,  der  BekUgte  ist  Württemberger.  Es  ist 
deshalb  darübei  zu  entscheiden,  welchem  der  beiden  Rechte  der  Vor- 
rang zukomme.  Bei  dem  Fehlen  positiver  Gesetzesbestimmungen  gehen 
die  Ansichten  darüber,  ob  das  Recht  des  Kindes  oder  das  des  Vaten 
anzuwenden  sei,  sehr  auseinander.  Während  einerseits  geltend  gemacht 
wird,  dafs  das  uneheliche  Kind  allgemein  dem  Rechte  der  Mutter  folge 
(vergl.  auch  Art  21  Einf.Ges.  z.  B.6.B.),  weist  man  andererseits  darauf 
hin,  dafs  es  angemessen  sei,  das  Recht  desjenigen  zur  Anwendung  za 
bringen,  in  dessen  Familie  das  Kind  durch  die  Klage  Zutritt  erlangen 
will.  Das  Gericht  hält  die  letztere  Auffassung  ftlr  die  richtigere  und 
kommt  so  zu  der  Anwendung  des  württembergischen  Rechtes. 
Dabei  macht  es  den  —  selbstverständlichen  —  Vorbehalt,  dafs  dies 
nur  insoweit  geschehen  kann ,  als  nicht  zwingende  Normen  des  inlän- 
dischen Rechtes  entgegenstehen. 

StatutenJcoUision  hei  Verträgen  unter  Abwesenden. 
Bad.  L.B.S.  2046  a. 

Urteil  des  Oberlandesgerichta  in  Karlsrahe  vom  2.  Juli  1900  (Bad.  Becbls- 
praxis  etc.  1900  S.  252). 

Die  Regeln  zur  Lösung  der  vorliegenden  StatutenkoUision  sind 
lediglich  dem  gemeinen  deutschen  Privatrechte  zu  entnehmen;  denn 
weder  das  Badisehe  Landrecht  noch  das  Einf.Ges.  z.  B.G.B.y  dessen 
Art  7  bis  30  etwa  gemäfs  Art  2  des  Badischen  Ansf.Ges.  z.  R6.B. 
in  Frage  kommen  könnten  (Domer  y  Komm,  zum  Badischen  Au8f.Gres. 
z.  B.G.B.  Art  2),  noch  auch  die  Frankfurter  oder  Baseler  Kodifikationen 
enthalten  Normen  des  internationalen  Privatrechts  bezüglich  des  Inhalts 
ider  Verträge,  insbesondere  der  Vergleichsverträge.  Nach  gemeinrecht- 
lichen Grundsätzen  entscheidet  bei  derartigen  Statutenkollisionen  (bei 
Verträgen  unter  Abwesenden)   der  Wohnsitz  eines  der  Kontrahenten 
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X.  Zt  des  VertiagaechlüBfleB;  strittig  ist,  welches  von  beiden  Kon- 
timhenten.  Da  aber  die  KlMgerin  damals  in  Frankfurt,  die  Witwe 
Oeigy-Lichtenbahn  in  Basel  wohnte  nnd  beide  dem  Kanton  Basel-Stadt 
ang^örten,  kommt  jedenfidls  das  Badisehe  Landrecht  nicht  znr  An- 
wendung. Eine  Ähnliche  socialpolitische  bezw.  rechtspolizeiliche  Vor- 
aefarifl  wie  L.R.S.  2046*  kennen  die  Kodifikationen  von  Basel  and 
Frankfurt  nicht;  die  ans  fthnlicher  Fürsorge  entsprungene  Bestimmung 
in  1.  8  Dig.  2y  Ib  {de  tramad.)^  deren  Reception  durch  die  (sie  a.  a.  0. 
nleht  erwähnende)  Frankfurter  Reformation  ttbzigens  nicht  feststeht, 
bleibt  hier  schon  deshalb  aufser  Betracht,  weil  es  sich  nicht  um  einen 
Vergleich  ttber  Alimente  oder  ein  Alimentenlegat  handelt,  sondern  um 
einen  Vergleich  ttber  den  Anteil  der  Klägerin  am  ehemttnnlichen  Nach- 
lafa  überhaupt  Nicht  jeder  Rentenanspruch  ist  ein  Alimentenanspruch, 
wenn  auch  der  Rentenbetxag  thatsttchlich  zur  Bestreitung  des  Unter- 
balts  verwendet  wird;  denn  folgerichtig  mttfste  dann  überhaupt  jede 
Geldforderung  als  Alimentenforderung  angesehen  und  bei  jedem  Ver- 
gleicb  ttber  geldwertige  Ansprttche  der  Prätor  mitwirken,  was  sicher 
nicht  in  jener  lex  8  beabsichtigt  ist 

Zi§r  Auslegung  des  Art.  5   des  zwischen  Württemberg  und  der 
Schweiß  abgeschlossenen  Staatsvertrags  vom  13.  Mai  1826* 

Urteil    des  Oberlandesgerichts  in  Stuttgart  vom  80.  Dezember  1897  (Jahr- 
bttcher  der  Wttrttembergischen  Iteehtspflege  Bd.  12  S.  282> 

Aus  den  Grttnden: 

....  Gegenttber  den  hiemach  vor  der  Konkur8er<5ffiiung  begrttn- 
deten  PfkUidungspfandrechten  wendet  aber  der  Kläger  ein,  dafs  nach 
Art.  199  des  schweizerischen  Bundesgesetzes  ttber  Schuldbetreibung  und 
Konkurs  gepfändete  Vermögensstttcke,  deren  Verwertung  im  Zeitpunkte 
der  Konkurseröffnung  noch  nicht  stattgefunden  hat,  und  Arrestgegen- 
sti&nde  in  die  Konkursmasse  fiillen.  Allein  die  Frage,  welche  Vermögens- 
stücke  in  die  Konkursmasse  fallen,  ist  im  vorliegenden  Falle  nacb  Mafs- 
gäbe  des  Staatsvertrags  zwischen  Württemberg  und  der  Schweiz  vom 
18.  Mai  1826  zu  entscheiden. 

Der  Staatsvertrag  bestimmt  nun  zwar  in  Art  4,  dafs  alle  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Gttter  des  Gemeinschuldners,  auf  welchem 
Staatsgebiet  sich  dieselben  immer  befinden  mögen,  in  die  allgemeine 
Konkursmasse  fitUen.  Davon  macht  aber  Art  5  des  Vertrags  die  hierher 
interessierende  Ausnahme,  dafs,  wenn  ein  bewegliches  Vermögensstttck 
sich  als  Pfand  in  den  Httnden  eines  Gläubigers  befindet,  derselbe  beftigt 
sein  soll,  sein  Recht  an  dem  ihm  verhafteten  Gegenstande  vor  dem 
BicLter  und  nach  den  Gesetzen  desjenigen  Staates,  wo  dieser  Gegen- 
stand sich  befindet,  geltend  zu  machen,  und  dafs  nur  der  etwaige  tlber- 
schufs  in  die  allgemeine  Konkursmasse  fliefsen  soll. 

Der  Klttger  bestreitet  mit  Unrecht,  dafs  der  Art  5  des  Staats- 
vertrags auf  den  gegenwttrtigen  Fall  zutrifft  Zu  den  beweglichen  Ver- 
mögensstttcken  gehören  begrifflich  auch  Forderungen.     Auch  bei  einem 
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Ffiuidrecbt  an  einor  Forderang  kaim  in  gBwiiieni<  Siui  gesagt  warden, 
dafs,  wie  Art  5  das  Staatsvertragt  voraaaaBtet,  das  Vermtf^ensstOck  Msk 
^in  den  Httnden  des  Gläabigers  befindet^,  Ein  körperlicher  Beaite  iit 
zwar- an  Fordemngsrecbten  nicht  möglich,  da  der  ihnen  entsprechende 
Znatand  weder  ein  körperliches  Verhältnis  darstellt,  noch  an  dauernder 
ist,  wehl  aber  etwas  dem  Besiiae  Entspreehendes ,  sei  es  durch  die 
Übexgabe  der  Beweisdokuinente  an  den  Gltfabiger  —  Pfandgeeeta 
Art.  248  —  oder  nach  gemeinem  Rechte  durch  die  Anzmge  oder  Er- 
ö&img  an  den  Drittscholdner ,  dafs  die  Fordemng  za  Gunsten  dei 
Gittobigers  des  Forderongsberechtigten  gepfkndet  sei  nnd  dafs  daher 
nicht  mehr  an  diesen  geleistet  werden  dürfe  ^). 

Auch  bei  der  Forderungspftbidang  findet  etwas  der  Besitzeigreifhiig 
an  körperiichen  Sachen  Entsprechendes  statt,  so  dafs  Dritten  gegenObsr 
anch  bei  Forderungen  ersichtlich  gemacht  werden  kann,  dafs  diesellMn 
der  Disposition  des  Schuldkiers  entzogen  sind'). 

Dafs  Forderungspfandrechte  im  Art.  5  des  Staatsvertrags  mitgemeint 
sind,  folgt  auch  ans  der  Erwägung,  dafs  andernfalls  eine  ganze  Klssse 
der  wichtigsten  Vermögensrechte  von  der  zu  Gunsten  der  beiderseitigen 
inländischen  Gläubiger  in  Art  5  getroffenen  Bestimmungen  ausgeschlossen 
w4lre  nnd  dafk  eine  dahingehende  Absicht  der  kontrabierMideQ  R^^e- 
rungen  bei  den  Verhandlungein  zu  dem  Staatsrevtnig  nirgend»  kund- 
gegeben worden  ist  Die  Voraussetzung  in  Art.  5,  ,^wenn  ein  bewegr 
liches  VeimögensstUck  sich  ia  den  Händel  des  Gläubigen  befindet,* 
will  das  Princip  der  Öffentlichkeit  und  der  Specialität  der  modernen 
Pfandgesetzgebung,  welche  man  damals  im  Auge  hatte'),  verwirklichen, 
Ifffst  aber  keinen  Schlufs  zu,  dafs  nur  Pfandrechte  an  körperlichen 
Sachen  unter  den  Art  5  des  Staatsvertrags  fkilen. 

Aus  der  Bestimmung  des  Art.  5,  dafs  das  bew^liche  VermOgens- 
stUck  sich  als  Pfand  in  den  Händen  des  Gläubigers  befinden  mufs,  folgt, 
dafs  an  Faustp&ndrechte  gedacht  ist,  wobei  nicht  unterschieden  ist,  ob 
dieselben  auf  Vertrag  oder  auf  Gesetz  beruhen. 

Die  Frage,  ob  ein  P&ndveeht  im  konkreten  Falle  begründet  ist, 
ist  nach  Art  5  des  Vertrags  nach  den  Gesetzen  desjenigen  Staates  sa 
entscheiden,  in  welchem  sich  der  dem  Gläubiger  verhaftete  Pfimdg^en- 
stand  befindet  Von  einem  Orte  der  gelegenen  Sache  kann,  zwar  bei 
einem  Forderungspfand  nicht  eigentlich  die  Rede  sein,  wohl  aber  kommen 
auch  bei  einer  Forderung  örtliche  Beziehungen,  vor.  Im  vorliegendes 
Falle  handelt  es  sich  nicht  um  die  Frage,  nach  welchem  örtlichen  Rechte 
die  gep^ndete  Forderung  zu  beurteilen  ist,  wofUr  der  Erfüllungsort 
mafsgebend  wäre,  sondern  um  die  Frage,  wo  sich  die  gepfändete  For- 


1)  Vergl.  Windschtnd,  Pand.  §  239  Ziff.  2. 

2)  Ha/m,  Materialien  zur  Civüprozefsordnung  S.  424  (Motive  zu  §  709 
der  C Pr.O.). 

S)  Vergl.  Note  des  wttrtt  «htstizministeriums  an  das  Ministeriom  der 
answftrtlgen  Aagelegenheiten  vom  10.  November  1821. 
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demng  —  wie  maa  hinzudenken  mnfii:  als  Pfand  —  in  den  Etendim 
des  Fhndongagläohigen  befindet,  also  um  die  Frage  nach  dem  Orte 
des  VermögenebesitzeB.  Der  Vennögenebesits  besteht  aber  bei  dem 
FordemngB&astpfand  in  dem  unmittelbaren  Verhältnis  dea  P&adgUlar 
bigexB  zum  Drittecholdner,  wobei  die  Unterwerfong  des  letzteven  unter 
dea  Willen  des  Pfandglttubigers  ersichtlich  gemacht  ist^.  Ob  danach 
der  Wohnsitz  des  Pfandglttubigexs  oder  der  des  Drittscholdness  mafs- 
gebend  ist,  kann  im  vorliegenden  Falle  dahingestdlt  bleiben,  da  sowohl 
die  Beklagten  als  der  Dnttschnldner  J.  B.  L.  in  Württemberg  ihren 
Wohnsitz  haben. 

Die  Revision  g^gen  dieses  Urteil  ist  zorückgewieeen  worden^ 


Läemaiienaies   Übereinkommen  Über  den  Eisenbahnfraddveriekr 

vom  14.  Okhber  1890  (Ra.Bl.  1892  S.  793),  Art.  IS,  SO,  Sl. 

ümfanff  des  geseteliehen  Pfondreehies  der  Böhmen. 

Urteil  des  Oberlaiidesgerichts  Colmar  vom  18.  Dezember  1899  {Mugdan  etc., 
Die  Rechtsprechung  der  Oberlandesgerichte  etc.,  1.  Jahrgang  S.  164  %.> 

R.  sandte  aus  Ungarn  via  Romanshom  an  den  Beklagten  nach 
Metz  einen  Wagen  Bohnen  und  veranlafste  dLe  Klägerin,  Scbweizerische 
Nordostbahn,  letzteren  firanko  Fracht  Metz  mit  Nachnahme  von  990  Uk. 
an  expedieren.  In  dieser  Summe  ist  ein  Teil  des  ELanfpieises  enthaltene 
Wegen  dieser  Nachnahme  verweigerte  der  Beklagte  ^e  Annahme  der 
Ware.  Von  dem  aus  ihrer  öffentlichen  Versteigerung  erzielten  Erlös 
wurden  990  Mk.  an  die  Reichseisenbahnverwaltung  abgeführt  und  von 
ihr  nir  die  Rechnung  der  ELUtgerin  vereinnahmt  Gegen  die  Reichs- 
eisenbahnverwaltung als  Drittschuldnerin  liefs  der  Beklagte  wegen  emer 
ihm  angeblich  gegen  R.  aus  jener  Bohnenliefening  zustehenden  Oegen- 
fbrderung,  die  nach  Annahme  des  Beklagten  an  R.  gegen  gedachte  Ver- 
waltung zustehende  Forderung  auf  Herausiahlung  der  990  Mk.  im 
Wege  des  Arrestes  p&nden.  Dem  Widerspruche  der  KlUgerin  g^gen 
dieee  Pfilndung  wurde  unter  deren  Aufhebung  stattg^eben  aus  folgenden, 
dea  sonstigen  Sachverhalt  ergebenden  Gründen: 

Ein  Vertn^verhältnis  zwischen  dem  Beklagten,  der  als  Empfänger 
die  Annahme  des  Gutes  verweigert  hat,  und  der  KlUgerin  besteht  nicht 
Andererseits  durfte  das  Lagerhaus  Romanshom  auf  daa  an  sie  gerichtete 
Ersuchen  des  R.  eingehen  und  hatte  sich  dabei  nicht  zu  fragen,  ob  die 
nachtrSgliche  BeUstung  des  Gutes  mit  einer  Nachnahme  dem  zwischen 
R.  und  dem  Beklagten  geschlossenen  Vertrage  zuwiderlaufe.  In  letzterer 
Hinsicht  ergeben  die  herbeigezogenen  Akten  tiber  den  zwischen  dem 
Beklagten  und  dem  R.  anhängig  gewesenen  Prozesse,  dafs  dieser  sich 
in  der  That  vertragswidrig  durch  jene  Nachnahme  den  Kaufpreis  der 
10  000  Kilogramm  Bohnen,  soweit  er  durch  die  am  2.  Dezember  1895 
vom  Beklagten  acceptierte  Tratte  nicht  gedeckt  war,  verschafil  hat 
Die  erfolgte  Auszahlung  der  990  Mk.  an  R.  seitens  der  KIttgerin  ist 
nicht  bestritten  worden. 
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£b  fragt  sich  nun,  ob  der  EUügerin  Air  diesen  Betrag  ein  gesetz- 
liches Pfiindrecht  zustand.     Mafsgebend   ist  das  internationale  Überein- 
kommen vom   14.  Oktober  1890.     Nach   seinen  Art  6  k,    13,    20,  21 
mufs  die  gestellte  Frage  bejaht  werden.    Dasselbe  anterscheidet  zwischen 
1.  Nachnahmen,  welche  sofort  bei  der  Aufgabe  des  Gutes  an  den  Ab- 
sender gezahlt  werden,    ohne  die  Zahlung  bezw.  den  Eingang  seitens 
des  Empfllngers   abzuwarten:   vor  Eingang   oder  Nachnahmen   im  vor- 
hinein (Barvorschttsse) ;  2.  Nachnahmen,  welche  erst  nach  Zahlung  seitens 
des  Emp^gers   dem  Absender   ausgezahlt  werden:   Nachnahmen  nach 
Eingang,   welche  Nachnahmen   in  zwei  im  internationalen  Frachtbriefe 
besonders  dafür  bestimmten  Rubriken  („Barvorschttsse  und  Nachnahmen 
nach  Eingang**)  zu  verzeichnen  und  in  einer  darunter  befindlichen  Rubnk 
zu  specifizieren  sind.    Vorliegend  ist  der  Barvorschufs  als  Fracht  speci- 
fiziert,  während  er  in  Wirklichkeit  einen  Teil  des  Kaufpreises  dai^elli 
Aber  auch  als  Teil  des  Kaufpreises  Mit  dieser  Barvorschols  unter  die- 
jenigen Forderungen,  ftlr  welche  nach  Art  20  and  21  cit  die  Eisen- 
bahn die  Hechte  eines  Faustpfandglttubigers  am  Gute  hat,  solange  dieses 
in  der  Verwahrung  der  Eisenbahn  oder  eines  Dritten  sich  befindet,  der 
es  für  sie  innehat    Es  wird  dabei  nicht  unterschieden  zwischen  Spesen- 
nachnahme und  Nachnahme   des  Kaufpreises  (Wertnachnahme).     Fiag- 
liches  Faustp&ndrecht   der  Klägerin  ging  nicht  verloren,    nachdem  die 
Beklagte  die  Annahme    des   Gutes  verweigert  hatte.     Denn    das  6at 
blieb  in  der  Verwahrung  der  Empfangsbahn  bezw.   des  Spediteurs  zn 
Metz,  der  es  für  sie  innehatte,  und  wurde  am  11.  April  1896  gemifs 
Art  407  (§  437  Abs.  2)  H.G.B.  Ofientlich  verkauft    Dafs  dieser  Ver- 
kauf zugleich   für  Rechnung  der  Klägerin  stattgefonden  hat,    Ittfst  sich 
umsoweniger  bezweifeln,  als  die  Empfangsbahn  im  Januar  1896  durch 
die  Direktion  der  Nordostbahn  ersucht  worden  war,  baldmöglichst  ver- 
kaufen zu  lassen  und  dafür  besorgt  zu  sein,  dafs  die  Lagerhausverwal- 
tung Romanshom  für  den  Barvorschulk  von  990  Mk.  (welcher  den  Be- 
trag der  „Vorfracht^    darstelle)   Deckung   erhalte.     Mit   dem  Verkaufe 
war   das  Pfand    realisiert;   vom  Versteigerungserltfse  wurden    990  Mk. 
als  auf  die  Nachnahme   entfallend,   mithin  der  Klttgerin  gehörig,  aus- 
geschieden und  der  Stationsgüterkasse  Metz  übermittelt     Letztere  tmg 
jedoch  Bedenken,  diesen  Betrag  an  die  ELlftgerin  abzuführen,  weil  der 
Beklagte  ihn  irrtümlich  als   dem  R.  gehörig  ansprach   und   dessen  an- 
gebliche Forderung  auf  Herausgabe  der  990  Mk.  im  Wege  des  Arrestes 
pfiLnden  liefe. 

Bei  dieser  Sachlage  hSlt  es  das  Berufungsgericht,  zumal  der  Fall 
des  Art  410  Abs.  2  (§  441  Abs.  2)  H.G.B.  nicht  gegeben  ist,  im 
Gegensatze  zum  ersten  Richter  für  znlttssig,  dafs  die  Nordostbahn,  f^ 
deren  Rechnung  die  990  Mk.  bereits  eingezogen  sind,  gegen  den  der 
Auszahlung  dieser  Summe  entgegenwirkenden  Beklagten  als  Kligerin 
aufbitt,  um  gemttfs  §  690  (771)  CPr.O.  die  Aufhebung  seiner  die 
Auszahlung  hindernden  Pfändung  zu  beantragen. 
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Zur  Auslegung  des  Art  4  der  Übereinkunft  sswisehen  Deutschland 

und  Frankreich,  betr.  den  Schute  an  Werken  der  Litter atur  und 

Kunst,  vom  19.  Aprü  1883. 

Urteil  des  BeichagerichtB  Tom  4.  November  1899  (Entach.  in  CSvils.  Bd.  45 

S.  9  ff.). 

Die  Klager  hatten  das  Verlagsrecht  von  einer  Reihe  in  Frankreich 
erschienener  neuer  Werke.  Der  Beklagte,  in  dessen  Verlag  eine  BibUo- 
ihtgue  fran^ise  erscheint,  veranstaltete  Schalaasgaben,  die  nach  der 
Ansicht  der  Kläger  die  französischen  Originalwerke  im  ganzen  und 
grofsen  unverttndert  wiedergeben,  nicht  Auszttge  oder  einzelne  Stttcke, 
sondern  „das  Ganze  in  Stücken^,  und  darum  einen  Verstofs  gegen  das 
Nacbdrucksverbot  enthalten  sollten.  Über  die  Einrichtung  dieser  Aus- 
gaben und  die  genauere  Art  und  Weise,  in  der  die  Bearbeitung  statt- 
gefdnden  hat,  herrschte  kein  Streit  Die  eingehende  Schilderung,  die 
sich  hiervon  in  einem  seitens  des  Litterarischen  Sachverständigenvereins 
für  das  Königreich  Sachsen  erstatteten  Gutachten  findet,  wurde  von 
keiner  Partei  angefochten.  Die  Kläger  beantragten,  dafs  der  Beklagte 
vemrteilt  werde,  sich  der  Herstellung  und  des  Vertriebes  seiner  Schul- 
ausgaben bei  Strafe  zu  enthalten,  sowie  dafs  die  Einziehung  der  vor- 
rfttigen  Nachdruckexemplare  und  der  zur  widerrechtlichen  Vervielfältigung 
«nsschiiefslich  dienenden  Vorrichtungen,  soweit  sie  im  Eigentum  des 
Beklagten,  des  Druckers,  des  Sorttmentsbuchhändlers ,  der  gewerbs- 
mäfsigen  Verbreiter  sich  befinden,  angeordnet  werde.  Der  Beklagte 
widersprach  den  Anträgen  der  Klage,  indem  er  in  seinen  Ausgaben  er- 
lanbte  Auszttge  aus  den  Werken    der   französischen  Autoren  erblickte. 

Das  Landgericht  entsprach  unter  Anlehnung  an  das  Sachverständigen- 
gutachten den  Anträgen  der  Kläger  rttcksichtlich  eines  einzigen  Werkes, 
wies  im  übrigen  aber  die  Klage  zurück.  Das  Oberlandesgericht  ver- 
urteilte den  Beklagten  dagegen  im  vollen  Umfange  der  Klage.  Die 
Revision  ist  ssurtickgewiesen  worden  aus  folgenden  Gründen: 

Obwohl  die  von  dem  Beklagten  veranstalteten  Ausgaben  französi- 
scher Werke  nach  ihrer  ganzen  Ausstattung  unverkennbar  ftlr  den 
Unterrichtsgebrauch  bestimmt  und  eingerichtet  sind,  fallen  sie  sämtlich 
unter  das  Nachdrucksverbot.  Dafs  ihre  Zweckbestimmung  fllr  sich  allein 
ihnen  keinen  wirksamen  Rechtsschutz  verleiht,  braucht  nur  beiläufig 
erwähnt  zu  werden.  Auch  wenn  sie  nach  den  für  die  Bedürfnisse  des 
Unterrichts  mafsgebenden  Gesichtspunkten  bearbeitet  sind,  müssen  sie 
noch  sonstigen  vom  Recht  aufgestellten  Erfordernissen  entsprechen,  um 
als  erlaubt  anerkannt  werden  zu  können. 

Die  Norm  der  Entscheidung  ist  aus  der  Übereinkunft  zwischen 
Deutschland  und  Frankreich,  betreffend  den  Schutz  an  Werken  der 
Litteratur  und  Kunst,  vom  19.  April  1888  zu  entlehnen.  Nach  Art  1 
und  8  dieser  Übereinkunft  „sollen  die  Urheber  von  Werken  der  Litte- 
ratur oder  Kunst  —  sowie  deren  Rechtsnachfolger  — in  jedem 

der  beiden  Länder  gegenseitig  sich  der  Vorteile  zu  erfreuen  haben,  welche 
daselbst  zum  Schutze  von  Werken  der  Litteratur  oder  Kunst  gesetzlich 
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eingerfttunt  sind  oder  eingerftnmt  werden.    Sie  sollen  daselbst  denselben 
Sehnts  and  dieselbe  Rechtshttlfe  gegen  jede  Beeintribcbtigang  ihrer  Rechte 
genieften,   als  wenn  diese  BeeintrSchtigong  gegen  inländische  Urheber 
begangen  wäre**.     Und  der  Art  4  daselbst  bestimmt:   „Es  soll  gegen- 
seitig erlaabt  sein,    in   einem   der  beiden  Lllnder  Auszüge  oder  ganae 
Stücke  eines  zum  erstenmal  in  dem  anderen  Lande  erschienenen  Werkes 
an  yenKffentlichen,  vonansgesetzt,  dafs  diese  Veröffentlichung  ansdrttcklicL 
für.  den  Schal-  oder  Unterrichtsgebraach  bestimmt  and  eingerichtet  oder 
wissenschaftlicher  Natar  ist.^     £6  erbellt,    dafs  dem  &amden  Urheber 
gninds&tslich  dasselbe  Mafs   von  Rechtsschats  an  teil  werden  soll  wie 
dem  einbeunischen  Urheber,  dafs  aber  aum  Zwecke  einer  Erleichtaroi^ 
der  Sprachstadien,  au  Ganslen  der  Fortantwickelang  der  Litteratw  oad 
aar  Beibrderang  der  allgjumeinen   Geistesbildong  eine  bestimmte  Ein- 
scbiänkang   dieses  Gmndsatzes   für  nötig    erachtet   ist     Während  das 
dentsche  Recht   (§    7a   des  Gesetzes,    betreffend   das  Urhebenrecht  an 
Schriftwerken,  Abbildungen,   masikaliscben  Kompositionen   und  drama- 
tiachcB  Werken,  Tom  II.  Jani  1870)  nur  die  Befognis  gewährt,  einzelne 
Stellen  oder  kleinere  Teile  eines   bereits  veröffentlichten  Werkes  od« 
bereits  veröffentlichte  8chriften<  von  geringem  Umfitnge  in  Sammlonfien 
anizanehmea,   die  ans  Werken   mehrerer  Schriftsteller  zam   ELirehen*, 
Schal-  and  Unterrichtsgebranch  veranstaltet  werden,  läfiK  der  Litteow* 
vertrag  die  Vecöffentlichong   oder  die   Henaasgabe  von  Aaaztlgea  oder 
ganzen  Stücken  des  fremden.  Werkes  zu;   und  awar  ohne  Untersehisd, 
ob  sie  in  einer  Sammlong  oder  gesondert  geschieht     Der  hien'n  ge- 
legenen Sehmäleroag  des  Urheberrechtes  war  man  sich  beim  Absehlafii 
dea  Vertrages  deutlich   bewafst     In  der  Denkschrift,  anter  deren  Be- 
gleitang   ihn   die  Regierang  dem  Retehstage  sogehen   liefs,    heifst  es: 
,^Wenn  anstatt  der  in  dem  angeführten  §  7  lit.  a  (nämlich  des  Reichs- 
geaetaes  vom  11.  Juni  1870)  enthaltenen  Bestimmung,  welche  das  wo it- 
Uehe  An^breo    einzelner  Stellen    oder    kleinerer  Teile  eines  WerksB 
gestattet,  in  dem  vorliegenden  Art  4  die  Fassang  der  bisherigen  Kon- 
ventionen   (preufsisch- französische  ELonvention  Art  2):    „Ansauge  aas 
Werken  oder   ganae  Stücks  von  Weriwn^   beibehaiten  ist,    so  wsm 
hierfür  Rücksichten  anf  die  Interessen  des  Unftarrichtes  in  Deatschknd 
maTogebend,  welche  nach  den  Euadgebangen  ihrer  berufenen  Vertuster 
die  Fortdauer  der  Möglichkeit  aar  freien  Benutauag  frmnzösischer  Wsske 
in  dem   bidierigen  verttagsmäfsigen  Umfange  wünschenawert  maehea.' 
(S.  12  der  Denkschrift   in   Nr.  332   der  Sammlung  sämtlicher  Dniskr 
saohen  des  Reichstages,  V.  Legislatarperiode  2.  Session  1882/83^  Bd.  4} 
Daraus  folgt,   dafs   das  Berufungsgericht  irrt,   wena  es  Bedeutung  und 
Tragweite    von    Art  4    des  Litterarvertrages    unter   Heranziehung  des 
Reichsgesetzes  vom  11.  Juni  1870  bestimmt  hat    Eine  Veröffentliehong, 
die  nach  diese»  als  Nachdruck  erscheint,    kann  nach  jenem  gestattet 
sein«     Bringt  der  Vertrag  im   ganzen  und  grofsen  die  Principien  rar 
0«ltung,   von  denen  das  deutsche  Gesetz  getragen  wird,   so  tritt  doch 
gerade  in  dem  hier  entscheidenden  Punkte  ein«  ebenso  bedeutsame  wie 
beabsichtigte  Diveigena  hervor.     Ob  sieb  eine  VeröffieotlichiiBg  im  Ver 
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tragwinne  als  „Auezag"  olumikterisiert  oder  „ganze  StUeke^  eines 
fremdeB  Werkes  enthült  oder  ob  sie  in  die  dem  Urheber  gesicherte 
liecbtssphttre  eingreift,  das  fattugt  Tomehrolieh  davon  ab,  in  welcher 
Weise  die  Begriffe  „AnszOge*^  oder  „ganze  Stttcke**  abgegrenzt  werden 
mttaen. 

Wie  schon  ans  der  angeführten  Bemerkniig  der  Denkschrift  hervop- 
gfibt ,  ist  die  fragliche  Vertragsbestinimiing  sachlich  and  ihrem  wesent- 
lieben  Wortlaute  nach  ans  der  prearsisch-^franzdsis^en  Konrention  vom 
2.  Angnst  1862  herttbergenommen.  Eine  Handhabe  fiSbr  die  Auslegung 
wird  aber  mit  dieser  Thatsache  nicht  geboten.  Für  das  frtthere  Reeht 
steht  ebensowenig  wie  für  das  beatige  Recht  ohne  weiteres  fest ,  wa« 
unter  Auszügen  and  ganzen  Stücken  zu  ventehen  ist  Es  bedarf  in 
beiden  Fällen  der  Interpretation.  Freilich  mulb  anerkannt  werden,  da(b 
in  dem  Bmchte  der  vom  preufsaschen  Abgeordnetenhauee  mit  derPrll- 
fong  der  Konvention  betrauten  vereinigten  Kommissionen  fUr  Hiandel 
und  Gewerbe  und  für  Finanzen  nad  Zölle  zum  Art.  2  aosgefUhrt  wird: 
„Die  im  Interesse  des  CAterrichtee  hier  aufgenommene  Beschränkung 
wurde  als  zweckmäfsig  anerkannt  und  nur  das  Bedenken  erhoben,  dafii 
nach  den  Worten  des  Artikels  das  Abdrucken  ganzer  Werke,  wena 
aooh  von  geringerem  Umfange,  zum  Zwecke  des  Schulgebrauches  nicht 
gestattet  scheine.  Der  Vertreter  der  Staatsregierong  erwiderte,  den  vor- 
liegenden Artikel,  der  übrigens  weiter  gefafst  sei,  wie  §  4  des  6e« 
setzes  vom  11.  Juni  1870,  habe  man  auch  f»nz(mischerseits  bei  der 
Redaktion  dahin  verstanden,  dafs  z.  B.  der  Abdruck  ganzer  Theater« 
stücke  oder  eines  ähnlichen  Werkes  wie  des  bekannten  Charles  XII. 
gestattet  sei.  Die  Interpretation  würde  übrigens  wesentlich  vom  Gut- 
achten des  Sachverständigenvereines  abhängen.*'  (Bd.  6  der  Steno- 
giafAiischen  Berichte  1862  S.  598.)  Ob  sich  die  hier  ausgesprochene 
Aulfassung  gegenüber  dem  Art.  2  der  Konvention,  mit  dessen  deut^ 
liebem  WorÜaute  sie  im  Widerspruch  steht,  halten  lassen  würde,  mag 
eiae  ofiene  Frage  bleiben.  Unter  keinen  Umständen  wird  sie  aber  als 
Aualegangsmaterial  fibr  den  jetzt  gültigen  Litterarvertrag  zu  verwerten 
seiii.  Denn  gerade  der  Abdruck  ganzer  Werke,  den  jene  Konvention 
angeblich  zuliefs,  wird  ausgesprochenermafsen  durch  die  Satzungen  des 
gegenwärtigen  Rechtes  nicht  gedeckt  Erhellt  zwar  aus  den  Mitteilungen 
JDambachs,  S.  13  der  Erläuterui^ea  zum  deutsch- französischen  Litterar- 
vertrage,  dafs  die  deutsche  Regierung  auch  die  unveränderte  Herausgabe 
ganzer  Dramen,  Novellen  u.  s.  w.  für  den  Schulgebrauch  freigegeben 
zu  wissen  wünschte,  so  ergiebt  sich  doch  gleichzeitig  auch,  dafs  die 
französische  Regierang  hiergegen  entschiedenen  Widersprach  erhoben 
und  sich  nur  zur  Bewilligung  der  im  Art  4  enthaltenen  Ausnahme- 
vorschrift hat  bestimmen  lassen.  Sie  wollte  das  Nachdmcksverbot  mög- 
lichst unbeschränkt  durchgeftlhrt  haben  und  nicht  weiter,  als  es  im 
Interesse  des  Unterrichtes  unumgänglich  erschien,  dessen  Durchbrechung 
gestatten. 

Nun  wäre  es  ja  immerhin  denkbar,  dafs  sich  auf  Grund  der  im 
Jahre  1862  geschaffenen  Rechtslage  eine  bestimmte  Praxis  rttcksichtlich 
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der  Aaf!Gu8uiig  oder  Abgrenzang  der  Begriffe  „A.iiBztIge''  and  ^ganxe 
Stücke"  heraiugeblldet  hätte;  und  eine  solche  Praxis  wttrde  um  des- 
willen nicht  ganz  bedeatangslos  sein,  weil  der  bestehende  Zustand  so- 
weit als  thnnlich  durch  den  Litterarvertrag  geschützt  werden  sollte. 
Nach  dieser  Richtung  sind  aber  in  den  Verhandlungen  keine  sicheren 
Anhaltspunkte  hervorgetreten.  Eine  besondere  Aus-  und  Umprttgung 
der  einschlttgigen  Begriffe  ist  nicht  dargethan;  und  sie  liegt  anch  um- 
somehr  aufserbalb  des  Bereiches  der  Wahrscheinlichkeit,  als  die  fran- 
zösischen Autoren  und  Verleger  vielfach  allen  Schutzes  in  Preufsen  ver- 
lustig gingen,  weil  sie  die  nach  Art  3  der  preufsisch-französischea 
Konvention  erforderte  rechtzeitige  Anmeldung  zur  Eintragung  ihrer 
Werke  auf  dem  Ministerium  der  geistliehen  Angelegenheiten  zu  Berlin 
versäumt  hatten,  es  somit  aber  an  der  praktischen  Qelegenheit  fehlte, 
im  Wege  thatsächlicher  Übung  zu  einer  festen  erweiterten  Begri& 
entwickelung  zu  gelangen. 

Endlich  enthält  auch  dta  Übereinkunft,  betreffand  die  Bildung  eines 
internationalen  Verbandes  zum  Schutze  von  Werken  der  Litteratur  und 
Kunst,  vom  9.  September  1886  keine  Bestimmungen,  die  das  Ver- 
ständnis des  deutsch-französischen  Litterarvertrages  beeinflussen  könnten. 
Allerdings  gehört  nach  Art  10  zu  der  unerlaubten  Wiedergabe,  auf 
die  die  Übereinkunft  Anwendung  findet,  „insbesondere  anch  diejenige 
nicht  genehmigte  indirekte  Aneignung  eines  Werkes  der  Litteratur  oder 
Kunst,  welche  mit  verschiedenen  Namen,  wie  „Adoptionen,  mosikalisehe 
Arrangements^  ete.  bezeichnet  zu  werden  pflegt,  sofern  dieselbe  ledig- 
lich die  Wiedergabe  eines  solchen  Werkes  in  derselben  oder  einer 
anderen  Form  mit  unwesentlichen  Änderungen,  Zusätzen  oder  Abkür- 
zungen darstellt,  ohne  im  übrigen  die  Eigenschaft  eines  neuen  Original- 
Werkes  zu  besitzen ''.  Diese  Vorschrift  greift  aber  nicht  Platz.  Denn 
„ bezüglich*'  der  Befugnis,  Ausztige  oder  Stücke  aus  Werken  der  Litte- 
ratur und  Kunst  in  VeröSentlichungen ,  welche  ftlr  den  Unterricht  be- 
stimmt oder  wissenschaftlicher  Natur  sind,  oder  in  Chrestomathien  auf- 
zunehmen, sollen  die  Gesetzgebungen  der  einzelnen  Verbandsländer  und 
die  zwischen  ihnen  bestehenden  oder  in  Zukunft  abzuschliefsenden  be- 
sonderen Abkommen  mafsgebend  sein  (Art  8  das.). 

Hiernach  wird  der  Art  4  des  Litterarvertrages  aus  sich  selber  er- 
klärt werden  müssen.  Dabei  kommen  WortUut  und  Zweck  in  Be- 
tracht   


Bedeutung  von  Vereinbarungen  der  Beteiligten  über  das  für  ihr 
Vertragsverhältnis  anzuwendende  örtliche  Recht. 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  21.  September  1899  (Entsch.  in  Civils.  Bd.  44 

S.  300). 

Der  Beklagte,  der  im  Jahre  1897  in  Dresden  wohnte,  nahm  wäh- 
rend dieser  Zeit  die  Dienste  der  Witwe  P.  in  Leipzig,  die  gewerbe- 
mäfsig  Ehen  vermittelte,  in  Anspruch,  um  durch  sie  die  Bekanntschaft 
einer  jungen  Dame  X.  zu  machen.    Er  stellte  der  verw.  P.  am  10.  Sep- 
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tember  1897  ein  Schriftstttck  aas,  in  dem  er  sich  verpflichtete,  dieser, 
wenn  er  sich  verheirate,  „ein  freiwilliges  Honorar  von  8  ^/o  von  dem 
sUmtlichen  Vermögen  seiner  zakünftigen  Ehelraa^  sa  gewahren  und  zu- 
gleich erklärte,  dafs,  dafem  zwischen  ihm  and  der  verw.  P.  wegen  des 
Honorars  Streitigkeiten  entstehen  sollten,  er  sich  für  diesen  Fall  den 
preafsischen  Gesetzen  nnt^werfe  und  der  Streit  darch  das  Landgericht 
Berlin  entschieden  werden  solle. 

Nachdem  der  Beklagte  im  Dezember  1897  die  Ehe  mit  Frttolein 
X.  geschlossen  hatte,  klagte  der  Klttger  P.  in  abgetretenen  Rechten  der 
verw^.  P.  auf  Zahlung  von  24000  Mk.,  indem  er  behauptete,  dafs  das 
Vermögen  der  erwähnten  Dame  mindestens  800000  Mk.  betrage. 

Das  Landgericht  erkannte  nach  dem  Klagantrage;  dagegen  wies 
das  ELammergericht  die  Klage  ab.  Die  hieig^gen  vom  Kläger  einge- 
wendete Revision  wurde  zurückgewiesen  aus  folgenden  Grtlnden: 

•  .  .  „Abweichend  von  der  ersten  Instanz,  welche  den  Beklagten 
nach  dem  Klagantrage  verurteilt  hat,  hat  das  Berufungsgericht  auf  Klag- 
abweisung erkannt  Zur  Begründung  wird  ausgeführt:  Die  Vertrag- 
achliefsenden  hätten  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  ihren  Wohnsitz  in 
Sachsen  gehabt;  dort  seien  ihre  beiderseitigen  Verpflichtungen  zu  er- 
füllen gewesen;  dort  habe  sich  insbesondere  auch  die  angebliche  ver- 
mittelnde ThäUgkeit  der  verw.  P.  vollzogen.  Das  durch  den  der 
Klage  zu  Grunde  gelegten  Vertrag  b^rttndete  Rechtsverhältnis  gehöre 
also  dem  Gebiete  des  sächsischen  Privatrechtes  an.  Nach  diesem  sei 
das  vom  Beklagten  gegebene  Versprechen  einer  Mäklergebtlhr  nichtig. 
Die  daraus  zu  Ungunsten  des  Klägers  sich  eigebende  Folgerung  werde 
dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dafs  die  Vertragschliefsenden  vereinbart 
hätten,  es  solle  für  ihr  Vertragsverhältnis  das  preufsische  Recht  mafs- 
gebend  sein.  Diese  Vereinbarung  entbehre  der  rechtlichen  Wirksamkeit, 
weil  es  der  Privatwillkür  nur  insoweit  gestattet  sei,  das  für  die  Be- 
urteilung des  zwischen  ihnen  bestehenden  Rechtsverhältnisses  mafsgebende 
Recht  zu  bestimmen,  als  es  ihnen  freistehe,  die  Bestimmungen  des- 
jenigen Rechtes,  dem  sie  sich  unterwerfen  zu  wollen  erklären,  zur  Ver- 
tragsbestimmung zu  machen;  das  aber  könnten  sie  zwingenden  Rechts- 
normen gegenüber  nicht;  die  getroffene  Vereinbarung  bezüglich  der 
Mafsgeblichkeit  des  preufsischen  Rechtes  habe  nicht  mehr  Wirkung,  als 
68  die  Vertragsbestimmung  haben  würdB,  dafs  trotz  der  entgegenstehenden 
Vorschrift  des  sächsischen  Rechtes  das  vom  Beklagten  gegebene  Ver- 
sprechen einer  Mäklergebühr  doch  Geltung  haben  solle.  Einflufslos  sei 
auch,  dafs  zur  Entscheidung  etwa  entstehender  Streitigkeiten  vertrags- 
mäfsig  das  Gericht  zu  Berlin  berufen  worden  sei.  Denn  auch  der 
preufsische  Richter  liabe  zunächst  zu  prüfen,  ob  nach  dem  örtlichen 
Rechte,  dem  die  Parteien  bei  Begründung  des  Rechtsverhältnisses  unter- 
legen hätten,  dieses  Verhältnis  in  gtlltiger  Weise  habe  begründet  werden 
können,  und  müsse,  wenn  das  zu  verneinen  sei,  den  Klaganspruch  auch 
dann  abweisen,  wenn  er  durch  den  abgeschlossenen  Vertrag  in  Preufsen 
wirksam  hätte  begründet  werden  können.  Diese  Ausführungen  sind 
zutreffend. 
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Die  Regel,  wonach  bei  Beorteilimg  der  Frage,  welehes  Recht  Air 
die  Entscheidung  über  einen  streitigen  Ansprach  maf^bend  sei,  in 
ettiter  Linie  in  Betracht  kommt,  welchem  Örtlichen  Rechte  die  Beteiligten 
ihr  Vertr^verhaltnis  haben  unterwerfen  wollen, 

vgl  Förster-Eccius ,  Preufs.  Privatrecht  7.  Aufl.  Bd.  1  §  11 
unter  8^;  Derriburg,  Frmü.  Pt'lTatreeht  5.  Aufl.  Bd.  1  §  28 
S.  55 ;  vgL  noch  Entsch.  des  Reichsgerichts  in  Civfls.  Bd.  4 
8.  246,  Bd.  9  S.  227,  Bd.  14  8.  239;  Jurist  Wochenachr. 
1898  8.  860  Nr.  51, 
ist  nur  eine  Anwendung  des  allgemeinen  Reditssafcees ,  wonach  es  den 
Einzelnen  regcdmäfsig  frersteht,  ihre  privatrechüichen  Beziehungen  zu 
einander  nach  ihrem  E^rmessen  zu  gestalten ;  die  Befugnis  der  Beteiligten, 
das  für  ihr  Vertragsrerhllltnis  mafsgebende  Recht  selbst  zu  bestimmen, 
findet  daher  ihre  Schranke  in  denjenigen  Grenzen,  welche  der  Vertrags- 
freiheit  ttberhaupt  gezogen  sind.  Eine  Bescbrftnkung  der  letzteren  be- 
stebt  aber  in  der  Weise,  dafs  es  den  Beteiligten  nicht  möglich  ist, 
Rechte  und  Pflichten  im  Widerspruche  mit  zwingenden  Rechtsslltzen  zu 
begründen.  Die  Entscheidung  der  Frage,  ob  ein  solcher  Widenpmeh 
bestdie,  hat  der  angerufene  Richter,  soweit  nicht  etwa  im  einzelnen 
fVdle  zwingende  Vorschriften  seines  heimischen  Rechtes  entgegenstehen, 
dem  Rechte  zu  entnehmen,  dem  das  streitige  RechtsverfaiÜtnis  an  sich 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  untersteht  Im  g^genwHrtigen  Falle,  wo 
es  sieh  um  einen  Vertrag  handelt,  der  im  Königreich  Sachsen  von  dort 
wohnenden  Personen  abgeschlossen  worden  ist  und  in  jeder  Ricihtang 
dort  zur  Abwickelung  kommen  sollte,  konnten  sieh  die  Beteiligten  mit 
dem  dort  geltenden  Rechte  nicht  dergestalt  in  Widerspruch  setzen,  dafs 
sie  mit  rechtlicher  Wirkung  ein  Rechtsgeschäft  htttten  abechltefsen 
können,  das  der  sftchsiche  Gesetzgeber,  weil  er  aus  allgemeinen  sitt- 
lichen Erwftgungen  nicht  zulassen  wollte,  dafs  aus  der  Vermittelung  von 
Ehen  ein  Erwerb  gemacht  werde ,  für  nichtig  erklärt  hat  Mit  Recht 
hat  die  Vorinstanz  bemerkt,  die  zwischen  dem  Beklagten  und  der  verw. 
P.  getroffene  Vereinbarung,  durch  welche  der  erstere  sich  den  preafei- 
sehen  Gesetzen  unterworfen  habe,  enthalte  der  Sache  nach  die  Abrede, 
dafs  ^r  ihr  Vertmgsverhältnis  die  in  Preufsen  geltenden  Vorschnften 
als  Vertragsbestimmungen  gelten  sollten,  und  laufe,  was  die  Gtlltigkeit 
des  der  verw.  P.  für  ihre  Vermittlerthfttigkeit  gemachten  Vergütungs- 
▼ersprechens  betreffe ,  auf  die  vertragliche  Festsetzung  hinaus ,  es  solle 
dieses  Versprechen  entgegen  der  Vorschrift  in  §  1229  des  S^hsichea 
Bttigerlichen  Gesetzbuches  gültig  sein. 

Wie   eine  Vereinbarung   dieses  Inhaltes  auch    bei   einer  EntRhei- 

düng  der  Sache  durch  ein  Berliner  Gericht  unzweifelhafl  als  unwirkssm 

anzusehen  sein  würde,    so  ist  es  auch   die  in  Bezug  auf  die  Rechts- 

gttltigkeit  des  geschlossenen  Vertrages  sachlich  gleichbedeutende  Abrede, 

welche  im  vorliegenden  Falle  von  den  Beteiligten  getroffen  worden  ist 

Vgl.  auch  Förster-Ecdus  a.  a.  0. ;  v,  Bar^  Theorie  und  Praxis 

des  internationalen  Ptivatrechts  2.  Aufl.  §§  247,  248  Bd.  2 

8.  8  flg.  6  flg. 
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Es  bniacbt  daher  nicht  erörtert  zu  werden,  ob  nicht  zn  dem 
gleichen  Ergebnisse  auch  die  ErwHgung  führen  mtlsse,  dafs  die  in  Rede 
befangene,  das  anzuwendende  Recht  betreffende  Veiabredong  als  eine 
solche,  durch  welche  die  Beteiligten  das  Recht  des  Staates,  in  dessen 
Gebiet  sie  wohnen,  den  Vertrag  schlössen  und  diesen  zur  Ausführung 
gebracht  wissen  wollten,  zu  umgehen  unternahmen,  betrachtet,  und  auch. 
aus  diesem  Grunde  als  ungültig  erachtet  werden  mttfste.''  .  .  . 

Orofse  Haverie.     Condictio  indebiti,     örtliches  Recht 
Urtea  des  Reichsgerichts  vom  3.  Juli  1899  (Entsch.  in  Civils.  Bd.  44  S.  136  ff.).. 

Aus  den  Gründen: 

Die  Norm  der  Entscheidung  ist  ohne  Zweifel  dem  deut- 
schen Recht  zu  entlehnen,  wenn  nach  der  Entstehung  des  verfolgten 
Kondiktionsanspruchs  gefragt  wird.  Denn  der  Unfall,  durch  den  die 
Kittger  zu  der  angeblich  ohne  Grund  geschehenen  Leistung  veranlafst 
worden  sind,  hat  sich  in  einem  deutschen  Gewisser  ereignet.  Der 
Dampfer  war  nach  einem  deutschen  Hafen  bestimmt  und  hat  ihn  dem- 
nächst auch  erreicht.  Die  Dispache,  auf  Grund  deren  die  Klfiger  ge- 
zahlt haben,  ist  in  Bremen  aufgemacht,  und  die  Zahlung  selbst  ist  in. 
Bremen  geleistet 

Ist  gegen  den  Kostenansatjs  von  Gebuhren  ausländischer  Zeugen 
die  Beschwerde  statthaft? 

Beechlufs  des  Reichsgerichts  vom  13.  Juni  1899  (Entsch.  in  Gyils.  Bd.  44 

S.  389). 

Gründe:  Das  Oberlandesgericht  .  .  .  hatte  infolge  eines  Beweis- 
beschlusses das  österreichische  Landesgericht  zu  Wien  ersucht,  den 
Crasinspektor  G.  als  Zeugen  zu  vernehmen.  Das  Ersuchen  war  an  das 
Bezirksgericht  zu  Währiog  zur  ressortmäfsigen  Erledigung  abgegeben. 
Dieses  hatte  den  Zeugen  geladen.  Spttter  wurde  das  Ersuchen  zurück- 
genommen,  der  Zeuge  jedoch  nicht  abbestellt  Derselbe  erschien  in 
dem  anberaumten  Termine,  und  zwar  von  seinem  damaligen  Wohnorte 
ans ,  der  Stadt  Leitmeritz  in  Böhmen,  wo  ihm  auch  die  Ladung  zu- 
gestellt war.  Er  liquidierte  Zengengebühren  und  erhielt  dieselben  in 
Höhe  von  135  Kronen  seitens  des  Bezirksgerichtes  Währing  zugebilligt 
und  ausgezahlt  Diesem  Gerichte  wurde  der  gezahlte  Betraji?  von  dem 
Oberlaudesgerichte  .  .  .  erstattet  Das  letztere  erforderte  den  Betrag 
nebst  dem  Übersendungsporto  mit  115,35  Mk.  von  dem  Kläger,  als 
der  zur  Kostentragung  verurteilten  Partei.  Der  Klfiger  erhob  g^en 
die  Kostenrechnung  Erinnerung  und  beantragte  die  Niederschlagung  der 
Zengengebühren.  Das  Oberlandesgericht  .  .  .  lehnte  den  Antrag  ab. 
Dagegen  hat  nunmehr  der  Klfiger  Beschwerde  erhoben  und  beantragte 
die  Gebuhren  niederzuschlagen    oder   doch    auf  60  Mk.    herabzusetzen. 

Die  Niederschlagung  der  ZeugengebUhren  ist  unzulfissig,  weil  der 
§  6  G.K.G.  nur  die  Niederschlagung  von  „Gebühren^,  nicht  aber  von 

Zeitschrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafreoht  etc.,  Band  X.  25 
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^AuBlagen^  gestattet,  und  die  Zeagengebflbren,  welche  die  StaatBkaase 
gezahlt  hat,   die  Natur  von  „Aoalagen*'    haben  (§  79  Ziff.  4  G.ELG.)- 

Auf  die  Vonchrift  des  §  17  Abs.  3  der  Gebfihrenordnting  für 
Zeugen  and  Sachverständige  kann  nor  der  Emp&ngsberechtigte ,  nicht 
aber  auch  die  Partei  die  Beschwerde  grtlnden^). 

Die  Beschwerde  des  KlSgers  ist  aber  nach  §  4  Abs.  2  6.K.O. 
zolfilssig.  Sie  ist  jedoch  nnbegründet  Denn  das  Oberlandesgericht . . . 
war  nicht  befugt,  die  Notwendigkeit  und  die  Höhe  der  an  den  Zeugen 
seitens  des  österreichischen  Gerichtes  gezahlten  Gebühren  nachzaprüflni. 
Es  hat  daher  mit  Recht  dem  Kläger  denjenigen  Betrag  in  Rechnung 
gestellt,  welchen  es  selbst  dem  österreichischen  Gerichte  hat  zahlen 
müssen.  In  Höhe  dieses  Betrages  hat  die  preufsische  Staatskasse  Aus- 
gaben gehabt,  zu  welchen  sie  nach  den  bestehenden  staatsrechtlichen 
Vereinbarungen  verpflichtet  war,  und  deren  Erstattung  sie  von  der  ver- 
möge des  ergangenen  Urteiles  kostenpflichtigen  Partei  verlangen  kann. 
Der  angegriffene  Kostenansatz  ist  daher  gerechtfertigt 

B,    Stpafrecht.  —  StraQ>rozers. 

Bheinschiffahrtsgerichte,  —  Zumderhandlungen  gegen  von  einem 
einzelnen  Uferstaate  oder  dessen  zustöndiger  Behörde  erlassene 
Verordnungen.  —  Zuständigkeit,  §  136  des  Gesetzes  vom  30.  Jidi 
1883.  —  Art.  32  der  Rheinschiffahrtsakte  vom  17.  Oktober  1868. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  zu  Köln  vom  9.  Mars  1900(RheiDi8che8  Archiretc. 
96.  Bd.  L  Abt  S.  66). 

Die  Zuständigkeit  der  Rheinschiffahrtsgerichte  ist  nicht  auf  die 
Übertretung  der  von  den  Rheinuferstaaten  gemeinsam  erlassenen  Vor- 
schriften beschränkt,  sondern  für  alle  Zuwiderhandlungen  gegen  Vo^ 
Schriften  begründet,  die  den  Charakter  schiffahrts-  und  strompolizeilicher 
Vorschriften  tragen,  mögen  sie  auch  mit  beschränktem  Geltungsbereiche 
von  einem  einzelnen  Uferstaate  oder  dessen  zuständigen  Behörden  an- 
geordnet sein. 

Durch  die  Bestimmung  des  §  136  des  Gesetzes  vom  80.  Juli  1888 
über  die  allgemeine  Landesverwaltung  wird  die  Sonderbestimmung  des 
Art  32  der  Rheinscbiffahrtsakte  vom  17.  Oktober  1808  nicht  betroffen. 

Aus  den  Gründen: 

Für  die  Entscheidung  ist  zunächst  die  Frage  zu  prüfen,  ob  das 
Rheinschifiahrtsgericht  za  Königswinter  fi\x  die  Zuwiderhandlungen  geg^ 
die  PolizeiveroKlnungen  vom  20.  Juni  1844  und  8.  März  1857  sachOch 
anständig  war.  Die  Zuständigkeit  der  nach  §  14  Nr.  1  des  Ger.Ver£6es. 
zogelassenen  Rheinschiffiihrtsgerichte  ist  fir  die  ihrer  Gerichtsbarkeit 
unterworfenen  Stra&achen  eine  ausschliefsliche,  aber  auch  nach  §  13 
dieses  Gesetzes  auf  diese  beschränkt,  so  dafs,  wenn  das  Rheinschilbhrts- 
gericht  ftlr  die  den  Angeklagten  zur  Last  gelegten  Übertretungen  an- 


1)  Vgl.  jedoch  EntBch.  d.  ReichsgerichtB  in  Civils.  Nr.  102  S.  410. 
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zustttodig  war,  die  Unzustttadigkeit  von  Amts  wegen  zu  berücksichtigen 
war  und  durch  die  widerspruchslose  Einlassung  der  Angeklagten  nicht 
aosigeräuait  wurde,  (remäfs  §  6  des  Gesetzes,  betreffend  die  Rhein- 
achiffahrtsgerichte  vom  8.  März  1879,  wird  die  sachliche  Zuständigkeit 
dieser  Gerichte  durch  die  Vereinbarungen  der  Rheinuferstaaten  und 
durch  den  §  13  des  Gesetzes  vom  17.  Mttrz  1870,  betreffend  die  Aus- 
führung der  revidierten  Rheinschiffiihrtsakte  vom  17.  Oktober  1868,  be- 
stimmt Die  letztere  Vorschrift  hat  für  den  vorliegenden  Fall  keine 
Bedeutung;  die  Zuständigkeit,  welche  in  Betracht  kommt,  ist  im  Art  841 
der  erwähnten  Rheinschiffiihrtsakte  enthalten,  welcher  bestimmt:  „Die 
Rheinschiffahrtsgerichte  sind  kompetent  in  Strafsachen  zur  Untersuchung 
und  Bestrafung  aller  Zuwiderhandlungen  gegen  die  schiffahrts-  und 
strompolizeilichen  Vorschriften.*  Nach  dem  Wortlaute  dieser  Bestim- 
maog  ist  die  Zuständigkeit  nicht  auf  die  Übertretung  der  von  den 
Rheinuferstaaten  gemeinsam  erlassenen  Vorschriften  zu  beschränken, 
sondern  für  alle  Zuwiderhandlungen  gegen  Vorschriften  begründet,  die 
den  Charakter  schiffahrts-  und  strompolizeilicher  Vorschriften  tragen, 
mögen  dieselben  auch  mit  beschränktem  Greltungsbereiche  von  einem 
einzelnen  Uferstaate  oder  dessen  zuständigen  Behörden  angeordnet  sein. 
Wemi  bei  der  Vereinbarung  der  Rheinschiffiihrtsakte  die  Beschränkung 
der  Gerichtsbarkeit  auf  die  Verletzung  der  gemeinsam  erlassenen  Vor- 
schriften beabsichtigt  worden  wäre,  würde  der  Art  84  nicht  die  all- 
gemeine, sondern  eine  dem  Art  32  entsprechende  Fassung  erhalten 
haben.  Zudem  ergiebt  die  in  dem  Schlufsprotokolle  vom  17.  Oktober 
1868  enthaltene  Bemerkung  zu  dem  Art  82  der  Akte:  „der  Bevoll- 
mächtigte für  Frankreich  bemerkte,  dafs  nach  der  Auffassung  seiner 
Regierung  durch  die  Bestimmung  dieses  Artikels  die  Beftignis  der  Ufer- 
staaten, Übertretungen  polizeilicher  Vorschriften,  die  in  den  gemeinsam 
erlassenen  Verordnungen  nicht  erwähnt  seien,  unter  Strafe  zu  stellen, 
nicht  beschränkt  werde.  Die  übrigen  Bevollmächtigten  erachten  diese 
AnfEEMsung  für  zutreffend^,  dafs  man  bei  der  Vereinbarung  der  Rhein- 
schifiahrtsakte  die  Zulässigkeit  von  Polizeivorschriften  der  Landesregie- 
rungen vorgesehen  hatte  und  also  auch  diese  unter  dem  Art  34  ein- 
begriffen waren.  Die  Unterstellung  von  Vorschriften  des  vorliegend  in 
Betracht  kommenden  Inhalts  unter  den  Art  84  kann  umsoweniger  einem 
Zweifel  unterliegen,  als  der  Art.  46  der  früher  vereinbarten  Rhein- 
schi&hrtsordnuog  vom  31.  März  1831,  der  dahin  lautete:  „das  Über- 
setaen  von  Personen,  Pferden,  Wagen,  Ge^Ack  und  anderen  Gegen- 
stiKnden  von  einem  Ufer  an  das  gegenüberliegende  und  was  sonst  zum 
geraeinen  Verkehr  der  beiden  Ufer  gehört,  hat  mit  dieser  Schifiahrts- 
ordnung  nichts  gemein.  Auch  wird  dieselbe  überhaupt  nicht  angewandt, 
wo  die  Fahrt  eines  Schifispatrons  oder  Führers  auf  das  Gebiet  seines 
Landesherm  sich  beschränkt^,  in  die  Rheinschiffahrtsakte  vom  17.  Ok- 
tober 1868  keine  Anftiahme  gefunden  hat  Die  allgemeine  Fassung 
des  Art  34  der  letzteren  ist  schliefslich  zweifellos  mit  Absiebt  und  zu 
dem  Zwecke  gewählt,  den  Rheinschiffahrtsgerichten  eine  erweiterte 
Kompetenz  zu  übertragen,  die  zugleich  auf  die  Zuwiderhandlungen  gegen 
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die  schiffahrts-  und  strompolizeilichcn  VorscbriftAn  der  zuständigen  Be- 
hörden der  einzelnen  Uferstaaten  sich  erstreckt;  denn  in  der  Schiffahrts- 
ordnnng  vom  31.  März  1831,  Art  81,  war  den  darin  Torgeeehenen 
Rbeinzoligerichten  nur  die  Entscheidung  für  alle  Kontrayentionen  g^en 
die  Bestimmungen  dieser  Schifiahrtsordnnng  vorbehalten.  Dafs  das  Ge* 
setz  vom  8.  März  1S79,  betreffend  die  Rheinschiffahrtsgerichte,  deren 
Zuständigkeit  im  Rahmen  des  Art  34  der  Rheinschiffiihrtsakte  vom 
17.  Oktober  1868  anerkannt  und  keiner  Beschränkung  unterworfen  htt| 
kann,  wenn  man  die  Fassung  des  §  6  berücksichtigt  und  diese  Vor- 
schrift mit  Art  10  des  aufgehobenen  Gesetzes  vom  9.  März  1870«  be- 
treffend die  Rheinschiffahrtsgerichte,  und  mit  §  10  der  Verordnung 
wegen  Einrichtung  der  Rheinzollgerichte  vom  30.  Juni  1834  vergleicht, 
gleichfalls  keinem  Zweifel  unterliegen  (v^gi.  Anl.  zu  den  Verhandlungen 
des  Herrenhauses,  Sess.  1878/79,  Aktenst  Nr.  6  S.  16). 

Da  die  Verordnung  für  die  RheinOihre  zu  KOnigswinter  des  BOrgor- 
meisters  daselbst  vom  20.  Juni  1844,  welclie  am  3.  September  1844 
von  der  Königlichen  Regierung  zu  Köln  genehmigt  worden  ist  und  für 
beide  Rheinufer  Geltung  hat,  und  die  Polizeiverordnung  der  Königlichen 
Regierung  zu  Köln  am  3.  März  1857  zur  Regelung  der  Rheinschiffiihit 
bei  Königswinter  erlassen  sind  und  ihrem  Inhalte  nach  als  schifiahrti- 
polizeiliche  Vorschriften  zu  betrachten  sind,  war  demnach  die  Zuständig- 
keit des  Rheinschifiahrtsgerichts  zu  Königswinter  für  die  Entscheidong 
über  Zuwiderhandlungen  gegen  dieselben  begründet 

Für  die  Strafthat  zu  2,  welche  eine  Zuwiderhandlung  gegen  §  21 
Nr.  5  Abs.  4,  44  der  Polizeiordnung  vom  3.  Juli  1897  darstellt,  hat 
der  Vorderrichter,  obwohl  der  im  §  44  bezogene  Art  32  der  Rhein- 
schifiahrtsakte  vom  17.  Oktober  1868  eine  Strafe  von  10—100  Franken 
vorsieht,  eine  Geldstrafe  von  1  Mk.  mit  der  Begrtlndung  angesetzt,  dafft 
aus  der  Vorschrift  des  §  136  des  Gesetzes  über  die  allgemeine  LandeB- 
Verwaltung  vom  30.  Juli  1883  die  Beschränkung  der  in  Art  32  ent- 
haltenen Strafandrohung  auf  das  Höchstmafs  von  100  Mk.  sich  ergebe, 
so  dafs  es  sich  untergebens  um  eine  Übertretung  handle.  Dieser  Auf- 
fassung kann  nicht  beigepflichtet  werden.  Durch  die  Bestimmung  des 
§  136,  welche  für  das  Polizeiverordnungsrecht  der  Minister  die  Kßgel 
aufteilt,  dafs  dieselben  befugt  sein  sollen,  gegen  die  Nichtbefolgnng  der 
von  ihnen  innerhalb  ihres  Ressorts  erlassenen  Vorschriften  Geldstrafen 
bis  zu  100  Mk.  anzudrohen,  wird  die  Sonderbestimmung  des  Art  32 
der  Rheinschiffahrtsakte  vom  17.  Oktober  1868,  welche  auf  der  völker- 
rechtlichen Vereinbarung  der  Rheinuferstaaten  beruht,  nicht  betroffen. 
Es  kann  aber  auch  keinem  Bedenken  unterliegen,  dafs  die  Vorschrift 
des  §  21  Nr.  5  Abs.  4,  welche  der  Angeklagte  St  übertreten  hat,  eine 
von  den  Rheinuferstaaten  gemeinsam  erlassene  schiffi&hrtspolizeiliche  Vor- 
schrift darstellt,  für  welche  obiger  Art.  32  die  Strafnorm  enthält,  ob- 
gleich die  Polizeiordnung  vom  8.  Juli  1897  im  Eingange  nur  auf  den 
erwähnten  §  136  Bezug  nimmt  Für  diese  Annahme  spricht  die  Be- 
stimmung des  §  44,  femer  der  Umstand,  dafs  die  durch  Bescblufs  der 


Stnfrecht.  ^  Strafprozefa.  3g9 

Gentralkommission  für  die  Rheinschifikhrt  am  3.  September  1887  fest- 
gestellte  and  durch  die  Polizeiverordnnag  der  Königlichen  Regiemng 
za  KQhi  vom  7.  November  1887  in  Wirksamkeit  gesetzte  Polizeiord- 
nong  für  die  Schiffahrt  nnd  FlOfserei  anf  dem  Rheine  im  §  45  mit  nn- 
mtxiBffender  Angabe  des  Zeitpunktes  ihres  Erksses  aafser  Knh  gesetzt 
wird,  entscheidend  aber,  dafs  die  zur  Anwendung  zu  bringende  Vor- 
schrift des  §  21  Nr.  5  Abs.  4  dem  Art.  15  Abs.  2  der  Polizeiordnung 
▼om  3.  September  1887  entspricht.  Da  somit  die  Strafe  für  den  zweiten 
Strml&ll  nach  der  Strafbestimmung  des  Art  32  der  revidierten  Rhein- 
aehiffiihrtaakte  in  normieren  ist,  mitbin  nach  §  1  Abs.  2  des  Str.G.B. 
eiik  Vergehen  vorli^,  war  die  geringste  Strafe,  auf  welche  bei  An^ 
wendang  des  §  57  Nr.  8  des  Str.G.a  nach  §  27  des  Str.G.B.  erkannt 
werden  konnte,  8  Mk. 

Auslieferung.   —   Legalität   derselben.  —  Prüfung.  —  Deutsch- 
britischer  Auslieferungsvertrag.   —    Unfreiwilliger  Aufenthalt  im 
Gebiete  des  ausliefernden  Staates. 

Urteil  des  Reichsgerichts  rom  29.  Januar  1900  (Rhem.  Archiv  etc.  96.  Bd., 

2.  Abt  S.  52). 

Die  Prüfung  der  Frage,  ob  die  Voraussetzungen  der  Auslieferung 
vorliegen,  ist  lediglich  Sache  des  ausliefernden  Staates.  Der  Ausgelieferte 
bat  daher  nicht  das  Recht,  die  Legalität  der  erfolgten  Auslieferung 
vor  dem  erkennenden  deutschen  Stra%erichte  zu  bestreiten. 

Freiwilligkeit  des  Aufenthalts  einer  Person  in  dem  Gebiete  des 
ersuchten  Staates  gehört  nicht  zu  den  Voraussetzungen  der  Auslieferung. 
Auf  dem  Boden  dieses  Grundsatzes  steht  auch  der  deutsch-britische  Aus- 
lieferungsvertrag. 

Aus    den  Grtlnden: 

Der  Angekhigte  ist  durch  das  angefochtene  Urteil  des  Landgerichts 
Elberfeld  des  mehrfachen  Diebstahls  ftlr  schuldig  erklärt  und  gemäb 
Str.G.B.  §  242  und  74  zu  Strafe  verurteilt  worden.  Die  Verurteilung 
erfolgte,  nachdem  er  aus  England  auf  Grund  des  Auslieferungsvertrages 
zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Grofsbritannien  vom  14.  Mai  1872 
(R.Ges.BL  S.  229)  ausgeliefert  worden  war.  Seine  Revision  behauptet 
Verletzung  prozessualer  und  materieller  Normen  und  beantragt  Ein- 
stellung wegen  Unzulfissigkeit  des  Verfahrens.  Sie  ist  jedoch  nicht  be- 
gründet 

Der  Angeklagte  ist  zum  zweitenmal  von  England  ausgeliefert  Die 
erste  Auslieferung  im  Jahre  1897  hatte  die  britische  Regierung  dem 
Senat  der  freien  und  Hansastadt  Hamburg  bewilligt,  die  hier  in  Frage 
kommende  im  vorigen  Jahre  Preufsen;  jene  wegen  eines  am  17.  August 
1895  bandenmäfsig  begangenen  Diebstahls,  diese  w^en  mehrerer  im 
Juli  und  September  1895  begangener  Diebstähle.  Nach  der  ersten  Aus- 
lieferung ist  der  Angeklagte  wegen  des  bezeichneten  Diebstahls  durch 
Urteil  des  Landgerichts  Hamburg  vom  30-  September  1897  mit  einer 
Zuchthausstrafe  von  zwei  Jahren  bestraft  worden. 


390  ßechtsprechuig:  DeutschlAnd. 

Drei  Tage  vor  Verbüfsnng  dieser  Strafe  warde  er  von  einem  Ham- 
burger Polizeibeamten  nach  England  zurückgebracht  und  dort  fireigeUssen, 
worauf  er  von  der  vorher  verständigten  englischen  Polizei  sodann  wieder 
festgenommen,  auf  Ersuchen  der  preufsischen  Regierung  von  der  briti- 
sehen  abermals  ausgeliefert  und  vom  Landgericht  Elberfeld  bestraft 
worden  ist,  wie  oben  bemerkt 

1.  1.  Die  Revision  beschwert  sich  über  die  zwangsweise  Zurück- 
ftlhrung  des  Angeklagten  nach  England,  sie  enthalte  keine  gesetzliche 
Strafverbtlfsung,  sondern  eine  unznlflssige  Freiheitsberaubung.  Einwen- 
dungen gegen  die  Strafvollstreckung  jedoch,  ihre  ZulHssigkeit  oder  die 
Art  des  Strafvollzuges,  unterliegen  der  Entscheidung  des  Gerichts  erster 
Instanz  oder  der  Auftichtsbehörde  —  Str.Pr.O.  §  490  — ,  keinenitJls 
derjenigen  des  Revisionsgerichts.  Hiemach  können  alle  Angriffe  der 
Revision,  die  sich  gegen  die  Mafsregeln  der  Hamburger  Behörden  am 
Schlüsse  des  Vollzuges  der  früheren  Strafe  richten,  in  diesem  Verfahren 
nicht  berücksichtigt  werden.  Es  blieb  Sache  des  Angeklagten,  seinem 
Einwand  gegen  den  Transport  bei  den  genannten  Behörden  Anerken- 
nung zu  verschaffen;  der  urteilende  Richter  hat  ihn  mit  Recht  zurück- 
gewiesen. 

2.  Aber  auch  die  behauptete  Verletzung  des  Auslieferungsverträge» 
zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Grofsbritannien  entzieht  sich  der 
Prüfung  des  ersten  wie  des  Revisionsrichters.  Die  Revision  ist  nftmlicb 
nicht  in  der  Lage,  UnzulSssigkeit  der  Strafverfolgung  zu  behaupten, 
weil  diese  eine  strafbare  Handlung  zum  Gegenstand  habe,  die  in  dem 
genannten  Staatsvertrag  nicht  vorgesehen  sei.  Die  Identität  der  Thaten, 
derentwegen  die  jetzige  Auslieferung  wie  Verurteilung  erfolgt  ist,  steht 
vielmehr  aufser  Zweifel ;  Diebstahl  ist  ein  Auslieferungsdelikt  —  Art  11 
Ziff.  5  des  Vertrages.  —  Der  Grundsatz  der  Specialität,  der  den  Ve^ 
trag  beherrscht,  erscheint  nicht  als  verletzt 

Was  die  Revision  der  Sache  nach  bestreitet,  ist  die  Legalität  der 
Auslieferung.  Dabei  erkennt  sie  aber  an,  dafs  die  Prüfung,  ob  die 
Voraussetzungen  zur  Gewährung  einer  solchen  vorlagen,  Aufgabe  des 
ersuchten  britischen  Staates  und  nicht  der  deutschen  Gerichte  sei.  Ihre 
Einwendungen  verstofsen  also  gerade  gegen  den  Grundsatz,  dem  sie 
selbst  Anerkennung  zollen  will.  Asyl  zu  gewähren  oder  zu  versagen, 
ist  ein  Recht  des  Zufluchtsstaates.  Der  Flüchtling  hat  darauf  keinen 
Anspruch.  Dem  Ausgelieferten  kann  deshalb  das  Recht  nicht  zugestanden 
werden,  die  Legalität  der  erfolgten  Auslieferung  zu  bestreiten.  Dieser 
Rechtssatz,  den  das  Reichsgericht  auf  der  Grundlage  des  Auslieferangs- 
Vertrages  zwischen  dem  Deatschen  Reich  und  Italien  ausgesprochen 
hat  —  Urteil  des  IL  Strafsenats  vom  26.  Juni  1896,  Entscheid.  Bd.  29 
S.  22  (24)  —  gilt  auch  fUr  den  hier  fraglichen  Vertrag. 

Die  internationalen  Interessen  bedingen,  dafs  der  Verbrecher  zur 
Verantwortung  gezogen  und  der  Strafe  nicht  entzogen  werde.  Dies«' 
allen  civilisierten  Staaten  gemeinsame  Rechtszweck  findet  in  ihren  Ans- 
lieferungsverträgen  und  Gesetzen  mehr  und  mehr  Ausdruck. 
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Orofsbritaiixiien  besitzt  ein  förmlicbes  AusliefemngBgeBetz ;  TheEa^- 
Iradi^toft  Act  1870  (Nr.  98  der  DrockBachen  des  Deatscben  Reichstages» 
L  Legislaturperiode,  III.  Session),  das  eine  Reibe  von  Garantien  anf- 
stellt  und  das  eingehaltene  Verfisthren  vorsieht  (sect.  8  h).  Über  dessen 
richtige  Anwendung  and  die  gesetzroäfsige  Erfüllung  der  von  England 
ttbemommenen  Staatspflichten  hatten  die  englischen  zuständigen  Behörden 
zu  wachen,  nicht  die  deutschen  GMchte. 

Die  prozefsbindemde  Einrede  des  Angeklagten  ist  deshalb  mit 
Becht  verworfen  worden. 

Übrigens  gehört  —  wenigstens  nach  der  deutschen  Doktrin  in  der 
Lehre  des  Völkerrechts  —  fVeiwilligkeit  des  Aufenthaltes  einer  Person 
in  dem  Gebiete  des  ersuchten  Staates  nicht  zu  den  Voraussetzungen 
der  Auslieferung.  Auf  dem  Boden  dieses  völkerrechtlichen  Grundsatzes 
steht  auch  der  deutsch-britische  Auslieferungsvertrag.  Denn  die  ver- 
tragsscbliefsenden  Teile  verpflichten  sich  gegenseitig  in  den  im  Vertrag 
vorgesehenen  Fttllen  zur  Auslieferung  aller  derjenigen  Personen,  welche 
^in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  aufgefunden  werden**  (Art  1). 
Schon  die  Thatsache  der  Anwesenheit  ist  also  entscheidend  für  die 
Möglichkeit  der  Auslieferung,  nicht  die  freie  Wahl  des  ersuchten  Staates 
ab  Zufluchtsstaat 

8.  Die  Revision  erkltlrt  noch  den  Art  VII  des  Vertrages  insofern 
als  verletzt,  als  der  Angeklagte  schon  am  29.  November  1897  —  also 
noch  während  des  Vollzuges  der  im  Anschlafs  an  die  frühere  Ausliefe- 
rang erkannten  Strafe  —  zur  Untersuchung  gezogen  worden  sei,  yj^' 
rend  der  Auslieferungsantrag  nach  dem  Bescheide  des  Kgl.  Preufsischen 
Jnstizministers  vom  4.  Oktober  1899  erst  um  diese  Zeit  gestellt  sein 
könne. 

Auch  diesen  Einwand  hat  der  erste  Richter  ohne  Rechtsirrtum 
verworfen,  da  das  jetzt  ergangene  Urteil  auf  dem  Ergebnise  der  Haupt- 
verhandlung und  nicht  auf  jenen  Untersuchungshandlungen  beruht  .  .  • 

C.    Rechtshtllfe. 

Erteilung  von  JErhscheinen  im  Wege  der  Rechtshülfe. 

Beachlufs  des  Oberlandesgerichts  Jena  vom  28.  M&rz  1900  (Mugdan  u.  Falh- 
manny  Die  Rechtsprechung  der  Oberlandesgerichte,  1.  Jahig.,  Nr.  HS.  194)» 

Das  Amtsgericht  A.  hat  das  Amtsgericht  B.  ersucht,  für  die  Erben 
einer  im  Bezirke  B.  verstorbenen  Person  Erbscheine  auszustellen.  Da 
das  Amtsgericht  B.  die  Ausstellung  dieser  Erbscheine  nicht  für  erfor- 
derlich hielt,  wurde  die  Entscheidung  des  Oberlandesgerichts  beantragt. 
Dem  Antrage  konnte  nicht  entsprochen  werden. 

Die  Ausstellung  eines  Erbscheines  erfolgt  —  abgesehen  von  §  792 
CPr.O.  —  nur  auf  Antrag  des  Erben  (§§  2858,  8357  B.G.B.).  Dritte 
sind  zu  diesem  Antrage  nicht  befugt  Eine  Vorschrift,  nach  welcher 
das  Nachlafsgericht  von  anderen  Gerichten  die  Erteilung  von  Erbscheinen 
im  W^e  der  Rechtshülfe  verlangen   könne,   besteht  nicht.     Die  Ver- 
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weigerang  der  AtusteUang  der  Erhscheine  durch  das  Amtsgericht  B. 
erscheint  daher  nicht  als  eine  Verweigerung  der  RechtshOlfe.  Denn 
von  Rechtshülfe  kann  nur  da  gesprochen  werden,  wo  ein  Gericht  sich 
der  Httlfe  eines  anderen  Gerichtes  bedient,  um  eine  eigentlich  ihm  ob- 
liegende Amtshandlung  zu  erledigen;  das  ersuchte  Gericht  bildet  dabei 
gewissermafsen  nur  den  verlängernden  Arm  des  ersuchenden.  Ein  solcher 
Pall  liegt  aber  hier  nicht  vor.  Das  „Ersuchen^  des  Amtsgerichtes  A. 
ist  ein  Antrag  auf  Vornahme  einer  Amtshandlung,  die  das  Amtsgericht 
B.  eventuell  selbstKndig  und  unmittelbar  kraft  eigener  Entachliefsung  ni 
bewirken  haben  würde  Dieser  Antrag  ist  nicht  anders  su  beurteilen, 
als  wenn  er  von  einer  Privatperson  gestellt  wHre.  Die  Weigerung,  dem 
^Ersuchen*  zu  entsprechen,  kann  daher  nicht  auf  Grund  des  §  160 
G.V.G.  und  §  2  Fr.G.G.  angefochten  werden. 


Österreich. 

Recbtsprecbiiiig  Ssterreichischer  GericbtshSfe. 

Zur  Frage  der  Zuständigkeit  (§  101  J.N.  und  §  35,  ung.  Ges.- 

Art.  LVIv.  J.  1868). 

Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  26.  Juli  1900,  Z.  10405. 

Das  Bezirksgericht  für  Handelssachen  in  X.  hat  in  der 
Rechtssache  der  Firma  A.  in  X.,  Rlllgerin  wider  die  Firma  B.  in  Y. 
(Ungarn),  Beklagte  wegen  480  Kr.,  der  von  der  Beklagten  erhobenen 
Inkompetenzeinwendung  stattgegeben,  die  Klage  der  Fhrma  A.  w^n 
ungehörigen  Gerichtsstandes  zurückgewiesen  und  das  hierüber  eingeleitete 
Ver&hren  sistiert.  Begründung:  Nach  Inhalt  der  Klage  in  Über- 
einstimmung mit  dem  tbatsäcblichen  Vorbringen  des  klttgerischen  Ver- 
treters handelt  es  sich  im  vorliegenden  Falle  um  eine  Schadenersatz- 
forderung  wegen  Verweigerung  der  rechtzeitigen  Lieferung,  und  es  wird 
die  Kompetenz  dieses  Gerichtes  damit  begründet,  dafs  der  Inhaber  der 
beklagten  Firma  ein  Angehöriger  des  ungarischen  Staatsverbandes  ist 
und  KlXgerin  im  Sprengel  dieses  Gerichtes  ihre  Handelsbttcher  Mai 
•(§  101  J.N.  und  §  35  ung.  Ges.-Art  LIV  vom  Jahre  1868  —  Civil- 
prozefsordnung).  Die  citierte  Bestimmung  der  ungarischen  CivilprozeTs- 
Ordnung  lautet  nun  wörtlich :  „Die  Prozesse  wegen  Erfüllung  und  Un- 
gültigerklärung eines  Vertrages,  sowie  die  aus  der  NichterOlllnng  ent- 
springenden Schadenersatzklagen  können  auch  bei  demjenigen  Gotchte 
anhängig  gemacht  werden,  in  dessen  Sprengel  der  Vertrag  zu  stände 
gekommen  oder  nach  der  Natur  der  Sache  oder  dem  Gesetze  gemäfii 
zu  erftlllen  ist  Auf  Buchauszflgen  und  Rechnungen  begründete  For- 
derungen können  innerhalb  anderthalb  Jahren  —  und  wenn  der  Boeh- 
oder  Rechnungsauszug  gesetzmäfsig  beglaubigt  worden  ist,  innerhalb 
drei  Jahren    bei    dem  Gerichte   des  Ortes   eingeklagt  werden,   wo  die 
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Bttcher  geführt  werden.  **  —  Dafs  die  Kompetenz  dieses  Oeriehtes  sieh 
auf  den  enten  Absatz  der  citierten  gesetzlichen  Bestimmang  stützen 
dfirfte,  ist  ans  der  EJage  nieht  zu  entnehmen  und  es  kann  dies  auch 
naeh  Inhalt  der  Klage  aus  dem  Gesetze  nicht  deduziert  werden,  zumal 
der  behauptete  Vertragsabschlufs  unter  Abwesenden  auf  schriftlichem 
Wege  geschah,  der  ErftlUungsort  nicht  vertragsmäf^ig  bestimmt  wurde 
und  nach  dem  Gesetze  (Art.  824,  842  H.G.B. ;  §  905,  1420  a.  b.  G.B.) 
der  Erfüllungsort  nicht  im  Sprengel  dieses  Gerichtes  liegt  Bezüglich 
des  zweiten  Absatzes  der  citierten  gesetzlichen  Bestimmung,  auf  welche 
sich  Klägerin  in  ihrer  Klage  ausdrücklich  bezieht,  ist  hervorzuheben, 
dafs  es  sich  keinesfalls  um  eine  auf  einen  Buchauszng  oder  eine  Rech- 
nung gegrUndete  Forderung  handelt,  da  die  eingeklagte  Schadenersatz» 
forderung  erst  gerichtlich  festgesteUt  werden  soll,  daher  von  der  Klägerin 
nicht  im  voraus  gebucht  werden  konnte  und  nach  der  Intention  der 
bezUglicIien  Gesetzesstelle  darunter  lediglich  Forderungen  ans  laufenden 
Rechnungen,  die  auf  Grund  bestimmter  Gkschftftsabschlttsse  gebucht  zu 
werden  pflegen,  zu  verstehen  sind.  Dafs  jede  Forderung  gebucht 
werden  kann,  ist  zwar  physisch  mllglich,  es  darf  aber  nicht  jede  solche 
Forderung  unter  die  in  Rede  stehende  gesetzliche  Bestimmung  sub- 
sumirt  werden  und  deshalb  blieb  der  Antrag  der  Klllgerin  auf  nach- 
titfgliclie  Vorlage  eines  Buchauszuges  über  die  eingeklagte  Forderung 
und  auf  Zulassung  des  Sachverständigenbeweises  darüber,  dafs  auch 
solche  Forderungen  gebucht  werden,  unberücksichtigt  Der  geltend  ge- 
machte Kompetenzgrund  gemäfs  §  101  J.N.  trifit  hier  nicht  zu,  und  es 
war  daher  die  Klage  zurückzuweisen. 

Das  Handelsgericht  in  X.  als  Rekursgericht  hat  dem 
Rekurse  der  klagenden  Firma  Folge  gegeben,  in  Abttnderung  des  erst- 
richterlichen  Beschlusses  die  Inkompetenzeinwendung  der  Beklagten  ab- 
gewiesen und  dem  Bezirksgerichte  für  Handelssachen  angetragen,  sich 
der  Verhandlung  und  Urteilsfüllung  in  der  Hauptsache  zu  unterziehen. 
Begründung:  Das  ungarische  Gesetz  unterscheidet  nicht,  auf  welcher 
Grundlage  die  Fordernis  beruht,  ob  auf  einem  Warenkaufe  oder  etwa 
auf  einem  aus  diesem  oder  einem  anderen  Greschäfte  entspringenden 
Ersatzansprüche.  Der  klagenden  Firma  kann  nicht  aufgebürdet  werden, 
schon  im  Rechtsstreite  über  die  Kompetenz  zu  erweisen,  dafs  die  Er- 
satzforderung zu  Recht  bestehe  und  sie  sonach  berechtigt  war,  dieselbe 
zu  buchen;  diese  Frage  ist  erst  im  Hauptprozesse  auszutragen.  Aller- 
dings war  der  Buchauszug  der  Klage  beizulegen,  weil  das  Gericht  die 
Zustttndigkcit  von  Amts  wegen  zu  prüfen  hat  Nachdem  sich  die 
Zurückweisung  der  Klage  lediglich  auf  die  unrichtige  rechtliche  Be- 
urteilung des  §  85,  Ges.-Art.  LIV  vom  Jahre  1868  stützt,  die  ungap 
rische  Staatsbürgerschaft  des  Inhabers  der  beklagten  Firma  sohin  nicht 
bestritten  erscheint,  so  war  in  Abttnderung  des  erstrichterlichen  Be- 
schlusses nach  §  475  C.Pr.0.  zu  erkennen. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  dem  Revisionsrekurse  der  Be- 
klagten unter  Verweisung  auf  die  zutreffende  Begründung  der  Elntschei- 
dnng  des  Rekursgerichtes  keine  Folge  gegeben  und  den  Ausführungen 
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des  ReviBionsrekaiseB  gegentiber  nur  noch  bemerkt,  dafs  eine  Klage 
wegen  Erfüllung  eines  Vertrages  doch  gewifs  auch  eine,  auf  einen 
BuchauBzng  oder  auf  eine  Rechnung  g^grtlndete  Forderung  zum  Gegen- 
stände haben  kann,  nichtsdestoweniger  aber  die  Pjrozesse  wegen  Ver- 
tragserfüllung im  ersten  Absätze  des  §  35  ung.  6es.-Art  LIV  Tom 
Jahre  1868  ibre  Behandlung  finden,  während  die  Einklagung  von  auf 
Buchauszttge  oder  Rechnungen  gegründeten  Forderungen  im  zweiten 
Absätze  dieses  Paragraphen  geregelt  erscheint 

Nach  Art.  12  des  ssmschm  mehreren  Staaten  abgeschlossenen  Über- 
einkommens 0ur  Regelung  einiger  Fragen  des  internationalen  Prioai- 
rechtes  vom  14.  November  1896,  B.G.BI  Nr.  85  ex  1899  sind  nur 
jene  Entscheidungen  in  jedem  der  anderen  Veriragsstaaten  durch 
die  /suständige  Behörde  nach  Mafsgabe  der  dortigen  Gesetze  voU- 
streckbar  y  wodurch  der  Kläger  oder  Intervenient ,  der  von  der 
Sicherheitsleistung  oder  Hinterlegung  für  die  Projsefskosten  befreit 
war,  in  die  Prozefskosten  verurteilt  wurde. 
Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  &  August  1900,  Z.  1124L 

Die  erste  Instanz  hat  in  der  Exekntionssache  des  Eduard  A., 
betreibenden  Glttubigers  gegen  Albine  A.,  Verpflichtete  wegen  1663  frcs. 
50  ct.,  dem  betreibendenden  Gläubiger  zur  Hereinbringung  seiner  For- 
derung die  Exekution  mittelst  Pfändung  der  in  der  Gewahrsame  der 
Verpflichteten  befindlichen  Sachen  bewilligt  und  den  Vollzug  angeordnet 

Die  zweite  Instanz  hat  dem  Rekurse  der  Verpflichteten  statt- 
gegeben und  den  gestellten  Exekutionsantrag  vollinhaltlich  abgewiesen.  -— 
Gründe:  Eduard  A.  hat  auf  Grund  der  KostenadjustierungserkUürnng 
des  Präsidenten  des  Grerichtshofes  in  X.  (Schweiz)  vom  5.  Jänner  und 
11.  Mai  1900  um  die  PAlndung  der  erwähnten  Sachen  der  Albine  A. 
zur  Hereinbringnng  der  Forderung  aus  der  vorcitierten  Entscheidung 
augesucht,  ohne  anzuführen,  auf  welche  gesetzlichen  Bestimmungen  sich 
dieser  Exekutionsantrag  stützt,  und  die  erste  Instanz  hat  dem  gestellten 
Antrage  —  nach  Art  12  des  zwischen  mehreren  Staaten,  darunter  der 
Schweiz,  getrofienen  Übereinkommens  vom  14.  November  1896  aus- 
gedehnt laut  des  AnscblufsprotokoUes  vom  9.  November  1897t  R*G.61. 
Nr.  85  ex  1899  auf  die  Österreichisch-ungarische  Monarchie  —  statt- 
gegeben. Rekurrentin  ficht  nun  diesen  Beschlufs  unter  Aufstellung  der 
Behauptung  an,  dafs  die  Voraussetzungen  der  Anwendbarkeit  dieses 
Artikels  nicht  vorhanden  seien,  weil  in  dem  Ehescheidungsprozease, 
welcher  mit  dem  Urteile  des  Gerichtshofes  in  X.  vom  5.  Jänner  1900 
zur  Entscheidung  gelangte,  Eduard  A.,  welcher  Bürger  von  X.  sei, 
gegen  sie  als  Kltfger  aufgetreten  sei,  und  nicht  sie  gegen  ihn.  Nachdem 
nun  nach  Art  1 2  des  erwähnten  Übereinkommens  nur  Entscheidungen, 
wodurch  der  Kläger  oder  Intervenient,  der  von  der  Sicherheits- 
leistung oder  Hinterlegung  für  die  Prozefskosten  befreit  war,  in  die 
Prozefskosten  verurteilt  wurde,  in  jedem  der  anderen  Vertragsstaaten 
durch  die  zuständige  Behörde  nach  Mafsgabe  der  dortigen  G^etze  voll- 
streckbar sind,  und  durch  die  vorgelegte"  schweizerische  Urkunde  keines- 
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w^gB  nachgewiesen  erscheint,  dafs  Albine  A.  als  Klägerin  oder  Inter- 
yenientin  in  die  fraglichen  Prozefskosten  verurteilt  wurde,  dieselbe  viel- 
mehr in  dieser  Urkunde  stets  als  Geklagte  bezeichnet  wird,  —  so  er- 
scheint die  Anwendbarkeit  des  Art.  12  des  besagten  Übereinkommens 
ansgeschlossen.  Aber  auch  nach  §  79  und  ff.  Ezek.O.  kann  die  an- 
gesuchte  Exekution  nicht  bewilligt  werden,  weil  auf  Grund  anslttndischer 
fixekutionstitel  Exekutionshandlungen  nur  dann  und  in  dem  Mafse  statt- 
finden, als  die  Gegenseitigkeit  durch  Staatsvertrüge  oder  darüber  erlassene, 
im  Reichsgesetzblatte  kundgemachte  Regierungserkittrungen  verbürgt  ist, 
—  diese  Voraussetzung  aber  gleichfisdls  nicht  vorliegt. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  dem  Revisionsrekurse  des  be- 
treibenden Gläubigers  keine  Folge  gegeben;  denn  die  Art  11  und  12 
dee  Übereinkommens  vom  14.  November  1896,  ausgedehnt  laut  des 
AnschlufsprotokoUes  vom  1.  Februar  und  9.  November  1897,  R.G.BL 
Nr.  85  ex  1899  auf  Osterreich,  sprechen  nur  von  dem  Falle,  als  An- 
gehörige der  Vertragsstaaten  in  einem  anderen  dieser  Staaten  ab  Kläger 
oder  Intervenienten  auftreten  und  beziehen  sich  nur  auf  die  VoUstreck- 
barkeit  solcher  Entscheidungen,  womit  solchen  Klägern  und  Inter- 
venienten, welche  von  einer  Sicherheitsleistung  oder  Hinterlegung  für 
die  Prozefskosten  befreit  wurden,  der  Ersatz  von  Prozefskosten  auferlegt 
worden  ist.  Im  vorliegenden  Falle  handelt  es  sich  aber  nicht  um 
solche  Kosten,  weil  Albine  A.  in  dem  Vertragsstaate  Schweiz  nicht  als 
Kläger  oder  Intervenient  des  Klägers  aufgetreten  ist,  sondern  vielmehr 
dort  als  Beklagte  belangt  wurde.  Zu  einer  ausdehnenden  Auslegung 
des  Ausdruckes  „Intervenient*',  wie  sie  der  betreibende  Gläubiger  ver- 
langt, liegt  aber,  abgesehen  davon,  dafs  diesfalls  nicht  der  französische 
Text  des  Übereinkommens,  sondern  nur  die  im  Reichsgesetzblatte  ver- 
(Sffentlichte  authentische  deutsche  Übersetzung  mafsgebend  sein  kann, 
auch  schon  deshalb  kein  Grund  vor,  weil  die  österreichische  Civilprozels- 
ordnung  (§§  57 — 62)  überhaupt  eine  Sicherstellung  von  Prozefskosten 
nur  seitens  des  Klägers  gegenttber  dem  Beklagten,  nicht  aber  umgekehrt 
kennt,  und  weil,  wenn  die  Ausdehnung  der  Begünstigung  im  Sinne  der 
Ausführungen  des  Revisionsrekurses  beabsichtigt  gewesen  wäre,  der 
Ausdruck  „Beklagter^  im  Übereinkommen  sicherlich  nicht  unterlassen 
worden  wäre.  Zu  einem  Vorgehen  im  Sinne  des  §  82  Exek.0.  lag 
kein  Grund  vor,  da  der  betreibende  Gläubiger  gar  nicht  behauptet  hat, 
dafs  sämtliche  im  §  80  Exek.O.  aufgeführten  Voraussetzungen  vor- 
liegend zutreffen. 

Einem  ExekutionsatUrage  y  der  sich  auf  ein  Erkenntnis  eines  aus- 
ländischen Gerichtes  gründet,  ist  nur  dann  stattzugeben^  wenn  die 
Rechtssache  nach  Mafsgabe  der  in  Österreich  über  die  Zuständig- 
keit geltenden  Bestimmungen  im  Auslände  anhängig  gemacht  werden 

konnte. 
Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  11.  Juli  1900,  Z.  9551. 

Die  erste  Instanz  hat  in  der  Exekntionssache  des  A.,  Bach- 
händlers in  Berlin,   betreibenden  Gläubigers  wider  B.   in  Wien,   Ver- 
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pflichteten,  wegen  186  Mk.  35  Pf.  b.  N.O.,  das  Begehren  da  be- 
treibenden Gläubigers  um  Bewilligung  der  Mobilar-  und  Forderungs- 
pfändung  wider  den  Verpflichteten,  abgewiesen.  —  Gründe: 
Der  betreibende  Gläubiger  hat  den  Nachweis,  dafs  die  Rechtssache  nach 
MaTsgabe  der  im  Inlande  tlber  die  Zuständigkeit  geltenden  Bestimmungen 
im  Auslande  anhängig  gemacht  werden  konnte,  nicht  erbracht.  Aus 
dem  von  ihm  vorgelegten  Urteile  des  Amtsgerichtes  I  in  Berlin  eigieht 
sich  nur,  dafs  er  in  dem  thatsächlichen  Vorbringen  der  Klage  behauptete, 
dafs  er  dem  BekUgten  laut  Bestellscheines  Waren  mit  dem  Erfüllungs- 
orte Berlin  geliefert  habe.  Damit  ist  allerdings  der  Gerichtsstand  des 
§  29  der  deutschen  C.Pr.0.  begründet  Zur  Begründung  des  Gerichts- 
standes des  Erfüllungsortes  nach  §  88  J.N.  würde  jedoch  der  belogene 
Bestellschein,  welcher  übrigens  diesem  (Berichte  nicht  einmal  vorliegt, 
nicht  hinreichen.  Es  wurde  demnach  dem  Erfordernisse  des  §  80  Z.  1 
Exek.O.  nicht  entsprochen. 

Die  zweite  Instanz  hat  über  Rekurs  des  betreibenden  Gläu- 
bigers den  erstrichterlichen  Beschlufs  bestätigt  —  Gründe:  Nach 
§  80  Z.  1  Exek.O.  ist  einem  Exekutionsantrage,  der  sich  auf  ein  Er- 
kenntnis eines  auswärtigen  Gerichtes  gründet,  nur  dann  stattzugeben, 
wenn  die  Rechtssache  nach  Mafsgabe  der  im  Inlande  über  die  Zu- 
ständigkeit geltenden  Bestimmungen  im  Auslande  anhängig  gemacht 
werden  konnte.  Eine  analoge  Bestimmung  enthält  §  661  Z.  3  der 
deutschen  C.Pr.O.  vom  80.  Jänner  1877  (J.M.V.  vom  10.  Dezember 
1897,  R.G.BL  Nr.  287),  sowie  §  828  Z.  1  der  im  Deutschen  Reiche 
vom  1.  Januar  1900  an  geltenden  Civilprozefsordnung  (J.M.V.  vom 
21.  Dezember  1899,  R.G.B1.  Nr.  253).  Im  Sinne  des  §  80  Z.  1 
Exek.0.  ist  nun  zu  untersuchen,  ob  die  Kompetenz  des  ausländischen 
Gerichtes  nach  irgend  einer  Bestimmung  des  inländischen  Gesetzes  ge- 
geben ist  und  ako  die  Rechtssache  im  auswärtigen  Staate  nach  den 
Bestimmungen  des  österreichischen  Gesetzes  anhängig  gemacht  und  durch- 
geführt werden  konnte.  Die  bei  dem  Amtsgericht  I  in  Berlin  einge- 
brachte Klage  beruft  sich,  wie  aus  dem  Urteilsthatbestande  hervorgeht, 
auf  den  Gerichtsstand  des  Erfüllungsortes,  und  das  Amtsgericht  I  in 
Berlin  hat  sich  nach  §  29  der  deutschen  C.Pr.O.  für  zuständig  erklärt, 
weil  es  infolge  Ausbleibens  des  Beklagten  von  dem  auf  den  8.  No- 
vember 1899  anberaumten  Termine  angenommen  hat,  dafs  Beriin  sls 
Erfüllungsort  vereinbart  wurde.  Die  Vereinbarung  des  Erfüllungsortes 
begrtlndet  aber  nach  §  88  der  Osterreichischen  J.N.  noch  nicht  den 
Gerichtsstand  des  Erfüllungsortes,  weil  hierzu  erforderlich  ist  entweder 
eine  schriftliche  Übereinkunft;  der  Parteien,  in  welcher  enthalten  sein 
mufs,  dafs  durch  die  Begründung  des  ErMlungsortes  auch  die  Berech- 
tigung zur  Klage  an  diesem  Orte  begründet  ist,  oder  unter  Personen, 
welche  ein  Handelsgewerbe  betreiben,  die  unbeanstandet  gebliebene 
Annahme  einer  zugleich  mit  der  Ware  oder  schon  vor  Einlangen  der 
selben  übersendeten  Faktura,  welche  mit  dem  Vermerke  versehen  ist, 
dafs  die  Zahlung  an  einem  bestimmten  Orte  zu  leisten  ist  und  dafs  an 
demselben    Orte   die   Klagen   aus   dem    Geschäfte    angebracht   werden 


Österreich.  397 

könneD.  Diese  VoraiuHetziuigeii  des  §  88  J.N.  li^en  hier  nicht  vor, 
und  eine  andere  Art  der  Zostttndigkeit  wird  von  dem  betreibenden 
Gläubiger  nicht  behauptet.  Es  erscheint  daher  die  Zuständigkeit  des 
Amtsgerichts  I  in  Berlin  ans  dem  Gerichtsstande  des  Erfüllungsortes 
nach  dem  österreichischen  Gesetze  nicht  begründet. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  dem  Revisionsrekurse  des  be- 
treibenden Gläubigers  unter  Verweisung  aaf  die  zutreffende  Begründung 
des  angefochtenen  Beschlusses  der  zweiten  Instanz  keine  Folge  ge- 
geben. 

Die   im  Auslande   (Rumänien)  geübte  Ablehnung    des   VoUjsuges 

österreichischer   Urteile  beinhaltet   keine  rechtliche   Unmöglichkeil 

der  Ausübung  eines  Rechtes,  hemmt  also  nicht  die  Verjährung. 

Entecheidmig  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes  vom  &  M&rz  1900,   Z.  846 
(Jur.  Bl.  XXIX.  Jahrg.  S.  417). 

Das  k.  k.  Landesgericht  in  Wien  hat  in  der  Rechtssache  des 
A.  B.,  Raufmannes  in  Braila  (Kittgers),  wider  S.  T.  und  S.  D.,  pro- 
tokollierte Kaufleute  in  Wien  (Geklagte),  wegen  Opposition  gegen 
die  Exekutionsbewilligungen  vom  5.  Mai  1899  G.Z.  ^-  ^-^^  n^^ 
G.Z.  ^'^-^  auf  Grund  der  mit  beiden  Parteien  durchgeftihrten 
mündlichen  Verhandlung  mit  Urteil  vom  30.  September  1899  G.Z. 
cg,  HL  826-99  ^^  g^j^^  erkannt:  I.  Es  wird  festgesteUt,  dafs  von  den 
6-prozentigen  Zinsen  des  Betrages  von  3802  fl.  91  kr.,  welche  dem 
S.  T.  in  dem  Urteile  des  k.  k.  Landesgerichtes  in  Wien  vom  18.  Ok- 
tober 1887  Z.  85  473  wider  den  Kläger  A.  B.  zuerkannt  wurden, 
jene,  welche  in  der  Zeit  vom  10.  Dezember  1887  bis  1.  Mai  1896 
erlaufen  waren,  durch  Verjährung  erloschen  sind.  11.  Es  wird  femer 
festgestellt,  dafs  von  den  5-prozentigen  Zinsen  des  Betrages  von  955  fl. 
25  kr.,  welche  von  dem  ZweitgekUgten  8.  D.  durch  Urteil  des  k.  k. 
Ijandesgerichtes  in  Wien  vom  27.  September  1887  Z.  79405  wider 
den  Kläger  A.  B.  zuerkannt  wurden,  jene,  welche  in  der  Zeit  vom 
19.  November  1887  bis  1.  Mai  1896  erlaufen  waren,  durch  Verjäh- 
rung erloschen  sind.  III.  Soweit  in  der  Klage  auch  die  Feststellung 
der  Verjährung  jener  Zinsen  verlangt  wird,  welche  ad  I  in  der  Zeit 
vom  18.  Oktober  1887  bis  10.  Dezember  1887,  ad  II  in  der  Zeit  vom 
27-  September  1887  bis  19.  November  1887  erlaufen  sind,  wird  sie 
abgewiesen.  IV.  Die  Geklagten  sind  schuldig,  dem  Kläger  die  Ge- 
richtskosten im  Betrage  hon  85  fl.  18  kr.  binnen  14  Tagen  bei  Exe- 
kution zu  bezahlen. 

Thatbestand:    Mit  Beschlufs  des  k.  k.  Landesgerichtes  in  Wien 

vom  5.  Mai  1899  G.Z.  ^'  ^'^  wurde  auf  Grund  des  Urteils  vom 
18.  Oktober  1887  Z.  85  473  dem  Erstgeklagten  S.  T.  wider  den 
Kläger  A.  B.  die  Exekution  mittelst  Pfändung  eines  dem  Kläger  zu- 
gefallenen Erbgates  bezüglich  der  Forderung  von  3802  fl.  91  kr.  samt 
6-prozentigen  Zinsen  seit  25.  März  1887,  556  fl.  52  kr.  Gerichts-  und 
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41  fiL  82  kr.  Exekutionskosten  bewilligt  Mit  Beschlufs  vom  selben 
Datum  G.Z.  ^'  ^^'^  wurde  dem  Zweitgeklagten  S.  D.  auf  Grand 
des  Urteils  vom  27.  September  1887  Z.  79405  wider  den  Kläger  die 
gleiche  Exekution  bezüglich  der  Forderung  von  955  fiL  25  kr.  samt 
5-prozentigen  Zinsen  seit  1.  März  1887,  54  £L  32  kr.  Prozefs-  und 
15  fl.  65  kr.  Exekutionskosten  bewilligt  Gegen  diese  Exekutions- 
bewilligungen erhebt  nun  der  Kläger  Oppositionsklage.  Er  behauptet, 
dafs  die  seinen  Gläubigern  zustehende  Zinsenforderung  seit  dem  Tage 
der  Urteibf^llung  bis  zu  drei  Jahren,  von  dem  Tage  der  Einbringung 
des  Exekutionsgesuches  zugerechnet,  durch  Verjährung  erloschen  sei. 
Denn  es  habe  weder  ein  Hemmungsgrund  der  Verjährung  bestanden, 
noch  sei  eine  Unterbrechung  der  Verjährung  eingetreten.  Die  Geklagten 
bestreiten  diesen  Anspruch.  Es  sei  ihnen  nicht  möglich  gewesen,  gegen 
den  Kläger  irgend  welche  Schritte  zu  unternehmen,  da  dieser  am 
27.  Juni  1887  nach  Rumänien  abgereist  sei,  seit  dieser  Zeit  nicht  in 
Österreich  geweilt  habe  und  auch  keinerlei  Vermögen  in  Österreich  be- 
sessen habe,  bis  ihm  im  März  1899  das  Erbgut  angefallen  sei.  Im 
Jahre  1888  hatten  sie  allerdings  ein  Ezekutionsgesuch  eingebracht, 
allein  die  Durchführung  der  vom  Liandesgerichte  in  Wien  bewilligten 
Exekution  ist  in  Rumänien  verweigert  worden.  Der  Kläger  giebt  diese 
Umstände  zu,  bestreitet  nur,  seit  27.  Juni  1887  nie  in  Österreich  ge- 
weilt zu  haben.  Er  sei  wiederholt  in  Österreich  gewesen  und  habe 
auch  Vermögen  mit  sich  geführt  Der  Antrag  des  Klägers  auf  seine 
eidliche  Vernehmung  über  diesen  Umstand  wird  vom  Gerichte  abgelehnt 
Ans  den  Akten  der  früheren  Prozesse  wurde  konstatiert,  dafs  der  Erst- 
geklagte  S.  T.  am  10.  Dezember  1887,  der  Zweitgeklagte  D.  am 
19.  November  1887  gogen  den  Kläger  ein  Exekutionsgesuch  ein- 
gebracht habe. 

Entscheidungsgründe:  Die  in  einem  Urteile  für  die  Zeit 
ihrer  späteren  Fälligkeit  zugesprochenen  Zinsen  unterliegen  der  drei- 
jährigen Verjährungszeit  des  §  1480  a.  b.  G.B.  Dieser  Satz  bedarf 
zu  seiner  Begründung  nur  des  Hinweises  auf  die  übereinstimmenden 
Aussprüche,  sowohl  der  Theorie  als  der  Spruchpraxis,  und  auf  die  in 
dem  Ministerial«rlasse  vom  21.  Juli  1858  Z.  105  R.G.B1.  gegebene 
Interpretation.  Es  war  abo  zu  untersuchen,  ob  die  dreijährige  Ver- 
jährungsfrist iHr  die  in  der  Klage  genannten  Zinsen  abgelaufen  ist 
Zunächst  ist  zu  erörtern,  ob  die  Verjährung  zu  laufen  überhaupt  be- 
ginnen konnte.  Nach  §  1478  a.  b.  G.B.  zieht  der  Nichtgebrauch  eines 
Rechtes  nur  dann  die  Verjährung  nach  sich,  wenn  das  Recht  an  sieh 
hätte  ausgeübt  werden  können.  Der  Gerichtshof  erachtete  nun,  dafs 
den  Geklagten  die  Möglichkeit  der  Ausübung  ihres  Anspruches  auf  die 
zugesprochenen  Zinsen  nicht  benommen  war.  Es  kann  hierbei  nur  auf 
die  rechtliche  Möglichkeit  ankommen,  nicht  auch  darauf,  ob  die  Ver- 
mögensverhältnisse des  Schuldners  die  thatsächliche  Durchsetzung  des 
Anspruches  ermöglichten.  Die  Geklagten  konnten  nur  bei  dem  Prozeft- 
gerichte  um  Exekution  des  Urteils  ansuchen,  auch  wenn  ihr  Schuldner 
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sieh  in  Rnrnttnien  be&nd.  Sie  haben  ja  thatB&ehüch  diesen  Schritt  ein- 
mal nnternommeQ  und  hätten  ihn  innerhalb  je  dreier  Jahre  wieder 
unternehmen  können,  wenn  er  sich  das  erste  Mal  auch  als  erfolglos 
zeigte.  Die  Geklagten  hätten  femer  eine  Klage  bei  dem  nimllnischen 
Gerichte  einbringen  können,  da  sie  ja  den  Wohnsitz  ibres  Schuldners 
in  Braila  kannten.  Wenn  sie  diesen  Kostenaufveand  scheuten,  so  müssen 
sie  aber  auch  die  Folgen  der  Unterlassung  tragen.  Der  Wohnsitz  des 
Schuldners  in  Braila  brachte  daher  die  rechtliche  Unmöglichkeit  ftlr  die 
Greklagten,  ihren  Anspruch  gerichtlich  zu  verfolgen,  nicht  mit  sich.  Die 
Verjährung  konnte  ihren  Lauf  beginnen.  Ein  gesetzlicher  Hemmungs- 
gmnd  der  Verjährung  wurde  nicht  angeführt  Wohl  aber  ein  Unter- 
brechungsgrund. S.  T.  hat  am  10.  Dezember  1887,  S.  D.  am  19.  No- 
vember 1887  ein  Gesuch  um  Vollstreckung  des  urteilsmäfsig  einem 
jeden  zuerkannten  Anspruches  tiberreicht.  Ein  solches  Gesuch  wirkt 
ebenso  wie  eine  Klage,  denn  nach  erflossenem  Urteile  bildet  das  Exe- 
kutionsgesuch  das  einzige  Mittel  zur  Durchsetzung  des  Anspruches.  Die 
Klageführung  im  Inlande  wäre  ja  in  diesem  Stadium  unstatthaft.  Die 
Verjährung  der  bis  10.  Dezember  1887  und  19.  November  1887  er* 
wmchsenen  Zinsen  war  daher  unterbrochen,  sie  konnte  von  neuem  zu 
laufen  beginnen,  seitdem  die  Geklagten  die  Fortsetzung  der  Exekution, 
die  sich  als  unausführbar  herausstellte,  unterliefsen ;  allein  die  bereits 
verfiülenen  Zinsen,  auf  welche  sich  jene  Ezekutionsbewilligungen  be- 
zogen, unterkgen  geradeso  wie  jene  bereits  verfallenen  Zinsen,  welche 
in  einem  Urteile  zugesprochen  werden,  der  r^elmäfsigen  dreijährigen 
Verjährung.  Letztere  Zeit  ist  aber  noch  nicht  abgdaufen,  es  sind  daher 
die  bis  zu  den  angegebenen  Zeitpunkten  erlaufenen  Zinsen  nicht  ver- 
jährt. Soweit  es  sich  um  die  Zinsen  handelt,  die  seit  dem  10.  De- 
zember 1887  und  19.  November  1887  bis  zum  1.  Mai  1896  erwachsen 
sind,  vermochten  die  Geklagten  einen  Thatbestand  für  die  Unterbrechung 
der  Verjährung  nicht  anzuführen;  diese  Zinsen  gelten  daher  als  ver- 
jährt. Weil  der  Kläger  nur  mit  einem  verhältnismäfsig  sehr  kleinen 
Teile  seines  Begehrens  sachfUlig  wurde,  dessen  Abwehr  den  Geklagten 
keine  besonderen  Kosten  verursachten,  wurde  den  Geklagten  der  Ersatz 
der  gesamten  Prozefskosten  auferlegt. 

Infolge  Berufung  der  Geklagten  hat  das  k.  k.  Oberlandes- 
gericht in  Wien  als  Berufungsgericht  auf  Grund  der  mit  beiden 
Parteien  öffentlich  durchgeführten  mündlichen  Berufungsverhandlung  mit 
Urteil  vom  27.  November  1899  G.Z.  ^^^^^-^=^  zu  Recht  erkannt: 
Der  Berufung  wird  Folge  gegeben,  das  Urteil  erster  Instanz  teil- 
weise abgeändert  und  das  Klagebegehren,  auch  soweit  es  1.  die 
Feststellung,  dafs  von  den  6-prozentigen  Zinsen  des  Betrages  von 
3802  fl.  91  kr.,  welche  dem  S.  T.  in  dem  Urteile  des  k.  k.  Landes- 
gerichtes Wien  vom  18.  Oktober  1887  Z.  5472  wider  den  Kläger  A.  B. 
zuerkannt  wurden,  jene,  welche  in  der  2^it  vom  10.  Dezember  1887 
bis  1.  Mai  1896  erlaufen  waren,  durch  Verjährung  erloschen  seien, 
betrifft,  und  soweit  es  2.  die  Feststellung,  dafs  von  den  5-prozentigen 


400  Rechtsprechang. 

Zinsen  des  Betrages  von  955  fl.  25  kr.,  welche  dem  Zweitgeklagten 
S.  D.  durch  Urteil  des  k.  k.  Landesgericbtes  in  Wien  Yom  27.  Sep- 
tember 1887  Z.  79405  wider  den  Klüger  A.  B.  saerkannt  worden, 
jene,  welche  in  der  Zeit  vom  19.  Noyember  1887  bis  1.  Mai  1896 
erlanfen  waren,  durch  Verjährang  erloschen  seien,  betrifft,  abgewiesen. 
Im  unangefochtenen  Teile  bleibt  das  Urteil  unberührt.  Der  Klüger 
A.  B.  ist  schuldig,  den  Geklagten  S.  T.  und  S.  D.  die  mit  80  fl.  60  kr. 
bestimmten  Kosten  erster  und  die  mit  50  &•  41  kr.  bestimmten  Kosten 
zweiter  Instanz  binnen  14  Tagen  bei  Exekution  za  bezahlen. 

Thatbestand:  Der  Sachverhalt  ist  unverändert  geblieben,  es 
wird  daher  auf  die  Darstellung  des  Thatbestandes  im  Urteile  erster 
Instanz  verwiesen. 

Entscheidungsgründe:  Die  Rechtsfrage,  die  im  vorliegenden 
Rechtsstreite  zur  Beurteilung  kommt,  ist,  ob  die  mit  den  Urteilen  des 
k.  k.  Landesgerichtes  Wien  pro  fuhuro  zuerkannten  Zinsen  verjährt 
sind  oder  nicht,  wobei  das  Berufungsgericht  die  Ansicht  d^  Erstrichters 
vollkommen  teilt,  dafs  die  Verjährungsfrist  im  konkreten  Falle  drei 
Jahre  betragen  würde.  Die  erste  Voraussetzung  fllr  den  Eintritt  der 
Verjährung  war,  dafs  die  Geklagten  das  ihnen  zustehende  Recht  an 
sich  hätten  austlben  können  und  dafs  demnach  im  Sinne  des  §  1478 
a.  b.  G.B.  die  Verjährung  zu  laufen  begonnen  hat  Diese  Voraussetzung 
ist  thatsächlich  nicht  eingetreten.  Vor  allem  ist  hierbei  im  Auge  m 
behalten,  dafs  es  sich  um  die  Geltendmachung  eines  Anspruches  ans 
einem  österreichischen  Urteile  handelt,  dafs  daher  die  vom  Kläger  an- 
geregte Frage,  ob  etwa  in  Rumänien  dasselbe,  was  hier  bereits  rechts- 
kräftig zuerkannt  wurde,  noch  einmal  hätte  eingeklagt  werden  können, 
überhaupt  nicht  in  Betracht  zu  ziehen  ist.  Das  Recht,  das  die  Ge- 
klagten, um  die  Verjährung  zu  verhindern,  hätten  ausüben  müssen,  ist 
das  durch  Urteil  begründete  Exekutionsrecht  Die  Möglichkeit  der  Aus- 
übung dieses  fkekutionsrechtes  ist  nicht  in  dem  Sinne  zu  venteheo, 
dafs  die  österreichischen  Gerichte  allenftdls  alle  drei  Jahre  hätten  an- 
gegangen werden  können,  neuerlich  eine  Exekutionsbewilligung  zu  er- 
lassen, welcher  Ausspruch  mit  Rücksicht  auf  die  schon  bekannte  Hal- 
tung der  rumänischen  Gerichte  eine  rein  akademische  Bedeutung  ge- 
habt hätte.  Darin  wäre  noch  keine  Rechtsausübung  gelegen  gewesen. 
Diese  besteht  beim  Exekutionsrechte  in  der  wirklichen  Heranziehung 
oder  wenigstens  in  dem  Versuche  der  Heranziehung  des  Vermögens 
des  Schuldners  zur  Befriedigung  des  Gläubigers  durch  die  Gerichte. 
Da  nun  die  rumänischen  Gerichte  offenbar  auf  Grund  der  rumänischen 
Gesetze  die  Vollziehung  der  Exekution  ablehnten,  konnte  eine  Heian- 
ziehung des  Vermögens  des  Schuldners  nicht  erfolgen.  Diese  Un- 
möglichkeit der  Ausübung  ist,  weil  sie  auf  den  Gesetzen  eines  anderen 
Staates  beruht,  eine  rechtliche.  Nur  eine  Änderung  der  Gesetsgehnng 
in  Rumänien  hätte  diese  rechtliche  Unmöglichkeit  beseitigen  können; 
dafs  eine  solche  erfolgt  ist,  wurde  nicht  behauptet  Da  also  die  Ver- 
jährung infolge  rechtlicher  Unmöglichkeit  der  Ausübung  gemäfs  §  1478 
nicht  zu  laufen  begonnen  hat,    mufste    das  Urteil  abg^ndert  und  das 
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Klageb^ehren  in  seiner  Gänze  abgewiesen  werden.  Der  Kostenaiis* 
sprach  gründet  sich  auf  §§  41,  50  C.Pr.0. 

Der  Revision  des  Eiligen  hat  der  k.  k.  Oberste  Gerichts- 
hof mit  Urteil  vom  8«  März  1900  Z.  846  Folge  gegeben,  daa 
Urteil  des  Berofong^gerichtes  abgeändert  nnd  jenes  der  ersten  Instanz, 
in  den  Punkten  I,  II  und  IV  wiederhergestellt  Die  Geklagten  sind 
schuldig,  dem  Kläger  die  mit  52  Kronen  42  Heller  bestimmten  Kosten 
des  BeruAmgsvtiz&hrens  und  die  mit  72  Kronen  22  Heller  bestimmten 
Kosten  dritter  Instanz  binnen  14  Tagen  bei  Exekution  zu  bezahlen. 

Grtlnde:  Die  dem  Urteile  des  Berufungsgerichtes  beig^ebenen 
Gründe  vermögen  die  Abweisung  des  EUagebegehrens  in  den  oben  be- 
zeichneten Punkten  nicht  zu  rechtfertigen,  zumal  gar  nicht  festgestellt 
ist,  aus  welchem  Grunde  im  Jahre  1888  der  Antrag  der  Geklagten 
auf  Gewährung  der  Zwangsvollstreckung  von  dem  rumänischen  Gerichte 
abgelehnt  wurde.  Es  mufs  vielmehr  der  Anschauung  des  Prozefs- 
gerichtes  erster  Instanz  beigepflichtet  werden,  dafs  den  GekUigten  die 
rechtliche  Möglichkeit  der  Ausübung  ihres  Rechtes  nicht  benommen  war 
und  wird  in  dieser  Beziehung  auf  die  zutreffende  Begründung  des  erst- 
richterlichen  Urteils  verwiesen.  Es  war  demnach  der  auf  den  Revisions- 
grnnd  des  §  503  Z.  4  G.Pr.0.  gestützten  Revision  des  Klägers  Folge 
zu  geben,  das  Urteil  des  Beruftingsgerichtes  abzuändern  und  das  erst- 
richterliche Urteil  wiederherzustellen.  Die  Entscheidung  über  die  Rechts- 
mittelkosten gründet  sich  auf  §§  41  und  50  C.Pr.0.  und  wurde  bei 
der  Bestimmung  der  Revisionskosten  insbesondere  berücksichtigt,  dafs 
nach  der  Schlufsbestimmung  des  §  506  C.Pr.0.  die  Gründe,  welche  die 
unrichtige  rechtliche  Beurteilung  der  Sache  darthun  sollen,  in  der  Re* 
viaionsschrift  ohne  Weitläufigkeiten  darzul^en  sind,  und  dals  zur  Wider- 
legung der  Gründe  des  Urteils  des  Berufungsgerichtes  die  Erstattung 
einer  so  umfangreichen  Revisionsschrifi,  wie  sie  vom  Kläger  eingebracht 
wurde,  nicht  notwendig  war. 

Voraussetzungen  für  die  Bewüligtmg  der  Exekution  auf  Grund  de» 
ErTcenntnisses  einer  auswärtigen  Gerichts-  oder  sonstigen  Behörde. 

Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  27.  September  1900,  Z.  13281. 

In  der  Ezekutionssache  der  Firma  A.  in  Berlin,  betreibenden 
Gläubigerin  wider  B.,  Handelsmann  in  Prag,  Verpflichteten,  betre& 
Vollstreckbarkeitserklärung  des  Schiedsspruches  der  Berliner  Produkten- 
börse vom  18.  Dezember  1891  und  Bewilligung  der  Exekution  mittelst 
Pfändung  von  Fahrnissen  wegen  9400  Mk.  55  Pf.  wurde  der  Exekutions- 
antrag der  betreibenden  Gläubigerio  von  der  ersten  Instanz  abge- 
wiesen. —  Gründe:  Die  Exekutionsordnung  bestimmt  im  §  80  in 
taxativer  Aufzählung  die  Voranssetzungen,  unter  welchen  einem  Exekutions- 
antrage, der  sich  auf  ein  Erkenntnis  einer  ansläudischen  Behörde  gründet, 
stattzugeben  ist  und  verlangt  sub  Z.  2  die  Zustellung  der  Ladung  oder 
Verfolgung,  durch  die  das  Verfahren  vor  der  ausländischen  Behörde  ein- 
geleitet wurde,    zu  eigenen  üänden   des   Exekuten.     In   dem 

Zeitschrift  f.  intern.  Priyat-  u.  Strafrecht  etc.,  Band  X.  26 
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vorliegenden  Antrage  wird  jedoch  ausgeführt,  dafii  jene  erste  Ladung, 
betreffend  die  Kkge  vor  dem  Schiedsgerichte  der  Berliner  Produkten- 
börse vom  16.  November  1891  wohl  unter  der  Adresse  des  Ezekuten 
mittelst  rekommandierten  Schreibens  abgesendet  wurde,  dieses  Schreiben 
aber  von  seinem  angeblich  mit  PostvoUmacht  ausgestatteten  Sohne  in 
Emp&ng  genommen  und  das  Recepisse  von  diesem  angeblich  Bevoll- 
mücbtigten  unterschrieben  wurde.  Aber  auch  diese,  von  dem  Antrag* 
steiler  behauptete  Zustellung  an  den  angeblich  Postbevollmftchtigten  des 
Exekuten  ist  nicht,  wie  §  55  Abs.  2  Exek.O.  ausdrücklich  verlangt, 
bewiesen  worden,  sondern  vielmehr  dem  bewilligenden  Gerichte  die 
amtliche  Feststellung  der  rdevanten  Umstünde  überlassen  worden,  was 
der  strikten  Anordnung  des  §  54  Z.  1  und  8  Exek.O.  widerspricht, 
nach  welcher  der  Exekutionsantrag  alle  jene  Angaben,  die  für  die 
Exekutionsbewilligung  wesentlich  sind,  genau  zu  enthalten  hat.  Die 
demnach  seitens  des  Gerichtes  im  Sinne  des  §  55  Abs.  2  Exek.O.  ge- 
pflogenen amtlichen  Erhebungen  haben  kein  Resultat  ergeben,  nachdem 
die  k.  k.  Post-  und  Telegraphendirektion  für  das  Königreich  Böhmen 
erklärt  hat,  dafs  sie  laut  ihrer  Vorschriften,  betreffend  die  Wahrung 
des  Amtsgeheimnisses  nicht  berechtigt  ist,  den  Givilgerichten  über  dk 
bei  den  Postämtern  erliegenden,  auf  Postsendungen  der  Parteien  bemg- 
habenden  Dokumente  und  Urkunden  Auskunft  zu  geben  und  die  Ab- 
gabebttcher  und  Abgabescheine  über  die  im  Jahre  1891  zugestellten 
Briefsendnngen  überdies  bereits  scartiert  sind.  Auch  stellen  sich  die 
Geschäfte  des  Verpflichteten  mit  der  betreibenden  Gläubigerin  nach  dem 
Wortlaute  der  Begründung  des  erwähnten  Schiedsspruches  als  Differens- 
geechäfte  dar,  welchen  Geschäften  nach  den  inländischen  G^esetzen  die 
Klagbarkeit  mangelt,  daher  auch  zur  Verwirklichung  der  aus  solefaen 
Oesehäften  herrührenden  Ansprüche  die  Bewilligung  der  Exekution  sn 
versagen  ist  (§  81  Z.  4  Exek.O).  Nachdem  sonach  das  Erfordernis  der 
Zustellung  der  schiedsgerichtlichen  lAdung  zu  eigenen  Händen  des  Ve^ 
pflichteten  abgeht,  bezw.  nicht  nachweisbar  ist,  -^  dem  Ansprüche  der 
betreibenden  Gläubigerin  ttbeidies  die  Exequierbarkeit  mangelt,  war  der 
in  Rede  stehende  Exekutionsantrag  gemäfe  der  §§  80  Z.  2  und.  %1 
Z.  4  Exek.O.  abzuweisen. 

In  zweiter  und  dritter  Instanz  wurde  dieser  Beschlufs  unter 
Verweisung  auf  dessen  zutreffende  Begründung  bestätigt 

Die  von  einem  ungarischen  Gerichte  auf  Crrund  von  in  Ungarn 

errichteten  Akten  und  Urkunden  bewilligte  Exekution  ist  von  dem 

um  den  Vollzug  ersuchten  zuständigen  inländischen  Gerichte  oHm 

weitere  Prüfung  zu  vollziehen, 

Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  11.  September  1900,  Z  12669. 

Das  Bezirksgericht  hat  in  der  Exekutionssache  der  Firma  A. 
in  X.  (Ungarn)  als  betreibende  Gläubigerin  wider  B.  in  T.  (Böhmen) 
als  Verpflichteten  wegen  1502  kr.  84  h.  s.  N.G.  den  Vollzug  der  vom 
KgL  Gerichtshofe  in  Budapest  bewilligten  Exekution  verordnet 
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Das  Rekursgericht  hat  dem  Rekurse  des  Verpflichteten  Folge 
gegeben,  in  Abänderung  des  erstrichterlichen  Beschlusses  die  Unstatt- 
bafligkeit  des  Vollzuges  der  vom  KgL  Oerichtsbofe  in  Budapest  be- 
willigten Exekution  ausgesprochen  und  die  Rückmittelung  der  Requisition 
•n  diesen  (Gerichtshof  angeordnet  Infolgedessen  wurde  die  bereits  voll- 
zogene Ekekution  aufgehoben  und  dem  Beziiksgerichte  verordnet» 
diese  Aufhebung  nach  Rechtskraft  des  rekursgerichtlichen  Beschlusses 
im  PßLndnngsprotokoUe  anzumerken.  —  Gründe:  Das  Erkenntnis  des 
Börsenscbiedsgerichtes ,  welches  dem  Exekutionsantiage  zu  Grunde  ge- 
legt wurde,  begründet  wohl  den  Exekutionstitel  nach  §  1  Abs.  16 
Exek.0. ;  es  mufs  aber  auch  geprüft  werden,  ob  der  Gerichtshof  in 
Budapest  berufen  war,  über  den  Exekutionsantrag  zu  entscheiden.  G^- 
mäfs  Art  I  der  Ju8tMin.Vdg.  vom  13.  Dezember  1897,  R.G.BL  Nr.  285 
ist  über  den  Exekutionsantrag  gegen  einen  in  den  österreichischen 
Staaten  domizilierenden  Schuldner  auf  Grund  von  Erkenntnissen  der 
ungarischen  Börsenschiedsgerichte,  die  einer  Anfechtung  vor  einer  höheren 
schiedsgerichtlichen  Instanz  nicht  mehr  unterliegen,  von  dem  inländischen 
Gerichte,  und  zwar  nach  Art  VII  der  Just  Min.  Vdg.  vom  14.  Februar 
1896,  R.G.B1.  Nr.  29  von  jenem,  bei  welchem  der  verurteilte  Schuldner 
seinen  allgemeinen  Gerichtsstand  in  Streitsachen  hat,  abzusprechen,  von 
diesem  die  Exekution  zu  bewilligen  und  zu  vollziehen.  Es  ist  sonach 
im  gegebenen  Falle  zur  Bewilligung  der  Exekution  das  österreichische 
Gericht  kompetent,  weshalb  der  Vollzug  der  vom  ungarischen  Gerichts- 
hofe bewilligten  Exekution  abzulehnen  war. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  dem  Revisionsrekurse  der  be- 
treibenden Gläubigerin  stattgegeben  und  in  Abänderung  des 
rekursgerichtlicben  Beschlusses  den  erstrichterlichen  Beschlufs  wieder- 
hergestellt und  die  bereits  vollzogene  Exekution  aufrecht  er- 
halten; denn  in  Erwägung,  dafs  nach  der  JustMin.Vdg.  vom 
13.  Dezember  1897,  R.G.B1.  Nr.  285  die  ungarischen  Gerichte  die  Be- 
willigung der  Exekution  auf  Grund  der  in  Ungarn  errichteten  Akte  und 
Urkunden,  und  zwar  auch  auf  Grund  von  Erkenntnissen  der  Börsen- 
schiedsgerichte (der  den  Börsenschiedsgerichten  gleichgestellten  Sonder- 
gerichte der  Produkten-  und  Getreidehalle),  die  einer  Anfechtung  vor 
einer  höheren  schiedsgerichtlichen  Instanz  nicht  mehr  unterliegen,  bei 
dem  zuständigen  inländischen  Gerichte  beantragen  oder  wie  bisher  die 
Exekution  anordnen  und  um  deren  Vornahme  das  zum  Vollzuge  be- 
rufene inländische  Gericht  (Exekutionsgericht)  unmittelbar  um  den  Voll- 
zug ersuchen  können,  dafs  die  auf  Grund  dieses  Elxekntionstitels  be- 
willigte Exekution  ohne  weitere  Prüfung  zu  vollziehen  ist  und  nur  in 
dem  Falle  der  Vollzug  abj^elehnt  werden  darf,  wenn  die  Leistung,  deren 
Erfüllung  im  Exekutionswege  durchzusetzen  beabsichtigt  wird,  mit  einem 
inländisdhen  verbietenden  Gesetze  kollidiert,  oder  wenn  es  sich  um  den 
Vollzug  eines  EIrkenntnisses  gegen  einen  österreichischen  Staatsangehörigen 
in  Fragen  des  Personenstandes  eines  solchen  handelt,  dafs  es  sich  im 
gegebenen  Falle  um  den  Vollzug  einer  vom  Egl.  Gerichtshöfe  in  Buda- 
pest bewilligten  Exekution  durch  das  um  den  Vollzug  ersuchte  und 

26* 


404  BeohtsprechuDg. 

zam  Vollzöge  berufene  Bezirksgericht  in  Y.  bandelt  und  keiner  der 
vorerwiibnten  Gründe  zur  Ablehnung  dee  Vollzages  vorliegt,  stellt  sich 
die  mit  dem  angefochtenen  Beschlnsse  ausgesprochene  Unstatthaftigkeit 
des  Vollzuges  der  vom  Kgl.  Gerichtshofe  in  Budapest  bewilligten  Elxe- 
kution,  sowie  die  Aufhebung  dieser  bereits  vollzogenen  Exekution  ab 
gesetzlich  nicht  begründet  dar. 

Auslegung  des  §  80  Z.  1  der  ExeJcutiansordnung  gegemiber  den 

Urteilen  der  Gerichte  des  Deutschen  Reiches. 

Urteil   des  k.  k.  Obereten  Gerichtshofes  in  Wien  Z.  5021  1900  (Jurist  BL 

XXIX.  Jahrg.  [1900]  S.  888  ff.). 

Das  k.  k.  Landesgericht  in  Wien  in  Civilrechtssachen  bat  in 
der  Exekutionssache  der  Firma  Z.,  E.  &  Co.,  Fahrradlatemenfitbrikanten 
in  K.  (betreibenden  Glttubigerin),  wider  Hugo  F.,  Fahrradhündler  in 
Wien  (Verpflichteten),  wegen  289  Mk.  70  Pf.  auf  Grund  der  mit  beiden 
Parteien  durchgeführten  mQndlichen  Verhandlung  mit  Urteil  ddo. 
1.  Dezember  1899  G.Z.  ??^iJ^I^,j5-w  ^^  j^j^^  erkannt:  Der  Wider- 
Spruch  des  Verpflichteten  Hugo  F.  gegen  den  hiergerichtlichen  Exekutions- 
bewilligungsbeschlufs  vom  3.  Oktober  1899  G.Z.  ^^- ^^""^  und  Antrag 
auf  Entscheidung,  dafs  auf  Grund  des  Urteils  des  Ktfniglichen  Amts- 
gerichtes in  Chemnitz  vom  1.  bezw.  22.  Juli  1899  G.Z.  ^g-  ^^""^  die 
Exekution  gegen  ihn  nicht  zulässig  sei,  daher  die  oben  genannte  Exe- 
kutionsbewilligung und  die  auf  Grund  derselben  vorgenommene  Pfkn- 
dung  nicht  zu  Recht  bestehe,  sondern  aufgehoben  werde,  und  die  be- 
treibende Gläubigerin  schuldig  sei,  ihm  die  Kosten  dieses  Verfahrens 
binnen  14  Tagen  bei  Exekution  zu  ersetzen,  wird  abgewiesen, 
und  ist  der  Verpflichtete  Hugo  F.  in  Wien  schuldig,  der  betreibenden 
Glttubigerin  die  mit  41  fl.  86  kr.  bestimmten  Kosten  bei  Exekution  zu 
bezahlen. 

Thatbestand:  Die  Firma  Z.,  K.  &  Co.  in  K.  klagte  am  10.  Mai 
1899  den  Hugo  F.,  wohnhaft  in  Wien,  auf  Zahlung  von  289  Mk. 
70  Pf.  c.  8.  c.  für  verkaufte  und  gelieferte  Fahrradlatemen,  und  zwar 
beim  Königlichen  Amtsgerichte  in  Chemnitz,  da  die  Parteien  Chemnitz 
als  Erfüllungsort  vereinbart  hatten.  Dieses  Gericht  verurteilte  nun  den 
Geklagten,  der  von  der  am  22.  Juni  1899  stattgehabten  Verhandlung 
trotz  der  ihm  am  12.  Juni  1899  zugestellten  Ladung  zu  derselben  aus- 
geblieben war,  im  Sinne  des  Klagebegehrens.  Gestützt  auf  dieses  laut 
Amtsbestätigung  des  Königlichen  Amtsgerichtes  in  Chemnitz  in  Rechts- 
kraft erwachsene  Urteil  begehrt  die  betreibende  Glttubigerin  die  Pf^- 
dung  und  Verwahrung  der  in  der  Gewahrsame  des  Verpflichteten  be- 
findlichen beweglichen  Sachen.  Diese  Exekution  wurde  mittelst  hier^ 
gerichtlichen  Beschlusses  vom  3.  Oktober  1899  G.Z.  ^^-  "^- »-»  be- 
willigt  und  durch  das  k.  k.  Exekutionsgericht  in  Wien  thatsttchlich 
vorgenommen.  Gegen  diesen  Exekutionsbewilligungsbeschlufs  vom 
3.  Oktober  1899  erhob  nun  der  Verpflichtete  Widerspruch  und  begehrte 
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die  AnfserkiafbetsoDg  deflselben  unter  Verfiüittng  der  Gegnerin  in  die 
Kosten  —  dies  aus  dem  Grande,  dafs  sich  die  angebliche  Kompetenz 
des  Königlichen  Amtsgerichtes  in  Chemnitz  lediglich  auf  die  bestrittene 
klägerische  Behanptnng  grtlnde,  es  sei  Chemnitz  als  Erfüllungsort  ver- 
einbart worden,  dafs  in  diesem  Falle  aber  die  Voraassetzungen  des 
§  88  J-N.  nicht  yorlügen  und  daher  die  Exekution  gemftfs  §  80  Abs.  1 
£.0.  nicht  zu  bewilligen  gewesen  wilre.  Bei  der  am  1.  Dezember  1899 
mit  beiden  Parteien  dorchgeftlhrten  mündlichen  Verhandlung  behauptete 
der  Vertreter  des  Verpflichteten,  unter  Aufrechterhaltung  des  gestellten 
Begehrens  samt  Grtlnden,  lediglieh  die  gegnerische  Rechnung  vom 
18.  Februar  1899,  nicht  aber  die  Faktura  vom  16.  März  1899  er- 
halten zu  haben.  Der  Vertreter  der  betreibenden  Gläubigerin  hingegen 
beantragte  die  Abweisung  des  gegnerischen  Begehrens.  Die  von  beiden 
Seiten  gestellten  eventuellen  Beweisanträge  auf  Parteieneinvemehmung 
und  der  Antrag  der  betreibenden  Gläubigerin  auf  Vernehmung  ihres 
Bachhalten  Oskar  K.  wurde  vom  Gerichte  als  unwesentlich  abgewiesen. 

Entscheidungsgründe:  Das  Urteil  des  Königlichen  Amts- 
gerichtes Chemnitz  vom  22.  Juli  1899,  welches  den  Exekutionstitel  zu 
der  widersprochenen  Exekutionsbewilligung  vom  3.  Oktober  1899  bildet, 
gründet  seine  Kompetenz  auf  §  29  der  deutschen  CPr.O.,  welcher 
lautet:  „Für  Klagen  auf  Feststellung  des  Bestehens  oder  Nichtbestehens 
eines  Vertrages ,  auf  ErMlung  oder  Aufhebung  eines  solchen ,  sowie 
auf  Entschädigung  wegen  Nichterfüllung  oder  nicht  gehöriger  Erfüllung 
ist  das  Gericht  des  Ortes  zuständig,  wo  die  streitige  Verpflichtung  zu 
erfüllen  ist"  Die  Frage,  ob  der  Verpflichtete  die  Faktura  vom 
16.  März  erhalten  habe  oder  nicht,  mag  unerörtert  bleiben;  fest  steht 
jedenfalls,  dafs  er  die  Rechnung  vom  18.  Februar  1899  entgegen- 
genommen hat,  ohne  gegen  die  auf  derselben  befindliche  Klausel:  „Er- 
füllongsort  für  beide  Teile  Kappel  -  Chemnitz**  Einspruch  zu  erheben. 
Es  war  somit  die  Kompetenz  des  Königlichen  Amt^erichtes  Chemnitz 
in  dietfer  Rechtssache  nach  deutschem  Rechte  begründet.  Gemäfs  §§  79 
und  84  E.O.  und  Ministerialverordnung  vom  10.  Dezember  1897  Nr.  287 
R.G.B1.  ist  auf  Grund  eines  rechtskräftigen  Urteils  des  deutschen  Ge- 
richtes die  Exekution  zu  bewilligen.  Streitig  ist,  ob  die  Voraussetzung 
des  §  80  Z.  1  E.O.  im  vorliegenden  Falle  zutreffe.  Diese  Frage  ist 
mit  Rücksicht  darauf,  dafs  nach  dem  Motivenbericht  zu  §  80  E.O.  eine 
freiere  Bewegung  im  Sinne  des  thunlichsten  Entgegenkommens  im 
Rechtshülfeverkehr  beabsichtigt  ist,  zu  bejahen,  da  sowohl  das  öster- 
reichische als  auch  das  deutsche  Gesetz  den  ^Gerichtsstand  des  Erfüllungs- 
ortes** kennt  und  es  auf  die  Detailbestimmungen,  nach  welchen  dieser 
Gerichtsstand  in  den  einzelnen  Staaten  begründet  ist,  nicht  ankommt. 
Es  war  somit  der  Widerspruch  des  Verpflichteten  zurückzuweisen  und 
demselben  im  Sinne  des  §  74  E.O.  der  Ersatz  der  Kosten  aufieuerlegen. 

Das  K.  K.  Oberlandesgericht  in  Wien  als  Berufungsgericht 
hat  infolge  Berufung  des  Verpflichteten  auf  Grund  der  mit  beiden  Par- 
teien am  12.  Februar  1900  durchgeführten  mündlichen  Berufungs- 
verhandlung mit  Urteil  vom  12.  Februar  1900  G.Z.  ^'  \^^'^  zu  Recht 


406  Rechtsprechung. 

erkannt:  Es  wird  der  Bemfang  de«  Verpflichteten  Hugo  F.  Folge  ge- 
geben, das  Urteil  des  Gerichtes  erster  Instanz  abgeändert  und  zn  Recht 
erkannt:  Über  den  vom  Verpflichteten  Hugo  F.  erhobenen  Widersprach 
wird  entschieden,  dafs  die  £xekation  auf  Grund  des  Urteils  des  König- 
lichen Amtsgerichtes  Chemnitz  yom  22.  Juni  1899  gegen  den  Ver- 
pflichteten nicht  statthaft  sei  und  dafs  daher  die  Ezekutionsbewillignng 
des  k.  k.  Landgerichtes  Wien  in  Givilrechtssachen  vom  $•  Oktober 
1899  G.Z.  ^«'  ™  ss-s  ^^  ^j^  ^^f  Qj^^^  derselben  beim  Veipflichteten 
vollzogene  PfHndung  nicht  zu  Recht  bestehe,  sondern  aufgehoben  werde. 
Die  betreibende  Firma  ist  schuldig,  dem  Verpflichteten  die  mit  37  Kronen 
32  Heller  bestimmten  Kosten  des  Verfahrens  erster  Instanz  und  die 
mit  49  Kronen  18  Heller  bestimmten  Kosten  des  BerufungsverflihrenB 
binnen  14  Tagen  bei  Exekution  zu  bezahlen. 

Thatbestand:  Nachdem  der  Thatbestand  im  Berufungsverfahren 
eine  Ergänzung  oder  Änderung  nicht  erfahren  hat,*  wird  auf  desseo 
Darstellung  im  Urteile  erster  Instanz  verwiesen.  Die  Beschwerde  un 
Kostenpunkte  entfallt  laut  der  vom  Berufnngswerber  in  der  mündlichen 
Berufungsverhandlung  abgegebenen  Erklärung. 

Entscheidungsgrttnde:  Gemäfs  §  79  E.O.  darf  die  Exe- 
kution auf  Grund  von  ausländischen  Exekutionstiteln  nur  dann  und  in 
dem  Mafse  stattfinden,  als  die  Gegenseitigkeit  durch  Staatsvertrtfge  oder 
durch  darüber  erlassene,  im  Reich sgesetzblatte  kundgemachte  Regierungs- 
erklärungen verbürgt  ist  Die  §§  81  bis  83  E.O.  finden  gemäfs  §  84 
£.0.  ebenfalls  nur  insofern  Anwendung,  als  nicht  abweichende  An- 
ordnungen in  diesen  Staatsverträgen  bezw.  Regierungserklärungen  ent- 
halten sind.  Für  Exekutionen  auf  Grund  der  im  Deutschen  Reiche 
errichteten  Akte  und  Urkunden  kommt  diesbezüglich  die  Justizministerial- 
Verordnung  vom  10.  Oktober  1897  Nr.  287  R.G.B1.  bezw.  seit  1.  Jänner 
laufenden  Jahres  die  Jnstizministerial Verordnung  vom  21.  Dezember  1899 
Nr.  253  R.G.B1.  in  Betracht.  Nach  der  erstcitierten  Ministerislverord- 
nung  ist  die  Gegenseitigkeit  mit  Deutschland  verbüigt  und  es  wird  in 
dieser  Hinsicht  auf  §  661  Z.  8  der  deutschen  CLPr.O.  vom  30.  Jänner 
1877  verwiesen,  nach  welchem  ein  VoUstreckungsurteil  nicht  zu  er- 
lassen ist,  wenn  nach  dem  Rechte  des  über  die  Zulässigkeit  der  Zwangs^ 
Vollstreckung  urteilenden  deutschen  Richters  die  Gerichte  desjenigen 
Staates  nicht  zuständig  waren,  welchem  das  ausländische  Gericht  an- 
gehört. Durch  die  Ministerialverordnung  vom  21.  Dezember  1899 
Nr.  253  R.G.BI.  ist  eine  Änderung  dieses  bisherigen  Zustandes  nicht 
erfolgt,  da  durch  §  723  in  Verbindung  mit  §  328  Z.  1  der  vom 
1.  Jänner  1900  geltenden  C.Pr.0.  vom  17.  Mai  1898  die  Bestimmungen 
des  §  661  Z.  3  der  alten  C.Pr.0.  aufrecht  erhalten  wurden.  Ans 
dem  Gesagten  eigiebt  sich,  dafs  im  vorliegenden  Falle  auf  Grund  des 
Urteik  des  Amtsgerichtes  Chemnitz  die  Exekution  im  Inlande  dann 
bewilligt  werden  könnte,  wenn  nach  dem  österreichischen  Rechte  ein 
Gericht  des  Deutschen  Reiches  zuständig  wäre.  Die  Prüfung  hat 
sich  hingegen  nicht  darauf  auszudehnen,  ob  nach  den  Detailbestimmungeo 
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des  MtenreiehiBchen  oder  deutschen  Bechtes  die  ZustSiidigkeit  des  Amts* 
gerichtes  Chemnitz  begründet  wftre.  Hierauf  und  nieht  auf  die 
Begründung  der  Zuständigkeit  eines  Gerichtes  im  Deutschen  Reiche 
BAch  den  Bestimmungen  der  österreichischen  Jurisdiktionsnorm  bezieht 
■ich  die  in  den  Motiven  zu  §  80  J.N.  hervorgehobene  freiere  Bewegung 
im  Sinne  des  thunlichsten  Entgegenkommens  im  Rechtsverkehre.  Das 
deutsche  GMcht  hat  eich  gemäTs  §  29  der  deutschen  CPr.O.  für  zu- 
ständig  erklärt,  weU  es  infolge  Ausbleibens  des  Geklagten  von  dem 
auf  deo  22.  Juni  1899  anberaumten  Termine  angenommen  hat,  dafs 
Chemnitz  als  Erfkillungsort  vereinbart  wurde.  Die  Vereinbarung  des 
Erfüllungsortes  begründet  jedoch  nach  der  österreichischen  Jurisdiktions- 
norm  noch  nicht  den  Gerichtsstand  des  Erfüllungsortes,  indem  §  88 
J.N.  entweder  eine  schriftliche  Übereinkunft  der  Parteien,  in  welcher 
enthalten  sein  muTs,  dafs  durch  die  Bcgrtlndung  des  Erfüllungsortes 
aaeh  die  Berechtigung  zur  Klage  an  diesem  Orte  begründet  ist,  oder 
unter  Personen,  welche  ein  Handelsgewerbe  betreiben,  die  Aimahme 
einer  zugleich  mit  der  Ware  oder  schon  vor  Einlangen  derselben  über* 
sandten  Faktura,  welche  mit  dem  Vermerke  versehen  ist,  dafs  die 
Zahlung  an  einem  bestimmten  Orte  zu  leisten,  und  dafs  an  demselben 
Orte  die  Klagen  aus  dem  Geschäfte  angebracht  werden  können,  fordert 
Diese  Voraussetzungen  des  §  88  J.N.  liegen  nicht  vor;  eine  andere 
Art  der  Begründung  der  Zuständigkeit  wird  von  der  betreibenden 
Oläubigerin  nicht  behauptet  Es  ist  somit  die  Voraussetzung  des  §  661 
Z.  3  der  deutschen  CPr.O.  nicht  vorhanden  und  der  vom  Verpflichteten 
geltend  gemachte  Berufungsgnmd,  dafs  die  gegenteilige  Ansicht  des  Ge* 
ricbtes  erster  Instanz  dem  Gesetze  nicht  entspreche,  gerechtfertigt  In 
die  Frage,  ob  zwischen  den  Parteien  wirklich  Chemnitz  als  Erfüllungs- 
ort vereinbart  wurde,  braucht  daher  nicht  eingegangen  zu  werden. 
Der  von  der  betreibenden  Firma  geltend  gemachte  §  48  J.N.  ist  für 
die  vorliegende  Rechtssache  ohne  Bedeutung,  da  er  sich  nicht  mit  der 
Vollstreckbarkeit  ausländischer  Urteile,  sondern  blofs  mit  dem  Falle  be- 
schäftigt, wenn  ein  an  und  für  sich  unzuständiges  inländisches  Gericht 
eingeschritten  ist,  ohne  dafs  die  Einwendung  der  Unzuständigkeit  reeht- 
zmtig  erhoben  wurde.  Nadi  diesen  Ausführungen  mufste  der  Berufung 
des  Verpflichteten  Folge  gegeben  werden«  Eine  Folge  der  SachfÜllig- 
keit  der  betreibenden  Firma  war,  dafs  sie  gemäfs  §§  41,  43  und  50 
C.Pr.0.  zum  Ersätze  der  Kosten  des  Ver&hrens  erster  und  zweiter  In- 
stanz zu  verurteilen  war. 

Der  k.  k.  0bei;8te  Gerichtshof  als  Revisionsgericht 
hat  in  nichtöfientlicher  Sitzung  mit  Urteil  Z.  5021  zu  Recht  er- 
kannt: Es  wird  der  Revision  keine  Folge  gegeben.  Der  be- 
treibende Gläubiger  hat  seine  Revisionskosten  selbst  zu  tragen: 

Gründe:  Die  auf  §  503  CPr.O.  gestützte  Revision  des  be- 
treibenden Gläubigers  erscheint  nicht  begründet  Gemäfs  §  80  Z.  1 
E.O.  ist  einem  Ezekutionsantrage ,  der  sich  auf  ein  Erkenntnis  eines 
auswärtigen  Gerichtes  gründet,  nur  dann  stattzugeben,  wenn  die  Rechts- 
sache nach  Mafsgabe  der  im  Inlande  über  die  Zuständigkeit  geltenden 
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Bestimmimgen  im  aoswilrtigeii  Staate  anhKngig  gemacht  werden  könnte. 
£me  analoge  Bestimmung  enthUlt  §  661  Z.  3  der  deutschen  CPr.O. 
vom  80.  Jiinner  1877  (JustizministerialTerordnung  vom  10.  Dercmber 
1897  Nr.  287  R.G.BL)  sowie  §  828  Z.  1  der  im  Deutschen  Reiche 
vom  1.  Jfinner  1900  an  geltenden  CPr.O.  in  der  Fassung  des  Gesetaes 
vom  17.  Mai  1898  (Jastizministerialverordnung  vom  21.  Deaember  1899 
Nr.  253  R.6.Bi.).  Im  Sinne  des  §  80  Z.  1  £.0.  ist  au  untenuchen, 
ob  die  Kompetenz  des  ausländischen  Gerichtes  nach  iigend  einer  Be* 
Stimmung  des  österreichischen  Gesetzes  gegeben  ist,  ohne  Rttcksicht 
darauf,  ob  der  nach  den  österreichischen  Bestimmungen  für  die  Kom- 
petenz des  ausländischen  Gerichtes  mafsgebende  Grund  im  Auslände 
geltend  gemacht  wurde  oder  nicht  £s  ist  also  jedenfalls  notwendig, 
dafs  die  Rechtssache  im  auswärtigen  Staate  nach  den  Bestimmungen  des 
österreichischen  Gesetzes  anhängig  gemacht  oder  durchgeführt  werden 
konnte.  Die  in  Rede  stehende  bei  dem  Königlich  -  Sächsischen  Amti- 
gerichte  in  Chemnitz  eingebrachte  Klage  beruft  sich  zur  Begründung 
der  Zuständigkeit  dieses  Gerichtes  auf  den  Gerichtsstand  des  Erfüllungs- 
ortes, welchen  der  §  29  der  deutschen  CPr.O.  in  einer  Ausdehnung 
zuläfst,  wie  es  nach  §  88  der  österreichischen  J.N.  nicht  der  Fall  ist 
Da  nun  im  yorliegenden  Falle  die  Voraussetzungen  des  §  88  der  öster- 
reichischen J.N.  nicht  gegeben  sind,  wie  dies  bereits  von  der  zweiten 
Instanz  des  näheren  zutreffend  ausgeführt  wurde,  so  erscheint  die  Kom- 
petenz des  Königlichen  Amtsgerichtes  Chemnitz  als  dem  Gerichtsstande 
des  ErfÜUungsortes  nach  dem  österreichischen  Geset7<e  nicht  begründet 
Der  betreibende  Gläubiger  kann  aber  auch  nicht  mit  Grund  eine  Pro- 
rogation im  Sinne  des  §  48  der  österreichischen  J.N.  geltend  machen, 
weil  eine  solche  P»)rogation  nur  dann  Yorliegen  wtirde,  wenn  der  Ge- 
klagte, ohne  rechtzeitig  die  Einwendung  der  Unzuständigkeit  des  König- 
lichen Amtsgerichtes  Chemnitz  erhoben  zu  haben,  vor  diesem  Gerichte 
in  der  Hauptsache  yerhandelt  hätte;  weil  dies  aber  nicht  der  Fall  war, 
der  Geklagte  yieimehr  im  Termine  nicht  anschienen  ist  und  deshalb 
Yersäumnisurteil  gegen  ihn  erlassen  wurde,  da  sonach  das  Urteil  des 
Berufungsgerichtes  keineswegs  auf  einer  unrichtigen  rechtlichen  Beurtei- 
lung der  Sache  beruht,  so  konnte  der  Revision  nicht  stattgegeben 
werden.  Der  Ausspruch  betrefis  der  Bevisionskosten  giitndet  sich  auf 
§  40  CPr.O.  Ein  Ausspruch  hinsichtlich  etwaiger  Kosten  dritter  In- 
stanz des  Verpflichteten  entfWt,  weil  derselbe  eine  Revisionsbeantwor- 
tung  nicht  erstattet  hat 
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Schweiz. 

Reehtspreehiuig  schweizerischer  GerichtshSfe. 

Auslieferungsvertrag   eunschen    dem    Deutschen   Beiche   und   der 
Schweisi  vom  24.  März  1874;   Teilnahme  am  Verbrechen  des  Ab- 


Urteil  des  BondeogerichtB  vom  8.  September  1899  (Schweiaerisehe  Zettechrift 
für  Strafrecht  13.  Jahrgang  S.  45  £). 

a)  In  einem  Haftbefehl  des  UntersachnngBrichterB  am  Grofsherzog- 
lich  Badischen  Landgericht  Waldshut  vom  18.  August  1899  wird  Frits 
Flach,  geboren  am  14.  Januar  1878  zu  Bonndorf,  Bezirksamts  Über- 
lingen, Friseurgehülfe  in  Basel,  beschuldigt,  „dafs  er  im  Spätjahr  1898 
der  damals  schwangeren  Olga  Schmidt  von  Sttckingen  zu  dem  von  ihr 
in  Sttckingen  begangenen  Verbrechen  des  Abtreibungsversuchs  wissent- 
lich durch  Rat  und  That  Hülfe  geleistet  habe,  indem  er  sich  von  der 
Paoline  Hartmann,  Ehefrau  in  Basel,  wiederholt  eine  Flasche  voll 
Fltlasigkeit  verschaffte,  welche  zur  Bewirkung  der  Fruchtabtreibung  be- 
stimmt war,  und  diese  durch  Vermittelung  des  Leonhard  Eckle  der 
Schmidt  zukommen  liefs,  welche  sodann  diese  Mittel  einnahm,  und 
indem  er  femer  die  Olga  Schmidt  behufe  Anwendung  von  Abtreibungs- 
mitteln der  Hartmann  zufUhrte'^. 

b)  Unter  Hinweis  auf  diesen  Haftbefehl  suchte  das  Ghrofsherzoglich 
Badische  Ministerium  des  Hauses  und  der  ausvrärtigen  Angelegenheiten 
mit  Zuschrift  vom  22.  August  1899  beim  schweizerischen  Bundesrat, 
gestützt  auf  den  deutsch  -  schweizerischen  Auslieferungsvertrag  vom 
24.  Januar  1874,  um  die  Auslieferung  des  Beschuldigten  und  dessen 
Oberflihrung  an  das  Grofsherzoglich  Badische  Amtsgericht  Waldshut  nach. 

c)  Flach  war  schon  am  18*  August  vorläufig  festgenommen  und 
am  21.  von  dem  Polizeidepartement  Basel  einvernommen  worden.  Er 
gab  zu,  dafs  er  im  Oktober  1898  dem  Leonhard  EcUe  in  Säckingen 
Mittel  verschafit  habe,  die  zur  Abtreibung  der  Leibesftmcht  der  Olga 
Schmidt  in  Säckingen  bestimmt  waren,  erklärte  aber  weiter,  dafs  er 
sich  der  Auslieferung  nach  Waldshut  widersetze,  da  er  sich  die  Mittel 
in  Basel  verschafft  und  dieselben  auch  dort  dem  Leonhard  Ekkle  tlber- 
geben  habe,  das  Delikt  somit  in  Basel  und  nicht  im  Badischen  begangen 
worden  sei. 

d)  Angesichts  dieses  Einspruchs  und  mit  Rücksicht  auf  Art  8 
Abs.  1  des  deutsch -schweizerischen  Auslieferungsvertrages  ftagte  das 
eidgenossische  Justiz«  und  Polizeidepartement  das  Polizeidepartement 
von  Baselstadt  an,  ob  nicht  gegen  Flach  im  Kanton  Basel  eine  Straf- 
untersuchung eingeleitet  wurde,  bezw.  ob  die  Ertffihung  und  Durch- 
ftkhrung  einer  solchen  beabsichtigt  sei,  oder  ob  die  Verfolgung  der  That 
und  des  Beschuldigten  den  badischen  Behörden  überlassen  werden  wolle. 
Die  StaatBanwahSchaft  des  Kantons  Baselstadt  sprach  sich  in  einer  vom 
dortigen  Polizeidepartement  dem   eidgenössischen   Justiz-   und  Polizei- 
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departement  ttbermittelten  Ebrklärang  vom  25.  Angost  dahin  aus,  dals 
der  Verfolgte  nach  Art.  1  des  Anidieferungsyertragee  auBzuliefem  sei, 
da  das  Basler  Strafgesetzbuch  die  „Mittelverschaffang"  als  besonderes 
Delikt  nar  unter  Strafe  stelle,  wenn  die  Abtreibung  Erfolg  hatte,  und 
bei  versuchter  Abtreibung  die  Mittelverschaffung  als  Beihülfe  zu  dem, 
vorliegend  in  Slickingen  begangenen,  Versuch  aufanfassen  sei. 

e)  Mit  Zuschrift  vom  28.  August  1899  unterbreitet  das  eidgenös- 
sische Justiz-  und  Polizeidepartement  nach  Mafsgabe  von  Art  23  des 
Bundesgesetzes  ttber  die  Ausliefnerung  vom  22.  Januar  1892  die  An- 
gel^enheit  dem  Bundesgericht  zur  Entscheidung.  Den  Akten  legt  das 
Departement  einen  Bericht  der  schweizerischen  Bundesanwaltschaft  bei, 
der  die  Einrede  des  Flach  gegen  seine  Auslieferung  als  unbegründet 
bezeichnet. 

Das  Bundesgericht  zieht  in  Erwttgung: 

1.  Fritz  Flach  wird  in  Deutschland  wegen  Beifattlfe  zu  einem 
Abtreibungsversuch  verfolgt  Die  vors&tzliche  Abtreibung  der  Lietbes- 
iracht  ist  nach  Art  1  Ziff.  2  des  Auslieferungsvertrages  zwisehea  der 
Schweiz  und  dem  Deutschen  Reiche,  vom  24.  Januar  1874,  Auslieferongs- 
delikt.  Sowohl  nach  deutschem  als  nach  basleriscbem  Strafrecht  ist 
auch  der  Versuch  strafbar  (vgl.  §  218  Abs.  1  und  §  43  in  Verbin- 
dung mit  §  1  Abs.  1  des  Strafgesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich, 
§§  104  Abs.  1,  25  und  26  des  Strafgesetzes  für  den  Kanton  Baael- 
stadt).  Gemäfs  Art.  1  erster  Satz  des  Auslieferungsvertrages  besteht 
die  Auslief^Brungspflicht  für  alle  Personen,  die  als  Urheber,  Thilter  oder 
Teilnehmer  wegen  eines  Auslieferungsdeliktes  verfolgt  werden.  Teil- 
nehmer ist  auch  der  Oehtllfe.  Die  durch  Art  1  des  Vertrages  auf- 
gestellten Voraussetzungen  zur  Auslieferung  sind  somit  vorhanden. 

2.  Von  den  in  den  Art  2 — 5  des  deutsch  -  schweizerischen  Aus- 
lieferungsvertrages enthaltenen  Ausnahmen  trifft  keine  zu,  speciell  nicht 
Art  8  Abs.  1,  da  die  Basler  Staatsanwaltschaft  nach  ihrer  Erklärung 
vom  25.  August  auf  die  Verfolgung  des  Flach  in  Basel  verzichtet 

3.  Dem  Einwand  des  Flach,  dafs  das  Delikt,  wegen  dessen  er 
verfolgt  wird,  in  Basel  begangen  und  dafs  deshalb  die  AusUeflerang 
unbegründet  sei,  ist  die  Grundlage  schon  dadurch  entzogen,  dafs  die 
Basler  Behörden  das  Vorhandensein  eines  dortigen  Gerichtsstandes  ver- 
neinen. Ob  Basel  oder  SKckingen  als  Begehungsort  aufzulassen  sei,  ist 
bei  dieser  Sachlage  eleichgttltig.  Die  Auslieferungspflicht  gegenüber 
Deutschland  besteht,  wie  das  Bundesgericbt  in  Sachen  Stübler  (A.  S., 
Bd.  XVIII  S.  193)  ausgeführt  hat,  nicht  nur  für  die  Fttlle,  wo  die 
Strafthat  im  Gebiete  des  ersuchenden  Staates  begangen  worden  ist, 
sondern  erstreckt  sich  (die  im  Vertrage  selbst  enthaltenen  Ansnahmen 
vorbehalten)  auf  alle  Personen,  die  sich  im  Gebiete  des  requirierten 
Staates  aufhalten  und  welche  im  ersuchenden  Staate  wegen  eines  Ans- 
lieferungsdeliktes  verfolgt  werden,  und  es  ist  hieran,  wie  im  angeführten 
Urteil  ebenfalls  festgestellt  ist,  durch  Art.  12  des  Auslieferungsgesetses 
vom  22.  Juni  1892  nichts  geändert  worden.  Es  könnte  sieh  somit 
höchstens  fragten,    ob    für  den  Angeschuldigten   tlberhaupt  irgend  ein 
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Gerichtsstand  in  Waldshnt  begründet  sei.  Dies  ist  aber  gar  nicht  be- 
stritten und  kann  auch  nach  §  13  der  deutschen  Strafprozefsordnung 
nicht  zweiffslhaft  sein. 

Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkannt: 

Die  Auslieferung  des  Fritz  Flach  von  Bonndorf  an  das  Grofs- 
heizoglich  Badische  Amtsgericht  Waldshut  wird  bewilligt 


Gesetsgebung,  Verordnungen,  Erlaeee  der  obersten 
Justtzverwaltungsstellen  etc. 

L  Deutschland. 

1.     Beichsgesetze,   Kaiserliche  Verordnungen  etc. 

1.  Deklaration  zu  der  am  19.  März  1897  zu  Venedig  anter- 
zeichneten  Sanitätsttbereinkunft,  betr.  Mafsregeln  gegen 
die  Einschleppung  und  Verbreitung  der  Pest,  vom  24- Ja- 
nuar 1900  (R.G.BI.  S.  821  f.). 

2.  Internationale  Konvention,  betr.  die  Revision  der  in  der 
Generakkte  der  Brüsseler  Antisklaverei-Konferenz  nebst 
Deklaration  vom  2.  Juli  1890  (R.G.BI.  1892  S.  605)  vorgesehenen 
Behandlung  der  Spirituosen  bei  ihrer  Zulassung  in  bestimmten 
Gebieten  Afrikas,  vom  8.  Juni  1899  (R.G.B1.  1900  S.  823  ff.)- 

3.  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  25.  September  1900, 
betr.  die  östlich  des  171.  Längengrades  westlich  von 
Greenwich  gelegenen  Inseln  der  Samoagruppe  (R.G.B1. 
S.  849). 

Die  östlich  des  171.  Längengrades  westlich  von  Greenwich  gelegenen 
Inseln  der  Samoagrappe  sind  vom  17.  April  in  den  Besitz  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  übergegangen.  Von  jenem  Ta^e  an  sind  die  Vor- 
schriften des  Freundschaftsvertrages  zwischen  dem  Reiche  und  Samoa  vom 
24.  Januar  1879  (B  G.B1.  1881  S.  29)  gem&fs  der  Allerhöchsten  Veroidnnng 
vom  17.  Februar  1900  (RG.Bl.  S.  89)  in  Ansehung  der  bezeichneten  Inaein 
aafsär  Anwendung  getreten.  Die  dort  bis  dahin  auf  Grund  dieses  Vertrages 
ausgeübte  Konsnlargerichtsbajrkeit  ist  seit  demselben  Zeitpunkt  in  Wegfall 
gekommen. 

2.    Gesetze,   Verordnungen   etc.    der   einzelnen 
Bundesstaaten. 

Prevfjieii. 

1.  Verordnung  vom  20.  August  1900,  betr.  die  Errichtung 
eines  Rheinschiffahrtsgerichtes  in  Rnhrort  (Ges.Slg.  S.814). 

2.  Justizministerial-Bekanntmachung  vom  25.  August  1900,  betr. 
die  Orte,  an  denen  sich  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestattete 
oder  solche  Kaiserliche  Konsularbeamte  befinden,  welche 
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zur  Abhörung  von  Zeugen   und   zur  Abnahme  von  Eiden 
allgemein  ermKcbtigt  sind  (JostMin-BL  S.  542). 

8.  JustMin. Verfügung  vom  9.  September  1900,  betr.  die  in 
Japan  nach  dem  Aufhören  der  deutschen  Konsular- 
gerichtsbarkeit zu  erledigenden  Rechtshttlfeersnchen 
(Ju8t.Min.Bl.  S.  568). 

Bayen. 

Gemeinschaftliche  Bekanntmachung  der  k.  Staatsministerien  der 
Justiz  und  der  Finanzen  vom  21.  Juli  1900,  die  Kosten  der 
Rechts  hülfe  betr.  (J.M.61.  S.  1067  ff.). 

Im  §  165  Abs.  2  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  ist  vorgeschrieben, 
dals  im  Falle  der  Rechtsbülfe  unter  Behörden  verschiedener  Bundesstaaten 
die  durch  die  Leistung  der  Rechtsbülfe  entstehenden  Kosten  von  der  er- 
suchenden Behörde  der  ersuchten  Behörde  nicht  erstattet  werden.  Zu  den 
Kosten,  auf  welche  diese  Vorschrift  Anwendung  findet,  gehören  auch  die  Ge- 
bühren, die  einem  durch  das  ersuchte  Gericht  vernommenen  Sachverständigen 
zu  gewähren  sind. 

Der  Umstand,  dafs  gewisse  Gattungen  von  Sachverständigen  nicht  in 
allen  Landesteilen  gleichmäfsi^  vorhanden,  vielmehr  vorzugsweise  an  einzelnen 
bestimmten  Orten,  wie  z.  B.  in  Universitätsstädten,  wohnhaft  sind,  bringt  es 
mit  sich,  dais  an  die  Amtsgerichte  dieser  Orte  eine  aufsergewöhnlich  grofse 
Zahl  von  Ersuchen  um  Vernehmung  von  Bachverständigen  gerichtet  wird 
und  dafs  deshalb  bei  diesen  Gerichten  eine  gröfsere  Summe  an  Gebühren  for 
Sachverständiffe  zur  Ansz^hlang  aus  der  Staatskasse  angewiesen  werden  mufs. 
Diese  Mehrbelastung  der  Staatskasse  einzelner  Bandesstaaten  findet  in  dem 
zwischen  den  Behörden  der  Bandesstaaten  bestehenden  Rechtshülfearerkehre 
nicht  diejenige  Ausgleichung,  die  bei  der  Aufstellung  der  Vorschrift  des 
§  165  Abs.  2  des  Gerichtsv erfassunffsgesetzes  vorausgesetzt  wurde;  sie  macht 


sich  in  einzelnen  Bundesstaaten  als  ein  erheblicher  Übelstand  fühlbar. 

Es  ist  billig  und  angemessen,  aaf  die  Beseitigung  dieses  ÜbelstandeB 
thunlichst  Bedacht  zu  nemnen.  Hiezu  bieten  die  Bestimmungen  des  §  82 
der  Strafprozefsordnung  und  des  §  411  der  Civilprozefsordnung  das  geeignete 
Mittel,  da  sie  es  dem  Richter  überlassen,  von  den  Sachverständigen  die 
schriftliche  Erstattung  des  Gutachtens  zu  verlangen  und  da  sich  in  diesem 
Falle  die  mit  der  Sache  befafste  Behörde  unmittelbar  mit  dem  Sachverstän- 
digen in  Verbindung  setzen  kann,  ohne  die  Mitwirkang  des  am  Wohnorte 
des  Sachverständigen  befindlichen  Amtsgerichts  in  Anspruch  nehmen  zu 
müssen.  Diese  Inanspruchnahme  erweist  sich  schon  gegenwärtig  in  denjenigen 
zahlreichen  Fällen  als  überflüssig,  in  denen  wegen  des  Ummngs  des  Gut- 
achtens dessen  protokollarische  Niederschrift  unthunlich  und  die  schriftliche 
Ausarbeitung  notwendig  ist. 

Daher  werden  im  Vollzog  einer  zwischen  den  Justizverwaltungen  der 
Bundesstaaten  in  der  jün^pten  Zeit  getroffenen  Vereinbarung  die  Gerichte 
und  Staatsanwaltschaften  hiemit  beauftragt,  in  denjenigen  Fällen,  in  denen  in 
Straftachen  aufserhalb  der  Hauptverhandlung  von  einem  in  einem  anderen 
Bundesstaate  wohnhaften  Sachverständigen  ein  Gutachten  erstattet 
werden  soll,  sich  mit  dem  Sachverständigen  seirot  unmittelbar  in  Verbindung 
zu  setzen  und  ein  auf  seine  Vernehmung  gerichtetes  Ersuchen  an  das  «n- 
schlägige  Amtsgericht  nur  da  zu  stellen,  wo  besondere  Umstände  die  münd- 
liche Angabe  oder  eine  mündliche  Erläuterung  des  Gutachtens  erheischen. 
Sind  dem  Sachverständigen  Schriftstücke  oder  sonstige  Gegenstände  aussn- 
antworten,  deren  er  zur  Abgabe  des  Gutachtens  bedan,  und  ist  es  ans  eanem 
besonderen  Grunde  angemessen,  die  Aushändigung  dieser  Sachen  an  ihn, 
statt  durch  unmittelbare  Obersendung,  durch  die  Vermittelung  des  Amts- 
gerichts seines  Wohnorts  zu  bewirken,  so  ist  dieses  Gericht  nur  um  die  Aus- 
händigung und  gegebenenfalls  um  die  Zurücknahme  der  Sachen,  nicht  aber 
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nm  die  Yeraebmnng  des  Sachventftndigen  zu  ennchen.  In  einem  solchen 
Falle  hat  die  ersuchende  Behörde  die  Gebühren  des  Sachverstfindigen  an 
berichtigen,  da  die  AnshftndiffiiDg;  und  Zurttcknahme  der  Schriftstdcke  und 
sonstigen  Gegenstände  nicht  denjenigen  Akt  des  Ver£ahrens  darstellt,  ans 
dem  die  Gebührenforderung  erwächst 

Die  Yorstehenden  Bestimmungen  finden  auch  auf  Ersuchen  um  Ver- 
nehmung von  SachTerst&ndiflren  in  bfirserlichen  Rechtsstreitigkeiten  und  in 
Angelegenheiten  der  firei willigen  Gerichtsbarkeit  Anwendung,  sofern  nicht 
im  einaelnen  Fälle  der  Kostenbetrag  durch  Vorschufs  gedeckt  oder  als 
zweifelsfrei  anzunehmen  ist,  dafs  demnächst  die  Einziehung  der  Kosten  yon 
der  zahlungspflichtigen  Partei  (§  165  Abs.  3  des  GerichtsTerfiuMungsgesetzes) 
erfolgen  werde. 

1.  Gesetz  vom  6.  Juli  1900,  die  Ergänzung  und  Änderung 
des  Königlichen  Hansgesetzes  vom  80.  Dezember  1837 
und  des  Nachtrags  vom  20.  August  1879  betr.  (G.u.V.Bl. 
8.  448  ff.). 

2.  Verordnung  vom  14.  Juli  1900,  die  Zuziehung  von  Sach- 
yeretändigen,  die  in  einem  anderen  Bundesstaate  wohn- 
haft sind,  betr.  (J.M.Bl.  S.  71). 

3.  Verordnung  vom  5.  September  1900,  die  in  Japan  zu 
erledigenden  Ersuchen  betr.  (J.M.Bl.  S.  76). 

BaAen« 

1.  Min.Bekanntmachung  vom  31.  Juli  1900,  das  Verfahren 
vor    den  Gemeindegerichten  betr.  (G.u.V.Bl.  S.  897  ff.). 

2.  Just.Min.E.  vom  20.  Juli  1900,  die  Zuziehung  von 
Sachverständigen  in  einem  anderen  Bundesstaate  betr., 
Nr.  22  183. 

3.  JustMin.E.  vom  12.  Juli  1900,  Nr.  21  900,  Erbschein  zu 
dem  Nachlafs  eines  vor  1900  im  Ausland  Verstorbenen 
(Bad.  Rechtspraxis  etc.  1900  S.  248). 

Der  Bauunternehmer  K.,  welcher  1896  in  Baden  ein  Grundstück  er- 
worben, ist  1898  in  Johannesburg  gestorben,  mit  Hinterlassung  seiner  dort 
wohnenden  Ehefrau  und  minderjährigen  Kinder.  Seine  Witwe  als  Testaments- 
vollstreckerin beantragt  die  Überschreibung  des  Grundstückes  auf  die  Kinder. 
Die  Grundbuchbehöroe  verlangt  vorherige  Vorlage  eines  Erbscheines,  der 
aus  Transvaal  zu  beschaffen  sei.  Das  Justizministerium  hat  sich  dabin  aus- 
gesprochen, dafs  der  Erbschein  nicht  in  der  südafrikanischen  Republik,  son- 
dern in  Deutschland  auszustellen  ist  Obwohl  der  Erblasser  vor  dem  1.  Ja- 
nuar 1900  starb,  seien  nach  R.Pr.G.  §  74  die  Vorschriften  des  B.G.B.  über 
den  Erbschein,  geeignetenfalls  auch  diejenige  des  §  2369,  anzuwenden.  Die 
Zuständigkeit  bestunme  sich  nach  F.G.G.  §  73. 

4.  JustMin.E.  vom  6.  August  1900,  Nr.  24  612,  ünwandel- 
barkeit  des  ehelichen  Güterrechts  bei  Wechsel  der 
Staatsangehörigkeit  (Bad.  Kechtspraxis  etc.  1900  S.  243). 

1.  Da  die  Eheleute  B.  vor  ihrer  (am  16.  August  1860  erfolgten)  Ehe- 
achliefsung  einen  Ehevertrag  nicht  geschlossen  hatten,  so  regelten  sich 
zweifellos  die  ehelichen  Güterrechts  Verhältnisse  derselben  zunächst  nach 
dem  Recht  desjenigen  Staates,  welchem  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Ehe- 
schliefsung  angehörte  (R.G.Ent8ch.  in  dv.S.  Bd.  25  S.  341,  O.L.G.  Karls- 
ruhe rbestätigt  vom  R.G.],  Puchelts  Zeitschr.  Bd.  25  S.  51,  ebenso  Einf.Ges. 
zum  B.G.B.  Art.  15  Abs.  1),  also  nach  dem  Badischen  Landrecht 
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2.  Nachdem  jedoch  der  Ehemann  seitdem  nach  Amerika  ausgewandert 
iat,  seit  18  Jahren  ununterbrochen  in  New  York  sich  aufgehalten  nnd  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  das  Staatsbürgerrecht  erworben  bat, 
entsteht  die  wdtere  Frage,  welchen  fiinflafs  es  auf  das  einmal  f&r  eine  Ehe 
begründete  eheliche  Güterrecht  hat,  wenn  der  Ehenuuin  w&hrend  der  Ehe 
sem  Personalstatat  (Staatsanffehörigkeit  oder  Wohnsitz  —  nach  bisherigem 
badischen  Recht  [Zift.  1  obe^  eistere  — )  wechselt  Nach  der  m  Litterator 
und  Rechtsprechong  heute  herrschenden  Ansicht  ist  ein  solcher  Einflufii 
schlechthin  an  bestreiten:  das  bei  Ermangelung  eines  Ehe vei träges  för  die 
Ehegatten  einmal  begründete  eheliche  Güterrecht  erleidet  durch  einen  Wechisel 
ihres  Personalstatutes  keine  Änderung  (selbstverständlich  soweit  nicht  der 
Beibehaltung  desselben  verbietende  Gesetze  des  nach  dem  neuen  Personal- 
Statut  an  sich  för  die  persönlichen  Becktsverhältnisse  mafsgebenden  Rechts 
entgej^enstehen).  Als  gewichtiger  Grund  für  diese  sog.  „UnwandelbarkeitB- 
theone*'  kommt  —  abgesehen  von  der  juristischen  Konstruktion  —  vor  allem 
in  Betracht,  dafs  anderenfalls  es  in  die  Willkür  des  Ehemannes  gegeben 
wftre,  das  Güterrecht  nach  seinem  Belieben  einseitig  zu  gestalten,  femer  aber, 
dafs  bei  einem  Wechsel  des  Domizils  oder  der  Staatsangehörigkeit,  sofern 
nicht  direkt  die  Einwirkung  auf  das  eheliche  Güterreclit  der  Zweck  des 
Wechsels  sein  sollte,  alle  möglichen  Erwägungen  stattzuhaben  pflegen,  nur 
nicht  die  (nach  der  entgegengesetzten  Theorie  so  folgenreiche),  welche  Unter- 
schiede zwischen  dem  ehelichen  Güterrecht  beider  I>)mizile  oder  Staaten  be- 
stehen. 

Für  die  Unwandelbarkeitstheorie  sprechen  sich  aus:  {Windseheid,  Bd.  1 
§  35  Anm.  11  äufsert  &ne  eigene  Meinung  nicht);  Stohbe,  Deutsches  Privat- 
recht 3  Aufl.  I  S.  274—278;  Vernburg,  Pandekten  I  §  46  Ziflf.  2  c  (Anm.  12 
bemerkt  er:  „die  Frage  kann  derzeit  zufolge  R.G.Entsch.  6,  223  als  für  die 
Praxis  erledigt  gleiten);  Dernlmrg,  Preufs.  Privatrecht  III  8  4;  v.  Bar,  Theorie 
und  Praxis  des  internationalen  Privatrechts  2.  Aufl.  I  S.  515  ff.  (bezeichnet 
die  Unwandelbarkeitstheorie  als  entschieden  überwiegend);  Zacharias-Crome, 
I  §  30  Anm.  3  a  Ziff.  4:  R.O.H.G.Entsch.  Bd.  23  Nr.  120  S.  397;  Kassationshof 
Sir.  54,  268  (cit.  bei  Zachariae-Crome)',  R.G.Entsch.  6  Nr.  62  S.  223,  Nr.  123 
S.  393,  12,  Nr.  77  S.  309  (bezeichnet  die  Unwandelbarkeitstheorie  als  m 
Wissenschaft  und  Praxis  herrschend,  insbesondere  für  das  französisch-badische 
Recht);  O.L.G.  Karlsruhe  in  Ftichelts  Zeitschr.  Bd.  25  S.  57;  ebenso  Preofs. 
Allgemeines  Landrecht;  Einf.Ges.  zum  B.G.B.  Art  15  Abs.  2. 

5.  JnstMin.E.  vom  6.  August  1900,  Nr.  24  612,  Einflufs- 
losigkeit  des  Wechsels  der  ehemftnnl  ichen  Staatsange- 
hörigkeit auf  die  Staatsangehörigkeit  der  Fran  nnd  auf 
die  Erbfolge  in  deren  Nachlafs  (Bad.  Kechtspraxis  etc.  1900 
S.  243). 

Auch  über  die  Erbfolge  in  den  Nachlafs  der  am  12.  November  1899 
zu  B.  verstorbenen  Ehefrau  des  B.  entscheidet  nach  dem  für  diese  Vorfrage 
mafsgebenden  badischen  Recht  das  Gesetz  desjenigen  Staates,  dessen  Staats- 
angehörige  die  Erblasserin  war  (vergl.  u.  a.:  Ru.Entsch.  in  Civ.S.  Bd.  25 
S.  341,  EinfGes.  zum  B.G.B.  Art.  24,  25).  Nach  §  21  Abs.  2  des  R.Ges. 
über  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  Reichs-  und  Staatsangehörigkeit 
vom  1.  Juni  1870  (vergl.  Einf.Ges.  zum  B.G.B.  Art  41  Ziff.  4)  hat  die  Erb- 
lasserin, da  sie  sich  nicht  bei  ihrem  Ehemann  im  Ausland  befunden,  sondern 
bis  zu  ihrem  Tode  fortwährend  den  Wohnsitz  in  B.  beibehalten  hat,  die 
badische  Staatsangehörigkeit  durch  den  18jährigen  Aufenthalt  des  EhemannoB 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  nicht  verloren.  Der  Erwerb 
einer  anderen  Staatsangehörigkeit,  hier  der  nordamerikauischen ,  durch  den 
Ehemann  aber  bewirkte  an  sich  keineswe^  den  Verlust  der  badischen 
Staatsangehörigkeit,  also  auch  nicht  für  die  Erblasserin.  Die  letztere  wird 
daher  nach  badischem  Recht  beerbt. 
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6.  Jii8t.Mm.E.  vom  6.  Angnst  1900,  Nr.  24612,  Berück- 
fiiektigang  des  aasländischen  Vermögens  bei  Aufleinander- 
Setzung  der  ehelichen  Gütergemeinschaft  (Bad.  Bechto- 
praxis  etc.  1900  S.  254). 

Orandsätzlich  ergnreift  die  AnaeinaDdeisetsmig  der  ehelichen  Güter- 
gemeinaehaft  auch  das  oeim  Ehemann  im  Ausland  befindliche  Vermögen,  da 
sie  1a  andereofalls  ein  richtiges  Ergebnis  nicht  su  bieten  vermöchte.  Es  muls 
deshalb,  soweit  durchfuhrbar,  in  solchem  Falle  gesucht  werden,  zuverlässige 
Kemtnis  —  möglichst  eme  für  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  Gewähr 
Inelende  Aufnahme  —  über  das  Vermögen,  das  der  im  Ausland  befindüelie 
Ehqgatte  in  dem  Zeitpunkt  des  Todes  seines  Ehegatten  dort  hatte,  zu  er- 
langen. Dabei  sind  indes  selbstverständlich  Kosten,  die  auTser  Verhältnis  zu 
dem  im  Inland  vorhandenen  oder  dem  aus  dem  Ausland  erreichbaren  Nachlafs- 
vermögen  stehen  würden,  zu  vermeiden.  Ergiebt  das  durch  die  Aufnidune 
des  im  Ausland  befindlichen  Vermögens  ergänzte  Naehlafsvefzeichnis  An- 
spfffiche  der  Erben  des  verstorbenen  Ehegatten  gegen  den  im  Ausland  web* 
nenden  Ehesatlen  über  den  Umfkng  der  inländiaäen  Vermöffenamaaae  hinana^ 
ao  iil  die  Gelteodmaehung  jener  Ansprüche  den  Erben  zu  uberlaaaen. 

7.  Just.Min.E.  vom  6.  August  1900,  Nr.  24  612,  Ermittelung 
des  in  Nordamerika  befindlichen  Vermögens  einer  ehe- 
lichen Gütergemeinschaft  (Bad.  Rechtspraxis  etc.  1900  S.  254). 

Eine  znveriässi^  Au&tellung  des  Vermögens,  welches  der  in  New  York 
wolmende  B.  zor  Zeü  des  Ablebois  seiner  im  Grofsherzofftum  Baden  wohn- 
haft gewesenen  Ehefrau  besessen  hat,  besw.  gegenwärtig  oesitzt,  würde  sich 
dadurch  beschaffen  lassen,  dafs  New  Yorker  fielannte  des  B.,  die  mit  seuien 
Vermöerasverhältnissen  einigermafsen  vertraut  sind,  vor  einem  öffentlichen 
Notar  cUe  Biehtigkeit  emes  von  B.  aufzustellenden  Vermögensverzeiohmsses 
besdiwOren.  Dmrtige  notarielle  eidUche  Erklärungen  (Affidavits)  haben 
zwar  in  einem  vor  aaBcaikanischen  Geriehten  zu  fümrenden  Prozesse  keine 
Beweiskraft,  bieten  aber,  da  die  Personen,  welche  die  betreffenden  ekllichen 
ErklirangeB  abgeben,  w^en  etwaifpen  Meineides  strafrechtlich  zur  Veaant- 
wortnng  gezogen  werden  köuneo,  eme  immerhin  glaubwürdige  Auskunft 

8.  Just.Min.E.  vom  27.  August  1900,  Nr.  27  204,  Erbrecht 
des  Fiskus  (Bad.  Rechtsprazis  etc.  1900  S.  255). 

Am  Nachlasse  in  Deutschland  gestorbener  Italiener,  die  weder  gesetz- 
liche noch  testamentarische  Erben  hinterlassen,  macht  der  italienische  Fiskus 
ein  gesetzliches  Erbrecht  eeltend :  andereradts  anerkennt  ItaUen  das  bezüglich 
in  ßalien  eröffneter  ert&>ser  Nachläsae  von  Deutschen  dem  Fiskua  dea 
dentachen  Bundeaataatea  oder  dea  Deutachen  Reichea  zustehende  Erbrecht. 
Bei  Wahrnehmung  der  den  Notariaten  nach  Art  11  und  12  des  Konsular- 
vertrages mit  Italien  vom  21.  Dezember  1868  (G.U.V.B1.  1877  Nr.  6  ä.  65  ff.) 
obliegenden  Verrichtungen,  sowie  bei  sonstigen  auf  Nachlässe  der  bezeichneten 
Arten  bezüglichen  Amtshandlungen  sind  diese  Grundsätze  au  berücksichtigett. 

Blesseii. 

MiB.Bekanntmachung  vom  22.  August  1900,  die  Ergänzung 
der   Rbeinschtffahrts-Polizeiordnung  betr.   (R.B1.  8.  489). 

Brsminebweir. 

1.  Reskript  des  Herzogl.  Staatsministeriums,  Abt  d.  Justiz,  vom 
9.  Mai  1900,  Konkurrenz  verschiedener  Bundesstaaten 
bei  Vollstreckung  von  Gesamtstrafen  (Zeitschr.  f.  Reehts- 
pfl^e  im  Herzogtum  Braunschweig  47.  Bd.  S.  109). 
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2.  ReBkript  des  Herzog!.  StaatsministerhiiiiB,  Abt.  d.  Jiutix,  Tom 
80.  Mai  1900,  RechtshttlfeTerkehr  mit  D&nemark  (Eben- 
daselbst S.  110). 

IL    Auswärtige  Staaten. 

Verordnung  des  Jostizministeriams  vom  15.  September  1900, 
womit  das  Vorgehen  der  Gerichte  in  jenen  KonknrsflUlen  geregelt  wird, 
wo  der  inländische  Oemeinschnldner  in  Frankreich  oder 
ein  französischer  Oemeinschnldner  im  Inlande  beweg- 
liches Vermögen  besitzt  (Zeitschr.  f.  Notariat  etc.  1900  S.  320). 

Ans  Anlafs  eines  konkreten  Falles  ist  dem  Jostizmmisteriom  eine  Er- 
Öffnung  des  französischen  MiDisteriums  des  Anfsem  zugekommen,  ans  der 
sich  ergiebt,  dafe  Yon  den  französischen  Behörden  die  Inventiemn^  und  ?er- 
siegeiung  des  in  Frankreich  befindlichen  beweglichen  Vermögens  emes  öster- 
reichischen G^meinschuldners  nicht  zu  erlangen  ist,  es  sei  denn,  dafs  vorher 
dem  Beschlüsse  des  inländischen  Gerichtes,  der  die  Konkurseröffnung  aus- 
spricht, Tom  zuständigen  französischen  Gerichte  die  Vollstreckbaxkelt  zuer- 
kannt wurde. 

Die  Zuerkennung  der  Voilstreckbaikeit  kann  nach  den  in  Frankreich 
geltenden  Gesetzen  nur  durch  unmittelbares  Einschreiten  einer  beteiligtsn 
Partei,  nicht  aber  durch  fforichtliches  Ersuchsehreiben  erwirkt  werden. 

Demgemäfs  wird  am  Grund  des  §  61  KoDk.O.  verordnet: 

Die  Gerichte  haben 

a)  im  Falle  einer  hierlands  erfolgten  Konkurseröffiaung  ein  Bekehren  um 
Inventierung,  Versiegelung  und  Ausfblfinmg  des  allenfalls  in  Frankreich 
befindlichen  beweglichen  Vermögens  des  Gemdnschuldnevs  zu  unter- 
lassen; 

b)  im  Falle  einer  in  Frankreich  erfolgten  Konkurseröffnung  das  allenfiülB 
hierlands  befindliche  bewegliche  Vermögen  des  Gemeinschuldners  dkm 
französischen  Konkursgericnte  nicht  auszufolgen. 


Internationale  Verträge. 

1.     Die   auf   Ende    August    1900    gekündigten    früheren    Post- 

▼  erträge  der  Schweiz  mit  dem  Norddeutschen  Bunde» 
Bayern,  Württemberg  und  Baden  vom  11.  April  1868  und 
mit  Österreich-Ungarn  vom  15.  Juli  1868  sind  mit  31.  August 
1900  aufs  er  Kraft  getreten;  an  deren  Stelle  sind  die  nach- 
bezeichneten  am  12.  August  1900  mit  dem  Deutschen  Reiche, 
mit  Osterreich  und  mit  Ungarn  abgeschlossenen  Postüber- 
einkommen,  mit  Wirksamkeit  vom  1.  September  1900  an,  getreten 
(Eidg.  amtl.  Slg.  N.  F.  Bd.  XVm  S.  161). 

a.     Übereinkommen   zwischen    der    schweizerischen    Post- 

▼  erwaltung  und  der  Kaiserl.  deutschen  Reichspostver- 
waltung für  den  schweizerisch-deutschen  (ausgenommen 
den     unmittelbaren     schweizerisch-bayerischen     und 
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achweiBeriBch-wttrttembergischen)  Verkehr,  sowie  zwischen 
der  schweizerischen  Postverwaltnng  einerseits  und  der 
Königl.  bajeriscben  Postv erwaltung  und  der  Königl. 
wflrttembergischen  Postverwaltang  anderseits  für  den. 
unmittelbaren  Verkehr  zwischen  der  Schweiz  nnd 
Bayern,  sowie  zwischen  der  Schweiz  and  Württemberg, 
vom  12.  Aagast  1900  (Eidg.  amtl.  81g.  N.  F.  Bd.  XVIII  S.  162  ff.). 

Nach  Art  12  wird  bei  der  Berechnang  der  Gebühr  fttr  Briefe  aus 
Deotschland  nach  der  Schweiz  and  umgekehrt  abweichend  von  den  Grund- 
sKtzen  des  Weltpostvertrags  nicht  die  Gewichtstaze  von  15  Gramm,  sondern- 
eine  solche  von  20  Gramm  angewendet  Nach  Art  13  im  Grenzverkehr 
(nicht  fiber  80  Kilometer)  ermäfagte  Gebfihr  von  10  Pf.  bezw.  10  Cts.  int 
Fraiikierungsßille,  20  Pf.  bezw.  20  Cts.  im  Nichtfrankierungsfalle. 

b.  Übereinkommen,  betr.  Regelang  der  besonderen  Be- 
ziehungen zwischen  der  schweizerischen  und  der  Öster- 
reichischen Postverwaltnng,  vom  12.  August  1900  (Eidg. 
amtl.  Slg.  N.  F.  Bd.  XVIII  S.  180  ff.).^ 

Gkwichtsstufe  fQr  einfache  Briefe  aus  Österreich  nach  der  Schweiz  und 
umgekehrt  20  Gramm.  Ermäfsigung  der  Taxe  für  den  Grenzverkehr  beim. 
Frankierungsfalle  bei  Absendung  aus  Österreich  10  Heller,  ans  der  Schweiz 
10  Cts.,  im  Nichtfrankierungsfalle  bei  Abeendung  aus  Österreich  20  Cts.,. 
ans  der  Schweiz  20  Heller.    (Art  9  und  10.) 

c.  Übereinkommen,  betr.  die  Regelung  der  besonderen 
Beziehungen  zwischen  der  Postverwaltnng  der  Schweiz, 
nnd  der  Postverwaltung  von  Ungarn,  vom  12.  August  1900 
(Eidg.  amtl.  Slg.  N.  F.  Bd.  XVIII  S.  193  ff.). 

Gewichtsstnfe  für  einfache  Briefe  aus  der  Schweiz  nach  Ungarn  und 
umgekehrt  20  Gramm.    (Art  8.) 

2.  Vom  17.  April  1900  ab  sind  die  Vorschriften  des  Freund- 
schaftsvertrags  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Samoa 
vom  24.  Januar  1879  (R.6.B1.  1881  S.  29)  in  Ansehung  der  in  den 
Besitz  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  übergegangen,  (totlich  des 
171.  Längengrades  westlich  von  Greenwich  gelegenen  Inseln  der  Samoa- 
gruppe  aufs  er  Anwendung  getreten;  s.  oben  Gesetzgebung  etc» 
S.  411. 


Rechtsverhältnisse  in  den  deutschen  Schutzgebieten. 

1.  Gesetz,  betr.  Änderungen  des  Gesetzes  tlber  die 
Rechtsverhältnisse  der  deutschen  Schutzgebiete  — 
R.G.B1.  1888  S.  75,  R.G.B1.  1899  S.  365  —  vom  25.  Juli  1900 
(R.G.B1.  1900  S.  809  ff.). 

Nach  Art.  2  des  Gesetzes  vom  25.  Juli  1900  ist  der  Reichskanzler  er- 
mSchtigt,  den  Text  des  Schutzgebietsgesetzes,  wie  er  sich  aus  den  Ände- 
rungen ergiebt,  die  im  Art.  1  sowie  in  dem  Gesetze,  betr.  Abänderung  und 
Eivfinzung  des  Gesetzes  über  die  Rechtsverhältnisse  der  deutschen  Schutz- 
gebiete, vom  2.  Juli  1899  (R.G.B1.  S.  365)  vorgesehen  sind,  unter  fortlaufender 

Z«it«ohrift  f.  intern.  Privat-  n.  Strafreoht  etc.,  Band  X.  27 
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Reihenfolge  der  Paiagraphenzahlen  und  Nommeni  dorch  du  BdcbBgesete- 
blatt  bekannt  zn  macnen.  Hierbei  sind  die  in  dem  biBberisen  G^eaeti  ent- 
haltenen Verweisungen  auf  die  Vorschriften  von  Gesetien,  <ue  durch  neoere 
Ckaetze  aufgehoben  oder  ge&ndert  worden  und,  durch  Verweisungen  auf  die 
an  die  Stelle  jener  Vorschriften  getretenen  neuen  Vorschriften  zu  ersetsen. 

Soweit  in  Reichsgesetzen  oder  Landesgesetzen  auf  Vorschiifteo  des 
Gesetzes,  betr.  die  Rechtsverhältnisse  der  deutschen  Schutzgebiete,  verwieaen 
ist,  treten  die  entsprechenden  Vorschriften  des  von  dem  Keichdcanzler  be- 
kannt gemachten  Textes  an  deren  Stelle. 

2.  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  wegen  Redaktion  des 
Schatzgebietsgesetzes  vom  10.  September  1900  (R.6.BL  3.812). 

Auf  Grund  des  Art.  2  des  Gesetzes  vom  25.  Juli  1900  wird  der  Text 
des  Schutzgebietsgesetzes  nachstehend  bekannt  gemacht 

Sehntigebletsgeseti. 

§  1.  Die  Schutzgewalt  in  den  deutschen  Schutzgebieten  übt  der  Ksäer 
im  Namen  des  Rdchs  aus. 

§  2.  Auf  die  Gerichtsverfassung  in  den  Schutzgebieten  finden  die  Vor- 
schriften der  §§  6j  7  bis  15,  17,  18  aes  Gesetzes  über  die  Konsulargerichts- 
barkeit vom  7.  April  1900  fReichs-Gesetzbl.  S.  213)  mit  der  Mafsgabe  ent- 
sprechende Anwendung,  dals  an  die  Stelle  des  Konsuls  der  von  dem  Reichs- 
lumzier zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  erm&chtigte  Beamte  und  an  die 
Stelle  des  Konsulargerichts  das  in  G^mäfsheit  der  Vorschriften  über  das 
letztere  zusammengesetzte  Gericht  des  Schutzgebiets  tritt 

§  3.  In  den  Schutzgebieten  gelten  die  im  §  19  des  G^esetzes  über  die 
Konsulargerichtsbarkeit  bezeichneten  Vorschriften  der  Reichsgesetze  und 
preufsischen  Gesetze.  Die  Vorschriften  der  §§  20  bis  22,  des  §  28  Abs.  1 
bis  3  und  5,  der  ^  26,  29  bis  31,  33  bis  35,  37  bis  45,  47,  48,  52  bis  75  des 
Gesetzes  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  finden  entsprechende  Anwendimg. 

§  4.  Die  Eingeborenen  unterliegen  der  im  §  2  geregelten  Gerichtsbsr- 
keit  und  den  im  §8  bezeichneten  Vorschriften  nur  insoweit,  als  dies  durch 
Kaiserliche  Verordnung  bestimmt  wird.  Den  Eingeborenen  können  durch 
Ejüserliche  Verordnung  bestimmte  andere  Teile  der  BeTölkerung  gleich- 
gestellt werden. 

I  5.  Die  Militärgerichtsbarkeit  wird  durch  dieses  Gesetz  nicht  berührt 

§  6.    Durch  Kaiserliche  Verordnung  kann: 

1.  in  Vorschriften  über  Materien,  welche  nicht  G^enstand  des  Straf - 
sesetzbuchs  för  das  Deutsche  Reich  sind,  Grefanflmis  bis  zu  einem  Jahre, 
Haft,  Geldstrafe  und  Einziehung  dnzelner  U^genstände  angedroht 
werden* 

2.  vorffescnrieben  werden,  dals  in  Strafsachen 

a)  die  Mitwirkung  einer  Staatsauwaltschaft  mit  der  Maüseabe  antritt, 
dafs,  soweit  die  Staatsanwaltschaft  zustftndig  ist,  die  Vorschriften 
der  §§  56,  65  und  des  §  71  Abs.  2  Satz  1  des  Gesetzes  über  die 
Konsulargerichtsbarkeit  auCser  Anwendung  bleiben, 

b)  eine  Voruntersuchung  stattfindet,  deren  Regelung  der  Verordnung 
vorbehalten  bleibt, 

c)  der  §  9  Abs.  2  des  Gesetzes  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  keine 
Anwendung  findet: 

•3.  angeordnet  werden,  dafs  in  Strafsachen,  wenn  der  Beschlufs  über  die 
EröfiiiUDg  des  Hauptverfahrens  eine  Handlung  zum  Gegenstande  hat, 
welche  zur  Zuständigkeit  der  Schöffengerichte  oder  zu  den  in  den 
§§  74,  75  des  Gerichtsverfassun^gesetzes  bezeichneten  Vergehen  ge- 
hört, in  der  Hauptverhandlung  eme  Zuziehung  von  B<usitzem  nicht  er- 
forderlich ist; 

4.  die  Gerichtsbarkeit  in  den  zur  Zuständigkeit  der  Schwurgerichte  ge- 
hörenden Sachen  den  Gerichten  der  Schutzgebiete  in  der  Weise  über- 
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tragen  werden,  data  ftlr  diese  Sachen,  soweit  nicht  anf  Grand  der  Nr.  2 
etwas  Anderes  bestimmt  wird,  die  Vorschriften  Anwendung  finden, 
welche  für  die  im  §  8  Abs.  2  des  Gesetzes  über  die  Konsolargerichts- 
barkeit  beseiohneten  Strafsachen  gelten; 

5.  an  Stelle  der  Enthanptunff  eine  andere,  eine  Schftrfang  nicht  ent- 
haltende Art  der  Vollstrecknng  der  Todesstrafe  ang^rdnet  werden; 

6.  die  nach  dem  Gtesetx  über  die^onsalargerichtsbarkeit  begründete  Za- 
stftndigkeit  des  Reichsgerichts  einem  Konsnlargericht  oder  einem  G^ 
richtshof  in  einem  Schntzgebiet  übertrafen  nnd  über  die  Zusammen- 
setzung des  letzteren  Gerichtshofs  sowie  über  das  Verfahren  in  Be- 
rnfangs- nnd  Beschwerdesachen,  die  Yor  einem  dieser  Gerichte  za 
verhandeln  sind,  mit  der  Mafsgabe  Anordnnng  getroffen  werden,  daTs 
das  Gericht  ans  einem  Vorsitzenden  und  minmtens  vier  Beisitzern 
bestehen  mnfs; 

7.  für  die  Zastellong^en ,  die  ZwangsTollstreckung  und  das  Kostenwesen 
die  Anwendung  emneherer  Bestimmungen  vorgeschrieben  werden : 

8.  für  die  gerichwche  und  notarielle  Beurkundung  von  Rechtsseschüften 
mit  Ausschlufs  der  VerfÜgunffen  von  Todesweffen  ein  dnfacheres  Ver- 
fahren vorgeschrieben  sowie  die  Zuständigkeit  der  Notare  eingeschränkt 
werden; 

9.  die  Verlfingerung  aller  zur  Geltendmachung  von  Rechten  und  zur  Er- 
füllung von  Pflichten  gesetzlich  fostgestellten  Fristen  angeordnet 
werden. 

§  7.  Auf  die  Eheschliefsung  und  die  Beurkundung  des  Personenstandes 
iD  den  Schutzgebieten  finden  die  §§  2  bis  9,  11,  12  und  14  des  Gesetzes 
vom  4.  Mai  1870  (Bundes-Gesetzbl.  8.  5d9,  Reichs-Gesetzbl.  1896  S.  614)  ent- 
epreehende  Anwendung.  Die  Ermächtigung  zur  Eheschliefsung  und  zur  Be- 
urkundung des  Personenstandes  wird  durch  den  Reichskanzler  erteilt 

Die  Form  dner  Ehe,  die  in  einem  Schutzgebiete  geschlossen  wird,  be- 
stimmt sich  ausschliefslich  nach  den  Vorschriften  des  l^zeichueten  Gesetzes. 

Die  Eingeborenen  unterlie^n  den  Vorschriften  der  Abs.  1,  2  nur  in- 
soweit, als  dies  durch  Kaiserliche  Verordnung  bestimmt  wird.  Den  Eän- 
nborenen  können  durch  Kaiserliche  Verordnung  bestimmte  andere  Teile  der 
ßevölkerun&r  gleichgestellt  werden. 

§  8.  Die  Befugnisse,  welche  den  deutschen  Konsuln  im  Auslande  nach 
anderen  als  den  beiden  in  den  §§2  und  7  bezeichneten  Gesetzen  zustehen, 
kdnnen  durch  den  Reichskanzler  Beamten  in  den  Schutzgebieten  übertragen 
werden. 

8  9.  Ausländern,  welche  in  den  Schutzgebieten  sich  niederla^en,  sowie 
Eingeborenen  kann  durch  Naturalisation  die  Reichsangehörigkeit  von  dem 
Rdchskanzler  verliehen  werden.  Der  Reichskanzler  ist  ermächtigt,  diese 
Befognis  einem  anderen  Kaiserlichen  Beamten  zu  übertragen. 

Auf  die  Naturalisation  und  das  durch  dieselbe  begründete  Verhältnis 
der  Rdchsangehörigkeit  finden  die  Bestimmungen  des  G^etzes  über  die  Er- 
werbung und  den  Verlust  der  Bandes-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni 
1870  (Bundes-Gesetzbl.  S.  855,  Reichs-Gesetzbl.  1896  S.  615)  sowie  Artikel  3 
der  Reichsverfassung  und  §  4  des  Wahlgesetzes  für  den  Deutschen  Reichs- 
tag vom  31.  Mai  1869  (Bundes- Gesetzbl.  S   145)  entsprechende  Anwendung. 

Im  Sinne  des  §  21  des  bezeichneten  Gesetzes  sowie  bei  Anwendung  des 
Gteeetzes  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  vom  13.  Mai  1870  (Bunies- 
Gesetzbl.  S.  119)  gelten  die  Schutzgebiete  als  Inland. 

§  10.  Durch  Kaiserliche  Verordnung  können  Eingeborene  der  Schutz- 
gebiete in  Beziehung  auf  das  Recht  zur  Führung  der  Heichsflagge  (Gesetz, 
betr.  das  Flaggenrocht  der  Kauffahrteischiffe,  vom  22.  Juni  1899,  Reichs- 
Gkxsetzbl.  S.  819)  den  Reichsan^ehörigen  gleichgestellt  werden. 

Die  Führung  der  Reichsnagge   infolge  der  Verleihung  dieses  Rechtes 
hat  nicht  die  WirlEung,  dafs  das  betreffende  Schiff  als  deutsches  Seefahrzeug 
im  Sinne  des  §  1  Abs.  1  Nr.  1  und  J  3  Abs.  1  des  See-Unfallversicherungs- 
vom  30.  Juni  1900  (Reichs-Gesetzbl.  S.  716)  gilt 
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§  11.  DentBcfaen  Kolonialgesellsebaften,  welche  die  KoloniMtion  der 
deatBcnen  Schatzgebiete,  insbesondere  den  Erwerb  nnd  die  Verwertong  Ton 
Grand  besits,  den  Betrieb  von  Land-  oder  Plantagen  Wirtschaft,  den  Betrieb 
von  Bergbau,  gewerblichen  Untemehman{(en  und  nandelsgeschüften  in  den- 
selben zum  aasschlieffilichen  Gk^enstand  ihres  Unternehmens  und  ihren  Sitz 
entweder  im  Reichsgebiet  oder  in  einem  Schatigebiet  oder  in  einem  Konsalar- 
gerichtsbezirke  baten  oder  denen  darch  Kaiserliche  Schatzbrirfe  die  Aas- 
ttbong  von  Hoheitsrechten  in  den  dentschen  Schntsgebieten  übertragen  ist, 
kann  aaf  Grand  eines  vom  Reichskanzler  genehmig^ten  GesellschaftsTertrags 
(Statuts)  durch  Beechlufs  des  Bundesrats  die  Fähigkeit  beigelegt  werden, 
unter  ihrem  Namen  Rechte,  insbesondere  Eli^^tum  und  andere  dingliche 
Rechte  an  Grundstucken  zu  erwerben,  Verbmdlichkeiten  einzugehen,  yor 
Gericht  zu  klagen  und  verklafft  zu  werden.  In  solchem  Falle  haftet  den 
Gläubigem  für  alle  Verbindlichkeiten  der  Kolonialgesellschaft  nur  das  Ver- 
mögen derselben. 

Das  Gleiche  gilt  für  deutsche  Gesellschaften,  welche  den  Betrieb  eines 
Unternehmens  der  im  Abs.  1  bezeichneten  Art  in  dem  Hinterland  eines 
deutschen  Schutzgebiets  oder  in  sonstij^en  dem  Schutzgebiete  benachbarten 
Bezirken  zum  Gegenstand  und  ihren  Sitz  entweder  im  Reichsgebiet  oder  in 
einem  Schutzgebiet  oder  in  einem  Konsulargerichtsbezirke  haten. 

Der  Beschlufs  des  Bundesrats  und  im  Ansage  der  Gesellschaftsvertiag 
sind  durch  den  Reichsanzeiger  zu  veröffentlichen. 

§  12.  Der  Gesellschaftsvertrag  hat  insbesondere  Bestimmungen  zu  ent- 
halten: 

1.  über  den  Erwerb  und  den  Verlust  der  Mitgliedschaft; 

2.  über  die  Vertretung  der  Gesellschaft  Dritten  gegenüber; 

3.  über  die  Befugnisse  der  die  Gesellschaft  leitenden  und  der  die  Leitong 
beaufiBichtieenden  Or^ne  derselben; 

4.  über  die  Rechte  una  Pflichten  der  einzelnen  Mitglieder; 

5.  über  die  Jahresrechnung  und  Verteilung  des  Gewinns: 

6.  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft  und  die  nach  derselben  eintretende 
Vermögensverteilung. 

513.  Die  Gesellschaften,  welche  die  im  §  11  erwähnte  Fähigkeit  durch 
ufs  des  Bundesrats  erhalten  haben,  unterstehen  der  Aufsicht  des  Reichs- 
kanzlers. Die  einzelnen  Befugnisse  desselben  sind  in  den  Gresellschaftsvertmg 
aufzunehmen. 

§  14.  Den  Angehörigen  der  im  Deutschen  Reiche  anerkannten  Religioos- 
gemeinschaften  weraen  in  den  Schutzgebieten  Gewissensfreiheit  und  re&iöse 
Duldung  gewährleistet.  Die  freie  und  öffentliche  Ausübung  dieser  H^te, 
das  Recnt  der  Erbauung  gottesdienstiicher  Gebäude  und  der  Einrichtung  von 
Missionen  der  bezeichneten  Religionsgemeinschaften  unterliegen  keinerlei  ge- 
setzlicher Beschränkung  noch  Hinderung. 

§  15.  Der  Reichskanzler  hat  die  zur  Ausfuhrung  des  Gesetzes  erforder- 
lichen Anordnungen  zu  erlassen. 

Der  Reichskanzler  ist  befugt,  für  die  Schutzgebiete  oder  für  einzelne 
Teile  derselben  polizeiliche  und  sonstige  die  Verwaltung  betreffende  Vor- 
schriften zu  erlassen  und  gegen  die  Nicntbefolgung  derselben  Gefängnis  bii 
zu  drei  Monaten,  Haft,  Gddstrafe  und  Einziehung  einzelner  Gegenstände 
anzudrohen. 

Die  Ausübung  der  Befugnis  zum  Erlasse  von  AusfÜhrungsbestimmungea 
fAbs.  1)  und  von  Verordnungen  der  im  Abs.  2  bezeichneten  Art  kann  vom 
Reichskanzler  der  mit  einem  Kaiserlichen  Schutzbriefe  für  das  betreffonde 
^Schutzgebiet  versehenen  Rolonialgeseilschaft  sowie  den  Beamten  des  Schutz- 
gebiets übertragen  werden. 

§  16.  Für  Schutzgebiete,  in  denen  das  Gesetz  über  die  Konsulai^erichts- 
barkeit  vom  10.  Juli  1879  (Reichs- Gesetzbl.  S.  197)  und  das  Gesetz,  betr. 
die  Eheschliefeung  und  die  Beurkundung  des  Personenstandes  von  Rdehs- 
angehörigen  im  Auslande,  vom  4.  Mai  1870  noch  nicht  in  Kraft  gesetzt  sind, 
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wird  der  Zeitpoukt,  in  welchem   die  §§  2  bis  7  dieses  Gesetzes  in  Kraft 
treten,  dnrch  Kaiserliche  Terordnong  bestimmt 

8.  Verordnnng  vom  18.  Juli  1900,  betr.  das  strafgericht- 
liche Verfahren  gegen  Militärpersonen  der  Kaiserlichen 
Schatztruppen  (R.6.B1.  S.  831  £). 

4.  AusfÜhrungsbestimmangen  vom  23.  Juli  1900  za  der  Ver- 
ordnnng, betr.  das  strafgerichtliche  Verfahren  gegen  Militftr- 
personen  der  Kaiserlichen  Schatztrappen  vom  18.  Juli 
1900  (R.G.B1.  8.  839  ff.). 

5.  Laut  Verfllgang  des  Reichskanzlers  vom  3.  Oktober  1900 
(R.G.B1.  S.  847)  ist  die  Verordnung  vom  9.  Oktober  1898,  betr.  das 
Bergwesen  in  Deutsch-Ostafrika  (R.G.B1.  S.  1045)  fUr  das 
Kttstengebiet,  dessen  ZubehOrungen,  die  Insel  Mafia  und  das  Gebiet  des 
Kaiserlichen  Schutzbriefs  mit  dem  10.  Oktober  1900  in  Kraft  getreten. 


Vermischte  Mitteilungen. 

1^  (Russisches  Eherecht.)  1.  Das  russische  Recht  kennt 
nor  die  kirchliche  Ehe,  und  ist  die  kirchliche  Eheschliefsong  für  alle 
miuiiachen  Staatsangehörigen  aller  Glaubensbekenntnisse  verbindlich 
(Art.  31,  65  und  90  des  Bd.  X,  Teil  I  der  Gesetzsammlung,  Ausgabe 
1887).  Somit  ist  eine  im  Auslande  von  einem  russischen  Staatsange- 
hörigen eing^angene  Ehe  in  Rnfsland  nur  in  dem  Falle  gültig,  wenn 
aofeer  der  Beobachtung  der  von  den  Gesetzen  des  Landes,  wo  die  Ehe 
geachlossen  wurde,  vorgeschriebenen  Formalitäten  auch  eine  Trauung 
nach  dem  Ritas  des  entsprechenden  Glaubensbekenntnisses   erfolgt  ist 

2.  Dasselbe  gilt  von  der  Ehescheidung,  welche  nach  russischem 
Recht  ausschliefslich  zar  Kompetenz  der  geistlichen  Behörden  gehört 
(Bd.  X  Teil  I  Art  45,  Bd.  XI  Teil  I,  Ausgabe  1896,  Art  1328  u.  a., 
Bd.  XVI  Teil  II,  Ausgabe  1892,  Art  440,  458,  457.)  Aus  diesem 
Ghronde  kann  eine  im  Auslande  vollzogene.  Scheidung  der  Ehe  eines 
rassischen  Unterthanen  nur  dann  in  Rufsland  Rechtskraft  haben,  wenn 
sie  von  der  kompetenten  geistlichen  Behörde  den  Bestimmungen  des 
roflsischen  Gesetzes  gemllfs  vorgenommen  worden  ist 

8.  Die  Ehescheidungsgrtlnde  sind  verschieden,  je  nach  der  Kon- 
fession der  Ehegatten.  Rechtgläubige  Ehen,  d.  h.  wenn  beide  oder 
auch  nur  einer  der  Ehegatten  sich  zum  griechisch-orthodoxen  Glauben 
bekennen,  können  nur  aus  folgenden  Gründen  geschieden  werden: 
a)  erwiesener  Ehebruch  seitens  eines  der  Gatten  oder  bereits  vor  der 
Eheschliefsung  entstandene  Unfähigkeit  zur  Ausübung  der  ehelichen 
Pflichten;  b)  Verurteilung  eines  der  Ehegatten  zu  einer  mit  Verlust 
aller  Standesrechte  verbundenen  Strafe  oder  zur  Verbannung  nach  Sibirien 
mit  Verlust  aller  besonderen  Rechte  und  Vorzüge;  c)  Verschollensein 
einea  der  Gatten.     (Bd.  X  Teil  I  Art.  45.) 
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4.  Für  Bekenner  der  evangelisch  •  Intlierischen  KonfesBion  gelteo 
folgende  Scheidungsgrttnde :  a)  Ehebruch  eines  der  Ehegatten;  b)  b(te- 
willige  Verlassang;  c)  langdaaemde  —  ttber  fünf  Jahre  —  selbst  nn- 
fireiwillige  Abwesenheit  eines  der  Ehegatten ;  d)  nnüberwindlicher  Wider- 
willen und  Unfllhigkeit  zur  Ausübung  der  ehelichen  Pflichten;  e)  un- 
heilbare ansteckende  Krankheit;  f)  Wahnsinn;  g)  unmoralischer 
Lebenswandel;  h)  böse,  das  Leben  bedrohende  Behandlung,  Schmähung 
und  empfindliche  Beleidigung;  i)  gerichtlich  erwiesene  Absicht,  den 
Ehegatten  in  seiner  Ehre  beträchtlich  zu  schädigen  und  k)  Verurteilung 
eines  der  Ehegatten  zu  einer  Strafe,  welche  die  Auflösung  der  Ehe 
nach  sich  ziehen  kann.  (Bd.  XI  Teil  I,  Ausgabe  von  1896  Art  369.) 
(Erl.  d.  Badischen  JustMin.  vom  21.  Mai  1900,  Nr.  15176.) 

2*  (Zur  Frage  der  Beweiskraft  der  Handelsbtlcher 
nach  französischem  Rechte  und  der  Reciprocität  der  Be- 
weiskraft der  Bücher  eines  französischen  Raufmannes 
gegen  einen  Nichtkaufmann  vor  dem  österreichischen 
Richter.)  In  einem  bei  dem  (österr.)  Oberhofmarschallamte  seitens 
emer  Pariser  Firma  gegen  einen  Nichtkaufmann  nach  der  aUgemeinen 
Gerichtsordnung  anhängig  gewordenen  Prozesse,  in  welchem  sich  auf 
den  Buchbeweis  berufen  wurde,  hat  die  klägerische  Firma  beim  k.  k. 
Justizministerium  um  die  Einholung  eines  Gesetzeszeugnisses  des  frao- 
zösischen  Justizministers  unter  dem  4.  April  1900  sub  Z.  7094  an- 
gesucht In  der  Erledigung  vom  13.  Juni  1900  Z.  11923/00  bat  das 
k.  k.  Justizministerium  bekanntgegeben,  dafs  sich  dasselbe  an  das  k. 
und  k.  Ministerium  des  Äufsem  gewendet  habe,  damit  von  der  firan- 
zösischen  Regierung  das  erbetene  Gesetzeszeugnis  eingeholt  werde.  Dem 
Justizministerium  ist  das  von  der  direction  des  affaires  civües  ausge- 
fertigte Gesetzeszeugnis  samt  einer  Note  des  französischen  Ministeriums 
des  'Äufsem  zugekommen.  In  dieser  Note  hat  das  französische  Ministe- 
rium des  Äufsem  der  k.  und  k.  Botschaft  in  Paris  eröffiiet,  es  gäbe  in 
llVankreich  keine  gesetzliche  Bestimmung  über  die  Beweiskraft  der 
Handelsbttcher  von  auswärtigen  Kaufleuten,  die  in  Frankreich  ihren 
Sitz  haben,  jedoch  sei  den  Bttchera  von  Ausländem  dieselbe  Beweis- 
kraft eingeräumt  wie  jenen  der  ftanzösischen  Kaufleute,  sofeme  sie 
unter  Beobachtung  der  Art  8  bis  17  des  Code  de  commerce  gef)lhrt 
würden.  Über  die  Frage,  ob  den  Büchem  von  österreichischen,  in  der 
Heimat  ansässigen  Kauflenten  vor  den  französischen  Grerichten  eine  Be- 
weiskraft zukommt,  hat  sich  das  französische  Ministerium  des  Äufsem 
nicht  ausgesprochen.  Zur  Aufklämng  dieses  Punktes  eine  neuerliche 
Anfrage  an  die  französische  Regierung  zu  richten,  verspräche  kuun  Er- 
folg ,  da  eine  einschlägige  gesetzliche  Bestimmung  in  Frankreich  nicht 
existiert  und  amtliche  Gutachten  über  Rechtsfragen  dort  im  allgemeinen 
nicht  ausgefertigt  werden.  Unter  Einem  wurde  seitens  des  k.  k.  Justiz- 
mmisteriums  der  klägerischen  Firma  des  von  dem  Grofssiegelbewahrer 
und  Justizminister  ausgefertigte  Ceriificat  de  Coutume  vom  11.  Mai  1900 
intimiert,  durch  welches  der  Wortlaut  der  Art.  8  bis  17   des  Code  de 
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Commerce  mitgeteilt  wurde»  mit  der  Bemerkung,  dafs  diese  Bestim- 
mungen noch  derzeit  in  Frankreich  Gesetzeskraft  haben.  Von  den 
Art  8  bis  17  des  französischen  H.O.B.  bestimmt  der  Art.  12,  dafs 
regehnäfsig  geführte  Handelsbücher  vor  dem  Richter  znr  Beweisfllhrong 
in  Handelssachen  unter  Handelsleuten  zugelassen  werden.  Nach  Art  18 
können  die  Bücher  von  EaufleuteUi  bei  welchen  die  in  den  Art  8 
bis  11  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  nicht  beobachtet  wurden,  zum 
Vorteile  derjenigen,  welche  sie  geführt  haben,  vor  Gericht  weder  vor- 
gel^  werden,  noch  den  Beweis  liefern.  Nach  Art  17  endlich  kann 
der  Richter,  falls  die  Partei,  deren  Büchern  Beweiskraft  beizumessen 
man  sich  erbietet,  dieselben  vorzulegen  sich  weigert,  der  anderen  Partei 
den  Eid  auferlegen. 

Gleichzeitig  mit  dem  Ansuchen  beim  k.  k.  Justizministerium  wegen 
Einholung  der  französischen  Gesetzesbestätigung  wurde  ein  Rechts- 
gutachten  des  Albert  M.,  Advokaten  beim  Appellgerichtshofe  in  Paris, 
eingeholt,  welcher  ein  Certificat  de  Coutume  über  die  ihm  voi^elegten 
Fragen  in  nachstehender  Weise  abgegeben  hat: 

Auf  die  erste  Frage:  „Wie  lange  dauert  die  Beweiskraft  der 
Bücher  eines  französischen  Kaufmannes  g^en  einen  Nichtkaufmann  ?** 
wurde  die  Antwort  dahin  erteilt,  dafs  nach  französischem  Rechte  den 
Büchern  eines  Elaufmannes  gegen  einen  Nichtkaufmann  gar  keine  Be- 
weiskraft zukomme,  daher  diese  Beweiskraft  auch  gar  keine  Daner 
habe.  Diese  Ansicht  wird  durch  die  Berufung  auf  den  Art  1329 
Code  cml  begründet,  wonach  die  Bücher  der  Handelsleute  die  darin 
eingetragenen  Lieferungen  nicht  gegen  Personen  beweisen,  welche 
nicht  Handelsleute  sind,  und  dafs  diesbezüglich  nur  der  Eid  vor- 
behalten bleibt  In  einem  Urteile  vom  21.  Oktober  1890  hat  der 
E^assationshof  zum  Art  1829  des  Code  civü  hinzugefügt:  „Die  regel- 
mäfsig  geführten  Bücher  eines  Eaufroannes  können  keinen  Beweis  zu 
seinen  Gunsten  bilden,  es  sei  denn,  er  berufe  sich  auf  die- 
selben gegen  einen  Kaufmann  und  in  Handelssachen.^ 
Betreffs  der  zweiten  Frage :  Welche  Beweiskraft  dem  Buchauszuge  eines 
österreichischen  Kaufrnannes  gegen  einen  Nichtkaufmann  vor  dem  fran- 
zösischen Gerichte  zukomme?  —  hat  sich  das  Gutachten  des  Advokaten 
Albert  M.  dahin  ausgesprochen,  wenn  schon  gemäfs  Art  1329  des  Code 
diüü  den  Geschäftsbüchern  eines  französischen  Kaufmannes  gegen 
einen  Nichtkaufmann  gar  keine  Beweiskraft  zukomme,  so  könnten  doch 
keinesfalls  die  Bücher  eines  Ausländers  Anspruch  auf  ein  Vertrauen 
erheben,  welches  der  französische  Gesetzgeber  seinen  Landsleuten  nicht 
glaubte  bewilligen  zu  dürfen.  Der  Buchauszug  eines  österreichischen 
Kaufmannes  hat  also  vor  dem  französischen  Richter  gar  keine  Beweis- 
kraft gegenüber  einem  Nichtkaufmanne.  Was  endlich  die  dritte  Frage 
nach  der  Dauer  der  Beweiskraft  der  Handelsbücher  und  nach  den  dies- 
bezüglich bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  anbelangt,  so  lautete 
das  Gutachten  dahin,  dafs  die  Geschäftsbücher  eines  Kaufrnannes  gegen- 
über einem  Nichtkaufmanne  weder  eine  Beweiskraft,  noch  eine  Dauer 
für  diese  in  Anspruch  nehmen  können.     Wohl  aber  giebt  es  eine  be- 
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stiiDinte  Frist  für  die  Klage,  welche  der  Gläubiger  gegen  seinen  Schnldiier 
anstrengen  mnfs,  am  Zahlung  zu  erlangen.  Diese  Klage  kann  wirksam 
nur  während  eines  Jahres  angestrengt  werden,  von  dem  Tage  an  ge- 
rechnet, an  welchem  der  Verkauf  der  Lieferungen  statlgefiinden  hat, 
oder  von  dem  Tage  der  letzten  Lieferung,  wenn  es  sich  um  mehrete 
einzelne  Posten  handelt  Nach  Verlauf  eines  Jahres  kann  die  Klage 
zwar  noch  angestrengt  werden,  aber  der  Gläubiger  läuft  Greiahr,  aidh 
die  Einwendung  der  Verjährung  entgegensetzen  zu  lassen,  wodurch  der 
Schuldner  sich  von  seiner  Zahlungsverpflichtung  befreien  kann.  Dem 
unbefriedigten  Gläubiger  verbleibt  nur  ein  Mittel,  ttber  die  Nichtbeflsah- 
lung  der  Schuld  dem  Gegenteile  den  Eid  aufzutragen,  um  zu  erfahren, 
ob  die  Zahlung  wirklich  erfolgt  ist  Dieses  Gutachten  wird  durch  den 
Hinweis  auf  Art  1329,  2219,  2272  und  2275  des  Code  cM  begründet 
Nach  Art  2272  verjähren  die  Klagen  der  Ärzte,  Wundärzte,  Apotheker; 
die  der  Gerichtsvollzieher  wegen  Gebtlhren  und  der  Akte,  welche  sie 
zustellen,  und  der  Aufträge,  welche  sie  vollziehen;  die  der  Kaufleate 
wegen  der  Waren,  die  sie  an  Private,  welche  nicht  Kauflente  sind, 
verkaufen;  die  der  Unternehmer  einer  Erziehungsanstalt  wegen  der 
Pension  ihrer  Zöglinge;  die  der  Lehrherren  wegen  ihres  Lehrgeldes; 
die  der  Dienstboten,  welche  sich  jahrweise  vermieten,  wegen  der  Aus- 
zahlung ihres  Lohnes  in  einem  Jahre.  Nach  Art  2275  können  jene 
Gläubiger,  welchen  die  Einwendung  der  Verjährung  entgegengesetzt 
wird,  den  Geklagten  den  Eid  über  die  Frage  zuschieben,  ob  die  Saebe 
wirklich  bezahlt  worden  sei.  Der  Eid  kann  den  Witwen  und  IDrben, 
und  wenn  diese  letzteren  minderjährig  sind,  deren  Vormündern  zuge- 
schoben werden,  damit  sie  erklären,  ob  sie  nicht  wissen,  dafs  die  Sache 
wirklich  bezahlt  sei.  Das  Gutachten  fttgt  noch  hinzu,  dafs  nach  fian- 
zösischem  Strafgesetze  der  Meineid  in  einer  Civilrechtssache  strenge  be- 
straft wird ,  indem  nach  Art  366  des  Code  pencd  derjenige ,  welchem 
in  einer  Civilsache  ein  Eid  zugeschoben  oder  von  diesem  zurückgeschoben 
wird,  und  der  einen  tischen  Eid  geleistet  hat,  mit  GeflbQgnis  von  1  bis 
höchstens  5  Jahren  und  einer  Geldstrafe  von  100  bis  3000  Francs 
bestraft  werde. 

Dieses  CerHficat  de  Coutume  ist  von  LSon  Derin  als  Baio9imer 
de  Vordre  des  Avocats  h  la  Cour  de  Paria  beglaubigt  (Dr.  JuHm 
Loew  in  „Juristische  Blätter**   1900  S.  485  f.) 

3*  (Russische  Kredit-  und  Rechtsverhältnisse.)  Mit 
dem  seit  Abschlufs  des  deutsch-russischen  Handelsvertrags  steigenden 
Geschäftsverkehr  zwischen  Deutschland  und  Rufsland  haben  sich  auch 
die  Fälle  vermehrt,  in  denen  deutsche  Firmen  von  ihren  russischen  Ab- 
nehmern gutwillig  Zahlung  für  die  gesandten  Waren  nicht  erlangen 
können.  Die  Verluste,  welche  der  deutochen  Geschäftswelt  durch  un- 
vorsichtige Kreditgewährung  erwachsen,  sind  recht  bedeutende ;  es  dürfte 
daher  angebracht  sein,  auf  einige  Verhältnisse  hinzuweisen,  deren 
Kenntnis  fllr  jeden  Kaufmann,  der  mit  Rufsland  Geschäfte  machen  will, 
von  Wichtigkeit  ist 
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1.  Wenn  es  auch  in  den  grofsen  Stttdten  RafBlands,  wie  MoekaUf 
eine  Menge  unbedingt  zayerläflsiger  Firmen  giebt,  so  steht  doch  im 
Doichschnitt  die  geschäftliche  Zuverlässigkeit  anf  einem  niedrigeren  Ni- 
veau als  in  West-Europa;  nirgends  sind  daher  eingehende  vorherige 
Erkundigungen  über  die  Abnehmer  so  nötig  als  in  Rufsland,  kaum 
irgendwo  freilich  auch  so  schwierig.  Die  Thätigkeit  von  kaufmännischen 
Anakunftsbureaus  wird  bisher  von  der  russischen  Regierung  nicht  ge- 
stattet ;  diejenigen  Personen,  welche  sich  trotzdem  mit  diesem  Geschäfts- 
aweige  be&seen,  treiben  ihr  Gewerbe  unter  einer  anderen  Bezeichnung, 
was  ihre  Thätigkeit  sogleich  verdächtig  erscheinen  läfst  und  dieselbe 
jeder  Kontrolle  durch  die  Öffentlichkeit  entzieht.  Die  Ejiiserlichen 
Konsuln  kOnnen  in  dieser  Hinsicht  schon  deshalb  wenig  Hülfe  ge- 
währen, weil  ihnen  die  Rücksicht  auf  ihre  amtliche  Stellung  verbietet, 
an  Privatpersonen  ungünstige  Mitteilungen  über  Firmen  in  ihrem  Bezirk 
zu  machen;  sie  können  meist  die  Anfragenden  lediglich  an  die  vor- 
geechilderten  hiesigen  Auskunfbpersonen  verweisen.  Am  besten  dürfte 
es  sein,  sich  stets  an  grofse  ausländische  Bureaus,  wie  z.  B.  Schimmel- 
pfeng  in  Berlin,  zu  wenden.  Über  Kaufleute  in  den  Provinzialstädten, 
mit  Ausnahme  etwa  von  einigen  dort  angesiedelten  Ausländem,  ist  es 
fast  unmöglich,  etwas  in  Erfahrung  zu  bringen;  selbst  in  Rnfsland 
domizilierte  Futnen  entsenden  in  solchen  Fällen  einen  ihrer  Angestellten, 
um  an  Ort  und  Stelle  Erkundigungen  einzuziehen.  Anfserdem  arbeiten 
alle  Kaufleute  in  Rufsland  stets  mit  sehr  hoben  Verlustkonten. 

2.  Häufig  senden  deutsche  Firmen  ihre  Waren  ab,  ehe  sie  die 
erbetene  Auskunft  erhalten  haben,  wobei  sie  meist  vergessen,  dafs  es 
fast  unmöglich  ist,  eine  Antwort  vor  Ablauf  von  14  Tagen  zu  erhalten. 
Trifit  dann  eine  ungünstige  Antwort  ein,  so  wollen  sie  die  bereits  in 
Rnfsland  befindliche  Ware  mit  Beschlag  belegen  lassen.  Dies  ist  in- 
dessen unausftihrbar.  Nach  russischem  Recht  ist  jede  Ware,  welche  die 
Grenze  überschritten  hat,  Eigentum  des  inländischen  Adressaten,  und 
der  Spediteur  mufs  sie  diesem  auf  sein  Verlangen  aushändigen,  selbst 
wenn  der  Absender  der  Ware  dies  ihm  verbieten  sollte.  Eine  gericht- 
liche Beschlagnahme  der  Ware  kann  in  diesen  Fällen  meist  nicht  er- 
reicht werden,  weil  die  entsprechende  Forderung  des  deutschen  Ex- 
porteurs  nicht  liquid  ist 

3.  Grofse  Vorsicht  ist  bei  der  Auswahl  eines  Anwalts  geboten. 
Eb  giebt  in  Rnfsland  vereidigte  und  private  Rechtsanwälte.  Nur  die 
ersteren  haben  eine  Organisation  als  geschlossene  Körperschaft  und  bieten 
eine  bedeutend  gröfsere  Gewähr  ftir  ordnungsmäfsige  Erledigung  der 
ihnen  erteilten  Aufträge.  Man  sollte  sich  daher  stets  zuvor  erkundigen, 
ob  man  es  mit  einem  „vereidigten**  Rechtsanwalt  zu  thun  hat.  In  der 
Provinz  ist  es,  abgesehen  von  anderen  Gründen,  oft  allein  deshalb  schon 
unmöglich,  eine  Forderung  einzuklagen,  weil  es  daselbst  einen  zuver- 
lässigen Anwalt  überhaupt  nicht  giebt  Sehr  viele  Anwälte  haben  die 
Gewohnheit,  Gelder,  die  sie  ftlr  ihre  Klienten  eistritten  haben,  als  ihre 
Einnahmen  zu  betrachten  und  zunächst  ftlr  ihre  persönlichen  Zwecke 
zu  verwenden.    Häufig  sind  sie  hinterher  nicht  im  stände,  diese  Summen 
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anderswo  anfiEatreiben,  und  es  mafs  dann  eist  wieder  gegen  sie  ein  oft 
sehr  schwieriger  Prozefs  ge^rt  werden. 

4.  Ganz  Torschieden  Yon  den  dentschen  sind  die  Honorarverhält- 
nisse  der  rassischen  Rechtsanwälte.  Das  rassische  Gesetz  schreibt  vor, 
dafs  dieselben  sich  hierüber  mit  ihren  Klienten  Tor  Übernahme  der 
Sache  zn  verständigen  haben.  Meist  wird  Ersatz  der  Kosten  and  ein 
Prozentsatz  der  erstrittenen  Samme  ansbedongen,  der  zwischen  5  and 
20  Prozent  schwankt  önd  sich  nm  so  höher  stellt,  je  kleiner  das  Streit- 
objekt ist  Forderungen  von  wenigen  hundert  Miurk  werden  von  den 
Anwälten  meist  sehr  ungern  übernommen,  weil  sie  in  solchen  Sachen 
selbst  bei  einem  noch  so  hohen  Prozentsatz  ab  Honorar  keine  ent- 
sprechende Bezahlung  für  die  aufgewendete  Mtthe  und  Zeit  finden,  und 
kleine  Summen  (etwa  unter  200  Mk.)  können  in  Rufsland  von  seitan 
ausländischer  Gläubiger  höchstens  dann  eingeklagt  werden,  wenn  es 
sich  um  ein  ganz  klares  RechtSTerhältnis  handelt  Sobald  ein  schwie- 
rigerer Beweis  zu  erbringen  ist,  z.  B.  durch  Vorlegung  von  Buchans- 
zügen,  bezw.  von  russischen  Übersetzungen  derselben,  oder  fidls  an- 
zunehmen ist,  dafs  der  Beklagte  Einwendungen  erhebt,  so  ttbemimmt 
kein  Anwalt  eine  solche  Sache,  da  er  dabei  überhaupt  nicht  auf  seine 
Kosten  kommen  würde. 

5.  Dabei  ist  zu  berücksichtigen,  dafs,  abweichend  von  den  deutsch- 
rechtlichen  Bestimmungen  in  Rufsland  in  den  vor  den  Kommerzgerichtea 
zu  führenden  Prozessen,  zn  welchen  Forderungen  aus  Handelsgeschäften 
über  150  Rbl.  und  aufserdem  alle  Wechselsachen  gehören,  der  untai^ 
liegenden  Partei  von  den  Prozefskosten  des  Gegners  nur  ein  ganz  kleiner 
Teil  auferlegt  werden  kann.  Der  deutsche  Kläger  mu(s  daher  die 
Kosten  &st  ganz  und  gar  auch  im  Falle  des  Obsiegens  tragen  und 
dies  selbst  dann,  wenn  der  Gegner  z.  B.  durch  chikanöse  Einreden  etc. 
diese  Kosten  mutwillig  vergröfsert  hat  Dieser  Rechtszustand  erklärt 
vornehmlich  die  Abneigung  hiesiger  Anwälte,  schwierige  Sachen,  deren 
Objekt  nicht  hoch  ist,  zu  übernehmen,  und  andererseits  giebt  derselbe 
dem  hiesigen  Schuldner  eine  grofse  Sicherheit  gegen  die  Einklagung 
von  Forderungen,  da  dem  Gläubiger  auch  bei  einem  durchaus  gerecht- 
fertigten Prozefs  stets  ein  bedeutender  Schaden  erwächst 

6.  Bei  der  Anbringung  von  Prozessen  bei  den  Kommerzgerichten 
ist  auch  zu  beachten,  dafs  ftir  unbegründete  Forderungen,  d.  h.  ftlr 
solche,  welche  das  Gericht  ftlr  unbegründet  eAlärt  und  abweist,  eine 
Strafe  von  5  Kop.  vom  Rubel  zu  Gunsten  des  Fiskus  und  ftU*  unbe- 
gründete Appellationen  von  10  Kop.  vom  Rubel  zu  Gunsten  der  Richter 
erhoben  wird.  Auch  die  entere  Strafe  kommt  übrigens  den  Richtern 
insofern  zu  gute,  als  die  ganze  Institution  zum  Teil  durch  diese  Straf- 
gelder erhalten  wird.  Dieselben  werden  in  der  rigorosesten  Weise  er- 
hoben und  zwar  selbst  in  Fällen  von  Arbitrage,  bei  denen  der  Kläger 
selbstverständlicherweise  von  vornherein  gewillt  ist,  sich  der  Entschd- 
dung  der  Schiedsrichter  zu  ftlgen,  in  denen  er  also  eine  bestimmte 
Summe  nur  als  formelle  Forderung  anmeldet  Trotzdem  alle  Welt  in 
Rufsland  darüber  einig  ist,  dafs  die  aus  den  20  er  Jahren  des  19.  Jahr- 
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hunderte  stammenden  Vorschriften  für  das  Verfahren  hei  den  Eommerz- 
gerichten  völlig  veraltet  sind,  so  ist  es  doch  bisher  nicht  gelungen,  eine 
den  jetzigen  juristischen  Anschauungen  entsprechende  Umänderung  der- 
selben herbeizuführen. 

7.  Gesetzliche  Verzugszinsen  kennt  das  russische  Recht  auch  bei 
beiderseitigen  Handelsgeschäften  nicht.  Eaufleute  können  daher  solche 
Zinsen  vom  Tage  der  Fälligkeit  ihrer  Forderungen  nur  dann  bean- 
spruchen, wenn  dies  bei  dem  GeschäfUabschlufs  ausdrücklich  ansbedungen 
worden  sein  sollte.  Der  Anspruch  auf  Verzugszinsen,  und  zwar  in 
Höhe  von  6  Proz.  mufs  anderenfalls  stets  besonders  im  Urteil  festgesetzt 
werden-,  und  sein  Lauf  beginnt  frühestens  mit  dem  Tage  der  Klage- 
anbringung. 

8.  Für  insolvent  kann  ein  Kaufmann  hier  nur  erklärt  werden, 
wenn  gegen  ihn  liquide  Schuldforderungen  in  Höhe  von  mehr  als 
1500  Rbl.  vorliegen.  In  der  Praxis  kommen  dabei  &st  nur  eilige 
Wechselforderungen  in  Betracht.  Rechtsgeschäfte,  welche  der  Schuldner 
vor  der  Insolvenzerklttrung  abgeschlossen  hat,  können  nur  in  Special- 
fiLllen  angefochten  werden,  z.  B.  bei  der  unentgeltlichen  Verflufserung 
von  Immobilien.  Für  .  den  deutschen  Exporteur  liegt  die  Möglichkeit 
einer  solchen  Anfechtung  fast  nie  vor.  Sehr  häufig  tritt  der  Fall  ein, 
da&  ein  Schuldner,  der  seinen  Bankerott  vor  Augen  sieht,  sein  Geschäft 
und  die  vorhandenen  Waren  auf  seine  Frau,  seinen  Sohn  oder  andere 
Personen  überträgt  und  bei  Geltendmachung  der  betreffenden  Forde- 
rungen vermögenslos  ist.  Die  Gläubiger  können  ihn  allerdings  dann 
ffir  einen  böswilligen  Bankerotteur  erklären  lassen,  aber  in  keiner  Weise 
zu  ihrem  Gelde  kommen,  da  die  Kfiufer  des  Geschäfts  des  Schuldners 
unangreifbar  sind.  Die  Zurückforderung  von  Waren  in  natura  im  Fall 
eines  Konkurses  kann  für  den  deutschen  Exporteur  auch  bei  kommissions- 
w^en  Aufträgen  kaum  je  in  Frage  kommen,  da  nach  dem  Wortlaut 
der  bestehenden  Bestimmungen  solche  Waren  fast  ausnahmslos  in  die 
Masse  fallen.    (Bayer.  Handelszeitung  Jahrgang  XXX  [1900]  S.  524  f.) 

4*  Interessante  Abhandlungen  für  internationales 
Recht  in  Fachzeitschriften: 

a)  Ms.  L.  E.  Via  $  er,  Eemige  rechtsvragen  häreffende  de  meeat- 
hegunstigungsdauBtde  in  Iwnddsvertragen  (Rechtsgeleerd 
Magazijny  19.  Jaargang  Bladg.  311), 

b)  Älfredo  Moscutelliy  Veairadieione  neUa  giurisprudenga 
internajsionale  (Revisia  penale  etc.  VcH,  LII p.  353). 

c)  Habicht  j  Zusammentreffen  von  zeitlicher  und  örtlicher  Kollision 
der  Gesetze  (Das  Recht  von  Dr.  Soergel,  IV.  Jahrgang  Nr.  19 
S.  405  ff.).  Habicht  will  in  dem  Fall,  wo  gleichzeitig  eine 
zeitliche  und  örtliche  Kollision  vorliegt,  zunächst  die  Frage  ent- 
schieden wissen:  Ist  das  neue  oder  das  alte  Gesetz  anzu- 
wenden? und  nur,  wenn  diese  Frage  zu  Gunsten  des  neuen  Ge- 
setzes entschieden  ist,  sind  auch  die  neurechtlicben  Vorschriften 
der  Art  7  ff.    des  Einf.Ges.   zum  B.G.B.,   sonst  dagegen  auch 
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das  altrechtlicbe  internationale  Privatrecht  sni  Orunde  an  legen* 
Niedner  dagegen  will  in  jedem  solchen  Falle  zonttchst  an  der 
Hand  der  Art  7  ff.  die  Frage  entscheiden,  ob  inländisches  oder 
auslAndisches  Recht  anzuwenden  ist  Ist  das  letztere  der  Fall, 
dann  kommt  die  zeitliche  StatatenkoUision ,  die  ^r  das  Inland 
durch  den  Eintritt  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  gegeben  ist, 
in  Wegfall,  es  mttfste  denn  zuflllligerweise  anch  in  dem  be- 
treffenden Auslandsstaat  nach  den  für  die  Entstehung,  Verttnde- 
rung  oder  Beendigung  des  Rechtsverhttltnisses  bedeutsamen  That- 
Sachen  ein  Wechsel  der  Gesetze  stattgefunden  haben.  Dagegen 
soll  ersterenfalis,  d.  h.  wo  die  Art  7  ff.  deutsches  Recht 
für  mafsgebend  erklären,  alsdann  weiter  nach  den  Übergangs- 
bestimmungen des  4.  Abschnitts  des  Einf.Ges.  festgestellt  werden, 
ob  neues  oder  altes  deutsches  Recht  anzuwenden  ist 
d)  Barazetti^  Die  Behandlung  der  Verlassenschaft  der  deutschen 
ReichsangehOrigen  im  Kanton  Zttrich  und  die  Rechtsstellnng  der 
Witwen  (Kosmodike,  III.  Jahrgang  [1900]  S.  201  ff.)- 
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»•    Bflclieraiiieifireii. 

Sammlung  von  civilrechtlichen  Entscheidungen  des  L  k. 
Obersten  Oerichtshofea  Herausgegeben  von  Leopold  ^afff  Joseph 
V*  Schey  und  Vimenz  Krtipsky*  FUniunddreilagster  Band.  Nene 
Folge  I.  Band.    Wien  1900.    Manz.    8«.    772  S. 

Das  Erscheinen  eines  neuen  Bandes  der  civilrechtlichen  Entscheidung 
des  Osterreichischen  Obersten  Gerichtshofes  wird  in  der  Juristen  weit  mcht 
blofs  Österreichs  stets  mit  lebhafter  Freude  begrüfst  Die  EntscheidunMO 
dieses  Gerichtshofes,  ans^ezdchnet  nicht  nur  durch  die  hohe  Autorität  dea 
letzteren,  sondern  auch  ebenso  durch  die  Gediesenheit  ihrer  Bearbdtang 
und  den  wissenschaftlichen  Geist,  der  sie  durchweht,  wie  durch  jene 
Vornehmheit  der  Form,  in  welcher  sie  —  man  mochte  sagen  —  die  Majestit 
des  Rechts  wiederspiegeln,  sind  aber  anch  darnach  angethan,  das  lebhafte 
Interesse,  das  ihnen  uoerall  entgegengebracht  whrd,  stets  neu  zu  erwecken 
und  zu  steigern. 

Nicht  wenig  trägt  dazu  auch  bei  die  mustergültige  Art,  in  welcher 
die  Sammlung  Yon  den  illustren  Herausgebern  angelegt  ist,  und  die  eigene 
geistige  Zothat,  mit  welcher  sie  dieselbe  bereichem. 

XMe  vorliegende  Sammlung  umfafst  den  Zeitraum  vom  Jahre  1898, 
im  ganzen  439  Entscheidungen  enthaltend.  Die  Exposition  der  RechtefilUe 
ist  eine  ffelungene,  gleichweit  von  ermüdender  Breite,  wie  von  der  Deat- 
lichkeit  abträ^icher  Kürze  entfernte.  Die  an  die  Spitze  jeder  Entschei- 
dung gestellten  Kechtssätze  sind  präcis  formuliert  und  verraten  fibersll 
die  sachkundige  Feder.  TreffUch  bearbeitet  ist  anch  das  Register  —  für 
den  prozessualen  Teil  des  ^systematischen  Registers"  mufste  mit  Bück- 
sicht auf  den  Rechtsstoff  der  Civllprozefsordnung  und  der  Exekutionsordnang 
das  in  allen  bisherigen  Registern  der  Sammlung  festhaltende  System  fallen 
gelassen  werden.    iSe  neue  Anordnung  aber  dürfte  kaum  einer  weiteren  fir- 
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linteraBg  bedfirfen  und  das  Aufsuchen  der  Entscheidungen  nach  derselbeD 
keine  Schwierigkeit  bereiten.  Im  tlbrigen  bewahrt  der  vorliegende  Band 
Tolistindig  den  Charakter  seiner  Vorgänger,  indem  die  Entscheidunics- 
gründe  vollständig  und  wörtlich  wiedergegeben  sind,  somit  wird  uns  gewils 
jeder  beistimmen,  dafs  sich  die  Herausgeber  mit  diesem  Werk  den  Dank  der 
Juristen  weit  reichlich  verdient  haben. 

So  sei  denn  auch  diese  neue  Folge  der  beliebten  Sammlung,  die  von 
der  M an  z  sehen  Yerlagshandlung  vorzüglich  ausgestattet  ist,  allen  Praktikern 
bestens  empfohlen.  Milan  Faul  Jovanovic. 

1».    ZeitsclirirteH. 

Ko9fnod4ke9  Zeitung  für  den  internationalen  Rechtsverkehr,  8.  Jahrgang 
Kr.  17  (die  KosmodUse  stellt  ihr  weiteres  Erscheinen  ein) :  Der  XXV.  Deutsche 
Juiistentag.    Prisona  in  England  and  America  a  Contrast  (Closing), 

Zeitschrift  für  detftschea  bürgerliches  Recht  und  französisches 
CitHlrecht  Bd.  XXXI,  Heft  2:  Franz,  Die  Bestimmungen  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs  über  Ablieferung  der  Testamente  und  Erbyertrftge  an 
das  Nachlafi^ericht  und  deren  Anwendung  auf  ältere,  unter  Herrschaft 
des  Code  civil  errichtete  Urkunden.  Maas,  Kollision  zwischen  dem 
Hjpothekengläubiger  und  dem  persönlichen  Gläubiger  hinsichtlich  der  von 
diesem  gepföndeten,  vom  Grundstücke  getrennten  Erzen^isse.  Heft  8: 
Scher  er:  Ist  bis  zur  Anlage  des  Grundbuchs  die  Vorschrift  des  Art  2148 
Nr.  1  C  c^  soweit  sie  die  Wohnsitzerrichtung  betrifft,  noch  in  Kraft? 
Bewirkt  die  Unterlassung  der  Wohnsitzerw&hlung  auch  für  die  früheren 
Einschreibungen  noch  die  Nichtigkeit?  Seher  er,  Beerbung  von  Aus- 
ländem in  I^utschland. 

Zeitschrift  für  deutschen  Civilprezefs  und  d€is  Verfahren  in 
Angelegenheiten  der  freiuHlligen  Gerichtsbarkeit^  Bd.  XXVII, 
Heft  4:  C'o«<Ä ,  Das  richterliche  Fragerecht  Zum  §  139  (früher  130)  O.Pr.O. 
Schultzenstein,  Die  Unterzeichnung  der  Beschwerde  in  den  Angelegen- 
heiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 

Zeitschrift    für   die    gesamte   Strafrechtstoissensehaft^    20.   Bd., 

6.  Heft:  Rosenberg,  Über  die  Strafbarkeit  des  untauglichen  Versuchs. 
Kerckho/f,  Eän  Giftmordprozefs.  Litteraturberichte :  Aschaffenhurg, 
Kriminalpsycnologie  und  gerichtliche  Medicin.  Clement,  Über  (jfe- 
fängniswesen. 

Blätter  für  Rechtsanwendung,  65.  Jahrgang  (1900):  Obermeier, 
Übergangsfragen,  Belastungs-  und  Veräufserungsverbote  zu  Gunsten  von 
Hypothekgläubigern  (19).  Franc  he  (Übergangsfragen^,  Zu  Art.  86  E.G. 
z.  B.G.B.:  Genehmigung  einer  vor  1900  erfolgten  Handlung  (20).  v.  WH- 
movski  (Übergangsfragen).  Zur  Auslegung  des  Art  170  E.G.  z.  B.G.B.: 
Höhe  der  Verzugszinsen  (20).  M^rz  (Übergangsfragen),  Die  Eintragung 
fähigkeit  von  Parteiwegen  im  Hypothekenbucbe  nach  dem  zur  Zeit  in 
Bayern  geltenden  Rechte  (21).  AfülUr,  Der  Begriff  der  unerlaubten 
Handlung  im  Sinne  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  (22).  Männer,  Hypo- 
thekeneläubiger  und  Drittbesitzer,  Pfälzisches  Recht  (23>  Frankenburg  er. 
Zur  Lehre  vom  Kaufvertrag  nach  bürgerlichem  und  Handelsrecht  (24  f.). 

Sächsisches  Archiv  für  bürgerliches  Recht  und  Trezefs.  10.  Bd., 

7.  u.  8.  Heft:  Frese,  Noch  em  Wort  über  die  Vorlesung  des  Protokolls 
im  Falle  einer  Beurkundung  gemäfs  §  176  Abs.  2  F.G.  Stübel,  Die 
Mängelanzeige  im  Handelsverkehr.  Frey,  Die  neue  praesumiio  Muciana 
(§  1562  B.G.B.)  und  die  ZwangsvoUstreckuQg.  Du  Chesne,  Schenkung 
und  Geschäftsführung  ohne  Auftrag  bei  Bezahlung  fremder  Schulden. 
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ZeUsehrift  für  die  freiwiUige  Gerichtebarkeit  etc.  (Württembere), 
42.  JahrgaDff:  Klnmpp,  Aqb  der  GrandbnchpraziB  (8  fA  Hefs,  Die 
ZuBtellnnff  des  Berufaiigs-  und  EiimpruchschiifbatzeB  durcn  Vemiittelung 
des  G^richtsschreibers  (8).  Hai  dien,  Zar  Gterichtokoetenordiiaiig  (8  ly 
Hepp.  Anflassang  ohne  Vorlegung  der  nach  §  313  B.G.B.  erforderlichen 
Urkunde  (9).  Zimmerle^  Todeserklänmgen  in  Württembeiig  wKhrend 
der  Über^ngszeit  f9  f.).  f*  Wacht  er -Spittler^  Grehört  die  Vergütung 
des  Kommissärs  im  ^SwangsyersteigerungsyerfiBihren  zu  den  baren  Auslagen 
des  §  107  der  Gkrichtskostenordnung  (10)? 

Jahrhüeher  der  Württembergisehen  Bechttipflege,  12.  Bd.,  2.  Heft: 
SchÖninger^  Die  Vollstreckung  von  Urteilen  bei  Klagen  ans  Kauf  nsch 
dem  Bürgerlichen  Gesetzbache. 

Mecklenburgische  Zeitschrift  für  Rechtspflege  und  BecMs- 
Wissenschaft^  19.  Bd.,  1.  Heft:  Friedrichs,  Tilffung  mit  Wieder- 
eintragung Yon  Hypotheken.  Dahse,  Tilgung  und  Neueintragung  von 
Hypotheken. 

Zeitschrift  für  BecfUmflege  ifn  Herzogtum  Braun^chweig,  47.  Jah^ 
gang:   ÜdCj  Die  Erzienangsberichte. 

AUgemeine  österreichische  Oerichtszeitun^  ^  51.  Jahrgang  (1900): 
Follak,  Die  Koncentration  der  mündlichen  Streitverhandlung  (3z).  Ort- 
mann,  Miete,  Pacht  und  verwandte  Verträge  nach  dem  deutschen  Bürger- 
lichen C^^esetzbuch  (38  f.).  Komitzer,  Zur  Anwendung  des.  §  38  CPr.O. 
Piska^  Das  Recht  der  Handlungsgehttlfen  nach  dem  jüngsten  Regienmgs- 
entwurfe  (37).  Adler,  Duplikate  und  Kopien  nach  Wechselrecht  {&). 
iV.,  XXXV.  Deutscher  Juriatentag  (39).  Benedikt,  Juristische  Briefe, 
ni.  Fallsucht  (Epilepsie)  und  Verbrechen  (40).  Wehli,  Die  Vollstreckbsr- 
keit  von  Beschlüssen  während  des  Rekurazuges  (41).  Sieber,  Das  Bank- 
depot ^42].  Fätach,  Die  Kompetenz  der  administrativen  Gerichtshöfe  and 
die  juristische  Natur  der  Religionsfonde  (42).  Schauer,  Mafanahmen  zar 
Sicherung  des  Erfolges  einer  aufiserordentlichen  Revision  (43).  Karnert, 
Beitritt  zu  einer  anhängigen  Zwangsvollstreckung.  Hoegel,  Der  sechste 
internationale  Gefangniskongrefs  in  Brüssel  (44  f.> 

Juristische  Blätter  (Wien),  29.  Jahrgang  (1900):  Kntz,  Ein  Bdtng  zur 
Lehre  von  dem  Urheberrechte  an  Werken  der  Architektur  (34).  Tum- 
walii.  Über  die  rechtliche  Natur  der  Grund wässer  (35).  Kastner,  Zum 
Rechte  der  Wiederversteigerung  nach  §§154  u.  155  E.O.  (35).  Schwarz, 
Exkurse  über  ungarisches  Erbrecht,  V.  Erbeinsetzung  (36  t.).  Konirsch, 
XXV.  Deutscher  Juristentag (38  f.).  Petschek,  Die  Enthebung  des  Annen- 
vertreters  wegen  Mutwilligkeit  oder  Aussichtslosigkeit  der  Prozeßführung  (43). 

ZeUsehrift  für  Notariat  und  freiwiUige  GerichtsbarkeU  ii» 
Osterreich  (1900):  Hof  er.  Die  Haftung  des  Vorbehaltserben  (34  ff.). 
Steinböcke  Die  Haussteuerbemessung  auf  Grund  der  Bekenntnisse  för 
zwei  Jahre  (34  f.).  Rozto6il,  Zar  Klärung  der  Kontroverse  in  Ansehang 
der  sog.  Militärheiratskantionen  (36  ff.).  Putz,  Verzeichnis  der  in  Ungarn 
bestehenden  Notariatskammern  mit  Angabe  des  Komitates,  Gerichtshofes 
1.  Instanz,  G«richtstafel,  Waisenstuhles,  politischen  Bezirkes  und  der  Namen 
der  Notare  (37  ff.).    Fried,  Wechselprotestfragen  (43  ff.). 

Zeitschrift  für  schweizeHsches  Recht,  41.  Bd.,  N.  F.  19.  Bd.,  Heft  4: 
Verhandlungen  des  Schweizerischen  Juristenvereins.  Hnber,  Die  Gestal- 
tung des  Wasserrechts  im  künftigen  schweizerischen  Rechte.  Janggen, 
Die  Art  der  Anpassung  des  Ooligationenrechts  an  das  schweizerische 
Givilgesetzbuch. 
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ZeiUehrifi  des  Bemisehen  Juristen  -  Vereins  und  MimatsMaU 
für  Bemisehe  Rechtsprechung,  Bd.  XXXYI,  Heft  8:  Gasser:  Be- 
erboDg  von  Ehegatten,  die  bei  dem  nämlichen  Ereignisse  ums  Leben  ge- 
kommen sind. 

JBavtM  dedrait  intematUnuU  etde  UqisiaHon  eamparief  Deuxüme 
Serie,  Tom,  II  Nr.  5:  Nysy  Notes  sur  Ja  neutraliid,  Descamps,  Con- 
ference intern,  de  la  paix,  —  Rapport  sur  le  rhglemeni  pacifiqae  des 
conflits  intemationaux.    Westlake,  VAngleterre  etles  rSpubliques  bcers. 

CanUiS  mariHme  intemaUonaly  Bulletin  Nr,  7:  Conference  de  Paris 
1^2  ei  3  Octobre  1900.  —  Rapports  präliminaires:  L  Aüemagne^  ÄMsistance 
maritime^  (Boyens,  Erythropet,  Siever8);:Angleterre,  Rapport  gi- 
n&al;  Belgique,  Assistance  maritime;  Etats- Unis ^  Rapport  gineral; 
France,  Assistance  maritime;  Pays-Bas,  Assistance  maritime,  Bulletin 
Nr.  8:  Confirenee  de  Paris  etc.  II,  Allemagne,  Responsabilit^  des  pro- 
pri4taires  de  na/oires;  Belgique,  CompAence  en  mati&e  ^abordage;  Bei- 
gigue, Responsabilitä  des  propri^aires  de  navires;  Hongrie,  Sauoetage  et 
Assistance  maritime;  Hongrie,  ResponsalnlitS  des  propri^aires  etc.; 
Hongrie,  Compitence  en  matih^e  ctabordage;  Pays-Bas,  Compitenee  en 
matiire  dabordage. 

Revue  internationale  du  droit  nrnrititne,  15.  AnnSe,  Nr.  XI— XII: 
Maraisy  Assistance  marüime.  Assistance  par  le  propriätaire.  Fro- 
mageot,  Contre-projet  de  la  loi  uniforme  sur  V assistance  et  le  sauvetage 
maritimes.  Bulletins  de  la  jurisprudence  Francaise,  Allemande 
(Koch/f  Brisilienne  (Koch),  Fgyptienne  (Pada-Bey),  Greeque 
(Maerygiannis),  Italienne  (Koch),  Roumaine  ( Benderli), 

Annales  de  droit  convmereial  et  industriel  fran^is^  ktranger  et 
intem€Uionai,  14.  AnnSe,  Nr.  4:  Amiot,  Dela  responsahiliU  h  raison 
du  passif  social  d^Jä  forma  du  nouvel  associd  qui  entre  lians  une  soeidti 
en  cours  cPentreprise. 

Eivista  pönale  di  dottrina,  legisiasione  e  giurisprudenma, 
VoL  LIi,  Fase.  IV:  Moscatelli,  Vestradixione  nella  giurisprudenza 
intemazionale,  Fase.  V:  Bocelli,  Cassazione  del  sequestro  giudiziale 
sugli  oggetti  appresi  neH*  interesse  della  giuetizia  punittva.  Lucchini, 
A  proposito  M  codice  di  procedura  penale. 

Suppiemento  aUa  Bivista penale  etcj  Vol.  IX,  Fase,  I:  D^ Antonio, 
Dell  miUantato  credito  presso  pubhliei  ufficiali.  Lollini,  In  tema  di 
fa»oreggiamento,    Eula,  In  tema  di  truffa. 

Bechtsgeleerd  Magazin,  19.  Jaargang,  Aßevering  415:  Visser, 
Eenige  rechtsvragen  betreffende  de  meestbegunstigungsclausule  in  handels- 
vertragen, van  Drooge,  De  artikelen  1  en  6  der  Faillissementswet. 
Ovef sieht  der  Rechtspraak.  Baron  van  Ittersum,  Reehtspraak.  — 
M.  Art.  1607  Burg,  Wetb, 

Tidsskrift  for  Betsvidenskab,  13.  Aarg.  3 die  Heflei  Heckscher, 
MeddeUUer  fra  den  svensJce  Hsj'esterets  Praxis  i  Aarene  1898  og  1699. 
Thomsen,  Engelsk  international  Privatrecht,  Hagerup,  Fremmed 
LiUeratur  1899. 

e.   Bei  der  RedalLtioB  nem  elnfirefirmBcreBe  Bflelier: 

Alfeld*  Dr.iPhiiipp,  P^f.,  Die  Strafgesetzgebong  des  Dentschen  Reichs, 
Sammlung  aller  ReicWesetze  strafrechtlichen  und  strafjprozessnalen  Inhtdts 
mit  einem  Qesamtregister,  für  den  lücademischen  Gebranch  und  die  Praxis; 
München,  J.  Schweitzer  (Sellier). 
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AfiZiiotH,    DianiHOt    Studi  critiei   dt    diriUo    intenuurionale  prkfoio^ 

Rocca  S,  Cctseianoy  Lieinio  Capelli» 

Bernstein  y  Dr,  WUh*^  Die  Revision  der  Wechselordniing ,  one  geseta- 
geberische  Stadie;  Berlin,  Liebmann.    Mk.  1,50. 

Buehka^  Dr,  Q.  <;.,  Wirklicher  Qeheimer  Legationsrat  und  Direktor  der 
Kolonialabteilung  des  Auswftrtigen  Amtes,  Oetkerm  ür.  Fr.^  Profeasor 
in  Würzburg  and  L/elvmann,  Dr.  K»,  Prof.  in  Rostock,  GiyUproae&- 
Ordnung,  Konkursordnunff,  Handelsgesetzbuch  in  alter  und  neuer  Qestalt; 
Berlin,  JLiebmann,  geb.  Mk.  7. 

Cohnt  Dr.  Georg ,  Prot  in  Zflrlch,  Das  neue  deutsche  bürgerliche  Recht 
in  Sprüchen,  2.  Aufl.,  L  Allgemeiner  Teil;  Berlin,  Liebmann,  kart  Mk.  2. 

CfarHf  Alessandro,  Prof.,  Pisa,  Sludi  di  diritto  intemcLeionale  privcUo; 
Roma,  Boeca. 

Danimef  Dr.  JP.,  Begierungsrat  und  Abteilunffsyorsteher  im  KuserL  Patent- 
amt, Das  Reichsgesets,  betr.  die  PatentanwiUte,  vom  21.  Mai  1900,  für  den 
Sraktischen  Grebrauch  systematisch  dargestellt;  Berlin,  Liebmann,  geb. 
Ik.  3,50. 

I}espagnetf  Fra/ntz^  Prof.,  Prieia  de  droit  iiUemational  priv€^  3.  ^düUm  ; 
Paris,  Larose. 

IHenttf  CHuliÖf  Professor e  lii  diritto  intemazionaU  nüla  ünwersUä  di 
Siena,  Trottato  di  diritto  commersiaU  internasionale  ossia  ü  diriiio 
infernazionale  privato  commersiale.  Vol.  /,  Parte  genercUe;  Firenze, 
Camrtl  ein  (Conti^, 

CMdmann,  Samuel ,  Justizrat,  Rechtsanwalt  am  Kanmiergericht,  Dias 
Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897  (mit  Ausschlufs  des  Seerechts),  1.  Ins 
3.  Lief;  Berlin,  Vahlen. 

Handtntannf  OUo^  Das  russiBche  Handels-  und  Yerkehrsrecht  in  setnen 
wesentlichsten  Bestimmungen,  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Reichs- 
gesetzgebung und  mit  Berücksichtig^un^  der  internationalen  Veretubaran^ 
und  Vertrüge,  1.  Teil;  Riga  und  Leipzig,  Jonck  &  Poliewsky. 

Heinze,  Wolf  gang  f  Die  Beschlagnahme  der  deutschen  Postdampfer  durch 
die  Engl&nder;  Heidelberg,  Winter.    Mk.  1,80. 

HWlin^f  Dr,  R.^  Das  Bürgerliche  Gresetzbuch  in  Frage  und  Antwort,  -ein 
Repetitorium  zum  Selbststudium,  I.  und  II.  Bd  ;  Berlin,  Liebmann. 

J&dicfer,  Dr.  Eduard,  Schidlmeyerj  Dr.  Friedrich,  Fischer,  Dr. 
OttOf  Heymann,  Dr.  Ernst j  Schmidt,  Dr.  Arthur ^  Habicht^  Dr. 
Hermann  und  Schuttze^  Dr.  Alfred,  Kommentar  zum  Bürgerhchen 
Gesetzbuch  vom  18.  August  1896  nebst  dem  AusfÜbrungsgesetze ;  München, 
Beck,  1.  Band,  Allgemeiner  Teil  und  fänleitung  von  A\  Holder  (geh. 
Mk.  9,  in  Halbfranz  Mk.  11),  2.  Band,  1.  und  2.  Lief.,  Recht  der  Schuld* 
Yerhältnisse  von  Fr.  Schollmeyer  (2.  Lief,  geh.  Mk.  8.501  4.  Band, 
Familienrecht  Yon  B.  Schmidt  und  H.  Habicht,  1.  Lief.,  gen.  Mk.  6,40. 


Hoffmannj  Adalbert,  Landrichter,  Das  Bürgerliche  Oesetzbnch  mit  i 
Nebengesetzen  und  Ansfuhrungsvorschriften,  für  den  praktischen  Grebraach 
herausgegeben,  Abt  1 — 8;  Oppeln,  Maske. 

Moffmanny  Adalbert,  Das  Reichsgesetz  über  die  Beurkundung  des  Per- 
sonenstandes und  die  EheschliefsuDg  mit  allen  für  das  Reiche  und  für 
Preufsen  ergangenen  Nebengesetzen,  Verordnungen  und  Ministettiuerlaasea, 
für  den  Handgebrauch;  Oppeln,  Maske. 


Der  Spruch  des  italienischen  Prisengerichtes  in  Sachen 

des  „Doelwijlc^ 


Während  des  italienisch-abessinischen  Krieges,  am  8.  August  1806, 
wurde  bekanntlich  der  holländische  Dampfer  „Doelwijk^  im  Golf 
von  Aden  anweit  des  französischen  Kolonialgebietes  von  Obock  auf 
hoher  See  zofolge  Anordnung  der  italienischen  Regierung  beschlagnahmt, 
weil  er  Waffen  nnd  Munition  (etwa  45  000  Gewehre,  5  000  000  Ge- 
schosse, 6000  Säbel)  an  Bord  fUhrte,  welche  für  den  Negos  von  Abes- 
sinien  bestimmt  waren,  indem  sie  in  Djibuti,  also  auf  französischem 
Gebiet,  gelöscht  werden  und  von  dort  auf  dem  Landwege  nach  Abes- 
sinien  transportiert  werden  sollten. 

Der  Fall  hat  eine  ttber  den  konkreten  Thatbestand  hinausreiehende 
Bedeutung  für  mannigfaltige  und  wichtige  Fragen  des  internationalen 
Rechtes,  so  dafs  eine  Übersetzung  des  prisengerichtlichen  Spruches,  der 
in  italienischer  Sprache  in  der  „Oagetta  ufftciäle  dd  regno  d'Italia^  in 
der  Nummer  vom  15.  Dezember  1896  [Nr.  295]  abgedruckt  ist,  auf 
Interesse  rechnen  darf. 

Eine  Erörterung  des  Spruches  nnd  der  in  ihm  berührten  Rechts- 
fragen behalte  ich  mir  für  das  nächste  Heft  dieser  Zeitschrift  vor. 

Das  Urteil  lautet  folgendermafsen : 

Im  Namen  Seiner  Majestät  Humbert  L 
Von  Gottes  Gnaden  und  durch  den  Willen  der  Nation 
König  von  Italien. 
Die  Prisenkommission  („commissione  defXe  prede^)y  bestehend  aus: 
T.  Ganonico^  .  .  .  Sektionspräsident  des  Kassationshofes  zu  Rom, 
J.  Ärtomy    ...  aufserordentlicher  Gesandter  und  bevollmächtigter 

Minister, 
X.  Serraj  .  .  .  Kontreadmiral, 
C.  Orillo^  .  .  .  Kontreadmiral, 
E.  Tivaronij  .  .  .  Rat  am  Appellhof  zu  Rom, 
Jf.  La  Terea^  .  .  .  Rat  am  Appellhof  zu  Rom, 
Ä,  Witting,  .  •  .  Hafenkommandant  erster  Klasse^ 
hält    nach   Anhörung    des  Berichtes   des  Präsidenten   Canonico,    nach 
Kenntnisnahme  der  Denkschriften  und  der  Ausfthrungen  der  interessierten 
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Parteien,  der  Herren  Wilhelm  Ruys  dt  Söhne  and  des  Hauses 
Lacarrikre  &  Söhne,  nach  Anhörung  der  AusRlhrungen  des  Re- 
gierungskommissars Baron  Qarofalo,  nach  Einsicht  der  Akten  und  der 
Dokumente  i^  thatsächlich  festgestellt: 

Gegen  den  7.  Mai  1896  hatte  der  Dampfer  „Doelwijk*^  unter  hol- 
ländischer Flagge  in  Reval  und  in  Riga  Waffen  und  Munition  geladen. 
Dann  war  er  nach  Rotterdam  gefieihren.  Nachdem  er  am  17.  Mai  bei 
Rotterdam  auf  der  Reede  von  Maaslnis  (einem  ausschliefslich  für  mit 
Explosivstoffen  beladene  Schiffe  reservierten  Platz)  vor  Anker  gegangen 
war,  vervollständigte  er  seine  Ladung  durch  zwei  von  Lüttich  über 
Antwerpen  gekommene  Sendungen  von  Waffen,  die  eine  von  Bord  des 
Schiffes  „Berendina",  die  andere  auf  dem  Landwege  von  Walkensward 
kommend.  Am  12.  Juli  dampfte  der  Doelwijk  mit  einer  ftir  Kurrachee 
(Englisch  Indien)  angemusterten  Besatzung  und  mit  dem  Bestimmungsort 
Port  Said  „per  Ordre*'  ab.  Er  kam  in  Suez  am  26.  Juli  an,  fuhr 
von  dort  am  31.  Juli  ab,  mufste  aber  am  1.  August  zurückkehren, 
um  Ansegelungsschäden  zu  reparieren.  Am  2.  August  nahm  er  seine 
Route  wieder  auf. 

Die  italienische  Regierung  hatte  infolge  von  Informationen  durch 
die  Königlichen  Botschaften  in  London  und  Petersburg,  die  Königliche 
Gesandtschaft  in  Stockholm  und  durch  die  Königlichen  Konsuln  in 
Lüttich  und  Antwerpen,  sowie  infolge  von  Nachrichten  über  bereits 
erfolgte  Ausschiffung  von  Waffen  in  Djibuti,  wohlbegründeten  AnlaCs: 
(foncUxto  motivo) ,  dbn  Doelwijk  als  ein  neutrales  Schiff  zu  betrachten, 
welches  verdächtig  war,  Kriegskontrebande  zu  führen.  Sie  bestimmte 
daher,  dafs  das  Schiff,  wenn  es  nach  Verlassen  der  Strafse  von 
Bab-el-Mandeb,  anstatt  sich  nach  links  auf  die  angegebene  Route  nach 
Kurachee  zu  begeben,  den  Kurs  rechts  nach  dem  Golf  von  Tadjura 
nehme,  in  der  durch  die  Verträge  und  die  Seegebränche  bestimmten 
Weise  zum  Gehorsam  gebracht  werde  (veniase  richiamata  äW  obedienea)^ 
dafs  es  vor  seinem  Eintritt  in  die  französischen  Territorialgewässer 
visitiert  werde,  und  dafs,  wenn  aus  der  Einsicht  der  Schifispapiere 
sich  der  Beweis  ergebe,  dafs  die  Ladung  für  den  Feind  bestimmt  sei 
(ove  .  .  .  däUa  ispezione  deUe  carte  di  hordo  risfiltasse  provtUo  V  indimo 
deUa  destinaeione  del  carico  äl  nemico),  es  festgehalten  und  nach 
Massaua  gebracht  werde,  um  es  dem  Urteil  des  Prisengerichtshofes  zu 
unterwerfen. 

In  der  That  ging  der  Doelwijk  in  der  Nacht  des  8.  August  von 
der  Route  Kurrachee  ab  und  wendete  sich  gegen  Djibuti.  In  diesem 
Augenblick  führten  unsere  Ejreuzer  die  Beschlagnahme  des  Dampfei« 
aus,  entsprechend  den  dem  Kommandanten  von  der  Abteilung  des 
Marineministeriums  für  das  Rote  Meer  in  Übereinstimmimg  mit  dem 
Ministerium  der  auswärtigen  Angel^enheiten  erteilten  Weisungen  und 
gemäfs  den  internationalen  Seegebräuchen. 

Der  Doelwijk,  durch  die  „Etna**  beschlagnahmt,  wurde  von 
der  „Aretusa**  nach  Massaua  geleitet,  wo  mit  Schiff  und  La- 
dung   gemäfs    den    Vorschriften    des    Codice    della    marina   mercantile 
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verfifchren  warde,  und  zwar  unter  Freilassung  des  üerrn  Carette,  eines 
fimnzösischen  Bürgers,  der  sich  an  Bord  befand,  ohne  dafs  sein  Name  in 
der  Passagierliste  stand,  und  dessen  Ausschiffung  in  Djibuti  nach  der  Er- 
klärung des  Kapitäns  Remmen  der  Grund  war,  weswegen  dieser  den 
Kurs  nach  Djibuti  abgebogen  hatte,  obwohl  (nach  seiner  Aussage)  das 
Schiff  mit  Ladung  nach  Kurrachee  bestimmt  war. 

Die  Ladung  bestand,  wie  darauf  amtlich  festgestellt  wurde,  aus 
4895  Kisten  mit  45  316  Gewehren,  5  025  832  Projektilen  und  6000 
Stttck  Säbeln  und  anderen  Waffen. 

Der  ^^Doelwijk**,  Eigentum  des  Herrn  Buys,  Reeders  und  Direk- 
tors des  Holländischen  Lloyd,  war  am  13.  März  1896  von  dem  ELause 
Lacarriere  d;  Söhne  gechartert,  ,,vom  17.  März  an  auf  drei  zu  drei 
Monate  (di  tre  in  tre  mesi)^  für  435  Pfund  Sterling  den  Monat,  mit 
der  Bedingung,  dafs  der  Kapitän  ausschliefslich  die  Orders  des  charternden 
Hauses  empfangen  sollte,  welches  zeitweise  in  die  Bechte  des  Reeders 
«intrat,  dafs  er  jede  Ladung  transportieren  müfste,  dafs  er  von 
einem  Zeitpunkt  ziun  anderen  die  Orders  empfangen  sollte,  wohin  er 
sich  zu  begeben  habe.  Trotzdem  war  das  Haus  JLacarri^e  in  bestän- 
diger Korrespondenz  mit  Herrn  Ruys  und  dieser  mit  dem  Kapitän 
Remtners.  Am  19.  Juni  schrieb  das  Haus  Lacarrüre  an  Herrn  Buys^ 
um  zu  fragen,  ob  alles  für  die  Abreise  des  Schiffes  bereit  sei,  und  am 
20.  antwortete  Herr  Ruys  mit  Ja.  Am  24.  Juli  schrieb  Herr  Buys 
entsprechend  den  von  dem  Hause  Lacarrihre  empfangenen  Instruktionen 
dem  Kapitän  des  „Doelwijk^  in  einem  „nach  P  o  r  t  S  a  i  d  oder  D j  i  b  ut  i^ 
gerichteten  Brief,  er  solle  in  Djibuti  Herrn  Bölling,  Agenten  des  Hauses 
Lacanrüre^  erwarten,  der  am  25 •  desselben  Monates  von  Marseille  nach 
jenem  Bestimmungsorte  abreisen  werde ;  er  solle  dessen  Orders  befolgen, 
wenn  aber  vor  dessen  Ankunft  ein  Agent  nötig  sei,  sich  an  Herrn 
ViUard  in  Obock  wenden;  in  Port  Said  werde  er  von  Herrn  Caretie 
eine  Ergänzung  der  Ladung  erhalten. 

Li  dem  zu  Port  Said  ausgelieferten  Gesundheitspafs  war  das  Schiff 
als  englisches  bezeichnet,  während  sich  aus  dem  Flaggenschein  (patente  di 
ncusionalUä)  ergiebt,  dafs  es  holländisch  ist.  Das  Datum  des  Gesund- 
heitspasses ist  der  30.  April,  während  die  Vidimation  des  Flaggen- 
^scheines  am  30.  Juli  vorgenommen  ist.  Während  die  in  Rotterdam 
abgegebene  Erklärung  als  Bestimmungsort  Kurrachee  angab,  liest  man 
in  den  durch  den  Kapitän  gezeichneten  Konnossementen  „Port  Said  per 
Order".  Die  genannten  Konnossemente,  welche  die  verfrachteten  Waffen 
bezeichnen,  sind  im  Namen  der  Herren  Ruys  &  Co,  als  Agenten 
ausgestellt,  aber  der  Name  der  Destinatare  findet  sich  nicht,  indem  die 
Ware  auf  Order  gestellt  ist  Andere  Konnossemente  sind  nicht  an  Bord 
gefunden.  Doch  präsentierte  die  Firma  Lacarriere  vier  andere  identische 
Konnossemente  mit  der  Bestimmung  Djibuti,  welche  ebenfalls  von  dem 
Kapitän  Remmers  gezeichnet  waren,  aufserdem  einen  Teil  ihrer  Korre- 
spondenz mit  Heim  Ruys^  woraus  sich  ergiebt,  dafs  die  Waffen  nach 
Djibuti  transportiert  werden  sollten  und  dafs  dort  alles  ftlr  ihre  Ab- 
lieferung und  Ausschiffung  vorbereitet  war. 
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Auf  der  anderen  Seite  machte  Herr  Euys  in  Rotterdam  kein  Ge- 
heimnis ans  der  Bestimmung  des  SchiflPes  ftb*  Djibnti.  Diese  wtude 
dorch  Herrn  Chefneux  unserem  Gesandten  in  Paris  offen  mitgeteilt, 
ebenso  durch  das  Haus  Lacarrüre^  nur  mit  dem  Hinzufügen,  dafs  die 
Waffen  frei  transportiert  werden  könnten,  weil  der  Kriegszustand  auf- 
gehoben sei. 

Infolge  der  yorschriftsgemäfs  den  Interessenten  gemachten  Mit- 
teilungen' meldeten  sich  bei  dem  Gerichtshof  ordnungsmftfsig  Herr  EwfS 
und  das  Haus  Lacarrih'e, 

Her»  Bw^  macht  geltend,  nach  Art  11  des  Königlichen  Dekretes 
vom  16.  August  1896  und  nach  den  Grundsätzen  des  intemationaieD 
Hechtes  sei  mit  erfolgtem  Friedensschlufs  (dopo  la  concordata  pace)  die 
Jurisdiktion  der  Prisenkommission  erloschen.  Diese  sei  eventuell  Qin  via 
suhorämcAa'^)  unzuständig,  einerseits  wegen  der  Beendigung  des  Kriegs- 
zustandes, andererseits  weil  eine  lokale  Kommission  {commissione  loecik) 
nicht  ttber  eine  internationale  Frage  urteilen  könne,  um  so  weniger  als 
nicht  dem  Staatsrat,  sondern  dem  Kassationshof  der  Rekurs  gegen  seine 
Entscheidung  zugewiesen  sei.  Das  Königliche  Dekret,  durch  welches  die 
Kommission  konstituiert  sei,  setze  den  Kriegszustand  voraus,  während 
gerade  hierüber  (j^appunto  su  cib^)  der  Gerichtshof  entscheiden  solle, 
womit  seine  Grundlage  in  Frage  gestellt  sei.  Im  Augenblick  der  Be- 
schlagnahme sei  der  Kriegszustand  zwischen  Italien  und  Abessinien  be- 
seitigt gewesen,  weil  die  thatsächlichen  Feindseligkeiten  (ohne  dafft 
übrigens  eine  Kri^serklärung  vorhergegangen  war)  eingestellt  und  durch 
Königliches  Dekret  vom  18.  Juni  1896  der  Krieg  für  beendet  erklärt 
worden  sei.  Die  Erklärung  der  italienischen  Regierung  gegenüber  der 
holländischen  Regierung,  der  Krieg  dauere  trotz  jenes  Dekretes  noch 
fort,  sei  verspätet,  da  sie  erst  am  3.  August  erfolgt  sei,  als  der  „Dod- 
wijk*'  bereits  endgültig  von  Suez  abgefahren  war. 

Herr  Buys  behauptet  ferner,  die  Beschlagnahmeverftigung  und  deren 
Ausführung  sei  nichtig,  weil  nur  ein  Bericht,  nicht  ein  wirkliches  und 
förmliches  Protokoll  über  die  Visitation  und  Beschlagnahme  vorli^ 
und  weil  auch  sonst  verschiedene  Förmlichkeiten  nicht  beobachtet  seien. 
Er  bestreitet  endlich  seinerseits  jeden  Dolus,  indem  der  Chartervertrsg 
ihm  verboten  habe,  nachzuforschen,  was  das  Haus  Lacarribre  mit  seinem 
Schiffe  machen  wolle  und  er  nur  die  Weisungen  des  Hauses  weite^ 
gegeben  habe,  wie  sie  ihm  zugegangen  seien.  Er  habe  den  „Doelwijlc'' 
versichert,  als  er  erfahren  habe,  dafs  der  Kriegszustand  noch  andauere, 
den  er  in  gutem  Glauben  für  beendet  gehalten  habe.  Er  beantragt 
daher,  dafs  in  jedem  Fall  die  Beschlagnahme  für  nichtig,  die  Prise  für 
ungesetzlich  erklärt  und  das  Schiff  freigegeben  werde,  welches,  wie  er 
meint,  nach  Ausschiffung  der  Waffen  jedenfalls  hätte  losgelassen  werden 
müssen. 

Das  Haus  Lacan/ihre  fUhrt  ebenfkUs  aus,  die  Jurisdiktion  der 
Prisenkommission  sei  zufolge  Art  11  des  Königlichen  Dekretes  vom 
16.  August  1896  und  durch  den  Friedensschlufs  erloschen,  das  Urteil 
habe   sich   lediglich   darauf  zu  beschränken,   von   dem  Friedensschlafs 
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Akt  zu  nehmen;  eventuell  sei  der  Oericbtshof  anzaständig,  über  die 
Beechlagnahme  des  „Doelwijk^  zu  arteilen,  äufserstenfiillB  aber  mÜBse 
die  Beschlagnahme  des  Schiffes  sowie  die  Wegnahme  der  Ladang  ftlr 
ungesetzlich  erklärt  and  die  Rückgabe  verfügt  werden. 

Beide  Parteien  behaupten,  sie  hätten  Ersatz  ihrer  Schäden  und 
Aoslagen  zu  beanspruchen. 

Der  Begierungskommissar  beantragt,  die  Kommission  möge  unter 
Verwerfung  der  Präliminareinwendungen  die  Beschlagnahme  des  „Doel- 
wijk''  fUr  rechtmäfsig  erklären  und  im  übrigen  die  Entscheidung 
auf  eine  andere,  nach  Eintreffen  einer  amtlichen  Mitteilung  des 
Friedensvertrages  zwischen  Italien  und  Abessinien  abzuhaltende  Sitzung 
vertagen. 

Inzwischen  hat  auf  Am  Ersuchen  um  Mitteilungen  über  diesen 
Vertrag  die  Kommission  von  Seiner  Ezcellenz  dem  Minister  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  folgende  Mitteilung  erhalten:  ^^^  Friedens- 
vertrag zwischen  Italien  und  Etiopien  wurde  am  26.  Oktober  des  ver- 
flossenen Jahres  abgeschlossen,  aber  man  kennt  den  Wortlaut  noch 
nicht,  auch  steht  nicht  fest,  ob  die  telegraphische  Ratifikation  Seiner 
Majestät  des  Königs  am  Bestimmungsort  angekommen  ist^ 

Vorfragen. 

Nach  den  oben  summarisch  dargelegten  Thatsachen  und  weil,  ob- 
gleich man  noch  keine  Nachricht  von  der  Auswechselung  der  Ratifi- 
kationen hat,  doch  in  der  Unterzeichnong  des  Friedensvertrages  zwischen 
Italien  und  Etiopien  am  26.  Oktober  des  verflossenen  Jahres  and  in  der 
telegraphischen  Ratifikation  durch  Seine  Majestät  den  König  von  Italien 
Thatsachen  vorliegen,  welche  mehr  als  genügend  sind,  um  den  Kriegs- 
zostand  als  beendet  anzusehen, 

Mufs  die  Kommission  vor  allem  die  beiden  Voreinwendangen 
(ecceeioni  pregiudijsiäli)  prüfen :  —  die  Einwendung  des  Erlöschens  der 
Jurisdiktion  der  Kommission  infolge  Beendigang  des  Krieges,  sowie  den 
Vertagungsantrag  des  Regierangskommissars,  welcher  sich  hieran  knüpft, 
—  und  den  Einwand  der  Unzuständigkeit. 

Betreffend  die  Jurisdiktion. 

Was  die  erste  Frage  anlangt,  ob  nämlich  —  mit  Erlösehen  des 
Endzustandes  gegenüber  Abessinien  —  die  Jurisdiktion  der  Prisen- 
kommission  völlig  (di  pien  dirUto)  erloschen  sei  gemäfs  dem  Königlichen 
Dekret  vom  16.  August  1896,  welches  sie  konstituierte  und  gemäfs  den 
Grundsätzen  des  Rechtes, 

Bemerkt  die  Kommission  vor  allem,  dafs  man  der  Recbtmäfsigkeit 
ihrer  Jurisdiktion  auch  nach  Erlöschen  des  Kriegszustandes  bezüglich 
der  während  des  Krieges  stattgehabten  Ehreignisse  nicht  die  Bestimmung 
des  Art  11  des  angeführten  Königlichen  Dekretes  entgegenhalten  kann, 
welche  lautet:  „Das  gegenwärtige  Dekret  soll  Wirkung  haben,  so  lange 
nicht  der  Kriegszustand  mit  Abessinien  beendet  ist**,   weil  auch  nach 
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Beendigung  des  Krieges  die  Kommission  zu  vollem  Recht  mit  ihrer 
Autorität  bekleidet  ist, 

Dafe  in  Wahrheit  jener  Artikel  nur  den  Zweck  hat,  klarzustellen, 
dafs  man  eine  Kommission  scha£Een  wollte,  welche  ausschliefslich  die 
Frage  derjenigen  Prisen  zu  entscheiden  habe,  welche  wlihrend  des 
Kriegszustandes  mit  Abessinien  gemacht  seien  oder  gemacht  werden 
könnten,  —  d.  h.  dafs  man  keine  permanente  Prisenkommission  schaffen 
wollte, 

Dafs  dieser  Gedanke  noch  deutlicher  aus  der  dem  Dekret  voran- 
gestellten Begründung  erhellt,  worin  es  heifst,  dafs  sich  die  Notwendig- 
keit herausgestellt  habe,  die  Prisenkommission  so  lange  zu  konstituieren, 
ab  nicht  der  Kriegszustand  mit  Abessinien  erloschen  sei,  wonach  es 
logisch  und  natürlich  war,  darauf  im  Artikel  11  zu  sagen,  dafs  diese 
Konstituierung  keine  Wirkung  mehr  haben  solle,  wenn  der  Kriegs- 
zustand mit  Abessinien  erloschen  sei, 

Dafs  folglich  nach  Beendigung  des  Krieges  die  Kommission  durch 
ein  anderes  Königliches  Dekret  wird  au%elöst  werden  müssen  (ebenso 
wie  sie  vorher  konstituiert  war),  nicht  aber  etwa  konstituiert  und  mit 
der  Kognition  eines  während  des  Krieges  geschehenen  Vorfalles  be&fst, 
wie  sie  ist,  sie  sich  selbst  auflösen  und  die  Entscheidung  unterlassen 
darf,  während  sie  gerade  eingesetzt  ist,  um  über  solche  Vorfälle  zu 
urteilen, 

Dafs  deswegen  ihre  Jurisdiktion  keineswegs  nach  Auswechselung 
der  Ratifikationen  als  aufgehoben  bezeichnet  werden  darf,  —  denn  die 
politische  Aktion  der  Exekutivgewalt  und  die  juristische  Aktion  der 
(xerichtsgewalt  sind  unter  allen  Umständen  voneinander  verschieden  und 
unabhängig  — ,  vielmehr  wenn  einmal  ein  Vorfall  der  Prisenkommission 
unterbreitet  ist,  diese  ihre  Jurisdiktion  erschöpfen  müfs  unter  recht- 
licher Würdigung  aller  tbatsächlichen  Umstände,  sei  es,  dafs  diese  voa 
vornherein  vorlagen  oder  nachträglich  eingetreten  sind. 

Nachdem  so  die  durch  die  Geschehnisse  während  des  Kriegs- 
zustandes begründete  Fortdauer  der  Jurisdiktion  der  Kommission  fest- 
gestellt ist,  bleibt  zu  untersuchen,  ob  durch  die  Thatsache  der  Beendi- 
gung des  Krieges,  wegen  der  veränderten  internationalen  Beziehungen 
gegenüber  dem  früher  feindlichen  Staat  der  Gegenstand  des  Urteils  in 
gewisser  Beziehung  geändert  worden  ist,  das  hei(kt,  ob  die  Kommission, 
wenn  sie  die  während  des  Kriegszustandes  geschehene  Beschlagnahme 
f^  gerechtfertigt  (legiUima)  erklärt,  sie  nach  dem  Kri^e  die  Kon- 
fiskation der  beschlagnahmten  Gegenstände  anordnen  kann. 

Die  Kommission  bemerkt  in  dieser  Hinsicht  zunächst,  dafs,  wäh- 
rend die  Artikel  225  und  226  des  Seehandelsgesetzbuches  ihr  eine 
doppelte  Aufgabe  zuweisen  —  über  die  Rechtmäfsigkeit  der  Prise  (und 
demzufolge  a  fortiori^  der  Beschlagnahme)  und  über  die  Konfiskation  der 
beschlagnahmten  Gegenstände  zu  entscheiden  —  jene  Artikel  nicht  sagen, 
dafs,  wenn  die  Beschlagnahme  für  gerechtfertigt  erklärt  wird,  die  Kom- 
mission in  jedem  Fall  notwendig  und  unterschiedslos  gehalten  sei,  auch 
die  Konfiskation  auszusprechen,  dafs  vielmehr  der  Art  226,  indem  er  von 
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dem  Urteil  über  die  Legitimität  der  Prise  oder  die  Konfiskation  spricht, 
offen  erkennen  Ittfst,  dafs  das  eine  Urteil  von  dem  anderen  verschieden  ist, 

Dafs  thatsttchlich  die  Beschlagnahme  eines  mit  Eriegskontre- 
bande  beladenen  Schiffes  und  die  Konfiskation  der  Gegenstände 
thatsKchlich  zwei  völlig  verschiedene  Akte  sind,  ebenso  in  Hinsicht 
anf  ihre  innere  Natur  wie  in  Hinsicht  auf  die  Zeit  und  die  Umstände 
ihres  Geschehens, 

Dafe  daher,  wenn  auch  aus  der  Legitimität  der  Beschlagnahme  mit 
natilrlicher  Konsequenz  die  Legitimität  der  Konfiskation  dann  folgt, 
wenn  ebenso  wie  die  Ausföhmng  der  Beschlagnahme,  so  auch  die  Ver- 
hängung der  Konfiskation  in  der  Zeit  während  des  Kriegszustandes  er- 
folgt ,  —  so  doch  trotz  der  Legitimität  der  Beschlagnahme  die  Frage 
aufgeworfen  werden  kann,  ob  auch  die  Konfiskation  auszusprechen  ist, 
nachdem  der  Kriegszustand  beendet  ist, 

Dafs  dieser  Untersuchung  nicht  die  Bestimmung  des  Art  215  des 
Seehandelsgesetzbuches  entgegensteht,  welcher  sagt,  dafs  Schiff  und 
Ware,  welche  beschlagnahmt  sind,  konfisziert  werden  sollen,  da  nämlich 
jener  Artikel  dem  Titel  angehört,  welcher  vom  Seerecht  in  Kriegszeiten 
spricht,  somit,  da  die  Beschlagnahme  während  der  Kriegszeit  erfolgt 
ist,  die  Konfiskation  aber  während  des  Friedens  erfolgen  müfste,  die 
Frage  entsteht:  Hat  man  in  der  Friedenszeit,  wo  man  nicht  mehr  das 
Recht  hat,  die  Beschlagnahme  zu  verhängen,  das  Recht,  die  Konfiska- 
tion auszusprechen? 

Hinsichtlich  der  angeworfenen  Frage  geht  die  Kommission  davon 
aus,  dafs,  wenn  sie  auch  die  Beschlagnahme  des  „Doelwijk^  für  recht- 
mäfsig  erklären  sollte,  doch  die  Konfiskation  der  Prise,  nachdem  der 
Krieg  nunmehr  beendet  ist,  nicht  mehr  rechtlich  b^ründet  sein  würde, 
und  zwar  aus  zwei  Hauptgründen: 

In  erster  Linie,  weil  das  Prisenrecht  als  Grundkge  das  Recht 
der  Verteidigung  gegen  den  Feind  hat,  und  folgerecht  (unbeschadet 
der  Unverletzlichkeit  des  Gebietes  der  Neutralen)  auch  die  Verteidigung 
gegen  die  Akte  umfafst,  welche  während  des  Krieges  bestimmt  sind, 
die  Kriegsmittel  zu  vermehren,  andererseits  aber  eben  deswegen,  wenn 
der  Kri^zustand  aufhört,  das  Recht  der  Verteidigung  gegen  denjenigen 
aufhört,  der  von  diesem  Augenblick  an  nicht  mehr  Feind  ist,  und 
gegen  denjenigen,  der  dessen  KrtLfte  vermehrt,  wie  es  auch  Gebrauch 
ist,  in  den  Friedensverträgen  die  Rückgabe  der  Prisen  zu  vereinbaren. 

In  zweiter  Linie,  weil  eine  nach  Beendigung  des  Kriegszustandes 
gefWte  Entscheidung,  welche  die  Konfiskation  aussprechen  wtlrde  (möge 
auch  die  vorher  stattgehabte  Beschlagnahme  rechtmäfsig  sein),  abgesehen 
davon,  dafs  sie  den  Charakter  einer  im  Widerspruch  mit  den  wieder- 
hergestellten friedlichen  Beziehungen  stehenden  feindlichen  Handlung 
haben  würde,  dem  Eigentum  eines  Dritten  eine  Beschränkung  auferlegen 
würde,  welche  nicht  mehr  durch  die  gegenwärtige  Notwendigkeit  recht- 
mäfsiger  Verteidigung  begründet  ist. 

Wenn  daher  die  Kommission  jetzt  die  Konfiskation  des  „Doelwijk*' 
und   seiner  Ladung  aussprechen   würde,   so   würde   ihre  Entscheidung 
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der  Gerechtigkeit  und   den  allgemein  anerkannten  und  angewendeten 
Grundsätzen  des  internationalen  Rechtes  nicht  entsprechen. 

Andererseits  verletzt  die  Nichtverhängnng  der  Konfiskation  nicht  das 
RecHt  derjenigen,  unter  welche  der  Erlös  verteilt  werden  mltiste,  da 
dieses  Recht  (welches  keine  andere  Grundlage  als  das  positive  Recht 
hat)  nur  entstehen  kann,  wenn  die  Prisengegenstllnde  Eigentum  des 
Staates  geworden  sind,  also  nicht  begründet  ist,  wenn,  wie  im  vor- 
liegenden Fall,  das  Eigentum  der  Priae  dem  Staate  nicht  rechtmftfsig 
zugesprochen  werden  kann. 

Es  ist  aber  noch  zu  bemerken,  dafs  von  der  Entscheidung  über  die 
Legitimität  oder  Nichtlegitimität  der  Beschlagnahme,  abgesehen  von  der 
Konsequenz  im  ersten  Falle  bezüglich  der  Konfiskation,  auf  welche  (wie 
gezeigt)  das  Erlöschen  des  Krieges  von  Einflufs  sein  kann,  im  anderen 
Falle  die  Frage  der  Schadensersatzpfiicht  abhängt,  auf  welche  die  Be- 
endigung des  Krieges  nicht  von  Einfluls  sein  kann,  da  dies  zwei  Kon- 
sequenzen von  völlig  verschiedener  Natur  sind,  indem  die  erstere  sich 
auf  internationale  Verhältnisse  bezieht,  welche  unter  den  Regeln  des 
öffentlichen  Rechtes  stehen,  die  andere  auf  Privatverhältnisse,  welche 
durch  das  btlrgerliche  Recht  geregelt  sind: 

Dafs  somit,  wenngleich  die  Konfiskation  der  Kriegskontrebande  wegen 
der  Wiederherstellung  der  firiedlichen  Beziehungen  beute  nicht  mehr 
rechtmäfsig  ausgesprochen  werden  könnte  und  wenn  deswegen  hinsicht- 
lich der  Konfiskation  die  Entscheidung  über  die  Legitimität  der  Be- 
schlagnahme nicht  mehr  notwendig  sein  sollte,  dies  doch  nicht  die  Not- 
wendigkeit ausschliefst,  diese  Entscheidung  aus  dem  Gesichtspunkt  der 
Schadensersatzpflicht  zu  treffen,  welche  eng  und  untrennbar  damit  zu- 
sammenhängt, 

Dafs  somit,  da  es  nicht  möglich  ist,  über  die  Schadensersatzpflicht 
Entscheidung  zu  treffen,  ohne  die  Frage  der  Legitimität  der  BeschUig- 
nahme  zu  beantworten,  und  die  ordentlichen  Gerichte,  an  welche  sich  die 
Interessenten  wenden  müfsten,  falls  die  Prisenkommission  nicht  über 
die  Legitimität  entscheiden  würde,  in  dieser  Frage  unzuständig  sind, 
daraus  sich  die  Folge  eigeben  würde,  dafs  die  Interessenten  kein  Ge- 
richt finden  würden,  vor  dem  sie  ihre  Gründe  für  die  Schadensersatz- 
pflicht geltend  machen  könnten, 

Dafs  nach  den  dai^elegten  Erwägungen  es  offenbar  nicht  ange- 
bracht ist,  dem  Antrag  des  Regierungskommissars  zu  folgen  und  jetzt 
nur  über  die  Legitimität  der  Beschk^ahme  des  ^Doelwijk^  zu  be- 
finden, jede  andere  Entscheidung  aber  bis  zum  Eintreffen  der  amtlichea 
Nachricht  über  den  Friedensvertrag  auszusetzen, 

Dafs  in  der  That,  wenn  man  den  Text  des  Friedensvertrages  ab- 
warten wollte,  um  mit  Sicherheit  sagen  zu  können,  ob  der  Kri^s- 
zustand  aufgehört  habe,  dies  unnötig  fUr  die  Zwecke  des  gegenwärtigen 
Spruches  sein  würde,  weil  der  Kriegszustand  als  mit  den  FriedeuB* 
präliminarien  und  a  fortiori  mit  der  Unterzeichnung  des  Vertrages  und 
der  Absendung  der  Ratifikation  beendet  angesehen  werden  mufs,  —  wenn 
man  den  Text  des  Friedensvertrages  aber  abwarten  wollte,  um  zu  sehen. 
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ob  darin  die  Rückgabe  der  Prise  vereinbart  sei,  auch  dies  ohne  irgend- 
welche Bedeatang  für  die  fintscheidang  sein  würde,  welche  die  Kom- 
mission aussprechen  mnfs, 

Dafs  in  Wahrheit,  wenn  jene  Klausel  im  Friedensyertrage  steht, 
dieser,  durch  die  Entscheidung,  falls  sie  in  demselben  Sinn  ergehen  würde, 
nur  eine  rechtliche  Bestätigung  finden  würde,  während,  wenn  sie  im 
entg^engesetzten  Sinn  ergehen  würde,  dadurch  der  Vertrag  nicht  ent- 
kräftet würde,  weil  die  Regierung  volle  Freiheit  hat,  auf  das,  was  als 
ihr  Recht  anerkannt  wird,  früher  oder  später  zu  verzichten, 

Dafs  aber  in  beiden  Fällen  die  Entscheidung,  wie  gesagt,  nötig  ist, 
um  die  Frage  des  Schadensersatzes  zu  entscheiden,  welche  nicht  in  der 
Schwebe  bleiben  darf, 

Dafs  aufserdem  die  Fällung  einer  Entscheidung  lediglich  über  die 
Legitimität  der  Prise  ohne  Bestimmung  der  praktischen  Folgen  eine 
schlechthin  abstrakte  Entscheidung  sein  würde,  welche  dem  Zweck  eines 
Urteils  nicht  entsprechen  würde,  welches  übrigens  ohne  Not  weder  ge- 
teilt noch  vertagt  werden  darf,  weil  dem  Ver£üiren  stracker  Lauf  ge- 
geben werden  mufs  und  dem  Verdacht  kein  Boden  gewährt  werden 
darf,  als  ob  die  Tribunale  unter  gewissen  Umständen  politischen  Er- 
wägungen nachgeben  und  Werkzeuge  der  Regierung  werden  konnten, 
ein  Umstand,  welcher  das  Vertrauen  zur  Justiz  erschüttern  und  all- 
mählich zum  moralischen  Ruin  eines  Volkes  führen  würde. 

Dieses  sind  die  Gründe,  aus  welchen  die  Kommission,  deren  Juris- 
diktion hinsichtlich  der  während  des  Krieges  voigefallenen  Geschehnisse 
nicht  aufgehoben  ist,  sich  der  Prüfung  nicht  entschlagen  kann,  ob  die 
Beschlagnahme  des  „Doelwijk**  rechtmäfsig  gewesen  ist,  so  dafs,  wenn 
angesichts  der  rechtlichen  Grundsätze  heute  die  Konfiskation  der  Prise 
nicht  mehr  ausgesprochen  werden  kann,  doch  die  Frage  des  Schadens- 
ersatzes entschieden  werden  kann. 

Über  die  Zuständigkeit 

Was  die  Zuständigkeitsfrage  anlangt,  so  nimmt  die  Kommission  an: 
Dafs  die  beiden  von  Herrn  Buys  in  dieser  Hinsicht  erhobenen  Ein- 
wendungen rechtlich  unbegründet  sind :  —  nämlich  einmal  der  Einwand, 
die  italienische  Gesetzgebung  könne  nicht  mafsgebend  sein  und  deswegen 
kOnne  auch  eine  lokale  Kommission  nicht  zuständig  sein,  weil  es  sich 
um  eine  internationale  Frage  handle,  um  so  weniger,  als  (wie  Herr 
Ruys  hinzufügt)  nicht  dem  Staatsrat,  sondern  dem  Kassationshof  die 
Stellung  der  Rekursinstanz  gegeben  sei,  —  und  femer,  dafs  der  Ein- 
richtung dieser  Prisenkommission  die  Grundlage  fehle,  da  das  König- 
liche Dekret,  durch  welches  sie  ins  Leben  gerufen  sei,  ihre  Schaffung 
in  Abhängigkeit  vom  Bestehen  des  Kriegszustandes  gesetzt  habe,  so 
dafs  die  italienische  Regierung  selbst  bereits  eine  Frage  entschieden 
habe,  über  welche  zu  entscheiden  der  Kommission  zukomme, 

Dafs  die  erste  Einwendung  unbegründet  ist,  weil,  wenn  es  auch 
zu  wünschen  wäre,  da(s  die  Fragen  der  Legitimität  der  Prisen  von  einem 
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internationalen  Gerichtshof  entschieden  würden,  dies  einstweilen  nur 
ein  Wansch  der  Publizisten  und  aller  derjenigen  ist,  welche  sich  ftlr 
das  internationale  Recht  interessieren  und  dessen  Entwickelung  ver- 
folgen, während  es  thatsächlich  bis  jetzt  feststehender  und  durch  die 
positive  Gesetzgebung  der  Kuiturstaaten  sanktionierter  Gebrauch  ist,  da(s 
über  diese  Fragen  das  von  der  Regierung  desjenigen  kriegführenden 
Staates  eingesetzte  Prisengericht  entscheidet,  zu  dessen  Verteidigung  die 
Beschlagnahme  angeordnet  ist:  und  genau  dem  entsprechend  die  Be- 
stimmung des  Art.  225  unseres  Seehandelsgesetzbuches  lautet,  von  dem 
die  italienische  Regierung  nicht  abgehen  konnte, 

Dafs,  wenn  (nach  Heim  Buys  unrechtmäfsig)  dem  Elassationshof 
anstatt  des  Staatsrates  der  Rekurs  gegen  die  Entscheidungen  der  Kom- 
mission zugewiesen  ist,  dies  deswegen  geschehen  ist,  weil  der  Rekurs 
nicht  in  der  Sache  selbst,  wofür  das  Urteil  der  Kommission  souverttn 
ist,  sondern  einzig  für  den  Fall  der  Unzuständigkeit  oder  der  Oe- 
waltüberschreitung  zugelassen  ist  und  für  solche  Fragen  gemftfs  den 
italienischen  Gesetzen  das  einzige  zuständige  Tribunal  der  Kassations- 
hof ist, 

Dafs  die  zweite  Einwendung  keine  bessere  Grundlage  hat,  da 
unzweifelhaft  die  Kommission  darüber  befinden  mufs,  ob  gerade  in 
dem  Augenblick  der  Beschlagnahme  des  „Doelwijk"  Krieg  zwischen 
Italien  und  Abessinien  bestand  oder  nicht,  so  unzweifelhaft  es  auch 
ist,  dafs  die  italienische  Regierung  nicht  das  Recht  gehabt  haben  würde, 
die  Prisenkommission  einzusetzen^  wenn  sie  nicht  davon  ausgegangen 
wäre,  es  bestehe  der  Krieg, 

Dafs  hiemach  die  Worte  des  Königlichen  Dekretes  vom  16*  August 
1896  j,in  Betracht  dessen,  dafs,  indem  der  Kriegszustand  mit  Abes- 
sinien noch  nicht  beendigt  ist,  sich  die  Notwendigkeit  gezeigt  hat,  die 
Prisen kommission  einzusetzen^  einzig  das  Motiv  der  so  geschehenen 
Einsetzung  ausdrücken,  aber  kein  Urteil  über  eine  Frage  enthaltffli, 
welche  die  vollziehende  Gewalt  nicht  entscheiden  kann ,  auch  nicht 
irgendwie  die  Freiheit  der  Kommission  beschränken,  welche  eingesetzt 
war,  um  über  die  Legitimität  der  Prise  und  über  alle  Vorfragen  dieser 
Entscheid ang  zu  befinden,  wozu  in  erster  Linie  die  Frage  gehört,  ob 
im  Augenblick  der  Beschlagnahme  Krieg  bestand  oder  nicht, 

Dafs  femer  keine  Veranlassung  besteht,  auf  die  Einwendung  des 
Herrn  Buys  einzugehen,  welche  dahin  geht,  weil  die  Beschlagnahme 
von  der  Regierang  verfügt  sei  und  somit  einen  politischen  Akt  dar- 
stelle, so  sei  lediglich  das  Parlament  dafür  zuständig,  deren  Gültigkeit 
zu  beurteilen;  denn  es  ist  völlig  einleuchtend,  dafs  man  auf  diese 
Weise  den  politischen  Mafsstab  {ü  criterio  poliHco)  an  Stelle  des  juri- 
stischen Mafsstabes  setzen  würde ,  und  dafs  dies  so  viel  hiefse,  als  die 
Prisenkommission  als  unnütz  abzusetzen,  deren  Aufgabe  es  ja  gerade 
ist,  zu  entscheiden  —  unabhängig  von  jeder  politischen  Erwägung  — 
ob  das  Vorgehen  der  Regierang  dem  Rechte  entspricht  oder  nicht 
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Fragen  der  Sache  selbst  (Questioni  di  merito). 

Nachdem  so  die  Voreinwände  znrtlckgewiesen  sind  and  der  Urteils- 
gegenstand klar  nmgrenzt  ist,  ertlbrigt: 

In  Erwägung,  dafs  andererseits  kein  Zweifel  besteht  (auch  kein 
Streit  darüber  war),  dafs  die  Waffen  and  die  Eriegsnmnition,  welche  an 
Bord  des  „Doelwijk"  gefanden  sind,  Kriegskontrebande  bilden  sowohl 
gemäfs  der  wörtlichen  Bestimmung  des  Art  216  unseres  Seehandels- 
gesetzbuches als  auch  gemäfs  den  elementaren  Grundsätzen  des  inter- 
nationalen Rechtes, 

Die  Lösung  von  vier  Fragen,  um  die  der  Kommission  flbertragene 
Entscheidung  zu  fällen: 

1.  Ob  Italien,  ab  die  Beschlagnahme  des  „Doelwijk"  ausgeführt 
wurde,  sich  im  Kriegszustande  gegenüber  Abessinien  befand,  auch  hin- 
sichtlich der  Neutralen, 

2.  Welches  die  Bestimmung  (desünaeione)  des  beschlagnahmten 
Schiffes  und  seiner  Ladung  war, 

3.  Ob  der  „Doelwijk"  mit  Hecht  als  ein  verdächtiges  Schiff  an- 
gesehen werden  konnte  und  ob  die  Beschlagnahme  rechtmäfsig  (legaU 
mente)  ausgeführt  ist,  sowohl  hinsichtlich  der  Örtlichkeit,  wo  sie  statt- 
fiuid,  ab  hinsichtlich  der  bei  der  Ausführung  beobachteten  Förmlich- 
keiten, 

4.  Ob  die  Beschlagnahme  des  „Doelwijk"  (falb  der  Krieg  noch 
dauerte)  notwendig  aufser  der  Konfiskation  der  Ladung  auch  diejenige 
des  Schiffes  nach  sich  gezogen  hätte,  oder  ob  nur  die  Ladung  zu  kon- 
fiszieren gewesen  wäre,  das  Schiff  aber  hätte  frei  bleiben  müssen  Blr 
den  Fall,  dafs  sein  Eigentümer  seine  Verwendung  nicht  gekannt  und 
gewollt  haben  sollte,  —  eine  Frage,  welche  ebenfalls  entschieden  werden 
mufs,  um  feststellen  zu  können,  ob  auch  der  Schifiseigentümer  verant- 
wortlich für  die  Kriegskontrebande  ist  oder  nicht,  und  ob  er  demnach 
Anspruch  auf  Schadensersatz  hat  oder  nicht. 

Die   erste  Frage   (Kriegszustand). 

Die  Kommission  bemerkt,  dafs  der  Kriegszustand  an  und  für  sieh 
eine  Thatsache  ist,  welche  sich  daraus  ergiebt,  dafs  zwei  Staaten  oder 
Völker  in  bewaffneter  Gegnerschaft  stehen,  um  zur  Geltung  zu  bringen, 
was  jeder  für  sein  eigenes  Recht  hält, 

Dafs  dieser  thatsilchliche  Zustand,  wie  er  den  Kriegführenden 
gegenseitige  Rechte  gewährt  und  ihnen  Pflichten  in  ihren  kriegerischen 
Beziehungen  auferlegt,  so  auch  den  neutralen  Staaten  die  Pflicht  auf- 
erlegt, sich  jedes  direkt  feindlichen  Aktes  zu  enthalten  und  die  Kräfte 
keines  der  beiden  Kriegführenden  zu  verstärken, 

Dafs  diese  Pflicht  für  die  Neutralen  in  dem  Augenblick  b^nnt, 
wo  der  Kriegszustand  zu  ihrer  unzweifelhaften  Kenntnis  gekommen  ist, 

Dafs  die  ELriegserklärung  und  deren  Bekanntgabe  an  die  Neutralen 
Mittel  sind,  mit  welchen  der  Kriegszustand  kbrgestellt  und  zur  Kenntnis 
der  Interessenten  gebracht  wird,   aber   dafs  sie  nicht  ab  die  einzigen 
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Mittel  bezeichnet  werden  können,  weil  beides  überflüssig  wird  in  dem 
Augenblick,  wo  der  Krieg  nicht  nur  thatsächlich  besteht,  sondern  auch 
für  die  neutralen  M&chte  notorisch  ist:  hdlum  polest  indpere  ah  indic- 
tione  et  a  vi  fnutua^ 

Dafs  in  dem  vorliegenden  Fall  keine  formelle  ELriegserklänmg  er- 
folgt ist,  weil  der  Krieg  sich  von  selbst  ans  den  thatsftchlichen  Um- 
ständen ergab,  in  denen  sich  Italien  gegenüber  Abessmien  befand,  auch 
keine  Benachrichtigung  des  Kriegszustandes  an  die  neutralen  Machte 
erfolgte,  weil  man  zunächst  hoffte,  der  Krieg  werde  schnell  beendet  sein, 
und  weil  der  Krieg  bei  der  Schnelligkeit  der  täglichen  Verbindungen 
durch  Telegraph  und  Presse,  sowie  bei  dem  Interesse,  welches  er  not- 
wendig im  Auslande  erregte,  fllr  alle  Staaten  offenkundig  war, 

Dafs,  wenn  man  dem  entgegenhalten  wollte,  die  Notorietät  des 
Kriegszustandes  sei  nicht  genügend,  um  gegenüber  den  Neutralen  den 
Termin  seines  Beginnes  festzustellen  (die  einzige  in  dieser  Materie  mög- 
liche Einwendung),  dieser  Einwand  in  unserem  Falle  nichts  be- 
deuten würde,  da  zu  der  Zeit,  als  in  Riga  und  Reval  der  wichtigste  Teil 
der  Ladung  des  ^Doelwijk**  aufgenommen  wurde  und  als  sie  in  Rotterdam 
vervollständigt  wurde,  der  Krieg  zwischen  Italien  und  Abessinien  seit 
mehreren  Monaten  im  Gange  war,  und  man  seine  Existenz  nicht  ignorie- 
ren konnte,  wie  übrigens  die  Thatsache  der  Verfrachtung  von  Wa£fen 
und  Kriegsmunition  an  einen  der  Kriegftlhrenden  (welche  weiterhin  fest- 
gestellt werden  wird)  beweist,  dafs  diejenigen,  welche  dabei  mitwirkten, 
zu  jener  Zeit  das  Bestehen  des  Euriegszustandes  kannten, 

Dafs  in  dem  Königlichen  Dekret  vom  18.  Juni  1896  allerdings 
erklärt  wurde,  Eritrea  nebst  den  zu  ihm  gehörenden  Gebieten  und  den 
Militärpersonen,  welche  sich  dort  beiden,  sei  nicht  mehr  als  im 
Kriegszustande  befindlich  anzusehen,  aber  dafs  nach  dem  Tenor  dieses 
Dekretes  in  keiner  Weise  behauptet  werden  kann,  dafs  vermöge  des- 
selben, wie  es  die  Interessenten  wünschten,  der  Kriegszustand  that- 
sächlich  beendet  worden  sei, 

Dafs  thatsächlich  vor  allem  in  jenem  Dekret  nicht  gesagt  wird, 
der  Kriegszustand  sei  beendet,  sondern  nur,  dafs  das  Territorium 
und  die  Militärpersonen  von  Eritrea  nicht  mehr  ab  im  Elriegszustand 
befindlich  angesehen  werden  sollen,  ohne  dafs  dabei  irgendwie  von  den 
Beziehungen  zu  Abessinien  die  Rede  wäre, 

Dafs  das  frühere  Königliche  Dekret  vom  15.  März  1896,  &af 
welches  dasjenige  vom  18.  Juni  ausdrücklich  Bezug  nimmt,  folgendes 
vorschrieb:  —  „Art  1.  Die  Militärpersonen,  welche  vom  S.  Oktober 
1895  bis  zum  15.  desselben  Monats  sich  südlich  der  Linie  Marcb— 
Beiesa — Mana  dislociert  befanden  und  an  der  Waffenthat  von  Debra- 
Ailä  und  an  den  bezüglichen  Operationen,  welche  ihr  vorbeigingen  und 
ihr  nachfolgten,  teilgenommen  haben,  gelten  für  diese  Zeit  als 
auf  dem  Kriegsfufs  befindlich.  Art.  2.  Alle  Militärpenonen, 
welche  sich  in  Eritrea  und  in  den  davon  abhängigen  Gebieten  befinden, 
gelten  seit  dem  7.  Dezember  1895  ab  auf  dem  Kriegsfufs  befindlich,^ 

Dafs   aus  der  Nebeneinanderstellung   dieser  beiden   Dekrete  sich 
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offenbar  ergiebt,  dafs  einerseits  die  Worte  y^consideroH  su  istato  di 
guerra*^  andererseits  die  Worte  j^considerati  sul  piede  di  guerra^  sich 
nur  auf  die  inneren  VerhKitnisse  der  Kolonie  in  administrativer  und 
disciplinarer  Hinsicht  beziehen  sollen,  dafs  vor  allem  dabei  die  Absicht 
obwaltete,  die  Staatskasse  vor  unnötigen  Ausgaben  zu  bewahren,  während 
keine  aktuellen  Feindseligkeiten  stattfanden,  und  zwar  so,  dafs  deren 
Unterbrechung  nach  der  Natur  der  Ortlichkett  und  des  Klimas  der 
Gregenden,  wo  der  Krieg  stattfand,  nicht  von  kurzer  Dauer  sein  konnte, 
wonach  jene  Worte  an  der  Fortdauer  des  Kriegsznstandes  mit  Abessinien 
nichts  ändern, 

Dafs  das  Dekret  vom  18.  Juni,  eben  weil  es  sich  nur  auf  innere 
Verhältnisse  bezog  und  internationale  Beziehungen  nicht  berührte,  den 
auswärtigen  Mächten  nicht  mitgeteilt  vmrde  und  deswegen  im  Auslande 
keinerlei  Wirkung  haben  konnte,  es  auch  mindestens  eigentümlich  ist, 
wenn  man,  um  sich  den  Pflichten  der  Neutralen  zu  entziehen,  das 
Fehlen  der  Bekanntgabe  eines  allbekannten  Krieges  einwendet,  anderer- 
seits aber,  um  die  Verletzung  jener  Pflichten  zu  rügen,  sieh  auf  ein 
nicht  bekannt  gemachtes  Dekret  bezieht,  welches  dem  Ausland  gar  nicht 
bekannt  gegeben  zu  werden  brauchte,  weil  es  sich  auf  lediglich  innere 
Verhältnisse  bezog,  ein  Dekret,  welches  man  überdies  nicht  verstehen 
wollte  oder  falsch  verstanden  hat, 

Dafs  aufserdem  ein  solches  Dekret  einen  offenkundigen  faktischen 
Znstand  ebensowenig  aufheben  konnte,  wie  das  firüh<'re  Dekret  ihn 
schaffen  konnte,  welches  ja  feststellte,  dafs  der  Krieg  bereits  seit 
Dezember  1895  bestand,  ein  Zustand,  welcher  auch  nach  dem  Dekret 
vom  18.  Juni  1896  notorisch  c^ermafsen  fortdauerte,  dafs  man  noch  gar 
nicbt  vom  Frieden  sprach  und  dafs  der  Negus  unsere  Kriegsgefiingenen 
zurückhielt,  wie  er  sie  bis  zu  den  letzten  Tagen  zurückhält, 

Dafs  in  Wahrheit,  da  man  sich  einen  Kriegszustand  nicht  ohne 
zwei  Kriegf)ihrende  denken  kann,  es  offenbar  ist,  wie  ein  solcher  Zu- 
stand schlechterdings  nicht  durch  den  Willen  eines  einzelnen  von  ihnen 
aufgehoben  werden  kann,  sondern  beide  übereinstimmend  die  Waffen 
niederlegen  müssen,  dafs  aber  keine  Handlung  auf  Seiten  des  Negus 
vorlag,  welche  zu  der  Annahme  berechtigte,  er  hege  solche  Absicht,  viel- 
mehr die  Thatsache  der  Festhaltung  der  Gefangenen  das  Gegenteil  bewies, 

Dafs  aufserdem  das  Königliche  Dekret  vom  16.  August  1896,  wie 
gesagt,  die  Einsetzung  der  Prisenkommission  auf  die  Thatsache  der 
Fortdauer  des  Kri^szustandes  zwischen  Italien  und  Abessinien  gründet, 
was  nicht  (wie  das  Haus  Lacarriire  meint)  eine  Aufhebung  des  De- 
kretes vom  18.  Juni  bedeutet,  sondern  umgekehrt  eine  amtliche  Be- 
stätigung daför  ist,  dafs  mit  jenem  Dekret  der  Kri^zustand  nicht  auf- 
gehört hatte, 

Dafs  die  italienische  Regierung,  um  jede  Möglichkeit  eines  Mifs- 
Verständnisses  auszuschliefsen,  sobald  sie  bemerkte,  dafs  auf  Seiten  ge- 
wisser Staaten  Zweifel  über  den  wahren  Charakter  jenes  Dekretes  ent- 
standen waren,  Sorge  trug,  und  zwar  vor  der  Beschlagnahme  des 
„Doelwijk",  dafs  durch  ihre  Vertreter  bei  den  Regierungen  von  Frank- 
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reicli,  Holland,  England,  Rafsland,  Schweden,  Belgien,  Deutschland, 
Österreich  and  Griechenland  der  wahre  Sinn  klargestellt  wurde,  in- 
dem erklärt  wurde,  wie  die  thatsächliche  Fortsetzung  des  Kriegs- 
zustandes in  offenharer  Weise  durch  die  Festhaltung  der  Gefangenen 
seitens  des  Feindes  sowie  dadurch  gekenuzeicbpet  sei,  dafs  die  fried- 
lichen Beziehungen  zwischen  den  kriegführenden  Staaten  nicht  wieder 
aufgenommen  seien ,  wie  ja  wirkliche  Feindseligkeiten  und  Kriegs- 
zustand zwei  verschiedene  Dinge  seien,  und  wie  das  Aufhören  der 
ersteren  nicht  notwendig  die  Beendigung  des  letzteren  zur  Folge  habe, 

Dafs  auf  der  anderen  Seite  die  holländische  Regierung,  welche 
nach  der  Beschlagnahme  —  wie  es  korrekt  war  —  ihre  Vorbehalte 
zum  Schutz  der  etwa  in  diese  Angelegenheit  verwickelten  holländischen 
Bflrger  machte,  vor  der  Beschlagnahme  auf  die  Anfragen  der  italieni- 
schen Regierung  wegen  der  Bewegungen  des  „Doelwijk*^  ohne  alle 
Einwendungen  Antwort  gegeben  und  dadurch  gezeigt  hatte,  dafs  der 
Kriegszustand  für  sie  notorisch  sei  und  dafs  sie,  auch  nicht  einmal 
auf  die  indinikteste  und  entfernteste  Weise  eine  Verletzung  der  Neutra- 
lität unterstützen  wolle,  so  dafs  die  Ladung  des  „Doelwijk*' ,  ihr 
Transport  und  ihre  Bestimmung  für  die  Beteiligten  immer  den  Charakter 
ausschliefslich  privater  Vorgänge  behielten, 

Dafs  somit  das  Königliche  Dekret  vom  18.  Juni  1896  weder  an 
dem  Bestehen  des  Kriegszustandes  zwischen  Italien  und  Abessinien  noch 
an  dessen  Notorietät  oder  an  der  Kenntnis  von  demselben  auf  Seiten  der- 
jenigen das  Geringste  änderte,  welche  Waffen  und  Munition  an  einen 
der  Kriegführenden  expedierten, 

Dafs  diese  Kenntnis  offenbar  dai-aus  hervorgeht,  dafs,  als  die  Waffen 
in  Riga,  Reval  und  Rotterdam  verladen  wurden,  das  Königliche  Dekret 
vom  18.  Juni  noch  nicht  erschienen  war,  und  dafs  die  Verlader  ebenso 
wie  der  Reeder  wohl  wufsten  (wie  sich  das  weiterhin  zeigen  wird), 
dafs  diese  Jjadung  dazu  bestimmt  war,  die  Kriegsmittel  des  Negus 
gegen  uns  zu  verstärken, 

Dafs,  wenn  nach  dem  Königlichen  Dekret  vom  18-  Juni  die  Ver- 
anstalter dieser  Spedition  den  geringsten  Zweifel  über  den  wahren 
Sinn  des  Dekretes  gehaht  hätten,  es  ihnen  leicht  gewesen  wäre,  durch 
ihre  Regierungen  Information  von  der  italienischen  Regierung  zu  er- 
halten, welche  diese  ebenso  bereitwillig  gegeben  hahen  würde,  wie  sie 
dieselbe  thatsächlich  der  französischen  Regierung  gab,  sobald  sie  be- 
merkte, dafs  diese  darüber  im  mindesten  hedenklich  war,  und  wie  sie 
dieselben  zum  Überüufs  auch  der  holländischen  Regierung  sowie  den 
übrigen  ohen  angeführten  Regierungen  gab, 

Dafs,  wenn  die  französische  Regierung,  wie  das  Haus  Lacarriere 
behauptet,  in  der  irrigen  Annahme,  der  Kriegszustand  sei  beendet  ge- 
wesen, sich  dem  Waffentransport  nach  Djibuti  nicht  widersetzt  hat, 
dies  allein  die  Beziehungen  zwischen  dem  Haus  JMcarrihre  und  der 
französischen  Regierung  betrifft,  aber  weder  den  bestehenden  Kriegs- 
zustand aufhebt,    noch   die  Thatsache   aus   der  Welt  schafft,   dafs  das 
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Hans  Lacarrüre  die  Waffen  während  des  Kriegszostandee  verladen  und 
sie  dem  Feinde  zugeführt  hat, 

Dafs  aus  den  von  dem  Haus  LtMirrüre  selbst  vorgelegten  Briefen 
hervorgeht,  dafs  dieses  sich  veigeblich,  um  seinen  guten  Glauben  dar- 
znthun,  auf  das  Königliche  Dekret  vom  18.  Juni  1896  beruft,  da  daraus 
hervorgeht,  dafs  es  in  einem  Brief  an  Herrn  Ruys  vom  19.  Juni  1896 
fragte,  ob  alles  bereit  sei,  darauf  dringend,  dafs  die  Reise  alsbald  fort- 
gesetzt werde,  während  doch  das  Königliche  Dekret  vom  18.  Juni  erst 
am  19.  abends  in  der  GazeUa  ufßciale  zu  Born  erschien,  und  es  somit 
unmöglich  ist,  dafs  das  Haus  Lacarrüre  im  Augenblick  der  Abfassung 
jenes  Briefes  Kenntnis  von  dem  Dekret  haben  konnte, 

Dafs  übrigens  auch  nachdem  die  Erklärungen  der  italienischen  Re- 
gierung über  den  wahren  Sinn  jenes  Dekretes  erfolgt  waren,  nichts 
von  Seiten  des  Hauses  Lacarrihre  geschah,  um  zu  verhindern,  dafs 
der  „Doelwijk^  seine  Reise  fortsetzte  oder  um  die  Ausschiffung  der 
Waffen  zu  bewirken,  während  das  Haus  dies  doch  hätte  thun  können, 
indem  es  nach  Port  Said  oder  nach  Djibuti  telegraphierte,  dafs  es 
vielmehr  an  Herrn  Ituys  schrieb,  dieser  solle  den  Kapitän  des  Schiffes 
anweisen,  er  solle  sich  in  Djibuti  von  Herrn  BoUing  Order  fUr  die  Ab- 
lieferung der  Ladung  geben  zu  lassen, 

Dafs  nach  alledem  der  von  dem  Hause  Lacarrihre  und  Herrn 
Ruys  gegen  die  Zuständigkeit  dieser  Kommission  erhobene  Einwand 
hinfällig  ist,  welcher  sich  auf  die  irrige  Annahme  stützt,  dafs  zur  Zeit 
der  Beschlagnahme  des  „Doelwijk^  der  Kriegszustand  beendet  gewesen 
sei,  —  dafs  damit  auch  der  Einwand  des  Herrn  Ruys  fWt,  es  sei  der 
holländischen  Regierung  zu  spät  der  wahre  Sinn  des  angeführten  De- 
kretes erklärt  worden,  weil  solche  Erklärung,  welche  lediglich  zum 
Überflufs  abgegeben  worden  ist,  nicht  nötig  war  angesichts  der  That- 
sache,  dafs  die  Fortsetzung  des  Kriegszustandes  niemals  aufgehört  hatte 
notorisch  zu  sein,  wie  übrigens  bereits  vor  jenem  Dekret  das  Haus 
Lacarrihre  und  Herr  Ruys  miteinander  die  Mafsnahmen  fUr  den  Waffen- 
transport trafen, 

Dafs  folglich,  als  der  „Doelwijk^  beschlagnahmt  wurde,  Kriegs- 
zustand zwischen  Italien  und  Abessinien  mit  seinen  juristischen  Wir- 
kungen auch  hinsichtlich  der  Neutralen  vorhanden  war. 

Die  zweite  Frage  (Bestimmung  des  Schiffes  und  der 

Ladung). 
Die  Kommission  bemerkt:  Dafs  hinsichtlich  der  Bestimmung  des 
„Doelwijk^  fllr  Djibuti  kein  Zweifel  bestehen  kann,  da  das  Schiff 
hierher  seine  Richtung  nahm,  nachdem  es  kaum  die  Meerenge  von  Bab- 
el-Mandeb  verlassen  hatte,  wie  aus  den  übereinstimmenden  Aussagen 
aller  Offiziere  der  Kreuzer  hervorgeht,  wie  sich  auch  aus  der  örtlichkeit 
ergiebt,  wo  (wie  sich  zeigen  wird)  der  Dampfer  beschlagnahmt  wurde, 
wie  es  endlich  auch  sein  eigener  Kapitän,  Herr  Remmers^  zugestanden 
bat,  während  auf  die  von  diesem  abgegebene  Erklärung  nichts  zu  geben 
ist,  er  sei  nach  Djibuti  zu  dem  einzigen  Zweck  abgebogen,  um  dort  oder 
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an  einem  anderen  Punkte  zwischen  Djibati  and  Obock  den  in  Snec  ein- 
gescbifften  Herrn  Carette  ansznschiffen,  weil  abgesehen  davon,  dais  diese 
Erklttmng  ohne  jeden  Beweis  ist,  der  genannte  Herr  gar  nicht  in  die 
Passagierliste  eingetragen  war,  was  dem  Verdachte  Ranm  giebt,  dafe 
seine  Einschifiung  verheimlicht  werden  sollte, 

Dafs  anter  den  Schifi&papieren  der  Gesandheitspafs  des  Abreiae- 
hafens  fehlte,  welcher  erst  während  des  Prozesses  von  Herrn  BuffS  vor- 
gelegt ist,  und  dafs  der  in  Port  Said  zurückgekissene  Oesandheitspafs 
irregnlär  ist,  da,  abgesehen  von  dem  daranf  gesetzten  Datum  des 
30.  April  anstatt  des  30.  Jnli,  was  angesichts  des  Originals  (matriee) 
lediglich  auf  einem  äufserlichen  Irrtum  [errare  materiäle]  beruht  m 
haben  scheint,  jene  Urkunde  den  „Doelwijk*^  als  englisches  Schiff  be- 
zeichnet, während  aus  dem  Flaggenschein  sieh  ergiebt,  dafs  es  hol- 
ländisch ist, 

Dafs  der  Kapitän  Bemmers  erklärt  hat,  er  habe  nicht  Obacht  auf 
die  Irregularität  jenes  Gesundheitspasses  and  die  unterUusene  Eintra- 
gung des  Herrn  Carette  gegeben,  und  femer,  man  habe  ihn  in  Rotter- 
dam die  Konnossemente  in  blanco  unterschreiben  lassen, 

Dafs  in  dem  Chartervertrage  festgesetzt  ist,  der  Kapitän  des  „Do^- 
wijk"  habe  den  Ordres  des  Haases  Lacarrihre  zu  folgen,  welche  das 
Fahrzeug  gechartert  habe,  sowohl  hinsichtlich  der  Art  der  Ladung  als 
hinsichtlich  des  Bestimmungsortes,  worüber  der  Kapitän  seiner  Zeit  die 
geeigneten  Mitteilungen  erhalten  werde, 

Dafs  die  Konnossemente  auf  Port  Said  per  Order  lauten,  dafs  aber, 
da  die  Ladung  ausschliefslich  aus  Waffen  und  ELriegsmunition  bestand 
und  nicht  aus  Viktualien  oder  anderen  Waren,  ihr  Bestimmungsort 
offenbar  nicht  ungewifs  sein  konnte  und  dies  ein  neuer  Grund  ist,  aas 
dem  sich  schliefsen  läfst,  dafs  die  wirkliche  Bestimmung  geheim  gehalten 
werden  sollte, 

Dafs  im  Schifisjoumal  am  Kopf  mehrerer  Seiten  als  Bestimmung 
Tagiura-Knrrachee  angegeben  ist,  wodurch  nicht  die  Möglichkeit  einer 
Reise  über  Kurrachee  hinaus  ausgeschlossen,  aber  doch  offenbar  bewiesen 
ist,  dafs  der  „Doelwijk"  zunächst  zum  Golf  von  Tagiura  ging,  wo  Dji- 
buti  liegt, 

Dafs,  während  der  Kapittln  Bemmera  gesagt  hat,  die  Ladung  werde 
in  Kurrachee  von  Herrn  Bolling^  Agent  des  Hauses  Lacarrihre ,  er- 
wartet, dieses  Haus  offen  erklärt,  Bolling  sei  durch  das  Haus  nach 
Djibuti  geschickt,  wohin  die  Reiserichtnng  des  Schiffes  ging,  dort  habe 
der  Kapitän  des  „Doelwijk^  ihn  erwarten  und  ihm  die  Wafien  Über- 
liefern sollen,  was  andererseits  auch  aus  dem  oben  erwähnten  Brief 
des  Herrn  Buys  vom  24.  Juli  1896  an  den  Kapitän  Bemmers  hervor- 
geht, von  welchem  unten  weiterhin  die  Rede  sein  wird, 

Dafs  alles  dies  zeigt,  wie  man  während  der  ganzen  Sehtfisreise 
auf  alle  andere  Weise  eher  als  offen  und  regelmäfsig  verfahren  ist,  and 
wie  man  also  die  wirkliche  Bestimmung  des  Schiffes  verbergen  wollte, 

Dafs  übrigens  Herr  Buys  in  Rotterdam  kein  Hehl  daraus  macbtei, 
dafs   Djibuti   der    Bestimmungsort  des   „Doelwijk"  sei,    und  dafs  die 


Sprach  des  Piisengerichtes  etc.  449 

KonnossemeDte  auf  Djibnti  laateten  (wtthrend  die  emsigen  an  Bord  ge- 
fbndenen  KonnoBsemente  auf  Port  Said  lanteten),  nnd  da&  Herr  Chef- 
neux  dem  italieniacben  Gesandten  in  Paris  ansführlich  erklärte,  der 
Dampfer  sei  nach  Djibnti  bestimmt,  die  Ladmig  nach  Abessinien,  und 
nur  hinzufügte,  dafs  alles  offen  vor  sich  g^;angen  sei,  weil  man  den 
Kriegszustand  für  beendet  und  den  Handel  mit  Waffen  deswegen  für 
frei  gehalten  habe, 

Dafs  endlich  die  nicht  weniger  ausführiichen  Erklttrungen  des 
Hanses  Lacarrüre  und  dessen  ganae  vorgelegte  Korrespondenz  mit 
Herrn  Rups  (worin  immer  die  Rede  von  der  Heise  dto  „Doelwijk*' 
nach  Djibnti,  von  den  dorthin  zu  transportierenden  Waficxn  und  von 
Herrn  Bollmg  ist,  an  den  sie  dort  abgeliefert  werden  sollten)  nicht  den 
Schatten  eines  Zweifels  daran  ttbrig  lassen,  dafs  Djibnti  die  Bestimmung 
des  Schiffes  war. 

Jedoch  bleibt,  da  Djibnti  (wie  Obock  und  der  ganze  Golf  von 
Tagiuia)  neutrales  Gebiet  ist,  zu  entscheiden,  ob  hinsichüich  der  Frage^ 
ob  das  mit  Waffen  beladene  Schiff  Kri^gskontrebande  ist  oder  nicht, 
nur  die  Bestimmung  des  Schiffes  selbst  oder  auch  die  Bestimmung  der 
Ladung  ins  Auge  zu  fassen  ist  und  für  den  zweiten  Fall,  ob  die  La- 
dung des  „Doelwijk"  in  Wahrheit  anstatt  nach  Frankreich  nach  Abes- 
sinien bestimmt  war. 

Hinsichtlich  dieser  Frage  bemerkt  die  Kommission: 

Dafs  das  Wesen  der  Kriegskontrebande  darin  besteht,  dafs  von 
neutraler  Seite  einem  der  kriegführenden  Staaten  Gegenstände  zugeführt 
werden,  welche  bestimmt  sind,  dessen  Kräfte  gegenüber  dem  Feinde 
zu  stärken, 

Dafs  hiernach  gemäfs  den  wahren  Grundsätzen  des  internationalen 
Rechtes  es  eben  diese  Gegenstände  sind,  welche  die  Kontrebande  bilden 
(che  ne  constUuiscono  la  materiah  ^uid  dafs  man  regelmäfsig  vorbehalt- 
lich der  Ausnahmen,  welche  unten  bezeichnet  sind,  nicht  das  Fahrzeug 
ab  Kontrebande  bezeichnen  kann,  auf  dem  sie  geladen  sind,  da  offenbar 
der  andere  Kriegführende  das  Recht  zur  Beschlagnahme  des  Schiffes 
nur  wegen  der  Gegenstände  hat,  welche  es  dem  Feinde  bringt, 

Dafs  man  sich  folglich  an  die  Bestimmung  der  Ladung  und  nicht 
an  diejenige  des  Schiffes  halten  mufs,  um  zu  bestimmen,  ob  die  Gegen- 
stände, welche  es  transportiert,  als  Kriegskontrebande  anzusehen  sind 
oder  nicht:  und  dafs  hiemach  die  für  einen  der  Kriegführenden 
bestimmten  Waffen  nicht  etwa  deswegen  weniger  für  den  Feind  be- 
stimmt sind,  weil  sie  aus  irgend  einem  Grunde  unterwegs  auf  ein  anderes 
neutrales  Schiff  umgeladen  werden  müssen,  oder  deswegen,  weil  ein 
Teil  des  Transportes  an  den  Feind  nicht  auf  dem  Seewege  geschehen 
kann,  sondern  notwendig  auf  dem  Landwege  und  mit  Landfahrzeugen 
geschehen  mufs,* 

Dafs  der  Anwendung  dieser  Grundsätze  in  Italien  nicht  der  Text 
des  Art.  215  unseres  Seehandelsgesetzbuches  entgegensteht,  welcher  von 
neutralen  Schiffen  spricht,  die  nach  einem  feindlichen  Lande  be- 
stimmt sind    (nicht  nach   einem  feindlichen  „Hafen^,   wie  das  Haus 

Z«itaohxift  f.  intern.  Privat,  u.  Strafreeht  etc..  Band  X.  29 
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Lacarrüre  fHlschlich  in  einem  seiner  Schriftsätze  citiert),  —  da  der 
Greseta^eber,  wenn  er  den  Fall  der  Landung  an  einem  zwischen  dem 
Meer  nnd  dem  feindlichen  Gebiet  belegenen  neutralen  Gebiet  hätte 
aosschliefsen  wollen,  gesagt  haben  würde:  ^nach  einem  feindlichen 
Hafen  bestimmt",  während  er  statt  dessen  von  der  Bestimmung  nach 
einem  feindlichen  Lande  spricht  und  dadurch  zu  erkennen  giebt,  da&  er 
den  Charakter  der  Kriegskontrebande  in  der  zu  Grunde  liegenden  schliefs- 
lichcn  Bestimmung  (desiinasione  ifUermonale  et  finale)  der  Waren,  welche 
es  bilden  und  nicht  in  der  äufserlichen  unmittelbaren  Bestimmung 
(destifumone  huUeriaie  ed  immediaM  des  Schiffes  erblickt,  welches  sie 
an  den  Punkt  bringt,  wo  es  vor  Anker  gehen  mufs,  um  dieselben  an 
den  Kriegfahrenden  gelangen  zu  lassen,  —  femer  auch,  weil  das  Ge- 
setz, indem  es  von  Schiffen  spricht,  die  mit  Kriegskontrebande  be- 
laden sind,  zu  erkennen  giebt,  dafs  es  die  Ladung  und  seine  Be- 
stimmung ins  Auge  fafst,  und  dafs  es  hinsichtlich  des  Schiffes  als 
genttgenden  Grund  fUr  dessen  Beschlagnahme  dessen  Richtung  nach 
einem  feindlichen  Lande  ansieht,  auch  sofern  es  in  gewissen  Fällen 
gemäfs  der  Natur  der  Dinge  nicht  am  feindlichen  Gebiet  selbst  an- 
legen kann, 

Dafs  ttbrigens  der  Gesetzgeber,  indem  er  in  demselben  Artikel 
vorschreibt,  dafs  Ware  und  Schiff  konfisziert  werden  sollen,  zu  er- 
kennen giebt,  dafs  er  sowohl  das  eine  wie  das  andere  als  Kontrebande 
betrachtet  wissen  will, 

Dafs  nach  diesem  Grundsatz  unseres  positiven  Rechtes  der  Um- 
stand, dafs  ein  Teil  der  Kontrebande,  nämlich  das  Schiff,  gezwungen 
war,  unterwegs  Halt  zu  machen,  nicht  bewirkt,  dafs  der  andere  Teil, 
nämlich  die  Ladung,  aufhört,  nach  dem  feindlichen  Gebiete  bestimmt 
zu  sein  und  dieser  Teil  nicht  allein  den  wichtigsten  Teil  der  Kontre- 
bande ausmacht,  sondern  auch,  wie  gesagt,  es  allein  ist,  was  im 
strengen  Sinne  des  Wortes  die  Kriegskontrebande  ausmacht, 

Dafs  man  andernfiiUs  zu  dem  absurden  Ergebnis  gelangen  würde, 
dafs  Kriegskontrebande  niemak  beschlagnahmt  werden  dürfte,  wenn 
zwischen  dem  Meer  und  dem  feindlichen  Gebiet  die  Passage  nur  durch 
neutrales  Gebiet  möglich  wäre,  wodurch  doch  der  Kontrebande  der  Weg 
allzusehr  geebnet  wäre  (aprirehbe  un  troppo  fadU  adito  ad  un  taHe 
contrabbando),  indem  es  dann,  um  jeder  Möglichheit  der  Beschlagnahme 
zu  entgehen,  genügen  würde,  Waffen  und  Munition,  welche  für  einen 
Kriegfllhrenden  bestimmt  sind,  nach  einem  neutralen  Hafen  zu 
schicken, 

Dafs  im  besonderen  Fall  nur  vier  Landungsstellen  an  der  ost- 
afrikanischen Küste  in  Betracht  kamen,  nämlich  Massaua,  Assab,  Zeila 
und  der  Golf  von  Tagiura,  dafs  aber  während  des  Krieges  mit  Italien 
Waffensendungen  für  Abessinien  natürlich  nicht  über  die  beiden  ersten 
in  italienischem  Gebiet  gelegenen  Landungsstellen  gehen  können  und 
nicht  angenommen  werden  kann,  dafs  man  sie  über  Zeila  gehen  lassen 
will,  somit  offenbar  der  einzige  Weg,  um  sie  nach  Abessinien  gelangen 
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sa  laasen,  derjenige  ttber  Oboek  oder  Djibnti  ist,  und  insbesondere  der 
letztere,  weil  Djibuti  am  nflchsten  bei  Abessinien  liegt, 

Dafs  nun  die  Ladnng  des  „Doelwijk",  obwohl  das  Schiff  sich 
nach  neatralem  Grebiet  wendete,  dort  nicht  bleiben  sollte,  sondern 
nach  dem  kriegführenden  Abessinien  bestimmt  war,  wie  sich  mit  voller 
Evidenz  ans  folgenden  Umstanden  ergiebt: 

Dafs  das  Schiff  die  Ladung  nnr  so  weit  bringen  konnte,  als  der 
Seeweg  ging, 

Dafs  Frankreich,  welches  zn  jener  Zeit  mit  keinem  Staat  und  mit 
keinem  der  afrikanischen  Völker  anf  Eriegsfufs  stand,  dort  keiner 
«afseigewOhnliehen  Waffenznihhr  bedurfte,  insbesondere  von  aufser  Ge- 
brauch stehenden  Modellen, 

Dafs,  wenn  es  derselben  bedurft  hätte,  es  dieselbe  offen  anf  Staats- 
echiffen  transportiert  hRtte,  wozu  es  berechtigt  war,  indem  es  sich  nur 
darum  handelte,  sie  von  einem  zum  andem  Punkte  des  eigenen  Gebietes 
zu  bringen,  und  dafs  auch,  wenn  es  sich  hierzu  einer  Privatfirma  mit 
fremdem  Huiddsschiff  hätte  bedienen  wollen,  die  Transporteure  keine 
Veranlassung  gehabt  hätten,  ihre  Zuflucht  zu  Wüschen  Vorwänden  zu 
nehmen,  noch  (wie  es  geschehen  ist)  in  dem  einen  Hafien  zu  erklären, 
<Lie  Ladnng  bestehe  in  Holz  für  Zündhölzer,  in  einem  andem,  es  sei 
altes  Eisen,  sowie  als  Bestimmungsort  Kurrachee  anzugeben,  während 
-es  in  Wirklichkeit  Djibuti  war. 

Jenes  Ergebnis  folgt  auch  sowohl  aus  den  Erklärungen  des 
Kapitäns  des  „Doelwijk**  gegenüber  dem  Kommandanten  des  „Etna^  auf 
dessen  Fragen,  als  ans  den  oben  angeführen  Erklärungen  des  Herrn 
MuySj  des  Herrn  Chefneux  und  des  Herrn  Lacarrihre^  wonach  Djibuti 
der  Bestimmungsort  des  „Doelwijk**  und  Abessinien  das  Bestimmungs- 
land der  auf  ihm  geladenen  Waffen  und  Munition  ist. 

Übrigens  würde,  da  die  Antisklavereiakte  von  Brüssel  vom  2.  Juli 
1890  in  Art  8  bis  14  den  Handel  mit  Feuerwaffen  in  den  afrikanischen 
Besitzungen  zwischen  dem  20.  und  22.  Grad  nördlicher  Breite  verbietet, 
einer  Zone,  in  der  sich  Abessinien  befindet,  und  da  Frankreich  sowohl 
wie  Italien  dieser  Akte  beigetreten  sind,  die  italienische  Regierung  jeden- 
falls das  Recht  gehabt  haben,  Remonstrationen  gegen  den  Waffen- 
transport  von  Djibuti  nach  Schoa  zu  erheben. 

Somit  ist  auch  nach  unserer  positiven  Gesetzgebung  auf  die  Be- 
stimmung der  Ladung  und  nicht  auf  diejenige  des  Schiffes  zu  sehen,  um 
zu  bestimmen,  ob  die  Ware  Kriegskontrebande  ist;  und  im  besonderen 
Fall  ergiebt  sich,  dafs  die  Ladung  von  Waffen  und  Munition,  welche 
Auf  dem  „Doelwijk"  gefunden  ist,  nach  Abessinien  bestimmt  war:  auf 
dem  Seeweg  bis  Djibuti,  und  dann  notwendigerweise  auf  dem  Landweg. 

Die    dritte  Frage  (Rechtmäfsigkeit  der  Beschlagnahme). 

Die  Kommission  hat  schon  bemerkt,  dafs  das  Prisenrecht  an 
Schiffen,  welche  verdächtig  sind,  Kri^kontrebande  zn  führen,  seine 
Omndlage  in  dem  Recht  der  ELriegfÜhrenden  hat,  sich  gegen  den  Feind 
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za  verteidigeD  und  demgeinäfs  während  des  Krieges  zn  verhindern 
(vorausgesetzt,  dafs  die  UnabhäDgigkeit  der  anderen  Staaten  geachtet 
wird),  dafs  die  Neutralen  durch  Akte,  welche  die  Neutralitit  verletzen, 
die  Kräfte  des  Feindes  verstürken. 

Dies  vorausgeschickt  bemerkt  sie:  Dafs  das  Prisemecht,  wenn  ea 
nur  nicht  im  Territorialmeer  der  Neatralen  ansgettbt  wird  und  wenn 
nur  die  Formen  beobachtet  werden,  welche  durch  die  StaatsvertriKge 
und  die  internationalen  Gebräuche  sanktionirt  sind,  jenes  Recht  im 
übrigen  unbeschränkt  im  Toritorialmeer  der  Kri^gfltthrenden  und  auf 
offener  See  gettbt  werden  kann, 

Dafs  der  „Doelwijk^  mit  Grund  als  ein  verdichtiges  Schiff  an- 
gesehen werden  konnte,  indem  alle  an  die  italienische  R^erung  ge- 
langten Informationen  zu  der  Annahme  führten,  dafs  der  „Doelwijk*^ 
Kriegskontrebande  (wie  später  thatsächlich  festgestellt  wurde)  ttber 
Djibuti  nach  Abessini^i  führte  —  und  dafs  dies  durch  die  Ausfluchte 
bestätigt  wurde,  welche  in  den  verschiedenen  Häfen  angewendet  wurden^ 
in  denen  die  Ware  verladen  wurde,  sowie  durch  das  ]^l0tzliche  Ab- 
biegen des  Schiffes  von  der  Konte^  welche  m  Port  Said  angegeben  war 
und  welche  ausweise  der  Schifibpapiere  nach  Kurrachee  führte,  will- 
rend  anstatt  dessen  unmittelbar  nach  dem  Verlassen  der  Strafse  von 
Bab-el-Mandeb  die  Richtung  nach  Djibuti  eingeschlagen  wurde, 

Dafs  aus  den  Akten  und  insbesondere  aus  der  Darlegung  der 
Schifibbew^ungen,  welche  zum  Zwecke  der  Beschlagnahme  des  „Doel- 
wijk"  stattgefunden  haben,  hervorgeht,  dafs  die  Beschlagnahme  in  einer 
Entfernung  von  mehr  als  10  Seemeilen  von  der  franzlSsischen  Küste  und 
von  mehr  ak  8  Seemeilen  von  der  südlichsten  Insel  der  Brother-Gmppe 
vorgenommen  ist,  das  heifst  weit  aufserhalb  der  Dreimeilenentfemung^ 
von  der  Küste,  welche  im  allgemeinen  als  Grenze  des  KOstenmeerea 
gilt,  und  selbst  aufserhalb  der  Zehnkilometergrenze,  welche  nach  unseren 
Zollgewohnheiten  die  entsprechende  Zone  bildet, 

Dafs  dieser  Umstand  durch  die  übereinstimmenden  Depositionen 
der  Schifi&offiziere  des  Kreuzergefichwaders  bestätigt  und  von  Herrn 
Bemmen,  dem  Kapitän  des  „Doelwijk**,  als  in  seiner  Gegenwart  die 
Scbifiskarte  verifiziert  wurde,  nicht  bestritten  worden,  auch  von  den  be- 
teiligten Parteien  nicht  in  Abrede  gestellt  ist, 

Dafs  somit  die  Beschlagnahme  im  offenen  Meere  stattgefunden  hat, 

Dafs  andererseits  aus  den  Berichten  des  Kommandanten  des  Rote- 
meetgeschwaders  und  des  Kommandanten  der  Prisenfahrzeuge  hervor- 
geht, dafs  die  Beschkgnahme  gemäfs  den  Vorschriften  ausgeftlhrt  ist, 
welche  auf  Grund  des  Artikels  213  des  Seefaandelsgesetzbuches  und  der 
Instruktionen  der  Regierung  von  dem  Kommando  des  genannten  Ge- 
schwaders in  Gemäfsheit  der  internationalen  Seegebräuche  erlassen 
waren,  indem  nämlich  der  Kommandant  des  „Etna''  auf  hoher  See  die 
Nationalflagge  hifste,  sodann  das  Signal:  „die  Maschinen  stoppen!^ 
gab  und  nach  einigen  Minuten  emen  blinden  Schufs  folgen  lieft,  — 
dann,  als  der  „Doelwijk^,  und  zwar  erst  nach  dem  Schufs,  die 
holländische  Flagge  hifste  und  die  Maschinen  stoppte,  ein  Unterlentnant 
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«of  OeheÜB  dee  Kommanduiten  sich  allein  and  anbewafinet  an  Bord 
dieses  Dampfers  begabt  dem  Kapitttn  erklllrte,  dafs  man  sich  in  diesem 
Aogenblick  anfserhalb  der  französischen  and  anderer  Ktfstengewflsser 
befinde,  and  sodann  nach  der  AnfTorderong,  die  Schifispapiere  vorsalegen, 
sowie  nach  Vornahme  der  üblichen  Feststeilangen  erklttrte,  das  Schiff 
sei  wegen  Völkeirechtsverletzang  beschlagnahmt,  worauf  dann  das 
Schiff  darch  die  Aretasa  bis  Massaaa  geleitet  wurde, 

Dafs  übrigens  in  dieser  Hinsicht  keine  Bestreitang  und  kein  Pro- 
test vorli^,  indem  der  Kapitttn  des  „Doelwijk^  ebenso  wie  seine 
Offiaiere  und  Mannschaften  erklärt  haben,  dafs  sie  sich  in  nichts  ttber 
ihre  Behandlung  xxt  beklagen  hätten, 

Dafs  endlieh  keine  Veranlassung  vorliegt,  sich  bei  den  von  Herrn 
JBui^s  hinsichüieh  des  Fehlens  einiger  Formalitäten  im  Protoki^  über 
Visitation  und  Beschlagnahme  erhobenen  Einwänden  aushalten,  wie 
z.  B.,  dasselbe  sei  em  Bericht  und  kein  Protokoll,  es  sei  nicht  von 
dem  Kapitän  Bemmen  gezeichnet,  es  sei  kein  Dolmetscher  zugeaogen, 
man  habe  nicht  sogleidb  die  Schifbpapiere  verschlossen  und  gesiegelt 
and  ähnliches, 

Dafs,  abgesehen  von  der  Erwägung,  dafs  keine  Gesetze  oder  Regle- 
ments existieren,  wonach  bei  solchen  Protokollen  die  eine  oder  andere 
Form  beobachtet  werden  mufs,  der  die  Visitation  und  Beschlagnahme 
konstatierende  Akt  die  Bezeichnung  „Protokoll  und  nicht  „Bericht" 
trilgt,  und  dafs  er  alle  durch  die  Seegebräuche  erforderten  und  dvreh 
die  Seebehörden  vorgeschriebenen  Feststellungen  beurkundet, 

Dafs,  da  der  Kapitän  des  „Doelwijk''  gegen  die  BeschUgnahne 
protestiert  hatte,  es  natürlich  war,  wenn  er  das  Protokoll  darüber  nicht 
unterzeichnen  wollte, 

Dafs,  da  die  Untersuchung  ergiebt,  dafs  der  Kapitän  sich  fran- 
aOsisch  sehr  gut  ausgedrückt,  ein  Dolmetscher  überflüssig  war, 

Dafii,  wenn  man  mit  der  Sieg^ung  wartete,  bis  der  „Doelwiik** 
in  Massaua  ankam,  es  nicht  Herr  Rit/ys  ist,  der  sich  darüber  beschweren 
kannte,  da  diese  Förmlichkeit  eine  Sicherang  für  die  Regiemng  ist, 
welche  die  Beschlagnahme  anordnet,  und  die  Unterlassung  ihrer  so- 
fortigen Beobachtung  nicht  zum  Sehaden,  sondern  zum  Vorteil  des 
Eigentümers  des  beschlagnahmten  Schiffes  gereichen  würde, 

Dafs  übrigens  keinerlei  Formfehler  des  Protokolls  die  Gültigkeit 
der  Beschlagnahme  berühren  könnte,  sobald  feststeht,  dafs  diese  unter 
den  Umständen  und  an  der  örtlichkeit  stattgefunden  hat,  wie  und  wo 
sie  legal  stattfinden  konnte  und  dafs  sie  sonst  den  gesetalicben  Be- 
stimmungen entsprach. 

Es  besteht  hiemach  kein  Zweifel,  dafs  die  Beschlagnahme  des 
^Doelwijk^  legal  ausgeführt  ist 

Die  vierte  Frage  (das  Recht  d.er  Konfiskation  des 
Schiffes). 

Über  diese  Frage  (welche  trotz  Beendigung  des  Kriegszustandes 
noch  rechtlich  gelöst  werden  mufs,  um  die  Eventualfrage  der  Schadlos- 
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haltang  entscheiden  zu  können)  bemerkt  die  Kommission,  dafs,  wenn 
man  sich  allein  an  die  Orundsfttze  des  internationalen  Rechtes  hält  nnd 
dabei  dessen  neueste  Entwickelongstendenz  ins  Auge  fiifst,  das  Prisen- 
recht  der  Ejriegftlhrenden  sich  nicht  auf  das  Recht  zu  strafen  stützt 
(weil  ein  Staat  nicht  das  Recht  hat,  Ausländer  für  Vergehen  zu  strafen, 
welche  nicht  in  seinem  Gebiete  begangen  sind),  sondern  auf  das  Recht 
der  kriegerischen  Verteidigung  (vorbehaltlieh  immer  der  Unverletzlich- 
keit fremden  Gebietes),  dafs  deswegen  dieses  Recht  nicht  ttber  die  Grenzen 
hinausgeht,  welche  durch  das  Bedtlrfnis  jener  Verteidigung  gegeben  sind, 

I^s  foglich  dem  abstrakten  Rechte  nach  —  da  die  ^  den  Feind 
bestimmten  Wa£Pen  sowie  die  Munition  es  sind,  wtlche  seine  ELriegs- 
mittel  verstärken  und  desw^en  die  wahre  Kriegskontrebande  sind, 
nicht  aber  die  Fahrzeuge,  welche  jene  transportieren  —  es  gerechter 
wäre,  dafs  man  nur  das  Recht  hätte,  die  Ladung  zu  konfiszieren  und 
im  allgemeinen  nicht  das  Schiff,  wie  man  ja  auch  nicht  das  Recht  hat, 
die  übrige  mit  den  Waffen  geladene  Ware  zu  konfiszieren,  welche  nicht 
Kontrebande  ist,  ausgenommen,  wenn  das  Schiff  selbst  Kriegskontre- 
bande bildet,  wie  z.  B.  wenn  es  selbst  für  den  Feind  bestimmt  ist,  ^oder 
wenn  es  sich  gewaltsam  der  Beschlagnahme  widersetzt,  oder  wenn  es 
sich  um  Blockadebruch  handelt,  weil  in  diesen  Fällen  das  Schiff  sieh 
nicht  darauf  beschränkt,  auf  seine  Ge&hr  für  den  ELrieg  bestimmte 
Gegenstände  zu  transportieren,  sondern  selbst  das  Werkzeug  (oggetto) 
direkt  feindlicher  Handlungen  bilden  wflrde, 

Dafs  jedoch ,  da  wir  in  Italien  hinsichtlich  dieser  Frage  eine  ans- 
drttckliche  Bestimmung  des  positiven  Gesetzes  haben,  die  Konunission 
bei  Lösung  der  Frage  von  dieser  Bestimmung  nicht  abgehen  kann, 

Dafs  in  Wirklichkeit  Art  215  des  Seehandelsgesetzbuches  in  deut- 
lichen Worten  sagt:  „Die  neutralen  Schiffe,  welche  ganz  oder  teilweise 
mit  Kriegskontrebande  beladen  sind  und  ihre  Richtung  auf  ein  feind- 
liches Land  genommen  haben  (direUe  ad  un  paese  nemico),  sollen  be- 
schlagnahmt und  in  einen  Staatshafen  gebracht  werden,  wo  Schiff 
und  Ladung  als  Kontrebande  konfisziert  und  die  tlbrigen  Waren  zur 
Verfügung  des  Eigentümers  gestellt  werden  sollen,^ 

Dafs  indessen,  obwohl  in  diesem  Artikel  der  Grundsatz  aufgesteUt 
ist,  dafs  mit  der  Ware,  welche  Kontrebande  ist,  auch  das  diese  trans- 
portierende Schiff  konfisziert  werden  soll,  doch  auch  angesichts  dieser 
Gesetzesbestimmung  immerhin  die  Frage  angeworfen  werden  zu  können 
scheint,  ob  die  Konfiskation  des  Schifies  auch  dann  ausgesprochen 
werden  darf  oder  nicht,  wenn  sich  ergiebt,  dafs  der  Eigentümer  des- 
selben nicht  gewufst  hat,  dafs  man  jenen  Gebranch  von  dem  Schiff 
machen  wollte, 

Dafs  in  der  That,  obwohl  unser  positives  Gesetz  das  Schiff  als 
integrierenden  Bestandteil  der  Elri^skontrebande  betrachtet,  doch 
immerhin  nicht  verkannt  werden  kann,  dafs  (wie  es  im  gegebenen 
Fall  zutrifft)  der  Eigentümer  der  Ware  und  derjenige  des  Schiffes  ver- 
schieden sein  können, 

Dafa  es  folglich  sachentsprechend  ist,   dafs  nicht  nur  hinsichtlich 
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der  Ware,  sondern  auch  hinsichtlich  des  Schifies  alle  Merkmale  der 
Kontrebande  zutreffen'  mfissen,  wie  die  objektiven,  so  auch  die  sub- 
jektiven, indem  es  ein  allgemeiner  Rechtsgmndsatz  ist,  der  in 
allen  Civil-  nnd  Stra^esetzen  anerkannt  wird,  dafs  ein  äofserer  That- 
bestand  moralisch  nnd  juristisch  nur  demjenigen  zugerechnet  werden 
darf,  der  ihn  gekannt  und  gewollt  hat, 

Dafs  femer  das,  was  die  Kriegskontrebande  ausmacht,  nicht  allein 
die  Natur  der  Oegenstünde,  sondern  auch  ihre  Bestimmung  ftbr  einen 
der  Kriegführenden  ist  und  deswegen  auch  (wenn  man,  wie  unser 
Gesetz  es  erfordert,  das  Schiff  als  integrierenden  Bestandteil  der  Kriegs- 
kontrebande ansehen  mufs)  nicht  nur  die  Eigenschaft  des  Schiffes  als 
Vehikel  f)lr  die  Kontrebandeware  es  ist,  wovon  dessen  Charakter  als 
Kontrebande  abhängt,  sondern  das  Bewufstsein  jener  Bestimmung  und  der 
Wille,  diese  zu  erreichen,  hinzukommen  mufs,  und  dafs^  wenn  dieses 
letztere  Moment  nicht  vorhanden  ist,  es  ungerecht  sein  würde,  das 
Schiff  zu  konfiszieren  und  dem  Eigentümer  den  Schadensersatzanspruch 
abzuerkennen,  indem  in  diesem  Fall  einer  der  wesentlichen  Um- 
sttnde  fehlen  würde,  wodurch  die  Kontrebandenatur  des  Schiffes  be- 
dingt ist, 

Dafs  daher,  die  Kommission  auch  angesichts  unserer  positiven 
Gesetzgebung  über  die  Legalität  der  Beschlagnahme  Entscheidung  so- 
wohl hinsichtlich  des  Schiffes  wie  der  Ladung  treffen  mufs,  um  die 
Frage  des  Schadensersatzes  entscheiden  zu  können,  somit  aufser  der 
Feststellung,  ob  die  Ladung  Kriegskontrebande  ist  (worüber  nach  dem 
Gesagten  in  unserem  Fall  kein  Zweifel  besteht),  noch  festzustellen  ist, 
ob  auch  hinsichtlich  des  Schiffes  alle  UmstKnde  vorliegen  oder  nicht, 
welche  es  rechtfertigen,  es  f)lr  Kriegskontrebande  zu  erklären, 

Dafs,  wenn  im  gegebenen  Fall  allerdings  auf  den.  ersten  Blick  ge- 
wisse Umstände  auszuschliefsen  scheinen,  dafs  Herr  RuySy  der  Schifiseigen- 
tltaner,  gewufst  habe,  zu  welchem  Zweck  das  Schiff  dienen  sollte  (so 
die  Kontraktsbedingung,  wonach  der  Kapitän  des  „Doelwijk.^  seine 
Ordres  ausschliefslich  vom  Hause  jMcarrüren  welches  das  Schiff 
charterte,  erhalten  sollte,  derart,  dafs  auf  dieses  zeitweise  die  Rechte  des 
Reeders  übergingen,  femer  die  Vereinbarung,  dafs  er  jedwede  Art  von 
Ladung  transportieren  müsse,  endlich  dafs  er  jeweilig  Ordre  empfangen 
solle,  wohin  er  sich  zu  begeben  habe)  —  so  waren  doch  andererseits 
gerade  jene  Bedingungen  des  Chartervertrages  derart ,  dafs  sie  in  ihm 
den  Vradacht  erwecken  mufsten ,  dafs  das  Schiff  für  unerlaubte  Trans- 
porte verwendet  werden  sollte, 

Dafs  der  „Doelwijk**  durch  Herrn  Ruys  bei  der  Boyal  exthange 
asauranee  corporaüon  in  London  vom  1.  August  bis  1.  September  1896, 
das  heifst  gerade  für  denjenigen  Monat  versichert  wurde,  während 
dessen  die  Ladung  ihrem  Bestimmungsorte  zugeführt  werden  mufste, 
und  dafs,  obwohl  man  keinen  direkten  und  absoluten  Beweis  für  die 
mit  dieser  Gesellschaft  geschlossenen  Vertilge  hat,  man  doch  auf  Grund 
der  vorliegenden  Informationen  und  auf  Grund  einiger  von  Herrn  JBvys 
selbst  abgegebener  Erklärungen  die  moralische  Überzeugung  hat,    dafs 
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jene  VerBicherang  sich  auf  die  Kriegsgefiihren  mit  Rficksidit  auf  die 
Beatimmung  f)ir  einen  neatralen  Haien  dos  Koten  Meeres  besog,  dafs 
andererseits  die  Annahme,  Herr  Buys  habe  den  Gebrauch  des  Schiffes 
nicht  gekannt,  sich  schlecht  mit  dem  Inhalt  der  vier  an  Bord  ge- 
Aindenen  Originalkonnossemente  für  Port  Said  vereinigen  Iftfst,  welche 
die  verladenen  Waffen  imd  die  Munition  bezeichneten  und  worin  ge- 
sagt  ist,  dafs  diese  Waren  in  gater  Ordnung  und  in  gutem  Zustand 
durch  die  Herren  Buy8  &  Co.  als  Agenten  verladen  seien, 
Konnossemente,  welche  Juni  und  An&ng  Juli  in  Rotterdam  ausgestellt 
waren,  als  die  Verladung  bereits  auageftlhrt  war,  dafs  femer  das  Fehlen 
der  Konnossemente  von  Keval  und  Riga  hinzukommt,  wo  der  gröfste 
Teil  der  Waren  Emde  Mai  verladen  war,  sowie  dafs  die  oben  be- 
zeichneten widersprechenden  Angaben  des  Kapitäns  Bemmer$  be> 
weisen,  dafs  er  das  Bewufstsein  hatte,  sich  in  einer  falschen  Lage  zu 
befinden, 

Dafs  endlich  aus  den  Akten  hervorgeht,  wie  derselbe  Herr  Bufs 
unverhohlen  erklärt  hat,  das  Schiff  sei  nach  Djibuti  bestimmt  und  die 
Konnossemente  zielten  auf  Djibuti,  —  wie  auch  das  Haus  Lacarrihre 
immer  ebendasselbe  erklärt  hat,  —  wie  dieses  Haus  an  Herrn  BufS 
über  alle  Einzelheiten  der  Reise  Instruktionen  gegeben  bat,  insbesondere 
über  die  Ergänzung  der  Ladung,  welche  der  Kapitän  des  ^^Doelwijk*^ 
in  Port  Said  von  Herrn  Carette  empfangen  würde,  über  die  Persönlich- 
keit, welche  in  Djibuti  die  Waffen  in  Empfang  nehmen  würde,  —  und 
wie  Herr  Bups  seinerseits  in  dem  genannten  Brief  an  Herrn  Bemmen, 
den  Kapitän  des  „Doelwijk^  vom  24.  Juli,  welcher  nach  „Port  Said 
oderDjibuti**  adressiert  war,  schrieb  (entsprechend  den  Instruktionen, 
die  er  vom  Hause  Lacarribre  empfangen  hatte),  er  solle  in  Djibuti 
Herrn  BoUmg  erwarten,  welcher  am  25.  jenes  Monats  von  Marseille 
dorthin  abreisen  werde,  er  solle  dessen  Ordres  ausführen,  sich  übrigens 
an  Herrn  Vülard  in  Obock  wenden,  wenn  er  vor  der  Ankunft  des 
Herrn  BoUing  eines  Agenten  bedtUfe  —  auch  hinzufügte,  er  würde  in 
Port  Said  eine  Ergänzung  der  Ladung  empfangen, 

Dafs  Herr  Buys^  wenn  er  zu  dem  Transport  der  Waffen  seine 
Hand  nicht  hätte  bieten  wollen,  gegen  den  unerlaubten  Gebrauch,  den 
man  von  dem  Schiff  machen  wollte,  hätte  protestieren  müssen,  um  die 
eigene  Verantwortung  abzulehnen,  dafs  aber,  da  er  dies  nicht  getban, 
vielmehr  anstatt  dessen  die  ihm  vom  Hause  Lacarrihre  gegebenen  In- 
struktionen seinerseits  dem  Kapitän  des  „Doelwijk''  übermittelt  bat, 
offenbar  ist,  dafs  er  den  Gebrauch,  welchen  man  von  seinem  Dampfer 
machen  wollte,  kannte  und  billigte, 

Dafs  sich  daraus  efne  neue  Bestätigung  dafür  einlebt,  dafs  die 
wirklichen  Konnossemente  auf  Djibuti  lauteten  und  dafs  der  Verdacht 
gerechtfertigt  ist,  dieselben  seien,  wenn  nicht  zerstört,  so  doch  verheim- 
licht, indem  man  nur  die  auf  Port  Said  lautenden,  welche  allein  an 
Bord  gefunden  wurden,  sehen  liefs,  ein  Verdacht,  welcher  in  dem 
Augenblick  zur  moralischen  Gewifsheit  geworden  ist,  wo  das  Haus 
Lacarrihre  der  Kommission   selbst   vier   andere    auf  Djibuti  lautende 
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Konnossemente  vorlegte,  welche  auch  von  dem  Eapitttn  Bemmen  am 
11.  Jalif  dem  Vorabend  seiner  Abreise,  gezeichnet  sind,  —  ein  neuer 
und  unverbrüchlicher  Beweis  dafür,  dafs  Alle  wufsten,  der  „Doelwijk'' 
und  seine  Ladung  seien  nach  Djibnti  und  für  den  Negus  bestimmt, 

Dafs  dieser  Komplex  von  Umständen  keinen  Zweifel  daran  zulafst, 
dafs  Herr  Bufß  die  Natur  der  Ladung  sowie  deren  wahre  Bestimmung 
kannte  und  diese  bewufstermafsen  förderte, 

Dafs  die  Möglichkeit,  Herr  Bwys  habe  nach  dem  Königlichen 
Dekret  vom  18«  Jnni  in  gutem  Glauben  annehmen  können,  der  Kri^s- 
zustand  sei  beendet,  dadurch  ausgeschlossen  wird,  dafs  er  in  beständiger 
Korrespondenz  mit  dem  Hause  Lacarrikre  war,  welches  nicht  nur  ge- 
rade heraus  erklärte,  die  Ladung  des  ^Doelwijk**  sei  für  Djibnti  be- 
stimmt, sondern  auch  zu  der  Zeit,  als  es  ihm  schrieb,  er  solle  das 
Schiflf  zur  Abreise  bereit  halten  (worai^  er  antwortete,  es  sei  bereit),  wie 
oben  gezeigt  ist,  die  Existenz  jenes  Dekretes  noch  nicht  kennen  konnte^ 

Dafs  nach  alledem  das  von  Herrn  Buys  zu  seiner  Verteidigong 
geltend  gemachte  Argument,  er  habe  das  Schiff  örst  dann  versichert, 
als  er  gehört  habe,  der  Kriegszustand  sei  trotz  jenes  Dekretes  nicht 
aufgehoben,  wegfällt,  da  er  schon  vorher  wissentlich  und  willentlich 
den  Waffentransport  nach  Abessinien  betrieben  hatte  und,  wenn  er  in 
gateii^  Glauben  gewesen  wäre,  er  nach  Djibuti  an  den  Kapitän  Bemmers 
telegraphiert  haben  würde,  er  solle  dem  Herrn  BoTling  nichts  kon« 
signieren,  —  dafs  vielmehr  sein  ganzes  Verhalten  beweist,  wie  er  dnreb 
jene  Versicherung  nur  eine  Garantie  gegen  die  Gefiihren  des  Krieges 
erwerben  wollte,    denen  entgegen  za  gehen  er  sich  wohl  bewufst  war, 

Dafs  nach  diesen  Erwägungen  nur  die  Ungegrttndetheit  der  Be* 
baaptung  des  Herrn  Buys  zu  erweisen  bleibt,  es  habe  jedenfalls  nach 
Löschung  der  Ladung  das  Schiff  freigelassen  werden  rotlssen,  worauf 
zn  sagen  ist,  dafs  offenbar  so  wenig  wie  die  Konfiskation,  so  auch  die 
Restitution  des  Schiffes  ohne  Entscheidung  der  Prisenkommission 
erfolgen  konnte  und  diese  Entscheidung  nicht  ohne  Feststellung  darüber 
geeilt  werden  durfte,  ob  Herr  Buys  den  Gebranch,  den  man  von 
seinem  Schiff  machen  wollte,  gekannt  und  gntgeheifsen  hat. 

Daher  ist  nach  unserem  positiven  Recht  auch  der  Dampfer  ^Doel- 
wijk^,  welcher  zum  Transport  von  nach  Abessinien  bestimmten  Wafien 
und  Munition  verwendet  worden  ist,  als  integrierender  Bestandteil  der 
Kriegskontrebande  zu  erachten,  da  feststeht,  dafs  im  gegebenen  Fall 
der  Eigentümer  und  Reeder  seit  der  Zeit  der  Beladung  den  Ge- 
branch ,  welchen  man  davon  machen  wollte ,  kannte ,  gnthiefs 
nnd  betrieb. 

Folglich  müfste  an  nnd  für  sich  auch  das  Schiff,  ebenso  wie  die 
Ladung^  konfisziert  werden,  und  nur  wegen  der  Beendigung  des  Krieges 
würde  die  Konfiskation,  welche  bis  dahin  die  gesetzliche  Folge  der 
erklärten  Legalität  der  Beschlagnahme  bildete,  nunmehr  im  Frieden  nn- 
gesetzlicb  werden,  weil  sie  eine  Beschränkung  fremden  Eigentums  za 
einer  Zeit  sein  würde,  wo  diese  nicht  mehr  durch  das  angenblicklicho 
Bedürfnis  einer  gerechten  Verteidigung  geboten  sein  wt&rde. 
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Wenn  somit  die  bisherigen  Anseinandersetzongen  nicht  dun 
führen,  die  Konfiskation  anszosprechen,  so  waren  sie  doch  nnomgllnglich 
als  Grundlage  für  die  EntB<iheidnng  über 

Die  Frage  des  Schadensersatzes. 

Was  die  Frage  des  Schadensersatzes  und  der  Kosten  betrift, 
welche  von  den  Parteien  aufgeworfen  ist  und  worüber  die  Kommission 
Entscheidung  treffen  mufs,  da  sie  in  Abhiingigkeit  von  der  Frage  der 
Legalität  der  Beschlagnahme  steht,  für  deren  Entscheidung  sie  allein 
zuständig  ist, 

So  bemerkt  die  Kommission,  dafs  nicht  nur  nach  unseren  positiven 
Gesetzen,  sondern  ebenso  nach  den  Grundsätzen  des  Rechtes  und  nach 
der  allgemein  anerkannten  Natur  der  Sache  nur  dann  das  Recht  auf 
Ersatz  von  Schäden  begründet  sein  kann,  wenn  diese  rechtswidrig  er- 
litten sind,  nicht  aber,  wenn  sie  die  unvermeidliche  Folge  der  g^gen 
einen  Anderen  begangenen  Rechtsverletzung  sind,  indem  die  Begehung 
einer  unerlaubten  Handlung  niemals  die  Quelle  eines  Anspruches  des 
Thäters  sein  kann, 

Dafs  der  Transport  von  Kriegskontrebande  eine  Verletzung  der 
Pflichten  der  Neutralen  und  der  Rechte  der  Kriegftlhrenden  ist, 

Dafs  derselbe  deswegen  eine  unerlaubte  Handlung  darst^t,  ans 
welcher  nicht  das  Recht  des  Urhebers  entspringen  kann,  Schadensersatz 
zu  verlangen,  auch  nicht  derart,  dafs  der  Thäter  Anspruch  auf  Enats 
des  Schadens  geltend  machen  könnte,  welcher  ihm  vom  Verletzten  in 
der  Abwehr  der  That  zugefügt  wird,  immer  vorausgesetzt,  dafs  dieser 
sich  innerhalb  der  Grenzen  der  gesetüichen  Verteidigung  gehalten  hat. 

Folglich  kommt  weder  den  Verladern  der  Waffen,  noch  dem  Eigen- 
tümer des  „Doelwijk'^  Schadensersatz  zu. 

Aus  obigen  Erwägungen  ergiebt  sich: 

1.  Dafs  ab  die  Beschlagnahme  des  „Doelwijk**  aufgeführt  wurde, 
Italien  sich  im  Kriegszustande  mit  Abessinien  b^wd  und  dafs  dieser 
Zustand  den  Neutralen  bekannt  war, 

2.  Dafs  die  Waffen  und  die  Kriogsmunition ,  weiche  sich  auf 
diesem  nach  Djibuti  bestimmten  Dampfer  be&nden,  für  Abessinien  be- 
stimmt waren, 

3.  Dafs  der  „Doelwijk"  mit  gutem  Recht  für  ein  verdächtiges 
Schiff  gehalten  wurde,  sowie  dafs  die  Ortlichkeit,  wo  er  festgelialten 
wurde,  die  Beschlagnahme  erlaubte,  und  endlich,  dais  diese  in  dea 
durch  das  Gesetz  und  die  internationalen  Gebräuche  vorgeschriebenea 
Formen  erfolgte, 

4.  Dafs  nach  unserem  positiven  Gesetz  unzweifelhaft  auch  das 
Schiff,  welches  Kriegskontrebande  transportiert,  als  integrierender  Be- 
standteil der  Kontrebande  anzusehen  ist,  sofern,  wie  im  vorliegenden 
Fall,  der  Eigentümer  den  Gebrauch  kennt,  welchen  man  davon  machen 
will,  auch  willentlich  diesen  Gebrauch  fttrdert,  und  dafs«  wenn  der 
Kriegszustand  nicht  beendet  gewesen  wäre,  das  Schiff  ebenso  wie  die 
Ladung  hätte  konfisziert  werden  müssen. 
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5.    Dafg  weder  den  LadangBinteressenten ,   noch  dem  Schifbeigen- 
ttlmer  Schadensersatz  zukommt,   da   dieselben   sttmtlich  wissentlich  und 
willentlich  die  Kriegskontrebande  befördert  haben   (hanno  concorso  äl 
conlräi>b€mdo  di  guerra). 
Aus  diesen  GiUnden : 

Nach  Einsicht  der  Artikel  215,  225,  226  des  Handelsgesetzbuches 
sowie  1151  des  Civilgesetzbuches, 
Entscheidet  die  Prisenkommission : 

Die  Voreinreden  der  beendeten  Jurisdiktion  und  der  Unzuständig- 
keit sowie  der  Vertagungsantrag  des  Regiemngskommissars  werden 
▼erworfen. 

Die  Beschlagnahme  des  Dampfers  „Doelwijk"  und  seiner  Ladung 
wird  ftlr  rechtmKfsig  erklärt 

Die  Konfiskation  weder  der  Ladung  noch  des  Schiffes  ist  nach 
Beendigung  des  Kriegszustandes  mit  Abessinien  rechtlich  begründet  und 
beides  mufs  zur  Verftlgung  des  Eigentümers  gestellt  werden. 

Herr  Ruffs  &  Söhne  sowie  das  Haus  Laeanri^e  haben  keinen 
Anspruch  auf  Ersatz  der  Spesen  oder  der  Kosten.  Ihre  diesbezüglichen 
Antrtfge  werden  verworfen. 

Rom,  8.  Dezember  1896. 

Tancredi  Canonico,  Präsident,  Verfasser. 
Jsaico  Ärtotn. 
Luciano  Serra. 
Carlo  GriOo. 
Enrico  Tivaroni. 
Michele  La  Terza. 
Augusto  Witting. 
Für  den  erkrankten  Sekretflr,  Kommandanten  Berio: 
Augusto  Witting. 

Th.  menieyer. 


Die  Gesetzgebung  und  Gerichtserganisation  des 
Fürstentums  Montenegro. 

Von  Advokat  HUam  Pm«l  JToTmmoTlit  Komtbur  etc. 
in  Vukovar  a.  d.  Donau. 

Seit  der  Zeit,  dafs  in  Montenegro  die  grofse  Reform  vor  sich 
g;ing,  sind  fast  50  Jahre  ins  Feld  gegangen,  als  nämlich  die  htfchate 
Autorität  des  Landes  aus  den  Händen  eines  geistlichen  Würdenträgers, 
eines  Fttrstbischoft  Knjag  Vladika  in  die  Hände  eines  weltlichen  Fürsten 
aberging.  Mit  dieser  grofsen  Veränderung  wurde  unter  dem  Fürsten 
Danilo  I.  den  beständigen  Unordnungen,  die  in  dem  Lande  früher 
nur  Verwüstung  und   trostlose  Zustände  schafilen,   bald   ein  Ende  ge- 
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macht  Dieselbeii  waren  doreh  die  fiühere  sogenannte  daaverfiusnng 
—  dieser  ebenso  kleinen  als  einfachen  Administrativeinheit  —  nnr  be- 
günstigt und  deren  Existenz  durch  die  Schwäche  der  kirchlichen  Ge- 
walt nur  weiter  verlängert  worden.  Eine  der  wichtigsten  Konseqnenaen 
dieser  Säkularisation  war  auch,  dafs  endlich  die  Isolierung  von  gans 
Europa  aufborte,  zu  welcher  Montenegro  unter  der  Vladiken- Herrschaft 
bis  zum  Jahre  18  51  verurteilt  worden. 

Durch  diese  zwei  historischen  Thatsachen  wurden  eine  Menge 
neuer  Elemente  auf  den  verschiedenen  Seiten  des  montenegrinischen 
Volks-  und  Staatslebens  zur  GUdtung  gebracht  und  sehr  bedeutende 
Veränderungen  hervorgerufen,  die  sich  in  das  nationale  Leben  der 
Montenegriner  durch  die  Macht  der  Dinge  gewissermarsen  von  selbst 
einführten  und  einbürgerten. 

Doch  nach  Zahl  und  Wichtigkeit  konnte  von  wirklich  hervor- 
gebrachten Veränderungen  in  dem  national^!  Leben  der  Montenegriner 
unter  dem  Fürsten  Danilo  (1851 — 1860)  kaum  die  Rede  sein,  in 
Vevgleich  zu  den  Resultaten  des  letzten  Krieges  (1878)«  welcbe 
durch  den  Frieden  von  San  Stefano  und  den  Berliner  Koogreb 
nachfolgten.  Doch  lassen  wir  selbst  die  Ausdehnung  des  monteae- 
grinischen  Territoriums ,  das  sich  durch  den  San  Stefano  Frieden  fast 
verdreifachte  und  durch  den  Berliner  Frieden  verdoppelt  hatte,  wie 
auch  die  Anerkennung  der  montenegrinischen  Souveränität  durch 
sämtliche  Grofsmächte  bei  Seite,  und  begnügen  wir  uns,  um  die  Wichtig- 
keit dieser  Veränderungen  richtig  zu  würdigen,  damit,  zu  konstatieren, 
dafs  das  montenegrinische  Volk  vor  dem  ELriege  nnr  eine  einzige  Klasse 
bildete,  und  dafs  sich  diese  einzige  Klasse,  wenn  sie  nicht  gerade  im 
Kriege  begriffen,  —  selbst  die  Weiber  nicht  ausgenommen,  die  oft 
Anteil  an  den  Kämpfen  nehmen  — ,  sich  ausschliefslich  mit  Ackerbau 
und  Viehzucht  beschäftigte. 

Durch  die  letzte  Einverleibung  einiger  Städte:  Podgorica, 
Nikschitsch,  Antivari,  Dulcigno  in  das  Fürstentum,  wodurch 
industrielle  und  Handels-Elemente  nach  Montenegro  kamen,  durch  die 
Erwerbung  der  Seeküste:  —  Antivari,  Dulcigno  (ülcin),  Mün- 
dung des  Bo  Jana -Flusses  —  wurden  dem  Lande  maritime  Ele- 
mente zogeflüirt,  dem  aHen  Montenegro  ftist  ▼dlÜg  fremd  —  j»t4i  desi- 
deria  — ,  von  denen  montenegrinische  Herrscher  nur  in  Volksliedern 
träumen  durften. 

Bis  dahin  existierte  in  Montenegro  nur  eine  einzige  Religion  und 
eine  einzige  —  serbische  -^  Nationalität  Auch  in  dieser  Richtung 
kamen  durch  den  letzten  Frieden  fremde  Elemente  ins  Land,  die  den 
Zustand  desselben  wesentlich  veränderten.  Es  kamen  nun  Katholiken 
und  Mohammedaner  hinzu;  es  wurde  zwischen  Montenegro  und  Rom 
sogar  ein  Konkordat  abgeschlossen.  —  Früher  gehörte  die  Bevölke- 
rung Montenegros  ohne  Ausnahme  nur  der  orientalisch- pravoslavi- 
schen  Kirehe  an.  In  dem  neu  einverleibten  Gebiet  von  Nikschitsch 
und  Zeta,  mit  derselben  orthodoxen  Religion  und  serbischen  NationalitlU, 
befinden  sich  heute  —  wenn  auch  nur  in  s^r  geringer  Anaahl  —  anek 
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Albanesen,  speciell  in  Duleigno  und  setner  Umgebung,  ein  gans 
beterogeneB  Element,  das  bis  beute  noch  immer  den  Distrikt  von 
G  n  s  i  n  j  e ,  trotz  der  Bestimmungen  des  Berliner  Tnktates  verweigert. 

In  tfkonomischer  Hinsiebt  war  das  montenegriniscbe  Volk,  das, 
wie  gesagt,  fast  aussebliefslicb  aus  Ackerbautreibenden  und  Viebzttcbtem 
beetebt,  nocb  vor  dem  letzten  Kriege  von  ttufserster  Einfachbeit  und 
seltener  Sitten reinbeit  Infolge  des  Mangels  an  Grund  und  Boden 
und  der  berrscbenden  Stammverfassung  —  der  „Bratstvo'^-Brüder- 
scbaften  und  der  ^Pleme**  -Stumme  —  war  es  sehr  selten,  dafs  jemand 
niobr  an  Grund  und  Boden  besafs,  als  er  selbst  bearbeiten  konnte. 
In  mebreren  Gegenden^  und  bei  einigen  Stammen  war  dieser  Mangel 
so  grofs,  dafs  unter  die  Familien  Grund  und  Boden,  Wftlder  und  Wiesen, 
die  bis  zu  dieser  Zeit  Gemeindegut  gewesen,  verteilt  werden  mufsten. 
Man  mufs  bierbei  bemerken,  dafs  es  in  dem  früheren  Montenegro  keine 
berr  Schaft  liehen  Güter  gegeben  hatte,  wie  dies  bis  vor  kurzer 
Zeit  noch  in  verschiedenen  LHndem  und  selbst  bis  heute  noch  in  der 
Türkei  der  Fall  ist.  In  Montenegro  war  bisher  ein  jeder  Herr 
seines  Grund  und  Bodens. 

Die  letzte  (1878)  Ausdehnung  Montenegros  nach  dem  Berliner 
Frieden,  sowie  auch  die  Vergröfserung  durch  türkisches  Territorium 
hat  auch  noch  zu  anderen  Veränderungen  Anlafs  gegeben.  Di-e  neue 
Ordnung  derDinge  erlaubte  den  mohammedanischen  Gutsbesitzern, 
Spahi,  nicht,  ihre  früheren  Rechte  und  Ansprüche  auf  Kosten  der 
Christen  auszuüben,  und  dennoch  ist,  veas  wenigstens  den  Boden  dieser 
neuen  muselmünnischen  Bevölkerung  Montenegros  betrifi^,  die  ($kono- 
mische  Seite  dieselbe  geblieben,  so  dafs  sich  an  die  frühere  Besitzart 
auch  noch  die  neuen  Arten  des  Besitzes  anreihten. 

Diese  Thatsachen  genügen,  um  sich  eine  Idee  von  den  verschie- 
denen Metamorphosen  in  der  neuesten  Epoche  Montenegros  zu  machen. 
Und  diese  Veränderungen,  so  zahlreich  und  so  tief  sie  auch  ins  Volks- 
leben eingreifen,  haben  sich  in  Montenegro  dennoch  bei  weitem  nicht 
tinter  denselben  Bedingungen  und  in  derselben  Zeit  und  auf  solchem 
Raum  zugetragen,  nicht  in  dem  Grade  wie  in  anderen  Ländern  voll- 
zogen, sondern  haben  die  unerwartete  Folge  gehabt,  dafs  anstatt  einer 
Annäherung  an  diese  Länder  und  an  Europa,  wie  man  erwarten  konnte, 
sie  im  Gegenteil  die  Situation  noch  mehr  komplizierten;  sie  haben  den 
Zustand  des  überhaupt  so  originellen  Landes  noch  viel  origineller 
gestaltet.  Wenn  eine  gewisse  GemeinschaMichkeit  des  Lebens  und  der 
Ideen  durch  mehrere  Jahrhunderte  unter  den  Völkern  des  europäischen 
Kontinents,  die  ihre  Verfassung,  Gerichte  und  Civilrechte 
einrichteten,  existierte,  wenn  auch,  dank  anderen  historischen  That- 
sachen, eine  grofse  Analogie  in  ihrem  politisch-juridischen  Leben  daraus 
resultierte,  so  blieb  doch  Montenegro  im  Gegenteil  durch  die  Macht 
der  Dinge  lange  Zeit  hindurch  dieser  Gemeinschaftlichkeit  immer  fremd. 

Als  treuer  Beschützer  der  Reste  der  serbischen  Freiheiten  schien 
Monten^ro  den  Ttirken  gegenüber  die  Mission  zu  haben,  dieses  teuere 
und  heilige  Kleinod  unangetastet  in  seinen  unzugänglichen  Gebirgen  zu 
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bewahren,  dasselbe  zu  beschtttsen,  für  dasselbe  ssu  leiden  und  Opfer  za 
bringen,  ohne  irgend  welche  Vergeltung  da^  zu  erwarten.  Durch 
Jahrhunderte  stets  dem  Eindringen  der  asiatischen  Barbarei  Widerstand 
zu  leisten,  dies  war  die  ausschliefsliche  Bolle  dieser  lebendigen,  aber 
zugleich  bescheidenen  und  starken  Festung  zwischen  dem  Rossi, 
Lovtschen,  Dormitor  und  Sutorman  —  firtlhere  Grenzgebiige 
Montenegros  — .  Und  dennoch  werden  seine  Felsen  von  demsdben 
Meere  bespült,  wie  jene  Italiens,  dieses  historischen  Sitzes  der  abend- 
Ittndischen  Civilisation. 

Die  Folgen  solcher  Vereinsamung  sind  um  so  sichtbarer,  ab  sie 
ganz  natürliche  sind.  Und  dennoch  kann  man  sich  kaum  vorstellen^ 
wie  sich  Montenegro  von  dem  übrigen  Europa  in  seinen  ökono- 
mischen, politischen  und  socialen  Verhältnissen  unterscheidet, 
wenn  man  es  mit  dem  alten  Europa  je  naöh  seinen  Institutionen  in 
seinen  so  tiefen  und  zahlreichen  Unterschieden  vergleicht  und  darstellt 

Die  schar&innige  Vernunft  des  Fürsten  Nihola  I.  sah  das  Be- 
dürfnis ein,  dafs  dem  vergröfserten  Staate  —  dem  kommenden  durch 
*  das  Meer  in  Berührung  mit  der  grofsen  Welt  stehenden  Staate  —  eine 
bessere  als  die  bisherige  Begierung  gegeben  werden  müsse,  eine  Re- 
gierung nach  den  Einrichtungen   und  Regeln   der   civilisierten  Staaten. 

Der  Senat,  den  der  Fürst  vladUca  (Fürst-Bischof)  Petar  II. 
im  Jahre  1831  gründete,  hatte  in  Montenegro  den  Fürsten  zu  benten 
und  alle  Verwaltungs-  und  Gerichtsgeschttfte  zu  verrichten,  wie  auch 
seine  Entscheidung  und  Urteile  durch  Kapetanen  (Hauptmänner) 
und  Panduren  vollziehen  zu  lassen.  Dem  Senate  kam  die  erste  und 
letzte  Entscheidung  zu  über  grofse  wie  geringere  Angelegenheiten,  über 
Gerichte-,  Verwaltungs-  und  Finanzsachen.  Solche  Form  des  Senats 
entspracn  dem  innerlichen  Stande  und  der  äufserlichen  Staatsstellung 
Montenegros,  welche  das  Fürstentum  bis  zum  letzten  Kriege  (1878) 
einnahm,  aber  seitdem  sich  dann  das  eine  wie  das  andere  durch  die 
Folgen  des  letzten  Krieges  änderte,  d.  i.  durch  die  Ausdehnung  der 
Grenzen  Montenegros  und  die  vollständige  Anerkennung  seiner  immer- 
währenden Unabhängigkeit,  entstand  das  Bedürfnis,  die  bisherige  Staats- 
verwaltung zu  reorganisieren,  dem  Fürstentum  eine  richtige  Staats- 
form  zu  verschaffen,  im  Innern  eine  ständige  Ordnung  für  die  genaue 
Verrichtung  der  Staatsgeschäfte,  um  ein  festes,  und  gesundes  Fundament 
ftlr  die  fortschreitende  Entwickelung  zum  Nutzen  und  Glück  des  Volkes 
und  Beförderung  seines  Wohlstandes  einzuführen. 

Von  nun  an,  erklärte  Fürst  Nikola  J.,  existiere  der  Senat 
nicht  mehr;  und  an  seiner  Statt  und  für  jene  Geschäfte,  die  er  ver- 
richtete, wurden  eingerichtet  drei  besondere  Körperschaften :  1.  Der 
Staatsrat  (Driavni  Savjet)^  2.  Das  Ministerium,  3.  Das 
Obergericht  (Veliki  Sud). 

Der  Staatsrat  —  Driavni  Savjet  —  besteht  aus  den 
Ministem  und  Personen,  die  der  Fürst  unter  den  andern  obem  Staats- 
machthabem  wählen  wird;  in  ihm  wird  beraten  über  alle  GesclUifte 
und  Staatsbedtlrfnisse,  er  arbeitet  die  Grundgesetze  aus  und  verhandelt 
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die  GreBetzvorscbläge ,  die  ihm  einzelne  Minister  unterbreiten,  jeder  in 
seinem  Fache;  er  hat  Au&ichtsmacht  über  die  ganze  Staatsverwaltong, 
darum  referieren  die  einzelnen  Minister  im  Staatsrate  über  ihre  Ge- 
schäfte —  Agenden  —  und  geben  ihm  jede  nötige  Belehrung;  er  be- 
stellt die  Kontrolls-,  Untersnchungs-  und  die  übrigen  Kommissionen ;  er 
nimmt  die  Gresuche  und  Beschwerden  aus  dem  Volke,  von  einzelnen 
Personen  und  von  den  Gemeinden  (ohöinä)  an  und  unterbreitet  mit 
seiner  Entscheidung  jedes  solches  dem  Fürsten;  am  Ende  jedes 
Rechnungsjahres  verfiifst  er  den  Voranschlag  (proradun  — )  für 
das  nächste  Jahr.  Je  nach  den  Geschäften  hält  er  ordentliche 
Sitzungen,  bei  aufserordentlichen  Vorfällen  und  Sitzungen,  die  der  Fürst 
einberufen  wird,  sitzen  auch  die  sämtlichen  Mitglieder  des  gewesenen 
Senates.  Nach  solcher  Einrichtung  ist  der  Staatsrat  der  gesetz- 
gebende Körper  und  die  höchste  Staatsaufsichtsmacht 

Das  Ministerium  besteht  aus  folgenden  Abteilungen:  1.  für 
Äufseres;  2.  Inneres  und  Bauten;  3.  Justiz;  4.  Kultus  und  Unterricht; 
5.  Finanz;  6.  Kriog. 

Die  Minister  bilden  nicht  separate  Körper,  da  sie  alle  Mitglieder 
des  Staatsrates  sind;  sie  sind  nur  die  Vollzieher  des  Gesetzes  und 
Leiter  der  ihnen  auf  Grund  dieser  Gesetze  untergeordneten  Geschäfte, 
und  haben  als  solche  Macht  in  den  Grenzen  ihres  Wirkungskreises, 
für  welchen  sie  durch  den  Staatsrat  dem  Fürsten  verantwortlich  sind; 
sie,  —  wie  wir  oben  gesagt  haben,  —  unterbreiten  nach  ihrem  Fache 
die  Gesetzesvorschläge  dem  Staatsrate  und  am  Ende  des  Rechnungs- 
jahres die  Berichte  über  die  jährlichen  Einnahmen  und  Ausgaben. 

Das  Obergericht  —  (Veliki  Sud  — -)  in  Oetinje  mit 
einem  Präsidenten,  vier  Räten  und  drei  Sekretären,  —  verhandelt  und 
urteilt  die  Übertretungen  und  Verbrechen,  welche  aufser  dem  Wirkungs- 
kreise der  Kreisgerichte  sind,  —  ist  Appellationsgericht  (Prizivni 
Sud)  für  die  Beschwerden  gegen  Entscheidungen  der  Kreisgerichte. 

Gleichzeitig  kassierte  Fürst  Nikola  L  die  bestehenden  Kreis- 
hauptmannschaften (okruina  nactlatva)  und  schuf  nun  die  ELreise 
mit  Gemeindebehörden  ( —  srezove)\  aber  stufenweise  hat  man  sie 
auf  die  Hälfte  zu  reduzieren.  Wenn  dies  durchgeführt  ist,  wird  die 
Beamtenschaft  noch  weniger  zahlreich  als  gegenwärtig  sein. 

Die  Staatsräte  als  solche  haben  nur  den  Gehalt  jenes  Dienstes,  in 
welchem  sie  standen,  ab  sie  der  Fürst  zu  Staatsräten  ernannte.  Mit 
den  Institutionen  des  Staatsrates,  des  Ministeriums  und  des  Obergerichtes 
wurde  die  Arbeit,  die  bisher  ganz  auf  dem  gewesenen  Senate  ruhte, 
eingeteilt  und  geordnet.  Der  Senat  war  nicht  im  stände,  neben  seiner 
'  ELauptaufgabe,  den  Gerichtsgeschäften,  immer  und  vollkommen  die  andern 
Pflichten  und  Bedürfttisse  zu  befriedigen.  Jetzt  ist  die  Gerichtsbarkeit 
(sudstvo)  in  der«  höchsten  Instanz  vollkommen  getrennt  und  selb- 
ständig, und  doch  übertrifit  die  Zahl  der  Personen,  —  die  diese 
neuen  Institutionen  bilden,  —  nicht  die  Zahl  der  Mitglieder  des  ge- 
wesenen Senats. 

Auch  das  heldenmütige  Heer,  welches  sich  im  letzten  Kriege  mit 
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neaem  Kuhm  bedeckte  und  das  FürBtentam  Montenegro  wie  auch 
seinen  ritterlichen  Herrscher  durch  neue  und  seltene  Heldenthaten  und 
Opfemngen  glorreich  machte,  bekam  eine  neue  Verwaltongseinrichtang. 
Ganz  Montenegro  ist  eingeteilt  in  vier  MiliUir-Befehlshaberttmter ,  die 
sich  um  Abrichtong  des  ihnen  unterstehenden  Heeres,  wie  auch  um 
alle  Sachen  und  Greschäfte,  die  sich  auf  die  Kri^gsstaatsmacht  besiehen, 
bekümmern.  Montenegros  Häuptau%abe  ist,  um  je  besser  und  stSiker 
seine  ELriegsmacht  zu  entwickeln;  wie  bis  jetzt,  so  auch  von  nun  an 
wird  Montenegro  ein  stehendes  Heer  nicht  halten,  aber  nach  dieser 
Einrichtung,  die  der  Fttrst  als  sein  oberster  Befehlshaber  ihm  gab,  ist 
es  in  der  Lage,  vollkommen  und  zu  jeder  Zeit  semem  erhabenen  Rnit^ 
zu  entsprechen. 

Mit  dem  ErUsse  (ukae)  des  Fürsten  Nikola  L  vom  14./26. 
Januar  1898  ist  eine  neue  Herausgabe  des  montenegrinischen 
allgemeinen  Gesetzbuches  über  Vermögen  (Güterrecht)  —  „ofiiirni 
HMOBimcKH  saKOHiK*'  —  angeordnet,  da  sich  während  der  zehn  Jahre, 
seitdem  dies  Gesetzbuch  erschien,  viele  Modifikationen  notwendig  zeigten. 
Das  alte  Gesetzbuch  über  Vermögen  trat  in  Kraft  am  1./13.  Juli 
18  88  und  das  neue  am  1./18.  April  1898.  Der  ritterliehe 
Herrscher  des  Montenegro,  —  den  das  Volk  mit  vollem  Recht  den  Vater 
der  Gerechtigkeit  nannte,  —  sorgt  unaufhörlich  für  das  Glttek 
seines  treuen  Volkes,  was  auch  bezeugt  dieser  Ukaz  —  Erlafs  über 
die  Ergänzung  eines  der  vollkommensten  Güterrechtsgesetze,  wie  dies 
die  juristischen  Kapacitäten  des  weltlichen  Rufes  anerkannt  haben. 
Wir  werden  hier  nicht  sprechen  über  dies  Gesetzbuch,  über  solches  ist 
lang  und  breit  gesprochen ;  es  ist  eines  der  gröfsten  Werke  des  Fttist^ 
Nikola;  nur  wünschen  wir,  dafs  er  uns  erfreuen  möchte  auch  mit 
andern  Teilen  der  geschriebenen  Gesetze  im  Geiste  der  neuen  Zeit 
und  im  Geiste  seines  Volkes;  wir  dürfen  diese  freudige  Gabe  jeden 
Augenblick  erwarten,  da  wir  überzeugt  sind,  dafs  hieran  ernsüicb 
gearbeitet  wird. 

Das  Prefsgesetz  ist  fertig  und  wird  bald  proklamiert.  Das 
Justizministerium  bereitet  ein  neues  Gesetz  über  Gemeindeselbstver- 
waltung und  -Einrichtung  vor. 

Die  Verordnung  des  Unterrichtsministeriums  bestimmt,  dafs  alle 
Elementarschulen  und  die  mittleren  Anstalten  Bibliotheken  einrichten, 
die  auch  dem  Lesepublikum  zugänglich  sein  sollen. 

Die  flirstlicbe  Regierung  hatte  auf  den  Ruf  der  französisdien  Re- 
gierung geantwortet  und  entschied  sich,  dafs  Montenegro  au  der  inter- 
nationalen Weltausstellung  in  Paris  im  Jahre  1900  teilnahm.  Dies 
ist  der  erste  Fall,  dafs  Montenegro  seine  Volkswirtschafts-  und  Kultur-' 
kraft  vor  der  Welt  versucht  hatte. 

Auf  dem  Gebiete  der  rechtlichen  Litteratur  ist  die  schon 
erwähnte  zweite  Edition  des  montenegrinischen  G^esetsbnches: 
„ofimTH  HMOBHncKH  saKOHHK  9a  KHaÄeBHHy  ypny  Topy.  1-  vol. 
in  8^.  Cetinje  1898, **  gedruckt  bei  Chamerot  und  Renonard 
in   Paris    in  vornehmster   Ausstattung    hervorzuheben.     Wir    brauchen 
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hier  nur  noch  zn  erwähnen,  dafs  das  internationale  Privatrecht 
in  keinem  der  bisherigen  Civilgesetzbttcher  bo  umfangreich  behandelt  ist 
wie  gerade  hier,  dafs  die  Abteilung  von  einzelnen  Arten  von  Ver- 
trügen uns  nicht  weniger  als  zwanzig  verschiedene  Species 
bietet,  dais  wir  in  diesem  Gesetzbuch  einen  ganzen  Teil,  den  sechsten, 
letzten  —  von  mehr  ab  85  0  Artikeln  — ,  haben,  der  nur  didaktische 
Elemente  enthält,  —  eine  Gruppe,  welche  sich  als  solche  in  keinem 
anderen  Gesetzbuche  vorfindet  —  Das  ganze  Gesetzbuch,  hat  1031 
Artikel  (in  sechs  Teilen  und  61  Kapiteln),  deren  Einteilung  weder  der 
Institationen-  noch  der  Pandektenordnung  folgt. 

Die  wissenschaftliche  Kritik  dieses  Gesetzbuches  sprach  sich  sehr 
lobenswert  ttber  das  Werk  Bogüids  aus,  und  es  wird  demselben 
grofses  Wissen,  aber  zugleich  grofser  praktischer  Sinn  nachgerühmt 
Der  ungewöhnliche  Reichtum  an  neuen  Ideen,  sowie  die  ungeheure 
Arbeit,  die  diese  neue  Richtung  der  Kodifikation  erforderte,  ist  auch 
wirklich  für  einen  einzigen  Autor  bewund erungswtlrd ig!  Dafs 
diese  neue  eingeschlagene  Richtung  zum  Ziele  geführt  oder  sich  dem- 
selben sehr  genähert,  davon  spricht  der  Fürst  Nikola  L  in  seinem 
Fromulgationserlasse  (uiba;^,  sowie  auch  allgemein  die  Kritik.  Welche 
Mängel  oder  Verseben  immer  noch  mit  der  Zeit  in  diesem  neuen 
kodifikatorischen  Werke  auftauchen  mögen,  das  eine  ist  gewifs:  dafs 
em  so  bedeutendes  kodifikatorisches  Werk,  von  einem  einzelnen  Ge- 
lehrten in  so  origineller  Art  verfafst,  trotz  massenhafter  innerer 
und  äufserer  Hindemisse  mit  einem  solchen  Kapital  von  Wissen  und 
Energie  zu  stände  kam,  bleibt  für  den  Justizminister  Bogiiiö 
immer  ein  grofses  und  seltenes  Verdienst,  zumal  er  als  der  erste 
es  gewagt,  diese  neue  Richtung  einzuschlagen. 

Die  neue  Ausgabe  beschränkt  sich  keineswegs  auf  den  Wieder- 
abdruck des  primitiven  Textes.  Sie  enthält  vielmehr  eine  stattliche 
Anzahl  nützlicher  Neuerungen.  Es  sei  uns  gestattet,  ans  dem  Pro- 
mulgationserhifs  des  Fürsten  Nikolaus  L  kurz  folgende  Stelle  anzu- 
fühlen: „Der  Beifall,  welchen  die  vor  10  Jahren  erschienene  erste  Aus- 
gabe des  Gesetzbuchs  vor  der  juristischen  Welt  fand,  wurde  vollständig 
gerechtfertigt  durch  die  Anwendung,  welche  solchem  seitens  Unserer 
Gerichte  zu  teil  wurde.  Die  neue  Ausgabe  hat  besonderen  Wert  da- 
durch erhalten,  dafs  der  VerÜASser  des  Gesetzbuchs,  Unser  thätiger 
Jnstizminister,  selbst  der  Durcharbeitung  sich  unterzogen  hat,  wodurch  die 
neue  Ausgabe  nach  Geist  und  Methode  den  Principien  des  grofsen 
Werkes  treugeblieben  ist  Die  darin  befindlichen  Modifikationen  und 
Verbesserungen  entsprechen  durchgehends  den  wirklichen  zum  Vorschein 
gekommenen  Bedürfiussen''  etc.  Wie  man  sieht,  zeigt  die  neue  Aus- 
gabe einen  unbestrittenen  Fortschritt  gegen  die  erste.  Der  Gesetzgeber 
hat  sich  bei  der  Neubearbeitung  im  ganzen  strenge  an  die  bisherigen 
Principien  gehalten,  ohne  die  Erfahrungen,  welche  in  der  zehnjährigen 
Periode  gemacht  wurden,  und  worüber  Dr.  BogiSiöt  als  Chef  des  Justiz- 
departements, die  beste  Kenntnis  hatte,  beiseite  zu  lassen.  Bemerkens- 
wert   ist,    dafs    der    Gesetzgeber    bei    der    Revision,   soweit    möglich 
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und  notwendig  war,  anch  das  Gewohnheitsrecht  wieder  aufleben  lieÜB, 
wie  solches  der  Artikel  690  zeigt,  der  von  besonderer  Wichtigkeit  fbr 
das  Güterrecht  der  Ehefrauen  ist  Das  neue  Gesetzbuch  ist  am 
1./13.  April  1898  in  Kraft  getreten. 

Wir  schliefsen  diese  ein&che  Anzeige  in  dem  Gedanken,  daPB 
Herr  Dr.  Boff^iö  ungerechnet  seiner  zahlreichen  Geschftfte  die  Zeit 
finden  wird,  uns  in  einer  mehr  acceptablen  Sprache  als  der  serbischen 
eine  Übersetzung  der  von  ihm  modifizierten  Artikel  des  Gesetzbuches 
zu  geben,  um  die  in  dem  neuen  Greset^ebungswerke  eingeführten  Ver- 
besserungen noch  besser  in  ihrem  ganzen  Umfimge  erkennen  und 
schtttzen  zu  können.  — 

Fürst  Niholattö  bestätigte  auch  das  Gesetz  über  „städtische 
Gemeinden**.  Mit  diesem  Gesetze  ist  das  nationale  G^wohnheitB- 
recht  bezüglich  der  städtischen  Selbstverwaltung  erhalten.  Es 
befiehlt,  dafs  die  Bürger  jeder  städtischen  Gemeinde  sich  frei  ohne 
jeglichen  behördlichen  Einflnfs  einen  Vorstand  und  12  Ausschufs- 
mitglieder  wählen  können.  Die  Gewählten  verwalten  das  Amt  auf 
vier  Jahre;  nach  Umflufs  dieser  Zeit  findet  Neuwahl  statt.  Die  Ge- 
meinde verwaltet  selbständig  das  Gemeindevermögen.  Der  Staat  behielt 
sich  lediglich  das  Aufsichtsrecht  vor.  — 

Das  Gemeinde-  (ohitinski)^  EApetaxMJtB'  (kapetanshi)^  Kreis- 
(okruini)  und  Obei^gericht  (veliki  Sud)  bilden  vier  Instanzen  in 
Montenegro.  Kapetanatsgericht  giebt  es  90  und  Kreisgerichte  10. 
Über  allen  Gerichten  steht  als  eine  Art  Kassationsgericht  der  sogenannte 
Kabinetsgerichtshof  (Kabinetsko  $udjenje)y  an  welchem 
der  Fürst  teilnimmt.  Die  niederen  Gerichte  urteilen  über  sämtliche 
Vermögens-  und  Familienrechtsstreitigkeiten  und  geringe  ELriminallUle. 
Die  gröfseren  Stra^F^le  behandelt  das  Obeigericht  Die  Todesurteile 
werden  dem  Fürsten  (Knjae)  zur  Bestätigung  unterbreitet 

Die  Kreisgerichte  haben  wenigstens  drei  Mitglieder,  die  mit 
Stimmenmehrheit  entscheiden.  Der  Präsident  —  Vorsitzende  —  bat 
keine  überwiegende  Stimme.  Das  Obergericht  ist  mit  sieben  Mit- 
gliedern besetzt.*    Der  Vorsitzende  bat  hier  zwei  Stimmen. 

Die  streitfllhrenden  Parteien  erscheinen  meistens  persönlich  vor 
dem  Gericht,  können  aber  auch  durch  Bevollmächtigte  vertreten  werden. 
Die  unzufriedene  Streitpartei  hat  Appellationsrecht  an  das  höhere  Ge- 
richt im  Liaufe  von  einem  Monate,  und  das  niedere  Gericht  ist  ver- 
pflichtet, demselben  Bericht  zu  erstatten.  Gegen  das  Urteil  des  Ober- 
gerichtes  werden  die  Berufungen  —  AppelUtionen  —  selbst  dem  Fürsten 
(ßospodaru)  unterbreitet.  Der  Fürst  verhört  dio  Parteien  peisönUcli 
im  Sitzungssaal  des  Obergerichtes  und  zwar  jeden  Sonntag.  Findet 
sich,  dafs  das  Urteil  nicht  nach  dem  Gesetze  und  der  Gewohnheit 
ausgesprochen  ist,  so  wird  es  abgeändert,  und  wenn  die  einzelnen  Um- 
stände nicht  genügend  geprtlft  sind,  so  wird  erneute  Prüfung  durch 
besondere  Untersuchungsrichter  vorgenommen. 

Advokaten  giebt  es  in  Montenegro  nicht;  diese  sind  auch  nicht 
notwendig,   weil  es   nicht  jene  Masse   der  geschriebenen  Gesetse 
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giebt,  die  ein  besonderes  Stadium  benötigen.  Das  allgemeine  Gesetz- 
bncb  ttber  Vermögen  von  188  8  mit  Ergänzungen  und  Abände- 
rangen  vom  Jahre  1898  —  (ohiti  \inov\n%h%  gakonik), 
Strafgesetz  des  l<^tlrsten  Daniel  and  einige  provisorische  Verord- 
nungen: ttber  das  Gemeingut  {Komunica)j  ttber  die  Zahlungs- 
unfähigket  (prezaduieno$t)y  ttberHypothekgrundpfänder 
(Zastavi^  und  einige  andere  von  unteigeordneter  Bedeutung,  —  das 
sind  alle  diese  geschriebenen  Gesetze  and  Verordnungen.  Alles,  was 
nach  diesen  nicht  entschieden  werden  kann,  wird  nach  dem  Gewohn- 
heitsrechte geurteilt 

Dem  Bedttiinis  der  gesetzlichen  Regelung  einzelner  Rechtsverhält- 
nispe,  hauptsächlich  des  Familienrechtes,  wird  bald  abgeholfen 
werden.  Der  Justizminister  Bogiiiö  beschäftigt  sich  seit  lange  mit 
dieser  Frage. 

Die  Gerichtsstatistik  zeigt,  dafs  die  RechtsfHlle  im  montenegrinischen 
Volke  sich  von  Jahr  zu  Jahr  vermehren.  Im  Jahre  18  9  7  sind  bei 
dem  Obergericbte  zur  Entscheidung  gekommen:  34  Vermögens-  und 
Familienrechtsachen  nicht- streitiger  Natur,  127  Familienstreitsachen, 
839  Vermögensprozesse,  22  schwere  KriminalA&lle ;  im  Jahre  18  98 
kamen  45  der  ersten  Art,  139  der  zweiten,  879  der  dritten  und  35 
der  vierten  zur  Beurteilung. 

Infolge  dieser  Leidenschaft  zum  Prozessieren  bestimmte  der  Justiz- 
minister  mit  der  Verordnung  vom  4.  Augost  1896  Nr.  35  eine  Frist, 
nach  deren  Ablauf  die  gerichtlichen  Urteile  unwiderruflich  werden, 
and  zwar  werden  nach  dieser  Verordnang  die  Gerichtsurteile  unwider- 
ruflich nach  Ablauf  eines  Monats  vom  Tage  der  Verkttndung 
an.  Aasnahmen  machen  die  Aufbringung  neuer  Beweise  nach 
der  ProzeTserledigung  und  unau&chiebbare  Hindernisse  (Krankheit,  Ab- 
wesenheit u.  s.  w.). 

Diese  Verordnung  brachte  keine  erwtlnschte  Frucht,  und  das 
Obe^ericht  mufste  die  Zuflucht  nehmen  zu  einer  andern,  viel  radikaleren 
VerOTdnung,  der  Verordnung  ttber  Zahlung  der  Prozefskosten. 
Während  frtther  die  Prozefsftlhrang  in  der  Regel  kostenfrei  war,  hat 
«lach  der  neuen  Verordnang  die  unterliegende  Partei  einen  ge- 
wissen Teil  der  Gerichtskosten  (Auslagen),  die  Gebühren  ftlr  die 
Zeugen  und  die  Kosten  der  obsiegenden  Partei  zu  tragen.  Diese  Ver- 
ordnung wird ,  soviel  möglich  ist,  die  mutwillige  Prozessierung  hindern, 
aber  doch  nicht  in  dem  genttgenden  Mafse ,  und  man  wird  wohl 
baldigst  die  Gerichtstaxen  einftlhren  müssen,  und  neben  diesen  auch 
das  Verfiüiren  bei  den  verschiedenen  Gerichtsinstanzen  bezüglich  der 
^Streitigkeiten  von  geringerem  Belang   in   der  ersten  und  letzten  Stufe. 

Zum  Schlüsse  ist  nur  zu  erwähnen,  dafs  die  Zahl  der  Juristen 
wesentlich  wächst;  es  giebt  solcher  je  einen  oder  zwei  in  jedem  Kreis- 
gerichte als  Mitglieder  desselben  oder  als  Vorsitzende;  im  Obergerichte 
giebt  es  mehrere. 


30* 
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Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.    Bürgrerliolies  Recht»  Handels-,  TVeohsel-  und 
Konknrsreoht.  —  CivUprozefs. 

SUxhUenkoUisian  in  Ehesachen. 

Nach  badiflchem  Rechte  ist  für  die  Beurteilung  von  EhescheidungB- 
klagen  und  Ebeungttltigkeitsklagen  grundsätzlich  das  Heimatsrecht  des 
Ehemannes  mafsgebend.  Die  nach  ausländischem  Rechte  statthafte  An- 
fechtbarkeit einer  Ehe  wegen  arglistiger  Täuschung  widerspricht  nicht 
der  Sittlichkeit. 

Urteil  des  ReichMferichts  vom  13.  Februar  1900  (Zeitschrift  für  deutsches 
bürgerliches  Recht  und  französisches  CiTibecht  Bd.  XXI  S.  447  f.). 

Der  klagende  Ehemann,  Koburgischer  Staatsangehöriger,  welcher 
zu  Heidelberg  die  Ehe  abgeschlossen  und  daselbst  Wohnsitz  genommen 
hatte,  beantragte,  seine  Ehe  wegen  Betrugs,  nämlich  der  ihn  zur  Ein- 
gehung der  Ehe  bestimmenden  Vorspiegelung  seiner  Ehefrau,  Ton  ihm 
schwanger  zu  sein,  für  ungültig  zu  erklären,  eventuell  wegen  Ehe- 
bruchs der  Beklagten  und  grober  Verunglimpfung  die  Scheidung 
auszusprechen.     Das  Landgericht  gab  dem  ersten  Klagantrag  statt 

Das  Berufungsgericht  wendete  auf  die  Ungtlltigkeits klage 
das  badische  Recht  an,  weil  die  gesetzlichen  Bestimmungen  Über  die 
Ehehindemisse  des  Zwangs,  Irrtums  und  Betrugs  Vorschriften  des 
öfientlichen  Rechts  darstellten,  indem  der  Staat  ein  wesentliches  Inter- 
esse habe,  dafs  Ehen  nur  aus  von  ihm  zugelassenen  Orflnden  von  seinen 
Gerichten  für  ungültig  erklärt  werden,  diese  Bestimmungen  demnach 
für  die  Gerichte  des  Staates  zwingender  Natur  seien.  In  Anwendung 
des  badischen  Rechts  erklärte  es  die  Ungttltigkeitsklage  ftlr  unzulässig, 
weil  nach  L.R.S.  180  Abs.  2  eine  Ehe  nur  angefochten  werden  könne, 
wenn  ein  ,, Irrtum  in  der  Person"  unterlaufen  sei,  nicht  wegen  Irrtums 
über  Eigenschaften,  wie  über  die  Schwangerschaft.  Auch  die  Schei- 
dungsklage wurde  nach  badischem  Rechte  beurteilt  und  darnach 
wegen  grober  Verunglimpfung  die  Ehescheidung  ausgesprochen. 

Auf  Revision  der  Beklagten  und  die  Anschliefsung  des  Klagen 
wurde  das  Urteil  aufgehoben  und  die  Sache  zurttckverwiesen  aus  fol- 
genden Gründen: 

„  .  .  .'  Das  Berufungsgericht  hat  nach  dem  eventuellen  Antrag  der 
Klage  die  am  25.  Januar  1898  zu  Heidelbeig  abgeschlossene  Ehe  der 
Streitteile  wegen  grober  Verunglimpfung  des  Klägers  durch  die  Be- 
klagte für  geschieden  erklärt  und  bei  dieser  Entscheidung  das 
badische  Recht  angewendet,  ohne  auf  eine  nähere  Begründung  der 
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Anwendung  dies««  Rechts,  mit  welcher  die  Parteien  einverstanden 
waren,  einzugehen.  Das  to  die  Beorteilnng  des  streitigen  Rechts- 
verhältnisses mafsgebende  Recht  ist  von  dem  Gerichte  von  Amts  wegen 
zu  bestimmen  und  dasselbe  richtet  sich  nach  L.R.8.  8  Abs.  3  bei 
Ehescheidungsklagen,  da  es  sich  am  eine  Frage  der  Ändemng  des 
Standes  der  Eheleute  handelt,  nach  dem  durch  die  Staatsangehörigkeit 
der  Eheleute  besw.  des  Ehemannes  bestimmten  Heimatrecht  Nach 
diesem  Grundsatze  hat  der  heute  erkennende  Senat  in  einem  Urteile 
vom  18.  September  1899  i.  S.  Berger  g.  Beiger  und  ebenso  nach  dem 
in  Elsafs-Lothringen  geltenden  Artikel  8  Abs.  8  Co<le  emJi,  mit  Urteil 
vom  13.  Oktober  1899  i.  S.  v.  Httnerbein  g.  seine  Ehefrau  erkannt 
und  davon  abzugehen  auch  im  vorliegenden  Falle  keinen  Anlafs  ge- 
funden. Da  nun  der  .  .  .  klllgerische  Ehemann  ...  die  Eigenschaft 
als  Staatsangehöriger  des  Herzogtums  Sachsen-Eobnig-Gotha  besitzt,  so 
kommt  %x  die  erhobene  Ehescheidungsklage  wie  für  die  von  der  be- 
klagten Ehefrau  eventuell  erhobene  WiderkUge  das  im  Bezirke  von 
Koburg  geltende  Recht  zur  Anwendung.  Das  führte  zur  Aufhebung 
des  Beruftmgsurteils ,  soweit  dieses  mit  der  Revision  der  Beklagten, 
WiderklKgerin ,  angegriffen  wurde ,  und  es  erschien  geboten ,  gemäfs 
§  565  der  Civilprozefsordnung  die  Sache  an  das  Berufungsgericht  zurttck- 
Tuverweisen,  falls  nicht  dem  Antrage,  der  eventuell  erhobenen  Anschlufs- 
revision  stattzugeben  war. 

Auch  die  Anschlufsrevision  fllbrte  aber  nur  zur  Aufhebung 
der  die  Ungültigkeitsklage  betreffenden  Entscheidung,  ohne  dafs  in  der 
^Saehe  selbst  erkannt  werden  konnte.' 

Die  Frage,  ob  für  die  auf  Betrug  gestützte  Ungttltigkeits- 
klage  das  Recht  des  Ortes  der  Eheschliefsung,  deren  Gültigkeit  wegen 
eines  Willensmangels  angefochten  wird,  mafsgebend  sei,  oder  ob  auch 
hier  das  Personalstatut  der  Eheleute  Anwendung  finde,  ist  für  Baden 
in  letzterem  Sinne  zu  entscheiden ,  so  dafs  auch  hier  gemilfs  L.R.S.  8 
Abs.  8  das  von  dem  Jjandgerichte  in  I.  Instanz  auf  die  Ungültigkeits- 
klage angewendete  in  Koburg  als  Eh^esetz  geltende  gemeine  prote- 
stantische Kirchenrecht  in  Frage  kommt,  (Vergl.  v.  JBar^  Internat. 
Privatrecht  I.  Band,  Nr.  168;  Laurent,  Le  droit  dvü  international 
T.  rV  Nr.  824.)  Auch  hier  ist  ein  dauerndes  Standesverhttltnis  in 
Frage,  welches  dem  persönlichen  Rechte  der  Eheleute  untersteht  Dabei 
bedarf  allerdings  noch  die  weitere  Frage  einer  Prüfung,  ob  nicht  der 
hinsichtlich  seiner  Auslegung  von  dem  Berutogsgerichte  richtig  ange- 
wendete Landrechtsatz  180,  welcher  eine  Anfechtung  der  Ehe  wegen 
einer  von  der  Ehefrau  durch  das  Vorgeben,  von  ihrem  künftigen  Mann 
geschwilngert  zu  sein,  verübten  Täuschung  nicht  zulftfst,  eine  Vor- 
schrift von  zwingender  Geltung  sei,  welche  als  auf  einer  bestimmten 
sittlichen  Anschauung  beruhend,  die  Anwendung  weiteigehender  An- 
fechtungsgründe des  ausländischen  Personalstatuts  ausschliefst.  Es  liegt 
aber  kein  genügender  Grund  für  die  Annahme  vor,  der  badische  Ge- 
setzgeber habe  das  Heimatrecht,  welches  er  für  mafsgebend  erklärt, 
gerade   bei    der   Anfechtbarkeit    einer   Eheschliefbung    wegen    Willens- 


470  Rechteprechiing:  DeatBcUand. 

mangeln  zu  Gunsten  des  inlKndiscben  Rechts  ansschliefsen  and  s^nen 
die  Anfechtung  beschränkenden  Vorschriften  zwingende  Natur  beilegen 
wollen.  Veigl.  Laurent  a.  a.  0.  Nr.  824  Abs.  2  S.  587.  Im  all- 
gemeinen widerspricht  jedenfitlls  die  Anfechtbarkeit  einer  £he  w^en 
arglistiger  Täuschung  nicht  der  Sittlichkeit  (Vergl.  §  1384  B.O.B.) 
£hk  die  der  UngUltigkeitsklage  w^gen  Betrugs  zu  Grunde  liegenden 
Thatsachen  in  der  Bemftingsintanz  zur  Feststellung  auf  Grund  des 
Beweisergebnisses  noch  nicht  gelangt  sind,  war  nach  dem  AngeMirten 
das  Urteil  des  Oberlandesgerichts  seinem  ganzen  Inhalte  nach  au&uheben 
und  die  Sache  zur  anderweiten  Verhandlung  und  Entscheidung  unter 
Anwendung  des  im  Bezirke  Koburg  geltenden  Rechts  auf  die  geltend 
gemachten  Anfechtungs-  und  Scbeidungsgrttnde  anstatt  des  zur  Anwen- 
dung gebrachten  Landrechts  zurtlckzuverweisen." 

Kollision  des  zeitlichen  und  örtlichen  Rechts. 

Urteil   des   Landgerichts  Meiniogen  vom  8.  M&rz  1900  (Das  Recht,   190O 
Nr.  16/17  S.  878,  Naumbuiger  Anwaltszeitnng  1900  S.  58). 

Greift  eine  zweifache  Kollisionsnorm  (die  zeitliche  des  Art  201 
des  Einf.Ges.  zum  B.G.B.  und  die  örtliche  des  Art  17  Abs.  4  diese» 
Ges.)  ein,  so  ist  die  Ortliche  EoUisionsnorm  mafsgebend,  welche  den 
Umfkng  der  Anwendung  von  Normen  des  einheimischen  und  fremden 
Rechts,  zu  denen  auch  die  zeitlichen  Rollisionsnormen  gehören,  zu  be- 
stimmen hat  (Vergl.  hierzu  Häbidit,  II.  Aufl.  S.  87  ff.  und  dagegen 
Niedner  im  „Recht''  1900  8.  250  ff.)     S.  auch  oben  S.  427. 

Offene  Handelsgesellschaft.   Ausländer  im  Sinne  der  C.Pr.0.  §  102. 
Keine  Sicherheitsleistung  für  Projsefskosten  von  einer  in  Guatemala 

domissüierenden  Gesellschaft 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Hambarg  vom  26.  Mai  1899  (Deutsche  Juristen- 

Zeitung  Y.  Jahrgang  S.  444). 

Die  Beurteilung,  ob  eine  offene  Handelsgesellschaft  Ausländer  im 
Sinne  der  C.Pr.0.  §  102  ist,  richtet  sich  nicht  nach  der  NationalitSt 
der  Gesellschafter,  sondern,  da  die  Gesellschaft  parteifähig  ist  —  was 
auch  f)lr  das  Gesetzbuch  von  Guatemala  gilt  — ,  nach  dem  Rechte  des 
Sitzes  der  Gesellschaft  und  des  GesellschaftsvermOgens,  hier  Guatemala. 
Da  nach  dem  Handelsvertrag  vom  20.  September  1887  (R.G.B1.  1888 
S.  288  ff.)  Art.  5  Abs.  8  die  Angehörigen  der  Republik  Guatemala 
die  gleichen  Rechte  wie  Deutsche  geniefsen,  so  kann  von  der  in  Guate- 
mala domizilierenden  Gesellschaft  Sicherheit  fUr  Prozefskosten  nicht  ge- 
fordert werden. 

Gesetz,  betr.  das  Urheberrecht  an  Schriftw^ken  vom  11.  Juni  1870 

§§  61  Abs.  2,  62. 
Urteil  des  Reichsgerichts  vom  8.  Juli  1900  (Jor.  Wochenschrift  XXIX.  Jahr- 
gang S.  710  f.). 
Aus  den  Orttnden: 

Es  ist  irrigy  wenn  die  Revision  davon  ausgeht,  dafs  infolge  des 
Art   XIII  des  Prager  Friedens   vom   28.   August  1866  der  Bundes- 
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besehluls  ▼om  6.  September  1832  in  Preafsen  gegenüber  Österreich  noch 
gegenwärtig  dergestalt  Kraft  habe,  dafs  ein  Komponist,  der  in  einem 
der  zum  Tormaligen  Deutschen  Bunde  gehörigen  Lünder  Österreichs 
staatsangehOrig  ist,  in  Preufsen  denselben  Urheberschutz  Mrie  ein  In- 
länder auch  dann  geniefse,  wenn  es  an  den  Voraussetzungen  des  §  61 
Abs.  2  und  des  §  62  des  Qesetzes  vom  11.  Juni  1870,  betr.  das  Ur- 
heberrecht an  Schriftwerken  etc.,  fehle.  Der  Bundesbeschlufs  vom 
6.  September  1832  sprach  den  Gh-undratz  aus,  dafs  bei  Anwendung 
der  gesetzlichen  Vorschriften  und  Mafsregeln  wider  den  Nachdruck  der 
Unterschied  zwischen  den  eigenen  Unterthanen  eines  Bundesstaates  und 
jenen  der  übrigen  im  Deutschen  Bunde  vereinigten  Staaten  gegenseitig 
und  im  ganzen  Umfange  des  Bundes  in  der  Art  aufgehoben  werden 
sollte,  dafs  die  Schriftsteller,  Herausgeber  und  Verleger  eines  Bundes- 
staates sich  in  jedem  anderen  Bundesstaate  des  dort  bestehenden  Schutzes 
gegen  den  Nachdruck  gleichmäfsig  zu  erfreuen  haben  würden.  Die  zur 
Vollziehung  des  Beschlusses  nötigen  Verftlgungen  zu  treffen,  blieb  den 
einzelnen  Landesregierungen  überlassen.  In  Preufsen  wurde  der  Be- 
schlufs  durch  Patent  vom  12.  Februar  1833  publiziert  (Preufsisclie  Ge- 
setzsammlung S.  25).  Da  der  Deutsche  Bund  keinerlei  gesetzgeberische 
Gewalt  hatte,  konnte  der  Beschlufs  vom  6.  September  1832  nicht  als 
Bnndesrecht,  sondern  nur  infolge  seiner  Publikation  in  den  einzelnen 
deutschen  Staaten  als  Landesrecht  wirksam  werden.  Diese  seine  Wirk- 
samkeit und  die  auf  dem  Boden  des  Bundesbeschlusses  erwachsenen 
Landesgesetze  sind  hinftillig  geworden  durch  den  Erlafs  des  Gesetzes 
vom  11.  Juni  1870,  insbesondere  durch  die  Vorschrift  des  §  57,  nach 
welcher  alle  früheren,  in  den  einzekien  Staaten  des  Norddeutschen 
Bundes  geltende  rechtliche  Bestimmungen  in  Beziehung  auf  das  Urheber- 
recht an  Schriftwerken,  Abbildungen,  musikalischen  Kompositionen  und 
dramatischen  Werken  vom  1.  Januar  1871  ab  aufser  Wirksamkeit  ge- 
treten sind,  und  durch  die  Vorschrift  des  §  62,  enthaltend  die  Rege- 
lung des  Schutzes  derjenigen  Werke  auslandischer  Autoren,  welche  in 
einem  Orte  erschienen  sind,  der  zum  ehemaligen  Deutschen  Bunde, 
aber  nicht  zum  Norddeutschen  Bunde  gehört,  soMrie  des  Schutzes  der 
Manuskripte  von  Urhebern,  welche  in  solchen  Orten  das  Indigenat  be- 
sitzen. Wenn  der  Art  XIII  des  am  23.  August  1866  zu  Prag  zwischen 
Preufsen  und  Osterreich  abgeschlossenen  Friedensvertrages  bestimmt, 
dafs  alle  zwischen  den  vertragschliefsenden  Teilen  vor  dem  Kriege  ab- 
geschlossenen Verträge  und  Übereinkünfte,  insofern  dieselben  nicht  ihrer 
Natur  nach  durch  die  Aufl(toung  des  Deutschen  Bundesverhältnisses 
ihre  Wirkung  verlieren  müssen,  hiermit  neuerdings  in  Kraft  gesetzt 
werden  (vergl.  Äegidi  und  Klaüholdj  Das  Staatsarchiv,  Bd.  11  S.  179), 
so  hat  diese  Abmachung,  soweit  es  sich  um  das  Urheberrecht  an  Schrift- 
vrerken,  Abbildungen,  musikalischen  Kompositionen  und  dramatischen 
Werken  handelt,  nach  dem  Willen  des  Gesetzgebers  in  der  Bestimmung 
des  §  62  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1870  ersichtlich  ihre  Ausftlhrung 
geftinden,  der  in  dem  ordnungsmäfsig  verkündeten  Gesetze  zum  Aus- 
druck gebrachte  gesetzgeberische  Wille   ist  für   den  Richter    bindend, 
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und  66  kann  daher  lediglich  daraof  ankommen ,  ob  und  welche  Rechte 
der  NebenklMgerin  aus  dem  §  62  oder  ans  dem  §  61  Abs.  2  des  Ge- 
setzes vom  11.  Juni  1870  erwachsen  sind. 

Die  Revision  gelangt  auf  dem  Wege  der  Eztensivinterpretation  zu 
dem  Ergebnis,  dafs  auch  die  anfserhalb  Österreichs  veröffentlichten 
Werke  eines  Deutsch-Österreichers  unter  den  Schutz  des  §  62  des  Ge- 
setzes vom  11.  Juni  1870  fidlen.  Das  ist  verfehlt.  Nach  §  61  sollen 
unter  der  Voraussetzung  der  Reeiprocität  gleich  den  einheimischen 
Werken  die  Werke  ausländischer  Urheber  geschützt  werden,  wenn  sie 
in  einem  zum  ehemaligen  Deutschen,  nicht  aber  zum  Norddeutschen 
Bunde  (jetzt  Deutschen  Reiche)  gehörigen  Orte  erschienen  sind,  und 
es  soll  dasselbe  gelten  von  den  nicht  veröffentlichten  Werken 
nicht  reichsdeutscher  Urheber,  welche  im  ehemaligen  Deutschen  Bundes- 
gebiete staatsangehörig  sind.  An  dem  klaren  Ausspruche  des  Gesetzes, 
dafs  letzteres  lediglich  von  noch  nicht  veröffentlichten  Manu- 
skripten gilt,  ist  nicht  zu  deuteln,  und  hiemach  findet  der  §  62  keine 
Anwendung  auf  Werke  nicht  reichsdeutscher  Urheber,  welche  in  solchen 
Orten  erschienen  sind,  die  nicht  zum  ehemaligen  Deutschen  Bunde  ge- 
hörten ,  gleichviel  ob  die  Urheber  Deutscli  -  Österreicher  oder  sonstige 
Ausländer  sind. 

Ist  einer  in  Holland  an  einem  holländischen  Flufsschiffe  wirksam 
bestelltefi  Hypothek  die  Anerkennung  in  Deutschland  dann  zu  ver- 
sagen, wenn  das  Schiff,  während  es  sich  auf  einer  Fahrt  vorüber- 
gehend in  Deutschland  befand,  dort  gepfändet  und  zur  Zwangs- 
versteigerung gebracht  ist? 
Wie  bestimmt  sich  der  Bang  einer  solchen  Hypothek  gegenüber 
einem  jüngeren,  in  Deutschland  aus  einem  Schiffszusammenstofse 
entstandenen  Schiffspfandrechte? 

Urteil   des  Reichsgerichts  vom  9.  Februar  1900  (Entsch.  in  Civils.  Bd.  45 

S.  276  ff.). 

Der  Kapitän  und  Reeder  C.  K.  zu  Dordrecht  hatte  dem  Beklagten 
im  März  1894  an  dem  ihm  gehörenden  Schleppdampfschiffe  Libra  in 
IloUand  eine  Hypothek  in  Höhe  von  20  000  Mk.  bestellt.  Im  Juni 
1898  wurde  das  Schiff  auf  Antrag  des  Bekbigten  wegen  einer  Forde- 
rung desselben  von  20400  Mk.  vor  dem  Amtsgerichte  Rnhrort  zur 
Zwangsversteigerung  gebracht  und  dem  Beklagten  ftbr  sein  Meistgebot 
von  20  000  Mk.  zugeschli^en.  Die  Kläger  verlangten  vorzugsweise 
Befriedigung  aus  dem  Erlöse,  indem  sie  geltend  machten,  dafs  bereits 
vor  Einleitung  des  Zwangsversteigerungsverfahrens  das  Damp&chiff  Libra 
zu  ihren  Gunsten  wegen  einer  Forderung  von  34  500  Mk.  auf  Grund 
eines  Arrestbefehles  vom  8.  November  1897  am  6.  desselben  Monats 
und  Jahres  durch  einen  Gerichtsvollzieher  zu  Ruhrort  gepfändet  sei. 
Die  Rechtsgültigkeit  der  Hypothek  des  Beklagten  bestritten  sie  und 
führten  eventuell  aus,  dafs  die  nach  holländischem  Rechte  bestellte 
Hypothek  mangels  Wahrung  der  in  Deutschland  vorgeschriebenen  Formen 
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hier  nicht  wirksam  sei,  wie  auch  in  Holland  deutsche  Vertragspfand- 
reehte  an  deatschen  Schiffen  nicht  respektiert  wttrden.  Wenn  aber 
doch  die  Hypothek  als  wirksam  anzusehen  sein  sollte,  so  gehe  das 
Hecht  der  Klkger  vor,  da  sie  Schifisgläubiger  seien,  denn  ihre  Forde- 
rung stamme  aus  einem  durch  den  Kapitän  C.  K.  verschuldeten 
Kollisionsfall.  Vom  Beklagten  wurden  die  Ausführungen  der  Klüger 
bekllmpft.  Durch  Urteil  des  ersten  Richters  wurde  die  Klage  abge- 
wiesen; die  Berufung  der  Klüger  hatte  keinen  Erfolg.  Auch  ihre  Re- 
vision ist  zurückgewiesen  aus  folgenden  Gründen: 

Der  Berufungsrichter  stellt  fest,  dafs  die  Verpflüddung  des  Schiffes 
in  einer  Urkunde  mit  bestimmtem  Datum  niedergelegt,  dafs  deren  In- 
halt in  das  bei  dem  Amte  für  Bewahrung  von  Hypotheken  und  Schiff- 
beweisen zu  Dordrecht  gefUhrte  öffentliche  Register  eingetragen,  auch 
eine  Verpfändungsmarke  an  dem  Schiffe  eingebrannt  ist  Die^  That- 
sachen  betrachtet  der  Berufungsrichter  als  nach  hollttndischem  Rechte 
zur  Begründung  einer  Hypothek  an  dem  Schiffe  ausreichend.  Einer 
Nachprüfung  in  gegenwärtiger  Instanz  unterliegen  diese  Annahmen  nicht, 
die  erster«,  weil  sie  dem  Bereiche  der  Würdigung  des  Thattiichlichen 
angehört,  die  letztere,  weil  nach  §  511  (jetzt  §  549)  der  Civilprozefs- 
ordnung  die  Revision  auf  Verletzung  auswärtigen  Rechtes  nicht  gestützt 
werden  kann. 

Dafs  in  Bezug  auf  die  rechtlichen  Voraussetzungen  für  die  Ent- 
stehung der  Hypothek  aliein  das  holländische  Recht  mafsgebend  ist,  kann, 
da  das  Schiff  zur  Zeit  der  Einräumung  der  Hypothek  einem  in  Holland 
wohnhaften  Eigentümer  gehörte,  auch  die  Schifahrt  von  Holland  ans  mit 
demselben  betrieben  wurde,  keinem  Zweifel  xmterliegen,  wird  auch  von 
den  Klägern  nicht  bestritten.  Nur  die  Frage  kann  entstehen,  ob, 
nachdem  das  Schiff,  als  der  G^enstand  der  Hypothek,  in  das  Gebiet 
des  deutschen  Inlandes  gelangt  ist,  der  Hypothek  eben  hier  die  An- 
erkennung versagt  werden  mufs.  Der  Veränderung  des  Ortes  an  und 
für  sich  kann  jedoch  nach  den  Grundsätzen  des  internationalen  Privat- 
rechU»  eine  solche  Bedeutung  nicht  beigelegt  werden.  Wie  es  unter 
den  heutigen  Verhältnissen  an  jedem  berechtigten  Anlafs  zu  einer  der- 
artigen grnndsJitzlichen  Stellung  fehlt  und  wie  dieselbe  den  rechtlichen 
and  sittlicheü  Anschauungen  aller  beteiligten  Verkehrskreise  zuwider- 
laufen würde,  so  ist  es  auch  Rechtens,  dafs  einem  im  Auslande  ent- 
standenen Rechte,  dessen  Wirksamkeit  in  den  Gesetzen  des  Auslandes 
fafst,  nicht  lediglich  deshalb,  weil  dessen  Gegenstand  in  den  Macht- 
hereich eines  anderen  Staates  gelangt  ist  und  dessen  Gerichte  mit  der 
Entscheidung  der  Streitsache  be&fst  sind,  die  Anerkennung  versagt 
werden  kann.  Ganz  vornehmlich  gilt  dies  von  solchen  Gegenständen, 
die  einerseits  infolge  ihrer  Beschaffenheit  und  der  ihnen  gegebenen  Be- 
stimmung einem  steten  Wechsel  ihres  Aufenthaltes  unterliegen  und  die 
andererseits  doch,  da  sie  einem,  in  einem  bestunmten  Lande  domizilie- 
renden Betriebe  dienen,  dorthin  auch  in  Ermangelung  anderweitiger 
jeweiliger  Verwendung  zurückzukehren  bestimmt  sind,  in  gewissem 
Sinne  ihren  Sitz  dort  haben,   also  von  Seeschifien  und  gröfseren  Flufs- 
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schiffen.  Für  beide  würde  sieh  eine  nnertrSgliclie  Lage  eigeben,  wenn 
die  an  ihnen  wirksam  entstandenen  Rechte  schon  stets  dadurch,  dafs 
sie  sich  zeitweilig  und  TorUbergehend  nicht  im  Gebiete  des  Heimat- 
staates befinden,  ihre  Realisierbarkeit  einbttfsen  müfsten. 

Vgl.  Bntsch.  des  Reichsoberhandelsgerichtes  Bd.  6  Nr.  14 
3.  80-88. 
Hindemisse  für  die  Anerkennung  können  sich  dadurch  ergeben, 
dafs  die  Gesetzgebung  des  Landes,  dessen  Gerichte  zur  Entscheidung 
des  Streites  berufen  sind,  Rechte  der  in  Frage  kommenden  Art  durch 
ausdrückliche  Bestimmung  oder  kraft  ihrer  Richtung  und  Tendenz  mifs- 
billigt,  oder  auch,  wenn  dieselbe  speciell  bei  Pfandrechten  im  Interesse 
der  Sicherheit  des  geschttfüichen  Verkehres  Anforderungen  an  die  bei 
Begründung  des  Rechtes  zu  sichernde  dauernde  Erkennbarkeit  desselben 
stellt,  die  der  Gesetzgebung  des  Ursprungslandes  fremd  sind.  Pfand- 
rechte an  Schiffen  kennt  aber,  wie  das  holländische,  so  auch  das 
preufsische  Recht  Und  was  die  Erkennbarkeit  des  Rechtes  betrifft, 
so  mufs  auch  hier  der  Umstand,  dafs  es  sich  um  ein  Schiff  als  Rechts- 
objekt handelt  und  dasselbe  zu  der  Zeit,  als  das  von  den  Kltfgem  be- 
hauptete Schifispfandrecht  an  demselben  entstanden  sein  soll,  noch  dem 
Auslande  angehörte,  wiederum  vornehmlich  berücksichtigt  werden.  Diese 
Momente  enthalten  schon  in  sich  einen  Hinweis  darauf,  dais,  wer  durch 
Rechtsgeschäft  im  deutschen  Inlande  ein  Recht  an  dem  Schifie  zu  er- 
werben beabsichtigt,  eine  genügende  Gewähr  für  die  Nichtezistenz 
älterer  Rechte  nicht  schon  darin  findet,  dafs  die  den  Gesetzen  des  In- 
landes entsprechenden  Voraussetzungen  für  die  Entstellung  solcher  Rechte 
nicht  gegeben  sind,  sondern,  dafs  auch  das  Recht  des  Auslandes  Be- 
achtung finden  mufs,  und  dafs  er  sich  der  Prüfung,  ob  gemäfs  dessen 
Vorschriften  Rechte  an  dem  Schiffe  entstanden  sind,  nicht  ganz  ent- 
schlagen kann.  Für  den  inländischen  Verkehr  erwuchs  also  keine  Gre- 
ftkhr  dadurch,  dafs  im  Auslande  entstandene  Rechte,  welche  nicht  in 
genau  deiselben  Art  wie  gleichartige  inländische  Rechte  wahrnehmbar 
sind,  Anerkennung  finden.  Dies  führt  nicht  dahin,  dafs  eine  lediglich 
auf  mtlndlichem  oder  schriftlichem  Vertrage  beruhende  Hypothek  des 
Auslandes  realisiert  werden  müfste, 

vgl.  SeuffertA  Archiv  Bd.  31  Nr.  194  S.  257, 
allein  die  hier  vorliegende  Hypothek  des  Beklagten  ist  auch  nicht 
lediglich  aus  einem  solchen  Vertage,  sondern  aus  ihm  erst  in  Verbin- 
dung mit  der  Eintragung  in  das  öffentliche  Register  und  dem  Ein- 
brennen der  Verpfändungsmarke  hervorgegangen.  Nach  dem  preufsischen 
Recht  (§§  272—274.  800  A.L.R.  I  20)  konnte  eine  Verpfandung  von 
Schiffen  auch  durch  symbolische  Übergabe  erfolgen.  Ob  danach  die 
Erkennbarkeit  des  Pfandrechtes  in  höherem  Mafse  gesichert  ist  als  durch 
die  Vorschriften  des  holländischen  Rechtes,  beduf  jedoch  nicht  der 
Prüfung;  entscheidend  ist  vielmehr  die  Thatsache,  dafs  auch  das  letstere 
Recht  Erkennbarkeit  der  Hypothek  in  einer  Form  vorschreibt,  die  als 
eine  ungeeignete  nicht  bezeichnet  werden  kann.  Nach  §  131  des  in- 
zwischen in  Kraft  getretenen  Reichsgesetzes,  betreffend  die  privatrecht* 
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liehen  YerhältnisBe  der  BinnenBchifiahrt,  yom  15.  Juni  1895  erfolgt  die 
Verpfilndiing  eines  in  das  Schifisregister  eingetragenen  Schiffes  durch 
Eintragung  in  ehen  dieses  Register;  zwar  soll  die  Eintragung  auf  dem 
Schifisbriefe  vermerkt  werden,  allein  eine  Voraussetzung  fhr  die  Rechts- 
gttltigkeit  der  Verpfl&ndung  bildet  dies  nicht  In  seiner  gegenwftrtigen 
Gestalt  ist  also  das  inländische  Recbt  dem  hoUändischen  näher  ver- 
wandt als  in  seiner  älteren.  Hiemach  würde  ein  Grund,  der  Hypothek 
des  Beklagten  die  Anerkennung  zu  versagen,  selbst  dann  nicht  gegeben 
sein,  wenn  die  Kläger  ihrerseits  inzwischen  im  Inlande  ein  Konventional- 
pfandrecht  an  dem  Schiffe  erworben  hätten.  Umsoweniger  Anlafs  aber 
liegt  dazu  vor,  als  die  bezeichnete  Voraussetzung  nicht  zutrifft,  d.  h. 
als  die  von  den  EJägem  in  Anspruch  genommenen  Rechte  an  dem 
Schiffe  nicht  auf  Rechtsgeschäft  beruhen. 

Vgl.    Entsch.    des    Reichsoberhandelsgerichts    Bd.    6    Nr.    14 
S.  80.  84  u.  85. 

Wie  die  Sache  zu  beurteilen  sein  würde,  wenn  das  Schiff  vor  dem 
Schiffizasammenstofs  und  vor  der  Arrestp^ndung  definitiv  nach  dem 
deutschen  Inlande  übertragen  wäre,  so  dafs  dieses  seitdem  ab  sein 
Heimatsstaat  anzusehen,  ist  im  gegenwärtigen  Rechtsstreite  nicht  zu  ent- 
scheiden. 

Über  die  von  den  Klägern  angestellte,  vom  Beklagten  aber  mit 
Entschiedenheit  bestrittene  Behauptung,  dafs  man  in  Holland  deutsche 
Konventionalpfimdrechte  an  deutschen  Schiffen  nicht  respektiere,  ist  vom 
Bemfnngsrichter  Beweis  nicht  erhoben.  Hierdurch  insbesondere  er- 
achten die  Revisionskläger  sich  für  beschwert,  jedoch  ohne  Grund.  'Der 
Bemfiingsrichter  erwägt  mit  Bezugnahme  auf  das  Urteil  des  Reichs- 
gerichtes Bd.  29  S.  129,  zur  Anwendung  des  Wiedervergeltungsrechtes 
sei  der  legislative  Beschlufs  der  Staatsverwaltung  erforderlich,  nicht  aber 
ohne  weiteres  der  Richter  berufen ;  die  landesrechtliche  Bestimmung  des 
§  48  der  Einleitung  zum  A.L.R.  lasse  sich  mit  den  Grundsätzen  des 
Beichsrechtes  nicht  vereinigen.  Ob  diese  Zustimmung  finden  könnte, 
mag  dahingestellt  bleiben,  denn  der  §  48  a.  a.  Q.  trifit  hier  nicht  zu. 
Das  in  demselben  vorgesehene  Wiedervergeltungs-  oder  Retorsionsrecht 
hat  zur  Voraussetzung,  dafs  der  ausländische  Staat  die  fremden  über- 
haupt oder  die  hiesigen  ünterthanen  insbesondere  im  Vergleich  zu  den 
eigenen  ungünstig  stellt,  allein  ein  solcher  FaU  ist  hier  nicht  gegeben, 
denn,  fiills  eine  Praxis  der  holländischen  Behörden,  wie  Kläger  sie  be- 
haupten, wirklich  bestehen  sollte,  so  würde  diese  doch  keinen  Unter- 
schied machen,  je  nachdem  Inhaber  des  Pfandrechtes  ein  Holländer 
oder  ein  Deutscher  ist,  sondern  ganz  ohne  Rücksicht  auf  die  Staats- 
angehörigkeit desselben  die  Anerkennung  eines  jeden  in  Deutschland 
entstandenen  Konventionalpfiindrechtes  an  dem  Schiffe  ablehnen.  Die 
Revisionsklftger  halten  nun  den  Grundsatz  der  Reciprocität  für  verletzt 
Allein  die  Anerkennung  des  ip  dem  fremden  Staate  entstandenen  Rechtes 
hat  nicht  grundsätzlich  zur  Bedingung,  dafs  in  jenem  nach  gleicher  An- 
schauung wie  im  Inlande  verfahren  wird.  Die  Anerkennung  als  ein 
Ergebnis  des  Bedürfnisses  des  privaten  internationalen  Verkehres  schützt 
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in  erster  Linie  die  Interessen  des  Privaten.  Sie  enthält  zugleich  eine 
Kttcksiehtnahme  auf  den  fremden  Staat,  unter  dessen  Herrschaft  die 
Rechte  entstanden  sind,  nnd  zu  dessen  Institationen  die  Zollissigkeit 
der  Entstehung  solcher  Rechte  gehört,  ist  auch  von  der  berechtigten 
Erwartung  begleitet,  dafs  jener  Staat  von  don  gleichen  Gesichtspunkte 
aus  zu  dem  gleichen  Verhalten,  sofern  er  es  etwa  aur  Zeit  noch  nicht 
beobachtet,  sich  verstehen  werde;  allein  daraus  folgt  nicht,  dafs,  wenn 
die  Erwartung  sich  nicht  akbald  erfüllt,  der  sonst  allgemein  beobachtete 
Grundsatz  der  Anerkennung  für  die  in  dem  fremden  Staate  entstandenen 
Rechte  aufser  Anwendung  bleiben  mufste.  Ob  für  die  Gesetzgebung 
des  Inlandes  ein  Anlafs  daraus  erwächst,  Retorsion  zu  üben,  bleibt 
aulser  Betracht ;  hier  könnte  nur  das  in  §  45  der  Einleitung  zum  A.L.R. 
gesetzlich  schon  vorgesehene  Wiedervergeltungsrecht  in  Frage  kommen, 
an  dessen  Voraussetzungen  aber  fehlt  es  eben.  Einen  anders  gearteten 
Fall  betrifil  das  Urteil  des  Reichsgerichts  vom  12.  Juli  1886,  EntBch. 
Bd.  19  Nr.  2  S.  7. 

Die  Annahme  des  Beruftmgsrichters ,  dafs  die  Hypothek  des  Be- 
klagten den  Rechten  der  Kläger  im  Range  vorgehe,  giebt  gleichfiills  zn 
Bedenken  keinen  Anlafs.  über  den  Rang  der  Ansprüclie  entscheidet 
nach  feststehender  Rechtsprechung  stets  das  Gresetz  des  zur  Entschei- 
dung berufenen  Gerichtes;  vgl.  insbesondere  Urteil  des  ReichsgerichtSB 
vom  25.  November  1890  {Böhm»  Zeitschrift  ftlr  internationales  Privat- 
und  Strafrecht  Bd.  1  S.  365).  Diesem  Grundsatze  steht  es  auch  nicht 
entgegen,  wenn  man  in  dem  Rangverhliltnisse  der  mehreren  Pfiimdrechte 
an  derselben  Sache  eine  schon  vor  dem  Konkurse  oder  dem  Verteilungs- 
verfahren  bestehende  rechtliche  Beziehung  derselben  zu  einander  erkennt 
Diese  gehört,  wenn  die  Rechte  im  Gebiete  verschiedener  Staaten,  und 
zwar  wie  hier  teils  im  Inlande  und  teils  im  Auslande,  entstanden  sind, 
vermöge  ihrer  Beschaffenheit  an  sich  nicht  ausschliefslich  einem  dieser 
Gebiete  an,  und  doch  kann  nur  eine  Rechtsordnung  mafsgebend  sein; 
als  dem  Willen  des  inländischen  Gesetzgebers  entsprechend  aber  ist 
allein  anzusehen,  dafs  die  Entscheidung  nach  den  Grundstttsen  seiner 
Rechtsordnung,  nicht  nach  denen  einer  fremden  erfolgt  Sogar  ttber  die 
bezeichneten  Fälle  hinaus  führt  die  praktische  Notwendigkeit,  im  Inter- 
esse der  Vermeidung  sonst  unlitolicher  Verwickelungen,  zur  allgemeinen 
Befolgung  der  inländischen  Rechtsgrundsätze  ttber  den  Rang  bezüg^ieh 
sämtlicher,  in  einem  inländischen  Verfahren  konkurrierenden,  im  Inlande 
oder  Auslande  entstandenen  Rechte.  Von  dieser  Auflassung  ist  der 
Berufungsrichter  auch  nicht  abgewichen.  Für  die  Hypothek  des  Be- 
klagten ist  kein  anderer  Rang  in  Anspruch  genommen  und  gewährt, 
wie  er  einem  einfachen  inländischen  Konventionalptodrechte  zustehen 
würde,  nämlich  wie  er  nach  der  Zeit  der  Entstehung,  solange  die 
Hypothek  nicht  mit  einem  bevorzugten  Recht  zusammentrifll,  sich  er- 
giebt  Was  aber  das  von  den  Klägern  behauptete,  aus  dem  Schiffih 
zusammenstofs  heigeleitete  Pfandrecht  betrifft,  so  ist  dieses  im  Inlands 
entstanden  und  kann  emen  anderen,  als  den  nach  inländischem  Recht 
begrtkndeten  Rang  nicht  haben.    Dieser  bestimmt  sich  dadurch,  daft  es 
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sich  nm  Qine  aus  dem  Verachalden  einer  Person  der  Schiftbesatsnng 
herrührende  Forderung  handelt,  und  dafs  die  Klüger  also  nach  §  102 
Nr.  5  Abs.  2  des  Binnenschifßüirtsgesetzes  die  Rechte  eines  Schiffs- 
gläubigers haben,  die  Rechte  dieser  Gläubiger  aber  nicht  durchweg  die 
gleichen  sind.  In  §  109  Abs.  1  des  genannten  Gesetzes  ist  bestimmt, 
dafs  das  Pßindrecht  des  Schiffisgläubigers  den  Vorrang  hat  vor  den 
sonstigen  Pfandrechten  am  Schiff  und  Fracht,  f)ir  die  im  §  102  unter 
Nr.  4 — 6  aufgeführten  Forderungen  jedoch  hinsichtlich  des  Schiffes  nur 
insoweit,  als  jene  Pfandrechte  nicht  früher  entstanden  sind.  Die  Hypo- 
thek des  Beklagten  aber  ist  Mher  entstanden  als  das  Schifisgläubiger- 
recht  der  Kläger.  £s  geht  auch  dem  auf  der  Arrestpf^ndung  beruhenden 
Pfandrecht  der  Kläger  zeitlich  vor. 

Die  Revisionskläger  ftlhren  nun  aus,  nach  Art  748  des  hollän- 
dischen Handelsgesetzbuches  seien  die  Schiffe,  welche  die  Flüsse  und 
Binnengewässer  befahren  und  zu  gleicher  Zeit  nach  dem  Auslände  be- 
stimmt seien,  als  Seeschiffe  zu  betrachten  und  den  für  diese  gegebenen 
Bestimmungen  unterworfen,  u.  a.  auch  der,  dafs  die  Forderungen  der 
Schi&gläubiger  den  vertragsmäfsigen  Pfandrechten  vorgehen ;  also  stehe 
die  Hypothek  des  Beklagten,  wenn  man  überhaupt  holländisches  Recht 
anwende,  und  nicht  die  Hypothek,  beim  Mangel  der  nach  deutschem 
Recht  für  die  Entstehung  eines  Konventionalpfandrechtes  vorgeschriebenen 
Voraussetzungen,  als  unwirksam  ansehe,  dem  Pfandrecht  der  Kläger 
nach.  Für  eine  Heranziehung  der  oben  schon  berührten  Frage,  ob  der 
in  Holland  nach  dortigem  Recht  wirksam  entstandenen  Hypothek  die 
Anerkennung  im  Inlande  gebührt,  ist  aber  in  diesem  Zusammenbange 
überhaupt  kein  Raum  vorhanden,  auch  schliefst  ihre  Bejahung  nicht 
in  sich,  dafs  der  Rechtsfall  allgemein  nach  holländischem  Recht  zu  be- 
urteilen wäre.  Für  den  Rang  der  Rechte  bleibt  stets  das  Gesetz  des 
Inlandes  mafsgebend,  mögen  dessen  Bestimmungen  dem  einen  oder  dem 
andern  der  konkurrierenden  Rechte  günstig  sein.  Könnte  aber  auch 
hiervon  abgesehen  werden,  so  würde  doch  dem  Revisionsangriffe  eine 
reale  Grundlage  fehlen.  Eine  solche  wäre  jedenfalls  nur  dann  gegeben, 
wenn  der  Schiflbzusammenstofs  sich  in  Holland  ereignet  hätte,  und  des- 
halb Ansprüche  nach  Mafsgabe  des  holländischen  Rechtes  aus  demselben 
in  Wirklichkeit  entstanden  wären.  Das  aber  ist  nicht  der  Fall,  sondern 
der  Ort  des  Zusammenstofses  liegt  in  Deutschland.  Nor  auf  das  kon- 
kret entstandene  ausländische  Recht  aber  würde  es  überhaupt  ankommen 
können.  Dem  lediglich  theoretischen  Momente,  dafs  wenn  den  Klägern 
ein  nach  holländischem  Recht  zu  beurteilendes  Schifispfandrecht  zu- 
stände, dieses  nach  Mafsgabe  desselben  Rechtes  einen  Vorrang  vor  der 
Hypothek  des  Beklagten  haben  würde,  ist  keinerlei  Bedeutung  beizu- 
messen. Das  Recht  der  Kläger  kann  also  von  diesem  Gesichtspunkt 
aus  eine  Steigerung  seines  Wertes  nach  irgend  einer  Richtung  hin  nicht 
erfahren.  Ebenso  unberechtigt  aber  wäre  es,  wollte  man  die  Hypothek 
des  Beklagten  deshalb,  weil  ihr  etwa  nach  holländischem  Gesetz  sämt- 
liche unter  dessen  Herrschaft  entstandene  Schifisgläubigerrechte  ohne 
Rücksicht  auf  die  Zeit  ihrer  Entstehung  vorgehen,  als  in  sich  allgemein 
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mindereD  Rechtes  betrachten  und  sie  deshalb  auch  in  Konkurrenz  mit 
Rechten  des  Inlandes,  die  den  Konventionalpfiuidrechten  gegenüber 
keinen  Vorzug  haben,  zurücktreten  Ussen. 


Belgien. 

RechtsprechuDg  belgischer  OerichtshSfe. 

Testament  des  Belgiers  im  Auslande, 

Urteil  des  Appellhofes  zu  BrOssel  vom  26.  M&rz  1900  (Clunet  S.  819). 

Der  Belgier,  der  sich  im  Auslande  aufhält,  kann  eine  rechtsgültige 
letztwillige  Verfügung  nicht  nur  in  einer  authentischen  Urkunde  geroäfs 
der  in  dem  Lande,  wo  er  sich  aufhält,  geltenden  Form  errichten,  son- 
dern auch  mittelst  Privataktes,  indem  er  die  in  diesem  fremden  Lande 
hierfür  vorgeschriebene  Form  dabei  beobachtet. 

Vollstreckbarkeit  eines  ausländischen  Urteils. 
Urteil  des  Civilgerichts  vom  8.  November  1899  (Clunet  1900  S.  818)l 

Wird  eine  Klage  auf  Vollstreckbarkeitserklärung  eines  ausländischen 
Urteils  vor  ein  belgisches  Gericht  gebracht,  so  hat  dies  vorbehaltlich 
eines  etwa  mit  dem  betreffenden  Auslande  bestehenden  StaatsvertrageB 
den  Grund  des  ausländischen  Urteils  zu  prüfen. 


Egypten. 

Eosterritoriaiität. 

Urteil  doB  gemischten  Appellhofea  zu  Alexandrien  vom  29.  Dezember  1898 
(Clunet  1900  S.  822). 

Die  den  den  Konsuln  beigeordneten  Dolmetschern  nach  der  Kon- 
sularverordnung  von  1868  gewährte  Exterritorialität  ist  ein  rein  per- 
sönliches Recht  und  erstreckt  sich  nicht  auf  deren  Eltern ,  Söhne  oder 
Familienglieder,  insbesondere  kann  der  Dragoman  dies  Recht  auch  nicht 
als  Vormund  seiner  minderjährigen  Kinder  geltend  machen. 

Zuständigkeit  hezUiglich  der  römisch-katholischen  Bevölkerung. 

Urtttl  des  gemischten  Appellhofes  von  Alexandrien  vom  27.   April  1899 
(Clrmet  1900  S.  822). 

Daraus,  dafs  der  römisch-katholischen  Kirche  nicht  gleich  den 
Patriarchaten  der  übrigen  christlichen  Religionsgemeinschaften  des  Orients 
die  Gerichtsbarkeit  auf  dem  Gebiete  des  Personalstandes  zusteht,   folgt 
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nicht,  dafs  die  gemischten  Gerichte  in  dieser  Beziehung  eine  ausge- 
dehntere Zuständigkeit  haben,  sondern  nur,  dafs  Rechtsstreitigkeiten 
hierüber  vor  den  Kadi,  als  den  ordentlichen  Richter,  gehören. 

Zuständigkeü  gegen/über  dm  Konsularbeamten  ottamaniseher 
Staatsangehörigkeit. 

Urteil  des  gemischten  Appellgerichtshofes  eu  Alezandrien  vom  28.  März  1899 
ifihmei  1900  &  821)l 

Die  Konsularbeamten  ottomanischer  Staatsangehörigkeit  sind  Schütz- 
linge der  Macht,  in  deren  Dienst  sie  sich  befinden,  mithin  ist  ^  ihre 
Angelegenheiten  der  ^yptische  gemischte  Gerichtshof  zuständig  unter 
der  Voraussetzung,  dafs  ihre  Eigenschaft  als  Konsularbeamte  von  der 
egyptischen  Regierung  anerkannt  ist 

Aktivlegitinuxtion. 

Urteil  des  einheimischen  Appellgerichts  vom  5.  Januar  1900  (dunet  S.  820). 

Die  Einrede  der  mangelnden  Aktivlegitimation  des  Klägers  ist  in 
jedem  Stande  des  Prozesses,  auch  in  der  Berufong,  zulässig.  Der 
Grundsatz  ^nul  ne  plaide  pas  procureur  hors  le  rai^  ist  nur  dem  fran- 
zösischen Rechte  eigentümlich,  bildet  aber  keine  allgemeine  internatio- 
nale Rechtsregel. 


Frankreich. 
Reehtsprei^hun^  franzSsisclier  GeriehtshSfe. 

FrangösiscJ^e  Staatsangehärigkeä. 

a)  Urtdl  des  Appellgerichts  zu  Alger  vom  26.  Oktober  1899  (Clunet  1900  S.  793). 

Wer,  von  ausländischen  Eltern  stammend,  in  Frankreich  geboren 
ist  und  die  Grofsjährigkeit  noch  nicht  erreicht  hat,  kann  sich  auf  die 
Rechtswohltbat  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  26.  Juni  1889 
berufen ,  folglich  als  Franzose  gelten ,  weni\  er  diese  Eigenschaft  nicht 
binnen  des  Jahres,  das  auf  sein  vollendetes  25.  Lebensjahr  folgt,  aus- 
drücklich abgelehnt  hat 

b)  UrteU  des  Civilgerichts  zu  Lyon  vom  17.  Februar  1900  (Clunet  1900  S.  792). 

Die  Ausländerin,  die  die  Eigenschaft  einer  Französin  durch  ihre 
Verheiratung  mit  einem  Franzosen  erlangt  hat,  verliert  dieselbe  im  Falle 
der  Ehescheidung  nur,  wenn  sie,  falls  sie  nicht  eine  förmliche  Erklä- 
rung hierüber  abgegeben  hat,  durch  Handlungen  irgendwelcher  Art 
die  Absicht  erkennen  läfst,  ihre  frühere  Staatsangehörigkeit  wieder 
zu  erwerben,  z.  B.  indem  sie  in  ihrem  ursprünglichen  Heimatslande 
endgültig  eine  Geschäftsniederlassung  begründet. 
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Staatsangehörigkeit  einer  HanddsgeseUschafl. 

urteil  des  Handelflgerichts  der  Seine  Yoin  3.  Blai  1899  {Clunet  1900  S.  802). 

Die  Staatsangehörigkeit  einer  EUmdelsgesellschaft  bestimmt  sich  nach 
dem  Orte,  wo  sie  in  Wirklichkeit  mid  thatsächlich  ihren  Oesellschaits- 
sitz  hat.  Ist  dieser  Ort  im  Auslände,  versammelt  sich  insbesondere  der 
Verwaltongsrat  im  Auslande,  dann  mufs  die  Gresellschaft  als  ausländische 
angesehen  werden,  selbst  in  dem  Falle,  dafs  die  Aktionäre  gröfsteDteils 
französische  Staatsangehörige  sind  und  es  sich  um  Verwertung  einer 
ursprünglich  französischen  Erfindung  in  einem  französischen  Hüttenwerk 
handelt. 

Güterrechtliche  Stellung  der  Ehefrau  in  Italien. 
Urtdl  des  Appellhofes  von  Paris  vom  30.  November  1899  (Clunet  1900  S.  786). 

Für  die  GUterrechtsverhältnisse  der  Eheleute,  die  sich  in  Italien 
ohne  Ehevertrag  verheiratet  haben,  sind  die  Vorschriften  über  die  Güter- 
trennung mafsgebend. 

Wenn  auch  ein  stillschweigender  Auftrag  des  Ehemannes  an  seine 
Frau  nur  fUr  die  Ausgaben  der  Haushaltung  angenommen  wird,  so  hat 
dieser  doch  nicht  weniger  vermögensrechtlichen  Vorteil  für  sich  selbst, 
wenn  die  Ehefrau  Ausgaben  ftlr  Kleidungen  gemacht  hat,  die  ihrer  ge- 
sellschaftlichen oder  standesgemäfsen  Stellung  entsprechen.  In  solchem 
Falle  schuldet  der  Ehemann  auf  Grund  einer  „tn  rem  versio^. 

Rechtsstreit  in  Handelssachen  zwischen  Ausländem. 

Urteil  des  Handelsgerichts  der  Seine  vom  8.  Juü  1898  {Clunet  1900  S.  782). 

Wenn  auch  in  Civilsachen  die  französischen  Gerichte  unzuständig 
sind,  um  über  Bechtsstreite  zwischen  Ausländem  zu  erkennen,  und  zwar 
selbst  in  den  Fällen,  dafs  es  sich  um  Ausführung  von  Ve^indlichkeiten 
handelt,  die  in  Frankreich  eingegangen  wurden,  und  die  Parteien  in 
Frankreich  wohnen,  so  kann  doch  die  Zuständigkeit  der  französischen 
Gerichte  ftlr  Rechtsstreite  von  Ausländem  dann  nicht  beanstandet  werden, 
wenn  eine  Handelssache  in  Frage  steht 

IntemcUianäles   Übereinkommen  Über  den  Eisenbahnfrachtverkehr 
vom  14.  Oktober  1890. 

1.    Urteil  des  Handelsger.  der  Seme  vom  5.  Okt  1899  (Clunet  1900  S.  808). 

Nach  den  Bestimmungen  des  Art.  15  obigen  Hemer  Überein- 
kommens ist  der  Absender  allein  zur  freien  Verfügung  über  das  zur 
Versendung  aufgegebene  Gut  berechtigt,  kann  es  noch  auf  dem  Bahnhof 
vor  der  Wegsendung  zurückziehen  oder  während  des  Transportes  an- 
halten oder  einen  anderen  Ablieferungsort  oder  einen  anderen  Empfänger 
bezeichnen,  als  auf  dem  Frachtbrief  angegeben  ist.  Allein  er  kann 
diese  Rechte  nur  unter  Vorlage  des  Duplikats  des  Frachtbriefes 
ausüben;  jede  andere  Form  ist  nichtig  und  als  nicht  geschehen  anzu- 
sehen,  selbst  wenn  ein  Beamter  der  Eisenbahn,   dem  die  Ware  über- 


Frankreich.  481 

geben  war,  yenprochen  haben  sollte,  anderweitige  Verf^lgang  des 
Abeenders,  ohne  dafs  ihm  das  Frachtbriefduplikat  vorgelegt  ist,  aos- 
zofUhren« 

2.  urteil  desselben  Gerichts  vom  15.  Janoar  1898  {Clunet  a.  a.  O.  S.  809). 
(YergL  Urtefl  dos  Appeilhofes  za  Paris  v.  9.  Desember  1899  a.  a.  O.  8.  811.) 

Das  internationale  Bemer  Übereinkommen  hat  die  rechtliche  Be- 
deutung eines  Gesetzes,  und  können  dessen  Bestimmungen  den  Auf- 
stellungen des  Absenders  rechtswirksam  entgegengehalten  werden.  Unter 
den  Begriff  des  Verlustes  des  Frachtgutes  f^llt  nicht  nur  dessen 
.volle  Zerstörung,  sondern  auch  die  Unbrauchbarmachung  der  Ware. 
Als  Ersatz  für  die  Wiederherstellung  einer  Beschttdigung  kommt  der 
gemeine  Wert,  d.  i.  der  laufende  Preis  der  beschädigten  Ware,  oder 
ihr  nachgewiesener  Wert  in  Betracht,  wozu  auch  diQ  Zoll-  und  sonstigen 
nach  Art  34  der  Übereinkunft  vereinbarten  Gebühren  und  Auslagen 
kommen.  Fordert  der  Absender  eine  weitergehende  Entschädigung,  so 
hat  er  das  Lieferungsinteresse  besonders  zu  erklären  und  zu  versichern. 

3.  Urteil  des  Handelsgerichts  St  £tienne  vom  22.  November  1898  (a.  a.  O. 

8.  810). 

Aus  der  Verpflichtung  der  Eisenbahnverwaltung ,  das  Frachtgut 
genau  nach  der  Weisung,  die  im  Frachtbrief  steht,  an  den  Empfilnger 
abzuliefern,  folgt,  dafs  der  Frachtbrief  nach  Art.  6  des  Übereinkommens 
die  Bezeichnung  der  Ware  nach  Gewicht  und  Zahl,  die  Beschreibung 
der  Umhüllung,  die  Zeichen  und  Nummern  enthält 

Fttr  Deckung  der  Verantwortlichkeit  der  letzten  Eisenbahn- 
verwaltung genügt  es,  wenn  seit  der  Übernahme  von  der  ausländischen 
Eisenbahn  eine  Umladung  des  Wagens,  in  dem  das  Gut  sich  befindet, 
nicht  stattgeftmden  hat 

4.  Urteil  des  Handelsgerichts  der  Seine  v.  13.  Mai  1899  (aunei  1900  S.  811). 

Besteht  zwischen  einer  in-  und  ausländischen  Eisenbahnverwaltung 
ein  internationaler,  in  Frankreich  vorschriftsmäfsig  bestätigter  Tarif,  so 
gilt  derselbe  als  Gesetz  und  mafsgebend  für  alle  und  zwar  auch  ^ 
Entschädigungsforderungen  wegen  Unfälle,  Verzögerungen  und  dergleichen. 
Die  Entschädigung  selbst  wird  am  Bestimmungsorte  und  im  Streitfidle 
von  den  Gerichten  dieses  Ortes  entschieden. 

Testamentserklärung  in  fremder  Sprache. 
Urteil  des  Civilgerichts  von  Quimper  vom  14.  März  1900  (Clunet  S.  805). 

Der  Notar  darf  einen  ihm  in  fremder  Sprache  diktierten  letzten 
Willen  in  französischer  Sprache  niederschreiben,  hat  aber  dann  dem 
Testator  das  aufgenommene  Testament  mündlich  in  der  fremden  Sprache 
vorzulesen  und  solches  im  Akte  festzustellen. 

Ladung  eines  Ausländers  auf  kurze  Frist. 
UrteU  des  Handelsgerichts  zu  Marseille  v.  12.  Dez.  1899  (Clunet  1900  S.  781). 

Der  Präsident  des  Handelsgerichts,  der  eine  Ladung  auf  kurze 
Frist  bewilligt  hat,   kann   seine  frühere  Entscheidung  hierüber  wieder- 
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herstelleil,  wenn  er  erführt,  dafs  diejenigen,  za  deren  ßonsten  er  jene 
Ladung  gewährt  hat,  nicht  in  Frankreich  wohnen  and  folglieh  keine 
Sicherheit  für  den  Fall  bieten,  dafs  sie  in  Frankreich  verurteilt  würden. 
Der  President  ist  befugt,  von  denselben  in  solchem  Falle  Sicherheit 
oder  den  Nachweis  hinreichender  Zahlungsfllhigkeit  zu  fordern. 

IProzefskostensicherheit. 
Urteil  des  Handelsgeriehts  der  Seine  vom  8.  Juli  1898  {Clun«l  1900  S.  782). 

Die  Prozefskostensicherheit  kann  in  Frankreich  vom  Beklagten  bei 
Rechtsstrdtigkeiten  zwischen  Ausländem  nicht  gefordert  werden. 

Die  gemischten  Gerichte  in  Egypten. 

Urteil  des  Handelsgeriehts  zu  Marseille  vom  20.  Dezember  1899  (Clunet  1900 

S.  784). 

Das  Gesetz  .vom  24.  Dezember  1875,  durch  das  in  Egypten  die 
gemischten  Gerichte  eingerichtet  wurden,  ist  an  Stelle  der  früheren 
Kapitulationen  getreten,  die  die  Stellung  der  Parteien  für  die  in  Egypten 
entstehenden  Rechtsstreite  regelten. 


Griechenland. 

Seekrieg j  Privateigentum  unter  feindlicher  Flagge. 

Urteil  des  CivilgeiichtB  von  Athen  von  1898  (Clunei  1900  S.  826). 

Die  Deklaration  von  Paris  aus  dem  Jahre  1856  hat  für  die  Kriegs- 
schi£Fe  das  Recht  aufrechterhalten,  Privateigentum,  das  unter  der  feind- 
lichen Flagge  führt,  mit  Beschlag  zu  belegen  und  einzuziehen. 

Im  Ausland  begangene  Verbrechen  und  Vergehen. 
Urteil  des  Höchsten  Gerichtshofes  1899  {Clunet  1900  8.  824). 

Die  Griechen,  die  im  Auslande  Verbrechen  und  Vergehen  begehen, 
können  von  den  griechischen  Gerichten  verfolgt  und  bestraft  werden, 
und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Strafbestimmungen  des  Landes,  wo 
die  That  begangen  wurde.  Die  in  nicht  christlichen  Ländern  errichteten 
griechischen  Konsulargerichte  gelten  als  einheimisch  griechische. 


Italien. 

Litterarisches  Eigentum,  Übersetzungsrecht. 

Urteil  des  Gerichts  von  Livorao  vom  14.  Juli  1896  und  Kassationshofes  sa 
Rom  vom  16.  Oktober  1896  (Clunet  1900  S.  829). 

Die   in  Art  5   der  Bemer  Übereinkunft  vom   9.  September  1886 
bestimmte  10jährige  Frist,   nach  deren  Ablauf  ein  litterarisches  Wok 
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Oemeingat  wird,  beginnt  bei  dramatischen  Werken  nicht  yom  Tage  der 
dramatischen  AnfiAihrang,  sondern  vom  Tage  des  Erscheinens  im  Drucke. 


Niederlande. 

Exterritorialität.    Handelskonsul,  diplomatischer  Agent. 
Urteil  des  Grerichts  von  Amheim  vom  9.  Desember  1897  (Clunet  1900  S.  888). 

Die  Grundsätze  der  Exterritorialität  gelten  nur  für  den  diplo- 
matischen Agenten,  der  als  solcher  von  der  R^erung,  bei  der  er  be- 
stellt ist,  anerkannt  ist.  Ein  gewöhnlicher  (Handels-)Konsul  gehört 
nicht  hiensu. 

Im  Inlande  abgeschlossener  Vertrag. 

Urteil  des  Appellgerichts  zu  Amheim  vom  19.  Januar  1898  {Clunet  1900 

S.  840). 

Bis  zum  Beweis  des  Gegenteils  wird  vermutet,  dafs  sich  die  Ver- 
träge schliefsenden  Parteien  dem  Gesetze  des  Landes,  wo  der  Vertrag 
zu  Stande  kam,  unterwerfen,  namentlich,  wenn  der  eine  Teil  von  ihnen 
hier  seinen  Wohnsitz  hat,  auch  wenn  beide  eine  verschiedene  Staats- 
angehörigkeit besitzen. 

Norwegen. 

Zu^ändigkeitj  Auswanderung. 
Urteil  des  Obenten  Gerichtshofes  von  Christiania  v.  1894  {Clunet  1900  S.  887). 

Wenn  ein  Norweger  im  Jahre  1887  nach  Amerika  ausgewandert 
ist  und  daselbst  ununterbrochen  bis  zu  der  ihm  im  Jahre  1892  zuge- 
gangenen Vorladung  vor  ein  norwegisches  Gericht  geblieben  ist,  so  ist 
anzunehmen,  dafs  er  ftir  immer  ausgewandert  ist  Er  soll  dann  als 
Ausländer  betrachtet  werden,  selbst  wenn  er  bisher  in  keiner  Beziehung 
«inen  Anhaltspunkt  da^r  bat  wahrnehmen  lassen,  dafs  er  die  Staats- 
angehörigkeit des  fremden  Landes  erwerben  will.  Deshalb  kann  er  auch 
nicht  vor  das  Gericht  seines  letzten  Aufenthaltsortes  in  Norwegen  vor- 
geladen werden. 

Prozefskostensicherheit 
Urteil  des  Gerichts  von  Groningen  vom  5.  November  1897  {Clunei  1900  8.  839). 

Zur  Festsetzung  der  Höhe  der  Prozefskostensicherheit  in  erster  In- 
stanz hat  der  Richter  die  Kosten  und  Entschädigungen,  die  aus  der 
Sache  entstehen  können,  in  Betracht  zu  ziehen.  Sobald  der  Ausländer 
diese  Sicherheit  geleistet  hat,  kann  der  Beklagte  keine  Einrede  in  dem 
Sinne  vorbringen,  dafs  die  Leistung  nicht  innerhalb  der  gesetzten  Frist 
geschehen  ist 
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Österreich. 

RechtspreehuBg  der  SsterreicUsclieii  QerielitskSfe. 

üngüÜigkeäserJdärung  einer  sswischen  Ausländem  nach  evangelischem 
Bitus  im  Auslände  geschlossenen  Ehe  wegen  des  Ehehindemisses 
des  bestehenden  Ehelandes  und  des  KaihoUeismus,  —  2kisiandig- 
keit  der  inländischen  Gerichte  eur   Untersuchung  der  Giftigkeit 

dieser  Ehe. 

PlemurentMheiduiig  des  obenten  Geriehtshofes  vom  4.  September  1900,  Z.  9991. 

Mit  der  beim  Landesgericbte  in  Wien  eingebrachten  Klage  vom 
7.  Oktober  1899  hat  Vincenz  R.  in  Wien  nnter  Anrafang  des  Ehe- 
bindemisseB  des  bestehenden  Ehebandes  nnd  des  Katholizismus  seine 
Ehegattin  Etelka  R.,  geborene  N. ,  verehelicht  gewesene  L.  in  Wien 
anf  Ungültigkeit  der  zwischen  ihnen  am  25.  Mai  1891  in  Prefiibiiig 
tiach  evangelischem  Ritas  geschlossenen  Ehe  geklagt. 

Das  über  diese  Kla^  gemäfs  §  97  a.  b.  6.B.,  dann  gernftfe 
des  Hofdekretes  vom  28.  August  1819,  J.G.S.  Nr.  1595  and  der 
Jnstizministerialverf^lgung  vom  9.  Dezember  1897,  R.6.B1.  Nr.  283 
von  Amts  w^^  eingeleitete  Ver&hren  hat  nachstehendes  ei^ben: 
Die  am  20.  Dezember  1846  in  f^r-Adonj  in  Ungarn  geborene  unga- 
rische Staatsbürgerin  Etelka  N.,  helvetischer  Religion,  hat  am  4.  Januar 
1875  in  Wien,  Pfarre  St.  Peter,  den  derzeit  noch  am  Leben  befind- 
lichen Katholiken  und  (teterreichischen  Staatsbürger  August  L.  geheiratet 
Am  4.  Mai  1887  brachte  dieselbe  gegen  August  L.  die  Klage  auf 
Scheidung  ihrer  Ehe  von  Tisch  und  Bett  ein  und  wurde  diese  Ehe 
mit  Beschlufs  des  Landesgerichtes  in  Wien  vom  25.  Oktober  1887  auch 
einveifltändlich  geschieden.  Da  Etelka  L.  durch  ihre  Verheiratung  mit 
dem  österreichischen  Staatsbürger  August  L.  gemäfs  des  Hofdekretes 
vom  23.  Februar  1833,  J.G.S.  Nr.  2595  die  österreichische  Staats- 
btlrgerschaft  erworben  hatte,  wurde  ihr  mit  Bestätigung  der  bestandenen 
Bezirkshauptmannschaft  in  Sechshaus  vom  13.  Mäiz  1891  zum  Zwecke 
der  Erlangung  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  bescheinigt,  dafs  sie 
aus  dem  österreichischen  Staatsverbande  ausgeschieden  seL  Mit  Re- 
patriierungsurkunde des  königl.  ungar.  Ministeriums  des  Innern  vom 
14.  April  1891  wurde  dieselbe  unter  die  ungarischen  Staatsbürger 
wieder  aufgenommen  und  hat  am  30.  April  1891  vor  dem  Bfirger- 
meisteramte  in  Prefsburg  den  Staatsbürgereid  abgelegt  Laut  Urteiles 
des  Ehegerichtes  des  Klausenburger  Seniorates  des  evangelisch-refbr^ 
mierten  Siebenbürger  Kirchendistriktes  vom  8.  Mai  1891,  bestätigt  mit 
Urteil  des  Ehe-Obergerichtes  vom  12.  Mai  1891,  wurde  der  Etelka  L., 
geborenen  N.  die  vom  Landesgerichte  in  Wien  bewilligte  Absonderung 
von  August  L.  in  eine  gänzliche  Trennung  umgewandelt  und  derselben 
die  Freiheit  zu  einer  glücklichen  Ehe  eingeräumt  Aus  diesem  Urteil 
geht  hervor,  dafs  Etelka  L.  damals  in  Klausenburg  zuständig  war  und 
ist  in  diesem  Urteile  ausdrücklich  hervorgehoben,  dafs  in  Ansehung  des 
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t 
anderen  Teiles  —  des  Augost  L.  —  das  Urteil  —  richtig  Beschlufs  — 
des  Landesgerichtes  in  Wien  Tom  25.  Oktober  1887,  unberührt 
bleibt.  Etelka  N.  wurde  sodann  am  25.  Mai  1891  in  Prefsbuig  mit 
dem  ledigen  Vincenz  R.  —  dem  KlXger  —  nach  evangelischem  Ritus 
getraut  Kläger  ist  in  Budapest  zuständig,  daher  ungarischer  Staats- 
bürger, und  ist  Katholik.  Beide  Streitteile  haben  zugegeben,  dafs  sie 
schon  während  des  Klausenbuiger  Plrozesses  und  bis  1898  in  Wien 
susammen  gewohnt  haben.  Vincenz  R.  erscheint  in  Wien  vom  2 1  •  Dezember 
1897  bis  zum  10.  Juli  1898  X-Oasse  Nr.  10  mit  Gattin  Etelka, 
seit  15.  Juli  1898  ebenda  allein  und  seit  12.  November  1898  in  der 
T-Strafse  Nr.  5  polizeilich  gemeldet. 

Aus  den  Zeugenaussagen  geht  hervor,  dafs  Vincenz  R.  im  Früh- 
jahre 1897  in  das  Haus  X-Gasse  Nr.  10  gezogen  sei,  —  dafs  dessen 
Gattin  im  Sommer  aufs  Land  übersiedelte  und  Vincenz  R.  sie  abmelden 
lieTs,  —  dals  dieselbe  im  Herbste  1897  wieder  zurückkehrte  und 
polizeilich  gemeldet  wurde,  —  dafs  die  Eheleute  R.  bis  Mai  1898  zu- 
sammen  wohnten,  —  dafs  dann  Etelka  R.  wieder  wegzog  und  Vin- 
cenz R.  zu  einem  der  Zeugen,  damals  Hausbesorger  im  erwähnten 
Hanse,  sagte:  „Jetzt  weifs  ich  nicht,  wo  meine  Frau  ist,  lassen  Sie  sie 
ausstreichen'^,  —  dafs  diese  Abmeldung  auch  später  erfolgte,  —  und 
dais  bis  zum  November  1898,  als  auch  Vincenz  R.  aus  diesem  Hause 
auszog,  seine  Gattin  zu  ihm  nicht  zurückgekehrt  war. 

Die  Beklagte  hat  angegeben,  dafs  sie  im  Mai  1898  nach  Szekely 
zur  Erholung  ging,  dafs  sie  dann  vom  September  1898  bis  Mai  1899 
in  Debreczin  gewohnt  hat  und  seit  Mai  1899  in  Wien  wohnt,  wo  sie 
auch  polizeilich  gemeldet  erscheint 

Die  Beklagte  und  der  Verteidiger  des  Ehebandes  haben  die  Un- 
zuständigkeit des  Gerichtes  und  die  Gültigkeit  der  Ehe  nach  ungarischem 
Rechte  eingewendet,  —  haben  nachgewiesen,  dafs  die  Beklagte  am 
2.  November  1899  beim  königl.  Gerichtshöfe  in  Budapest  gegen  den 
Kläger  die  Klage  auf  Feststellung  der  Gültigkeit  ihrer  Ehe  eingebracht 
hat,  —  haben  sich  auf  die  §§  114  und  116  des  ungar.  G^Art.  XXXI 
vom  J.  1894,  auf  den  Art  IX  des  Einf.Ges.  zur  Jurisdiktionsnorm, 
auf  §  48  J.N.  und  auf  das  Hofdekret  vom  28.  Oktober  1801,  J.G.S. 
Nr.  542  berufen  und  Abweisung  des  ELlageverfahrens  beantragt 

Das  Landesgericht  hat  die  Einwendung  der  Unzuständigkeit 
des  Grerichtes  verworfen  und  die  zwischen  den  Streitteilen  geschlossene 
Ehe  als  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern 
ungültig  erklärt 

Gründe:  Der  Gerichtshof  hat  als  erwiesen  angenommen,  dafs 
die  Eheleute  R.  in  den  Jahren  1891 — 1898  zusammen  in  Wien 
gewohnt  haben  und  dafs  sie  ihren  letzten  gemeinsamen  Wohn- 
sitz in  Wien,  X-Gasse  Nr.  10  hatten«  Gemäfs  §  76  J.N.  gehören 
alle  Klagen  auf  Ungültigkeitserklärung  einer  Ehe  vor  das  Gericht  und 
zwar  gemäfs  §  50,  Z.  2  J.N.  vor  den  Gerichtshof  erster  Instanz,  in 
dessen  Sprengel  die  Ehegatten  ihren  letzten  gemeinsamen  Wohnsitz 
hatten,   ohne  dafs    zwischen   Ausländem    und    österreichischen   Staats- 
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bürgern  ein  Unterschied  gemacht  wird.  Der  §  94  a.  b.  6.B.  ordnet 
an,  dafo  die  Gültigkeit  einer  Ehe,  welcher  eines  der  daselbst  an- 
geftlbrten  Hindernisse  im  Wege  steht,  von  Amts  wegen  zn  nntersnchen 
ist,  gleichfalls  ohne  einen  derartigen  Unterschied  za  machen.  Wenn 
nnn  KUger  gegen  die  Beklagte  nnter  Annifong  der  Ehehindemisse  des 
§  62  a.  b.  G.B.  und  der  Hofdekrete  vom  26*  Angnst  1814,  J.6.8. 
1099  nnd  vom  17.  Jnli  1835,  J.G.S.  Nr.  61  am  7.  Oktober  189^ 
beim  Landesgerichte  in  Wien  die  Klage  anf  UngtÜtigkeitserklttrong  der 
Ehe  eingebracht  hat,  so  war,  da  das  Ehehindemis  des  §  62  a.  b.  G.B. 
im  §  94  a.  b.  G.B.  ausdrücklich  angeführt  ist,  von  diesem,  als  dem 
nach  §  76  J.N.  zuständigen  Gerichte,  das  vorgeschriebene  amtswegige 
Verfakren  einzuleiten.  Die  Einwendung  der  Beklagten  und  des  Ver- 
tddigers  des  Ehebandes,  dafs  im  vorliegenden  Falle  mit  Rücksicht  auf 
den  bei  dem  königl.  Gerichtshofe  in  Budapest  anhängigen  Rechtsstreit 
eine  Zustttndigkeitsstreitigkeit  eines  inländischen  Gerichtes  mit  einem 
anslfindischen  Gerichte  vorliegt,  welche  gemäfs  §  48  J.N.  dem  Justiz- 
ministerium anzuzeigen  ist,  trifft  nicht  zu  und  hat  der  Gerichtshof  den 
dahin  gehenden  Antrag  schon  mit  Bescblufs  vom  7.  Dezember  1899 
zurückgewiesen,  weil,  abgesehen  davon,  dafs  in  dem  in  Budapest  an- 
hängig gemachten  Rechtsstreite  die  Klage  erst  am  2.  November  1899 
eingebracht  wurde,  die  hiergerichts  geltend  gemachte  Ungültigkeit  von 
Amts  wegen  zu  untersuchen  ist  und  der  vorliegende  Rechtsstreit  mit 
dem  Feststellungsprozesse  in  Budapest  nicht  identisch  ist  Die  Anrufong 
des  Hofdekretes  vom  23.  Oktober  1801,  J.G.S.  Nr.  582,  beziehungs- 
weise des  in  demselben  citierten  Hofdrekretes  vom  15.  Juli  1796  triA 
gleichfalls  nicht  zu,  weil  es  sich  weder  um  stijets  mixUSy  noch  am 
fremde  Ankömmlinge  und  Eheleute  handelt,  von  welchen  kein  Teil 
hierlands  einen  steten  Wohnsitz  hat,  sondern  um  Eheleute,  welche  in  den 
Jahren  1891 — 1898  gemeinsam  in  Wien  wohnten  und  auch  derzeit  — 
wenn  auch  getrennt  —  in  Wien  wohnen.  Auch  die  Anrufung  der 
§§  114  und  116  des  ungar.  Ges.Art.  XXXI  aus  dem  Jahre  1894,  des 
letzteren  in  Verbindung  mit  Art  IX  des  Einf.Ges.  zur  J.N. ,  ist  an- 
zutreffend, denn  die  in  diesen  beiden  Paragraphen  enthaltenen  Be- 
stimmungen, dafs  in  dem  Eheprozesse  eines  ungarischen  Staatsbürgers 
nur  das  Urteil  des  ungarischen  Gerichtes  wirksam  ist,  und  dafs  in  den 
Eheprozessen  von  Ausländem  die  ungarischen  Gerichte  nur  dann  vor- 
gehen können,  wenn  das  Urteil  in  jenem  Staate,  dessen  Bürger  die 
Ehegenossen  sind,  Geltung  hat,  gelten  nur  für  die  Länder  der  unga- 
rischen Krone  und  können  nicht  verhindern,  dafs  das  zuständige  öster- 
reichische Gericht  die  aus  öffentlich-rechtlichen  Gründen  angeordnete 
amtswegige  Untersuchung  über  die  Gültigkeit  dieser  Ehe  einleitet.  Ist 
aber  das  Verfahren  rite  eingeleitet  worden,  so  mufs  nach  §  18  des 
Hofdekretes  vom  23.  August  1819,  J.G.S.  Nr.  1595  nach  Schlufs  des 
Verfahrens  mit  Urteil  entschieden  werden.  Vor  Entscheidung  dor 
Frage,  .ob  die  gegenständliche  Ehe  in  dem  Geltungogebiete  des  a.  b. 
G.B.  —  und  nur  um  dieses  kann  es  sich  mit  Rücksicht  auf  die  aus 
Gründen  des  öffentlichen  Rechtes  angeordnete  amtswegige  Untersachung 
handeln  —    gültig  ist   oder   nicht,    mufste    vorerst   die    Frage    gelöst 
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werden,  ob  die  zwischen  Angost  L.  und  der  Beklagten  am  4.  Januar 
1875  geschlossene  Ehe  beziehungsweise  das  zwischen  diesen  beiden 
Personen  bestehende  Eheband  gelöst  ist.  Diese  Vor&age  mufs  ver- 
neint werden.  Diese  Ehe  ist  von  dem  zostKndigen  Landeegerichte  in 
Wien  mit  Beschlnfs  vom  25.  Oktober  1887  nor  von  Tisch  and  Bett 
geschieden  worden.  Die  erwähnten  geistlichen  Urteile  lassen  diese 
Entscheidung  in  Ansehung  des  August  L.  ausdrücklich  unberührt,  wes- 
halb nicht  weiter  zu  untersuchen  war,  ob  die  geistlichen  Gr«richte  zu 
der  von  ihnen  gefiülten  Entscheidung  vom  Standpunkte  des  (toter- 
reichischen  Rechtes  überhaupt  zuständig  waren.  August  L.  lebt,  war 
immer  und  ist  (österreichischer  Staatsbürger.  Nachdem  nun  August  L. 
zur  Zeit  seiner  Eheschliefsung  mit  der  Beklagten  Katholik  war,  so  kann 
gemafs  §  111  a.  b.  6.B.  das  Band  dieser  Ehe  nur  durch  den  Tod  des 
einen  Ehegatten  getrennt  werden.  Demnach  besteht  das  Eheband  noch 
fort  und  ist  die  Bekhigte  im  Geltungsgebiete  des  a.  b.  G-.B.  noch  der- 
zeit die  rechtmäfsige  Ehegattin  des  August  L.  —  Daraus  allein  folgt 
schon,  d&fs  die  Ehe  zwischen  R.  und  der  Beklagten  in  diesem  Geltungs- 
gebiete ungültig  ist,  weil  die  Beklagte  nach  §  62  a.  b.  G.B.  nur  mit 
einem  Manne  zu  gleicher  Zeit  verheiratet  sein  kann  und  vor  ihrer 
Wiederverehelichung  die  gänzliche  Auflösung  des  früheren  Ehebandes 
rechtmäfsig  zu  beweisen  hat,  weil  die  Bestimmung  dss  §  62  a.  b.  G.B., 
wie  aus  der  Überschrift  zu  §  61  a.  b.  G.B. :  „Abgang  des  sittlichen 
Vermögens''  hervorgeht,  ein  aus  ethischen  Gründen  erlassenes,  öffentlich- 
rechtliches, zwingendes  Verbot  enthält,  welches  von  jedermann  unbedingt 
kn  halten  ist  und  durch  Parteienvereinbarung  nicht  umgangen  werden 
kann.  Würde  aber  die  Ehe  des  Vincenz  R.  mit  der  Beklagten  im 
Geltungsgebiete  des  a.  b.  G.B.  ^r  gültig  erklärt  werden,  so  wäre 
letztere  zu  gleicher  Zeit  rechtmäfsige  Ehegattin  des  August  L.  und  des 
Vincenz  R.,  vras  nicht  nur  diesem  öffentlich-rechtlichen  Verbote  wider- 
sprechen wtlrde,  sondern  auch,  zumal  alle  drei  Personal  derzeit  in 
Wien  wohnen,  geeignet  wäre,  in  privatrechtlicher  Beziehung  Ver- 
wirrung herbeizuführen.  Auch  das  im  Hofdekrete  vom  26.  August 
1814,  J.G.S.  Nr.  1099,  beziehungsweise  vom  17.  Juli  1835,  J.G.S. 
Nr.  61  enthaltene  Verbot,  dafs  eine  katholische  Person  —  und  Kläger 
ist  Katholik  —  mit  einer  getrennten  katholischen  Person  bei  Lebzeiten 
des  getrennten  Eheteiles  keine  gültige  Ehe  eingehen  kann,  ist  ein 
öffentlich-rechtliches,  zwingendes  Verbot  und  gelangt  man  demnach 
auch,  von  diesem  Standpunkte  ausgehend,  zu  demselben  Resultate.  Da 
das  a.  b.  G.B.  in  Ansehung  der  Eheschliefsungen ,  welche  im  §  44 
a.  b.  G.B.  ausdrücklich  als  Vertrag  bezeichnet  werden,  besondere 
Bestimmungen  nicht  enthält,  so  kann  es  wohl  keinem  Zweifel  unter- 
liegen, dafs  die  §§  34—37  a.  b.  G.B.,  da  Verträge  unzweifelhaft 
Rechtsgeschäfte  sind,  sich  auch  auf  Eheschliefsungen  beziehen  und  dafs 
demnach,  da  beide  Streitteile  zur  Zeit  der  Eheschliefsung  ungarische 
Staatsbtirger  waren  und  es  noch  sind,  sowohl  ihre  persönliche  Fähig- 
keit zur  Schliefsung  der  Ehe,  als  auch  die  Gültigkeit  der  Ehe  selbst, 
im  allgemeinen   nach   ungarischem  Rechte  zu    beurteilen  ist.     Es  kann 
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auch  mit  Rücksicht  aaf  die  Mitteüungen  des  königl.  nngar.  Jostis- 
ministerinins  Dicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dafs  beide  Ehegatten  trotx 
der  nach  österreichischem  Rechte  vorliegenden  Ehehindemisse  des  Ehe- 
bandes bezw.  des  Katholizismus  die  gegenständliche  Ehe  zu  schlieiaen 
fkhig  waren  und  dafs  die  Ehe  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone 
gültig  ist  Allein  dies  ist  für  die  Beurteilung  dieses  Rechtsstreites 
ohne  Belang.  Bei  der  Beurteilung  der  Rechtswirksamkeit  der  gegen- 
ständlichen Ehe  im  hierländischen  Gebiete  handelt  es  sich  nur  darum, 
ob  der  Anerkennung  ihrer  Gültigkeit  nicht  ein  Hindernis  entgegen- 
steht, welches,  nach  Österreichischem  Rechte  diese  Anerkennung  aus- 
schliefst, und  ein  solches  war,  wie  oben  daigethan  wurde,  vorhanden. 
Es  war  daher  im  Sinne  des  §  18  des  Hofdekretes  vom  23.  August 
1819,  J.G.8.  Nr.  1595  zu  erkennen,  dafs  die  gegenständliche  Ehe  in 
den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern,  in  welchen 
das  a.  b.  G.B.  gilt,  ungültig  ist. 

Das  Oberlandesgericht  hat  der  Berufung  des  Yerteidigers 
des  Ehebandee  keine  Folge  gegeben  und  das  landesgerichtliche  Urteil 
bestätigt.  —  Gründe:  .  .  .  In  Bezug  auf  die  örtliche  Kompetenz  ist 
es  unzweifelhaft  erwiesen ,  dafs  die  beiden  Streitteile  ihren  letzten  ge- 
meinsamen Wohnsitz  in  Wien  hatten.  Auf  Grund  dieser  Thatsaehe 
erscheint  somit  der  ausschliefsliche  Gerichtsstand  des  §  76  J.N.  zweifellos 
gegeben.  Wenn  der  Bernfungswerber  nunmehr  anführt,  dafs  beim 
königl.  Gerichtshofe  in  Budapest  gleichfalls  ein  Rechtsstreit  über  die 
Gültigkeit  derselben  Ehe  anhängig  ist  —  dies  erscheint  durch  die  vor- 
gelegte Präsentationsmbrik  erwiesen  — ,  so  kann  dieser  Umstand  nicht 
einen  Kompetenzstreit  zwischen  ungarischen  und  österreichischen  Ge- 
richten berbeif^lhren ,  da  der  G^enstand  des  Rechtsstreites  natnrgemäls 
ein  anderer  ist:  beim  ungarischen  Gerichte  handelt  es  sich  um  die 
Gültigkeit  der  Ehe  nach  ungarischem  Gesetze,  beim  österreichischen 
Gerichte  um  deren  Gültigkeit  nach  österreichischem  Gesetze.  Es 
mufste  daher  auch  in  dieser  Richtung  das  Berufungsgericht  der  An- 
schauung des  Landesgerichtes  beipflichten.  In  merito  war  nun  nidit 
allein,  wie  der  Bernfungswerber  annimmt,  die Gtlltigkeit  der  strittigen 
Ehe  zwischen  Vincenz  R.  und  Etelka  N.  zu  prüfen,  —  es  oblag  dem 
Gerichte  vielmehr  in  erster  Linie  auch  die  Pdlfung  des  Bestandes  der 
ersteren,  zwischen  August  L.  und  der  Beklagten  geschlossenen  Ehe. 
Es  steht  nun  fest  und  wird  von  keiner  Seite  bestritten,  dafs  Etelka  N. 
am  4.  Janurar  1875  in  der  Pfarre  Fünf  haus  mit  dem  österreichischen 
Unterthanen  August  L.,  welcher  Katholik  war  und  ist,  nach  christ- 
katholischem Gebrauche  getraut  wurde,  —  sowie  dafs  der  Eh^atte 
sich  zur  Zeit  der  Eingebung  der  zweiten  Ehe  und  jetzt  noch  am  Leben 
befindet,  —  dafs  somit  die  nach  §  111  a.  b.  G.B.,  —  wenn  auch  nur 
ein  Teil  zur  Zeit  der  geschlossenen  Ehe  dex  katholischen  Religion 
zugethan  war  —  einzig  mögliche  Auflösung  der  Ehe  nicht  eingetreten 
ist  Es  besteht  also  zweifellos  zwischen  August  L.  und  Etelka,  geb.  N., 
eine  nach  österreichischem  Rechte  —  und  dafs   dieses   auf  eine  im  In- 
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lande,  von  einem  Inländer  mit  einer  Ausländerin,  welche  durch  die 
Eheschltefsung  die  inländische  Staatsbürgerschaft  erlangt,  abgeschlossene 
Ehe  anzuwenden  ist,  kann  keinem  Zweifel  unterliegen  —  gültige 
Ehe.  Wenn  aber  diese  erste  Ehe  eine  gültige  war,  so  eigiebt  sich 
daraus  mit  zwingender  Notwendigkeit  die  Ungültigkeit  der  zweiten 
Ehe,  nach  welchem  Kechte  dieselbe  auch  immer  beurteilt  werden 
möge. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  die  Revision  des  Verteidigers 
des  Ehebandes  zurückgewiesen.  —  Gründe:  Was  zunächst  die  Frage 
der  Zuständigkeit  der  inländischen  Gerichte  zur  Untersuchung  der 
Gültigkeit  der  in  Rede  stehenden  Ehe  betrifft,  so  ergiebt  sich  dieselbe 
klar  aus  der  Vorschrift  des  §  76  J.N.  und  der  erhobenen  Thatsache 
des  letzten  gemeinschaftlichen  Wohnsitzes  der  Eheleute  in  Wien.  Das 
in  Budapest  in  derselben  Richtung  anhängige  Verfahren  kann  die 
Streitanbängigkeit  nicht  b^ünden,  weil  im  Inlande  die  Gültigkeit  der 
Ehe  eben  nur  ftir  das  Inland  geprüft  werden  soll,  während  sich  das 
in  Ungarn  anhängige  Verfahren  nur  auf  die  Gültigkeit  ftlr  Ungarn 
beziehen  kann.  Bei  Prüfung,  ob  die  Ehe  im  Inlande  gültig  ist,  ban- 
delt es  sich  aber  darum,  ob  ihr  ein  im  Inlande  anerkanntes  Ebe- 
hindemis  entgegensteht,  weshalb  der  Entscheidung  auch  das  inländische 
Eherecht  zu  Grunde  zu  l^en  ist.  Da  nun  die  Beklagte  vor  Eingehung 
der  gegenständlichen  Ehe  mit  dem  Kläger  am  4.  Januar  1875  mit 
August  L.  in  Wien  rechtskräftig  eine  Ehe  geschlossen  hatte,  August  L. 
katibolischer  Religion  war  und  ist,  und  sich  auch  noch  am  Leben  be- 
findet, so  folgt  aus  der  Vorschrift  des  §  111  a.  b.  G.B.,  wonach,  wenn 
auch  nur  ein  Teil  schon  zur  Zeit  der  geschlossenen  Ehe  der  katho- 
lischen Religion  zngetban  war,  die  Ehe  nur  durch  den  Tod  des  einen 
Ehegenossen  getrennt  werden  kann,  dafs  die  Beklagte  auch  heute  noch 
als  mit  August  L.  rechtmäfsig  verheiratet  anzusehen  ist  Das  Urteil 
des  Ehegerichtes  des  Klausenburger  Kirchensprengels  vom  8.  Mai  1891 
konnte  diese  Ehe  angesichts  der  verbietenden  Bestimmung  des  §  111 
a.  b.  G.B.  mit  der  Wirkung  ftlr  Österreich  nicht  aufl(taen  und  hat  sie 
bezüglich  des  August  L.,  der  österreichischer  Staatsbürger  geblieben 
war,  auch  ausdrücklich  unberührt  gelassen  und  nur  der  nunmehrigen 
Beklagten  die  Freiheit  zu  einex  glücklicheren  Ehe  eingeräumt.  August 
L.  wohnt  nach  wie  vor  in  Wien  und  auch  die  beiden  Streitteile 
wohnen,  wie  zur  Zeit  des  Verfahrens  vor  dem  Klausenburger  Ehe- 
geiichte,  so  auch  heute  noch  in  Wien.  Da  nun  die  geborene  Etelka 
N.  nach  §  62  a.  b.  G.B.  gleichzeitig  nur  mit  einem  Manne  verheiratet 
sein  kann,  so  müfste  die  rechtsgültige  Trennung  der  Ehe  mit  L.  er- 
wiesen sein,  was  aber  —  wie  gezeigt  —  nicht  der  Fall  ist.  Somit 
stand  zur  Zeit  der  mit  dem  Kläger  eingegangenen  Ehe  .der  Beklagten 
wenigstens  ftlr  den  Geltungsbereich  des  a.  b.  G.B.  das  Ehehindemis 
des  bestehenden  Ehebandes  entgegen,  weshalb  die  Untergerichte  mit 
Recht  die  Ungültigkeit  der  mit  dem  Klflger  eingegangenen  Ehe  aus- 
gesprochen haben. 
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Dem  mr  Bewilligung  der  Exekution  auf  Grund  eines  ausländischen 

Exekutionstitels   berufenen    Gerichte   bleibt  es  unbenommen  y   aVr 

fällige^  0ur  Aufklärung   dienliche  Behelfe,   in  deren  Besite  die 

Partei  offenbar  ist,  von  dieser  direkt  abzuverlangen, 

Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  21.  August  1900,  Z.  11796. 

In  der  Exekntionssache  des  A.  in  Wien,  betreibenden  GlAabigers 
wider  B.  in  Hatschein,  Verpflichteten  wegen  1512  Mk.  80  Pfg.  hat 
die  erste  Instanz  den  betreibenden  Glttubiger  angewiesen,  den 
Nachweis  durch  Vorlage  des  Urteiles  oder  in  anderer  Weise  zu  er- 
bringen, dafs  die  Rechtssache  zwischen  beiden  Parteien  nach  Mafsgabe 
der  im  Inlande  tlber  die  Zuständigkeit  geltenden  Bestimmungen  bei  dem 
Landgerichte  in  Berlin  anhängig  gemacht  werden  konnte. 

Die  zweite  Instanz  Imt  dem  Rekurse  des  betreibenden  Gläu- 
bigers keine  Folge  gegeben.  —  Begründung:  G^mäfs  §  82  Abs.  3 
Exek.O.  kann  das  Gericht  im  Bedarfsfalle  vor  der  Entscheidung  über 
den  Antrag  auf  Bewilligung  der  Exekution  die  auswärtige  Behörde,  von 
welcher  der  Exekutionstitel  herrührt,  um  Aufklärung  ersuchen.  Diese 
Gesetzesstelle  verwehrt  es  aber  keineswegs  dem  Gerichte,  allfUllige,  zur 
Aufklärung  dienliche  Behelfe,  in  deren  Besitz  die  Partei  offenbar  ist, 
von  dieser  direkt  abzuverlangen.  Da  sich  nun  in  dem  den  Exekutions- 
titel  bildenden  Beschlüsse  des  Landgerichtes  in  Berlin  auf  das  rechts- 
kräftige Urteil  dieses  Gerichtes  berufen  wird,  so  kann  in  dem  Auftrage 
des  Gerichtes  erster  Instanz  an  den  betreibenden  Gläubiger  zur  Voriage 
dieses  Urteiles,  an  dessen  Kenntnis  dem  Gerichte  erster  Instanz  gelegen 
ist,  ein  Grund  zur  Beschwerde  nicht  gefunden  werden. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  dem  Revisionsrekurse  des  be- 
treibenden Gläubigers  keine  Folge  gegeben,  weil  die  Entscheidung  des 
Gerichtes  zweiter  Instanz  im  Sinne  der  §§  80  Z.  1  und  82  Abs.  3 
Exek.O.  gesetzlich  gerechtfertigt  erscheint. 

Übertragung  der  vomiundschaftsbehördlichen  Gerichtsbarkeit  über 

einen  ausländischen  Pflegebefohlenen  an  ein  österreichisches  Gericht. 

Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  16.  August  1900,  Z.  11  086. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  über  den  Antrag  auf  Delegie- 
rung des  Bezirksgerichtes  in  X.  nach  §  111  J.N.  zur  Besorgung  der 
vormundschaftlichen  Geschäfte  bezüglich  des  bayerischen  Staatsange- 
hörigen A.,  dem  genannten  Gerichte  eröffnet,  dafk  die  analoge  An- 
wendung der  Sonderbestimmungen  des  §  111  J.N.  auf  den  vorliegenden 
Fall,  in  welchem  es  sich  um  die  Übernahme  der  Besoigung  der  ge- 
samten vormundschaftlichen  Geschäfte  eines  ausländischen  Pflegebefohlenen 
handelt,  ausgeschlossen  ist,  dafs  zur  Genehmigung  derselben  auch  der 
Oberste  Gerichtshof  nicht  zuständig  ist,  dafs  vielmehr  in  einem  solchen 
Falle  die  Akten  im  Wege  des  vorgesetzten  Oberlandesgerichtes  an  den 
letzteren  zur  Weiterbeförderung  an  das  k.  k.  Justizministerium  vor- 
zulegen sind  und  vor  allem  festzustellen  ist,  ob  das  ausländische  Gericht 
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nach  den  Gesetzen  seines  Landes  zur  Übertragung  der  vormnndschafts- 
behördlichen  Gerichtsbarkeit  an  das  Gericht  eines  fremden  Staates  er- 
mächtigt erscheint,  — femer  das  mehrgenannte  Gericht  angewiesen, 
in  dieser  Richtung  vorerst  mit  dem  bayerischen  Amtsgerichte  in  Y.  das 
Einvernehmen  zu  pflegen  und  dasselbe  zu  ersuchen,  erforderlichenfidls 
die  Zustimmung  der  ihm  vorgesetzten  zuständigen  höheren  Behörde 
darzuthun. 

Die  Gehuhren  für  Übersetzungen  von  Ersuchschreiben  öster- 
reichischer Gerichte  sind  an  Gerichtsdölmetsche  —  (msgenommen 
Bemnte  und  für  beständig  und  entgeltlich  angestellte  Dolmetsche  — 
zu   bezahlen,  und  zwar  von  der   beteiligten  Partei   (§  123  der 

Geschäftsordnung). 

Entsch.  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofs  vom  25.  April  1900  (Allg.  österr. 
Gerichtszeltung,  51.  Jahrg.  S.  287). 

In  der  Exekutionssache  des  A.  in  Zara  gegen  B.  in  Wien  wurde 
infolge  Rekurses  des  betreibenden  Gläubigers  der  Beschlufs  des  k.  k. 
Exekutionsgerichtes  in  Wien  vom  14.  Februar  1900,  G.Z.  ^  ™  ^'^  i 
mit  welchem  die  Einhebung  der  auf  9  Kronen  12  Heller  bestimmten  Über- 
setzungsgebUhr  des  Gerichtsdolmetsches  Dr.  Karl  Ruiicka  von  dem 
betreibenden  Gläubiger  angeordnet  worden  war,  vom  k.  k.  Landes- 
gerichte in  Wien  in  Civilrechtssachen  als  Rekursgericht  am  19.  März 
1900,  Z.  B  ^  ^^s>oo  ^  ^^j^jj^  abgeändert,  dafs  dem  Gerichtsdolmetsch 
fOr  diese  Übersetzung  keine  Gebühr  zugesprochen  wird  und  die  Ver- 
pflichteten dem  betreibenden  Gläubiger  6  Kronen  20  Heller  an  Reknrs- 
kosten  zu  ersetzen  haben. 

Gründe:  Dem  requirierten  Exekutionsgerichte  oblag  es,  sich  im 
geeigneten  Wege  von  dem  Inhalte  des  in  kroatischer  Sprache  ergangenen 
Ersuchschreibens  des  Bezirksgerichtes  Zara  samt  beigeschlossenem 
Schriftsatz  Kenntnis  zu  verschaffen. 

Da  das  Exekutionsgericht  Wien  diese  Schriftstäcke  durch  einen 
ständig  beeideten  Gerichtsdolmetsch  übersetzen  liefs,  so  können  bei  dem 
Umstände,  als  die  Sprache,  in  welcher  die  Gerichtsbehörden  unter- 
einander zu  verkehren  haben,  eine  die  Parteien  nicht  berührende 
innere  Angelegenheit  der  Gerichtsbehörden  bildet,  die  fUr  diese  in 
einer  Streitsache  ergangene  Zuschrift  aufgelaufenen  Übersetzungsgebühren 
nicht  der  Partei  auferlegt  werden,  sondern  war  diese  Übersetzung  von 
dem  beständig  beeideten  Dolmetsch  im  Sinne  des  Hofdekretes  vom 
81.  Januar  1837  J.G.S.  Nr.  167,  welches  durch  den  §  123  der  G.G. 
nicht  aufgehoben  erscheint,  unentgeltlich  zu  fordern. 

Über  Revisionsrekurs  des  GerichtsdolmetBches  entschied  der  k.  k. 
Oberste  Gerichtshof  am  25.  April,  Nr.  5343 :  Es  werde  dem  Revisions- 
rekurse Folge  gegeben,  der  Beschlufs  des  k.  k.  Exekutionsgerichtes  in 
Wien  wiederhergestellt  und  erkannt,  dafs  A.  die  Kosten  seines  Re- 
kurses selbst  zu  tragen  und  die  Kosten  des  Revisionsrekurses  im  Be- 
trage von  13  Kronen  22  Heller  dem  Gerichtsdolmetsch  zu  ersetzen  hat 
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Gründe:  Das  Hofdekret  vom  31.  Jannar  1837,  J.G.S.  Nr.  167, 
bat  unzweifelhaft,  wie  aus  den  Artikeln  II  und  III  der  J.M.V. 
vom  5.  Mai  1897,  RG.BL  Nr.  112  hervorgebt,  dermalen  keine  Geltung 
mehr  und  kann  es  nur  fraglich  sein,  ob  die  vorliegende  Angelegenheit 
unter  Zugrundelegung  des  mit  obigem  Hofdekrete  wörtlich  gleich- 
lautenden §  291  des  kaiterl.  Pat  v.  9.  August  1854,  R.G.B1.  Nr.  208, 
oder  gemäfs  §  123  der  mit  der  obcitierten  Justizministerialverordnung 
eingeführten  Greschäftsordnung  zu  entscheiden  ist. 

In  beiden  Fällen  gelangt  man  zu  demselben  Resultate,  dafs  die 
fragliche  vom  Beschwerdeführer  über  amtlichen  Auftrag  gelieferte  Über- 
setzung zu  honorieren  ist,  weil  es  sich  nicht  um  ein  Amtsgeschäft,  son- 
dern um  eine.  Parteisache,  nämlich  den  Vollzug  einer  vom  betreibenden 
Gläubiger  angesuchten  Exekution  handelt  und  weil  der  zur  Anfertigung 
der  Übersetzung  ausgewählte  Dolmetsch  weder  bei  Gericht  angestellter 
Beamter,  noch  für  beständig  und  entgeltlich  angestellter  Dolmetsch, 
daher  zur  Leistung  unentgeltlicher  Arbeiten  in  bürgerlichen  Rechtssachen 
nicht  verpflichtet  ist. 


Schweiz. 

Rechtsprechuiig  schweizerischer  Gerichtshöfe. 

Exequatur.    Ein  durch  ein  ausländisches  Gericht,  betreffend  die 
Ehe  zwischen  Schweizer  Bürgern  erlassenes  Scheidungsurteil  ist  in 

der  Schweiz  nicht  voUstreckhar: 
Urteil  des  Bemer  Appell-  und  Kassationshofes  vom  4.  November  1899  (Zeit- 
schrift des  bemischen  Juristenvereins  Bd.  XXXVI  S.  468). 
Entscheidungsgründe:  Die  Gründe,  aus  welchen  eine  Ehe 
zwischen  Schweizern  getrennt  werden  kann,  sind  in  den  Art  45 — 47 
des  Gesetzes  vom  24.  Dezember  1874  abschliefsend  au%ezählt  und  sind 
zwingender  Natur.  Ein  bezügliches  Scheidungsurteil  kann  deshalb 
in  der  Schweiz  nur  dann  als  vollstreckbar  anerkannt  werden,  wenn 
dasselbe  sich  auf  einen  Grund  stützt,  der  durch  das  schweizerische 
Gesetz  als  Scheidungsgmnd  anerkannt  ist.  Das  ausländische  Gericht, 
das  ein  Scheidungsurteil  erlassen  hat,  stützt  nun  aber  dasselbe  auf  die 
Gründe  seiner  eigenen,  nicht  schweizerischen  Gesetzgebung.  Voraus- 
setzung seiner  Vollstreckbarerklärung  ist  deshalb,  dafs  es  durch  die 
hierzu  kompetente  schweizerische  Behörde  dabin  überprüft  wird,  ob  die 
durch  das  ausländische  Gericht  angenommenen  Scheidungsgründe  auch 
nach  dem  schweizerischem  Gesetze  die  Scheidung  rechtfertigen  würden. 
Da  nun  das  eidgenössische  Gesetz  über  Civilstand  und  Ehe  vom 
24.  Dezember  1874  in  Art.  43  absolut  und  ausschliefslich  festsetzt, 
welche  Behörden  über  Scheidungsklagen  und  damit  über  das  Vor- 
handensein oder  Nichtvorhandensein  der  im  schweizerischen  Gesetz  auf- 
gestellten Scheidungsgründe  zu  urteilen  zuständig  sind,  aber  keine  Be- 
stimmung über  den  allflilligen  Vollzug  der  von  ausländischen  Behörden 
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erlassenen  Scheidnngsurleile  enthftlt,  so  ist  klar,  dafs  nach  dem  Willen 
des  schweiserischen  Gesetzgebers  eben  die  Frage,  ob  im  Eragefalle  die 
Scheidung  sieb  nach  schweizerischem  Rechte  rechtfertige  oder  nichts 
welche  bei  Entscheidung  über  die  Vollstreckbarkeit  eines  ausländischen 
Scheidungsurteils,  wie  ausgeführt,  beantwortet  werden  mufs,  nur  auf 
dem  Wege  des  ordentlichen  Scheidungsprozesses  durch  die  nach  Art  48 
1^.  cit.  kompetenten  Gerichte,  eventuell  in  letzter  Instanz  durch  das 
Bundesgerichi  entschieden  werden  kann  (veigl.  Abhandlung  von  Bundes- 
richter Morel  in  Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht,  n.  F.,  Bd.  VIII, 
S.  881  u.  ff.).  Hieraus  folgt  aber,  dafs  ein  durch  ein  ausländisches  Ge- 
richt, betreffend  die  Ehe  von  Schweizerbttrgem ,  erlassenes  Scheidungs- 
urteil in  der  Schweiz  überhaupt  nicht  vollstreckbar  ist. 

Örüiches  Recht  für  die  Frist  von  Alimenttxtionsklagen  aus  un- 
ehelicher Schwängerung. 

Urteil  des  Obergerichts  in  ächaffhansen  vom  14.  April  1899  (Zeitschrift  f&r 
Schweiz.  Hecht  42.  Bd.,  n.  F.  20.  Bd.  S.  69> 

Die  KULgerin  wurde  in  Basel  aufserehelich  geschwängert  und  kam 
am  80.  Mai  1898  mit  einem  Kinde  nieder,  als  dessen  Vater  sie  den 
Beklagten  bezeichnete.  Der  letztere  verliefs  Basel  kurze  Zeit,  nachdem 
ihm  die  Klägerin  mitgeteilt  hatte,  dafs  sie  sich  „in  andern  Umständen*' 
befinde.  Am  22.  August  erfuhr  die  Klägerin,  dafs  sich  der  Beklagte 
in  Schaffhausen  aufhalte,  worauf  sie  ohne  Verzug  beim  Civilstandsamt 
Scbaffhausen  gegen  den  letzteren  Klage  auf  Vaterschaft  anhob.  Vor 
Kantonsgericht,  welches  die  am  28.  August  1898  angehobene  lUage 
erstinstanzlich  zu  beurteilen  hatte,  machte  der  Beklagte  geltend,  dafs 
dieselbe,  weil  nicht  während  der  Schwangerschaft  der  Klägerin  erhoben, 
verspätet  sei  und  deshalb  nach  §  255  P.R-  aus  diesem  formellen 
Grunde  abgewiesen  werden  müsse.  Dem  entgegen  wurde  ftlr  die 
Klägerin  die  Anwendung  des  in  Basel  geltenden  Rechts  in  Anspruch 
genommen  und  unter  Hinweis  auf  §  190  der  baslerischen  Givilprozefs- 
ordnung,  nach  welcher  die  Vaterschaftsklage  noch  während  dreier 
Monate  nach  erfolgter  Niederkunft  erhoben  werden  kann,  verlangt, 
dafs  die  Klage  hierorts  an  die  Hand  genommen  werde. 

Die  erste  Instanz  schützte  die  Einrede  des  Bekhigten  und  wies 
mit  Urteil  vom  22.  September  1898  die  Klage  als  eine  verspätete  von 
der  Hand,  im  wesentlichen  mit  folgender,  den  Standpunkt  des  Be- 
klagten deckenden  Begründung:  §  255  P.R.  schreibe  vor,  dafs  eine 
Vaterschaftsklage  nur  während  der  Schwangerschaft  der  Mutter,  even- 
tuell, wenn  ein  Eheverlöbnis  oder  eine  Anerkennung  der  Vaterschaft 
seitens  des  Beklagten  vorliege,  noch  während  sechs  Wochen  nach  er- 
folgter Niederkunft  anhängig  gemacht  werden  könne.  Die  Vorschrift 
des  §  255  P.R.  sei  nun  aber  eine  zwingende,  die  durch  sie  fest- 
gesetzte Frist  für  die  Klaganhebung  eine  unerstreckbare ,  so  dafs  eine 
Verlängerung  derselben  aus  Billigkeitsrttcksichten  nicht  denkbar  sei. 
Von  der  Anwendung  des  in  Basel  geltenden  Rechts  könne  keine  Rede 
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sein;  der  Umstand,  dals  die  ELlllgerin  in  Basel  geschwängert  worden 
sei,  habe  die  letztere  nur  berechtigen  können,  ihre  Klage  binnen  nütz- 
licher Frist  in  Basel  anhängig  zu  machen;  sie  hätte  das  auch  thun 
können,  trotzdem  der  Beklagte  von  Basel  weggezogen  sei;  es  hätte 
eben  in  diesem  Falle  ein  Ediktalver&hren  stattfinden  müssen.  Weil 
die  ELlägerin  diesen  W^  nicht  eingeschlagen  habe,  so  habe  sie  sich  es 
selber  zuzuschreiben,  wenn  sie  ihres  Klagerechts  verlustig  ge- 
gangen sei. 

Dieser  Auffossung  entgegen  stellte  sich  das  Obeigericht,  das  im 
übrigen  auch  die  Kompetenzfrage  prüfte  und  dabei  zu  dem  Schlüsse  gelangte, 
dafs  im  vorliegenden  Falle  der  Gerichtsstand  des  Wohnortes  des  Be- 
klagten ein  zwingender  sei,  und  dafs  die  Klägerin,  sobald  ihr  der 
Wohnort  des  Beklagten  bekannt  geworden,  den  letzteren  in  Basel  nicht 
mehr  habe  belangen  können,  auf  den  von  der  Klägerin  eingenommenen 
Standpunkt,  dafs  die  Frage,  ob  am  23.  August  1898  noch  geklagt 
werden  konnte,  nach  Basler  Recht  zu  beurteilen  sei.  Folgerichtig 
mufste  es  in  Gemäfsheit  des  §  190  der  Basler  Civilprozefsordnung,  nach 
welcher  am  28.  August  1898  die  Kkge  noch  zuläiwig  war,  auf  Rttck- 
weisung  des  Falles  behufs  materieller  Beurteilung  an  die  erste  Instanz 
erkennen. 

Diese  Entscheidung  stützt  sich  auf  den  in  der  Theorie  des  inter- 
nationalen Privatrechts  allgemein  anerkannten  Grundsatz,  dafs  die 
Frage,  ob  eine  Thatsacbe  oder  ein  Komplex  von  Thatsachen  gewisse 
rechtliche  Wirkungen  habe  und  welche,  sich  nach  dem  Rechte  des 
Ortes  beurteilt,  an  welchem  die  betreffenden  Thatsachen  existent  ge- 
worden sind. 

Nach  diesem  Grundsatze  mufs  auch  die  Feststellung  der  materiell- 
rechtlichen Folgen  einer  in  Basel  erfolgten  Schwängerung  nach  Mafs- 
gabe  des  Basler  Rechtes  geschehen,  mit  anderen  Worten:  das  aus  der 
Schwängerung  in  Basel  hervorg^angene ,  zwischen  den  Beteiligten  be- 
stehende materielle  Rechtsverhältnis  mufs  nach  Basler  Recht  beurteilt 
werden.  Sofern  nun  dieses  Rechtsverhältnis  unter  anderem  im  wesent- 
lichen mitbestimmt  wird  durch  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die 
EJagbarkeit  des  der  Geschwängerten  zustehenden  Anspruches  und  deren 
zeitliche  Beschränkungen,  so  ist  zweifellos  auch  die  Frage,  ob  in  casu 
am  23.  August  1898  noch  geklagt  werden  konnte,  nach  Basler  Recht 
zu  beantworten.  Dafs  f\3ir  die  Beurteilung  der  Klagverjäbrung  speciell 
das  örtliche  Recht  mafbgebend  ist,  dem  die  Obligation  ihrer  Wirkung 
nach  untersteht,  ist  von  der  Theorie  des  internationalen  Privatrechts 
überall  anerkannt  (8.  Gierke,  D.  P.R.  §  26,  S.  247;  Stobbe,  D. 
P.R.,  Bd.  1  S.  234;  Seuffert,  Archiv,  Bd.  XXXIII,  S.  95;  XXV, 
S.  2,  114;  XXX,  S.  221.) 

Es  könnte  sich  höchstens  fragen,  ob  die  Bestimmung,  dafs  die 
Vaterschaftsklage  nur  während  einer  bestimmten  Frist  anhängig  ge- 
macht werden  kann,  wirklich  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Klagver- 
jährung zu  betrachten  sei,  oder  ob  es  sich  hier  nicht  eher  um  eine 
Bestimmung  über   eine  prozessuale  Verwirkung,    also  um  eine  Bestim- 
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mung  des  Prozefsrechtes  handle,  in  welchem  Falle  die  lex  fori  zur 
Geltung  kommen  müfste.  Man  kann  über  die  auf  diese  Frage  za  er- 
teilende Antwort  nicht  im  Zweifel  sein:  Offenbar  hat  mau  es  hier  mit 
der  Frage  der  Klagverjtthrnng  zu  thun.  Verwirknng  in  prozessualischem 
Sinne  kttme  nur  da  in  Frage,  wo  die  Nichtweiterverfolgung  eines  bereits 
gerichtlich  geltend  gemachten  Anspruches  mit  einer  rechtsvemichtenden 
Wirkung  bedroht  ist 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 
lustizverwaltungsstellen  etc. 

L  Deutschland. 

Gesetze,   Verordnungen   etc.    der  einzelnen 
Bundesstaaten. 

Bekanntmachung  des  k.  Staatsministeriums  der  Justiz  Tom  17.  Sep- 
tember 1900,  Rechtshttlfeverkehr  mit  Japan  betreffend  (J.M.B1. 
S.  1153). 

Nach  dem  Aufhören  der  deutschen  Konsulargerichtsbarkeit  in  Japan 
(Art  XX  des  Handels-  und  Schiffahrtsyertrages  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Japan  vom  4.  April  1896  —  R.G.BT.  S.  715  —,  Bekanntmachung 
des  Reichskanzlers  vom  7.  Juli  1899  —  R.G.B1.  S.  364  — )  sind  Ersuchen 
um  Rechtshülfe,  welche  dort  erledigt  werden  sollen,  in  derselben  Weise  zu 
behandeln,  wie  es  gegenüber  Ländern,  in  denen  Ronsulaigerichtsbarkeit 
nicht  eettbt  wird,  beim  Fehlen  eines  besonderen,  die  Gewährung  von  Rechts- 
hülfe Detreffenden  Vertrages  geschieht 

Bmden. 

Just.Min.E.  Tom  13.  August  1900,  Nr.  26  787,  die  im  Ausland 
zu  erledigenden  Ersuchschreiben  der  Justizbehörden 
betreffend. 

Den  Gerichten  aller  Schutzgebiete  ist  der  unmittelbare  Verkehr  mit  den 
badischen  Gerichten,  wie  er  nach  dem  Erlafs  yom  8.  Oktober  1899,  Nr.  25225, 
zwischen  dem  Gerichte  in  Kiautschou  sowie  den  Marinegerichten  im  Aus- 
lande einerseits  und  den  badischen  Gerichten  andererseits  besteht,  gestattet 
worden.  Ersuchen  badischer  Behörden  an  die  genannten  Gerichte  rind  jedoch 
stets  dem  Itfin.  des  Ausw.  zur  Weiterbeförderung  yorzulegen.  Vergi.  I  A 
and  B  der  Bekanntmachung  obigen  Betreffis  vom  15.  Februar  1888  (G.U.V.B1. 
S.  103). 

Hessen. 

Min.Bekanntmachung  vom  28.  September  1900,  betreffend  die  im 
Auslande  zu  erledigenden  Ersuchschreiben  der  Justiz- 
behörden (Amtsbl.  d.  Min.  d.  Justiz  Nr.  24). 

meciaenlinrr-Sehweriii. 

Min.Bekanntmachung  vom  12.  Juli  1900,  betreffend  das  Ver- 
fahren bei  Zuziehung  von  Sachverständigen,  welche  in 
einem  anderen  Bundesstaate  wohnen  (Reg.Bl.  S.  325). 
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HeeKleMlbwrr-Strelltx. 

Reg.Bekanntmachang  vom  6.  September  1900,  betreffend  Er- 
sachen  am  Rechtshttlfe  in  Japan  (Off.Anz.  S.  887). 

SmehseM-Altenlbwrr. 

Mm.Bekanntmacbang  vom  1.  September  1900,  betreffend  Ehe- 
Bchliefsangen  von  Ausländern  (6e8.3lg.  S.  252). 

liippe. 

Allg.Verftlgang  vom  8.  Augnst  1900,  betreffend  die  in  Füllen  des 
Bnndesratsbeschluflses  vom  11.  Juni  1885  neben  der  Gesamtstrafe 
zu  vollziehenden  substitaierten  Freiheitsstrafen  (Ges-Slg. 
S.  151). 

IL    Answftrtige  Staaten. 
Österreich. 

1.  Verordnung  des  k.  k.  Justizministeriuros  vom  16.  November 
1900,  den  Rechtshttlfeverkehr  mit  dem  Deutschen  Reich 
betreffend. 

Den  k.  k.  Justizbehörden  wird  zur  Kenntnis  gebracht,  dafs  in  simt- 
lichen  deutschen  Bundesstaaten  und  in  den  Reichslanden  Elsafs-Lothiingen 
Anordnungen  erlassen  wurden,  wonach  die  dortigen  Gerichte  —  unter  Voraoa- 
Setzung  der  GrCRenseitigkeit  —  die  Erstattung  der  Gebühren  und  Auslagen, 
die  in  Dürgerlicnen  Rechtssachen  und  in  Stralsachen  bei  der  Zustellung  und 
Aushändigunpc  von  Verfügungen  und  Urteilen  östeneichischer  Gerichte  ent- 
stehen, vom  ersuchenden  Gerichte  nicht  zu  Verlanen  haben.  Zur  Wahrung' 
der  Gegenseitigkeit  werden  nunmehr  die  k.  k«  Gerichte  angewiesen,  die  Er- 
stattung der  Gebühren  und  Auslagen,  die  in  bürgerlichen  Rechtssachen  und 
Straftachen  bei  der  Zustellung  und  Aushändigung  von  VerfSgungen  und 
Urteilen  deutscher  Gerichte  entstehen,  von  der  ersuchenden  Behörde  nicht 
zu  begehren.  Derlei  Gebühren  und  Auslagen  und,  wenn  sie  nicht  von  einer 
hierlands  wohnhaften  Partei  einbringiich  gemacht  werden  können,  ans  dem 
Amtspauschale  der  ersuchten  Behörde  zu  berichtigen. 

2.  Gesetz  vom  17.  September  1900,  den  Schulbeitrag  von 
dem  in  Niederösterreich  gelegenen,  jedoch  zu  einer 
aufs  er  halb  Nie  der  Österreich  abzuhandelnden  Verlassen- 
Schaft  gehörigen  unbeweglichen  Vermögen  betrefiend  (N.ö. 
L.G.B1.  St  XXVII  Nr.  63). 

Von  dem  in  Niederösterreich  gel^^en  unbeweglichen  Vermögen, 
welches  zu  einer  nach  den  allgemeinen  Regeln  über  die  Zuständigkeit  der 
Gerichte  auTserhalb  Niederösterreich  abzuhandelnden  Verlassenschan  gehört, 
ist  nach  Mafsgabe  des  Gesetzes  vom  18.  Dezember  1891,  Nr.  1  ex  1872  L.G.B. 
und  der  in  dem  Gesetze  vom  17.  September  1900  weiter  eigehenden  Be- 
stimmungen ein  Schuibeitrag  f&r  den  niederösterreichischen  Landerfonds  ein- 
zuholen (§  1). 
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Internationale  Verträge. 

Erklilrang  zwischen  der  Schweiz  and  Belgien,  betrefiend  den 
direkten  gerichtlichen  Verkehr,  vom  29.  November  1900 
(Eidg.  amtl.  SIg.  N.  5  Bd.  XVIII  S.  295). 

Die  achweizeiiaehen  und  belgischen  G^erichtsbehörden  (Gteridhte  nnd 
StaatsanwXlte)  nnd  erm&ehtigt,  fOr  die  Übennitteinnff  der  gerichtlichen  oder 
anfseigeriehtlichen  Urkunden  und  Rogatorien  in  Civil-  oder  Handelntreitig- 
keiten  direkt  miteinander  zu  verkehren,  sofern  nicht  besondere  Umstände  me 
diplomatische  Übermittelung  erfordern. 


Vermischte  Mitteilungen. 

(Von  dem  Nachlasse  eines  in  Österreich  ver- 
storbenen preufsischen  Staatsangehörigen  ist  ein  Bei- 
trag zum  Wiener  k.  k.  Krankenanstaltsfonds  nicht  ein- 
zuholen). Am  5.  Mai  1899  ist  in  Salzbui^  der  in  Wien  wohnhaft 
gewesene  preufsische  Staatsangehörige  Dr.  A.  W.  mit  Hinterlassung 
eines  in  Österreich  befindlichen  beweglichen  Nachlafsvermögens  gestorben, 
von  welchem  im  Grunde  des  Finanzministerialerlasses  vom  25*  Februar 
1858,  Z.  8665,  und  des  Justizministerialerlasses  vom  17.  September 
1875,  Z.  12  748,  eine  Vermögensttbertragungsgebtthr  nicht  abzu- 
nehmen war. 

Rttcksichtlich  des  Beitrages  zum  Wiener  k.  k.  Krankenanstalten- 
fondes  wurde  in  Anbetracht  des  Umstandes,  dafs  weder  das  Gesetz 
vom  31.  Dezember  1891 ,  Nr.  72  L.O.Bl.  ftlr  Österreich  unter  der 
Enns,  noch  dasjenige  vom  14.  Mäiz  1895,  Nr.  12  desselben  Landes- 
gesetzblattes,  eine  die  Verlassenschaften  von  AuslAndem  betreffende  Aus- 
nahme ausdrücklich  statuieren,  vorerst  eine  Nachweisung  des  Nachlasses 
mit  dem  Antrage  erstattet,  dafs  von  der  Bemessung  des  Eranken- 
anstaltenbeitrages  mit  Bedachtnahme  darauf,  daft  die  dtierten  Landes- 
gesetze die  Entrichtung  des  Krankenanstaltenbeitrages  in  striktem  An- 
schlüsse an  die  Bestimmungen  des  Gebührengesetzes  und  seiner  Naoh- 
trilge,  beziehungsweise  authentischen  Interpretationen  über  die  Ver- 
mOgensübertragungsgebühr  regeln,  Abstand  genommen  werden  möge. 

Hierüber  hat  das  k.  k.  Centraltazamt  Wien  dem  Abhandlungs- 
gerichte nachstehende  Note  zugemittelt: 

„Zu  dem  dortgerichtlichen  Indorsat  vom  10.  MÄrz  1900,  Z.  ^'^^"^ 
mit  dem  Beif^lgen  zurückgemittelt ,  dafs  auf  Grund  des  Erlasses  des 
k.  k.  Finanzministeriums  vom  80.  April  1900,  Z.  21146,  von  dem 
hierlands  befindlichen  beweglichen  Nachlasse  nach  dem  am  5.  September 
1899  in  Salzburg  verstorbenen,  in  Wien  wohnhaft  gewesenen  preufsi- 
schen Staatsangehörigen  Dr.  A.  W.  weder  staatliche  Vermögensüber- 
tragnngsgebühren  noch  ein  Beitrag  zum  Wiener  k.  k.  Eürankenanstalten- 
fonds  bemessen  wurde''.  (Zeitschr.  f.  Notariat  und  freiwillige  Gerichts- 
barkeit in  Österreich,  1900  S.  849  f.) 
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Litteraturberichte. 

ZeitseMrUlea. 

ZeUaehHft  für  die  gesamte  Sirafreehiewisgeneehan.  21.  BiL, 
L  Heft:  Bonhoef/er,  Em  Beitimg  zur  Kmntnin  des  grofertfidtiacben 
Bettel-  und  VagaboDdeDtoms.  Bartolomäus^  Ober  flexenprosesBe. 
SchUehi,  Die  Stdfamg  de»  „ünLuitereii  Wettbewecbs''  im  System  des 
StnfrecbtB.  Levis,  Stnfrechtiicbe  Bebandlang  jugendlicher  Penonen. 
V.  Li$»tj  Das  gewerbwnlfiBge  Verbredieii.  Hilse,  UnfiaUfarBOige  fiir 
Gefangene.    Freudenthal,   ProfoaBor  Dr.  Bennecke.    Eine  Entgegnimg. 

MriUsdie  VierteifahreeehHfijplr  GeeeUgebung  und  liechis- 
fvissefisehaft,  3.  Foke,  Bd.  VI,  3.  o.  4.  flelt,  enthält  Beaprechnn^ 
anadem  Gebiete  der  Recntsgeschiehte  {Horten,  Die  Peiaonalexekation 
in  GreBchichte  and  Dogma;  Bremer,  Jurüprudentiae  amtehadrianae  quae 
etipersunL  Pare  aUtsra:  primi  past  principaimn  congtituium  eaectdi  juris 
consuUi;  Er  man,  Senms  vicarius.  Veeclavage  de  Vesclavaqe  romain; 
Landsberg,  Gkschichie  der  dentBcben  Bechtswiasenflchaft  Dritte  Ab- 
teilang), des  bürgerlichen  Rechtes  {Boyens,  Das  deatsche  Seeredit, 
L  Bd.;  Burchard,  Beigang  and  Hölfeleistnng  in  Seenot;  «an  Lier, 
Het  Oostenrijksck  en  Uuitsch  WarrantredU,  beschormod  in  verband  met 
de  belangen  van  den  Nederlandschen  goederenhandd ;  Ehrlich,  Das 
zwingende  und  nicbtzwingende  Recht  im  Bfixgerlichen  Gesetzbuch  fiir  das 
Deatsche  Reich;  Lehr,  Le  mariage,  le  tUvorce  et  la  Separation  de  corps 
dans  les  principaux  pays  eivüis6s;  Frhr»  v.  Schwind,  Wesen  and  Iii> 
halt  des  Pfandrechts;  Pf  äff ^  IMe  Klausel:  Rebus  sie  stantibus  in  der 
Doktrin  und  der  österreicluscnen  Gesetzgebung;  Sehneider,  Rechts- 
regeln  des  Viehhandels  nach  deutschem  Gesetze;  Borchardt^  Das  £ri)- 
recht  und  die  Nachlafsbehandlung  nach  den  vom  1.  Januar  1900  an  seltenden 
Reichs-  und  Landesgesetzen,  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Geltangs- 
gebiet  es  des  Allgemeinen  Landrechtes;  Dörinaer  und  Hachenburg, 
Das  Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897  [mit  Ausschlufs  des  Seerechtsj, 
1.  u.  2.  Lief.;  Arnold,  Die  Wohnungsmiete  nach  dem  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuch, mit  besonderer  Ruckücht  auf  die  bisherigen  Zustfinde  in  Mönchen), 
des  Ciyilprozesses  (Materialien  zu  den  neuen  österreichischen  Civil- 
prozefsgesetzen ;  Scha  uer^Die  Civilprozefsordnung  und  Jurisctiktionsnonn 
vom  1.  August  1895  samt  EinfUhrunesgesetzen  und  den  in  Geltung  ver- 
bliebenen bezüglichen  Gesetzen.  —  Die  Exekutionsordnung  vom  27.  Mai 
1896  samt  dem  Einfahrungsgesetze  etc.  —  Die  Gerichtsorganiaationsgesetze 
und  die  neue  Geschäftsordnung  samt  allen  Durchfuhrungsverordnui^en  zu 
den  dvilprozefsgesetzen  und  den  bezüglichen  älteren  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen; Beantwortung  der  Fragen,  welche  dem  Justizministerium  Aber 
Besümmungen  der  neuen  Prozefsgesetze  vorgelegt  werden,  Verordnung  des 
Justizministeriums  vom  3.  Dezember  1897,  Z  25801;  Wachtel,  Erlafs 
zur  Civilprozefsordnung  vom  1.  August  1895  und  den  einschlägigen  Ge- 
setzen; Fürstl,  Die  österreichischen  Civilprozefsgesetze ;  Neumann, 
Kommentar  zu  den  Civilprozefijgesetzen  vom  1.  August  1895;  Horten, 
Die  Jurisdiktionsnorm  und  ihr  Mnführungsgeeetz.  Frhr.  v.  Czoernig, 
Voriesungen  über  die  Exekutionsordnung;  Schuster  v,  Bonott,  ()st«^ 
reichisches  Civilprozefsrecht;  Trutter,  Das  österreichische  Civilprozefs- 
recht  in  systematischer  Ihirstellung;  Neumann^  Die  Exekutionsordnung; 
Nothnagel,  Exekution  durch  sociale  Interessengruppen;  Bülow,  Das 
Geständmsrecht),  des  Straf  rechts  {Mayer,  Der  Kausalzusammenhang 
zwischen  Handlung  und  Erfolg  im  Strafrecht),  des  Staatsrechts  {Rehm, 
Warenhausumsajtzsteuer  und  Gewerbefreiheit;  Chambrun,  Le  pouvoir 
exicutif  aux  Etats-Unis;    Tezner,   Der  österreichische  Kaisertitel,   das 
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ungariBche  Staatsrecht  und  die  ungarische  Publizistik;  Lnschin  v,  Ehen- 
greuthf  Grundrifs  der  Osterreicoischen  Beichsgesehichte ;  Herrmann 
V.  Herrnritt,  Nationalität  und  Becht,  dargestellt  nach  der  österreichi- 
schen und  ausländischen  Gesetzgebung;  Paulus^  Die  Begründung  eines 
Besenratrechtes  Bayerns  auf  einen  eigenen  obersten  Grorichtohof). 

JDoß  Meeht,  Bundschau  für  den  deutschen  Juristenstand,  1900.  Habt  cht, 
Zusammentreffen  von  zeitlicher  und  örtlicher  Kollision  der  Gesetze  (19). 
Niedner^  Streifzüge  durch  das  £änflihrunngesetz,  V.  (20). 

Die  Entwickelung  dieser  Zeitschrift  auf  Grund  des  neuen  Prospektes 
^.  oben  S.  172)  hat  die  gehegte  Erwartung  in  hohem  Mafse  gerechttertigt 
Der  Inhalt  jeder  einzelnen  Nummer  ist  so  reichhalüg  und  umnifst  alle  Ge- 
biete des  Bechtslebens  in  so  aui^ebiger  Weise,  dafs  der  hier  gegebene  Baum 
die  Aufz&hlung  aller  der  wichtigen  und  interessanten  Abhandiuneen ,  Mit- 
teilung von  Entscheidungen,  Besprechungen,  Auszügen  aus  Fachzeitschriften  etc. 
unmöglich  macht  Wir  müssen  uns  daher  zunächst  auf  die  Anzeige  der  das 
internationale  Becht  und  die  Rechtshülfe  betreffenden  Abhandlungen  etc.  be- 
schränken. 

SOehsUehes  Archiv  für  bürgerliches  Mecht  und  FrozefSf  10.  Bd., 
9.  u.  10.  Heft:  Feisenberger,  Beiträge  zur  Erläuterung  der  Errungen- 
schaftsgemeinschaft des  Bürgerlichen  (j^^tzbuchs.  Frey^  Die  Zusammen- 
rechnung mehrerer  Ansprüche  bei  der  Sicherungshypothek  nach  §  866  C.Pr.0. 

Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht,  41.  Bd.,  N.  F.  20.  Bd.,  Heft  1 : 
Wieland,  Das  Bückkaufsrecht  des  Bundes  und  die  Bechtsstellung  der 
Obligationäre  bd  der  Verstaatlichung  schweizerischer  Eisenbahnen. 

Schweizerische  Zeitschrift  für  Streif  rechte  18.  Jahrgang,  8.  u.  4.  Heft: 
Wei89^  Die  Kassationsbeschwerde  in  Strafsachen  ddgenössischen  Bechtes 
an  den  Kassationshof  des  Bundesgerichts,  nach  Art  145,  lit  d,  160  Ins 
174  des  B.G.  über  die  Organisation  der  Bundesrechtspflege  yom  22.  Blärz 
1893.  Hitzig,  Zum  römischen  Strafrecht  (Römisches  Strafrecht  von 
Theodor  Mommsen.^  Rittler,  Ist  Anstiftung  und  Beihülfe  zum  Selbst- 
mord nach  österreicnischem  Bechte  strafbar? 

Hupplemento  aUa  Bivista  pendle  etc.,  VoL  IX,  Fase,  II:  Camevale, 
Agenti  deüa  forza  publica  e  persone  legittimamente  incaricate  di  un 
pubbUco  servizio.  Puxeddu,  Sul  capavereo  elell*  Artieolo  45,  Argenti, 
Intorno  alle  armi  e  alla  detenzione  di  strumenti  da  punta  e  da  taglio. 

Revue  intemati&naie  du  droit  marUime,  16.  AnvUe,  Nr.  I-^II: 
Btdletina  de  la  Jurisprudence  Francaise,  Allemande  (Kochj, 
Anglaiee  (Govare,  Buttheel^  Morel-Spiera),  Auetro-  Hongroise 
(MartinolichJ,  Beige  ( Maeterlinck Jf  des  Etats -Unis  (Autran),  I ta- 
uen ne  (Koch).  —  Documents  intemationaux  et  informatians  diverses. 
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Register  Ober  BOcberanzeigen  und  Zeitscbrifteii- 
Oberscbau 

des    zehnten    Bandes. 

Sdto 

Allgemeine  öBterreiehischeGerichtsseitang  d4, 176,258»  850,  480 
Annalen  der  GTofsherxogL  badischen  Gerichte  ...  94»  175,  253 
Annales  de  droit  commercial  et  indastrielfran^ais,  4tran- 

ger  et  international 96,  255,  481 

Archiv  für  bürgerliches  Recht 98,  175,  848 

Archiyio  Giuridico  „Filippo  Serafini*" 96,255 

Badische  Rechtsprazis  (Annalen  der  Grofsherzoglich  Badischen 

Gerichte) 258,  850 

Becher,  Dr.,  H.,  KgL  Lduidgerichtsrat  ita  München.   Die  AnsfÜhrongs- 

gesetze  znm  Bürgerlichen  Gesetzbache,  7.  Lief. 251 

Blfitter  für  Rechtsanwendnng 94,175,252,849,429 

Comit^  maritime  international 96,  481 

El    foro  del   Porvenir,   Örgano  de  la  „Sociedad  jnridica  Salva- 

dorefia" 256 

Entscheidunffen  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit und  des  Grundbachrechts,  gnsammengesteüt 

im  Reich^ustizamt 251 

Frendenthal,  Hugo,  Landgerichtsrat  in  Metz,   CiTilproEefsordnung 

nebst  Einführungsgesetz  in  der  nenen  Fassung 172 

Jahrbücher  der  Württembergischen  Rechtspflege  175,  849,  480 

Journal  du  droit  international  priv^  etc. 258,  851 

Juristische  Blfitter  (Wien) 95,  176,  258,  350,  480 

Kaizl,  Josef,  Finanzwissenschaft,  I.  Teil,  übersetst  von  Dt,  Alois 

Körner 847 

Kosmodike,   Zeitnng  für   den   internationalen  Bechtsrer- 

kehr 94,  174,  254,  351,  429 

Kritische  Vierteljahrsschrift 98,  174,  251,  498 

Mecklenburgische      Zeitschrift      für     Rechtspflege     und 

Rechtswfssenschaft 94,  258,  850,  480 

Mitteilungen  der  internationalen  kriminalistischen  Ver- 
einigung  175 


Begister  über  Bücbennaseigen  und  Zeitachiiften- Überschau.         501 

Seit« 

Pfaff,  Leopold,   Josef  von    Scbey  und   Vincenz  Krupsky, 
Sanunlnng  von  ciyiliecbtlicben  Entscheidungen  des  k.  k.  Obwsten 

Gerichtshofes 92,  428 

Das  Recht,  Rundschau  far  den  deutschen  Juristenstand     .   .  172,  848,  499 

Bechtsgeleerd  Magaxijn 96,  256,  852,  431 

Die  Rechtsprechung  der  Oberlandesgeriohte  auf  dem  Ge- 
biete des  Givilrechts  von  Mugdan  und  Falkmann    ....    251 

Beyista  del  foro 96 

Revue  de  droit  international  etc. 95,  254,  851,  481 

Revue  internationale  du  droit  maritime    .   .  96,  254,  351,  481,  499 

Rivista  penale  di  dottrina  etc. 255,  851,  431 

Snpplemento  alla  Rivista  penale  etc.  ...   .     96,  256,  852,  431,  499 
Sächsisches  Archiv  für  bürgerliches  Recht  und  Prozefs 

94,  175,  252,  349,  429,  499 
Scher  er,   M.,    Dr.,  Rechtsanwalt  in   Len>zig,   Kommentar  für  das 

Bürgerliche  Gesetsbuch  ftir  das  Deutsche  Reich 171 

Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrecht.   ...  95,  176,  850,  499 
Spevec,   Franz,    Dr.,    Kommentar    zum   Anfechtungsgesetze    vom 

24.  Mftrz  1894,  Agram 846 

Tidsskrift  for  Retsvidenskab 96,  481 

Weifsler,  Adolf,  Notar  und  Rechtsanwalt,  Kommentar  zumReichs- 

gesetz  über  die  Angelegenhdten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit    .    178 

Wertheim,  Karl,  Dr.,  Wörterbuch  des  englischen  Rechts 171 

Zeitschrift  des  Bernischen  Juristen-Vereins  und  Monats- 
schrift für  Bernische  Rechtsprechung  ....  95,  176,  851,  481 
Zeitschrift  für  deutschen  Civilprozefs  und  das  Verfahren 
in   Angelegenheiten   der   freiwilligen  Gerichtsbarkeit 

98,  252,  848,  429 
Zeitschrift   für   deutsches   bürgerliches  Recht   und   fran- 
zösisches Civilrecht  (früher  Zettschrift  für  französ.  Giyilrecht) 

849,  429 
Zeitschrift  für  freiwillige   Gerichtsbarkeit  etc.  (Württem- 

beig) 94,  253,  849,  480 

Zeitschrift    für    die     gesamte     Strafrechtswissenschaft 

93,  175,  849,  429,  498 

Zeitschrift  für  französisches  Civilrecht 94,  175 

Zeitschrift  für  Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit 

in  Österreich 95,  176,  254,  850,  430 

Zeitschrift     für     Rechtspflege     im     Herzogtum    Braun- 
schweig  258,  480 

Zeitschrift  für  Schweizerisches  Recht    .  .   .  95,  254,  850,  480,  499 


Alphabetisches  Sachregister. 


Die  Zahlen  bezeichnen  die  Seiten. 

Die  in  Klammern  beigesetzten  Ländernamen  verweisen  auf  die  Rechtsprechong 
in  den  betr^enden  Ländern. 


A. 

Aargau  (Kanton),   der  neue  Civil- 

Eroze(8entwurf41;  O^enrecht  wegen 
trafverfolgung  gegenüber  Deutsch- 
land 170. 

Absender,  Verfügung  über  die  ab- 
gesendete Ware  nach  int.  Übereink. 
Über  den  Eisenbahnfrachtverkehr 
(Frankr.)  480. 

Abtretung  von  Forderungen,  Gül- 
tigkeit und  Wirksamkeit  einer  Ces- 
sion  (Deutschi.)  284. 

Abtreibung,  deutsch-schweiz.  Aus- 
lieferungsvertrag (Schweiz)  409. 

Abwesende,  erfolglose  Zustellung 
im  Sinne  des  §d20St.P.O.(DeutschlO 
144;  Statutenkoilision  bei  Vertr^en 
unter  Abwesenden  (Deutschi.)  874. 

Advokat,  s.  Anwalt 

Ägypten,  s.  Egypt«n. 

Arar,  s.  Fiskus. 

Afrika,  s.  Ostafrika,  Südwestafrika, 
Südwestafrikanisches  Schutzgebiet 

Aichnng  der  Rheinschiffe,  s.  Rhein. 

Aktiengesellschaften,  auslän- 
dische, Handlungsfähigkeit  (Ost) 
76;  Rechtsfähigkeit  212,  269. 

Aktivlegitimation,  Einrede  der 
mangelnden  A.  (Erypt)  479. 

Alimentation,  s.  unterhalt 

Amerika,  Verein.  Staaten  von, 
Ermittelunff  des  in  Nordamerika  be- 
findlichen Vermögens  einer  ehelichen 
Gütergemeinschaft  415;  Gerichts- 
kostenvorschufs  der  Amerikaner 
(Deutschi.)  292;  die  an  die  Y.  St 
V.  A.  übergegangenen  Inselgruppen 
von  Samoa411 ;  internationale  Münz- 


konferenz  247;  Tenitorialprindp  im 
Strafrecht  178;  Weltpostvertrag  342. 

Anfechtung  von  Rechtshandlungen 
insolventer  Schuldner  in  Ru(sland 
424. 

Anhalt,  Rechtsfähigkeit  ausländ,  ju- 
ristischer Personen  271 ;  Anwendui^ 
des  Landesstrafrechts  bei  aufserlialb 
des  Landes  begangenen  Strafthaten 
207. 

Antisklavereikonferenz  411. 

Anwalt,  Anwälte  in  Rufsland  425; 
in  Montenegro  keine  Advokaten  466. 

Appenzell  a.  Rh.  (Kanton).  Gegen- 
recht wegen  Strafverfolgung  gegen- 
über Deutschland  170. 

Appenzell  i.  Rh.  (Kanton),  neues 
Stra^etz  v.  30.  April  1899  340; 
Gegenrecht  wegen  Strafverfolgung 
gegenüber  Deutschland  170. 

Argentinien,  Eheschliefsung  von 
Deutschen  20;  Freundschafts-  etc. 
Vertrag  mit  Schweden  und  Nor- 
wegen 247;  Weltpostvertrag  342. 

Armenrecht,  für  Ausländer  nach 
dem  neuen  Civilprozefsentwurf  flär 
Aargau  48. 

Arrest,  Zuständigkeit  der  französ. 
Gerichte  zur  Entscheidung  über  das 
Vorhandensein  einer  Forderung,  auf 
Grund  deren  vom  Ausländer  gesen 
Ausländer  Arrest  erwirkt  worden 
(Frankr.)  300. 

Aufenthalt,-  unfreiwilliger,  im  Ge- 
biete des  ausliefernden  Staates 
(Deutschi.)  389. 

Aufforderung  zum  Mord,  kein 
Auslieferungsdelikt  nach  dem  A.V. 
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zwischen  Dentschland  und  der 
Schweiz  169. 

Aufgebot  der  Ehe,  Mangel  des- 
selben  (Frankr.)  296. 

Aufstand,  Rechte  und  Pflichten  der 
fremden  Staaten  und  ihrer  Unter- 
thanen  im  Falle  einer  aufiständigen 
Bewegung  gegen  die  bestehende  und 
anerkannte  ^gierung  366. 

An  Bland,  Eheschliefsung  von  Deut- 
schen im  A.  1  ff.;  Form  der  im 
A.  von  Deutschen  geschlossenen  Ehe 
13;  Eheabschlufs  der  Franzosen  im 
A.  (Frankr.)  296;  im  A.  von  Aus- 
ländem ffeschlossene  ungültige  Ehen 
(Ost)  .150;  im  A.  geschlossene  Ehen 
von  Österreichern  (Ost)  69;  Ehe- 
abschlufs im  A.  (Ital.)  302;  Patent- 
Verletzung  mit  vom  A.  bezogenen 
und  sofort  nach  dem  A.  weiter  ver- 
sendeten Waren  (Dentschl.)  138; 
Testamente  im  A.  errichtet  (Frankr.) 
148;  Nachlafs  von  im  A.  gelegnen 
Immobilien  (Engl.)  147;  Betreibung 
des  im  A.  wohnenden  Schuldners 
in  der  Schweiz  (Schweiz)  314;  Erb- 
schein zu  dem  Nachlafs  eines  vor 
1900  im  A.  Verstorbenen  413;  Ein- 
rede der  Rechtshängigkeit  im  A. 
(Ital.)  149;  im  A.  verfibte  strafbare 
Handluneen  (Ost)  81,  (Griech.)  482; 
A.  im  Smne  des  §  4  Nr.  3  d.  D. 
Str.6.B.s  (DeutschL)  67;  A.  im 
Sinne  des  Landesstrafrechts  der 
deutschen  Einzelstaaten  178. 

Ausländer,  Eheschliefsung  von  A. 
im  Deutschen  Reich  1  ff.,  496;  ehel. 
Güterrecht  von  ausländ.  Ehegatten 
(Engl.)  295;  Ehescheidung  von  A. 
(Engl.)  68;  Ehescheidung  der  zw. 
Italiener  und  einer  Ausländerin  im 
Auslande  geschlossenen  Ehe  (Ital.) 
302;  Eheschlufs  von  A.  in  Waldeck 
und  Pyrmont  387;  Ungültigkeit  der 
von  A.  im  Ausland  geschlossenen 
Ehen  (Ost)  150;  Vormundschaft  über 
A.  (Deutschi.)  54,  57;  Vaterschafts- 
klage gegen  A.  (Deutschi.)  374;  Ver- 
pflichtungsfähiffkeit  einer  Auslän- 
derin (Ost)  228;  Rechtsgültigkeit 
der  Verträge  mit  A.  (Nied.)  68;  Be- 
urteiluuf^  des  von  einem  A.  in  Öster- 
reich mit  einem  Österreicher  einge- 
Eingenen  Geschäfts  (österr.)  2SB; 
adunff  eines  Ausländers  auf  kurze 
Frist  (Frankr.)  481;  Rechtsstreite 
der  A.  in  Handelssachen  (Frankr.) 
300;     Rechtsstreite     zwischen    A. 


(Frankr.)  14;  Rechtsfähigkeit  aus- 
länd, juristischer  Personen  211, 
269:  Vertrag,  mit  einem  A.  im  In- 
iana abgeschlossen  (Deutschi.)  290; 
Geltendmachung  englischer  Gesetze 
seitens  der  A.  (Engl.)  295;  Behand- 
lung des  Nachlasses  von  A.  (Deutschi.) 
63,  (Ost)  78,  79;  Fondsgebühr 
von  Nachlässen  der  A.  in  Öster^ 
reich  (Ost)  308,  496,  497;  Gerichts- 
zuständigkeit, wenn  unter  mehreren 
Beklagten  A.  sind  (Frankr.)  300: 
Arresterwirkung  unter  A.  (Frankr.) 
300;  Rechtsverhältnisse  der  A.  in 
Rufsland   106  ff.;    Unfallentschädi- 

Smg  der  A.  (Frankr.)  297;  erhöhter 
ostenvorschufs  der  A.  (Deutschi.) 
143;  s.  auch  Ehescheidung,  Ehe- 
schliefsung, Eheungültigkeit 

Ausländische  Aktiengesell- 
schaften, HaDdlungsfähigkeit(öst) 
76;  deren  Rechtsfähigkeit  nach  dem 
B.G.B.  212,  369;  Erwerb  von  Frank- 
furter Liegenschaften  (Deutschi.)  125. 

Ausländische  Gesellschaften, 
deren  Staatsangehörigkeit  (Frankr.) 
148, 480:  RechtsMigkeit  nach  dem 
B.G.B.  212,  269;  A.  G.  können 
Grundeif^entum  in  Frankfurt  nur  mit 
Genehmigung  des  Senats  erwerben 
(Dcutschl.)  65. 

Ausländische  Kaufleute  in  Rufs- 
land 115. 

Ausländischer  Fiskus,  herren- 
loser Nachlafs  (Frankr.)  148. 

Ausländ!  seh  er  Staat,  Klage  gegen 
solchen  (Engl.)  68. 

Ausländische  Urteile,  Schadens- 
ersatz wegen  eines  auswärts  voll- 
streckten ausländ.  Urteils  (Frankr.) 
300;  s.  auch  Vollstreckung  a.  U. 

Auslegung  der  Verträge  (Engl.)  295. 

Auslieferung,  Legalität  der  A. 
(Deutschi.)  3^;  A.  nicht  der  Wür- 
digung der  Gerichte  unterliegend 
(Frankr.)  149;  intern.  Auslieferungs- 
recht von  Moccutelli  427;  interkan- 
tonales Auslieferungsrecht  (Schweiz) 
320;  Auslieferungsverkehr  zwischen 
Deutschland  und  Österreich  160, 161, 
242;  Auslieferungsvertrag  zwischen 
Deutschland  und  der  S<mweiz  169, 
Verleitung  zum  Meineid  (Schw.)  318, 
Abfreibungsver8uchteilnahme(Schw.) 
409;  deutsch  -  britischer  Ausliefe- 
rungsvertrag (Deutschi.)  389;  Aus- 
lieferungsverkehr zwischen  Preufsen 
und  Frankreich  241,  zwischen  Würt- 
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texnberg  und  Frankreich  240;  Aus- 
lieferungsverträge zwischen  Belgien 
und  Peru  247,  Luxemburg  und  I&fs- 
land  247,  Spanien  und  Chile  247, 
den  Niederlanden  und  Serbien  247. 

Auf ser eheliche  Kinder,  aufser- 
ehelicheSchwängerung,  B.un- 
ehel.  Kinder,  unehel.  Schwängerung. 

Attstralasien,  britische  Kolonien 
▼on,  Weltpostverein  842. 

Auswanderung,  im  Sinne  des  bave- 
rischen  Indigenatsedikts  (Deutschi.) 
870;  (Norw.)  483. 

Autorrecht,  s.  Urheberrecht 


Baden,  Gesetzgebung 242,  886,  418, 
495;  Ver£Bkhren  vor  den  Gemeinde- 
gerichten 418;  Gerichtskostenord- 
nung 242;  Rechtsfähigkeit  ausländ, 
juristischer  Personen  269;  Zustän- 
digkeit lllr  die  Todeserklärung  von 
bfläischen  Staatsangehörigen  ohne 
inländ.  Wohnsitz  &2;  Anwendung 
des  Landesstrafrechts  bei  aufser- 
halb  des  Landes  begangenen  Straf- 
thaten  205;  Aichung  der  Rhein- 
schiffe  837;  Revision  der  Schifi- 
dampfkessel  auf  dem  Rhein  387; 
froherer  Postvertrag  mit  der  Schweiz 
aufser  Kraft  416 ;  Ersuchschreiben, 
im  Auslande  zu  erledigen  495. 

Basatell  verfahren  in  Ungarn  167. 

Bahn,  s.  Eisenbahn. 

Basel-Land  (Kanton),  Gegenrecht 
wegen  Strafverfolgung  gegenüber 
Deutschland  170. 

Basel-Stadt  (Kanton),  Gegenrecht 
wegen  Strafverfolgung  gegenüber 
Deutschlaud  170. 

Bavern,  Gesetzgebung  89,  160,289, 
äS5,  442,  495;  Verlust  der  Staats- 
angehörigkeit durch  Auswanderung 
(Deutsch!.)  870;  Rechtsfähigkeit  aus- 
ländischer juristischer  Personen  216 ; 
Anwendung  des  Landesstrafrechts 
bei  aufserhalb  des  Landes  begange- 
nen Strafthaten  208;  Vollzug  des 
deutsch  -  niederländ  Ausl.  -  Vertrags 
89;  Kosten  der  RechtshQlfe  und 
Vernehmung  von  in  anderen  Bundes- 
staaten wohnenden  Sachverständigen 
412;  Rechtshülfeverkehr  mit  Japan 
495;  früherer  Postvertrag  mit  der 
Schweiz  aufser  Kraft,  neues  Über- 
einkommen 417. 


Beauftragter  Richter,  Ableh- 
nung der  durch  einen  b.  R.  erbete- 
nen Rechtshülfe  (Deutschi.)  227. 

Belgien,  Gesetzgebung  248;  Recht- 
sprechung 146,  292,  478;  Verhei- 
ratung eines  Belgiers  im  Auslande 
(Belg.)  146 ;  Testament  des  B.  im  Aus- 
lande (Belg.)  478;  Fischerei  in  den 
Küstengewässem  248,  in  der  Nordsee 
248;  intern.  Münzkonferenz  247; 
intern.  Pestkonvention  166;  Vertrag 
mit  Deutschland  über  den  grenzüber- 
si>ringenden  Fabrikverkehr  843 ; 
Litterarvertrag  mit  der  Schweiz 
aufser  Kraft  92;  Znsatzakt  zum 
Bemer  intern.  Litterarvertrag  247; 
Auslieferungsvertrag  mit  Peru  247; 
Weltpostvertra^  842;  direkter  Ver- 
kehr der  Justizbehörden  mit  den 
schweizerischen  Justizbehörden  497. 

Bemängelung  der  Kaufsache,  ört- 
liches Recht  (Deutschi.)  222. 

Bergwesen  in  Ostafrika  421. 

Bern  (Kanton),  Gegenrecht  wegen 
Strafverfolgung  gegenüber  Deutsch- 
land 170. 

Berner  Litterarvertrag  vom 
9.  September  1886,  Pariser  Kon- 
ferenz, Zusatzakte  247. 

Beschlagnahme  von  Seeschiffen 
wegen  Kriegskontrebande  483,  499, 
(Griech.)  482. 

Besitzveränderungsgebahr  in 
Sciiweden  (Schw.)  8U. 

Bestimmungsort,  Recht  des  B. 
(Deutschi.)  60. 

Betrug,  beim  Kaufe  (DeutschL)  285. 

Beweisaufnahme,  Zuziehung  von 
Sachverständiffen ,  welche  in  einem 
anderen  Bundesstaate  wohnen  835, 
412,  495;  Vernehmung  der  Parteien 
auf  Ersuchen  eines  ausländ.  Gerichts 
343. 

Beweisurkunden,  Beweiskraft  der 
Handelsbücher,  insbes.  der  öster- 
reichischen nach  fr^mzösisdiem 
Recht,  422. 

Bildende  Kunst,  Werk  der  b.K., 
s.  Urheberrecht 

Binnenschiffahrt,  Flaggenrecht 
deutscher,  ausschliefslich  auf  ans- 
ländischen  Gewässern  verkehrender 
Binnenschiffe  159. 

Bodensee,  Schiffahrts-  und  Hafen- 
ordnung ftkr  den  Bodensee  89,  91, 
840,  341. 

Börbenschiedsgerichte,  unga- 
rische, Exekutipnsfähigkeit  ihrer  Er- 
kenntnisse in  Österreich  (Ost)  806. 
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BoliTien,  KonBiilatehen  der  Aus* 
Iftnder  18;  Weltpostrertrag  d42. 

Bosnien,  Weltpostvertrag  342. 

Brasilien,  Gesetzgebung  248;  Ver- 
fitssungsgesetE  von  1891  243;  Eon- 
snlanreräiig  mit  dem  Deutschen 
Reich  aufser  Kraft  11;  Weltpost- 
vertrag 842. 

Braunschweig,  Gesetzgebung  161, 
415;  Rechtsfähigkeit  anslftnd.  juristi- 
scher Personen  271;  Anwendung 
des  Landesstrafrechts  bei  aufserhalb 
des  Landes  begangenen  Strafihaten 
208. 

Bremen,  Rechtsfidiigkeit  ausländ, 
juristischer  Personen  271;  Anwen- 
dung des  Landesstrafrechts  bei 
aufserhalb  des  Landes  begangenen 
Strafthaten  209. 

B  ri  e  f e ,  intemat  Übereinkommen^ 
betr.  die  Austauschung  von  Briefen 
mit  Wertangabe  91. 

Britisch-Indien,  intemat.  Pest- 
konvention 166;  intern.  Münzkon- 
ferenz  247;  Weltpostvertrag  342. 

Bürgerliches  Gesetzbuch  für 
das  Deutsche  Reich,  AusAlh- 
rungsgesetze  der  deutschen  Bundes- 
staaten, 8.  die  einzelnen  Bundes- 
staaten. 

Bulgarien,  Konsulatehen  der  Deut- 
schen 18;  Weltpostvertrag  842. 


Canada,  Weltpostverein  342. 

Gautio  judicatum  sol vi, s. Sicher- 
heitsleistung für  Prozeiskosten. 

Gession,  s.  Abtretung. 

Charter-Partie,  Auslegung  einer 
in  englischer  Sprache  abgefafsten 
(Frankr.)  297. 

Check,  rechtliche  Natur,  Unterschied 
der  Haftung  nach  deutschem  und 
englischem  Recht,  örtliches  Recht 
für  die  Regrefspflicht  128;  Form 
eines  Checks  (Schweiz)  318. 

Chile,   Bestimmungen   des   Str.G.B. . 
über  räumliche  Herrschaft  der  Straf- 
gesetze 167;  Auslieferungsvertragmit 
Spanien  247;  Weltpostvertrag  842. 

China,  Konsulatehen  der  Deutschen 
18;  chinesische  Einwanderung  in 
Hawai  244. 

Civilstand,  s.  Personenstand. 

Columbia,  Weitoostvertrag  842. 

Competenz,  s.  Zuständigkeit. 

Concurs,  s.  Konkurs. 


Condictio  indebiti  (Deutschi.) 885. 

Congo,  s.  Kongo. 

Consuln,  s.  Konsuhi. 

Costa-Rika,  Freundsch.-etc.y  ertrag 
mit  dem  Deutschen  Reiche  aufser 
Kraft  11;  Eheschliefsung  von  Deut- 

.  sehen  19:  Weltpostvertrag  842. 

Cuba,  Weltpostvertrag  342. 

Curatel,  s.  Vormundschaft. 


Dänemark,  Rechtsprechung  146, 
293;  Vollstrecknuff  ausländ.  iJrtdle 
in  D.  (Dan.)  294,  295;  Rechtshülfe- 
verkehr  mit  Deutschland  289,  247, 
886, 837, 416;  intern.  Münzkonferenz 
247;  Weltpostvertrag  842. 

Dänische  Kolonien,  Weltpost- 
vertrag 342. 

Delibationsverfahren,  ein  in 
Österreich  vor  Geltung  der  neuen 
Exekutionsordnung  eingeleitetes  D. 
ist  nach  der  früheren  Prozefsvor- 
schrift  zu  verhandeln  (Ost)  304. 

Doelwijk,  holländischer  Dampfer, 
Spruch  des  italienischen  Prisenge- 
richts in  Sachen  des  D.  433. 

Deutsches  Reich,  Deutschland, 
Gesetzgebung  89,  157,  289,  325, 
411,  495;  Rechtsprechung  46,  125, 
218,  277,  370,  468;  Änderung  des 
Ges.  über  die  Rechtsverhältnissa  in 
den  deutschen  Schutzgebieten  417. 
Vertrag  mit  Italien  über  Ehe- 
schliefsung durch  die  Konsuhi  12; 
Schutz  musikal.  Werke  (Deutschi.) 
471;  Auslegung  des  Art  4  der 
Übereinkunft  mit  Frankreich  über 
den  Schutz  von  Werken  der  Litte- 
ratur  und  Kunst  (Deutschi.)  879; 
Zusatzakte  zum  Bemer  Litterar- 
vertrag  247;  Litterarvertrag  des 
Norddeutschen  Bundes  mit  der 
Schweiz  aufser  Kraft  92;  Behand* 
lung  des  Nachlasses  von  Deutschen 
im  Kanton  Zürich  428;  Verhältnis 
mit  Italien  bez.  des  erblosen  Nach- 
lasses der  beiderseitigen  Staatsan^ 
hörigen  415;  Vernehmung  der  Civil- 
prozefspartei  auf  Ersuchen  üster- 
reichischer  Gerichte  160,  161,  843; 
Anerkennung  österreichischer  Urteile 
in  Deutschland  (Deutschi.)  224;  ..Voll- 
streckung deutscher  Urteile  in  ()6ter- 
reich  159,  231,  240,  243  (ÖstX  803, 
895,  404,  insbes.  Gegenseitigkeit  mit 
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Österreich  (Ost)  244,  156;  Voll- 
streckung schweizerischer  Urteile  in 
Deutschlaod  (Deutsdd.)  64;  Aus* 
lieferungsvertrag  mit  Österreich  160, 
161,  164,  242,  245,  885,  886;  Aus- 
liefemngsTertrag  mit  der  Schweis 
169,  Verleitung  zum  Meineid  (8chw.) 
318,  Teilnahme  am  Abtreibungs- 
versuch  (Schweiz)  409;  Strafverfol- 
ffung  Deutscher  wegen  in  der  Schweiz 
begangener  Delikte  (Schweiz)  409; 
AusIieferungsTertraff  mit  Grofebri- 
tannien  (Deutsch!.)  889;  Rechtshalfe- 
verkehr  mit  Österreich  160,  837, 
496;  Geschäftsverkehr  zwischen 
deutschen  und  schweizerischen  Ge- 
richten (Deutschi.)  64,  unmittelbarer 
Verkehr  mit  den  Administr&tivbe- 
hörden  fbr  gewerbliches  Eigentum 
90, 160,  161, 164,  242,  886;  Rechte- 
hOlfeverkehr  mit  Dänemark  289, 247, 
886,  587;  Vertrag  mit  Belgien,  betr. 
den  srenzüberspringenden  Fabrik- 
verkehr  848;  Freundschafb-  etc. 
Vertrag  mit  Costa-Rika  aufser  Kraft 
11;  Vertrag  mit  Peru  Qber  die  Stel- 
lung der  beiderseitigen  Konsuln  90 ; 
Freundschaftsvertrag  mit  Samoa  in 
Bezug  auf  die  an  Amerika  über- 
gegangenen Insehi  aufser  Kraft  417; 
Freundschaitsvertrag  mit  Tonga  157 ; 
Handels-  etc.  Vertrag  mit  Uruguay 
aufser  Kraft  92;  Handels-  etc.  Ver- 
trag mit  2^nzibar  157;  intern.  Pest- 
konvention 166;  intern.  Münzkon- 
ferenz 247;  Weltpostvertrag  342; 
früherer  Postvertrag  des  Norddeut- 
schen Bundes  mit  der  Schweiz  aufser 
Kraft,  neues  Postübereinkommen 
zwischen  dem  Deutschen  Reich  und 
der  Schweiz  416. 

Deutsche  Schutzgebiete,  a 
Schutzgebiete. 

Deutsch-Ostafrika,  s.  Ostafrika. 

Diplomaten,  Immunität  der  diplo- 
matischen Missionen  (Frankr.)  299. 

Dispositionsfähigkeit,  s.  Hand- 
lungsfähigkeit 

Dolmetscher  bei  den  Konsuln  in 
Esypten ,  deren  Exterritorialität 
(Egypt)  478 ;  Gebühren  der  Gerichts- 
doTmetscher  (Ost)  491. 

Dominikanische  Republik,  Ver- 
trag mit  den  Niederlanden  Qber  Zu- 
lassung der  dominikaniBchen  Konsuln 
in  den  niederländischen  Häfen  247 ; 
Freundschafts-  etc.  Vertrag  mit 
Mexiko  246;   Weltpostvertrag  842. 

Domizil,  s.  Wohnsitz. 


Doppelversteuerung,  preo&i- 
sches  Gesetz,  die  Vermeidung  von 
D.  385;  Vertrag  zwischen  Preofsen 
und  Österreich  Qber  Beseitigung  der 
D.  343. 

Dragoman,  s.  Dohnetscher. 

Dramatische  Werke,  s.  Urheber- 
recht. 

Droit  d'aubaine  (Ost)  811. 

Droit  d'epave  (Ost)  311. 


Ecuador,  Konsulatehen  der  Aas- 
ländMT  18;  Handels-  und  Schiffihrts- 
vertrag  mit  Salvador  246;  Weltpost- 
vertrag 842. 

Egypten,  Rechtsprechung  478;  Kon- 
sulatehen der  Deutschen  19;  Ein- 
schränkung der  Gerichtsbarkeit  der 
österreichischen  Konsidarämter  in 
E.  246;  Weltoostvertrag  342. 

Ehe,  religiöse  Erziehung  von  Kindern 
aus  gemischter  Ehe  (DeutschL)  54. 

Eheaufgebot,  Mangel  dessäben 
(Frankr.)  296. 

Ehefähigkeit,  örtl.  Recht  84,  50. 

Ehegatten,  Schuldenhaftung  nach 
Hamburger  Recht  (Deutschi.)  281. 

Ehehindernisse,  örtliches  Recht 
nach  B.G.B.  84. 

Eheliche  Kinder,  religiöse  Er- 
ziehung von  K.  aus  gemischter  Ehe 
(Deutschi.)  54. 

Eheliches  Güterrecht,  (Nied.) 
68;  .landesrechtliche  Vorschriften 
zur  Überleitung  in  das  Güterrecht 
des  B.G.B.  348;  zwingende  Kraft  des 
hamburgischen  ehel.  G.R.  in  Bezug 
auf  die  Schuldenhaftung  (Deutschi!) 
281;  ehel.  G.R.  von  ausländ.  Ehe- 
satten  (Engl.)  295;  Umwandelbarkeit 
des  ehel.  G.R.  bei  Wechsel  der 
Staatsangehörigkeit  413;  Berück- 
sichtigung des  ausländ.  Vermögens 
bei  Auseinandersetzung  der  enel 
GKiteivemeinscbaft  415:  güterrecht* 
liehe  Stelluuff  der  Ehefrau  in  Italien 
(Frankr.)  480;  Ermittelung  des  in 
Nordamerika  befindlichen  Vermö- 
gens einer  ehel.  Gütenremeinschaft 
415. 

Ehemündigkeit,  örtliches  Recht34. 

Eherecht,  russisches  421. 

E  h  e  s  0  h  e  i  d  nn  g ,  Statutenkollisioa  im 
Ehescheidungsrecht  (Deutsebl.)  279, 
468;  K  von  Ausländem  (Engl.)  68; 
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Scheidung  einer  zwischen  Italiener 
und  Ausländerin  abgeschlossenen 
Ehe  (Ital.)  302;  Zuständigkeit  für 
Ehescheidungsklagen  von  Schweizer 
BOigem  (Schweiz)  86,  492;  VoU- 
streckhariceit  ausländ.  Eheschei- 
dungsurteile in  der  Schweiz  (Schweiz) 
8d,  492;  russisdies  Recht  über  E. 
421. 

Eheschliefsung,  örtliches  Recht 
fhr  die  materiellen  Voraussetzungen 
und  die  Form  der  E.  von  Deutschen 
im  'Auslande  und  von  Ausländem 
in  Deutschland  1  ff.;  zwingender 
Charakter  der  deutschen  Formvor- 
schritten fiir  das  Gebiet  des  Deu^ 
sehen  Reiches  4;  von  Deutschen  vor 
dem  deutschen  Konsul  oder  diplo- 
matischen Vertreter  abgeschlossene 
Ehe  16;  materielle  Voraussetzungen 
22  ff. ,  Personalstatut  26  ff.;  nach 
dem  B.G.B.  Staatsangehörigkeits- 
princip  84;  Anwendung  des  ausländ. 
*  Rechts  durch  den  deutschen  Standes- 
beamten 37;  E.  am  Wohnorte  der 
Braut  (Deutschi.)  46;  Form  der  E. 
nach  prenfsischem  Recht  (Dentschl.) 
50:  Kheabschlufs  der  Franzosen  im 
Auslande  (Frankr.)296 ;  Eheabschlufs 
zwischen  einem  Italiener  nnd  einer 
Ausländerin  im  Auslande  (Ital.)  302 : 
E.  von  Ausländern  in  Waldek  und 
Pyrmont  337;  russisches  Recht  über 
E.  421. 

Eheungültigkeit,  Ungültigkeit 
der  von  Österreichern  im  Auslande 
geschlossenen  Ehe,  bereits  im  Aus- 
lände fih*  ungültig  erklärten  Ehe 
(Ost)  69;  örtliches  Recht  (Deutschi.) 
468;  Ungültigkeitserklärung  einer 
zwischen  Ausländem  nach  evangel. 
Ritus  im  Auslande  eeschlossenen 
Ehe  we^en  des  bestehenden  Ehe- 
hindemisses  und  des  Katholizismus 
(Ost.)  484. 

Eheversprechen,  s.  Verlöbnis. 

Eid,  eidliche  Vernehmung  vonCivill- 
prozefsparteien  auf  Ersuchen  öster- 
reichischer Gerichte  160,  343;  Er- 
mächtigung deutscher  Konsuln  zur 
Abnahme  von  Eiden  411. 

Eidgenossenschaft,   s.  Schweiz. 

Eigentum,  gewerbliches,  s.  gewerb- 
liches Eigentum. 

Eigentumsübergang  beim  Waren- 
kauf 220. 

Eisenbahn,  Gerichtsstand  bei  selb- 
ständiger Niederlassung  der  Bahn 
in  anderen  Staatsgebieten  (Ost)  74. 


EisenbahnfrachtTerkehr,  in« 
teraationaler,  (Frankr.)  480 ;  der 
in  Art  27  Abs.  4  des  intern.  Über- 
einkommens vom  14.  Oktober  1890 
normierte  Gerichtsstand  ist  ein  ans- 
schliefslicher  (Ost)  74;  Schadens- 
ersatz (Frankr.)  297 ;  Umfang  des  ge- 
setzlichen Pfandrechtes  der  Bahnen 
(Deutschi.)  377. 

Elsafs-Lothringen,  Gesetzgebung 
243, 337;  Ausf.  d.  B.G.B.,  der  Grund- 
buchordnung 243;  Güterstand  der 
vor  Inkrafä^ten  des  B.G.B.  ge- 
schlossenen Ehen  243;  Abänderang 
der  Rheinschifhhrtsakte  243;  Ab- 
änderang des  Erbschaftssteuerge- 
setzes 337;  Rechtsfähigkeit  ausländ, 
juristischer  Personen  269;  Anwen- 
dung des  Landesstrafrechts  bei 
aulserhalb  des  Landes  begangenen 
Strafthaten  209. 

England,  s.  Grofsbritannien. 

Englische  Fräulein  in  Bayern, 
deren  Rechtsfähigkeit  in  Bezuff  auf 
Erwerb  von  Schenkungen  und  Zu- 
wendungen von  Todeswegen,  sowie 
von  Grandbesitz  216. .. 

Epavierungsrecht  (Ost)  311. 

Erbrecht,  E.  des  Fiskus  415,  des 
ausländ.  Fiskus  (Frankr.)  148,  (Ost.) 
210. 

Erbschaft,  Erwerb  der  E.,  Gesetz 
des  Wohnsitzes  der  zur  K  Berufenen 
(Deutschi.)  218;  E.  zu  dem  NachlaTs 
eines  vor  1900  im  Ausland  Verstor- 
benen 463. 

Erbschaftssteuer«  in  Elsafs-Lo« 
thrinsen  337. 

Erbschein,  Erteilung  von  E.  im 
Wege  der  Rechtshülfe  (Dentschl.)391. 

Erfindung,  s.  Patente. 

Ersuchen,  s.  Rechtshülfe. 

Erziehung,  religiöse,  von  Kindern 
aus  gemischter  Ehe  (Deutschl.)  54. 

Exekution,  s.  Vollstreckung. 

Ex  t  er  ri  1 0  r  iali  tat ,  beschriUikte,  der 
Konsuhl  (Frankr.)  299,  (Niederl.) 
488,  der  Dolmetscher  bei  den  Kon- 
suln in  Egypten  (Egypt)  478. 


Fähigkeit,  persönliche,  s.  Hand- 
lungsfähigkeit, Rechtsfähigkeit 

Fälschung  von  Stempeln, kein  Ans- 
lieferangsdelikt  nach  dem  A.V.  «wi- 
schen Deutschland  und  der  Schweiz 
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Feststellangsurteil,  rechtliche 
Bedentong  des  ausländischeii  Fest- 
stellungBurteils  (Frankr.)  149. 

Fiskus,  Erbrecht  des  F.  415;  ans- 
länd.  F.  als  Erbe  des  herrenlosen 
Nachlasses  (Frankr.)  148;  dem  aus- 
länd. F.  stehen  nicht  die  durch  in- 
ländische Oesetze  dem  Staate  zu- 
kommenden Privilegien  zu  (Ost.)  810. 

Flaggenrecht  deutscher  Binnen- 
schiffe 159. 

Flufsschiffi  Anerkennung  einer  in 
HoUand  an  einem  hoUänd.  Flufs- 
schiff  bestellte  Hypothek  (Deutschi.) 
472. 

Fondsgebühren  in  Österreich  s. 
Nachlafs. 

Form  der  Eheschliefsung  Ton 
Deutschen  im  Auslande  und  Ton 
Ausländem  in  Deutschland  1  ff.; 
zwingender  Charakter  der  deutschen 
Formvorschriften  für  das  Gebiet  des 
deutschen  Reiches  4;  Umeehung  der 
deutschen  Form  6:  Einzelheiten  über 
die  formellen  Eriordemisse  7;  Be- 
folgung ausländ.  Formen  neben  den 
deutschen  9;  Ausnahmen  von  diesen 
Prindpien  10;  Formen  für  Ein- 
ffehung  von  Ehen  durch  Deutsche 
im  Auslande  13;  Staatsvertrag  mit 
Salvador  11,  mit  Paraguay  12;  Zu- 
satzakte  z.  Konsularvertrag  m.  Italien 
12;  Konsularvertrag  mit  Japan  12. 

Form  der  Testamente,  s.  Testa- 
mente. 

Forum,  s.  Gerichtsstand. 

Frachtgut,  Verlust  des  F.  (Frankr.) 
481. 

Frachtvertrag,  s.  Eisenbahnfracht- 
verkehr. 

Frankfurt,  Frankfurter  Gesetz,  die 
Erwerbung  von  Grundeigentum  durch 
Nichtverbürgerte  (Deutschi.)  65;  Er- 
werb von  Frankfurter  Liegenschaf- 
ten durch  auswärtige  Aküengesell- 
ten  (Deutschi.)  125,  271. 

Frankreich,  Rechtsprechung  147, 
296 ,  479 ;  Staatsangehörigkeit 
(Frankr.)  147,  479;  Staatsangehörig- 
keit ausländ.  Gesellschaften  (Frankr.) 
147,  480;  Änderung  der  Staats- 
angehörigkeit einer  ausländ.  Gesell- 
schaft (Frankr.)  296;  Verhältnis  mit 
der  Schweiz  bezQjslich  der  Staats- 
angehöriffkeit  der  in  Frankreich  ge- 
borenen Kinder  246;  Eheschliefsung 
von    Ausländem    28,     84;    Ehe- 


schliefsung der  Franzosen  im  Aus- 
lände 58,  (Frankr.)  296;  Litterar- 
vertrag  mit  der  Schweiz  aufser 
Kraft  92 ;  Zusatzakte  zum  Beraer 
intemat  Übereinkommen  247;  Über- 
einkommen mit  der  Schweiz  über 
Modell-  und  Markenschutz  aufser 
Kraft  92;  französ.  Patente  (Frankr.) 
298;  französ.  Schutz  der  ausländ. 
Warenzeichen  (Frankr.)  298;  Über- 
einkonmnen  mit  Deutschland  über 
Schutz  von  Werken  der  Litteratur 
und  Kunst  (Deutschi.)  379;  Wirkun- 
gen des  ausländischen  Konkurses 
(Frankr.)  299;  Verhältnis  zu  Öster- 
reich in  KonkursfäUen  410;  Testa- 
mente der  Franzosen  im  Auslande 
errichtet  (Frankr.)  148,  299;  Rechts- 
streite zwischen  Ausländem  (Frankr.) 
149,  in  Handelssachen  (Frankr.)  300, 
480;  Prozefskostenkaution  (Frankr.) 
300;  Vollstreckbarkeit  ausländ.  Ur- 
teile 301;  Auslieferungsakt  der  höhe- 
ren Verwaltung,  nicht  der  Gerichte 
(Frankr.)  149;  Anslandsverisehr  mit 
Preufsen241 ;  Auslandsvcrh&ltnismit 
WürttembeiK  240;  Immunität  der 
diplomat  Missionen  (Frankr.)  299; 
intemat  Pestkonvention  166;  Inter- 
nat. MQnzkonferenz  247 ;  Weltpost- 
vertrag  842. 

Französische  Kolonien,  Welt- 
postvertrag 342. 

F  r  e  i  b  u  r  K(Kanton),  Gegenrecht  w^en 
Strafverfolgung  gegenüber  Deutsch- 
land 170. 

Freiwillige  Gerichtsbarkeit, 
Ausfuhrungsgesetze  zum  Reichs- 
gesetz über  freiwillige  Gerichtsbar- 
keit, s.  die  einzelnen  deutschen 
Bundesstaaten;  in  den  deutschen 
Konsulärbezirken  280;  Vollzug  von 
ausländ.  Akten  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit (Frankr.)  301. 

Fremde,  s.  Ausländer. 

Freundschaftsverträge,  s.  inter- 
nationide  Verträge. 


St  Gallen  (Kanton),  Gesetz  über 
Fremdenpolizei  u-Niederlassuns  340; 
Gegenrecnt  wegen  Strafverfolgung 
gegenüber  Deutschland  170. 

Gebiet,  Gebietsstatut  im  intemat 
Privatrecht  261. 


AlphabetiaoheB  Sachregister. 


509 


Gebühren,  KostengesetE  von  0. 
ansländ.  Zeugen  (DeatschL)  885;  G. 
für  Überseteung  von  österr.  Ersach- 
schreiben  (Ost.)  491. 

Gegenseitigkeit,  siehe  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile. 

Geistliche  Gesellschaften  in 
Bayern,  deren  Rechtsfähigkeit  in 
Bezug  auf  Erwerb  von  Schenkungen, 
letztwilligen  Zuwendungen  und  von 
Grundbesitzungen  216,  272. 

Geldanweisungen,  intern.  Über- 
einkonunen  betr.  Geldanweisungen 
etc.  91,  842. 

Gemeindegerichte  in  Baden  418, 
in  Montenegro  466. 

G  em  i  8  c  h  t  e  £  h  e ,  religiöse  Erziehunff 
von  Kindern  aus  g.  £.  (DeutschlO 

Gemischte  Gerichte  in  Egvpten, 
deren  Zuständigkeit  (Frankr.)  482, 
(Egypt.)478. 

Genf  (Kanton),  Gegenrecht  wegen 
Strafverfolgung  gegenüber  Deutsch- 
land 170. 

Genfer  Konvention,  beteiligte 
Staaten  348. 

Genossenschaften,  auswärtige, 
können  in  Frankfurt  Grundeigentum 
nur  mit  Genehmigung  des  Senats 
erwerben  (Deutsch!.)  65, 

Gerichtsbarkeit,  G.  der  Konsuln, 
s.  Konsulargerichtsbarkeit 

Gerichtskostenvorschufs,  siehe 
Sicherheitsleistung. 

Gerichtsorganisation, S.Gerichts- 
verfassung. 

Gerich  ts  stand,  G.  nach  dem 
intern.  Übereinkommen  über  den 
Eisenbahnfrachtverkehr  (Ost.)  74. 

Gerichtsverfassung,  in  den  deut- 
schen Konsulargerichtsbezirken  826; 
im  Kanton  Luzem  840,  im  Kanton 
Tessin  840;  Gerichtsorganisation  in 
Montenegro  459. 

Gesamtstrafe,  Vollstreckung  der, 
bei  Festsetzung  von  Einzelstrafen 
von  Gerichten  verschiedener  Bundes- 
staaten 289,  885,  386,  415,  496. 

Gesandte,  Immunität  der  G.  (Frankr.) 
299. 

Ge8chäftsfähigkeit,s.  Handlungs- 
fähigkeit. 

Gesellschaften,  beschränkte  Haft- 
pflicht, deren  Rechtsfähigkeit  212; 


Änderung  der  Staatsangehöriffkeit 
einer  GeseUschaft  (Frankr.)  296. 

Gesellschaften,  ausländische, 
s.  ausländ.  Gesellschaften. 

Gesetzgebung  etc.  89,  157,  289, 
825,  411,  495. 

Gesetzc[ebung  und  Gerichtsorgani- 
sation m  Montenegro  459. 

(Gewerbliches  Eigentum,  un- 
mittelbarer Geschäftsverkehr  zwi- 
schen Deutschland  und  der  Schweiz, 
den  beiderseitigen  Gerichtsbehörden 
und  den  Administrativbehörden  90. 

Glarus  (Kanton),  Revision  des  Straf- 
gesetzbuchs 840;  neue  Strafprozefs- 
ordnung  840;  Gegenrecht  wegen 
Strafverfolgung  gegenüber  Deutsch- 
land 170. 

Graubündten  (Kanton),  Gegenrecht 
wegen  Strafverfolgung  gegenüber 
Deutschland  170. 

Gr  enz  üb  er  springen  de^Fabrik- 
verkehr,  Vertrag  zwischen  Deutscb- 
kmd  und  Belgien  848. 

Gri  eche  nlan  d ,  Rechtsprechung  482 ; 
Konsulatehen  der  Ausländer  18; 
intern.  Pestkonventiou  166;  intern. 
Münzkonferenz  247 ;  Weltpostver- 
trag 842. 

Grofsbritannien,  Gesetzgebung 
248;  Rechtsprechung  68,  147, 
295;  Admiralitätsgerichtsbarkeit  in 
England  248;  Rechtsfähigkeit  aus- 
länd, juristischer  Personen  in  Eng- 
land 276;  Anwendung  d.  engl.  Rechts 
(Deutschi.)  873;  Geltendmachung 
des  engl.  Gesetzes  seitens  der  Aus- 
länder (Engl.)  295;  eheliches  Güter- 
recht der  ausländ.  Ehegatten  (En|I.) 
295;  Auslegung  der  in  England  ein- 
gegangenen Verträge  (Engl.)  295; 
Charterpartie  in  englischer  Sprache 
(Frankr.)297 ;  Zusat^te  zum  Bemer 
intern.  Übereinkonmien  247;  Vollzug 
der  Nachlafsbestimmung  in  Bezug 
auf  im  Auslande  gelegene  Immo- 
bilien (Engl.)  147;  Verfolgunff  deut- 
scher Reidosan^ehöriger  in  England 
249;  Territonalprincip  im  Straf- 
recht 178;  Auslieferungsvertrag  mit 
Deutschland  (Deutschi.)  889;  Frennd- 
schs^-  etc.  Vertrag  mitMuscat  246; 
intern.  Pestkonvention  166;  intern. 
Münzkonferenz  247 ;  Weltpostvertrag 
842;  intern.  Obereinkunft  zum  Aus- 
tausch von  Briefen  und  Schachteln 
mit  Wertangabe  91. 
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Grundbachordnung,  deutsche, 
AasfÜhmiiffsgesetze  hierzu,  s.  die 
einzelnen  deutschen  Bundesstaaten. 

Grundeigentum,  s.  unbewegliche 
Sachen. 

Guam  (Insel),  Weltpostyertrag  842. 

Guatemala,  Fonn  der  von  Aus* 
ländem  gesdüossenen  Ehen  18; 
keine  Sicherheitsleistung  für  Prozels* 
kosten  von  einer  in  Guatemala 
domizilierenden  Handelsgesellschaft 
(Deutschi.)  470;  Weltpostvertrag  842. 

Gütergemeinschaft,  eheliche,  s. 
eheliches  Güterrecht. 

Güterrecht,  eheliches,  s.  ehe- 
liches Güterrecht 


Haagcr  Kongrefs,  örtliches  Recht 
für  Eheschliersung  34. 

Haagerintern.  Übereinkommen 
zur  Regelung  einiger  Fragen  des 
intern.  Privatrechts  (Ost)  894. 

Haiti,  Weltpostvertrag  842. 

Hamburg,  Gesetzgebung  (Ausf.Ges. 
z.  B.G.6.,  z.  Handelsgesetzbuch,  z. 
Civilprozefsordnung,  z.  Gesetz  über 
Zwanesversteigerung  und  Zwangs- 
Verwaltung,  freiwillige  Gerichtsbar- 
keit) 165;  Gesetz  über  das  Notariat 
165;  Anwendung  des  Landesstraf- 
rechts bei  aufserhalb  des  Landes 
begangenen  Straftbaten209;  Rechts- 
fähigkeit ausländ,  juristischer  Per- 
sonen 271 ;  Hamburgisches  eheliches 
Güterrecht  (Deutschi.)  281. 

Handelsbücher,  deren  Beweiskraft 
nach  französ.  Recht  422. 

Handelsgesellschaft,  offene,  Ge- 
bührenbehandlung in  Österreich  339 ; 
0.  H.G.  Ausländer  im  Sinne  der 
CP.O.  §  102  (Deutschi.)  470. 

Handelsgesetzbuch,  deutsches, 
Ausf.Ges.  hierzu  s.  die  einzelnen 
deutschen  Bimdesstaaten. 

Handelssachen,  Rechtsstreite  der 
Ausländer  in  Frankreich  (Frankr.) 
800. 

Handelsverträge,  s. internationale 
Verträge. 

Handlungsfähigkeit,  Verpflich- 
tungsfähigkeit ..  einer  verheirateten 
Ausländerin  (Ost)  228;  H.  einer 
ausländ.  Aktiengesellschaft  (Ost)  76 ; 


8.  auch  Ausländer,  ausländ.  Gesell- 
schaften. 

Haverie,  grofse  (Deutschi.)  885. 

Hawaii,  Gesetz  zur  Regelung  der 
chinesischen  Einwanderung  244; 
Weltpostvertrag  842. 

Heirat,  s.  Eheschliefsung. 

H  e  1  g  0 1  a  n  d ,  Eiutührung  des  (Gesetzes 
über  Beurkundung  des  Personen- 
standes und  die  Eneschliefsung  89. 

Herrenloser  Nachlafs,  Recht  des 
ausländ.  Fiskus  (Fmkr.)  148. 

Herzegowina,  Weltpostvertrag  342. 

Hessen,  Gesetzgebung  160,242,415, 
495;  Ausführ,  der  Grundbuchordnung 
160,  242;  Legitimation  durch  nach- 
folgende Ehe  337;  Rechtsfähigkeit 
der  ausl.  juristischen  Personen  216; 
Gerichtsstand  und  gerichtliches  Ter- 
fsdiren  in  Ansehung  des  Landes- 
herm  und  der  Mitglieder  des  Grofs- 
herzogl.  Hauses  242;  Anwenduiu^ 
des  Landesstrafrechts  bei  aufserhalb 
des  Landes  begangener  Straftiiaten 
205. 

Hinterlassenschaft,  s.  Nachlafs. 

Holland,  s.  Niederlande. 

Honduras,  Weltpostvertrag  und  In- 
ternat Übereinkommen  betr.  Geld- 
anweisungen, Identitätsbücher  und 
Zeitungsabonnements  91,  842. 

Hypothek,  Anerkennung  einer  in 
Holland  an  einem  holländischen 
Flufsschifie  bestellten  Hypothek 
(Deutschi.)  472. 


I.    J. 

Jamaika,  intern.  Übereinkonmien, 
betr.  den  Austausch  von  Briefen 
und  Schachteln  mit  Wertangabe  91. 

Japan,  Eheschliefsung  zwischen  Ja- 
panesen und  Deutschen,  Form  12, 
19;  Rechtshülfeersuchen,  die  in 
Japan  nach  dem  Aufhören  der  deut- 
schen Konsulargerichtsbarkeit  zu  er- 
ledigen sind  412,  418,  495;  Welt- 
postvertrag 842. 

Identitätsbücher,  intern.  Über- 
einkommen, betr.  (jeldanweisnngeDt 
Identitätsbücher  etc.  91. 

Immobilien,  siehe  unbewegliche 
Sachen. 

Immunität  der  diplomatischen  Mis- 
sionen (Frankr.)  299. 

Indien,  s.  Britisch-Indien. 
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Indigenat,  z.  Begriff  Auswanderung 
im  sinne  des  bayr.  Indigenatsedikts 
ist  die  Erwerbung  fremden  Indige- 
genats  erforderlicn  (Deutschi.)  370. 

Industrie,  8.  gewerbliches Eif^entum. 

Inhaberpapiere,  Vindikation  ge- 
stohlener, im  Aasland  von  einem 
Dritten  erworbener  Inhaberpapiere 
(Schweiz)  316. 

Inland,  im  I.  abgeschlossene  Verträge 
(Nied.)  483;  Inverkehrbringen  im  I. 
im  Siime  des  Paten tgesetze8(Deutsch- 
land)  138;  Lieferung  der  Ware  vom 
Inland  an  ausländische  Besteller 
(Deutschi.)  290;  Inland  im  Sinne 
des  Landesstrafrechts  der  deutschen 
Einzelstaaten  178. 

Inn erstaatliches  intern.  Privat • 
recht  258. 

Institut  de  droit  international, 
Tagesordnung  fiir  die  20.  Sitzung 
in  Keuch&tel  L  J.  1900  248,  Bericht 
über  die  Sitzung  365;  Statuten- 
revision  365. 

Internationaler  Kongrefs  für 
vergleichende  Rechtswissen- 
schaft 170. 

Internationales  Eisenbahn- 
fr  achtrecht,  8.  Eisenbahnfracht- 
recht 

Internationales  Privatrecht, 
Bedeutung  der  Rechtsvergleichung 
mit  Bezu^  auf  das  i.  Pr.R.  97; 
innerstaatliches  und  überstaatliches 
i.  Pr.R.  258;  rückwirkende  Kraft 
des  i.  Pr.R,  353;  intern.  Über- 
einkommen zur  Regelung  einzelner 
Fragen  des  i.  Pr.R.  (Ost)  394. 

Internationales  Übereinkom- 
men zur  Regelung  einiger  Fragen 
des  i.  Pr.R.,  (Ost)  394;  s.  auch 
Haager  intern.  Übereinkommen  etc. 

Internationale  Union  zum 
Schutze  von  Werken  derLit- 
teratur  und  Kunst,  s.  Bemer 
Litterarvertras. 

Internationale  Verträge  90,  165, 
246,  341,  416,  497;  s.  auch  die 
einzelnen  Länder. 

Internationalistische  Methode 
im  intern.  Privatrecht  97. 

Internationalität,  partielle,  104, 
105. 

Interpretation,  s.  Auslegung. 

Irlana,  s.  Grolsbritannien. 

Italien,  Rechtsprechung  149,  302, 
482;   güterrechtUche  Stellung   der 


Ehefrau  in  Italien  (Frankr.)480;  Ehe- 
schliefsung  zwischen  Italienern  und 
Deutschen,  Form,  12;  Eheschlies- 
sung zwischen  Italienern  und  Aus- 
ländem im  Auslande  (Ital.)  302; 
Vertrag  mit  Deutschland,  betr.  Ehe- 
schliefsung  durch  die  Konsuln  247 ; 
Verhältnis  mit  Deutschland  bezüg- 
lich des  erblosön  Nachlasses  der 
beiderseitigen  Staatsangehörigen 
415 ;  Litterarvertrag  mit  der  Schweiz 
aufser  Kraft  92;  Markenschutzver- 
trag mit  Luxemburg  247;  Zusatz- 
akte zur  Bemer  Konvention  von 
1886  247;  Vollstreckung  eines  aus- 
länd. Versäunmisurteiis  (Ital.)  149; 
internationale  Pestkonvention  166; 
intern.  Münzkonferenz  247;  Welt- 
postvertrag 342. 
Jurisdiktion,  s.  Gerichtsbarkeit 
Juristische  Personen,  Rechts- 
fähigkeit ausländ,  j.  P.  nach  dem 
B.G.B.  und  den  Auäf.Ges.  211,  269; 
ausländ,  j.  P.'  können  im  Gebiet 
Frankfurt  Grandeigentum  nur  mit 
Genehmigung  des  Senats  erwerben 
(Deutschi.)  65. 
Jus  albinagii  (Ost)  311. 


Kapacität,  s.  Handlungsfähigkeit 

Katalog,  handelsgeschäfSicher,  durch 
das  I^heberreimtsgesetz  geschützt 
(Engl.)  147. 

Katholizismus,  Ehehindemis  des 
K.  in  Österreich  (Ost)  484. 

Kauf,  Bemängelung  der  Kautsache, 
örtliches  Recht  (Deutschi.)  222, 285. 

Kaufleute,  ausländische,  in  Rufs- 
land 115. 

Kiautschou,  Geschäftsverkehr  mit 
den  dortigen  Gerichten  239. 

Kinder,  eheliche ,  aufsereheliche, 
s.  eheliche,  aufsereheliche  K. 

Körperschaften,  8. Gesellschaften, 
juristische  Personen. 

Kollisionsnormen,  rechtsverglei- 
chende Methode  97  ff.,  105;  K.  ge- 
hören richtig  dem  innerstaatlichen 
intern.  Privatrecht  an  266;  konklu- 
dente K.  267;  zeitliche  K.  353;  das 
Zusammentreffen  mit  örtlichen  K. 
427,  (Deutschi.)  470. 

Kommissionsgeschäft,  örtliches 
Recht  (Deutschi.)  289. 

Kompetenz,  s.  Zuständigkeit 
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Konfiskation  der  Krienkontre- 
bande  eines  Schiffes  433,  439. 

Koneo,  Freundschafts-  etc.  Vertrag 
mit  Liberia  246 ;  WeltpostTertrag342. 

Konkludente  Kollisionsnormen  267. 

Konkurs,  Anspruch  der  ausländ. 
Konkursmasse  auf  in  Deutschland 
befindliches  Yennöffen  des  Gemein- 
schuldners (Deutschi.)  60;  Verhältnis 
zwischen  Österreich  und  Frankreich 
bei  Konkursfällen  bezüglich  des  im 
anderen  Lande  befindlichen  beweff- 
lichen  Vermögens  des  Gemeinschuld- 
ners 416;  Wirkunffen  des  ausländ. 
Konkurses  (FrankrT)  299;  Konkurs- 
verfiahren  in  den  deutschen  Konsu- 
largerichtsbezirken  230;  Staatsrer- 
trag  zwischen  Württemberff  und  der 
Schweiz  (Deutsch!.)  374;  Konkurse 
in  RufsUnd  427. 

Konsulargerichtsbarkeit,  neues 
deutsches  Gesetz  Ober  die  K.G.325ff., 
deutsche  K.G.  in  Japan  aufgehoben 
19;  Kechtshülfeer^uchen  in  Japan 
nach  Aufhören  der  K.G.  412;  Ein- 
schränkung der  Gerichtsbarkeit  der 
österreichischen  Konsularämter  in 
Egypten  246. 

Konsularyerträge,  s.  internatio- 
nale Verträge. 

Konsuln,  beschränkte  Exterritoria- 
lität (Frankr.)  299,  (Egypt)  478; 
deutsche  Konsuln:  Verzeichnis 
der  Orte,  an  welchen  zum  Abhör 
von  Zeugen  und  Abnahme  von  Eiden 
ermächtigte  K.  sich  befinden  411,  d. 
K.  in  Peru  90;  österreichische 
Konsuln:  Einschränkung  der  Ge- 
richtsbarkeit in  Egypten  246;  K. 
ottmanischer  IStaatsanffehörig- 
keit  in  Egjpten  (Egypt)  479. 

Konsuln,  in  der  Schweiz,  keine 
Steuerbefreiung  168;  in  der  Türkei, 
Geremoniell  gegenüber  den  türki- 
schen Behörden  246. 

Konventionen,  s.  Internat.  Verträge. 

Korea,  Konsulatehen  der  Deutsdhen 
18;  Weltpostvertrag  167,  342. 

Korrespondenz  mit  dem  Auslande, 
8.  Rechtshülfe. 

Kosten,  Kostenansatz  von  Gebühren 
ausländ.  Zeugen  (Deutschi.)  385; 
K.  der  von  den  schweizer.  Gerichts- 
behörden in  Privatklagesachen  ge- 
leisteten Rechtshülfe  250. 

Kostenkaution,  s.  Sicherheits- 
leistung. 

Kriegskontrebande  433,  439, 
(Gnech.)  482. 


Kunst,  Werke  der,   s*  üriieber- 

recht 
Kuratel,  s.  Vormundschaft 


Ladeschein,  Verpflichtungen  des 
Frachtftkhrers  (Deutschi.)  62. 

Landesstrafrecht  der  deutschen 
Einzelstaaten,  inwiefern  aufserhalb 
derselben  anwendbar  177 ;  das  R.Str.- 
G.B.  enthält  keine  Bestimmung  über 
den  extraterritorialen  Geltungsbe- 
reich der  Landesstrafgesetze  173; 
analoge  Anwendung  des  R.Str.G.B. 
nicht  zwingend  183,  188. 

Leewards-Inseln,  intern.  Post- 
übereinkommen, Austausch  von  Brie- 
fen etc.  mit  Wertangabe  167. 

Legitimation  durch  nachfolgende 
Ehe,  hessisches  Gesetz  837. 

Letztwillige  Verfügung,  s. 
Testament. 

Lehnrecht,  lex  curiae  oder  lex  rei 
sitae  mafsgebend?  (DeutschL)  283. 

Lex  fori,  ob  bezügl.  des  Lehnrechts 
mafsgebend  (DeutschL)  283. 

Lex  loci,  Form  der  Rechtsgeschäfte 
2,  insbes.  der  Eheschliefsung  3, 
bezüglich  der  materiellen  Voraus- 
setzungen der  Eheschliefsung  nicht 
anwendbar  23;  ob  bezügl.  des  Lehn- 
rechts mafsgebend  (Deutschi.)  283. 

Liberia,  Freundschafts- etc.  Vertrag 
mit  Kongo  246;  Weltpostvertrag  342. 

Liechtenstein,  intern.  Postkon- 
vention 166. 

Lieferung  der  Ware  vom  Inlande 
an  den  ausländ.  Besteller  (Deutschi.) 
290. 

Liegenschaften,  s.  unbewegliche 
Sachen. 

Lippe,  Gesetzgebung  (Ausf.  d.  B.G.B., 
des  Ges.  über  Zwangsversteigerung 
und  Zwangsverwaltunff,  der  Handels- 
gesetzgebung, der  Grundbuchord- 
nung, des  Ges.  über  Änderung  der 
C.Pr.O.,  des  Ges.  über  freiwillige 
Gerichtsbarkeit)  165,  Eheschliefsung 
niederländischer  und  schwedisch- 
norwegischer Staatsangehöriger  337 ; 
Vollstreckung  der  Gesamtstrafen  496 ; 
Rechtsfähigkeit  ausländ,  juristischer 
Personen  272;  Anwendung  des 
Landesstrafrechts  bei  aufserhalb  des 
Landes  begangenen  Strafthaten  208. 

Litispendenz,  s.  Rechtshängigkeit 
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Litterarisches  Eigentnm,  s. 
Urheberrecht 

Locus  regit  actum,  bezüffl.  Form 
der  Rechtsgeschäfte  2,  insoes.  der 
Eheschliefsung  3,  bezügl.  der  ma- 
teriellen Voraussetzungen  der  Ehe- 
schliefsung nicht  anwendbar  23. 

Lothringen,  s.  ElsaTs-Lothringen. 

Lübeck,  Gesetzgebung  (AusfOesetze 
z.  B.G.B.,  z.  GiTÜprozelsordnung, 
Gesetz  aber  freiwillige  Gerichtsbar- 
keit, Handelsgesetzbuch,  Wechselord- 
nung, Grundbuchordnung,  Zwangs- 
Tersteigerung  und  Z  wanesverwaltung) 
165;  Notariatsordnung  243;  Anwen- 
dung des  Landesstrafrechts  bei 
aufserhalb  des  Landes  begangenen 
Strafthaten  209. 

L  n  X  e  m  b  u  r  g ,  Ges.  über  die  Fremden- 
polizei, Ges.  über  bedingungsweise 
Verurteilung,  Ges.  über  Armenrecht 
244;  Erklärung  zur  Erlangung  der 
Eigenschaft  als  Luxembuiger  244; 
Vertrag  mit  Preufsen  über  Regelung 
der  Fischerei  in  den  Grenzgew&ssem 
246;  intern.  Pestkonyention  166; 
Markenschutzvertrag  mit  Italien  247 ; 
Zusatzakte  zur  Berner  Litterarkon- 
Tention  247;  Auslieferungsvertrag 
mit  Rufsland  247:  Weltpostvertrag 
342.  »  F  -6 

L  u  z  e  r n  (Kanton),  OreanisationsgesetK 
vom  8.  März  1899  340;  Gegenrecht 
wegen  Strafverfolgung  gegenüber 
Deutschland  170. 


Man  g  el  anz  ei  ge  beim  Kauf,  örtliches 
Redit  (Deotschl.)  222,  285. 

Marinegerichte,  Geschäftsverkehr 
mit  den  Marinegerichten  im  Aus- 
Umd  240. 

Markenschutz,  s.  Waren- 
zeichen. 

Marokko,  Konsulatehen  der  Deut- 
schen 19. 

Mecklenburg-Schwerin,  Gesetz- 
gebung 160,  242,  495;  Rechtsfähig- 
keit ausländ,  juristischer  Personen 
274;  Anwendung  des  Landesstraf- 
rechts bei  aufserhalb  des  Landes 
begangenen  Strafthaten  207. 

MecJclenburg -Strelitz,  Gesetz- 
ffebung  161,  243,  337,  496;  Rechts- 
ähigkeit  ausländ,  juristischer  Per- 
sonen 274;  Anwendung  des  Landes- 

Zaitflohrift  f.  int«rn.  Prirttt-  u.  StrAÜreoht 


.  strafirechts  bei  aufserhalb  des  Landes 
begangenen  Strafthaten  207. 

Meineid,  Verleitung  zum,  Ausliefe- 
mngsvertraff  zwis(£en  Deutschland 
und  der  Scnweiz  (Schweiz)  318. 

Meistbegfinstigunesklausel 
in  Handelsverträgen  42?. 

Mexiko,  Freundschafts-  etc.  Vertrag 
mit  der  dominikanisdien  Republik 
246;  intern.  Münzkonferenz  247; 
Weltpostvertrag  342. 

Militärpersonen  der  deutschen 
Schutztruppen,  stn^erichtUches 
Verfahren  gegen  solche  421. 

Missionen,  Immunität  der  diploma- 
tischen M.  (Frankr.)  299. 

Modelle,  schweizerisches  Gres.,  die 
gewerblichen  Muster  und  Modelle 
betr.,  339. 

Monaco,  Zusatzakte  zur  Bemer 
Litterarkonvention  von  1886  247. 

Montenegro,  Gesetzgebung  und 
Gerichtsorganisation  459;  Rücktritt 
von  Bemer  Urheberrechtskonven- 
tion 159;  intern.  Pestkonvention  166; 
Znsatzakte  zur  Bemer  Übereinkunft 
von  1886  247 ;  Weltpostvertrag  842. 

Mündel,  s.  Vormunoschaft 

M  ü  n  z  k  0  n  f  e  r  e  n  z ,  intemationale  247. 

Muscat,  Freundschafts-  etc.  Vertrag 
mit  Grofsbritannien  246. 

Musikalische  Werke,  s.  Urheber- 
recht 

Musterschutz,  schweizer.  Gesetz 
vom  30.  März  1900,  die  gewerblichen 
Muster  und  Modelle  betr.,  339. 


M. 

Nachlafs,  Nachlafsbehand- 
lung,  Behandlung  des  N.  von  Aus- 
ländern (Deutschi.)  63;  Reciprocität 
zwischen  Österreich  und  Preufsen 
wozen  Nachlafsbehandlung  (Ost.) 
302;  N.  von  in  Österreich  verstor- 
benen Württembergem  (Ost)  155: 
Verhältnis  zwischen  Deutschiana 
und  Italien,  betr.  Ansprüche  des 
Fiskus  auf  den  herrenlosen  N.  der 
beiderseitigen  Staatsangehörigen, 
415:  Zuständigkeit  zur  besonderen 
Nachlafsbehandlung  bezüglich  der 
nadkträglich  im  Auslande  zum  Vor- 
schein gekommenen  Nachlafsstücke 
S"  it)  78;  Behandlung  des  N.  von 
utschen  im  Kanton  Zürich  428; 
VoUzug  der  Nachlafsbestimmung  in 
Beziehung  auf  im  Inlande  gelegene 

etc.,  Band  X.  33 
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Immobilien  (Engl.)  147;  aoaländ. 
Fiskus  als  Erbe  des  heirenlosen  N. 
(Frankr.)  148;  Fondsgebübren  Ton 
Nacblftssen  der  Anslftnder  in  Öster- 
reich (Ost)  806,  496;  Beitrage  zom 
Wiener  Arankenan8taltsfon£  Tom 
N.  der  Ausländer  (Ost.)  79,  497. 

Nachlafsgebühren,  s.  Nachials. 

Nationalistische  Methode  im 
intern.  Privatrecht  97,  858. 

Nationalität,  s.  Staatsangehörig- 
keit 

Natürliche  Kinder,  s. uneheliche 
Kinder. 

Neuenburg  (Kanton) ,  Gtegenrecht 
wegen  Strafverfolgung  gegenüber 
Deutschland  170. 

Neufundland,  intern.  Übereinkom- 
men, betr.  den  Austausch  von  Briefen 
und  Schachteln  mit  Wertangabe  91. 

Neutral-Monsnet,  das  Gebiet  von 
N.-M.  nicht  Ausland  im  Sinne  des 
§  4  Nr.  8  des  deutschen  Str.G.B.s 
(Deutschi.)  66. 

New  York  (Staat),  Rechtsfähigkeit 
ausländ,  juristischer  Personen  276. 

Nicaragua,  Weltpostverein  841, 
842. 

Niederlande,  Rechtsprechung  68, 
488;  Ortl.  Recht  fhr  EheschlieTsung 
84;  eheliches  Güterrecht  (Niederl!) 
68;  Eheschliefsunff  niederländischer 
Staatsangehöriger  387 ;  Rechtsgültig- 
keit der  Verträge  mit  Ausländem 
^iederl.)  68;  Anerkennung  einer  in 
Holland  an  einem  holländischen 
Flufsschiffe  bestellten  Hypothek 
(Deutschi.)  472;  Vertrag  nut  der 
dominikanischen  Republik  über  Zu- 
lassung der  dominikanischen  Kon- 
suln in  den  Häfen  der  niederländ. 
Kolonien  247;  intern.  Pestkonven- 
tion 166;  intern. Münzkonferenz  247; 
Auslieferungsvertrag  mit  Serbien 
247;  Weltpostvertrag  842. 

Niederländische  Kolonien, 
Weltpostvertrag  842. 

Nordamerika,  s.  Amerika. 

Norddeutscher  Bund,  frühere 
Postverträge  mit  der  Schweiz  aufser 
Kraft  416. 

Norwegen,  Rechtsprechung  488; 
EheschBefsunff  norwegischer  Staats- 
aneehöriffer  ^7;  Gesetz  über  den 
Zolltafif246;  Zusatzakte  zurBemer 
Konvention  247;  Freundschafts-  etc. 
Vertrag  mit  Argentinien  247;  intern. 


Münzkonferenz  247;    Weltpostver- 
trag 842. 
Notariatsordnung    in    Hamburg 
165,  Lübeck  248. 


X 


bwalden,  s.  Unterwaiden  ob.  d.  W. 
rtliches  Recht,  Vereinbarung 
übor  das  anzuwendende  örtliche 
Recht  (Dentschl.)  882;  Zusammen- 
treffen örtlicher  und  zeitlicher  Kol- 
lisionsnormen 427,  (Dentschl.)  427^ 

^  (DeutschL)  471. 

Österreich,  Gesetzgebung  244^899,. 
496;  Rechtsprechung  69,  150,  228, 
802,  892,  4^  Eheschlieisung  von 
Ausländem  29,  84;  Anmerkung  in- 
länd.  Eheerkenntnisse  in  ausländ. 
Trauungsmatriken  889;  Ungültig- 
keitserklärung der  von  einem  Öster- 
reicher im  Auslande  geschlossenen» 
bereits  von  einem  ausländ.  Grerichte 
für  un^lti|(  erklärten  Ehe  (Ost)  69; 
Ungültigkeitserklärung  einer  von 
einem  Ausländer  im  Auslande  ge- 
schlossenen Ehe  (Ost)  150;  Beur- 
teilung des  von  einem  Ausländer 
mit  einem  Österreicher  in  Österreich 
eingegangenen  Geschäfts  (Ost.)  288; 
ReätsMigkeit  der  ausländ.  Aktien- 
gesellschaften, Kommandit-Aktien- 
gesellschaften  und  Versicherungs- 
ffesellschaften218;  Gebührenbehand- 
lung  offener  Handel%esellschaften 
889;  Verhältnis  zu  Frankreich  in 
Konkursfällen  446;  Zuständigkeit 
zur  Nachlafsbehandlung  von  nach- 
träglich  im  Auslande  zum  Vorschein 
cekommenen  Nachlafsstücken  (Ost) 
78;  Nachlafsbehandlung  bezügl.  des 
auswärts  gelegenen  Vermögens  (Ost) 
78;  Verhältnis  zu  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  (Ost)  78;  Ke- 
ciprocität  mit  Preufsen  (Ost)  802; 
Behandlung  des  Nachlasses  von  in 
Österreich  verstorbenen  Württan- 
bergem  (Ost).  155;  Fondssebühren 
von  den  in  Österreich  bemidlichen 
Nachlässen  der  Ausländer  (Ost)  808, 
496;  Beiträge  von  solchen  zum 
Wiener  Krankenanstaltsfonds  (Öst> 
79,  497;  Verhältnis  zu  Preufsen  497; 
Übertragung  der  Vormundschaft  an 
ausländ.  Gericht  (Ost)  154,  802; 
Übertragung  der  Vormundschaft!. 
Gerichtsbarkeit  über  ausländ.  Pfleg- 
linge an  ein  österr.  Gericht  (Ost) 
490;  Zuständigkeit  der  österr.  Ge- 
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richte  gegen  ungarische  Staatsange- 
hörige (Ö8t)  392 ;  eidliche  Vemeh- 
mang  von  GiTilprossefsparteien  auf 
Ersuchen  österr.  Gerichte  160,  161, 
343;  Anerkennung  eines  österr.  Ur- 
teils in  DeutschUind  (Deutschi.)  224; 
Vollstreckung  ausländ.  Urteile  in 
Österreich  (Ost)  79,  395,  401,  490, 
insbes.  deutscher  159,  289,  (Ost) 
394,  404,  Gegenseitigkeit  244  (Ost) 
156;  Vollstreckung  schweizerischer 
Urteile  168,  ungarischer  Urteile  (Ost.) 
306,  402;  Delibationsverfiiihren  vor 
Geltung  der  neuen  Ezekutionsord- 
nunff  einseleitet  (Ost)  304;  Rechts- 
hülfe mit  Deutschland  496,  in  Patent- 
sachen 160,  337;  direkter  Verkehr 
der  Gerichtsbehörden  mit  der  Schweiz 
165, 246 ;  Vertrag  mit  Preufsen  wegen 
Beseitigung  von  Doppelbesteuerung 
343;  intern.  Pestkonvention  166; 
intern.  MQnzkonferenz  247;  Ein- 
schränkung der  Gerichtsbarkeit  der 
österr.  Konsuln  in  Eggten  246; 
Auslieferungsverkehr  mit  Deutsch- 
land 160, 161,  164,  242,  245;  Welt- 
postvertra^  342;  fraherer  Postvertrag 
mit  der  Scnweiz  aufser  Kraft,  neues 
Übereinkommen  416. 

Offene  Handelsgesellschaft, 
s.  Handelsgesellschaft. 

Old  en  bürg, Gesetzgebung  161 :  Ausf.- 
Ges.  z.  B.G.B.  161;  Rechtsfähigkeit 
ausländ,  juristischer  Personen  271; 
Anwendung  des  Landesstrafrechts 
bei  aufserhiEklb  des  Landes  begange- 
nen Strafbhaten  208. 

Oranje-Freistaat,  Weltpostverein 
342. 

Ordre  public, Bedeutungder Rechts* 
vergleichuns  103,  105;  der  Anwen- 
dung fremder  Gesetze  entgegen- 
stehend 364. 

Ost- Afrika,  Bei^gwesen  in  O.A.  421. 

Ottomanisches  Reich,  s.  Türkei. 


P.   ft. 

Paraguay,  Form  der Eheschlielsung 
20;  Wel^stvertrag  342. 

Partei,  eidliche  Verehmung  der  P. 
auf  Ersuchen  österreichischer  Ge- 
richte 160,  161,  343. 

Parteiwille,  Bedeutung  von  Ver- 
einbamnffen  der  Beteuifften  über 
das  fCa  ihr  Vertragsverhältnis  anzu- 
wendende örtliche  Recht  (DeutschL) 


Partielle  intern.Rechtsnormen 
104,  105. 

Patentamt,  Verkehr  mit  dem  öster- 
reichischen Patentgerichtshof  160, 
337. 

Patente,  Verletzung  des  Patentrechts 
(Deutschl.)  138;  ausländ.  Patentrecht 
(Frankreich)  298;  Erfindungspatent 
(Frankr.)  298. 

Persönliche  Handlungsfähig- 
keit, s.  Handlungs&higkeit 

Personalstatut,  Theorie  des  P. 
261. 

Personenstand,  Änderung  des  Ein- 
traffs  in  ein  ausländ.  Personenstands- 
register (Frankr.)  296. 

Persien,  Konsulatehen  der  Deut- 
schen 19;  intern.  Pestkonvention 
166;  Weltpostvertrag  342. 

Peru,  Konsulatehen  der  Ausländer 
10;  Stellung  der  deutschen  Konsuln 
90;  Auslieferungsvertrag  mit  Belgien 
247;  Weltpostvertrag  342. 

Pestkonvention,  intern.,  166,411. 

Pfandrecht,  gesetzliches  PfR.  der 
Bahnen  nach  dem  intern.  Cberein- 
kommen  über  den  Eisenbahnfracht- 
verkehr (Deutschl.)  377. 

Pflegschaft,  s.  Vormundschaft. 

Philippinen,  Weltpostvertrag  342. 

Porto-Kico,   Weltpostvertrag  342. 

Portugal,  Konsulatehen  der  Aus- 
länder 16 ;  Handelsdeklaration  gegen- 
über der  Türkei  246;  intern.  Pest- 
konvention 166;  intern.  Münz- 
konferenz 247;  WeltpoBtvertrag342. 

Portugiesische  Kolonien,  Welt- 
postvertrag 342. 

Positivistische  Richtung  im 
intern.  Privatrecht  258. 

Post,  Postverträge  der  Schweiz  mit 
Deutschland,  mit  Österreich,  mit 
Ungarn  416. 

Postanweisungen,  s.  Geldanwei- 
sungen. 

Poststücke,  Auswechselung  von, 
intern.  Übereinkommen  342. 

Preufsen,  Gesetzgebung  159,  239, 
335, 411;  Zulassung  von  Ausländem 
zur  Eheschliefsung  in  Pr.  159; 
Vormundschaft  über  Nichtpreulsen 
(DeutschL)  54;  Reciprocität  mit 
Österreich  in  betreff  der  Nachlafs- 
behandlung  (Ost)  302;  Gesetz  zur 
Vermeidung  von  Doppelbesteuerung 
335;  Vertrag  mit  (Österreich  zur 
Vermeidung  von  Doppelbesteuerung 
343;  Notanat  in  Pr.  159;  Anwend- 
83* 
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barkeit  der  Landesstrafgesetze  bei 
aafserhalb  des  Landes  begangenen 
Strafthaten  203;  AasliefeningBTer- 
kehr  mit  Frankreich  241;  Vertrag 
mit  Luxemburg,  betr.  die  Regelang 
der  Fischerei  in  den  Grensge* 
wässern  246. 

Prisengerichtsspruch,  italieni- 
scher, in  Sachen  des  .Doelw^k*' 
4S8;  Erlöschen  der  Jarismktion  der 
Prisenkommission  nach  Beendigung 
des  Krieges  437; 

Prohibitivgesetze,  Bedeutung  der 
RechtsTerueichung  105;  entgegen- 
stehende Yereinburung  unwirlaam 
(Deutschi.)  382. 

Protokoll,  Bedeutung  des  über  die 
mündliche  Verhandlung  angenom- 
menen bezirksgerichtlichen  Pr.  nach 
österreichischem   Recht  (Deutsdbl.) 


Provision  aus  Wechseln  (Frankr.) 
299. 

Prozefskosten  in  Rufsland  425« 

ProzefskostenkautionfS.  Sicher- 
heitsleistung. 

Pupillen,  s.  Vormundschaft 


R&nmliche  Herrschaft  der  Ge- 
setze, 8.  örtliches  Recht. 

Realitäten,  8.  unbewegliche  Sachen. 

Rechtsfähigkeit,  R.  ausländ,  ju- 
ristischer Personen  nach  dem  B.6.B. 
und  den  AusüG.  hierzu  211,  269; 
von  ausländ.  Aktiengesellschaften 
(Ost)  76. 

Rechtsgeschäfte,  Form,  s.  Form. 

Rechtshängigkeit  im  Auslande, 
R.  vor  den  Gerichten  verschiedener 
Staaten  atal.)  149. 

R  e  c h  t s  hü  If e ,  Ablehnung  der  durch 
einen  beauftragten  Richter  erbetenen 
Rechtshülfe  (Deutschi.)  227;  Ableh- 
nung der  Rechtshülfe  wegen  Unvoll- 
ständigkeit  des  Beweisbeschlusses 
(Deutschi.)  227;  Erteilung  von  Erb- 
scheinen im  Wege  der  R.  (Deutsch!.) 
391;  Ersuchschreiben  nach  Japan 
412,  495 ;  Geschäftsverkehr  mit  dem 
Gerichte  in  Kiautschou,  den  Marine- 
gerichten im  Auslande  und  den  Ge- 
richten der  deutschen  Schutzgebiete 
239,336,337;  Rechtshülfeverkehr  mit 
Osterreich  160, 496;  in  Patentsachen 
337;    Gebühren    für    Obersetzung 


österr.  Ersuchschreiben  (Ost)  491; 
Geschäftsverkehr  zwischen  deutschen 
und  Schweiz.  Gerichten  (Deutschl.) 
64;  Geschäftsverkehr  mit  den  schwei- 
zerischen Grerichtsbehörden  und  den 
Administrattvbehörden  für  gewerb- 
liches Eigentum  90,  336;  Kosten 
der  von  den  schweizerischen  Ge- 
richtsbehörden in  Privatklagesacheik 
Seleisteten  Rechtshülfe  250;  Rechts- 
ülfeverkehr  mit  Dänemark  239^ 
247,  336,  337,  416;  direkter  Ver- 
kehr der  Justizbehörden  zwischen 
der  Schweiz  und  Belgien  497. 

RechtsDrechung  46, 125, 218,  277, 
380,  468. 

Rechtsvergleichende  Methode 
im  intern.  Frivatrecht  97,  105. 

Regrefsp flicht  aus  einem  in  Ham- 
burg in  enslischer  Sprache  ausge- 
stellten, in  London  gezahlten  Check 
(Deutschl.)  12& 

Religionsgesell  Schäften, Rechts- 
fiihigkeit  zum  Erwerb  von  Schen- 
kungen etc.  216,  272. 

Reu  fs  ä.L.,Gesetzffebungl64;  Rechts- 
fähigkeit ausländ,  juristischer  Per- 
sonen 272;  Ausführung  des  B.GJ3. 
und  der  Nebengesetze,  Grundbach- 
ordnung 164;  Anwendung  des  Landes- 
strwfredits  bei  aufserhalb  des  Landes 
begangenen  Strafthaten  207. 

Reufs  j.  L.,  Rechtsfähigkeit  ausländ, 
juristischer  Personen  272;  Anwen- 
dung des  Landesstrafrechts  bei 
aufserhalb  des  Landes  b^;angenen 
Strafthaten  207. 

Reciprocität,  s.  Gegenseitigkeit 

Rhein,  Schifffthrts-  und  Hafenordnung 
für  den  Untersee  und  den  Rhein 
zwischen  Eonstanz  und  SchafiThausen 
90;  Aichuuff  der  Rheinschiffe  337; 
Schiffsdamptkesselrevision  337. 

Rheinschiffahrtsakte  243;  Er- 
gänzung der  RheinschifhhrtBpoU- 
zeiordnung  336,  337,  415;  Zu- 
widerhancQuugen  gegen  von  einem 
einzelnen  üferstaat  erlassene  Ver- 
ordnungen (Deutschl.)  386. 

Rückverweisungstheorie  356^ 
369. 

Rückwirkende  Kraft  des  intern. 
Privatrechts  353. 

Rtt  hr  0  r  t,  Rheinschifiahrt8ffericht41L 

Rumänien,  intern.  Pestkonventton 
166:  intern.  Münzkonferenz  247; 
Weltpostvertrag  342. 
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RuTsland,  Bechtsverh&ltnisse  der 
Ausländer  in  R.  106  ff.;  örtliches 
Recht  für  Eheschliefsung  84;  russi- 
sches Eherecht  421;  in  R.  erfolste 
Konkurseröffnung  (Deutschi.)  60; 
russisches  Kredit-  und  Rechtsver- 
hältnisse,  Anw&lte,  Prozefskosten, 
Verzugszinsen,  Konkurs  424;  intern. 
Pestkonvention  166;  Auslieferungs- 
vertng  mit  Luxemburg  247;  Welt- 
postvertrag S42. 


S. 

Sachen,  s.  bewegliche  Sachen. 

Sachsen  (Königreich),  Gesetzgebung 
100,  240,  886,  418;  Ausf.Ges.  zum 
B.O.B.  und  seinen  Nebengesetzen 
886;  Famiiienanwartschaften  886; 
Verwaltunsspflege  886 ;  Oberlei- 
tungSYorschnften  für  das  Güter- 
recht in  das  Güterrecht  des  B.G.B. 
845;  ErgJknzung  des  k.  Haus- 
cesetzes  418;  Rechtsfähigkeit  aus- 
länd, juristischer  Personen  271; 
Anwendung  des  Landesstrafrechts 
bei  auTserhalb  des  Landes  begange- 
nen Strafthaten  204. 

Sachsen- Altenburg, Gesetzgebung 
496 ;  Eheschliefsung  von  Ausländem 
496;  Rechtsfähigkeit  ausländ,  juristi- 
scher Personen  272;  Anwendung 
des  Landesstrafrechts  bei  auTserhalb 
des  Landes  begangenen  Strafthaten 
208. 

Sachsen-Koburg-Gotha,  Gesetz- 
gebung 168;  Ausführung  des  B.G.R, 
der  Grundbuchordnung  168;  Rechts- 
fähigkeit ausländ,  juristischer  Per- 
sonen 271;  Anwendung  des  Landes- 
strafrechts bei  aufserhalb  des  Lan- 
des begangenen  Strafthaten  207. 

Sachsen-Me  iningen,  Gesetz- 

Ssbung  168,  248;  Grundbuch, 
interlegungswesen  168;  Ehe- 
schliefsung von  Ausländem  248; 
Rechtsfähigkeit  ausländ,  juristischer 
Personen  272;  Anwendung  des 
Landesstrafrechts  bei  aufserhalb  des 
Landes  beffangenen  Strafthaten  207. 

Sachsen- we  im  ar-Eisenach, 
Rechtsfähigkeit  ausländ,  juristischer 
Personen  272;  Anwendung  des 
Landesstrafrechts  bei  aufserhalb  des 
Landes  begangenen  Strafthaten  207. 

Sachverständige,  Zuziehung  von 
S.,  welche  in  einem  anderen  Bundes- 


staate wohnhaft  sind  885,  412,  418, 
495. 

Salvador,  Fomi  der  Eheschliefsung 
zwisch.  Salvadorenem  und  Deutschen 
11;  Handels-  und  Schiffahrts vertrag 
mit  Ecuador  246;  Weltpostvertrag 
und  Ubereinkonmien,  betr.  Geldan- 
weisungen etc.  91;  nicht  bei  Über- 
einkommen Austauschung  von  Wert- 
briefen 167;  Weltpostvertrag  842. 

Samoa,  Konsulatehen  der  Deutschen 
18 ;  Freundschaftsvertrag  m.  Deutsch- 
land 157;  aufser  Anwendung,  bez. 
der  an  Amerika  übergegangenen 
Inselgruppe  417 ;  Rechtsverhältnisse 
in  S.  158:  Weltpostvertrag  842. 

Sanitätsübereinkunft,  Hals- 
regeln gegen  Einschleppung  der 
Pest  166,  In. 

Schachteln  mit  Wertangabe,  intern. 
Übereinkommen,  betr.  den  Aus- 
tausch 91. 

Schaffhausen  (Kanton)  Gegen- 
recht wegen  Strafirerfolgung  gegen- 
über Deutschland  170. 

Schaumburg- Lippe,  Gesetzgebung 
164;  Ausfühmng  der  Grandbuch- 
ordnung 164;  Anwendung  des  Lan- 
desstrafrechts bei  aufserhalb  des 
Landes  begangenen  Strafthaten  208. 

Scheidung,  s.  Ehescheidung. 

Schenkung  an  juristische  Personen 
211  ff.,  269. 

Schiedsspruch,  Vollstreckung  aus- 
länd, in  Belgien  (Belg.)  146;  Exe- 
kutionsfähigkeit der  Sprüche  unga- 
rischer Börsenschied^richte  in 
Österreich  (Ost)  806. 

Schiffahrt  auf  dem  Rhein,  s.  Rhein. 

Schiffe,  s.  Binnenschiffahrt 

S  Chi  ff  s  dampf  kesselre  vis  Ion 
887. 

Schriften  Wechsel  mit  dem  Aus- 
hinde,  s.  Rechtshülfe. 

Schriftwerke,  Urheberrecht 
(Deutschi.)  470. 

Schuldbetreibung  in  der  Schweiz 
(Schweiz)  814. 

Schuldenhaftung  der  Ehegatten 
nach  Hamburger  Recht  (Dentschl.) 
281. 

Schulfondsbeitrag,  s.  Nachlaf^ 
NachladBgebühren. 

Schutzgebiete,  deutsche,  Ande- 
rang  des  Gesetzes  über  die  Rechts- 
verhältnisse der  deutschen  Schutz- 
gebiete 417;  neue  Redaktion  418  ff.; 
strafgerichtl.  Verfahren  gegen  Mili- 
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ULrperBonen  der  deutschen  Schuts- 
trappen  421;  Geschäftsverkehr  mit 
den  ueriditen  der  Schutzgebiete  240, 
886,  887;  Weltpostvertrag  842. 

Schwarzburs- Rudolstadt,  Ge- 
setzgebung lo8;  AuBf.G.  zum  Reichs- 
gesetz aber  Zwangsversteigerung  und 
zwangsverwaltun^  168;  RechtsAhig- 
keit  ausliUid.  junstisdier  Personen 
272;  Anwendung  des  Landesstraf- 
rechts bei  auTserhalb  des  Landes 
begangenen  Strafthaten  207. 

Schwarzburg  -  Sondershausen, 
Gesetzffebunp  164;  Rechtsfähigkeit 
ausl&nd.  junstischer  Personen  272; 
Ausführung  des  Gesetzes  aber  An- 
gjelegenheiten  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit 164;  Anwendung  des 
Landesstrafrechts  bei  aufserhalb  des 
Landes  begangenen  Strafthaten  207. 

Schweden,  Rechtsprechung  814; 
Eheschliefsung  schwedischer  Staats- 
angehöriger ^7;  Wiederverehelich- 
ung  in  Schweden  nach  im  Aus- 
land geschiedener  Ehe  (Schwed.) 
314;  jBesitzveränderung  bezüglich 
des  im  Auslande  hinterlassenen 
Vermögens  (Schwed.)  314;  Fretmd- 
schafts-  etc.  Vertrag  mit  Argen- 
tinien 247;  intern.  MOnzkonferenz 
247;  Weltpostvertrag  342. 

Schweiz,  Gesetzgebung  90,  246,  389; 
Rechtsprechung  86,  314,  409,  492; 
Staatsangehörigkeit  der  in  Frank- 
reich geborenen  Kinder  246;  Bundes- 
gesetz aber  Civilstand  und  Ehe 
(Schweiz)  86;  Ehescheidungsklagen 
von  Schweizer  BOraem,  Zuständig 
keit  (Schweiz)  86;  Staatsvertrag  mit 
Württemberg,  Konkurs  (Deutschi.) 
875;  Betreibung  des  im  Auslande 
wohnenden  Schmdners  in  der  Schweiz 
(Schweiz)  814;  Bundesgesete  aber 
gewerbliche  Muster  und  Modelle 
Sß9]  Behandlung  des  Nachlasses 
von  Deutschen  un  Kanton  Zürich 
427:  Vollstreckung  ausländ.  Urteile 
in  der  Schweiz  168,  (Schweiz)  492; 
insbesondere  im  Kanton  Tessin  840; 
Vollstreckung  von  ansl&nd.  Urteilen 
über  Ehescheidung  von  Schweizer 
Bürgern  (Schweizf  86,  492;  Voll- 
streckung Schweiz.  Urteile  in  Deutsch- 
land (DeutschL)  64;  Vollstreckung 
pn  schweizerischen  Civilurteilen  in 
Österreich  168;  Litterarvertr&ffe  der 
Schweiz  mit  dem  vormaligen  Nord- 
deutschen Bond  aufser  £raft,  des- 


gleichen mit  Italien,  Frankreich, 
Belgien  92;  Zusatsakte  zum  Bemer 
intern.  Obereinkommen  247;  Rechts- 
hülfe im  Verkehr  mit  Deutschland 
in  Patentsachen  160,  161,  164;  Ge- 
schäftsverkehr zwischen  deutschen 
und  Schweiz.  (Berichten  (DeutechL) 
64;  unmittelbarer  Verkehr  der  Justiz- 
behörden und  der  Administrativ- 
behörden für  gewerbliches  Eu^cntnm 
mit  Deutschland  90,  242;  mrekter 
Verkehr  der  schweizerischen  Justiz- 
behörden mit  Belgien  497;  Geridits- 
behördenverkehr  zwischen  Schweiz 
und  Österreich  165,  246;  Schiffahrts- 
und Hafenordnuuff  für  den  Untersee 
und  Rhein  zwisdien  Konstanz  und 
Schaffhausen  90;  intern.  Pestkon- 
vention 166  j  intern.  Münzkonferenz 
247;  schweizerisches  Zollreglement 
246;  keine  Steuerbefreiung  der  Kon- 
suln in  der  Schweiz  168;  Stra^rer- 
folgun|(  Deutscher  wegen  der  in  der 
Schweiz  begangenen  Delikte  170; 
Auslieferunravertrag  mit  Deutsch- 
land 169,  Verleitung  zum  Meineid 
(Schweiz)  318,  Teilnahme  am  Ab- 
treibungsversuch (Schweiz)  409;  in- 
terkantonales Auslieferunssrecht  in 
der  Schweiz  (Schweiz)  320;  Welt- 
postvertrag 342 ;  frühere  Postverträge 
mit  Nordcfeutschem  Bund,  Bayern, 
Württemberg,  Baden,  Österreich- 
Ungarn  aufser  Kraft,  neue  an  deren 
Stelle  416. 

Schwyz  (Kanton),  Gegenrecht  wegen 
Strafirertblgung  g^renüher  Deutsch- 
land 170. 

Serbien,  Konsulatehen  der  Deut- 
schen 19:  intern.  Pestkonvention 
166:  Auslieferungsvertraff  mit  den 
Nieaerlanden  247;  Auslieferungs- 
vertrag mit  Chile  247;  Weltpost- 
vertrag 342. 

Siam,  Konsulatehen  der  Deutschen 
18;  Weltpostvertrag  342. 

Sicherheitsleistung  der  Aus- 
länder a)  für  Prozefskosten: 
der  Ausländer  in  Frankreich  (Fr.) 
482;  Festsetzung  der  Höhe  der 
Sicherheitsleistung  (Norw.)  483 ; 
die  Prozefskostenkaution  erstreckt 
sich  nicht  auf  die  aus  der  Widerklage 
sich  ergebende  Entschädigung  des 
Beklacten  (Frankr.)  300;  Befireiunff 
von  der  Sicherheitsleistung  na^ 
dem  Haaper  Übereinkommen  (Ost) 
894;  Bestimmungen  des  Givilprozefs- 
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entwurÜB  im  Kanton  Aaivau  48; 
keine  Sicherheitsleistung  för  Pro- 
zefskosten  von  in  Guatemala  domi- 
zilierenden Gesellschaften  (DeutschL) 
471.  b)  für  Gerichtskosten: 
erhöhter  Kostenvorschuls  der  Aus- 
länder  (DeutschL)  143;  Gerichts- 
kostenYorschufs  der  Amerikaner 
(Deutschi.)  292. 

Sklavenhandel,  Antisklavereikon- 
ferenz  411. 

Societäten,  s.  Gesellschaften. 

Solothurn  (Kanton) ,  Gegenrecht 
wegen  Strafverfolgung  gegenüber 
Deutschland  170. 

Spanien,  örtliches  Recht  fOr  Ehe- 
schliefsung  34;  Vormundschaft  über 
spanische  Staatsangehörige  (Deutsch- 
land) 60;  Zusatzakte  zur  Bemer 
Littorarkonvention  247 ;  intern. 
Münzkonferenz  247;  intern.  Pest- 
konvention 166 ;  Auslieferungsvertrag 
mit  Chile  247;  Weltpostvertrag  342. 

Spanische  Niederlassungen, 
Weltpostvertrag  342. 

Spionage  (Frankr.)  301. 

Staat .  ausländ.,  Klage  gegen  solchen 
(Engl.)  68;  Privilegien,  nach  inländi- 
schen Gesetzen  dem  Staatsärar 
zustehend  kommen  nicht  auch  dem 
Fiskus  des  ausländ.  Staates  zu  (Ost) 
310. 

Staatsangehörigkeit,  (Frankr.) 
479;  StA.  ausländ.  Gesellschaften 
(Frankr.)  147,  480:  Änderung  der 
StA.  einer  Gesellschaft  (Frankr.) 
296;  Umwandelbarkeit  des  ehelichen 
Güterrechts  bei  Wechsel  der  StA. 
413;  Einflufslosigkeit  des  Wechsels 
der  ehemännlichen  StA.  auf  die 
StA.  der  Frau  und  auf  die  Erbfolge 
in  dem  Nachlafs  414;  s.  auch 
die  einzelnen  Länder. 

Staatsverträge  s.  intern.  Verträge, 
auch  die  einzelnen  Staaten. 

Standesbeamte,  Anwendung  des 
ausländ.  Hechts  durch  den  deutschen 
StB.  bei  Eheschliefsungen  37. 

Statut,  Personal-  oder  Gebietsstatut 
261;  Statutenwechsel  262. 

Stempel,  Fälschung  von  St  kein 
Ansueferungsdelikt  nach  dem  A.V. 
zwischen  Deutschland  und  der 
Schweiz  169. 

Steuer,  preufsisches  Gresetz, 
die  Vermeidune  von  Doppelbesteue- 
rungen betr.,  Sb5\  Vertnig  zwischen 


Preufsen  und  Österreich  über  Be- 
seitigung^ der  Doppelbesteuerung 
843;  keine  Steuerbefreiung  der  Kon- 
suln in  der  Schweiz  168. 

Stiftungen,  Bechtsfähiskeit  aus- 
länd. St  nach  dem  B.G.B.  und  den 
Ausführunssgesetzen  211,  269. 

Strafbare  Handlungen,  im  Aus- 
lande verübt  (Ost)  81. 

Strafe,  im  Auslande  erlitten, 
(Ost)  81. 

Strafgesetze  der  einzelnen  deut- 
schen Bundesstaaten,  inwiefern 
solche  aufserhalb  derselben  an- 
wendbar sind  177  ff. 

S  t  r  a  f  r  e  c  h  t ,  der  einzelnen  deutschen 
Bundesstaaten  177  ff. ;  in  den  deut- 
schen Konsulargerichtsbezirken  231. 

Strafverfolgung  Deutscher,  die 
nach  Begehung  emes  Delikts  in  der 
Schweiz  sich  m  ihren  Heimatsstaat 
begeben  haben  170. 

Straits  Settlements,  Internat 
Obereinkonmien,  betr.  den  Austeusch 
von  Briefen  und  Schachteln  mit 
Wertangabe  91. 

Südafrika,  britische  Kolonien  von 
Südafrika,  Weltpostverein  342. 

Südafrikanis  che  Republik, 
Konsulatehen  der  Deutschen  19; 
Weltpostvertrag  342. 


T. 

Territorialprincip  im  Strafrecht 
(England  und  Amerika)  178. 

T  e  s  s  i  n  (Kanton),  Civilprozefsordnung 
vom  5.  Mai  1899  340;  Exekution 
ausländ.  Urteile  340 ;  Gerichtsorgani- 
sation in  bürgerlichen  Bechtssachen 
34;  (Jegenrecht  wegen  Strafverfol- 
gung gegenüber  Deutschland  170. 

Testamente,  im  Auslande  errichtet 
(Frankr.)  148,  299:  Testamentsform 
der  Belgier  im  Auslande  (Beiß.)  478; 
Testamente  in  fremder  Sprache 
(Frankr.)  481. 

Thurgau  (Kanton),  Revision  der 
intern.  Schiffahrts-  und  Hafenord- 
nung für  den  Bodensee  341;  Be- 
leidigungsklagen nicht  als  Straf- 
sachen behandelt  250;  Gegenrecht 
wegen  Strafverfolgung  gegenüber 
Deutschland  170. 

To  des  erklär  ung  von  Verschollenen 
ohne  inländ.  Wohnsitz  159. 
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Tonga,  Freundschaftsvertrag  mit 
Deatschland  157. 

Transport,  s.  Fracht,  auch  Eisen- 
bahotrachtverkehr. 

Trauungsmatriken,  Anmerkung 
österr.  Eheerkenntnisse  in  auslftn£ 
Trauungsmatriken  839. 

Türkei,  Gesetzgebung  246 ;  Konsulat- 
ehen der  Deutschen  18 ;  Ceremoniell 
zwischen  den  türkischen  Behörden 
und  den  fremden  Konsuln  246; 
Handelsdeklaration  gegenüber  Por- 
tugal 246;  intern.  Testkonvention 
166;  intern.  Münzkonferenz  247; 
Weltpostvertrag  842. 

Tunis,  Zusatzakte  zur  Bemer  Über- 
einkunft 247;  Weltpostvertrag  342. 


Überleitungsvorschriften  f&r  das 
eheliche  Güterrecht  zur  Überleitung 
in  das  B.G.B.  343. 

Übersetzung,  Gebühren  für  Ü. 
Österr.  Ersuchschreiben  (Ost)  491. 

Überstaatliches  internationa- 
les Privatrecht  258. 

Unbewegliche  Sachen,  Erwerb 
von  Grundbesitz  durch  ausländ,  ju- 
ristische Personen  211  ff.,  269  ff.; 
Erwerb  von  Grundeigentum  in  Frank- 
furt durch  Nichtverbürgerte  (Deutsch- 
land) 65;  Erwerb  von  Frankfurter 
Liegenschaften  durch  auswärtige 
Aktiengesellschaften  (Deutschi.)  1&. 

Uneheliche  Kinder,  Vaterschafts- 
klaee  eines  unehelichen  Kindes  einer 
ausländ.  Mutter  gegen  einen  Aus- 
länder (Deutschl.)374;  Alimentations- 
anspruch  (Dan.)  293,  (Schweiz)  493. 

Uneheliche  Schwängerung,  An- 
sprücheaus unehel.  Schw.  (Deutschi.) 
374,  (Dan.)  293,  (Schweiz)  493. 

Unfallentschädigung  der  Aus- 
länder (Frankr.)  ^7. 

Ungarn,  Bagatellverfahren  in  U., 
Zuständigkeit  167;  Zuständigkeit  der 
österreichischen  Gerichte  gegen  un- 
garische Staatsangehörige  (Ost)  392; 
Exekutionsfähigkeit  der  in  Ungarn 
errichteten  Akte  und  Urkunden  in 
Österreich  (Ost)  306,  402;  intern. 
Münzkonferenz  247;  intern.  Pest- 
konvention 166;  Weltpostvertraff  342; 
früherer  Postvertrag  mit  der  Schweiz 


aufser  Kraft,  neues  Übereinkommen 
vom  12.  August  1900  416. 

Unterhalt,  Ünterhaltsaaspruch  aus 
unehelicher  Schwängerung  (Dan.) 
293,  (Schweiz)  493;  Unterhaltsklage 
eines  unehelichen  Kindes  einer 
ausländ.  Mutter  gegen  einen  Aus- 
länder (Deutschi.)  374. 

Untersee,  Schiffahrts-  und  Hafen- 
ordnung ftlr  den  U.  und  den  Rhein 
zwischen  Konstanz  und  Schaff  hausen 
90. 

Unter  suchun|(smethode  im  inter- 
nationalen Pnvatrecht  105. 

Unterwaiden  n./ W.  (Kanton),  Gegen- 
recht wegen  Strafverfolgung  gegen- 
über Deutschland  170. 

U  n  t  e  r  w  a  1  d  e  n  o./W.  (Kanton),  Gegen- 
recht wegen  Strafverfolgung  gegen- 
über Deutschland  170. 

Urheberrecht,  Gesetz,  das  Urheber- 
recht an  Schriftwerken  (Deutschi.) 
470);  zur  Bemer  Übereinkunft  Zu- 
satzakte vom  4.  Mai  1896  247; 
handelsgeschäftlicher  Katalog  durch 
das  Urneberrechtsgesetz  geschützt 
fEngl.)  147 ;  Abhiuf  der  Erlöschungs- 
mst  (Ital.)  482;  s.  auch  die  einzehien 
Länder. 

Uri  (Kanton),  Gegeurecht  wegen  Straf- 
verfolgung gegenüber  Deatschland 
170. 

Urteile,  ausländische,  s.  aus- 
länd. Urteile,  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile. 

Uruguay,  Handels-  und  Schiffahrts- 
vertrag mit  Deutschland  aufser  Kraft 
92;  Weltpostvertrag  342. 


T. 

Vaterschaftsklage  des  unehel. 
Kindes  einer  ausländ.  Mutter  gegen 
einen  Ausländer  (Deutschi.)  374. 

Venezuela,  Weltpostvertrag  342. 

Verbrecher,  Auslieferung  der  V., 
s.  Auslieferung. 

Verbürgung  der  Gegenseitig- 
keit, 8.  Gegenseitigkeit 

Vereine,  Kechtsfähigkeit  ausländ. 
V.  nach  dem  B.G.B.  211. 

Verein! jfte  Staaten  v.  Amerika, 
s.  Amerika. 

Verfügung  von  Todes  wegen, 
s.  Testamente,  Zuwendungen. 

Verjährung  von  Forderungen 
(Dan.)    146,    293,    294,    (Fninkr.) 
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148,  (Belg.)  292;  die  im  Aii»- 
lande  ge&bte  Ablebnonff  des  Yoll- 
zogs  von  inl&nd.  Urt^en  hemmt 
nidit  die  Yeijährang  (Ost)  395. 

Verkehr  mit  dem  Auslande,  s. 
Rechtshülfe. 

Verlassenschaft,  s.  Nachlafs. 

Verlöbnis,  örtliches  Recht  für  die 
Wirkungen  des  V.  (Deutschi.)  46; 
Ansprüoie  aus  Verlöbnisbruch 
(Deutschi.)  277. 

Verpflichtungsfähigkeit  einer 
verheirateten  Ausländerin  (Ost)  228. 

Versäumnis  urteil,  ausländisches, 
Vollstreckung  (Ital.)  149. 

Verschollen  hei  t,  Zuständigkeit 
2ur  Todeserklärung  von  Verscholle- 
nen ohne  inländiuchen  Wohnsitz 
(Deutschi.)  386. 

Verschwender,  Einrede  der  Be- 
stellung eines  gerichtlichen  Bei- 
standes (Frankr.)  300. 

Verträge,  Auslegung  (Engl.)  295; 
Bedeutung  der  Vereinbarungen  der 
Beteiligten  über  das  in  ihrem  Ver- 
tragsverhältnis anzuwendende  ört- 
liche Recht  (Deutsch!.)  882. 

Verträge,  internationale,  siehe 
intern.  Verträge. 

Verzugszinsen  in  Rufsland  427. 

Vindikation  gestohlener,  im  Aus- 
land von  einem  Dritten  erworbener 
Inhaberpapiere  (Schweiz)  816. 

Völkerrechtliches  internatio- 
nales Privatrecht  259. 

Vollstreckung  ausländischer 
urteile,  nach  dem  flntwurf  einer 
neuen  C.Pr.O.  im  Kanton  Aargau 
44;  V.  schweizerischer  Urteile  in 
Deutschland  (Deutschi.)  64;  V.  deut- 
scher Urteile  in  Österreich  159,  289, 
240,  (Ost.)  150,  395,  401;.  V.  son- 
stiger ausländ.  U.  in  Österreich 
(Ost)  79,  168,  402,  490;  in  Belgien 
(Belg.)  478;  V.  ausländ.  U.  in  der  . 
Schweiz  168,  insbes.  im  Kanton 
Tessin  341;  V.  ausländ.  Eheschei- 
dungsurteile in  der  Schweiz  (Schweiz) 
86,  492;  V.  ausländ.  Schieds- 
sprüche in  Belgien  146;  V.  von 
ausländ.  U.  in  Frankreich  (Frankr.) 
301,  in  Italien  atal.)  149,  in  Däne- 
mark (Dan.)  294,  295. 

Vollzug  von  ausländ.  Akten  der 
freiwiUigen  Gerichtsbarkeit  (Frankr.) 
301. 


Vormundschaft,  über  Ausländer 
(Deutschl.)  57;  Abgabe  der  V.  an 
ein  anderes  Gericht  (Deutschl.)  220; 
Übertragung  der  V.  an  ausländisches 
Gericht  fÖsterr.)  154,  302;  Über- 
tragung aer  vormnndschaftsbehörd- 
lichen  Gerichtsbarkeit  über  einen 
ausländ.  Pflegling  an  ein  öster- 
reichisches Gericht  (Ost)  490. 


Waadt  (Kanton),  Gegenrecht  wegen 
Strafverfolgung  gegenüber  Deutsch- 
land 170. 

Warenkauf,  Eigentumsübergang 
(Deutschland)  220;  Mängelanzeige 
(Deutschl.)  285. 

Warenzeichen,  (Belg.)  292,  (Engl.) 
295,  (Frankr.)  298. 

Wal  deck,  Geseticrebung  (Ausf.Ge- 
setze  über  freiwillige  Gerichtsbar- 
keit; Au8f.Ges.  z.  B.G.B.  und  z. 
H.G.B.,  Gnmdbuchordnung,  Zwangs- 
versteigerung und  Zwangsverwal- 
tung, Givilprozefsordnung,  Hinter- 
legungswesen) 164;  Rechtsfähiekeit 
ausländ,  juristischer  Personen  272; 
Eheschliefsuns  von  Ausländem  337; 
Anwendung  aes  Landesstrafrechts 
bei  aufserhiAlb  des  Landes  begange- 
nen Strafthaten  208. 

Wallis,  (Kanton),  Gegenrecht  wegen 
Strafverfolgung  gegenüber  Deutsch- 
land 170. 

Wechselrecht,     Anwendung    des 

^  am  Zahlungsorte  geltenden  ausländ. 
Rechts  auf  die  Verpflichtung  eines 
Acceptanten  aus  Domizilswechsel 
(Deutschl.)  286;  Provision  aus 
Wechseln  (Frankr.)  299 ;  Form  eines 
Wechsels  (Schweiz)  318. 

Weiterverweisung,  s.  Rückver- 
weisung. 

Weltpo8tvertrag(Washington)342. 

Werke  der  Kunst  und  Littera- 
tur,  8.  Urheberrecht 

Werkverdingunffsvertrag  oder 
Lieferun^ertra^?  290. 

Wertpapiere,  A^ndikation  gestohle- 
ner, im  Auslande  von  einem  Dritten 
erworbener  Inhaberpapiere  (Schwz.) 
316. 

Wiener  Krankenanstaltsfonds, 
Beiträge  zu  solchem  vom  Nachlasse 
der  Ausländer  (Ost)  79;  Verhältnis 
zu  Preufsen  497. 

33  •* 
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Wohnsitz,  Wohnsitzgesetz  des  zur 
Erbschaft  Berufenen  bezflglich  des 
Erbschaftserwerbes  (Deutschl.)  218. 

Württemberg,  Gesetzgebung  160, 
240,  886;  Rechtsfähigkeit  der  ju- 
ristischen Personen,  insbes.  der  aus- 
ländischen 217;  Staatsvertrag  mit 
der  Schweiz  von  1826,  Konkurs, 
(Deutsch].)  874,  Rechtsverhältnis  mit 
Österreich  über  Nachlafsbehandlung 
der  in  Osterreich  verstorbenen  Würt- 
temberger (Ost.)  155:  Anwendung 
des  Landesstrafrechts  bei  aufserhalb 
des  Landes  begangenen  Strafthaten 
204;  Auslieferungsverhftltnis  mit 
Frankreich  240;  früherer  Postver- 
trag mit  der  Schweiz  aufser  Kraft, 
neues  Übereinkommen  416. 


Zanzibar,  Konsulatehen  der  Deut- 
schen 19;  Handels-  und  Schiffahrts- 
vertrag mit  Deutschland  157. 

Zeichenschutz,  s.  Warenzeichen. 

Zeitliche  Kollisionsnormen 
353  f.,  Zusammentreffen  mit  örtlicher 
Kollision  427,  (Deutschl.)  470. 

Zeitunp;sabonnements,  intemat 
Übereinkunft,  betr.  Geldanweisungen, 
Identitätsbücher  u.  Zeitnngsabonne- 
ments  91. 

Zeugen,  Beschwerde  gegen  den 
Kostenansatz  von  (Gebühren  aus- 
länd. Z.  (Deutschl.)  385. 

Zeugenvernehmung,  deutsche, 
zur  Abhörung  von  Z.  ermächtigte' 
Konsuln  411. 


Zürich  (Kanton),  Behandlung  des 
Naddasses  deutscher  Reichsange- 
höriger 428 ;  Gegenrecht  wegen  Straf- 
verfolgung g^^über  Deutschland 
170. 

Z  ug  (KantonX  Gegenrecht  wegen  Straf- 
verfolgung gegenüber  Deutschland 
170. 

Zuständigkeit,  Z.,  wenn  von  meh- 
reren Besagten  einer  oder  mehrere 
Ausländer  sind  (Frankr.)  300;  für 
Ehescheidungsklagen  von  Schweizer- 
büigem  (Schw.)  86, 492;  zur  Todes- 
erklärung^ von  Verschollenen  ohne 
inländ.  Wohnsitz  159;  der  Rhein- 
schiffahrtsgerichte (Deutsdll.)  386; 
der  österreichischen  Gerichte  zur 
Untersuchung  der  Gültigkeit  der 
Ehen  von  Ausländem  (Ost.)  484; 
der  österreichischen  Geridite  m^ 
ungarische  Staatsangehörige  als  Be- 
klagte (Ost)  392;  Z.  im  BagateU- 
verfahren  in  Ungarn  167;  s.  auch 
„Gerichtsstand**. 

Zustellung  im  Auslande,  erfolf- 
lose  Z.  im  Sinn  des  §  320  StrJ?r.O. 
(Deutschl.)  144. 

Zuwendunaen  von  Todes  wegen 
an  juristische  Personen  211  ffl,  269. 

Zwangsversteigerung  und 
Zwangsverwaltung,  deutsches 
RG.,  Ausfbhrungsgesetze  hierzu  s. 
die  einzelnen  Bundesstaaten. 

Zwanffsvollstreckung,  s.  Voll- 


Zwingendes  Gesetz,  schliefst  die 
Vereinbarung  über  Anwendung 
eines  entgegenstehenden  Rechts  ans 
(Deutschl!)  382. 
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